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Vorwort  zur  ersten  Ausgabe. 


Ohne  die  Brauchbarkeit  der  wenigen  älteren  Ar- 
beiten über  das  Preufsische  Handelsrecht  in  Ab- 
rede stellen  zu  wollen,  war  doch  das  Bedürfnifs 
einer  umfassenderen  Uebersicht  desselben,  mit 
Rücksicht  auf  die  neuesten  Gesetze^  und  einer 
nielir  wissenschaftlichen  Bearbeitung,  in  der  letz- 
ten Zeit  fühlbar  geworden.  So  entstand  dieser 
Versuch,  welcher,  wenn  auch  mit  grofser  Liebe 
zur  Sache  bearbeitet,  doch  mit  zu  vielen  Schwie- 
rigkeiten verknüpft  war,  um  nicht  in  seinen  Man- 
geln der  Nachsicht  empfohlen  werden  zu  müssen. 
Die  ehrenvolle  Aufmunterung,  welche  mir  so  viel- 
seitig nach  der  Herausgabe  des  Preufsischen  Staats- 
rechts geworden,  läfst  mich  auch  bei  dieser  Ar- 
beit eine  wohlwollende  Theilnahme  hojQfen.  Mit 
Dank  werde  ich  jede  Belehrung  von  Kennern 
empfangen;  während  die  Berücksichtigung  sonsti- 
ger Kritiken  dem  Zwecke  dieser  Blätter  nicht 
entspricht. 

Berhn,  im  August  1833. 

Der  Ycrfasser. 


Vorwort  zur  zweiten  Ausgabe. 


Die  neuere  Gesetzgebung,  und  besonders  die  man- 
nigfachen den  deutschen  Zoll-  und  Handels- 
Verein  betreffenden  Verordnungen  haben  eine 
neue  Durchsicht  und  Vermehrung  obiger  Arbeit 
nothwendig  gemacht.  Der  Zweck  derselben  ist, 
wie  früher,  ein  rein  praktischer.  Dafs  der- 
selbe bei  der  ersten  Bearbeitung  nicht  ganz  un- 
erreicht geblieben,  dafür  bürgt  dem  Verfasser  das 
competente  Urtheil  Sachverständiger.  Indem  ich 
mich  daher  verpflichtet  fühle,  hier  für  manche  wohl- 
wollende Theilnahme  und  Belehrung,  die  mir  von 
Personen,  denen  eine  Beurtheilung  des  Gegenstandes 
zusteht,  geworden,  meinen  verbindlichen  Dank  zu 
sagen,  füge  ich  die  Bitte  hinzu,  meine  Arbeiten  fer- 
ner einer  für  mich  belehrenden,  gütigen  Aufmerk- 
samkeit zu  würdigen. 

Berlin,  im  Oclober  1837. 

Der  Verfasser. 
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gütigungssurame §.603 

10)  Vom  Abandonniren - §.  604 

11)  Vom  Ristorno §.605 

12)  Verfahren  in  Assecuranzstreitigkeiten  .  •  §.  606 

13)  Verjährung  der  Assecuranzklage §.  607 

O)  Von  der  Kaperei. 

1)  Begriff §.608 

2)  Geschichte  der  Kaperei §.  609 

3)  Schriften  über  die  Kaperei §.610 

4)  Von  den  Kapereigesetzen  der  Europäi- 
schen Seemächte  im  Allgemeinen. 

a)  Von  den  Rechten  der  Kaper §.  611  — 61S 

b)  Von   Wiedernelimungen ., §.619 

5)  Bestimmungen  der  Preufsischen  Gesetz- 
gebung   §.  620-6-22 


V. 

Verordnungen   über    die   den   Handel    betref- 
fenden   Verhältnisse   in    den   Vereins -Staaten 

Deutschlands. 

A)  Einleitung  und  Entstehung  des   Ge- 
saniint- Vereines , §,  623—633 

B)  Wesentliche   Bestimmungen  der  ^ve-  i 
gen  des  Gesammt-Vereins  abgeschlos- 
senen Verträge. 

1)  Im  Allgemeinen 

a)  Freiheit  des   Handels §.  634 

b)  UebereinsLiinmende  Gesetzgebung §.  635 

2)  Handel  mit  dem  Auslande. 

ö)   Zoll-Cartel §.  636—646 

b)  Zoll-GescU §.  647— 6S3 

e)  Zoll-Ordnung .  .  §.  0S4— 700 

3)  Verkehr  innerhalb  des  Vereins-Ciebietcs 
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(Steuer   von   inländischem   Branntwein, 

Bier,  Wein  und  Tabak) §.  701—703 

4)  Benutzung  der  Communications  -  An- 
stalten     §.  704 

5)  Gleichstellung  der  Unterthanen  im  Ver- 
einsgebiete §.  705—706 

6)  Gemeinschaftliche  Einnahme  der  con- 
trahirenden  Staaten §.  707—708 

C)  Jährliche    Versammlung   von  Bevoll- 
mächtigten der  Vereinsregierungen  .  .  §.  709 

D)  Dauer  des  Zollvereins §.  710 

Anhang. 

1)  Verpflichtung   der   Consuln    hinsichtlich 

der  Unterthanen  der  Vereinstaaten    .  .  .  §.  711 

2)  Schriften  über  den  Deutschen  Zollver- 
ein und  Sammlungen  der  von  demselben 
erlassenen  Verordnungen §.712 


•  K' 


I. 

z\llgcmeiner  Theil. 


A)    Vorbe  griffe. 

1)    Handel. 

ä)    Im  Allgemeinen. 

$.  1. 

JVlit  dem  Namen  Handel  bezeichnen  wir  dasjenige 
Gewerbe,  welches  sich  damit  beschäftigt,  Waaren,  d.  h. 
Natur-  oder  Kunsterzeugnisse,  anzuschaffen,  um  sie  wie- 
der zu  verkaufen  a).  Obgleich  dabei  die  Absicht  des  Ge- 
winnes vorausgesetzt  werden  mufs,  so  widerspricht  es 
doch  dem  Begriffe  des  Handels  nic^t,  wenn  der  Verkauf 
auch  mit  Schaden  erfolgt. 

a)  C  L.  Böhmer  de  jure  principis  liberlatcm  commer- 
clorum  restringcndi,  in  dessen  elccla  juris  civ.  t.  III.  exerc- 
19.    Mclon  essai  sur  Ic  commerce,  chap.  I.  p.  9. 

b)    Eiutlieilungen  des  Ilaadels. 

$.    2. 

Der  Handel  im  engeren  Sinne  wird  dadurch  be- 
dingt, dafs  jener  Umsatz  von  Waaren  in  unveränder- 
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ter  Form  goschclio,  und  es  Hegt  Iiierin  der  ünterscliierl 
zwischen  Kaiilleiiten  und  Fabrikanlei  oder  Handwerkern. 
Zum  Handel  im  weitern  Sinne  werden  dagegen 
auch  die  zu  dessen  Erleichterung  dienenden  H ülfs ge- 
werb e  gerechnet  o). 

a)  Namentlich :  Assecuranzen,  das  Spedilionsgeschäft,  die 
Rhcderei  und  der  Commissionshandel. 

§.     3. 
lA  SO  weit  überhaupt  oder  für  gewisse  Klassen  a)  von 
Personen  keine  gesetzlichen  Einschränkungen  vorlianden 
sind,  steht  es  einem  j  e  d  e  n  Mitgliede  des  Staats  frei,  Han- 
del zu  treiben. 

Durch  die  Statuten  der  Handelsgilden  oder 
Zünfte  der  Kaufleute,  welche  sich  seit  dem  zwölften 
Jahrhundert  Ij)  bildeten,  wurde  der  Handel  mehr  und 
mehr  ein  bürgerliches  Gewerbe  der  Städte.  Zugleich  er- 
langten die  Kaufmannsgilden  ein  Verbietungsrecht  gegen 
die  Bewohner  des  platten  Landes.  Auch  wurde  die 
Betreibung  mancher  Arten  des  Handels  häufig  den  Mit- 
gliedern der  Zünfte  ausschliefslich  gestattet  c). 

Hiernach  ergiebt  sich  die  Eintheilung  in  freien  und 
zünftigen  Handel, 

In  der  neueren  Zeit  sind  dergleichen  Beschränkun- 
gen des  Handels  grofsentheils  aufgehoben,  (s.  unten  Ge- 
schichte des  Handels  und  des  Handelrechts  insbesondere 
in  Bezug  auf  den  Proufsischen  Staat). 

«)  Vergl.  unten  §.  113  u.  f. 

h)  Marquard  de  jure  mercatorum.  L.  I.  c.  7.  n.  41.  — 
Moritz  Staatsverfassung  von  Frankf  a.  M.  Th.  I.  S.  223. 

c)  Moser  von  der  Landeshoheit  in  Polizcisacbcn.  S. 
179  u.  f. 

§.     4. 

Nach  den  Quantitäten  der  Waarcuartikel,  mit  de- 
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ncn  gehandelt  wird,  unterscheidet  man:  Grofs-  und 
Kleinhandels?)  (Handel  en  gros  und  en  detail).  Die 
Gränze  zwischen  beiden  ist  nicht  überall  genau  bestimmt. 
Gesetze  oder  Observanz  müssen  bei  jeder  Art  des  Han- 
dels darüber  entscheidend).  » 

a)  Der  Grofshandel  pflegt  seltener  zünflig  zu  scyn,  als  der 
Kleinhandel.  Der  Detailhandel  findet  sich  oft  noch  in  mehrere 
Gilden  gethcilt;  so  unterscheidet  mau  häufig  Krämer-  und 
Uökengilden. 

b)  Die  Delailhändler  nehmen  den  Grofshandlern  ihre 
Waarcn  in  kleinen  Partieen  ab,  und  erstatten  denselben  dadurch 
ihr  Capital  zur  Fortsetzung  ihres  Gewerbes,  während  sie  selbst 
durch  den  Absatz  der  Waaren  an  die  Consumenlen  zu  jenem 
Verkehr  mit  den  Grofshandlern  in  den  Stand  gesetzt  werden. 
Letztere  setzen  durch  das  Capital,  welches  sie  den  Landbauern 
und  sonstigen  Gewerbsunternehmern  für  ihre  Vorräthe  geben, 
diese  in  den  Stand,  ihr  Gewerbe  zu  treiben. 

§.   5. 

Nach  den  Ländern,  wo  die  Kaufs-  und  Verkaufs- 
Geschäfte  betrieben  werden,  unterscheidet  man  inländi- 
schen und  ausländischen  Handel. 

Der  inländische  Handel  wird  nur  von  Inländern 
geführt,  mid  besteht  daher  in  dem  gegenseitigen  Umsätze 
der  Produkte,  welche  in  den  verschiedenen  Provinzen, 
Städten  u.  s.  w.  erzeugt  werden. 

Der  ausländische  Handel  ist  entweder  ein  Con- 
sumtions-,  oder  blofs  ein  Durchfuhr-  (Transito-)  oder 
ein  Fuhrhandel  (Frachthandel).  Der  Consumtionshandel 
führt  die  inländischen  Waaren  in  fremde  Länder,  und 
empfängt  dagegen  die  in  letzteren  erzeugten  Waarenar- 
tikel. 

Vom  Transito-  und  Frachthandcl  s.  §.  263. 

2* 
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c)     Vom    G  c  1  (1  e, 

a)    üeberhaupt. 

}.    6. 

Der  Gebrauch  des  Geldes  ß)  hat  den  Tauschhandel 
fast  gänzlich  verdrängt  (s.  unten:  Tauschhandel  §.  187 
u.  f.),  und  es  ist  dasselbe  jetzt  das  erste  Erfordernifs 
des  Handels.  Deshalb  inufs  auch  hier,  so  wie  von  den 
Gegenständen  des  Handels,  d.  h.  den  Waaren,  im  All- 
gemeinen davon  die  Rede  seyn. 

Sobald  der  Ackerbau  und  die  Gewerbe  sich  förmlich 
trennten,  bedurfte  man  ein  allgemein  gültiges  Aus- 
tausch ungs- Mittel,  während  der  mannichfaltiger 
werdende  Handel  den  persönlichen  Credit  erforderte. 
Das  Geld  ist  aber  in  imsern  Zeiten  nicht  nur  das  zur 
Förderung  des  Verkehrs  geschaffene  Austauschungsmit- 
iel,  sondern  es  bezeichnet  jetzt  den  Werth  aller  Arbei- 
ten und  Natur -Produkte. 

a)  Vergl.  E.  v.  Bülow-Cummerow  Betrachtungen 
über  Metali-  und  Papiergeld,  über  Handelsfreiheit,  Prohibitiv- 
system u.  ß.  w.  Berlin  1824.  Busch  Darstellung  der  Hand- 
lung in  deren  mannichfaltigcn  Geschäften.  Hamburg  1792. 
Tb.  I.  S.  7  u.  f.  —  D.  Humc's  politische  Versuche,  aus 
dem  Engl.  Königsberg  1800.    S.  57  u.  f. 

ß)    Erfordernisse   des  Metallgeldes. 

§.  7. 
Das  Geld  mufste  aus  einer  Masse  bestehen,  welche, 
da  sie  am  liäufigsten  mit  dem  Werthe  anderer  Gegen- 
stände verglichen  wird,  selbst  einen  Werth  hat,  und 
nicht  dem  Verderben  ausgesetzt  ist.  Diese  Requi- 
site finden  sich  nur  bei  den  cdeln  Mclalicn.  Giebt  man 
dieser  Masse  eine  bestimmte  Form  und  ein  bestimmtes 
Werthzcichen,  so  erhält  sie  den  Namen  Geld,  und  wird 
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als  solches  den  Waaren,  d.  h.  den  Gegenständen,  welche 
eingelauscht  werden,  entgegengesetzt.  Der  Vorlheil,  die 
edehi  Metalle  als  Tauschmittel  anzuwenden,  wurde  noch 
bedeutender,  als  man  es  nicht  mehr  den  Privatleuten 
überliefs,  die  Metallstücke  zu  theilen,  zu  wägen  und  die 
Feine  zu  bestimmen,  sondern  dies  gesetzlich  und  un- 
ter öffentlicher  Autorität  vornahm.  Man  nennt 
Geldmünzen  a)  Metallstücke,  denen  vom  Staate  ein  be- 
stimmter Werth  beigelegt  wird.  Ihre  Gültigkeit  als  Geld- 
münze wird  durch  das  Gepräge  beglaubigt,  welches 
gewöhnlich  in  dem  Brustbilde  des  Regenten,  dem  Staats- 
wappen und  der  Anzeige  des  Werth  es  besteht. 

a)  Es  gehört  das  Recht,  die  Münzen  zu  bestimmen,  zu 
den  Majestätsrechten.—  Früher  verliehen  die  Kaiser  häufig 
das  Privilegium,  unter  ihrem  Wappen  und  Namen  zu  münzen, 
woraus  folgte,  dafs  die  von  den  Privileglrten  geschlagenen  Mün- 
zen überall  als  gute  Münzen  gelten  sollten. 

Vergl.  Reichsmünzordnung  von  1559.  —  Schmaufs  corp. 
jur.  puhl.  S.  219.  und  meine  Darstellung  des  Preufs.  Staats- 
rechts.   Berlin  1833.     §.200-203. 

y)     Vom  MüDzfufse. 

§.    8. 

Da  das  reine  Gold  und  Silber  zu  weich  sind,  und 
bei  dem  fortwährenden  Gebrauch  als  Münze  zu  viel  Ab- 
gang leiden  würden,  so  gicbt  man  denselben  einen  Zu- 
satz, in  der  Regel  von  Kupfer,  (Legirung)ö).  Das 
Verhältnifs,  nach  welchem  dies  geschieht,  nennt  man  den 
Münzfufs.  Man  giebt  zugleich  der  Münze  eine  be- 
stimmte Gröfse  und  ein  bestimmtes  Gewicht,  d.  h.  ihr 
Schrot.  Das  feine  Gold  oder  Silber  aber,  welches  eine 
solche  Münze  enthält,  nennt  man  ihr  Korn. 

a)  Es  liegt  hierin  auch  ein  Mittel  zur  Deckung  der  Münz- 
kosten. 


Jä 
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§•     9- 

Auf    dem   Reichstage    zu  x\ugsburg  wurde  im  Jahre 

1559  für  ganz  Deutschland  eine  allgemeine  Münzordnung 
gegeben,  nach  welcher  aus  einer  Mark  feinen  Goldes  67 
Ducriten  oder  72  Goldgulden,  und  aus  der  Mark  feinen 
Silbers  9^  Gulden  geprägt  werden  sollten.  Das  erstere 
erhielt  sicha),  für  die  Silbermünzen  aber  unterscheidet 
man  jetzt:  • 

1)  den  Hamburg-Lübeckischen  Münzfu£s  zu  17 
Gulden  von  der  feinen  Mark  Silber; 

2)  den  alten  Hannoverischen  Münzfufs  zu  18  Gul- 
den von  der  Mark; 

3)  den  Conventionsfufs  oder  20  Guldenfufs  von 
1753,  nach  welchem,  in  Folge  einer  zwischen  dem  Wie- 
ner und  Münchener  Hofe  geschlossenen  Convention,  die 
feine  Mark  Gold  zu  283  Fl.  5  Kr.  3ff  Pf.,  und  die  feine 
Mark  Silber  zu  20  FL,  oder  13^  Conventions-  oder  Spe- 
cies-Thaler  auspeprägt  wurde.  Derselbe  gilt  in  Sachsen,- 
Churhessen,  Braunschweig,  Anhalt,  Lippe,  Bremen  und 
gegenwärtig  auch  in  Hannover; 

4)  den  Münzfufs  in  Preufscnö)  zu  21  Gulden  von 
der  feinen  Mark; 

5)  den  24  Guldenfufs  in  Bai  cm,  Würtemberg, 
Baden,  Grofsherzogthum  Hessen,  Nassau,  Frank- 
furt a.  M.  u.  6.  w.  Eigentlich  ist  derselbe  kein  beson- 
derer Münzfufs,  sondern  nur  eine  andere  Rechnungsart 
der  nach  dem  20  Guldenfufs  geprägten  Münzen.  Es 
werden  nach  demselben  also  20  Conventionsguldcn  für 
24,  die  20  Kreuzerstücke  für  24  Kreuzer  u.  s.  w.  ge- 
rechnet Diese  Rechnungsart  ward  1776  von  Baieru 
und  den  bdiachbartcn  Staaten  angenommen. 

Von  den  friiliern  deutschen  Münzfüfsen  sind  noch 
folgende  merkwürdig: 
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1)  derZinnischo  Münzfufs  von  1667,  nach  welchem 
Brandenburg  und  Sachsen  die  feine  Mark  Silber  zu  10 1 
Thaler  oder  für  15  Fl.  45  Kreuzer   ausmünzen  wollten; 

2)  der  Leipziger  Münzfufs  von  1690  (Reichs- 
fufs),  nach  welchem  die  feine  Mark  Silber  zu  12  Tha- 
ler oder  18  Gulden  ausgemünzt  wurde; 

3)  der  Preuf si sehe  oder  Graumann is che  Münz- 
fufs, nach  welchem  im  Jahre  1750  die  feine  Mark  Sil- 
ber zu  14  Tlialer  ausgeprägt  wurde. 

Es  wäre  höchst  wünschenswert!!,  wenn  alle  Handel- 
treibende Staaten  sich  eines  Münzfufses  bedienten;  es 
würde  dadurcli  der  wechselseitige  Verkehr  auferordent- 
lieh  erleichtert  werden.  Der  Conventionsfufs  hat  sich 
über  mehr  als  16,200  Quadratmeilen  verbreitet  c), 

a)  d.  h.  jedoch  nur  binsichüicb  der  Ducatcn.  Die  Gold- 
guhleii  werden  gar  nicht  mehr  geschlagen.  Nur  Carolinen 
zu  3  Goldgulden,  also  24  von  der  Mark,  finden  sich  im  süd- 
lichen Deutschland.  Man  prägt  aber  Pistolen  nach  dem  al- 
ten Louisd'or  unter  dem  Namen  deutscher  Souverains,  d.  h. 
35  von  der  Mark  aus  Golde  zu  21  Karat  9  Gran. 

h)  In  Prcufsen  wurde  ein  neues  Münzgesetz  unlcrm 
^.  Scplcmber  1821  erlassen. 

Gcsetzsamml.  von  1821.  S.  160.  Vcrgl.  Cabincis-Ordre 
vom  25.  Octobcr  1825.     Gesetzsamtnl.  von  1825.  S.  227. 

c)  Nelkenbrechers  Taschenbuch.  1828.  —  S.Jäkels 
Münz-,  Maafs-  und  Gewichtskuude.  Wien  1828.  —  Ger- 
hard's  Taschcn-Lcxicou  der  Berechnungsmünzen  säninitlicher 
Rcichsländer  u.  s.  w.,  nebst  Anzeige  ihres  Wcrlhs  in  Con- 
ventions- und  Preufs.  Courant.  Leipzig  1816.  —  A.  K  Jö- 
cher,  die  Handelsschule,  Rcal-Encyclopädic  der  Ilandelswis- 
scuschaflcn.  3  Bde. 

ö)    Vom  Prägschalze. 
§.     10. 

Die  Verfertigung  der  Münzen  ist  natürlich  mit  einem 
nicht   unbedeutenden  Kostenaufwand   verbunden.     Diese 


—     24     — 

Kosten  mufs  der  Staat  (larlurcli  ciiiLringcn;,  dafs  er  den 
Münzen  einen  höhern  Werth  giebt,  nls  das  rolie  Gold 
oder  Silber  hat.  Die  Differenz  zwischen  dem  einen 
Werth  und  dem  andern  heifst  der  Seh  lag- Schatz 
(Pritgschatz).  England  a)  ist  der  einzige  Europäische 
Staat,  welclier  die  Prägkosten  niclit  auf  die  Münzen 
selbst  schlägt.  Es  wird  daselbst  die  geprägte  Münze 
blofs  um  ihr  Gewicht  weggegeben,  und  die  Regierung 
trägt  die  Kosten  der  Prägung.  Sie  zieht  mithin  von  den 
Münzen  gar  keinen  Gewinn.  Es  hat  eine  solche  Maafsre- 
gel  im  Gegentheile  manche  nachtheilige  Folgen.  Nament- 
lich kann  man  es,  trotz  der  Vervollkommnung  der  Münz- 
kunst in  der  neuern  Zeit,  doch  noch  nicht  dahin  brin- 
gen, dafs  alle  Münzen  derselben  Art  genau  denselben 
Metallgehalt  haben.  Gewinnsüchtige  schmelzen  nun  die 
guten  Münzen  ein,  so  dafs  nur  die  sclilechteren  coursiren. 
Auch  kann  überhaupt  die  Anrechnung  des  Prägschatzes 
allein  es  verhindern,  dafs  der  darin  liegende  Arbeitslohn 
im  Verkehr  der  Metallmünze  nicIit  wieder  entzogen,  die 
Münze  wieder  eingeschmolzen,  und  das  zum  Verkclir 
nöthige  Austauschungsmittel  wieder  vernichtet  werde/ 

Der  Betrag  des  Prägsehatzes  einer  Metallmünze  rich- 
tet sich  theils  nach  dem  Arbeitslohne,  theils  nach  dem. 
Capitalaufwande,  welcher  bei  der  Prägung  erforderlich 
wird.  Beide  sind  höchst  verschieden.  Das  Gold  verur- 
sacht im  Vergleiche  mit  seinem  Werthe  die  geringsten 
Prägungskosten.  Die  Ausprägung  einer  Mark  Silber  zu 
groben  Münzsorten,  z.  B.  zu  Tlialern,  madit  natürlich 
viel  weniger  Kosten,  als  dies  bei  kleinen  Münzen,  25.  B. 
Grosclicn,  der  Fall  ist  d). 

a)  Die  Ausfuhr  der  Britischen  Münzen  ist  von  der  dor- 
tigen Regierung  bei  Todesstrafe  verboten.  Es  kann  indessen 
era  solches  Verbot  auch  nur  in  einem  Staate,  desseu  abgcson- 
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dcrte  Lage  dasselbe  begünstigt,  befolgt  werden;  wälircnd  auf 
dem  festen  Lande  eine  solche  Verordnung  eines  einzelnen  Staa- 
tes sich  gar  nicht  als  ausführbar  denken  läfst. 

b)    Vergleiche  Busch  Darstellung  der  Handlung.     Th.  L 
S.  10—12. 

£)     Vom  Papiergelde. 

§    11- 

Durch  die  auf  Papieren,  welche  die  Stelle  der  Mün- 
zen vertreten  sollen,   gegebene  Versicherung,   jedem  In- 
haber  die   darauf  ausgedrückte  Summe   unweigerlich  in 
gemünztem   Gelde  zu  bezahlen,    oder   das    Papier   nach 
gleichem  Werthe  wie  jenes  anzunehmen,  schafft  man  Pa- 
piergeld«).     Es   mufs  aber  eine   solche  Versicherung 
von  einer  Autorität  ausgehen,   zu  welcher  man  das  Zu- 
trauen hat,    dafs  sie  den  Willen  und  die  Mittel  besitze, 
das  gegebene  Versprechen  jederzeit  vollständig  zu  erfül- 
len.    Eine  solche  Autorität  ist  namentlich  der  Staat,  der 
bei  der  Beträchtlichkeit  seines   Credites   und  seiner  be- 
deutenden Einnahme  die  besten  Mittel,  das  Papiergeld  in 
lebhaftem  Umlaufe  zu  erhalten,  mit  Erfolg   anzuwenden 
im  Stande    ist.       Es  kann  auch  der  Staat  seine  Kassen 
anweisen,  das  Papiergeld  gleich  dem  gemünzten  Gelde  an- 
zunehmen.    Dafs  dies  Surrogat  zur  Betreibung  des  Innern 
Verkehrs  sehr  wohl  angewendet  werden  könne,  beweiset 
England,   wo  fast  der  ganze  innere  Verkehr  nur  mit 
Banknoten  betrieben  wird,  und  man  sich  des  Metallgel- 
des fast  nur  als  Scheidemünze  bedient,      Dafs  indessen 
das    Papiergeld    zweckmäfsiger   für  den   Innern  Verkehr 
£ey,  als  das  Metallgeld,  ist  eine  Behauptung,  gegen  wel- 
che wohl  manche  Zweifel  erhoben  werden  könnten,   so 
scharfsinnig    dieselbe   auch    hin    und   wieder   vertheidigt 
worden  &), 

a)    Nach  Klaproth  kamen  zuerst  in  China  um  das  Jahr 
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807  n.  Chr.  in  verschiedener  Form  Geldzcltel  in  Umlauf.  Nach 
Andern  haben  die  Mongolen  das  Papiergeld  im  13.  Jahrhundert 
erfunden. 

h)  V.  Bülow-Cummerow  über  die  Vortheilc  des  Papier- 
oder des  Landesgeldes,  in  dessen:  Betrachtungen  über  Metall - 
und  Papiergeld  u.  s.  w.    Abhandl,  7.     S.  45 — 62. 

§•    12. 

Auf  dem  Credite  des  Staates  beruhen  die  Vortheilc 
des  Papiergeldes,  mit  demselben  steigt  oder  fällt  der 
"Werth  desselben.  Die  Nachtheile  des  Papiergeldes  hän- 
gen von  der  Nichterfüllung  des  Versprechens  ab,  zu  je- 
der Zeit  und  genau  so  viel  gemünztes  Geld  dafür  zu  ge- 
ben, als  der  Nennwerth  ausdrückt.  Fällt  z.  B.  das  Pa- 
piergeld unter  seinen  Nennwerth,  so  verlieren  zuvörderst 
alle  diejenigen,  welche  es  für  voll  erhielten,  der  übrigen 
traurigen  Folgen  nicht  zu  gedenken.  In  keinem  Falle 
aber  dürfte  es  zu  bezweifeln  seyn,  dafs  das  Papiergeld 
dem  Staate  reellen  Nutzen  schafft,  indem  er  dadurch  eine 
beträchtliche  Quantität  von  Metallgeld  zu  anderer  Ver- 
wendung behält«). 

Wie  wohl  sich  der  Werth  und  das  Ansehn  des 
Papiergeldes  selbst  im  Auslande  erhalten  kann,  so- 
bald bei  richtigen  Maafsregeln  hinsichtlich  der  Quanti- 
tät desselben,  das  Zutrauen  gegen  den  Ausgeber  fest  ge- 
gründet ist,  davon  gicbt  die  Preufsischc  Regierung 
das  erfreulichste  Beispiel. 

o)  Im  Kriege  kann  die  Ausgebung  des  Papiergeldes  nicht 
von  guten  Folgen  seyn,  da  dann  dem  Staate  die  Mittel  fehlen, 
es  aufrecht  zu  erhalten. 

Dafs  auch  eine  zu  grofsc  Menge  von  Papiergeld  zu  den 
übelsten  Folgen  fuhren  könne,  beweisen  die  mifsgliicklcn  Ope- 
rationen mancher  Staaten,  welche  zu  ungünstigen  Zeiten  das 
Land  mit  Papiergeld  überschwemmten. 
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§.  13. 

Es  unterliegt  das  Papiergeld,  als  Surrogat  der  Geld- 
münzeu,  in  rechtlicher  Hinsicht  denselben  Bestimmungen 
als  diese,  indessen  sind  hier  doch  einige  für  die  Preu- 
fsischen  Staaten  hinsichthch  desselben  erlassene  beson- 
dere Verordnungen  zu  erwähnen: 

Die  Annahme  von  Tresorscheinen  d)  hängt  bei  Privatper- 
sonen von  der  freien  Uebereinkunft  der  Parteien  ab,  und 
kann,  wenn  eine  Zahlung  in  Courant  versprochen  ist, 
dem  Empfänger  wider  dessen  Willen  keine  Zahlung  in 
Tresorscheinen  aufgedrungen  werden  (s.  auch  Darlehn). 
Verordn.  vom  1.  März  1815.  §.  7.  Gesetzsamml. 
von  1815.    S.  19. 

Alle  Zahlungen  aus  der  Regierungs-Hauptkasse  und 
andern  untergeordneten  Königlichen  Kassen  müssen,  so- 
bald nicht  eine  unausweichliche  rechtliche  Verbindlichkeit 
das  Gegentheil  befiehlt,  ganz,  oder  wenigstens  zur  Hälfte, 
in  Tresorscheinen  geleistet  werden.  Dagegen  sind  die 
Könighchen  Kassen,  welche  dazu  angewiesen  sind,  solche, 
sobald  sie  präsentirt  werden,  zu  realisiren  verbunden. 

Rescr.  des  Finanzmin.  v.  8.  Jan.  1817.    v.  Kamptz 
Ann.  Bd.  1.  Heft  1.  S.  42. 

Sämmtliche  Regierungen  sind  durch  ein  Circular  der 
Königlichen  Hauptverwaltung  der  Slaatschulden  vom  16. 
Februar  1828  angewiesen  worden,  beschädigte  Kas- 
senanweisungen umzutauschen,  in  so  fern  auf  denselben 
noch: 

c)  die  gedruckte  Littera  und  Nummer  derselben, 

h)  die  dabei  geschriebene  Namcnsuuterschrift  vorhan- 
den und  sichtbar,  endlich 

c)  der  unbedruckte  äufscre  Rand,  welcher  durch  das 
VN^asserzcichcu  zugleich  den  Werth  der  Kassenanwei- 
sung andeutet,  nicht  zerstöhrt  oder  abgeschnitten  ist. 
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Rescr.  v.  11.  April  1828.    v.  Kamptz  Anu.  Bd.  31. 
S.  287. 

Alle  Briefe  und  Packete  mit  Treeorscheinen  könneu, 
gleich  andern  Briefen  und  Packeten  mit  Banknoten  und 
Papieren  au  porteur,  nur  mit  den  fahrenden  Posten  be- 
fördert werden. 

Verordnung  v.  5.  Juni  1806.   §.  9.    Mathis  Bd.  III. 
S.  185. 

Von    allen  zur  Post  gegebenen   und    angeblich    mit 
Tresorscheinen    angefüllten   Briefen   und  Packeten    wird 
das  halbe  Silberporto  entrichtet, 
a.  a.  O.  §.  1. 

Wer  eine  unbedingte  Garantie  der  zur  Post  gege- 
benen Tresorscheine  verlangt,  d.  i.  wenn  das  declarirte 
Quantum,  ohne  allen  weitern  Nachweis,  gewährt  werden 
soll,  mufs  selbige  ihrem  ganzen  Werthe  nach  declariren, 
sie  in  Gegenwart  des  Postmeisters  oder  eines  andern  zur 
Aneahme  gesetzten  Postbedienfen  versiegeln,  und  das 
Postsiegel  beidrucken  lassen.  Auch  mufs  die  Eröffnung 
des  Briefes  oder  Packets  in  Gegenwart  eines  Postbedien- 
ten im  Ablieferungsorte  geschehen. 
A.  L.  R.  Th.  II.  üt.  15.   §.  194. 

Ueber  die  solchergestalt  zur  Post  gegebenen  Tresor- 
scheine wird  von  den  Postämtern  ein  besonderer  Em- 
pfangschein crtheilt. 

Yerordn.  v.  6.  Juli  1806.   §.  3. 

a)  Alle  gesetzlichen  Bestimmungen,  welche  in  Ansehung 
der  Tresor-  und  Thalerscheine,  so  wie  der  Kassenbillels  llt.  A. 
bestehen,  finden  auch  auf  die  an  deren  Stelle  tretenden  Kassen- 
anweisungen Anwendung. 

Cablnets-Ordrc  vom  21.  Dec.  1824.  §.  3.  Gcselzsamnil. 
von  1824.     S.  239. 
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§    14. 

Es  mufs  hier  noch  der  Banknoten  u.  s.  w.  und  des 
PriTatpapiergcldes  gedacht  werden,  welche  beide  in 
noch  höherm  Grade  durch  die  oben  erwähnten  Requisite 
bedingt  sind  ä). 

Es  können  Gesellschaften,  deren  Verkehr  sehr  ausge- 
breitet ist,  z.  B.  Banken,  dem  Umlaufe  ihres  Papiergeldes 
eine  grofse  Ausdehnung  geben,  welche  jedoch  stets  von 
ihrem  gröfsern  oder  geringern  Credite  abhängen  wird. 

Auch  Privatpersonen,  namentlich  Fabrikenbe- 
sitzer, die  zugleich  in  einem  bedeutenden  Handelsver- 
kehre stehen,  können  ihre  Arbeiten  u.  s.  w.  durch  Pa- 
piergeld bezahlen,  wenn  sie  die  Veranstaltung  getroffen 
haben,  dafs  dasselbe  sogleich  realisirt  werden  kann.  Der- 
gleichen Papiergeld  kann  sich  aber  nicht  leicht  weiter 
ausbreiten,  als  die  Geschäfte  und  der  Credit  des  Ausge- 
bers sich  erstrecken. 

a)  Beide  Arten  werden  nur  uneigenllich  Papiergeld  ge- 
nannt, in  so  fern  dieses  dem  Metallgelde  an  die  Seite  gesetzt 
wird,  dessen  Ausmünzung  unter  öffentlicher  Autorität  vorge- 
nommen werden  mufs. 

d)      Von     den     Waaren. 

et)     Ueberhaupt. 

§■    13. 

Alle  Gegenstände  des  Handels  werden  W^aaren  ge- 
nannt. Dergleichen  Gegenstände  sind  entweder  Erzeug- 
nisse der  Natur  oder  der  Kunst.  Es  kann  indessen  nicht 
ein  jedes  solches  Erzeugnifs  darum  Waare  genannt  wer- 
den, weil  es  zufäUig  und  hin  und  wieder  gekauft  wird; 
sondern  es  gehört  zum  Begriffe  einer  Waare,  dafs  sie 
das  Bedürfnifs  vieler  Personen  sey,  da  nur  in  die- 
sem Falle  der  Kaufmann   die   Absicht  haben  kann,  das 
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Natur-  oder  Kunst-Produkt  mit  Gewinn  abzusetzen.  Es 
wird  ferner  der  Begriff  der  Waare  dadurch  bedingt,  dafs 
jemand  das  Recht  des  Eigenthums  an  der  zu  verkau- 
fenden Sache  gehabt  haben  mufsß).  Auch  mufs  das  Er- 
zeuguifs,  um  eine  Waare  für  den  Handel  zu  werden, 
nicht  von  jedem  ohne  Mühe  aus  der  Natur  genom- 
men oder  mit  geringer  Kunstfertigkeit  zubereitet  werden 
können. 

Die  wenigsten  Erzeugnisse  können  in  dem  Zustande, 
worin  die  Natur  sie  uns  liefert,  schon  Gegenstand  des 
Handels  sejn.  Man  nennt  rohe  Produkte  solche,  an 
welche  doch  schon  eine  gewisse  Vorarbeit  gewandt  ist, 
um  ihnen  die  zur  Versendung  nöthige  Qualität  zu  geben 
u.  s.  w.  Dieselben  erwarten  dann  noch  immer  mancher- 
lei Arbeit,  ehe  sie  durch  den  Handel  an  den  letzten  Con- 
sumenten  gelangen. 

a)  Yergl.  Busch  a.  a.  0.  Th.  I.  S.  123— 14S.  —  Busch 
und  Ebelings  Handlungsbibliotkek.  Th.  I.  S.  262. 

j9)     Eintheilung  des  "V\^aarenhan3els  in  Rücksicht  der  Art   des  Gewin- 
nes der  Handelsgegenstände. 

§•  16. 

Es    ist    hier    nur   von    demjenigen    Unterschiede    die 
Rede,  der  sich  auf  die  Art  bezieht,  wie  eine  Nation 
zu  den  Gegenständen  ihres  Handels  gelangt. 
Dies  geschieht  auf  folgenden  Wegen: 

1)  Das  Volk  gewinnt  dieselben  aus  seinem  Grunde 
und  Boden.  Den  Handel  mit  diesen  rohen  Produkten 
(vergl.  den  vorigen  §.)  nennt  man  Produktenhandel. 

2)  Es  zieht  Produkte,  welche  der  eigene  Boden  nicht 
liefert,  aus  entfernten  Landstrichen,  welche  es  in  Besitz 
hata).  Letztere  werden  durch  Einwohner  besetzt, 
welche  dieselben  anbauen,  (Colouie).     Daher  der  Na- 
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iiieii:  Coloniehaudcl.  Die  Handels- Colonicen  sind 
durch  die  Erweiterung  der  Seefahrt  entstanden,  und  Iia- 
len  die  Gegenstände  des  Handels  durch  eine  Menge, 
demselljen  früher  unljekannter,  Produkte  vervielfältigt. 

3)  Handelt  eine  Nation  mit  Erzeugnissen  des  ei- 
genen oder  eines  fremden  Landes,  welche  erst  durch 
Kunst  die  gehörige  Vollkommenheit  erlangt  haheu  ö% 
so  nennt  man  dies  den  Manuf akturhandel. 

4)  Aufserdem  kann  auch  ein  Volk  die  Produkten- 
und  Manufaktur -Waaren  eines  fremden  Landes  ankau- 
fen, um  sie  andern  Vülkei:n  zu  verkaufen,  d.  i.  der 
Zwischenhandel  c). 

a)  Mutterland  (BIctj'opolc,  Blother^Country}  nennt 
man  das  Land,  welchem  die  Colonie  angehört. 

Die  Handelsverbindung  des  Mutterlandes  mit  seinen  Colo- 
nicen beruhet  vorzüglich  auf  jener  Verschiedenheit  der  Produkte. 

b)  Die  Arbeilen  der  Manufakturen  beginnen  da,  wo  die 
Vorarbeiten  (s.  den  vorigen  §  )  aufhören.  Man  unterscheidet 
dabei  noch  die  sogenannten  Arbeiten  der  ersten  Hand 
von  denjenigen,  welche  den  Materialien  der  Manufakturen  die 
leizte  für  den  Verbraucher  erforderliche  Vollendung  geben. 

Manufaktur  heifst  überhaupt  jede  Kunstarbeit ,  durch 
welche  ein  Natur -Erzeugnifs  zum  eigentlichen  Verbrauclic 
vorbereitet  wiid,  was  auch  für  Hülfsmitlel  dazu  an- 
gewendet werden.  Fabrik  nennt  man  dagegen  die 
Werkslätlc  solcher  Kunslarbeiteu,  welche  Feuer  und  Ham- 
mer, oder  doch  den  Hammer  und  bauende  oder  schneidende 
Werkzeuge  erfordern.  Diese  sind  also  nur  eine  Gattuug  von 
jenen.  —  Busch  a.  a.  O.  Th.  I.  S.  154.  155. 

c}  Vergl.  Busch  kleine  Schriften  über  die  Handlung. 
Die  Franzosen  nemiea  den  Zwischeabanilcl  commerce  d'oc- 
conomie^  auch  wohl  commerce  denircpot. 

«y)    Vom  Preise  der  Wiiaren, 

§•    17. 
Den  in  Gcldc  bcslimintcu  Wcrth  <lcr  Produkte  iwniit 
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man  den  Preifs  derselben.  Bei  der  Festsetzung  des- 
selben kommt  es  nicht  nur  auf  die  Höhe  der  zu  den 
oben  erwähnten  Vorarbeiten,  Blanufakturarbeiten  u.  s.  w. 
erforderlichen  Kosten  an,  sondern  es  mufs  der  Kauf- 
mann noch  mancherlei  in  Anrechnung  bringen,  bevor  er 
den  natürlichen  Werth  a)  bestimmen  kann  d.  h.  den 
durch  alle  aufgewandten  Kosten  sich  ergebenden  Preis. 
Der  natürliche  Werth  wird  durch  manche  Kosten 
besonders  dann  bedeutend  erhöht,  wenn  die  Waare  für 
den  Handel  nach  fremden  Ländern  bestimmt  ist.  Hier- 
her gehören  namentlich  Zölle,  Gebühren  für  Commissio- 
näre,  die  Fracht  u.  s.  w. 

Durch  die  Waaren-Calculation,  d.  h.  die  Be- 
rechnung des  natürlichen  Werthes  nach  allen  jenen  Ko- 
sten, erhält  der  Kaufmann  Kenntnifs  von  dem  Preise,  für 
welchen  er  ohne  Verlust  seine  Waaren  verkaufen  kann. 
Sein  Vortheil  oder  Schaden  hängt  von  der  Nachfrage 
ab  ^),  d.  h.  dem  Verlangen  solcher  Personen^  welche  die 
Waaren  entweder  selbst  verbrauchen,  oder  sie  an  die 
letzten  Verbraucher  verkaufen  wollen.  .  Speculation 
nennt  man  die  HoJDTnung  einer  bedeutenden  Nachfrage, 
von  welcher  der  Kaufmann  durch  Anschaffung  der  be- 
treflenden  Waarenartikel  Gewinn  zu  ziehen  gedenkt. 

Conjuncturen  heifsen  alle  Vorfälle,  die  eine 
solche  Nachfrage  zum  Vortheile  der  Verkäufer,  welche 
zu  derselben  Zeit  im  Besitz  von  Waarenvorräthen  sind, 
hervorbringen  c), 

a)    Busch  a.  a.  O.  Th.  I.  S.  180  u.  f. 
'    h)    Ueber  die    Uiilcrsclicidung  eines    starken   von   einer 
schwachen  und   einer  hohen  von  einer  niedrigen  Nachfrage. 
8.  Busch  a.  a.  O.  TIi.  I.  S.  185  u.  f. 

c)    Der  Gewinn  Einzchicr  ist  indessen  in  solchen  Fällen 
ccwöLnlich  von  dem  Schaden  vieler  Andern  begleitet. 

§•18. 
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ö)     Von    Maalsen    und  Gewlcliten. 

§.  18. 

Der  Preis  dcrWaaren  bestimmt  sich  nach  ihrer  Masse, 
welche  entweder  gemessen  oder  gewogen  werden 
kann  a). 

Für  viele  Waaren  werden  am  Orte  der  Versendung 
die  Fässer,  Kisten  u.  s.  w.  so  gleichförmig  angefertigt, 
dafs  man  mit  ziemlicher  Gewifsheit  bei  gleich  grofsen 
Gefäfsen  ungefähr  gleich  viel  Abzug  darauf  rechnen  kann. 
Dieser  Abzug  heifst  die  TharaÄ)  und  wird  nach  Pro- 
zenten des  Gewichts  der  Waaren  berechnet. 

Maafs  und  Gewicht  zu  bestimmen,  gehört  zu  den 
Majestätsrechten. 

A.  L.  R.  Th.  IL  tit.  13.  §.  13. 

Um  der  frühern,  den  Verkehr  hemmenden,  Unsicher- 
heit dabei  ein  Ziel  zu  setzen,  wurde  für  den  Preufsi- 
schen  Staat  unterm  16.  Mai  1816  eine  neue  Maafs- und 
Gewichtordnung  gegeben.  In  den  einzelnen  Regierungs- 
bezirken haben  Aichungs-Commissionen  und  Ai- 
chungs-Aemter  die  beständige  Uebereinstimmung  der 
Maafse  und  Gewichte  mit  den  Probe -Maafsen  und  Ge- 
wichten zu  controlliren.  Bei  einer  Polizeistrafe  von  1 
—5  Thlr.  darf  sich  niemand  eines  Maafses  oder  Gewich- 
tes bedienen,  welches  nicht  durch  sie  gestempelt  ist. 

Wenn  Contracte  nach  Maafs  und  Gewicht  geschlos- 
sen werden,  so  gilt  die  Vermulhung,  dafs  dasjenige  ge- 
meint sej,  welches  an  dem  Orte,  wo  die  Uebergabe  ge* 
schehen  soll,  eingeführt  ist. 

A.  L.  R.  Th.  I.  tit.  5.  §.  256. 

«)     Vergl.    Bus  eh    Darstellung    der    Handlung.     Th.  I. 
S.  162  u.  f. 

b)    Das    Gewicht  nach  Abzug  der  Thara  heifst:    Nelto- 

3 
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gewicht.  Bruttogewicht  nennt  man  das  Gewicht  der 
Waaren  in  völlig  verpacktem  Zustande,  mithin  mit  ihrer  ge- 
wöhnlichen Umgebung  für  die  Aufbewahrung,  und  mit  ihrer 
besondern  für  den  Transport. 

*)     Von  Verfälschungen  der  Waaren,   Maafse  und  Gewichte. 

§•    19. 

Wer  Waaren  mit  fremden  Materialien  vermengt 
oder  versetzt,  um  dadurch  ihr  Maafs  und  Gewicht  oder 
ihre  scheinbare  Güte  betrüglicher  Weise  zu  vermehren, 
gegen  den  wird  die  Strafe  des  qualificirten  Betruges  um 
die  Hälfte  geschärft«). 

A.  L.  1\.  Th.  IL  tit.  20.  §.  1442.  cf.  §.  1328. 

Diese  Sirafe  kommt  auch  gegen  diejenigen  zur  An- 
wendung, welche  falsches  Maafs  und  Gewicht 
führend 

A.  L.  1\.  a.  a.  O.  §.  1444. 

Ebenso    gegen   Kaufleute   u.  s.  w.,     welche  mit   Zei- 
chen  oder  Proben,    die   nur   für  Waaren  von  gewisser 
Art   und    Güte   bestimmt  sind,  Waaren  von  schlechterer 
Art  und  Güte  betrüglicher  Weise  bezeichnen. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1445. 

Aufser  jener  Strafe  wird  auch  der  Vorrath  von  Waa- 
ren, an  denen  eine  solche  Verfälschung  begangen  ist, 
confiscirt,  und  so  weit  es  nothwendig  ist,  um  die  fer- 
nem schädlichen  Folgen  des  Betruges  zu  verhüten,  ver- 
nichtet, sonst  aber  zum  Besten  der  Armen  verwendet. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1446.  1447. 

Wiederholt  Jemand  dergleichen  Betrügereien,  so  soll 
er,  aufser  der  an  sich  verwirkten  Strafe,  Handel  und 
Gewerbe  zu  treiben  für  unfähig  erklärt,  und  dies 
öffentlich  bekannt  gemacht  werden.  Dasselbe  findet  dann 
Statt,  wenn  der  Betrüger  zwar  noch  niemals  bestraft 
worden,  aber  doch  diese  Art  des  Betruges  schon  seit  ei- 
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iiem  Jalirc  getrieben,  und  die  frühere  Entdeckung  durch 
besondere  List  und  Verschlagenheit  zu  verliindern  ge- 
wufst  hat. 

A.  L.  R.  n.  a.  O.  §.  1448.  1449. 
Leidet  durch  einen  solchen  Betrug  der  Credit  und 
Absatz  der  Landeserzeugnisse  und  Fabrikwaaren  in 
auswärtigen  Ländern,  so  soll  zu  der  an  sich  ver- 
wirkten Strafe  des  Betruges  noch  eine  geschärfte  Zucht- 
hausstrafe von  sechsiuonatlicher  bis  dreijähriger  Dauer 
hinzukommen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1450. 
Wer  Waaren,  welclie  an  sich  von  untadelhafter  Güte 
sind,  mit  deniNamen  oder  Merkmale  inländischer  Kaufleute 
oder  Fabrikanten  fälschlich  bezeichnet,  wird  mit  ei- 
ner willkührlichcn  Geld-  oder  Gefängnifsstrafe  Z»)  belegt. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1451. 

a)  Wenn  durch  dergleichen  Verfälschungen  zugleich  das 
Leben  oder  die  Gesundheit  eines  Menschen  gefährdet  worden, 
oder  in  dieser  Hinsicht  ein  wirklicher  Schaden  entstandea 
ist,  so  treten  aufserdem  die  besondern,  für  solche  Fälle  ver- 
ordneten Strafen  ein. 

b)  Es  übersteigt  jedoch  eine  willkübrliclic  Strafe  nie- 
mals das  Maafs  einer  Geldbufsc  von  fünfzig  Thaleru  oder 
ficchswöchcutlichcm  Gefangnifs.  ^ 

2)    Handelsrecht. 
a)    üeberhaupt, 

§.    20. 
Handelsrecht  nennt  man  den  Inbegriff  der  in  An- 
sehung des  Handels   eintretenden  Rechte.     Es   beruliet 
dasselbe   ungleich  mehr   als  andere  Theile  des   Rechts 
auf  Gewohnheiten.  ' 

Man    versteht   überhaupt    unter    dem   Handelerechte 

3' 
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Ausnalimcii  vom  Civilrcchte,  welche  zum  Vortlieile 
oder  Nachtheiie  der  Kaufleule  durch  die  Gesetze  oder 
das  Gewohnlieitsrecht  bestimmt  werden. 

Das  Handelsrecht  enthält  aber  nicht  nur  die  über  den 
Handel  selbst  in  einem  Staate  bestehenden  Rechtsgrund- 
sätze, sondern  auch  die  Vorschriften  in  Betreff  der  damit 
verbundenen  Geschäfte,  namentlich  über  Wechsel,  Spedi- 
tion, Bodmerei,  Haverei,  Assecuranzen  u.  s.  w.  d) 

In  so  fern  es  dabei  auf  die  Rechte  und  Verbindlich- 
keiten ganzer  Nationen  unter  einander,  oder  der  Unter- 
thanen  gegen  den  Regenten,  und  nicht  allein  der  Pri- 
vatpersonen gegen  einander  ankommt,  ist  die  Wissen- 
schaft des  Handelrechts  mit  der  des  Völker-  und 
Staatsrechts  verbunden. 

a)    Vergl.  v.  Hefs  Beschreibung  Hamburgs.  Tb.  H.  S.211 
u,  f.  —  V.  Marien s  Grundrifs  des  Haudelsrechls.  GöltiDgcn. 

h)    Allgemeines  und  besonderes  Handelsrecht. 

§.    21. 

Ein  allgemeines  Privat-Handelsrecht  kann 
man  die  Zusammenstellung  solcher  Gesetze  und  Gewohn- 
Jieiten  nennen,  welche  hinsichtlich  des  Handels  in  meh- 
reren Staaten  gleichförmig  bestehen,  oder  sich  überhaupt 
aus  dem  Wesen  des  Geschäftes  von  selbst  ergeben. 

Besonderes  Privat-Handelsrecht  nennt  man 
dagegen  die  in  Betreff  des  Handels  bestehenden  Gesetze 
und  Gewohnheiten,  in  so  fern  sie  nur  in  einem  bestimm- 
ten Staate,  oder  an  einem  einzelnen  Orte  Gültigkeit 
haben 

Das  in  l)cuts(;hland  geltende  Handelsrecht  kann  nicht 
als  gemeines  Deutsches  Recht  angesehen  werden,  da  es 
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bei  seiner  Ausbildiiug  in  Deutschland  keinen  gemeinsa- 
men Charakter  und  keine  besondem  Eigenthümlichkei- 
ten  angenommen  hat. 

c)    Wichtige  llaupttheile    des  Handelsrechts    (Wechsel- 

und  Seerechl). 

§.    22. 

"Wechselrecht  und  Seerecht  sind  Haupttheile  des 
Handelsrechts,  deren  jeder  ein  für  sich  bestehendes  Ganze 
ausmacht.  Die  Wichtigkeit  derselben  hat  zu  vielen  ein- 
zelnen Bearbeitungen  Anlafs  gegeben.  Es  findet  sich 
sowohl  im  Wechselrecht  als  im  Seerecht  eine  gröfsere 
Uebereinstimmung  der  Hauptgrundsätze,  als  sie  bei  den 
andern  Theilen  des  Handelsrechts  eintritt. 

Auch  in  Bearbeitungen,  welche  das  Handelsrecht  über- 
haupt betreffen,  pflegen  jene  beiden  Theile  besonders 
hervorgehoben  zu  seyu  0). 

a)  z.B.  V.  Marie  ns  Grundrifs  des  Handelsrechts,  insbeson- 
dere des  Wechsel-  und  Seerechts. 


3)     Gränzen    des    Handelsrechts. 

a)    Im  Allgemeinen. 

§.    23. 

Wenn  gleich  als  Hülfswissenschaften  von  grofser 
Bedeutung,  so  sind  doch  von  dem  eigentlichen  Handels- 
recht sorgfältig  zu  unterscheiden: 

die  Handelswissenschaft  und  Handelskunde  d)  und 
die  Handelspolitik. 
Die  Kennlnifs  des  Handelsrechts  setzt  eine  wenigstens 
allgemeine    Bekanntschaft    mit      der    Handelswissenschafl 
und  der  Handelskundc  voraus. 

a)    Das  Verdienst,  die  Handelswissenschaft  zueisl  in  einem 
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eigenen  Lehrbuche  systematisch  vorgetragen  zu  haben,  hat  sich 
Sa  Vary  durch  sein  Werk:  le  parfait  negociant  erworben, 
Yergl.  aufserdem: 

Busch  theoretisch -praktische  Darstellung  der  Handlung  in 
deren  mannichfaltigsten  Geschäften.  Hamburg  1792.  Th.  I.  II. 
8,    Zusätze  Bd.  I  — III.  1797—1800. 

J.  Bekmann  Anleitung  zur  Handlungswissenschaft.  Göt- 
tingen 1798.     8. 

Schumann  Versuch  einer  vollständigen  systemat.  geord- 
neten W  aarenkunde. 

Was  die  Handelsgeographie  betrifft,  so  ist  besonders 
Bonus  geographisches  Handbuch  und  Crome's  Europa's  Pro- 
ducte  zu  erwähnen.  Wir  haben  indessen  noch  kein  Werk, 
aus  welchem  der  Zustand  des  Handels  aller  Länder,  ihrer  Ver- 
bindungen mit  einander  und  die  innern  und  äufsern  Hülfsmittel 
dazu  übersehen  werden  könnten. 

b)    Vou    der   Handelspolitik. 
«)     Im   Allgemeinen. 

§•  24. 
Handelspolitik  (Handelspolizei)  ist  die  Lehre  von 
den  Grundsätzen,  welche  einer  Regierung  hinsichtlich  des 
Handelsverkehrs  ihrer  Unterthanen  zur  Norm  dienen. 
Die  Regierung  hat  dabei  hauptsächlich  dahin  zu  sehen, 
dafs  der  Handel  überhaupt  Statt  habe,  möglichst  geför- 
dert und  dem  Ganzen  nicht  nachtlieilig  w^erde. 

'  o)  Vergl.  Busch  a.  a.  O.  Th.  IL  S.  174  u.  f.  Aufser- 
dem: Reimarus  Handlungsgrundsätze. —  Niemeyer  über  den 
EinfliiCs  des  Handels  auf  INationalglück.  —  Vital-Koux  der 
KinHufs  der  Regierungen  auf  den  Wohlstand  der  Handlung. 

§•    25. 
Die  Staaten,   welche  in  der  Cultur  die  gröfsten  Fort- 
schritte machten,  und  in  denen  der  Handel  und  die  Ge- 
werbe zuerst  emporkamen,  sahen  letztere  lange  Zeit  nur 
als  eme  Quelle  ihrer  Bereicherung  an,    und  waren  noch 
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fern  davou,  Licrin  ein  Mittel  zur  Vennehruug  des  allge- 
ineinen  Wohlstandes  und  der  Volksmenge  zu  finden. 
Die  Regierungen,  welche,  ihrer  Lage  nach,  zu  einem  leb- 
haften Seehandel  veranlafst  wurden,  berücksichtigten  zu- 
erst ein  allgemeines  Handelsinteresse,  und  suchten  mit 
andern  Nationen  Verbindungen  anzuknüpfen,  welche  dem 
Handel  vortheilhaft  waren.  Sie  bemüheten  sich  nach  und 
nach,  in  entfernten  Gegenden  Handlungs -Etablisse- 
ments zu  gründen,  und  wenn  auch  mehrere  derselben 
sich  später  zu  eigenen  Staaten  ausbildeten,  so  waltete 
doch  noch  keine  eroberungssüchtige  Absicht  vor.  Es 
sind  diese  Handlungs-Etablissements  also  durchaus  nicht 
mit  den  oben  erwähnten  Colonieen  zu  verwechseln,  zu 
deren  VS^esen  es  gehört,  dafs  die  in  fernen  Gegenden 
besessenen  Landstriche  durch  Leute,  welche  dem  Mut- 
terlande stets  unterwürfig  bleiben,  angebaut  werden. 
Carthago  bemühete  sich  zuerst,  Länder  zu  unter- 
werfen, um  seinen  Handel  zu  sichern.  Die  Handelspoli- 
tik änderte  sich  seitdem  auf  mancherlei  Art  (s.  unten: 
Geschichte  des  Handels),  bis  im  vorigen  Jahrhundertc 
fast  alle  Europäischen  Regenten  darin  übereinstimmend 
handelten,  dafs  sie  ihren  Ländern  alle  nur  möglichen 
Handelsvortheile  zu  verschaffen  sich  bemüheten.  Diese 
neue  allgemeine  Handelspolitik  veranlafste  die  meisten 
Kriege,  weil  die  gleichen  Interessen  der  Staaten  sich  na- 
türlich oft  feindlich  begegnen  mufsten. 

/?)     In   Betreff  des  Productenhandtrls. 

§•  26. 

Die  allgemeinen  Grundsätze  der  Handlungs -Politik 
modiflciren  sich  nach  den  verschiedeneu  Arten,  wie  die 
Gegenstände  des  Handels  gewonnen  werden  (s.  oben). 

Der  Produclenhandel  setzt  neben  der  Güte  des 
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Bodens  und  der  hinreichenden  Anzahl  der  Bewohner, 
auch  den  Fleifs  der  letzteren  voraus. 

Selbst  ein  fruchtbares  und  mit  einer  genügenden  An- 
zahl von  Bewohnern  versehenes  Land  kann  nie  gehörig 
angebauet  werden,  wenn  bei  den  dasselbe  bewohnenden 
Menschen  die  Gründe  fehlen,  welche  sie  zu  der  schweren 
Beschäftigung  des  Landbaues  treiben.  Dafs  der  Gewinn 
ein  weit  triftigerer  Grund  zur  Beförderung  des  Landbaues 
sey,  als  der  Zwang,  leuchtet  ein,  wenn  es  gleich  nicht 
geläugnet  werden  kann,  dafs  die  Bauern  in  Ländern,  wo 
sie  mit  mäfsigen  Abgaben  belegt  sind,  ungleich  fleifsiger 
arbeiten,  als  da,  wo  sie  wenig  oder  gar  keine  Abgaben 
entrichten  a). 

Der  Gewinn  entsteht  aber  aus  den  Classen  von  Be- 
wohnern, welche  sich  mit  dem  Landbau  nicht  selbst 
beschäftigen,  und  es  ist  aus  diesem  Grunde  das  rich- 
tige Verhältnifs  der  Anzahl  dieser  zu  jenen  von  grofser 
Wichtigkeit. 

Der  Productenhandel  trägt  unendüch  viel  zu  dem  in- 
nern  Wohlstande  eines  Staats  bei,  und  wenn  er  zu  ei- 
nem auswärtigen  Handel  wird,  so  pflegt  sich  dieser 
dauernd  für  das  Land  zu  erhalten,  und  es  liegt  hierin 
ein  grofser  Vorzug  des  Productenhandels  vor  den  übri- 
gen Arten  des  Handels  b), 

a)  Nie  kann  es  zu  einem  glücklichen  Resultate  führen, 
dem  physiocratlschen  Systeme  gemäfs,  den  Landmann  allein  mit 
einer  grofsen  Abgabe  zu  belegen, 

Vergl.  Busch  vom  Geldes-Umlauf.  Buch  6.  §.  83  u.  f. 

b)  Ueberhaupt  und  mit  besonderer  Berücksiclitigung  der 
einzelnen  Producte  spricht  über  den  Gegenstand  dieses  §.: 
Busch  in  s.  Darst.  d.  Handl,  Tb.  H.  S.  184-193, 
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7)     In  Belrt'lT  des  Coloniecnhaiulels. 

§.    27. 

Man  lernte  bei  der  Besitznahme  entfernter  Länder 
Produkte  kennen,  welche  in  dem  Mutterlande  nicht'erKeugt 
werden  konnten,  und  sähe  ein,  dafs  der  Handel  mit 
denselben  in  dem  Grade  zunehmen  niüfste,  als  ihre  Con- 
sumtion  den  Europäischen  Nationen  zur  Gewohnheit 
würde.  Als  man  nun  besonders  die  neuen  Eroberungen 
der  Portugiesen  nicht  so  ergiebig  an  edeln  Metallen  fand, 
als  man  gehofft  hatte,  so  wurde  der  Handel  mit  jenen 
Producten  der  Hauptzweck  der  Unternehmungen  in  Hin- 
sicht auf  die  neu  eroberten  Länder.  Eben  so  verhielt 
es  sich  mit  andern  seefahrenden  Völkern.  Dieselben  be- 
setzten die  neu  eroberten  Gegenden  mit  euiem  Theile 
ihres  Volkes  unt^  der  Voraussetzung,  dafs  er  immer  zu 
demselben  gehörig  betrachtet  werden  solle.  Der  Zweck 
dabei  war  die  Anpflanzung  solcher  Produkte,  welche 
df^s  Mutterland  nicht  darbot.  Auf  diese  Art  bildeten 
sich  die  eigentlichen  Handel- Calonieen.  Dieselben 
sind  daher  besonders  durch  folgende  Umstände  bedingt: 

Hire  Anlegung  mufs  nur  in  solchen  Gegenden  gesche- 
hen, deren  Beschaffenheit  die  Erzeugung  solcher  Produclc 
möglich  maclit,  welche  das  IMutterland  entweder  gar 
nicht,   oder  nicht  in  hinreichender  Masse  hervorbringt. 

Es  müssen  ferner  die  Einwohner  der  Colonieen  sul- 
clie  Bedürfnisse  haben,  welche  nur  durch  fortwährende 
Zufuhr  aus  dem  Mutterlande  befriedigt   werden  können« 

Wesentlich  ist  es  auch;,  dafs  die  Handels -Colonieen 
mit  Einwolmern  aus  dem  Blutterlande  besetzt  werden, 
welche  sich  auf  den,  ihnen  alsEigenthumcrtheilten, Land- 
strichen mit  der  Anpflanzung   der   Produkte,  die   unter 
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den  obigen  Voraussetzungen    ein   Gegenstand    des  Han- 
dels werden  sollen,  beschäftigen. 

Sämmtliche  Staaten,  welche  im  Besitze  solcher  Haii- 
dels-Colonieen  sind  c),  haben  den  Grundsatz  festgestellt, 
dafs  der  Handel  dahin  und  von  dort  nur  zwischen  ihnen 
selbst  und  den  Colonieen  bestehen  solle.  Zugleich  ist 
es  fast  immer  durchgesetzt  worden,  dafs  dieSchifFfahrt  nur 
mit  Schiffen  des  Mutterlandes  betrieben  werden  darf  If), 

a)  Warum  sollte  P reu ssen  davon  ausgeschlossen  seyn, 
eich  eine  Seemacht  zu  bilden,  wenn  auch  nicht  so  bedeu- 
tend, um  Seekriege  zu  führen,  aber  doch  genügend  um  sich 
Colonieen  zu  gründen,  die  in  Kurzem  sich  selbst  zu  erhal* 
ten  im  Stande  seyn  würden,  und  die  dazu  dienen  müfsten 
dem  Handel  feste  Anhaltspunkte  in  andern  Weltiheileu  zu 
sichern  ? 

h)  Vergl.  darüber  Busch  a.  a.  0.  Th.  H.  S.  203  u.  f. 
Es  werden  hier  zugleich  interessante  NiKizen  der  Handelspo- 
litik hinsichtlich  des  Neger  handeis  gegeben,  welche  we- 
nigstens historisch  von  Wichtigkeit  sind. 

6)    In  Betreff  des  Blannfacturhandels, 

§.  28. 
Die  Manufacturen  sind  auf  die  Vermehrung  der 
Bevölkerung  und  des  Wohlstandes  von  dem  gröfstcn 
Einflüsse.  Kommt  indessen  zu  jenem  Vortheile  auch 
noch  der,  dafs  die  Manufakturwaaren  eines  Staates  bei 
fremden  Nationen  ausschliefslich  eingeführt  werden,  und 
ihre  Qualität  dort  ein  bestimmtes  Vorrecht  behauptet, 
so  pflegt  dadurch  ein  noch  bedeutenderer  llcichthum 
und  eine  gröfsero  Volksdichtigkeit  zu  entstehen.  Jeden- 
falls bleibt  aber  in  Staaten  von  grüfserem  Umfange  die 
inländische  Circulation  wiclitiger,  als  der  ausländische 
Manufakturliandel,  der  ohnedies  Veränderungen  unter- 
worfen  ist,   denen  niciit  so   enlgcgeiigearbeitet  werden 
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kann,   als  den  Erschütterungen    des    inländisclien   Ver- 
keil rs  «). 

a)  Vcrgl.  die  ausführlichen  Erörlcrungcn,  welche  Buseli 
a.  a.  O.  S.  212—244  hierüber  gicbt. 

i)     In  BelrclT  des  Zvvisclicuhandels» 

§.    29. 

Der  Zwischenhandel  setzt,  wie  bereits  erwähnt 
worden,  die  Erzeugnisse  eines  andern  an  ein  drittes 
Land  ah. 

Er  verschafft  also  weder  den  Producenten  des  eigenen 
Landes  Absatz,  noch  den  Consumenten  in  demselben  Zu- 
fuhr, bietet  aber  dennoch  manchen  Vortheil  ö). 

Der  Zustand  des  Zwischenhandels  hängt  besonders 
davon  ab,  dafs  ehm  bedeutende  Quantität  mannichfalti- 
ger  WaarenartiÄPauf  einem  Platze  zusammen  komme, 
so  dafs  die  Nachfrage  von  Käufern  aus  andern  Gegen- 
den nicht  leicht  umsonst  ist.  Dadurch  wird  ein  solcher 
Ort  zu  einem  wahren  Marktplatze,  welchen  der  Zwischen- 
handel im  Grofsen  zum  Mittelpunkte  seines  Verkehrs 
wählt.  Wie  sehr  dergleichen  Plätze  durch  ihre  geogra- 
phische Lage  begünstigt  werden  künnen,  bedarf  keiner 
Erörterung. 

Der  fortdauernde  Besitz  des  Zwischenhandels  kann 
nur  dadurch  gesichert  werden,  dafs  die  Ein-  und  Aus* 
fuhr  der  Waaren  nicht  mit  zu  hohen  Zöllen  belegt  wird. 
Wo  es  möglich  gewesen  ist;,  hat  man  deshalb  in  neuern 
Zeiten  häufig  einen  Ort  von  allen  Zöllen  frei  erklärt  Z»). 
Es  darf  auch  an  solchen  Plätzen,  wo  der  Zwischenhan- 
del einen  dauernden  Sitz  haben  soll,  derselbe  nicht  an 
gewisse  Zeiten  gebunden  werden,  und  man  kann  für 
solche  Orte  Jahrmärkte  und  Messen,  so  nützlich  für  den 
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Verkclir  sie  auch  sonst  seyii  mögen,  nicht  als  ein  ge- 
iiiigendes  Mittel  zur  Unterlialtung  eines  bedeutenden  Zwi- 
schenhandels ansehen. 

Der  jetzt  in  den  Europäischen  Staaten  bestehende 
Zwischenhandel  erhäU  sich  durch  die  steigende  Z*':hl  der 
Consunienten,  so  wie  er  überhaupt  stets  dadurch  seine Noth- 
wendigkeit  beliauptet,  dafs  die  Zahlungen  in  und  aus  der 
Ferne,  trotz  der  Ausbildung  des  Wechselgeschäftes,  im- 
mer mit  erlieblichen  Schwierigkeiten  verknüpft  bleiben  c). 

Diejenigen  Staaten,  welche  sich  den  durch  sie  gehenden 
(Transito)  Handel  nicht  zu  eigen  machen  können,  müssen 
wenigstens  jenen  zu  erhalten  und  zu  vermehren  suchen. 

Selbst  dann,  wenn  der  Transitohandel  den  Weg  durcli 
einen  bestimmten  Staat  nehmen  mufs,  ist  es  nicht  rath- 
sam,  denselben  durch  hohe  Zölle  jj^  erschweren.  In 
noch  höherm  Grade  findet  dieser  Gi^^j^atz  Anwendung, 
wenn  die  Lage  des  Landes  von  der  Art  ist,  dafs  der 
Transitohandel  seinen  Weg  noch  neben  demselben  neh- 
men kann.  Besonders  müssen  dann  die  Zölle  sehr  mä- 
fsig  seyn,  so  wie  gute  Landstrafsen  und  Canäle  ein 
eben  so  sicheres  Mittel  darbieten,  den  Transitohandel  au 
sich  zu  zielien.  Es  ist  in  den  neuesten  Zeiten  hierin 
aufserordentlich  viel  gescliehen,  und  man  kann  nament- 
lich die  Verbesserungen,  welche  die  Preufsische  Re- 
gierung auch  in  dieser  Beziehung  in 's  Werk  gesetzt  liat, 
als  Muster  aufstellen. 

Auf  seinem  Wege  bedarf  der  Transitohandel  der 
Ablagerplätze  il)^  und  begründet  auf  der  andern  Seite 
wieder  den  Wohlstand  dieser  Orte.  Wo  aber  derglei- 
chen Oite  alle,  «Icii  Handel  erschwerende,  Vorrechte  ha- 
ben, ist  es  sehr  zu  erwägen:  ob  die  Erhaltung  derselben 
für's  Ganze  rathsaui  nf^y-     Dafs  man  dies  nicht  gefunden. 
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beweiset  die  Aufhebung  fast  aller  solcher  Rechte  iu  den 
neuern  Zeiten. 

a)  Vergl.  Rau's  Volkswlrthschaflslehre  §.  432  u.  f.  Wie 
wesentlich  die  Vortheile  des  Zwischenhandels  seyn  können. 
Leweiset  der  Schaden,  welcher  den  Holländern  durch  die 
auch  g^gen  ihren  Zwischenhandel  gerichtete  Navlgations- 
Acte  Cromwells  vom  Jahre  1651,  welche  1660  von  Carl  IT. 
erneuert  wurde,  zugefügt  wurde.  In  jenem  englischen  Schlff- 
fabrts-  und  Seehandelsgesetz  wurde  verordnet:  1)  dafs  kein  eng- 
lisches Schiff  andre  Güter  nach  englischen  Häfen  führen  sollte, 
als  die  Erzeugnisse  des  Landes,  von  welchem  es  herkomme; 
2)  dafs  ein  solches  Schiff  In  hrltlschen  Staaten  gehauet  seyn,  und 
dessen  Mannschaft  wenigstens  zu  zwei  Drittheilen,  nebst  dem 
Capitaln,  aus  geborenen  oder  natlonallsirten  Briten  bestehen 
müsse;  3)  dafs  kein  fremdes  Schiff  eine  Rückfracht  von  Eng- 
land, jedes  englische  Schiff  aber  doppelte  Fracht  von  andern 
Ländern  solle  nehmen  dürfen.  Die  Navigatlons-Acte  war  die 
Grundlage  vieler  ^^|||^Igen  strengen  Verordnungen  in  Betreff 
des  europälschen^^HpRid  Landhandels.  Vergl.  Engelbrecht's 
corpus  juris  nat^fF  Die  Navigatlons-Acte,  welche  der  Con- 
grefs  der  vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  seit  dem  1.  Dec. 
1817  in  Wirksamkeit  treten  llefs,  ist  von  ähnlicher  Art,  und 
scheint  besonders  gegen  England  gerichtet  zu  seyn.  Letzteres 
hat  indessen  selbst  den  Grundsatz  der  Handelsfreiheit  nach  dem 
Princlp  der  Reciprocität  ausgesprochen,  und  die  Parlaments- 
beschlüsse des  Jahres  1822  gaben  den  Handel  mit  den  engli- 
schen Colonleen  frei,  jedoch  mit  Ausschlufs  der  verelnigtea 
Staaten  von  Nordamerika.  In  der  neuesten  Zeit  sind  diese  Mis- 
helligkelten  beigelegt. 

h)  Frei -Hafen  sind  z.  B.  Llvorno  und  Altona.  Ham- 
burg hat  seine  ohnedies  geringen  Zölle  in  den  neuern  Zelten 
noch  mehr  vermindert,  und  alle  durchgehende  Waaren  ganzs 
davon  befreiet. 

c)  Vergl.  Busch  a.  a.  O.  Buch  1.  cap.  6.  §.  36  u.  f., 
und  dessen  Brief  an  den  Geh.  Justiz -Rath  Moser  in  seinen 
kleinen  Schriften  bei  der  4ten  Abhandlung. 

d)  So  nennt  Busch  a.  a.  O.  Buch  3.  cap.  3.  §.  7.,  ohne 
Rücksicht   auf  etwa    vorhandene  Stapelgerechtigkeit,   sehr   be- 
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ceiclinend  diejenigen  inländischen  Städte,  deren  Lage  so  bcr 
schaffen  ist,  dafs  die  Flufsfahrt  daselbst  mit  der  Landfracht 
wechselt,  oder  die  inländischen  Fuhrleute  sie  zum  gewöhnlichen 
Ziel  ihrer  Reisen  machen,  über  welches  hinaus  sie  keine  Frach- 
ten annehmen.  Der  Gewinn  und  mit  diesem  die  Bevölkerung 
solcher  Städte  vermehrt  sich  durch  den  Transltohandel  am.  schnell- 
sten. Man  mufs  daher  dafür  Sorge  tragen,  dafs  dort  nie  Man- 
gel hinsichtlich  des  Fuhrwesens  eintrete,  dafs  die  Waaren  schnell 
befördert  und  die  Frachtgelder  nicht  zu  hoch  angesetzt  werden. 
Besonders  bedarf  das  Speditionswesen  einer  strengen  Aufsicht. 

ff)    In  Betreff  der  Schifffahrt. 

§.  30. 

Wie  sehr  die  Scliifffahrt  zur  Ausbreitung  des  Han- 
dels eines  Staates  diene,  wenn  derselbe  durch  die  na- 
türliche Lage  begünstigt  wird,  bedarf  keiner  Erörterung. 
Es  bedarf  indessen  dies  Gewerbe  mehr  Aufmunterung 
aller  Art,  als  irgend  ein  anderesjM||^heils  der  damit 
verbundene  Kostenaufwand,  Iheils^^Htn Sicherheit  des 
Gewinnes,  die  Beireibung  desselben  gefährlicher  machen. 

Vor  allem  mufs  nach  Möglichkeit  dahin  gestrebt  wer- 
den, dafs  der  Handel  mit  eigenen,  oder  mit  Schiffen  der 
Mitbürger  getrieben  werde.  Die  Ausführung  dieser  Maafs- 
regel,  wenn  sie  nicht  mehr  oder  weniger  gewaltthätig 
werden  soll,  ist  in  den  jetzigen  Zeiten  mit  ungleich  mehr 
Schwierigkeiten  verbunden,  als  früher,  wo  der  Kaufmann, 
welcher  über  See  Handel  trieb,  dies  fast  immer  nur  mit 
seinen  eigenen  Schiffen  that,  welche  gewöhnlich  nur  seine 
Waaren  führten,  und  deren  Rückfracht  fast  immer  nur 
aus  Waaren  bestand,  welche  sein  Eigenthum  geworden 
waren.  Jetzt  befolgt,  bei  der  gröfsern  Ausbreitung  der 
Schifffahrt  und  der  steigenden  Mannichfaltigkeit  des  Han- 
dels, der  Kaufmann  in  der  Wahl  der  Schiffe,  welche  er 
mit  seinem  Handel  beschäftigt,  mehr  sein  Privatinteresse. 
Die  meisten  Staaten   haben  indessen  auch  in  der  neuern 
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Zeil  ihre  Aufmerksamkeit  darauf  gerichtet,  dafs  die  Schiffe 
ihres  Volkes  in  dessen  Handel  vorzüglich  ihre  Beschäf- 
tigung und  ihren  Verdienst  haben.  Grofsbritanien  ist 
durch  die  bereits  erwähnte  Navigations-Acte  hierin  am 
weitesten  gegangen.  Aehnliche,  jedoch  nicht  so  harte, 
Verfügungen  hat  Schweden  erlassen.  Frankreich  hat 
seit  langen  Zeiten  ein  Fafsgeld  (droit  de  tonneau)  von 
2\  Livres  auf  die  Tonne,  festgesetzt,  dasselbe  indessen 
mit  der  Zeit  allen  den  Nationen  erlassen  müssen,  dessen 
Handel  auf  seine  Häfen  ihm  nützlich  war. 

Am  wenigsten  kann  eine  Nation,  welche  im  Besitze 
von  Colonieen  ist,  die  Schifffahrt  auf  diese  Behufs  des 
eigenen  Handels  andern  Völkern  frei  geben.  Es  wür- 
den dadurch  alle  Vortheile  aufgegeben  werden,  welche 
der  Colonieenhandel  für  das  Mutterland  hat.  Gänzlich 
kann  dem  indessen  doch  nicht  gesteuert  werden.  Na- 
mentlich wird  die  Schifffahrt  und  der  Handel  des  Mut- 
terlandes auf  die  Colonieen  durch  die  Contrebande  be- 
einträchtigt. Die  Colonieen  sind  oft  im  Bedürfnifs  mancher 
Gegenstände,  deren  Zuführung  nur  von  andern  Nationen 
geschehen  kann;  hiermit  aber  pflegt  sich  ein  Handel  mit 
andern,  den  Bewohnern  der  Colonieen  angenehmen,  Waa- 
ren  zu  verbinden,  und  als  Bezahlung  geht  häufig  eine 
grofse  Menge  Colonial-Producte  zurück  o). 

Eine  starke  Seemacht  ist  zur  Erhaltung  der  Schifffahrt 
und  des  Seehandels  für  eine  Nation,  welche  hin  und 
wieder  Kriege  fürchten  mufs,  unentbehrlich.  Besonders 
beruhet  darauf  die  Erhaltung  des  Besitzes  entlegener 
Colonieen  und  die  Sicherheit  des  Colonie-Handels. 

o)  Nach  dem  Frieden  von  1763  bewirkte  Spanien  t\r\ 
Verbot  dieser  Schlfflahrt  auf  seine  Colonieen,  und  es  ward  dies 
ein  Grund  mehr,  welcher  die  Empörung  vorbereitete,  nach 
welcher  jenes  Volk  dies  Gewerbe  viel   freier  und  lebhafter  z\x 
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beireiben  anfing,  Yergl.  Büscb  a.  a.  O.  Th.  If.  S.  291.  — 
lieber  die  Seeräuberei  der  Afrlkaniscben  Staaten,  als  Hlnder- 
nlfs  für  einen  Staat,  seinen  eigenen  Handel  mit  eigenen  Schif- 
fen EU  betreiben,  und  die  Geschichte  der  theils  erzwungenen, 
theils  mit  Geld  erkauften,  immer  aber  nur  durcb  Geschenke 
erneueten,  Friedenstractate  mit  denselben  s.  Busch:  Geschichte 
der  Welthändel,  bei  dem  Jahre  1682. 

i 

B)    Geschichte  des  Handels  und  Handelsrechts. 

1)    Allgemeine. 
a)    üeberhaupt. 

§.  31. 

Die  allgemeine  Geschichte  des  Handelsrechts  ge- 
hört leider  zu  den  Gegenständen,  welchen  eine  vollständige 
Bearbeitung  noch  gänzlich  mangelt.  Die  Materialien  zu 
derselben  liefert  theils  die  Geschichte  des  Handelsrechts 
einzelner  Staaten,  theils  finden  sich  dieselben  in  der 
Geschichte  des  Handels  a)  selbst.  Letztere  kann 
aber,  so  wie  die  Geschichte  des  Handelsrechts,  hier  nur 
in  ihren  Grundzügen  berührt  werden. 

a)  V.  Martens  Grundrifs  des  Handelsrechts  S.  4.  u.  f.  — 
Die  Geschichte  des  Handels  hat  zahlreichere  Bearbeiter 
gefunden,  als  sich  nach  den  Schwierigkeiten,  mit  welchen  sie 
zu  kämpfen  hatten,  vermuthen  lassen  sollte.  Für  den  Handel 
in  den  altern  Zeiten  sind  besonders  folgende  Werke  von  Wich- 
tigkeit: Histoire  du  commerce  et  de  la  navigation  des 
anciens.  Paris  1716.  8.  deutsch  übers.  Frankfurth  und  Leipzig 
176.3.  8.  —  A.  L.  Schlözer  Versuch  einer  allgemeinen  Ge- 
schichte der  Handlung  und  Seefahrt  in  den  ältesten  Zeiten  (aus 
dem  Schwedischen),  Rostock  1761.  8.  —  Coycr:  la  noblessc 
commer^ante.  —  M.  Jorio  storia  del  commcrcio  e  della  navi- 
gazione  dal  principio  sino  a  giorni  nostri.  Napoli  1778 — 1783. 
T.  I — IV.  4.  —  Heeren  Ideen  über  die  Politik,  den  Verkehr 
und  deh  Handel  der  vornehmsten  Völker  der  alten  Welt.  Göt- 
tingen  1793.  Th.  l.   1796.  Th.  IL  2te  Aufl.  1804. 

Aufser- 
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Aufserdem  sind  iheils  im  Allgemeinen,  llie/U  iii  lliadcht 
auf  einzelne  Länder  nachstehende  Bearbeitungen  zu  erwähnen: 
Allgemeine  Geschichte  der  Handlung,  Schifffahrt  u. 
s.  w.  zu  allen  Zeiten  und  bei  allen  Völkern.  Breslau  1751  — 
1754.  T.  1.  11.  4.  —  Scherer  Geschichte  des  russischen  Ilan- 
(Jels,  —  F.  C.  J.  Fischer,  Geschichte  des  teutschen  Handels. 
Hannover  17S5  u.  f.  Th.  I  — IV.  8.  —  A.  F.  Lüder  Geschichte 
des  holländischen  Handels,  nach  Lützacs  Hollands  Rykdom  be- 
arbeitet. Leipzig  1788.  8.  —  A.  Anderson  historical  and  chro- 
nologlcal  deduction  of  the  origin  of  commerce  from  the  earliest 
account  to  the  present  time.  London  1764.  T.  1.  2.  fol.  2te 
Ausgabe,  London  1789.  Th.  1 — 4.  4.  —  Marin  storia  civile  e 
politica  del  commercio  del  Venezianl.  T.  1  —  VI.  1802.  8.  — 
Antun n er  memorlas  historicas  sobre  la  marina  el  commercio 
y  las  artes  de  Barcelona.  T.  I.  U.  4.  1779. 

§.  32. 
Scbon  imfer  deu  ersten  Menschen  bestand  eine  Art 
von  Handel,  sie  tauschten  mit  einander  und  halfen 
so  ihrem  gegenseitigen  Mangel  ab.  Mit  der  steigenden 
Bevölkerung  und  der  Erfindung  neuer  Künste  verbreitete 
und  vermehrte  sich  auch  der  Tauschhandel.  Nach  der 
Entstehung  der  Staaten  hatten  die  Entdeckungen  neuer 
Länder  und  die  Verbesserung  der  Seefahrt,  so  wie  die 
Fortschritte  in  der  Cultur  wesentlichen  Einflufs  auf  den 
Handel.  Der  Bedarf  ausgebildeter  Staaten  war  natürlich 
gröfser,  als  der  kleiner  Gesellschaften  der  Hausväter. 
Der  Handel  ist  ein  Tausch  des  Entbehrlichen  gegen  das 
Nolhwendigc,  er  mufs  daher  zunehmen,  sobald  die  Masse 
der  entbehrlichen  Dinge  wächst,  und  die  Bedürfnisse 
vermehrt  werden;  oder  man  einen  Zugang  zum  Einkauf 
solcher  Waaren  gewinnt,  welche  man  vorher  nicht  haben 
konnte.  Letzteres  wird  besonders  durch  die  Entdek- 
kung  neuer  Länder  geschehen,  während  die  Quanti- 
tät des  Ueberflüssigen  mit  dem  Anbau  des  eigenen 
Landes  steigen  wird.     Die  Schifffahrt  ist  aber  stets  mit 
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dem  Handel  aufs  genaueste  verbunden  gewesen,  weil 
theils  die  Entdeckungen  neuer  Länder  grüfstenlheils 
durch  sie  gemacht,  theils  die  leichtesten  Mittel  zum  x\us- 
tausch  der  haaren  durch  sie  dargeboten  werden.  Die 
Phönicier  verdanken  ihren  Kenntnissen  hinsichtlich  der 
Seefahrt  grofsentheils  das  schnelle  Steigen  und  die  Wich- 
tigkeit ihres  Handels. 

Man  trennt  die  alte  von  der  mittlem,  und  diese 
von  der  neuen  Handelsgeschichte.  Die  alte  beginnt  mit 
den  Phöniciern  und  geht  bis  zu  der  Zeit,  wo  durch  die 
Verlegung  der  Kaiserlichen  Residenz  nach  Constanlino- 
pel  der  Handel  von  Rom  weggezogen  wurde,  und  eine 
neue  Richtung  bekam,  demnächst  aber  mit  dem  Verfall 
des  Reiches  eine  Zeitlang  gänzlich  gehemmt  wurde.  Die 
mittlere  Handelsgeschichte  fängt  von  der  Zeit  an,  da 
sich  der  Handel  mit  dem  Orient  und  Indien  zuerst  von 
Italien  aus  neu  belebte,  und  schliefst  kurz  vor  den  Jah- 
ren, in  welchen  die  Schi  ff  fahrt  um  Afrika  wieder  ent- 
decket und  ein  neuer  W^elttheil  gefunden  wurde.  Mit 
diesen  beiden  Entdeckungen  beginnt  die  neue  Handels- 
geschichte. 

b)    Alte  Ilandelsgeschichte. 

§.  33. 
Die  Phönicier  warjcn,  bis  sie  den  Waffen  Alexan- 
ders weichen  mufsteu,  das  erste  Handel  treibende  Volk. 
Durch  ihre  gewagten  Seereisen  erreichte  ihr  Handel  eine 
Gröfse,  bis  zu  welcher  es  nach  ihnen  wenige  Nationen 
brachten.  Niemand  machte  ihnen  die  Herrschaft  des 
Mittelmeers  und  des  ganzen  westlichen  Handels,  dessen 
Mittelpunkt  Tjrus  war,  streitig.  Carthago,  ein  Han- 
dels-Etablissement  der  Phönicier,  erhielt  sich  noch  lange 
nach  dem  Untergänge   derselben   im   Resilze   des   ganzen 
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wesllichcn  Handels,  und  unterlag  zuletzt  den  Ruiiicrn. 
Griechenland  behauptete  eine  bedeutende  Grofse  un- 
ter den  seefahrenden  Völkern  der  damaligen  Zeit.  Die 
Stadt  Alexandrien  in  Aegypten,  von  dem  Uebervvin- 
der  der  Phönicier  gegründet,  >velche  nach  Alexanders 
Tode  die  Ptolemäer  zur  Belohnung  ihrer  Siege  erhiel- 
ten, stieg  zu  einer  Grofse,  welche  Tyrus  und  Carlhago 
in  Vergessenheit  brachte.  Endlich  wurde  es  durch  die 
Herrschaft  der  Araber  seines  alten  Ruhmes  beraubt,  und 
konnte  seine  frühere  Grofse  nie  wieder  erreichen.  Rom, 
zuerst  von  den  Carthaginiensern  gezwungen,  auf  die 
Gründung  einer  Seemacht  bedacht  zu  sejn,  ward  als 
solche  so  mächtig,  dafs  es  nicht  nur  Carthago  und  Grie- 
chenland unterjochte,  sondern  in  dem  Handel  sogar  die 
Quelle  der  unermefslichen  Reichlhümer  fand,  durch  wel- 
che es  sich  nachher  so  lange  in  seiner  Grofse  behauptete. 
Durch  die  günstige  Lage  der  neuen  Residenz  Constanti- 
nopel  zog  sich  der  ganze  ägyptische  Handel  dorthin.  Der 
seit  der  Theilung  des  Reichs  unter  Theodosius  schon 
wankende  Handel  wurde  besonders  durch  den  Einfall 
der  nordischen  Völker  in  den  Süden  von  Europa  in 
beiden  Welttheilen  ganz  vernichtet. 

c)    Blittlere  Handelsgeschichte. 

§.  34. 

Die  Araber,  welche  sich  in  kurzer  Zeit  des  gröfs- 
ten  Theils  des  Griechischen  Kaiserlhumes  bemeisterten, 
und  durch  ihre  Rohheit  den  ganzen  morgenländischen 
Handel  zerstörten ,  gründeten  bald  selbst  mit  dem  gröfs- 
ten  Eifer  einen  neuen  Handel,  namentlich  nach  Indien 
und  China.  Die  Ausbreitung  ihres  Handels  stieg  mit 
ihren  Eroberungen,  wurde  indessen  durch  Kriege  im 
Innern  und  den  Einfall  der  Tartaren  wankend. 

4* 
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Europa  war  zu  jener  Z6it  der  Schauplatz  der  Ver- 
heerung durch  die  Barbaren;  das  Meer  wurde,  während 
eines  Zeitraumes  von  mehreren  hundert  Jahren  von  Deut- 
schen und  Normannischen  Seeräubern  beherrscht.  Der 
Verkauf  geraubter  Waaren  erregte  aber  auch  bei  ihnen 
die  Neigung  zum  Handel,  neben  welchem  ä)  sie  indessen 
noch  lange  Seeräuberei  trieben.  Den  Fränkischen  und 
Sächsischen  Kaisern  war  es  vorbehalten,  die  von  Carl 
dem  Grofsen  begonnenen  Unternehmungen  zur  Wie- 
derherstellung des  Handels  mit  mehr  Erfolg  fortzusetzen. 
Der  Handel  zwischen  Indien  und  Europa  war  aber  ver- 
nichtet, seit  die  Araber  Aegjpten  eingenommen  hatten, 
bis  den  Venelianern  h)  und  Genuesern  c)  durch  die  Kreuz- 
xüge  Gelegenheit  gegeben  wurde,  den  Seehandel  wieder 
herzustellen.  Aegypten  ward  von  neuem  der  Niederlags- 
ort der  indischen  Waaren,  deren  Niederlagsorte  für  Eu- 
ropa Venedig  undWisby  wurden.  —  Für  Deutschland 
wurde  dieser  Handelsweg  eine  Quelle  grofser  Vortheile. 
Das  obere  Deutschland  verband  sich  deshalb  genauer 
mit  Venedig,  während  die  Herrschaft  Niederdeutschlands 
über  die  Ost-  und  Nordsee  die  Macht  des  Hanseati- 
schen Bundes  gründete.  Es  hatten  nämlich  zu  jener 
Zeit  Hamburg  und  Lübeck  hartnäckige  Streitigkeiten 
mit  Walderaar,  dem  Könige  von  Dänemark.  Diese  Feind- 
seligkeiten und  die  Sicherstellung  der  den  Seeräubern 
sehr  ausgesetzten  Eibfahrt,  so  wie  die  zunehmende  Un- 
sicherheit der  Landstrafsen  veranlafsten  zuerst  im  Jahre 
1239  zwischen  Hamburg,  den  damals  freien  Ditmarsen 
und  den  Hadelern  einen  Vertrag,  und  im  Jahre  1241 
zwischen  Hamburg  und  Lübeck  die  Errichtung  eines 
Bündnisses,  wodurch  sie  sich  gegenseitig  zum  Beistande 
gegen  alle  Angriffe  verpflichteten.  Der  Verein  erhielt 
voriugs weise  den  Namen  Hansa  rf),   und  es  trat  dem- 
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selben  iui  Jabro  1247  Braunschweig  bei,  welches  von 
jenen  beiden  Stadien  als  Niederlage  benutzt  wurde;  in- 
dem, während  Italien  im  Besitze  des  indischen  und  le- 
Tantischen  Handels  war,  sich  von  dort  eine  Handels- 
ßtrafse  über  Deutschland,  durch  die  Oberpfalz,  Franken^ 
über  Braunschweig  nach  Hamburg  gebildet  hatte.  Lü- 
beck, wo  im  Jahre  1260  der  erste  Bundestag,  und  dann 
von  3  zu  3  Jahren  regelmäfsigc  Versammlungen  aller 
vereinigten  Städte  gehalten  wurden,  war  das  Haupt  des 
ganzen  Bundes,  welcher  binnen  kurzer  Zeit  eine  sehr 
bedeutende,  aber  nicht  immer  gleiche  e)  Anzahl  von  Mit- 
gliedern umfafste.  Die  Städte  waren  in  4  Classen  ge- 
theilt,  deren  jede  eine  Haupt-  oder  Quartierstadt/) 
hatte.  Zugleich  wurden  vier  grofsc  Comtoirs  oder  Nie- 
derlagen im  Auslande  errichtet  g).  Königliche  und  fürst- 
liche Freibriefe  begründeten  die  eigentliche  Festigkeit 
des  Bundes.  Derselbe  erlangte  im  14.  Jahrhundert  eine 
in  alle  Verhältnisse  eingreifende  politische  "Wichtigkeit. 
Der  grofse  Zwischenhandel  der  Hansa  war  die  Haupt- 
quelle ihres  steigenden  Reichthums,  der,  vereint  mit  der 
Gewalt  ihrer  AVaffen ,  sie  zur  Herrscherinn  über  Länder 
und  Meere  machte  h).  Der  blühende  Zustand  des  Bun- 
des war  aber  natürlich  von  den  Umständen  abhängig, 
welche  seine  Gründung  herbeigeführt  hatten.  Als  daher 
die  Sicherheit  der  Landstrafsen  und  der  Seewege  zunahm, 
die  Regenten  die  Wichtigkeit  der  Handelsvortheile  ihrer 
eigenen  Staaten  erkannten  und  für  die  Herstellung  einer 
eigenen  Seemacht  Sorge  trugen,  die  nordischen  und  eng- 
lischen Könige  dem  Bunde  seine  grofsen  Privilegien  nah- 
men und  Carl  V.  allen  Handel  nach  seinen  Niederlanden 
zu  ziehen  sich  bemühete,  nahete  sich  mehr  und  mehr 
der  Augenblick  der  Auflösung  der  Hansa,  (s.  den  fol- 
genden §.) 
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Genua  verlor  von  den  in  diesem  Zeiträume  wichtig 
gevrordenen  Handelsmächten  zuerst  durch  innere  Unei- 
nigkeit und  Krieg  mit  Venedig  an  seiner  Gröfse,  bis 
endlich;  nach  vielen  andern  durch  die  Türken  erlittenen 
Verlusten  die  Einnahme  von  Constantinopel  und  Caffa 
dem  morgenländischen  Kaiserthume  und  zugleich  dem 
genuesischen  Handel  ein  Ziel  setzte»  Die  Republik  Ve- 
nedig war  durch  den  Handel  nach  Aegjpten  so  mäch- 
tig geworden,  dafs  sich  die  meisten  Staaten  von  Europa 
im  Jahre  1508  durch  die  Ligue  von  Cambray  i)  zum 
Untergange  dieser  Handelsmacht  vereinigten;  aufserdem 
wurden  ihr  durch  die  Türken  viele  Besitzungen  entrissen. 

o)  Dadurch  entstanden  die  berühmten  Seestädte  an  der 
Nord-  und  Ostsee. 

h)  Die  Venetianer  nahmen  den  Grieclien  mehrere  bedeu- 
tende Orte,  und  Cana  (jetzt  zerstört),  an  der  Mündung  des 
Don,  wurde  ihr  wichtigster  Handelsplatz,  von  hier  brachten  sie 
einen  Theil  ihrer  Waaren  über  Italien  nach  allen  südlichen  eu- 
ropäischen Ländern,  während  die  übrigen  Waaren  von  Astra- 
chan über  die  Wolga  u.  s.  w.  nach  den  russischen  Handelsstäd- 
ten Ladoga  und  Grofspermlov,  und  von  dort  nach  Wisby  ge- 
führt wurden.  Dieser  Weg  wurde  aber  durch  die  Zerstörung 
Astrachans  wieder  versperrt,  und  von  dieser  Zeit  an  zeigten 
sich  die  Venetianer  in  Aegypten.  Sie  errichteten  ein  Bündnlfs 
mit  den  Türken,  und  rissen  dadurch  allen  Handel  mit  kostbaren 
morgenländlschen  Waaren,  welche  über  das  rothe  Meer  dahin 
kamen,  an  sich. 

c)  Die  Republik  Genua  setzte  sich  ebenfalls  in  Besitz 
mehrerer  griechischer  Inseln,  dehnte  ihre  Macht  bis  zum  schwar- 
zen Meere  hin  aus,  und  machte  Caffa  in  der  krlmmschen  Tar- 
larel  zu  einem  Niederlagsorte,  von  wo  aus  sie  einen  lebhaften 
Handel  betrieb. 

d)  Hansa  bedeutet  in  altdeutscher  Sprache  ein  zur  gegen- 
seitigen Beiliülfc  geschlossenes  Bündnlfs. 

e)  Die  höchste  Zahl  der  Hansestädte  betrug  85,  es  waren 
folgend«:    Anklam,    Andernach,    Aschersleben,    Berlin,  Bergen 
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(in  Norwegen),   iJielefelfl,  BolJward  (In  Friesland),   Braudea- 
Liirg,  Braunsberg,  Braunschwei'g,  Bremen,  Buxtehude  (Im  Stifte 
Bremen),  Campen  (in  Oberyssel),  Danzig,  Demmln  (In  Pom- 
mern),  Deventer,   Dorpat,   Dortmund,   Duisburg,  Einbek  (am 
Harz),    Elbing,    Elburg   (in  Geldern),   Emmerich   (in  Kleve), 
Frankfurth  a.  d.  O.,    Gollnow  (in  Pommern),   Goslar,  Göttin- 
gen,   Greifswald,    Groningen,   Halle   (in  Sachsen),    Halbersladt, 
Hamburg,  Hameln,   Hamm   (in  Weslphalen),   Hannover,  Har- 
dervyk  (in  Geldern),   Elelmstädt,   TTcrvorden  (In  Westphalen), 
Hlldeshcim,    Kiel,    Kösfeld    (in   Münster),    Kolberg,    Köln   am 
Rhein,    Königsberg   (in   Preufsen),    Krakau    (In   Polen),    Kuhn 
(In  Preufsen),  Lemgo  (in  Westphalen),  Llxheim  (Im  Lothrin- 
gischen),  Lübek,  Lüneburg,  Magdeburg,  Minden  (Im  Hanno- 
verschen), Münster,   Nimwegen  (in  Geldern),  Nordhelm,  Os- 
nabrük,  Osterburg  (in  der  Altmark),  Paderborn,    Quedlinburg, 
Reval,   Riga,   Rostok,  Rügen walde,  Rüremonde  (In  Geldern), 
Salzwedel,   Seehausen   (in   der  Mark  Brandenburg),    Soest   (in 
Westphalen),  Stade  i,in  Bremen),  Stargard,  Stavern  (In  Fries- 
land),  Stendal,   Stettin,    Stolpe,  Stralsund,   Thorn,    Venlo  (In 
Geldern),  Uelzen  (Im  Lüneburgischen),  Unna  (in  Westphalen), 
Warberg  (in  Schweden),  Werben  (in  der  Altmark),  Wesel, 
Wisby  (auf  Gothland),  Wismar,  Zütphen,  ZwoU  (In  Geldern). 

/)  Zur  ersten  Klasse  gehörten  die  wendischen  und  über- 
wendischen Städte,  deren  Quartlerstadt  Lübeck  war;  zur  zwei- 
ten die  klevischen,  märkischen,  westphälischen  und  die  vier  in 
den  östlichen,  der  burgundlschen  Regierung  nicht  unterworfe- 
nen, Niederlanden  gelegenen  Städte,  mit  der  Quartlerstadt  Köln. 
Zur  dritten  Klasse  gehörten  die  sächsischen,  und  Mark -Branden- 
burgischen Städte,  deren  Quarlierstadt  Braunschweig  war, 
zur  vierten  die  preufsischen  und  llefländischen  Städte,  mit  der 
Quartierstadt  Danzig.  — 

Zu  andern  Zelten  thellten  sie  sich  auch  in  Drlttheile. 

g)  Diese  Niederlagen  kamen  zu  Stande:  1250  zu  London, 
1252  zu  Brügge,  1272  zu  Nowgorod  und  1278  zu  Bergen. 

Ä)  Der  Hanseatische  Bund  war  siegreich  gegen  die  Könige 
Erich  und  Hakon  in  Norwegen,  und  Waldemar  HL  von 
Dänemark;  er  setzte  den  König  von  Schweden  ab,  und  gab 
dessen  Krone   dem  Herzog  Albrecht   von  Meklenburg  u.  s.  w. 
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Engtand,  Dänemark  und  Flandern  schlössen  mit  dem  Bunde 
Vertrüge  cum  bessern  Gedeihen  ihres  Seehandels.  Er  hand- 
habte die  Pollzey  auf  der  Ost-  und  Nordsee.  Auch  verdankt 
man  Ihm  die  Einführung  gleicher  Maafse  und  Gewichte  in  dem 
Gebiete  seiner  unmittelbaren  Wirksamkeit  u.  s.  w, 

ij  Die  Republik  rettete  sich  indessen  durch  geschickte  Un- 
terhandlungen aus  der  Gefahr,  mit  der  sie  die  Ligue  von  Cam- 
bray  bedrohete,  mit  nicht  zu  bedeutendem  Verluste;  ihre  Macht 
wurde  aber  demungeachtet  durch  diesen  Krieg  sehr  erschüttert. 
Vergl.  La  Baume,  Histolre  abregee  de  la  Rep.  deVenise,  Pa- 
ris 1810.  2  Bde.  —  Tentori,  Raccolta  cronolog.  raglonata  di 
documenti  inedltl,  che  formano  la  storla  diplomatica  della  caduta 
deUa  Rep.  di  Venezia,  1799.  2  Th.  4. 

<0    Neue  Handelsgeschicbte. 

>  §.  35. 

Die  Erfindung  des  Compasses  a)  zu  Anfang  des  vier- 
zehnten Jahrhunderts  wurde  der  Wegweiser  nach  der 
neuen  W^elt.  Die  Schiffsbaukunst  wurde  vervollkommnet, 
man  verbesserte  die  Seekarten  und  berechnete  die  rich- 
tige Lage  aller  bekannten  Küsten,  und  ihre  Längen  und 
Breiten.   So  wurden  die  neuen  Entdeckungen  vorbereitet. 

Die  Portugiesen  und  Spanier,  welche  in  den  frü- 
hern Zeiträumen  der  Handlungsgeschichte  wenig  zu  er- 
wähnen sind,  behaupten  in  der  neuern  eine  wichtige 
Stelle. 

Die  Portugiesen,  welche  bereits  zu  Anfang  des 
fünfzehnten  Jahrhunderts  neue  Entdeckungen  zur  See 
um  Afrika  gemacht  hatten,  sahen  endlich  im  Jahre  1498 
das  Ziel  ihrer  vicljährigeu  Bemühungen  erreicht.  Sie 
fanden  einen  Weg  nach  Ostindien,  d.  h.  den  alten, 
von  den  Phüniciern  befahrenen,  seitdem  aber  unbekannt 
gewordenen  Weg. 

Die  Spanier  zogen  von  den  Entdeckungen  der  Por- 
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tugicsen  den  möglichsten  Nutzen.  Nach  der  Entdck- 
kung  von  Amerika  durch  Christoforo  Colombo  be- 
mächtigten sie  sich  des  besten  Theils  dieser  neuen 
"Welt. 

Diese  wichtigen  Ereignisse  mufsten  eine  gänzHche 
Umwälzung  des  Handels  zur  Folge  haben.  Cadix  und 
Lissabon  traten  an  die  Stelle  der  früher  berühmtesten 
Seestädte.  Alle  Europäischen  Nationen  begannen  jetzt 
ihre  Sorge  auf  Handel  und  Seefahrt  zu  richten.  England, 
Frankreich  und  die  Niederlande  traten  dabei  besonders 
hervor.  Die  Republiken  Genua  und  Venedig  nutzten 
indessen  die  neuen  Entdeckungen  eben  so  wenig  wie 
die  Hansestädte.  Der  Bund  der  letztern  wurde  bei  die- 
ser allgemeinen  Umgestaltung  der  Handelsverhältnisse 
gänzlich  erschüttert.  Im  Jahre  1630  wurde  der  letzte 
.Hansetag  zu  Lübeck  ausgeschrieben,  auf  welchem  die 
feierliche  Lossagung  der  einzelnen  Städte  vom  Bunde  er- 
folgte. Nur  Hamburg,  Bremen  und  Lübeck  stifteten 
unter  sich  eine  neue  Verbindung,  welcher  in  einzelnen 
Fällen  auch  Danzig  beitrat,  ohne  jedoch  unter  dem  Na- 
men der  Hansestädte  fortan  mitbegriffen  zu  werden  A). 

Die  asiatischen  Seemächte  verbanden  sich  mit  dem 
Sultan  von  Aegjpten,  um  den  gänzlichen  Verfall  ihres 
Handels  zu  verhindern,  und  die  Portugiesen  wieder  aus 
Indien  zu  vertreiben.  Ihre  Bemühungen  waren  indessen 
vergebens,  im  Gegentheil  gestalteten  sich  die  Handelsver- 
hältnisse der  Portugiesen  noch  günstiger.  Von  Spanien 
gedrückt,  suchten  um  diese  Zeit  die  Holländer,  denen 
der  Handel  in  den  portugiesischen  aus  spanischen  Häfen 
verboten  worden,  selbst  einen  Weg  nach  Indien*  Sie 
fanden  ihn,  verjagten  die  Portugiesen,  und  zogen  nach 
und  nach  den  Handel  der  ganzen  Welt  an  sich.  Die 
ostindische  Gesellschaft,    von   den  Holländern   mit 
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den  umfasseodsteii  Privilegien  verschen,  bot  der  Repu- 
blik  die  Hülfsmiltel  zu  ihrer  Verlheidigung. 

Spanien  hob  sich,  trotz  der  unermefslichcn  Schätze, 
welche  es  aus  Amerika  führte,  dennoch  keinesweges  so 
in  seinem  Wohlstande,  als  es  zu  erwarten  gewesen  seyn 
würde,  wenn  es  diese  Quelle  zum  Vortheile  des  ganzen 
Landes  zu  nutzen  verstanden,  und  sie  nicht  blol's  andern 
Nationen  hätte  zufliefsen  lassen.  Man  sah  es,  durch  diese 
Beispiele  belehrt,  täglich  mehr  ein,  dafs  nicht  blofs  aus- 
ländischer Handel,  sondern  namentlich  Betriebsamkeit  im 
iunern  Verkehr  den  Wohlstand  begründe  flf). 

a)  Man  ist  üher  den  Erfinder  und  die  Zeit  der  Erfindung 
des  Compasses  nicht  einig.  Die  Meisten  nennen  als  solchen 
Flavio  Gioja,  Andere  Giri  aus  Amalfi  im  Königreiche 
Neapel,  im  Anfange  des  14.  Jahrhunderts.  Man  hat  indessen 
Beweise  gefunden,  dafs  eine  compafsähnliche  Einrichtung  herelts 
im  12.  Jahrhundert  in  Frankreich  bestanden,  und  den  Namen 
Mari  nette  geführt  habe. 

b)  Dänemark,  Schweden,  Grofsbrltannlen  (1826)  u.  a.  ha- 
ben mit  den  Hansestädten  Verträge  nach  den  Grundsätzen  ge- 
genseitiger Gleichheit  der  Schifffahrt  abgeschlossen.  Am  4.  Oc- 
tober  1828  schlofs  auch  Preufsen  mit  den  3  Hansestädten  einen 
Handels-  und  Schifffahrtsverlrag. 

§.  36. 
Schon  im  vorigen  Jahrhundert  gab  es  nur  wenig 
Regierungen,  welche  sich  nicht  bemüheten,  ihrem  Lande 
alle  Handels-  und  Gewerbe-Vortheile  zu  verschaffen  und 
zu  sichern,  welche  für  dasselbe  Statt  finden  konnten. 
Dafs  man  häufig  in  der  Wahl  der  Mittel  irrte,  war  zu 
einer  Zeit  nicht  auffallend,  wo  man  die  glücklichen  Fol- 
gen der  Handelsfreiheit  noch  nicht  genug  zu  berechnen 
wufstc.  Es  genüge  hier,  des  Contincntalsystcms 
(1806)  zu  erwähnen.     Napoleon  hatte  den  Plan,    Grofs- 
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britannien  von  jeder  Verbindung  mit  dem  festen  Lando 
von  Europa  abzuscimeiden.  Jeder  Handel  mit  englischen 
Waaren  wurde,  so  wie  überhaupt  aller  andere  Verkehr 
mit  Grofsbritannien  strenge  untersagt,  um  England  zum 
Frieden  und  zur  Anerkennung  des  im  Frieden  zu 
Utrecht  vom  11.  April  1713  aufgestellten  Seerechts  zu 
zwingen.  Es  verordnete  nämlich  der  an  demselben  Tage 
unterzeichnfete  Handels-  und  Schifffahrtsvertrag  im  Art. 
17.  und  18  : 

„Allen  grofsbritannischen  und  französischen  Untertha- 
nen  soll  freistehen,  nach  den  Häfen  zu  schiffen,  die  mit 
dem  einen  oder  dem  andern  Theile  im  Krieg  begriffen 
sind,  und  dies  nicht  nur  aus  feindlichen  Häfen  in  einen 
neutralen,  sondern  auch  aus  einem  friedlichen  Ort  in  ei- 
nen feindlichen.  Unter  dieser  Freiheit  der  Schiffe  sind 
auch  die  darauf  befindlichen  Menschen  begriffen.  Diese 
Freiheit  erstreckt  sich  auch  auf  alle  auf  dem  Schiffe  be- 
findUchen  Waaren,  wenn  auch  diese  dem  Feinde  zuge- 
bören  sollten,  die  Contrebanden  ausgenommen.'* 

Es  lag  hierin  die  Anerkennung  der  Handelsfreiheit  der 
Neutralen  und  des  völkerrechtlichen  Grundsatzes:  ,>Frei 
Schiff  macht  frei  Gut."  ä) 

Bereits  vor  jener  Maafsregel  Napoleons  war  schon 
längere  Zeit  von  den  seefahrenden  Nationen  über  die 
Rechte  der  neutralen  Flagge  viel  Uneinigkeit  gewesen, 
welche  nachstehende  Streitpunkte  betraf:  1)  Macht 
frei  Schiff  frei  Gut  oder  nicht?  2 )  Macht  unfrei 
Schiff  unfrei  Gut  oder  nicht?  3)  Wie  weit  er- 
streckt sich  die  Befugnifs  der  kriegführenden  Mächte, 
neutrale  Schiffe  zu  visitiren,  wenn  sie  ohne  oder  wenn 
sie  unter  Convoj  segeln?  4)  Was  ist  Kriegscontre- 
bande  zur  See,  und  wozu  berechtigt  sie?  5)  Wie  weit 
erstreckt  sich  die  Befugnifs,  Oerter  in  Blockadezustand 
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zu  erklären?  und  endlich  6)  Ist  ein  Handel,  der  den 
Neutralen  in  Friedenszeiten  verboten  war,  ihnen  in 
Krioeszeiten  erlaubt,  oder  dürfen  die  Neutralen  den 
Handel  mit  den  Colonicen  der  kriegführenden  Mächte 
betreiben  oder  nicht?  In  der  Beantwortung  dieser,  be- 
sonders für  den  Seehandel  der  Neutralen  höchst  wichti- 
gen, Fragen  wichen  in  der  neuern  Zeit  die  Engländer 
nicht  allein  von  den  Neutralen,  sondern  gewöhnlich  auch 
von  den  weniger  mächtigen  Seestaaten  ab.  Die  seit  dem 
Jahre  1756  besonders  in  Anregung  gekommene  Frage: 
ob  die  Neutralen  den  ihnen  in  Friedenszeiten  verboten 
gewesenen  Handel  mit  den  Colonieen  des  Feindes  in 
Kriegszeiten  führen  dürfen,  wenn  der  Besitzer  der  Co- 
lonieen ihnen  dies  gestattet?  wurde  von  den  Engländern 
ebenfalls  gänzlich  verneint  —  weil  ein  Handel  dieser  Art 
als  ein  feindliches  Besitzthum  nur  als  die  Beute  des  Sie- 
gers angesehen  werden  müsse.  Die  Befolgung  dieses 
Grundsatzes,  welchen  England  in  neuern  Zeiten  fast  al- 
lein aufstellte,  da  die  andern  Seemächte  nicht  stark  ge- 
nug waren,  sich  ihm  zu  widersetzen,  legte  den  Grund 
zu  seiner  auf  der  See  ei langten  Uebermacht.  Durch  das 
Continentalsystem  b)  wollte  man  die  englische  Regierung 
zu  nachgiebigeren  Maafsregeln  nöthigen.  Es  mufsten  alle 
Staaten  des  Contincnts,  ohne  ihr  eigenes  Interesse  be- 
rücksichtigen zu  dürfen,  ein  gleiches  Benehmen  gegen 
Grofsbritannien  beobachten,  und  es  wurde  ihr  eigener 
Handel  und  Wohlstand  das  Opfer  für  die  Fortdauer  ei- 
nes schwankenden  Friedens  mit  den  Franzosen.  In  den 
Hoffnungen,  welche  man  sich  für  das  Steigen  des  Han- 
dels im  Innern  und  das  Aufblühen  der  eigenen  Manu- 
fakturen und  Fabriken  zur  Zeit  dieser  Handelssperre  mit 
England  gemacht  hatte,  sah  man  sich  eben  so  getäuscht, 
als  Napoleon  in  der  Voraussetzung,  dafs  der  Europäische 
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Handel  die  einzige  Quelle  ron  Grofsbritanniens  Wohl- 
stand gewesen  sey.  Der  Handel  konnte  in  England  nur 
augenblicklich  eine  scheinbare  Stockung  erleiden;  es 
zeigte  sich  bald,  dafs  derselbe,  trotz  der  Sperre  fast  aller 
europäischen  Häfen,  nicht  geschwächt  worden.  Napoleon 
mufste  dies  anerkennen,  und  unerachtet  er  durch  Bewil- 
ligung von  Freiheiten  sein  eigenes  Verbot  unwirksam  zu 
machen  suchte,  forderte  er  von  den  andern  Staaten  dem- 
ungeachtet  die  fernere  Beobachtung  dieser  nutzlosen  und 
schädlichen  Maafsregeln.  Mit  Napoleon  fiel  daher  auch 
das  Conlincntalsjstem  in  sich  zusammen,  c) 

Man  bezeichnet  nach  jener  Zeit  mit  diesem  Worte 
nur  die  im  Einzelnen  abweichende  Richtung  des  politi- 
schen Systems  der  Mächte  des  europäischen  Continents 
von  dem  Systeme  Grofsbritanniens,  als  der  Haupt- Han- 
dels- und  Seemacht. 

a)  Verg].:  Le  traite  d'Utrecht  reclame  par  la  France  etc. 
Leipzig  1814. 

b)  Vergl.:  „das  Contlnentalsystem".    Leipzig  1812.   8. 

e)  Die  Geschichte  des  Conllnentalsystems  beginnt  mit  dem 
Dccrete  von  Berlin  vom  21.  Novbr.  1806,  durch  welches  die 
Britischen  Inseln  xu  Wasser  und  zu  Lande  in  ßlockadezustand 
gesetzt,  aller  Handel,  Verkehr  und  Correspondenz  mit  ihnen 
verboten,  jeder  Engländer,  der  sich  in  einem  von  Französischen 
Truppen  oder  deren  Verbündelen  besetzten  Lande  betreffen 
lasse,  für  kriegsgefangen,  jedes  Magazin,  alle  ^'Vaaren  und  EI- 
genthum  jeder  Art,  die  einem  Engländer  zugehörten,  für  gute 
Prise  erklärt,  aller  Handel  mit  englischen  Waaren  aber  durch- 
aus verboten  wurde.  England  ordnete  sofort  Repressalien  an, 
und  zwar  zuerst  durch  die  Verordnung  vom  7«  Jan.  1807,  so- 
dann durch  die  Verordnung  vom  IL  November  desselben  Jah- 
res, welche  letztere  besonders  <lrückend  für  den  neutralen  Han- 
del wurde.  Französischer  Selts  erschien  darauf  das  Decret  von 
Mailand  vom  17.  Dec.  1807,  welches  durch  ein  zweites  aus  den 
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Tuilerlen  rom  11.  Januar  1808  noch  geschärft  \mrde-  Am 
3.  August  1810  erschien  der  Tarif  von  Trianon  für  die  Colo- 
niaKvaaren,  erweitert  durch  das  Decret  vom  12.  Sept.  desselben 
Jahres.  Am  18.  Oct.  1810  wurde  das  Decret  von  Fontaine- 
bleau  über  die  Verbrennung  aller  englischen  AVaaren  erlassen. 

§.     37. 

Es  hat  selten  über  einen  Gegenstand  vridersprecben- 
dere  Ansichten  gegeben,  als  über  die  für  den  Wohlstand 
der  Staaten  so  entscheidende  Frage;  welche  Grundsätze 
sind  in  Betreff  der  Regulirung  der  Handelsverhältnisse 
die  richtigen?«) 

Wenn  auch  mit  Recht  die  Handelsfreiheit  die 
meisten  Vertheidiger  gefunden  hat,  und  die  Fürsten,  vrel- 
che  sie  ihren  Völkern  zugestanden  haben,  den  Wohl- 
stand derselben  dadurch  auf  die  erfreulichste  Weise  ge- 
hoben haben,  so  hat  es  doch  auch  nicht  an  solchen  ge- 
fehlt, welche  behauptet  haben:  dafs  das  Prohibitiv-Sj- 
stem  den  Völkern  und  ihrem  Interesse  mehr  zusage. 
Es  ist  wohl  schwer  zu  bestreiten,  dafs  der  Wohlstand 
aller  Staaten  dadurch  am  meisten  befördert  werden 
würde,  wenn  jeder,  ohne  die  andern  in  deren  Handel 
einzuschränken,  den  gröfsten  Eifer  auf  seine  eigenen  Er- 
zeugnisse verwendete,  und  dabei  zugleich  der  Austausch 
unter  allen  keiner  Beschränkung  unterläge.  Es  kann  nie 
fehlen,  dafs  einzelne  Nationen  in  diesen  oder  jenen  Ge- 
werbzweigen Vorzüge  vor  andern  erwerben.  Sind  da- 
her gewisse  Waaren  von  ihnen  wohlfeiler  zu  erhalten, 
als  sie  im  Inlande  angefertigt  werden  können,  so  ist  es 
zweckmäfsiger,  dieselben  gegen  Waaren  des  Inlandes, 
welche  dagegen  den  Vorzug  vor  denen  derselben  Gat- 
tung haben,  welche  im  Auslande  angefertigt  werden,  aus- 
zutauschen, als  sie  selbst  anzufertigen.  Ein  Staat  kann 
freilich  dann  nicht  für  eine  unbeschränkte  Handelsfreiheit 
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sich  erklären,  vrcDn  sämmlliche  andere  Nationen  entge- 
gengesetzte Grundsätze  befolgen;  es  bedarf  aber  stets 
einer  genauen  Erwägung,  ob  Repressalien  in  solchen 
Fällen  nicht  eher  schädlich  als  nützlich  sind. 

Dafs  die  Handelsfreiheit  als  Hauptnorm,  besonders 
hinsichtlich  des  innern  Verkehrs,  aufgestellt  werden  müsse, 
nach  welcher  die  Verwaltung  der  Handelsangelegenheiten 
sich  regelt,  erhellt  aus  dem  glänzenden  Beispiel  der  Re- 
genten, welche,  von  Einsicht  und  reger  Sorge  für  das 
Wohl  ihrer  Unterthanen  geleitet,  durch  eine  diesem 
Grundsatze  correspondirende  Gesetzgebung  das  fortwäh- 
währende  Steigen  des  W^ohlstandes  in  ihren  Staaten  si- 
cher stellten.      * 

a)  Vergl.  v.  Bülow-Cummerow  a.  a.  O.  Abhandl.  8. 
S.  63  —  98,  wo  es  u.  a.  sehr  richtig  helfst:  „das  Element  des 
Handels  istFreiheit,  derBewegungsgrund  wechselseitiges  Interesse; 
wer  den  Handel  befordern  will,  der  darf  dem  Handel  nicht  sein 
Element  nehmen.  Einen  ganz  entgegengesetzten  Charakter  hat 
das  Sperrsystem.  Seine  Elemente  sind  Zwang  und  einseitiges 
Interesse,  Monopolisirung.  Die  Basis  des  freien  Handels  ist, 
dafs  Jeder  erzeuget  und  verfertiget,  was  er  am  wohlfeilsten 
und  am  besten  hervorzubringen  vermag,  und  es  verkauft,  wo  er 
will  und  kann;  das  Sperrsystem  hat  dagegen  den  Charakter  des 
Monopols,  es  will  alles  selbst  machen,  es  kennt  nur  sich,  sein 
Streben  ist  daher  ganz  feindselig.  Der  freie  Handel  ruft  Thä- 
tlgkeit,  Umsicht  und  den  Wettstreit  hervor;  bekannt  mit  den 
Bedürfnissen  aller  Nationen,  kennt  sein  Unternehmungsgeist 
keine  andern  Gränzen,  als  die  Erde  selbst"  u.  s.  w. 

e)    Entwickelung   des   üandelsreclits. 

§.  38. 
Es  ist  sehr  wahrscheinUch,  dafs  die  Handelsvölker  der 
alten  Welt,    die    Phönizier,    Carthaginienser,    Aegjpter, 
Rhodier,  besondere  Handelsgesetze  gehabt  haben,  die  in- 
dessen, die  bekannte  Lex  Rhodia  de  jactu  ausgenommen 
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(8.  unten  Secrccht),  verloren  gegangen  sind.  Auch  hin- 
sichtlich der  Römer  verrathen  die  Rechtsgrundsätze  vom 
csercttor  und  magister  navis,  vom  Bodmereiverträge  und 
die  mannichfaltigen  Anwendungen  der  Lex  Rhodia  de 
jactu  a)  eine  Spur  besonderer  Handelsgesetze,  als  Aus- 
nahmen von  dem  Civilrecht.  Allgemeine  Gesetze  hin- 
sichtlich des  Handels  kann  man  aber  bei  einem  densel- 
ben so  dauernd  verachtenden  Volke  nicht  erwarten. 
Erst  im  Mittelalter,  nachdem  sich  von  Italien  aus  der 
Handel  mit  Indien  und  dem  Orient  neu  belebt  hatte, 
hatte,  bildete  sich,  besonders  seit  den  Kreuzzügen,  durch 
den  Bund  der  Hansestädte  und  die  neuen  Entdeckungen 
eine  grofse  Anzahl  Gewohnheitsrechte  (jksances).  Diesen 
und  gutachthchen  oder  richterlichen,  gröfstentheils  aber 
auf  die  Natur  des  Geschäfts  oder  dergleichen  Gewohn- 
heiten gegründeten  Entscheidungen  ist  die  Ausbildung 
des  Handelsrechts  überhaupt  mehr  zuzuschreiben,  als  aus- 
drücklichen Gesetzen. 

a)  Die  bekannte  Sammlung  Rhodlscher  Seegesetze  ist 
nnächt  ($.  Quellen  des  Seerechts). 

§.  39. 

Indessen  fanden  es  doch  schon  zu  jener  Zeit  manche 
Städte,  besonders  in  Italien,  für  ihren  Handel  zweckmä^ 
fsig,  in  Bezug  auf  denselben  besondere  Gesetze  zu  ge- 
ben, und  zugleich  die  Einrichtung  von  Zünften  und  Gil- 
den anzuordnen«). 

Erst  später,  nachdem  auch  die  Regenten  bedeutende- 
rer Staaten  den  EinÜufs  des  Handels  auf  den  Wohlstand 
ihrer  Unterthanen  erkannten,  finden  wir  auch  in  diesen 
Ländern  die  Verhältnisse  des  Handels  und  der  Kauf- 
leute durch  ausdrückliche  Gesetze  und  Conventionen  mit 
auswärtigen  Völkern  nach  und  nach  mehr  festgestellt. 

Die 
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Die  IlaupCqiicHc  des  Seehandelsrcchls  blieb  aber  das 
Cojisolato  del  mare  h),  welches  grüfstentheils  aus  einer 
Sammlung  vom  Seegebräuchen  und  Entscheidungen  von 
Handelsstreitigkeilen  durch  Cousulu  und  Schiedsrichter 
besteht. 

Auf  das  Consclato  del  viare  gründen  sich  die  beiden 
alten  Haupigesetze  des  Französischen  Handelsrechts, 
nämlich:  die  ordonnance  de  commerce  von  1763  und  die 
ordonnance  de  la  marine  von  1687,  welche  gröfstentheils 
die  Bestandtheile  des  jetzigen  Französischen  Handelsge- 
setzbuches lieferten.  In  England  hat  man  nur  wenige 
besondere  Handelsgesetze;  es  wird  dort  mehr  als  in  an- 
dern Ländern  nach  Gewohnheiten  und  Gebräuchen  ent- 
schieden. 

In  Deutschland  hat  fast  jeder  bedeutende 
Staat  besondere  Gesetze  für  das  Wechselrecht  c); 
bei  Assecuranzstreitigkeiten  nimmt  man  häufig,  in  Er- 
mangelung besonderer  Landesgesetze,  die  Antwerpener 
Assecuranzordnung  Philipps  II.  zu  Hülfe.  Andere 
Handelsstreitigkeiten  werden  von  den  Deutschen  Gerich- 
ten, wenn  besondere  Gesetze  oder  Verträge  fehlen,  nach 
der  Natur  des  Geschäftes  und  mit  analoger  Anwendung 
der  Grundsätze  des  Römischen  Rechts  entschieden. 

Indessen  sind  doch  jetzt  auch  in  allgemeinen  Gesetz- 
büchern für  den  Handel  besondere  Abschnitte  be- 
stimmt. Ein  eigenes  Handels- Gesetzbuch  findet  sich 
nur  in  Frankreich  d).  Ueberall  aber  mufs  auch  noch 
jetzt  die  Macht  der  Gewohnheitsrechte  und  Gebräuche 
bei  der  Entscheidung  von  Handelsstrcitigkeiten  anerkannt 
werden. 

a)  Vergl.  Mar|) erger:  neu  eröfinetes  Handelsgericht.    S. 
150—186. 

b)  Dasselbe   ist   wahrscheinlich  zum  Thell  aus   dem  von 
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Gregor  VII.  im  Jahre  1075  bestätigten  Pisanischen  Seerecljle 
entstanden.  Es  erschien  im  Jahre  1599  in  italienischer  Sprache 
gedruckt. 

c)    Besonders  wichtig   ist  die  Leipziger  Wechselordnung 
von  1682. 

dj     Code  du  commerce,  rendu  executoire  par  la  loi  du  25. 
Sept.  1807. 

2)     Insbesondere  im   Preufsischen  Staate. 

§.  40. 
Schon  die  Wilzen,  welche  bei  der  Völkerwande- 
rung die  von  den  Semnonen  fast  ganz  verlassene  Mark 
Brandenburg  besetzten,  trieben  Handel  mit  Bernstein, 
Heringen,  Salz  und  wollenen  Tüchern.  Eine  bedeuten- 
dere Ausbreitung  desselben  finden  wir  aber  erst  wieder 
unter  der  Regierung  Albrecht  des  Bären  (1144—1170.) 
Er  legte  den  Grund  zu  einem  festen  Staatsgebäude,  Deut- 
sche Gesetze  verdrängten  die  Wendischen  Gebräuche; 
mit  dem  Aufblühen  volkreicher  Städte  stiegen  auch  Han- 
del und  Gewerbe.  Bedeutende  Verdienste  um  den  Flor 
derselben  erwarben  sich  Johann  I.  (1220 — 1266)  und 
Otto  HL  (1220  —  1268).  Sie  gründeten  Frankfurt  a.  d. 
Oder,  Landsberg  a.  d.  Warthe,  Bärwalde,  Friedeberg, 
Arenswalde  und  Königsberg  in  der  Neumark.  Frank- 
furt und  Landsberg  erhiehen  wichtige  Privilegien,  na- 
mentlich Zollfreiheit  für  viele  Gegenstände  und  die  Nie- 
derlage der  Waaren.  Auch  andere  Städte  erhielten,  um 
den  Handel  zu  erheben,  theils  Zollfreiheit,  theils  wurde 
ihnen  eine  Ermäfsigung  der  Abgaben  bewilligt.  Es  bil- 
deten sich  Innungen,  und  die  gröfsere  Sicherheit  der 
Landstraisen  unterstützte  den  lebhafter  werdenden  Ver- 
kehr. Beide  Markgrafen  hcfsen  sich  überhaupt  die  Sorge 
für    den    Handel     sehr    angelegen    so^n.      Salzwedel 
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wurde    unter    ilircr  Regierung  eine  wichtige  Handels- 
stadt. 

{.    41. 

Auch  die  Regierung  der  folgenden  Markgrafen  aus 
dem  Hause  Anlialt  (bis  1320)  ist  für  die  Handelsverhält- 
nisse von  Bedeutung.  Die  niederländischen  Colonisten 
verbreiteten  nützliche  Gewerbe  in  der  Mark,  die  rhein- 
ländisclien  den  Weinbau  a).  Künstler  und  Handwerker 
wurden  freie  Bürger,  während  früher  kein  freier  Mann 
sich  mit  der  Betreibung  einer  Kunst  oder  eines  Hand- 
werks abgab.  Der  Handel  breitete  sich  mehr  und  mehr 
aus,  die  Manufakturen  wurden  vervollkommnet,  und  die 
Flüsse  schon  zur  Schifffahrt  und  zum  Handel  nach  den 
Seestädten  benutzt.  Salz w edel,  Stendal  und  See- 
hausen waren  die  bedeutendsten  Handelsplätze.  Die 
Brandenburgischen  Städte:  Berlin,  Brandenburg,  Frank- 
furt, Gardelegen,  Salzwedel,  Seehausen,  Stendal  und 
Werben  traten  der  im  Jahre  1241  gestifteten  Deut- 
schen Hansa  bei  (s.  oben)  Z/). 

a)  la  der  Gegend  von  Krossen,  Brandenburg  und 
Stendal  wurde  zu  jener  Zeit  ein  bedeutender  Weinbau  ge- 
trieben, der  indessen  unter  der  Regierung  der  Luxemburgischen 
Fürsten  wieder  gestört  wurde. 

b)  Stengel:  von  dem  Umfange  des  ausländischen  Han- 
dels u.  8.  w.  in:  Schöubrodt's  Sammlung  der  Verordnun- 
gen über  die  Gewerbe,  Handels-  und  Abgaben- Verhältnisse 
in  den  Vereins -Staaten  Dculschlands.     Bd.  111.  S.  271, 

§•  42. 
Auch  die  Älarkgrafen  von  Brandenburg  aus  dem  Baier- 
schen  Hause  (1320 — 1373)  trugen  Sorge  für  die  Verbrei- 
tung des  Handels.  Sie  gaben  ncueZollfreilieiten,  und  such- 
ten den  Verkehr  mit  fremden  Ländern  durch  zweckmäfsige 
Einrichtungen  zu  vermehren.  Zu  dieser  Zeit  eröffneten  die 
Kalkberge  bei  Rüdersdorf  einen  neuen  Nahrungszweig. 

5* 
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§.    43. 

Unter  den  Markgrafen  und  Kurfürsten  von  Branden- 
burg aus  dem  Luxemburgischen  Hauso  (1373  — 1415) 
nalim  die  Unsiclierlieit  der  Landstrafsen  wieder  zu,  viele 
wohlhabende  Städte  gingen  zu  Grunde.  Mehrere  der- 
selben, welche  an  den  schiffbaren  Flüssen  lagen,  wurden 
mit  den  Zöllen  verpfändet;  die  Pfandnehmer  erhöheten 
die  Zölle.  Der  Geldmangel  stieg.  Alle  diese  Umstände 
trugen  dazu  bei,  den  Handel  zu  zerstöhren. 

§.    44. 

Während  des  Zeitraums  der  Regierung  der  Markgra- 
fen und  Kurfürsten  von  Brandenburg  aus  dem  Hohen- 
zoUcrschen  Hause  hob  sich  der  Handel  zuerst  wieder 
unter  Albrecht  Achill  (1470—1486).  Joachim  I.  Nestor 
(1499  — 1537)  bemühete  sich  besonders,  den  in  ihrem 
"Wohlstande  gesunkenen  Städten  wieder  aufzuhelfen,  und 
den  Verkehr  derselben  wieder  herzustellen. 

§.    45. 

Unter  Joachim  IL  Hector(1534— 1571)hoben  sichHan- 
del  und  Schifffahrt  so  sehr,  dafs  allein  der  Zoll  bei  Lenzen 
ein  jährliches  Einkommen  von  70000  Ducaten  gewährt  ha- 
ben soll.  Der  Handel  über  Stettin  aus  der  Oder  kam  durch 
eine  Verbindung  mit  den  Herzogen  von  Pommern  sehr  in 
Aufnahme.  Die  Gewerbe  im  Innern  kamen  wieder  in  Flor. 
Es  wurden  namentlich  zu  Stendal  viel  Tücher  verfertigt, 
welche  nach  der  Ostsee  geführt  wurden.  Gardelegen 
war  im  Besitz  eines  ausgebreiteten  Hopfenliandels  nach 
Ilufsland,  Preufsen  und  Dänemark.  Der  Russische  Handel 
mit  Pelzwerk  hatte  sich  fast  gänzlich  nach  der  Mark  gezo- 
gen. Dieser  blühende  Zustand  des  Handels  wurde  aber  später 
durcli  die  Holländer,  welclic  den  Ostseehandel  an  sich  rissen, 
erschüttert,  wählend  durch  Sachsen  den  Brandenburgischea 
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Manufakturen  erheblicher  Schaden  zugefügt  wurde.  Ma- 
nufakturen und  Fabriken  hoben  sich  indessen  wieder 
durch  die  Sorgfalt  Joachim  Friedrichs  (1598—1608). 
Derselbe  verbot,  zur  Beförderung  der  Tuchmanufaktu- 
ren, die  Ausfuhr  der  Wolle.  Er  liefs  mit  grofsen  Ko- 
sten Ströme  schiffbar  machen,  und  neue  Wasserwerke 
anlegen,  namentlich  bei  Steinfurt  in  der  Mittelmark,  und 
ergriff  überhaupt  alle  Maafsregeln,  welche  zur  Beförde- 
rung des  Handels  zweckmäfsig  werden  konnten.  "'     • 

§.46. 

Unter  der  Regierung  Johann  Sigismunds  (1608— 
1619)  wurden  zwar  die  Gränzen  des  Staates  erweitert, 
es  verminderte  sich  aber  dagegen  der  innere  Wohlstand. 
Auch  der  Handel  mufste  dabei  leiden,  und  war  während 
dieser  Zeit  von  keiner  grofsen  Bedeutung.  Noch  trau- 
rigere Schicksale  trafen  den  Handel  während  der  Regie- 
rung des  Kurfürsten  George  AVilhelm  (1619  — 1640) 
Krieg,  Hungersnoth  und  Pest  wütheten  in  den  Marken. 
Mit  dem  allgemeinen  Verfall  der  Brandenburgischen  Län- 
der konnten  auch  Handel  und  Gewerbe  der  Zerstöhrung 
nicht  entgehen. 

§.  47. 

Friedrich  Wilhelm  dem  Grofsen  (1640—1668) 
war  es  vorbehalten,  dem  Lande  wieder  empor  zu  helfen, 
und  dessen  angesehenere  Stellung  im  Europäischen  Sfraa-' 
tensysteme  dauernd  zu  begründen.  Der  Kurfürst  rich- 
tete, nachdem  der  dreifsig jährige  Krieg  durch  den  Ab- 
schlufs  des  Westphälischen  Friedens  zu  Osnabrück  und 
Münster  (1648)  sein  Ende  erreicht  hatte,  seine  gan-ze 
Aufmerksamkeit  auf  das  Wohl  seiner  Staaten.  Er  be- 
völkerte die  menschenleer  gewordenen  Marken  durch 
Colonisten,  welche  aus  der  Schweiz  und  den  Niederlan- 
den einwanderten,    und    zur  Beförderung   der  Industrie 
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viel  beitrugen.  Ueberbaupt  unterstützte  er  den  Handel 
und  die  Schifffahrt  mit  allen  ihm  nur  zu  Gebote  stehen- 
den Mitteln.  Die  Handelsverbindungen  seiner  Staaten 
erweiterte  er  bis  in  andere  Weltth eile.  Er  errichtete 
im  Jahre  1682  die  africanische  Handelsgesellschaft  in 
Guinea,  und  liefs  dort  das  Fort  Grofs -Friedrichs- 
burg gründen  fl).  Die  Spree  und  Oder  wurden  durch 
den  Mühlroser  Canai  oder  Friedrich-Wilhelms- 
Graben  verbunden,  Friedrich  Wilhelm  führte  die  Ac- 
cise  ein,  und  machte  das  Salz  zu  einem  Regal.  Er 
machte  sogar  einen  Versuch,  eine  Seemacht  zu  grün- 
den; gründete  eine  Seehandlungsgesellschaft  zu  Emden, 
und  machte  diesen  Ort  zum  Hauptsitz  des  Brandenbur- 
gischen Handels  und  Seewesens.  Die  Manufakturen  und 
Fabriken  hob  der  Kurfürst  durch  Aufnahme  von  20,000 
Franzosen,  welche  durch  die  Aufhebung  des  Edicts  von 
Nantes  unter  Ludwig  XIV.  im  Jahre  1685  zum  Aus- 
wandern genöthigt  waren. 

a)  Im  Jahre  1687  hatte  der  Kurfürst  vier  feste  Plätze  la 
Afrika.  Im  Jahre  1720  verkaufte  König  Friedrich  Wilhelm  I. 
diese  Afrikanischen  Besitzungen  an  die  Holländisch -Westindi- 
sche Compagnie. 

§.  48. 
Auch  Friedrich  I.  (als  König  —  als  Kurfürst  Fried- 
rich HI.  1688  —  1713)  beförderte  den  Handel,  die 
Manufakturen  und  Fabriken«).  Dasselbe  Verdienst  hat 
auch  sein  Nachfolger  Friedrich  Wilhelm  I.  (1713^— 
1710).  Er  suchte  vorzüglich  die  Wollwebereien  zu 
unterstützen  und  untersagte  die  Ausfuhr  der  im  Land^ 
producirten  Wolle.  Die  Aufkäufer,  meistens  Juden,  wur- 
den für  jedes  ausgeführte  Pfund,, Wolle  mit  einer  Geld-' 
bufse  von  einem  Ihaler,  und  aufserdom  mit  Karrenstrafe, 
im  Wjedcrholuugslalle  aber  mit  TgdesbU"^fe  bejipgt.     Im 
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Jahre  1713  wurde  das  Lagerhaus  zu  Berlin  angelegt;  die 
in  demselben  verfertigten  Tücher  waren  wegen  ihrer  be- 
sonderen Güte  im  Auslande,  vorzüglich  in  Rufsland,  sehr 
gesucht.  Der  König  beförderte  auch  die  Anpflanzung 
der  Maulbeerbäume  und  den  Seidenbau.  alob»  f  ■ 
a)  Unter  seiner  Regierung  wurde  auch  die  Saale  schiff- 
bnr  gemacht. 

§■   49. 

Friedrichs  IL  (1740  — 1786)  Regierung  war  auch 
hinsichtlich  seiner  Sorge  für  Handel  und  Gewerbe  eine 
Reihe  kräftiger  und  wohlthätiger  Yerordnungen.  Er 
liefs  die  Havel  und  Elbe  durch  den  neuen  Friedrichs- 
graben, die  Weichsel  und  Netze  durch  den  Bromb  er- 
ger Canal  verbinden,  und  stiftete  1750  eine  asiatische 
Handelsgesellschaft.  Es  entstanden  viele  neue  Manufak- 
turen und  Fabriken,  unter  welchen  vorzüglich  die  Por- 
zellan-Fabrik zu  Berlin  zu  bemerken  ist.  Das  Tabaks- 
monopol hob  er  wieder  auf,  und  es  wurde  die  Tabaks- 
administration gebildet. 

§.  50. 

Friedrich  Wilhelm  II.  (1786—1797)  hob  die  von 
Friedrich  II.  eingeführte  Französische  Regie  wieder  auf, 
und  es  trat  an  deren  Stelle  eine  Accise-,  Zoll-  und 
Commerzverwaltung.  Eben  so  wurde  das  Zucker- 
monopol aufgehoben. 

§•  51. 

Friedrich  Wilhelm  IIL,  obgleich  bemühet,  den 
Schatz  wieder  in  den  frühern  Stand  zu  setzen,  vermied 
dabei  doch  mit  väterlicher  Sorge  jede  Maafsregel,  welche 
seinen  Unterthanen  schwer  geworden  seyn  würde.  Er 
hob  daher  die  erst  vor  kurzer  Zeit  von  neuem  wieder 
eingeführte  Tabaksadminislration  auf.  Selbst  während 
der    unglücklichen  Jahre    fremder   Bedrückung   war    die 
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Sorge  für  den  Wohlstand  und  die  Beförderung  des  Ver- 
kehrs eine  stete  Sorge  des  Königs.  Durch  das  Gesetz 
vom  26.  Mai  1818,.  welches  seitdem  mit  der  gröfsten 
Consequenz  durchgeführt  istj  wurde  die  Freiheit  des 
Handels  ausgesprochen,  so  dafs  dieselbe  nicht  nur  für 
den  ganzen  innern  Handel  des  Staats  gelten,  sondern  auch 
den  Verhandlungen  mit  fremden  Staaten  zum  Grunde 
gelegt  werden  soll.  Es  ist  jetzt  dem  Preufsischen  Han- 
del der  ganze  Weltmarkt  geöffnet.  Besondere  Verträge 
verbreiteten  denselben  nOch  über  eine  gröfsere  Fläche, 
und  es  ist  keinem  Zweifel  unterworfen,  dafs  mit  dem 
Spielraum  der  Handelsthätigkeit  auch  die  Ausdehnung 
aller  Gewerbe  vergröfsert  werden,  und  der  Handel  da- 
durch um  so  wohlthätiger  auf  den  Nationalreichthum  ein- 
wirken mufs  a). 

Es  wurden  folgende  eigentliche  Zoll-  und  Handels- 
vereine, nach  welchen  die  Regierungen  sich  mit  Preu- 
fsen  über  ein  gemeinschaftliches  Zollsystem  geeinigt  ha- 
ben, abgeschlossen: 

1)  mit  dem  Grofsherzogthum  Hessen; 

2)  mit  dem  Kurfürstenthum  Hessen; 

3)  mit  dem  Grofsherzogthum  Holstein  -  Oldenburg, 
^egen  des  Fürstenthums  Birkenfcld; 

4)  mit  der  Landgrafschaft  Hessen -Homburg,  wegen 
des  Oberamts  Meisenheim; 

5)  mit  dem  Fürstenthum  Lippe -Detmold,  wegen  Lip- 
pcrode,  Cappcl  und  Grevenhagcn; 

6)  mit  dem  Fürstenthum  Waldck; 

7)  mit  den  Fürstenthümcrn  Schwarzburg  -  Sonders- 
hausen und  l\udolstadt,  und  dem  Herzogthum  Sachsen- 
Coburg- Gotha,  wegen  einiger  Euclaven  und  des  Amtes 
Valkenrodc; 

8)  mit  dem  Grofsherzogthum  Sachsen -Weimar,  we- 


gen  der  Aeintcr  Auslädt  und  01dislel)en ,  und  wegen  ei- 
niger Meklenburg-Sohwerinschcn  Gebietstheile; 

9)  mit  den  Herzogthümern  Auhalt-Bernburg,  Anlialt- 
Cöthen  und  Anhalt- Dessau. 

Verträge  zur  allgemeinen  Erleichterung 
des  Handels  und  gewerblichen  Verkehrs  zwi- 
schen den  gegenseitigen  Untertlianen  wurden  mit  den 
Königreichen  Baiern  und  Würtemberg, 

Vereine,  welche  nur  den  Uebergang  be- 
stimmter Verkehrartikel,  oder  sonstige  Ein- 
zelnheiten in  den  Steuerverhältnissen  bedin- 
gen, mit  dem  Grofsherzogthum  Sachsen -Weimar,  den 
Fürstlich -Reufsischen  Ländern,  dem  Königreich  Sachsen 
und  den  Fürstlich  Schwarzburg-Sondershausenschen  und 
Rudolstädtischen  Regierungen  abgeschlossen  b). 

üeber  den  Deutschen  Zoll-  und  Handelsver- 
ein s.  den  Hauptabschnitt  V. 

a)  Vergl. :  C.  W.  Fcrber  neue  Beilräge  zur  Kenntnifs 
des  gewerblichen  und  commerciellea  Zustandes  der  Preufsi- 
sisclicn  Monarchie.     Berlin  1832.  S.  162—199. 

IMurhard:  Theorie  und  Pohlik  des  Handels.  Göttin- 
gen 1831. 

h)  Von  den  Rhein-,  Elb-  und  Weser- Schillfahrts-Akten 
s.  §.  331—352. 

§.  52. 
Auch  im  Preufsischen  Landrechte  ist  den  handels- 
rechtlichen Grundsätzen  ein  besonderer  Abschnitt  gewid- 
met. Bei  den  Verordnungen  über  das  Seerecht,  welche 
darin  enthalten  sind,  scheinen  grofsentheils  die,  bereits 
oben  erwähnten,  alten  Französischen  Handelsgesetze 
zum  Grunde  gelegt  zu  seyn,  nämlich:  die  ordonnance 
de  commerce  von  1673  und  die  ordonnance  de  la  ma- 
rine von  1687. 
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C)     Quellen   des  Ilanilelrcchls. 

§.    53. 
Quellen  des  Handelsrechts  sind  überhaupt: 
1)    Die  für  einzelne  Länder  oder  Orte  hinsiclitlich 
des  Handels  erlassenen  besondern  Gesetze.  Es  sind  in 
Beziehung  auf  den  Preufsishen   Staat  zu  erwähnen: 
r/)    Das   All  gem.  Landreeht    für    die  Preufsischen 
Staaten  (publ.  d.  5.  Febr.  1794).    Dasselbe  enthält 
in  einer  ziemlieli  vollständigen  Reihenfolge  die  ein- 
zelnen Theile  des   Handelsrechts.     Spätere    Gesetze 
haben  indessen  manches  darin  Enthaltene  aufgelio- 
ben  oder  abgeändert. 
h)    Die  Gesetzsammlung  für  die  Preufsischen  Staa- 
ten, welche  mit  dem  27.  Oct.  1810   begonnen  hat, 
und  sämmtliche  Gesetze,  sie  mögen  das  Privat-  oder 
ölTentlicIie  Recht  betreffen,  enthält. 

c)  Die  Provinzial-Amtsblätter. 

d)  Die  Myliusschen  Edictensammlungen. 

e)  Die  Rescripte  der  Ministerien. 

f)  Der  Code  du  commerce,  welcher  in  den  Rhein- 
Provinzen,  wo  das  Französische  Recht  gilt,  zur  An- 
wendung kommt. 

g)  Die  Allgemeine  Gerichtsordnung  für  die 
Preufsischen  Staaten,  in  so  fern  es  auf  den 
Prozefs  in  Handelssachen  ankounnt. 

//)   Unter  den  Privat- Sammlungen,  welche  die  Ue- 

bersicht   der   zahlreichen ,   seit   <lcr   Publication  des 

Landrechts   ergangenen,    Gesetze    sehr    erleichtern, 

sind  besonders  zu  nennen: 

ex)  v.  Kamptz    Annalen    der    Preufsi^ichen   inneren 

Staatsverwaltung. 
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j>)  V.  Kamptz  Jalirbüclier  fiir  die  prculsisclic  (je- 
sclzgobung,  lieclitsvvisseiiscliart  und  liechtsver- 
wallunj^. 

y)  V.  Strombeck  Ergiiuisungeii  des  allgemeiiieii 
Landrechts. 

6)  V.  Strombeck  Ergänzungen  der,  allgemeinen  Ge- 
richtsordnung. 
Aulserdem  verdient  liier  einer  Erwähnung: 

^)  V.  Fahnenberg  Magazin  für  die  Handhmg  und 
Handelsgesetzgebung  Frankreichs  und  der  damit 
verbündeten  Staaten.  Heidelberg.  Heft  I  —  VI. 
1810. 

2)  Die  Gewohnheiten.  Von  deren  besonderni 
Einflufs  auf  die  Entscheidung  der  Handelsstreitigkeiten 
ist  bereits  die  Rede  gewesen. 

3)  Verträge  mit  auswärtigen  Staaten. 

4)  In  Ermangelung  aller  andern  Bestimmungen  mufs 
hier  auch  das  gemeine  positive  Recht,  und  selbst  das 
Natur  recht  genannt  werden;  wenn  gleich  die  Einwen- 
dung der  letztern  bei  manchen  Theilen  des  Handelsrechts, 
der  Natur  des  Geschäftes  nach^  nicht  wohl  möglich  seyu 
wird. 

Einzelne  Verordnungen  und  Provinzialgcüetze  für 
besondere  Theilc  des  Handelsrechts  sollen  an  den  be- 
treffenden Orten  erwähnt  werden. 

D)    Literatur  des  Ilandelsrcchls. 

§.    54. 

Es  entspricht  nicht  dem  Zwecke  dieser  Blätter,  eine 

vollständige  Literatur  des  Handelsrechts  zu  liefern.     Es 

können  also  von  den  zahlreichen    das   Handelsreclit  be- 

treffenden  Werken   nur  einige  der  wichtigern   genannt 
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werden,  und  zwar  soll  dies,  in  Betreff  der  Schriften 
über  einzelne  Haupttheile,  namentlich  des  Wechsel-  und 
Secrechts,  bei  den  dieselben  behandelnden  besondern 
Absclmitten  geschehen. 

Es  sind  von  dem  Handelsrechte  überhaupt  aus  der 
neuern  Zeit  wenig  vollständige  Bearbeitungen  vorhanden, 
ebenso  hat  die  Literatur  desselben  nur  eine  geringe 
Anzahl  von  Bearbeitern  gefunden.  Einer  Erwähnung 
verdienen  besonders  nachstehende  Werke: 
Stracca  mercator  jurisperitus.     Lugd.  1556.  8,    Amst. 

1669  fol. 
S.  Scaccia  de  coramerciis  et  cambio.    Franeof.  1648, 

Coloniae  1738. 
Marperger  neu  eröffnetes    Handelsgericht  oder  wohl 
bestelltes  Commercien-Collegiura.     Hamburg  1709.  4, 
Casaregis  (de   commerciis)  discursus  legales.     Vered, 

1737.  fol. 
Seh  Wendendörfer    diss.    de    privilegiis    mcrcatorum, 

Lips.  1685.  4. 
Tliom.  Boningisi  tract.  negotiationum.  Florent.  1687. 
Responsum  juris  von  Freiheiten,  Immunitäten,  Geleit, 
Präeniinenz,  Recht  und  Gerechtigkeiten  der  Kaufleut^, 
wie  auch  von  Räuberei,  Plünderung  und  Bescliädigung 
ihrer  Personen  und  Güter.  Frankf.  1614.  8. 
Joh.  Ehrenfr.  Zschakwitz  gründliche  Nachweisung 
vom  Handlungswesen,  sowohl  der  vormaligen  als  auch 
jetzigen  Zeiten  sämmtlicher  Völker  der  Welt,   wobei 
zugleich  gewiesen  wird,  worin  das  See-  und   Schiff- 
recht  eigentlich  bestehe.     Leipz.  1730.  8. 
H.  Hanker  die  Rechte  und  Freiheiten  des  Handels  der 
Völker  untereinander,  nach  dem  Völkerrecht  und  der 
IMoral.     Hamburg,  1782.  8. 
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G.  L.  Ibbek  Gnimllehreii  der  Gcscliiclilc,  der  Ausübung 

und  der  Kechle  der  Handlung.  Tii.  L  Hildesh.  1778.8, 
C.  F.  V.  Blartens    Grundrifs  des  Ilandclsrechls,   insbe* 

sondere  des  Wechsel-  und  Seereehts.    3te  Aufl.  Göt- 

lingen  1820.  8. 
J.  D.  H.  IM  US  aus  Grundsätze  des  Ilandlungs-  und   See- 

rechls ;  zum  Gebrauch  der  Vorlesungen.    Hamburg  und 

Kiel  1785,  2te  Ausg.  1799.  8. 
Leuchs  System  des  Handels.  Nürnberg  1804.  Th.  1.2. 

F.  G.  A.  Lob  etil  an  Grundsätze  des  Handlungsrechts 
mit  Rücksicht  auf  das  der  Buchhändler  und  Schrift- 
steller.    Leipzig  1796.  8. 

Essais  sur  divers   sujets  relatifs   au    commerce  et  a  la 

navigation,  par  Mr.  de  Steck.     Berlin  1794.  8, 

§,    55. 
Schriften  über  das  Handelsrecht  einzelnerStaaten  etc. 
J.  Toubeau  les  institutes  du  droit  consulaire  ou  jurispru- 

dence  des  marchands.  a  Paris  1682.  ed.  IL  1700.  T.  1.2. 
Rogue  jurisprudence  consulaire   et   Instruction   des  ne- 

gociants.     Angers  1773.    T.  L  IL  12. 
Pardessus   Cours  de    droit   commercial.     Paris  1814. 

T.  I— IV.  8. 
Wyndham  Beave  lex  mercatoria  rediviva  or  the  mer- 

chant's  directory  1751.    4te  Ausg.  London   1783.  fol. 

G,  F.  V.  Martens  Gesetze  und  Verordnungen  der  ein- 
zelnen Europäischen  JMächte  über  Handel,  Schiflfahrt 
und  Assecuranzen,  seit  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts, 
mit  erläuternden  Anmerkungen.  Güttigen  1802.  8. 
1  Th.  (Frankreich). 

V.  Fahnenberg,  Magazin  für  die  Handlung  und  Han- 
dels-Geselzgebung  Frankreichs  und  der  Bundesstaten. 
Heidelberg,  1810. 
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JpmVL  Souiilcilhner  Leitfaden  über  das  Oeslerreiclii- 
sche  llaiidluiigs  -  und  Wecliselreclil.  Wien  ii.  Triest 
1808,  zweite  Ausg.  1813,  dritte  Ausg.  1815.  8. 

J.  Clason  tal  om  Sueriges  Handels  Omsküten,  Iiallit 
for  Künigl.  Svenska  Vetenskaps  Academien.    1751.  8. 

Cornelii  Vollenhoven  d|ss.  de  juribus  atque  ofliciis 
gentium  in  bello  mediarum  circa  navigationem  et  mer- 
caturam  ex  jure  gentium  universali  et  Belgarum  ex 
jure  pactitio.     Ludg.  Bat.  1799.  gr.  8. 

E.  Mallinkrodt  Allgemeines  Preufs.  Handlungsrecht. 
Dortmund  1796.  2te  Ausg.  1798.  3te  Ausg.  1825. 
(Enthält  die  Abschnitte  des  Allg.  Landrechts  und  der 
Allg.  Gerichtsordnung,  welche  auf  das  Handelsrecht 
Bezug  haben,  in  syst.  Ordnung.) 

Röfsig  kurze  systematische  Darstellung  des  Leipziger 
Handelsrechts.     Leipzig  1796.  8. 

J.  da  Silva  principios  do  clercito  mereantile  legs  de 
Marinha.  Lisboa.     T.  I— VI.  8. 

Alex,  de  Miltitz  Manuel  des  Consuls.  T.  L  (Tableau 
du  developpement  des  institutions  judiciaires  et  admi- 
nistratives, creees  pour  l'utilite  du  commerce,  ainsi 
que  de  la  legislatim  commerciale  et  maritime  des 
principaux  etats  de  l'Europe  et  des  etats-unis  de  l'amc»- 
i'ique  du  Nord.)  Londves  et  Berlin.  A.  Asher,  1837.^ 

§.    56. 

Unter  den    Schriften,  welche   die   Handlungs v er- 
trag e  behandeln,  sind  besonders  zu  bemerken: 
Essai  sur  les  Consuls,  par  Mr.  de  Steck,  onya  Joint 

les  traitf'S  d(;  commerce  les  plus  recens.  a  Berlin  1790.8. 
Mathicu  Antoiue  Bouchaud  Tjicorie  des  Traitcs  de 

commerce  cntrc  les  nations.     Paris  1777.  8. 
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J.  J.  Masco V  (liss.  de  foederiluis  morcatonim.  Lips.  173,1. 

.).  Chr.  W.  V.  Steck  Versuch  über  Handels-  und  Schill- 
fahrtsverträoje.     Halle  1782.  8. 

Collection  of  Trealies  relating  to  commerce  and  naviga- 
tion,  made  in  the  beginning  of  tlie  Reing.  Georg.  I, 
London  1717.  4. 

Alexandre  Hamilton  a  defence  of  the  treaty  of  Amity, 
commerce  and  navigation  entered  into  between  te 
united  states  of  America  and  Great  Britain  by  Ca- 
millus.  New  Yorck  1795.  8.  (übersetzt  in  He  ge- 
wisch undEbeling  Amerikanischem  Magazin.  Th.L 
Abh.  IV^  S.  56.). 

Traites  de  commerce  et  de  navigation  de  la  Prusse  (in 
Steck  eclaircissemens  de  divers  sujets  Nr.  V.). 

Ueber  den  Tractat  mit  Nordamerika  (Berlinische  Monats- 
schrift 1786.  Heft  IX.). 

Appel  au  Gouvernement  fran^^ois  sur  les  vices  et  lin- 
execution  des  Traites  de  navigation  et  de  commerce 
su})sistant  entre  la  France  et  la  ville  de  Hambourg. 
a  Paris  1803.  8. 

§.    57. 

Ueber  Handelsfreiheit  s. 

Joan  Henr.  Felz  diss.  de  singulari  commcrcii  libertate. 
Argeut.  1704.  4. 

Piotro  Caronelli  diss.  supra  la  iiberta  e  le  restrizioni 
del  commercio.     Venezia   1789.  8.  v 

J.  G.  Hcineccii  diss.  de  jure  Principis  circa  commer- 
ciorum  libertatom  tuendam.     Halae   1738. 

Della  legitima  libertate  del  commercio,  trattato  del  Dot- 
iere Aldobrandogio  Battista  Paolini.  Firence.  T.  I. 
1785.  8. 
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§.    58. 
Ueber  den  Handel  im  Kriege  s. 
J.  J.  Zentgrav  Diss.  de  jure  commerciorum  terlii  inier 

belligerantes.     Argent.  1690. 
J.  V.  Bechmann  de  belli  commerciis.     Jen.  1687. 
Chr.  L.  de  Warnstädt  oratio  de  jure   commerciorum 
in  belle.     Jen.  1757. 

Johnson  l'Iiistoire  des  pirates  anglais.     Utrecht  1725. 
Monte raayor    discurso    politico    del    jepartimento    del 

pressas. 

D.  Carlos  Abreu  Tratado  juridico  politico  sobre  las 
presas  maritimas.  Cadix  1746.  4.  übersetzt:  Traite 
juridico-politique  sur  les  prises  maritimes  et  sur  les 
moyens  qui  doivent  concourrir  a  rendre  ces  prises  le- 
gitimes, par  le  Chevalier  d' Abreu.     a  Paris  1758. 

An  essay  towards  deciding  the  important  question  whe- 
ter  it  be  a  national  advantage  for  England  to  ensure 
ihe  ships  of  her  ennemis.     London  1748.  8. 

Joan.  Gröning  navigatio  libera,  quo  quid  juris  pacca- 
tis  ad  belligerantium  commercia  competit,  ex  actis 
atque  immultis  juris  gentium  principiis  deducitur,  dis- 
cussio  simul  Hugonis  Grotii,  Pufendorfii  aliorumque 
argumcntis.  edit.  II.  Rost.  1693.  8.    (Lubeca  1698.8.) 

Christ.  Gottl.  Schmidt  Abhandlung  von  der  Neutra- 
lität und  Contrebandewaaren.  Leipzig,  1761.  (auch 
in:  auserlesene  Abhandlungen  das  teutsclie  Staats- 
recht betrcfl'cnd.     Leipzig,  1768.  Th.  I.  Abh.  I.). 

Chr.  L.  de  Warnstädt  oratio  de  jure  conimcrciorurh 
in  hello.    Jcnac  1757.  4. 

J.  H. 
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J.  H.  V.  Jiisli  ErörJeruiig  der  Frage:  ob  kricgoiule 
Mächte  der  Handlung  und  Schifffahrt  rines  iicudalen 
Volkes  nach  ihrer  Feinde  Häfen  in  Ansehung  der  so- 
genannten Contrebandovaaren  einige  Hindernisse  und 
Schaden  zu  verursachen  befugt  sind,  (in  dessen  histor. 
und  jur.  Schriften.     B.  1.  S.  141  u.  f.) 

Aug.  Hennings  Sammlung  von  Slaalsschriften,  die  wäh- 
rend des  Seekrieges  von  1776  bis  1783  sowold  von 
den  Kriegführenden,  als  auch  von  den  neutralen  Mäch- 
ten öffentlich  bekannt  gemacht  worden  sind;  insoweit 
solche  die  Freiheit  des  Handels  und  der  Schifffahrt 
betreffen;  begl.  mit  einer  Abhandlung  über  die  Neu- 
tralität und  ihre  Rechte.  Hamburg.  B.  1.  1784.  Bd.  2. 
1785.   8. 

Essais  sur  divers  sujets  relatifs  ä  la  navigation  et  au 
commerce  pcndaut  la  guerre  par  Mr.  de  Steck.  Ber- 
lin 1794.  8. 

Die  Sperre  des  festen  Landes  und  ihr  Einflufs  auf  den 
Handel,  die  Finanzen  und  das  Wohl  der  britischen 
Inseln,  von  Franz  d'Ivernois;  frei  nach  dem  Franz. 
bearbeitet  und  mit  vielen  berichtigenden  Erklärungen 
und  Anmerkungen  versehen  von  D.  Julius  Schmidt. 
1810.  8.  (ohne  Angabe  des  Druckorts). 

Fr.  Xaver  v.  Mos h am  Beleuchtung  des  Systems  der 
bewaffneten  Neutralität.     Landshut  1808.   8. 

§.   59. 
Unter  den  Sammlungen  von  Pareres  und  Sprüchen, 

sind  besonders  zu  erwähnen: 

Sa  Vary  pareres  ou  avis  et  conseils  pour  le  connnerce. 
(übers,  in  Marperger  zulänglichem  Vorrath  unter- 
schiedlicher Responsorum  und  kaufmännischer  Pareres 
in  dem  Anhang  des  neu  eröffneten  Handelsgerichts,  s. 
oben.) 
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Rotac  Genuac  de  inerralura  et  rebus  ad  cam  perlinenli- 
bu8  decisioues.   ed.  3.  Francof.  1612.  4. 

§.    60. 
Von  Wörterbüchern  über  den  Handel: 
Allgemeine  Schatzkaninier  der  Kaufmannschaft,  oder  voll- 
ständiges   Lexicon    aller    Handlungen    und    Gewerbe. 
Leipzig    1741.    1742.     Th.   I— IV.    fol.     Vter  Theil. 
1713.  fol. 
Sa  Vary  diclionaire  de  commerce.     T.  I — HI.  fol.  1741. 

neue  Ausg.  Copenh.  1759  —  1765.  T.  I  —  V.  fol. 
Dictionaire  du  Code  de  commerce,  par  A.  G.  Dauben- 
ton.    Paris  1808.  4. 

§.   61. 
^    Reichhaltige  Beiträge  zur  Literatur  des  Handels- 
rechts finden  sich  in: 

T.  Ompteda  Literatur   des  gesammten,   sowohl  natürli- 
chen als  positiven,   Völkerrechts.     Th.  I.  2.     Regens- 
burg 1785.  8.  und  in: 
C.  A.  V.  Kamptz   neue  Literatur  des  Völkerrechts   seit 
dem  Jahre  1784.     Berlin  1817.  8. 
S.  aufserdeni: 
Literatur  für  Kaufleute   oder  Anführung  zur  handlungs- 
wissenschaftlichen Bücbcrkunde.    Frankfurt  u.  Leipzig 
1787.  8. 

E)    Von  den  öfTentlkhen  Handels -Anstalten  «)• 

I)    Messen   und   Märkte. 

§.   62. 

Bei  Gelegenheit  der  feierlichen  Kirchenmessen  kam  in 

der  Regel  eine  grofse  Anzahl  von  Menschen  zusammen, 

w  odurch  auch  der  Verkehr  und  Handel  befördert  wurde. 

So   entstanden  die   Jahrmärkte,    welche   Messen  ge- 
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nnnnt  werden,  wenn  sie  sich  von  jenen  clnrcli  die  Grüfse 
der  (ieschäftc,  ihre  Dauer  und  gewisse  ihnen  eingeräumte 
Privilegien  unterscheiden.  An  gröfsern  Mefs- Orten, 
werden  sie  feierlich  ein-  und  ausgelautet,  und  iheileu 
sich  in  die  Vor-,  Mefs-  und  Zahl  wo  che.  Lei  klei- 
nern Messen  schränkt  sich  diese  Ablheiluug  auf  wenige 
Tage  ein. 

a)  Von  den  Consulaten  wird  bei  den  Behörden,  denen 
die  Sorge  für  die  Handels  -  Angelegenheiten  obh'egt  — ,  von 
Häfen,  Lootsen,  Leuchtthürmen  etc.  iin  Seerechte  die 
Rede  seyn. 

§•  63. 

Die  Mcfsfreiheiten  sind  durch  einzelne  Local- 
Ordnungen  a)  sehr  iiiannichfaltig  modißcirt.  Seit  aber 
die  Messen  in  Europa  nicht  luehr  wie  früher  aus- 
schliefslich  der  Hauptsitz  des  Handels  geblieben  sind» 
beschränken  sich  jene  Privilegien  in  der  Regel  auf  die 
Befreiung  der  Mefswaareu  von  der  Arrestlegung,  die 
Befreiung  vom  Personal- Arrest  bis  zum  Zahltag,  und 
einige  besondere  Verordnungen  wegen  der  Mefsgerichte 
und  Mefswechsel  (s.  die  einzelnen  Abschnitte  des  Han- 
delsrechts). Ebenso  richten  sich  auch  die  für  Jahr- 
märkte erlassenen  Verordnungen  nach  der  Oerllichkeit. 

a)  Wiesand  de  ratione  interprelandi  prlvllegia  nundlnarum 
solcnnium.  LIps.  1764.  —  H.  G.  Kind  de  juslltia  nundlnarum 
Lipsiensium.   LIps.  1792. 

2)    Packhöfe. 

§.    64. 

Die  hinsichtlich  der  Pack  hü  fc,  als  öffentlicher  Han- 
delsanstalten, im  Preufsi sehen  erlassenen  Verordnun- 
gen sollen  des  Zusammenhanges  wegen  hier  und  nicht 
bei    dem   Abschnitte   von   der  Besteuerung    des   Haudela 


vorgetragen  werden. 
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§.  65. 

Ocffentliche  Niederlagen,  in  denen  fremde  Waaren, 
von  denen  die  Steuer  gar  nicht,  oder  nur  zum  Tlicil 
entrichtet  ist,  aufbewahrt  werden,  heifsen  Packhöfe. 
Das  Recht,  fremde  unversteuerte  Waaren  auf  eine  ge- 
wisse Zeit  in  einem  Packhofe  niederzulegen,  hcifst  das 
Niederlagerecht,  diese  Zeit  —  die  Lagerfrist,  und 
die  Gebühr  für  die  Benutzung  —  das  Lagergeld. 

§•     66. 

Nach  den  Prcufsischen  Verordnungen  kann  nur 
Kaufleuten  und  Spediteurs  das  Nicderlagerecht  be- 
willigt werden.  Auf  \\ein  soll  es  ausnahmsweise  nur 
dann  Anwendung  finden,  wenn  dazu  geeignete  Räume 
im  Packhofe  vorhanden  sind,  und  die  Weine  keine  Rc- 
handlung  erfordern. 

Auf  Zoll  findet  in  der  Regel  gar  kein  Niederlage- 
recht  Statt. 

Auf  Verbrauchssteuer  aber  soll  die  Lagerfrist 
zwei  Jahre  nicht  überschreiten. 

Zoll-  und  Verbrauchssteuer- Ordnung  vom  26.  Mai 
1818.  §.  35. 

§.    67. 

Als  Ausnahme  von  der  Regel,  dafs  es  für  den  Zoll 
kein  Niederlagerecht  giebt,  soll  zur  Erleichterung  des 
Handels  und  zur  Vermeidung  von  Rückzahlung,  wenn 
die  Waaren  westlich  der  Oder  wieder  ausgeführt  wer- 
den, zu  Stettin,  Berlin,  Frankfurth,  Breslau,  Magdeburg 
und  Naumburg,  für  solche  Waaren,  welche  nur  dem 
Zoll,  jedoch  mit  mehr  als  zwölf  guten  Groschen  unter- 
worfen sind,  ein  sechsmonatliches  Lager  gestaltet 
seyn. 

Der  Eingangszoll  wird  alsdann  erst  bei  Herunter- 
uuhmc   der  Waare  vom  Packhofe,    auf  jeden   Fall   aber 
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iiacli  Ablauf  der  Fi-clisnioiiatlichcn  Frist  aiirh  dann  vni- 
liditol,  wenn  das  Nicderlagercchl  in  Uezug  auf  die  Ver- 
brauclissteucr  noch  länger  dauert. 

a.  a.  O.  §.  36.  \ 

§•  68- 
^^'i^d  die  'SVaare  innerhalb  der  Lagerfrist  xuni  Aus- 
gange dcclarirt  und  abgeführt,  nach  einer  Richtung,  für 
welche  gesetzlich  eine  Erleichterung  im  Zoll  voi  geschrie- 
ben ist,  so  wird  der  Eingangszoll  dcmgoniäfs  erhobeu. 
Der  Versender  haftet  aber  für  die  volle  Ai»gabe,  bis  dei 
wirkliche  Ausgang  vorschriftsniäfsig  erwiesen  ist. 
a.  a.  O.  §.  37. 

§.    69. 

AVird  verbrauchssleuerpflichtige  Waare,  nach  ver- 
striclicner  Lagerfrist  für  den  Zoll,  aus  dem  fernem  La- 
ger für  Verbrauchssteuer  nach  einer  im  Zoll  erleich- 
terten Richtung  versandt;  so  kann,  nach  in  gehöriger 
Form  geführtem  Beweise  der  Ausfuhr,  ein  Anspruch  auf 
Vergütung  der  mehr  gezahlten  Zollgefälle  gemacht  werden, 
a.  a.  O.  §.  38. 

§.     70. 
Wird  die  Waare  aus   dem  Packhofslagcr  nach  eiuer 
andern  Packhofsstadt  dcclarirt  und  abgeführt,  so  ist  das 
rsiederlagerecht  für  den  Zoll  erloschen, 
a.  a.  O.  §.  39. 
Für  den  Speditionshandel  von  Stettin  ist  jedoch  ge- 
stattet, die  Waare,   bis  drei  W"ocheu  nach  der  Einlage- 
rung,   nach   Frankfurth,    Berlin  und  Breslau  als  Spedi- 
tionsgut zu  declarircn  und   abzuführen,   dergestalt,  dafs 
das  sechsmonallichc  Lagerrecht,  vom  Eingange  der  ^^  aare 
in  der  zweiten  Packhofsstadt  an,  gerechnet  wird, 
a.  a.  O.  §.  40. 
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§•    '«• 

I)io    Enlrichtung    des    Lagergeldes    soll    nach 
fülgcndcn  Sülzen  geschehen: 

Für  das  Lager  bis   zu    drei  Monaten  einschliefsllch 

Avird  nichts  cntrichlet; 
für  das  Lager  bis  zu  einem  Jahre,  vom  ersten  Tage 
des  vierten  Kalendermonats  an  monatlich: 

bei  trockener  AVaare  vom  Centner  6  Pfennige, 
bei  nasser  Waare  vom  Ceulner  1  Groschen, 
KoIIis   unter  einem    Centner  werden  zur  Entrichtuug 
gleich    solchen    von    einem    Centner    gezogen.     Bei 
schwerern   Kollis    werden    die  Zwiscbensummen    in 
Pfunden  nicht  mit  zur  Berechnung  gebracht. 
Jeder   Monat  wird   nach  dem  Kalender   und   für  voll 
gerechnet,    wenn    die   Lagerfrist   auch    unter   einem 
Monat  dauert, 
a.  O.  §.  42. 

§.     72. 
Wo  der  Packhofsraum  Private igenthum  ist,    und 
der  Staat  nur  die  Aufsicht  auf  das  Lager  und  die  Ver- 
waltung führt,    wird   das  I^ngergeld  nach  dem   örtlichen 
Kostenbedarf  für  das  Gclafs  und  die  Aufsicht  festgestellt, 
a.  a.  O.  §.  43. 

§  73. 
Die  im  Packhofslagcr  befindliche  Waare  haftet  dem 
Staate  unbedingt  für  die  davon  schuldigen  Gefälle  nach 
demjenigen  Tarif,  der  am  Tage  der  Versteuerung  güllig 
ist.  Kine  herausgeleitete  AVaare  kann  in  keinem  Falle, 
auch  nicht  von  den  Gerichtshöfen,  in  Concurseu,  eher 
verlangt  werden,  bis  die  Gefalle  bezahlt  sind, 
a.  a.  O.  §.  44. 

§.    74. 
Beim  Eingang  von  Gegenständen  auf  Packhöfeu   und 
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bei  Versendung  voi»  denselben,  finden  im  Allj^eiiicincu 
dieselben  VorscIirif(en  Statt,  welche  für  die  Einfuhr  von 
Wa.ireu  über  die  Gränzc  ohne  Entrichtung  der  Steuern, 
und  für  die  Ertheilung  von  Begleitscheinen  gegeben  wor- 
den, und  wobei  besonders  die  künftige  Bestimmung  der 
Waarc,  ob  sie  zur  Versendung,  zum  Packhofs-  oder 
Privallager,  oder  zum  Verbrauch  bestimmt  ist,  berück- 
sichtigt werden  inufs. 
a.  a.  O.  §.  45. 

§.  75. 
Waaren,  welche  zur  ConsumtioD  im  Orte,  zur  ^iic- 
derlage,  oder  zum  Privatlager  bestimmt  sind,  sollen  in* 
uerhalb  der  in  den  Packhof-Reglements  zu  bestimmendea 
Zeit  nach  ihrer  Ankunft,  in  Gegenwart  des  Empfängers 
speciell  revidirt  werden.  Ueber  diejenigen,  welche  zur 
Niederlage  kommen,  erhält  er  einen  Niederlageschein, 
welcher  bei  der  Verabfolgung  der  Waaren  zurückgege- 
ben wird,  und  es  steht  ihm  frei,  die  Waare  seinerseits 
zu  verschliefsen. 

Dem  Ermessen  der  Steuerbehörde  bleibt  es  überlas- 
sen, in  welchen  Fällen  sie  den  W'aarenverscblufs  der 
lagernden  Waaren  für  nöthig  erachtet. 

Meldet  sich  der  Empfänger  nicht  innerhalb  der  be- 
stinnnten  Zeit  nach  Ankunft  der  Waare,  um  jenen  Ver- 
handlungen beizuwohnen,  so  kann  das  Verfahren  ohne 
ihn  geschehen. 

a.  a.  O.  §.  47. 

§.  7fr. 
Den  Eigenthümern  und  Disponenten  der  la« 
gernden  Güter  steht  es  frei,  auf  der  Niederlage  unter 
Aufsicht  der  Beamten,  die  Maafsregeln  zu  treffen,  wel- 
che die  Erhaltung  der  Waare  nöthig  macht;  sie  zu 
dem  Ende  umzustürzen,   anders  zu  verpacken  oder  auf« 
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zufüllcn.  Das  Ncllogcniciü,  oder  der  Inhalt  der  Waa- 
ren  bei  der  erslon  Revision,  darf  aber  durch  dergleichen 
Maafsregehi  nie  vermindert  werden;  so  wie  awch  bei  der 
Herunternähme  der  Waare  keine  Vergütung  für  ver- 
steuerte Waare  erfolgt,  welche  zur  Ergänzung  der  un- 
versteuerten gedient  hat. 

Veränderungen  des  Gewichts  der  Thara  sind  unter 
den  obigen  Umständen  erlaubt. 

Die  Packhofs -Reglements  bestimmen  nach  den  örtli- 
chen ßedürfniseen,  in  wie  weit  Bearbeitungen  der  auf 
dem  Packhofe  lagernden  W^aaren  auch  für  andere 
Zwecke,  als  den  der  blofscn  Erhallung,  Statt  fjndeu 
können. 

a.  a.  O.  §.  48. 

§.    77. 
Für   eine    jede   Packhofsstadt   wird,    nach   Maafsgabe 
der  örtlichen  Umstände,  ein  besonderes  Regulativ  von 
dem  Minister  der  Finanzen  ertheilt,  und  dem  liandels- 
s  tan  de  daselbst  bekannt  gemacht, 
a.  a.  O.  §.  49. 

g.  78. 
Die  Pack  ho  fsver  waltung  mufs  für  die  wirth- 
schaflliche  Erhaltung  der  Packhofsräume  in  Dach  und 
Fach,  für  sichern  Verschlufs  derselben,  für  Abwendung 
von  Feuersgefahr  oder  Brandstiftung  aus  Unvorsichtig- 
keit im  Innern  des  Gebäudes,  und  für  Aufrechterhaltung 
von  Ruhe  und  Ordnung  unter  den  im  Packhofe  beschäf- 
tigen l*er60nen,  "Mm  Packhofsreguhüiv  gcmäfs,  sorgen, 
nnd  h«*iftct  ft/r  Beschädigungen  der  lagernden  Waaren, 
die  aus  einer  ITnterlassung  oder  Vernachläfsigung  dieser 
Fürsorgö  entstehen. 
^'' Andere  Beschädigungen  <lor  lagernden  Waarcu,  und 
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dieselben   treffciulc  Unglürksf;illc   hat    sie   dagegen  nicht 
zu  vcrirctcn. 

a.  a.  O.  §.  50. 

§.  79. 
Sind  Güler,  deren  Eigenlhünier  und  Empfänger 
unbekannt  sind,  ein  Jalir  im  Packhofc  geblieben^  so 
soll  dies  und  eine  genaue  Bezeichnung  derselben,  durch 
die  Amts-,  Intelligenz-  und  Zeitungs-Blätter  der  Provinz, 
zu  zwei  verschiedeneu  Maleu  von  4  zu  4  Wochen  be- 
kannt gemacht,  und  ein  dreimonatlicher  Termin  anbe- 
raumt werden,  nach  dessen  Ablauf  die  Packhofsvcrwal- 
tung,  wenn  sich  niemand  meldet,  berechtigt  ist,  die  Gü- 
ter öffentlich,  in  Gegenwart  eines  obern  Steuerbeamteu, 
nieistbielend  zu  verkaufen.  Der  Ertrag  soll,  nach  Abzug 
des  Lagergeldes  und  der  Abgaben,  neun  Monate  hin- 
durch deponirt  bleiben,  nach  deren  Ablauf  aber  der 
Armenkasse  verfallen. 

Sind  dergleichen  Güter  einem  schnellen  V^erderben 
ausgesetzt,  so  kann  ein  früherer  Verkauf  mit  Genehiiii- 
gung  der  Regierung  in  der  Art  geschehen,  dafs  der  Li- 
dtationstermin  im  Orte  zu  zwei  verschiedeneu  Malen 
innerhalb  acht  Tagen  öffentlich  bekannt  gemacht  wird. 

§.  80. 
Ist  der  Eigenthümer  bekannt,  so  soll  er  aufge- 
fordert werden,  die  langer  als  zwei  Jahre  lagernden 
Güter  in  einer  bestimmten  Frist,  welche  4  Wochen  nicht 
überschreiten  darf,  vom  Packhofe  herunter  zu  nehmen,  wi- 
drigenfalls damit  auf  die  oben  erwähnte  Weise  zum  Ver- 
kauf geschritten,  und  der  Ertrag  nach  Abzug  aller  Kosten 
und  Abgaben,  dem  Eigenlhümer  zugestellt  wird, 
a.  a.  O.  §.  51. 

§.    81. 
Durch  das  Ministerium  des  Innern  für  Handels-  und 
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Gewerbe -Angelegenheiten  wird  es  bestimmt,  welchen 
Handelsplätzen  das  Niederlagerecht  unbedingt,  und 
welchen  es  bedingt  auf  gewisse  Gegenstände  zugestan- 
den werden  soll. 

An  Orten,  wo  keine  Packliöfe,  und  keine  dem  Staate 
zugehörigen  Gebäude  vorhanden  sind,  ist  es  Sache  der 
Kaufmannschaft  oder  Kommunen,  welche  eine  solche  An- 
lage wünschen,  den  nöthigen  sichern  Kaum  zur  Be- 
nutzung des  Staats  zu  stellen,  und  wenn  die  Verwal- 
tungskosten die  Einnahmen  au  Lagergeld  übersteigen,  den 
Mehrbetrag  zu  decken, 
a.  a.  O.  §.  52. 

§.   82. 
Privatlager  nennt  man  die  einem  Privatmanne  zu- 
gestandene Befugnifs,    Waareu  bei  sich  zu  lagern,   von 
welchen  die  Gefälle  noch  nicht  entrichtet  sind, 
a.  a.  O.  §.  53. 

§.  83. 
Ein  Privatlager  darf  bei  solchen  Waaren  nicht  Statt 
finden,  bei  welchen  es  auf  die  Identität  ankommt.  Es 
soll  überhaupt  Niemand  Anspruch  darauf  haben,  sondern 
IcdigHch  von  dem  Ermessen  der  Verwaltung  abhängen, 
wo,  wann  und  unter  welchen  Bedingungen  sie  das  Pri- 
vatlager zu  bewiUigen,  aufzuheben  oder  zu  beschränken 
für  gut  findet. 

Es  bleibt  für  Wein  in  den  Provinzen   östlich  der 
Weser  allen    denen  versagt,  welche  mit  Landwein  han- 
deln,   diesen  in   ihrem   Gewerbe  brauchen,  oder  Wein- 
berge in  der  Nähe  ihres  Wohnorts  besitzen. 
a.  a.  O.  §.  54. 

§•   8i. 
Der  Inhaber  eines  Privatlagers  haftet  für  die  ihm  in 
Rechnung  gestellten  Gefälle   von  den   darin  uicderge- 
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legten  Waareii  in  so  fern  er  deren  Enlrielilung  an  an- 
dern Orten,   otler  die   Ausfuhr  der  Waaren,   in  vorge- 
schriebener Art,  iiiclit  nachzuweisen  im  Stande  ist. 
a.  a.  O.  §.  55. 

3)     1>  ö  r  s  e  n. 
S^    85. 

Börsen  ö)  nennt  man  Gebäude,  wo  die  Kaufleute 
zu  festgesetzten  Stunden  sich  versammeln,  um  über  Alles, 
was  ihre  Gescliäfte  betriü't,  zu  unterhandeln,  und  Ver- 
kehr mit  Wechseln,  Waaren  etc.  zu  treiben  li).  Bör- 
sen älteste  nennt  man  diejenigen  Kaufleute,  welche 
wegen  ihrer  Geschäftskenntnifs  und  Rechtlichkeit  von 
der  Kaufmannschaft  zu  Vorstehern  gewählt  werden. 

a)  Diese  Benennung  soll  von  der  Familie  van  der 
Bcurse  zu  Brügge  in  Flandern  herrühren,  in  deren  liuusc 
1530  die  Kauflcutc  ihre  Versammlungen  hielten. 

h)  Die  Börse  ist  die  unter  Genehmigung  des  Staats 
Statt  findende  Versammlung  von  Kaufleuten,  Mäklern,  Schaff- 
nern und  andern  Personen,  zur  Erleichterung  des  Betriebes 
kaufmännischer  Geschäfte  aller  Art  (Bürscnordn.  für  Berlin 
§.  1.  cf.  Mathis  jur.  Monatschrift.  Bd.  I).  Die  Kaufmann- 
Schäften  im  Preufsischen  Staat  haben  besondere  Börsen- 
ordnungen; nämlich:  für  die  Kaufmannschaft  zu  Berlin 
vom  7.  Mai  1825  (neuestes  Gesetz),  für  Dan /.ig  vom 25.  Apr. 
1822,  für  Stettin  vom  15.  Novbr.  1821,  für  Mcmel  vom 
25.  Juui  182?i  u.  s.  w. 

4)      Bänke  n. 

§.  86. 
Banken  nennt  man  öffentliche  Creditanstalten,  um 
die  Circulation  des  Geldes  zu  erleichtern  uml  zu  beför- 
dern. Der  Handel  war  im  Blittelalter  am  lebhaftesten 
in  Italien,  und  man  erfand  zu  Genua  und  Venedig  In- 
stitute zur  Erreichung  jenes  Zweckes,  d.  h. 
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a)  Girobankeii  (Einr.  in  Venedig).  Die  Kaiif- 
mannscliaft  legte  an  einem  sichern  Ort,  unter  Aufsicht 
der  Obrigkeit,  Gelder  nieder,  über  welche  Buch  und 
Reclinung  gehalten  wurde,  so  dafs,  wenn  einer  dem  an- 
dern zu  zahlen  Iialte,  er  es  nur  auf  die  Rechnung  dessel- 
ben übertragen  lassen  durfte.  Dies  Institut  wurde  zuerst 
im  Jahre  1609  zu  Amsterdam,  und  seitdem  in  den  mei- 
sten Staaten  nachgeahmt.  Da  aber  zur  Bewerkstelligung 
der  Zalilungen  durch  Ab-  und  Zuschreiben  die  persönliche 
Gegenwart  oder  doch  ein  persönlich  vorgestellter  Bevoll- 
mächtigter gehört,  so  ist  eine  solche  Anstalt  fast  nur 
auf  den  Nutzen  der  Einwohner  eines  Ortes  gerichtet. 

ö)  Z  e  1 1  e  1  b  a n  k  e  n  «)  (in  Genua  erfimden).  I\Ian  gab 
dem,  welcher  sein  Geld  in  die  Bank  legte,  Zettel  über 
einen  gewissen  Betrag,  welchen  ein  jeder,  der  diesen 
Zettel  zur  Bank  brachte,  von  derselben  in  Empfang 
nehmen  konnte.  Auch  diese  Einriclitung  ist  in  vielen 
Staaten  nachgeahmt.  Die  bedeutendste  Bank  dieser  Art 
ist  161)4  zu  London  errichtet. 

a)  Vcrgl.  Busch  Darslell.  der  Ilandl.  Tb.  I.  S.  19—26. 
—  Busch  klciuc  Schriften  üb.  die  llaudluug.  Hamburg  1784. 
Ablh.  2. 

§.  87. 
Diese  beiden  Institute  sind  indessen  in  den  verschie- 
denen Ländern  auf  mannichfaltige  Weise  abgeändert, 
und  die  neuen  Banken  vereinigen  grofsentheils  die 
Zwecke  jener  mit  denen  der  blofsen  Deposit o-  oder 
Nieder lagsbanken  oder  der  Leihbanken,  welche 
fremde  Gelder  ainiehmen  und  wieder  verborgen,  auch 
auf  Pfänch'r  leihen.  Jeder  dieser  Zwecke  erfordert  in- 
dessen seine  besondern  Einrichtungen. 


—     93     — 

§.    88. 
Die  Hauptbank  zu  Berlin  hat  drei  Comtoire: 

1)  Das  Haupt-Conitoir,  beschäfligt  sich  mit  der  An- 
schaffung des  (lohles  und  Silbers  für  die  Münze  und  mit 
dem  Ein-  und  Verkaufe  der  Wechselbriefc,  befördert 
den  Transport  der  Könighcben  Einkünfte,  und  giebt  An- 
weisungen auf  inländische  Orte  und  auswärtige  Hand- 
lungsplälze. 

2)  Das  Depositen -Comtoir  nimmt  Capitalion 
an,  und  verzinset  dieselben  jährlich  in  den  Münzsorten 
des  Capitals. 

3)  Das  Disconto-Comtoir  und  Lombard  leihet 
Capitalien  zu  5  auch  4  pCt  Zinsen  aus. 

Nach  der  Vorschrift  des  A.  L.  R.  Th.  I.  tit.  11.  §.777. 
nnifs  bei  den  an  die  Bank  gemachten  Darlehnen  der 
Gläubiger  das  Geld  auf  seine  Gefahr  und  Kosleu  zur 
Kasse  abliefern,  und  von  dieser  zurückholen. 

§•    89. 

Es  gelten  wegen  des  Verkehrs  mit  der  Bank  im  VS'^e- 
sentlichen  folgende  Grundsätze: 

Die  Bank  rechnet  bei  ihrem  Verkehr  nach  dem  De- 
cimalsystem,  folglich  müssen  alle  Capitals -Ein-  und 
Auszahlungen  in  Summen  bestehen,  welche  mit  10  divi- 
dirl  keinen  Rest  übrig  lassen. 

Sie  nimmt  kein  Darlehn  unter  50  Thlr.  und  giebt 
keius  unter  500  Thlr. 

Die  in  der  Bank  befindlichen  Gelder  können  nicht 
mit  Arrest  belegt  werden. 

Das  ihr  zu  gebende  Darlehn  mufs  entweder  in  Preufsi- 
schemSilbercourant  oder  in  Pistolen  und  Ducaten  bestehen. 
Jene  werden  zu  5  Thlr.,  diese  zu  2|  Thlr.  angenommen. 

Der  Darleiher  erhält  über  die  eingezahlten,  oder  mit 
der  Post  übersandten  Summen   von   dem   Comtoir   einen 
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Inlcrimsschein,  ia  der  Folge  aber  eine  forinlicbe,  von 
der  Hauptbank  in  BeHin  und  deren  Chefpräsidenten  aus- 
gestellte Bankobligation,  welche  ihm  jedoch  nur  ge- 
gen Zurückgabe  des  quittirteu  Interimsscheins  ausgehän- 
digt werden  kann.  Ist  der  Interimsschein  verloren  ge- 
gangen, 80  mufs  er  förmlich  morlificirt  und  das  Mortifi- 
cationserkenntnifs  dem  Comtoir  eingereicht  werden. 

Gelder  der  Unmündigen  und  Blödsinnigen,  wovon' 
die  Eltern  nicht  die  Nulzniefsungen  ziehen,  werden  mit 
3  pC,  Gelder,  welche  den  Kirchen,  Schulen,  milden 
Stiftungen  und  Concursmassen  gehören,  so  wie  solche, 
worüber  ein  Procefs  schwebt,  mit  2J  pC,  alle  übrigen 
nicht  in  diese  Kategorie  gehörenden  Gelder  dagegen  nur 
mit  2  pC.  verzinset. 

Das  der  Bank  gegebene  Darlehn  kann  nach  achttä- 
giger Kündigung  ganz  oder  theilweise  zurückgefordert 
werden.  Im  ersten  Falle  wird  die  Quittung  über  Capi- 
tal und  Zinsen  auf  die  weifse  Seite  der  Obligation  ge- 
setzt, im  letztern  Falle  auf  einen  besondern  ungestem- 
pelten Bogen  über  die  Theilzahlung  des  Capitals  und 
über  sämmtliche  Zinsen  vom  Capital  ausgefertigt,  und 
diese  besondere  Quittung  mit  der  Obligation  selbst  ein- 
gereicht, damit  auf  letzlerer  die  geleistete  Capitalab- 
schlags-  und  Zinsenzahlung  vermerkt  und  alsdann  zu- 
rückgegeben werden  kann. 

Nur  in  diesen  beiden  Fällen  werden  die  Zinsen  bis 
zum  Tage  der  geleisteten  Capitalszahlung  berechnet,  bei 
dieser  Berechnung  der  Monat  zu  30  Tagen  angenommen, 
der  Ein-  und  Auszahlungstag  aber  weggelassen. 

Zur  Erhebung  der  Zinsen  allein,  welche  nur  halb- 
jährig gezahlt  werden,  ist  die  Einreichung  einer  auf  un- 
gestempeltem Papiere  ausgefertigten  Quittung  und  die 
Verzeichnung    der   Original -Bankobligatiou   erforderlich, 
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weil  auf  dießcr  die  Zinsenzahlung  von  Seiten   der  Bank 
ebenfalls  vermerkt  >verdeu  mufs. 

Jede  Quittung  mufs  die  gezahlte  Summe  mit  Zahlen 
und  Buchstaben  ausdrücken,  den  Buchstaben  und  die 
Nummer  der  Obligation  allcgiren,  von  dem  Aussteller 
unterzeichnet  und  mit  Bcidrückung  seines  Pettschafts  oder 
Amlssiegcls  beglaubigt  werden. 

Zinsen  können  sowohl  in  Berliu  von  der  Hauptbank, 
als  auch  an  jedem  andern  Orte,  wo  sich  ein  Bankcom- 
toir  befindet,  gefordert  werden;  wenn  aber  die  Zurück- 
zahlung des  Capitals  von  einem  Comtoir  verlangt  wird, 
welches  das  Darlehn  nicht  erhalten  hat,  so  wird  nach 
Verhältnifs  der  Entfernung  dieses  Conitoirs  von  demje- 
nigen, welches  das  Darlehu  erhalten,  eine  Provision  von 
l  bis  2\  pC.  berechnet. 

Als  Unterpfand  werden  angenommen:  nicht  cour- 
sirende  Gold-  und  Silbermünzen,  silberne  und  goldene 
Geschirre,  Gold  und  Silber  in  Barren,  alle  inländische 
Staatspapiere,  wie  auch  landständische  Obligationen,  Kauf-  - 
mannswaaren,  welche  dem  Verderben  nicht  unterworfen 
sind.  Mauufactur-  und  Fabrik waaren,  so  wie  alle  rothe 
Weine,  werden  ohne  Ausnahme  nicht  angenommen. 

Die  Uebergabe  des  Unterpfandes  mufs  in  der  Regel 
körperlich  erfolgen,  kann  aber  auch,  nach  dem  Gut- 
befinden der  Bank,  jedoch  nur  bei  Waaren,  symbo- 
lisch Tollzogen  werden,  (s.  unten  symbolische  Ueber- 
gabe). 

Das  Pfandgeschäfl  selbst  wird  von  Seiten  des  Schuld- 
ners und  Pfaudgebers,  durch  dessen  unter  den  sogenann- 
ten Pfand-  oder  Lombardwechsel  zu  setzende  Namens- 
unterschrift, und  von  Seiten  der  Bank  durch  Eintragung 
dieses  Wechsels  in  die  Pfand-  oder  Lombardbücher  voll- 
zogen. 
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Der  Pfandgeber  erhält  über  die  auf  diese  Art  der 
Bank  verpfändeten  Gogcnsländc  einen  von  dieser  aus- 
geferligten  Pfandschein,  welcher  mit  derselben  Nummer 
versehen  ist,  unter  welcher  das  Pfandgeschäft  in  dem 
Pfand-  oder  Lombardbuch  eingetragen  worden,  und  der 
sorgfältig  aufbewahrt,  falls  er  aber  dennoch  verloren  ge- 
hen sollte,  vom  Pfandgeber  auf  dessen  Kosten  morlili- 
cirt  werden  mufs. 

Wird  das  Pfand  am  Verfalltage  des  Pfand-  oder 
Lombardswechsels  nicht  eingelüset,  so  ist  die  Lank  be- 
fugt und  verpflichtet,  zum  öffentlichen  Verkauf  des 
Unterpfandes  zu  schreiten,  sich  daraus  an  Capital,  Zinsen 
und  Kosten  bezahlt  zu  machen,  und  den  etwaigen  Ue- 
berschufs  der  Kaufgelder  so  lange  ad  depositum  zu  be- 
balten, bis  ihr  der  Pfandschein  zurückgeliefert  worden  ist. 
Verordn.  v.  3.  April  1815  und  v.  3.  Nov.  1817.  — 
Bekanntmachung  vom  10.  Aug.  1823.  v.  Kamplz  Ann. 
Bd.  7.  S.  545  —  549. 

a)  Besondere  Bnnko-Comtoirs  bestehen  zu  Königsberg, 
Breslau,  Stettin,  Magdeburg,  Münster,  Köln  und  Dan/j'g. 

§.  90. 
Die  Bank  steht  unter  der  Oberaufsicht  des  Staats, 
welche  durch  den  Chef  und  ein  besonderes  Curato- 
rium  ausgeübt  wird.  Die  eigentlichen  Geschäfte  wer- 
den durch  das  B  anko- Directori  um,  nebst  dem  die- 
sem untergeordneten  Personal,  betrieben. 

Vergl.  die  Verordnung  vom  3.  April  1815. 


II. 

DarslclluiTj^'    der  Prciifsischcn  Han- 
dels -  Ceselzgebimg  überhaupt. 


A)     Yoii  dem  Keclilc  llantlcl^zu  treiben. 
J)     \  Oll  Kaulleiileii  überhaupt. 

§.    91. 
IV  auf  mann  n)    nennt    man    (lenjcnlgen,    welcher  den 
Handel  mit  ^V^aa^en  oder  Wechseln  als  sein   Hauptge- 
schäft treibt. 

A.  L.  R.  Th.  II.  tit.  8.  §.  47:). 

o)  Sont  commcrrons  ceux  qui  cxcrcciit  des  actcs  de  com- 
merce, et  en  fout  leur  profession  liabiluellc.  Code  du  com- 
merce L.  I.  T.  I.  Art.  I. 

§.    Ü2. 
Zum  Betriebe  kaufmännischer  Geschäfte  ist  die  Er- 
laub uifs   der  Obrigkeit    erfordeilicli,    wogegen   der 
Staat  deui  Handel  seinen  Schutz  verleüiet. 
A.  L.  11.  a.  a.  O.  ^.  AlG. 

§.    93. 
IM  inderjährigen  0)  ist  der  Betrieb  kaufmännischer 
Gesciiäfie  erst  nacli  erlangter  Grofsjälirigkcits-Erklärung 
gestaltet.  -  , 

Wenn  ein  Grofs jähriger  mit  Vorwissen  seines  noch 
lebenden  Vaters,  und  ohne  dessen  auschücklichen  Wi- 
derspruch, kaufmännische  Geschäfte  beginnt,  so  geht  er 
dadurch  aus  der  väterlichen  Gewalt. 

A.   L.  R.   a.  a.  O.   ^.   477.   478.   cf.   Th.   II.  tit.  2. 
§.  ^2^2—218.     ^ 

ff)  C.  d.  C.  a.  a.  O.  Art.  2.  3.  cf.  Laulcrbach  de  jure 
lu  curia  mcrcalorum  usilato  §.  4(3. 
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§.  94. 
Nach  den  Gesetzen  eines  jeden  Orts  ist  es  zu  Leur- 
llioilen,  welche  Firma  kaufmännische  Rechte  ver- 
leihe. Wo  diese  nichts  bestimmen,  treten,  olmeUnter- 
scliied  der  Provinzen,  die  Anordnungen  des  allgemeinen 
Land  rechts  ein. 

Nach  letztern  haben  nicht  die  Rechte  der  Kaufleute: 
die  Bewohner  des  platten  Landes,  welclie  nur  mit  selbst 
erzeugten,  oder  durch  landvvirthschaftliche  IMittel  veredel- 
ten Produkten,  so  wie  Handwerker  und  Fabrikanten, 
welche  mit  den  von  ihnen  selbst  verfertigten  Arbeiten 
Verkehr  treiben ;  ferner :  Krämer  in  Dörfern  und  Flek- 
ken,  Hausirer,  Trödler  und  gemeine  Victualienhändler. 

Ebensowenig  wird  jemand  durch  die  üebernahme 
einzelner  Lieferungen  ein  Kaufmann. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  475.  485—487.  cf.  Gesetz  von 
Entrichtung  der  Gewerbsteuer  vom  30.  Mai  1820.  §.  3. 
Abschn.  2. 

Der  ritterschaftlichen  Privatbank  in  Pommern  sind 
kaufmännische  Rechte  beigelegt,  doch  darf  sie  keine 
Wechsel  auf  sich  ziehen  und  keine  auf  den  Inhaber  ge- 
stellte Papiere  in  Umlauf  setzen. 

Stat.  der  ritterschaftlichen  Privatbank  in  Pommern 
vom  23.  Jan.  1S33.  §.  23.     G.  S.  1833.  S.  8. 

§.  95. 
Die  Unternehmer  der  Fabriken  Iiaben  hinsicht- 
lich des  Betriebes  derselben,  und  den  Absatz  der  darin 
verfertigten  Waaren ,  kaufmännisclie  Rechte.  Dasselbe 
silt  von  Schiffs rhe dem  hinsichtlich  der  auf  die 
Rhederei  unuiittelhar  Bezug  habenden  Geschäfte. 

Die  Apotheker  geniefsen  in  Ansehung  des  Wech- 
Äclausstellens  die  Rechte  der  Kaufleutc  (s.  unten:  Wcch- 
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scircchl);  so  wie  auch  die  von  ihnen,  nach  kaufmänni- 
scher Alt,  gcfülirten  Bücher  die  Rechte  und  die  Glaub- 
würdigkeit der  Handlungsbücher  haben. 

A.  L.  K.  a.  a.  O.  §•  483.  484.  cf.  §,  473.  474. 

§.    96. 

In  Betreff  des  Buchhandels  bestinuiit  die  Verord- 
nung vom  19.  Mai  1791  ( Edikten -Sammhuig  von  1791 
S.  91  —  93.),  dafs  mit  rohen  Materien,  d.  h.  Büchern 
oder  periodischen  Druckschriften,  diese  mögen  brochirt 
sevn  oder  nicht,  nur 

a)  der  Verfasser  für   eigene  Rechnung,    jedoch   ohne 
Anlegung  eines  öffentlichen  Ladens; 

b)  ein  privilcgirler  Buchhändler;  oder 

c)  ein  solcher,  der  dazu  ausdrückliche  Königliche  Con- 
cession  erlangt  hat, 

handeln  darf.  Jedem  andern  ist  dies,  bei  Strafe  der  Con- 
fiscation  der  zum  Verkaufe  gestellten  Werke  oder  pe- 
riodischen Schriften,  und  des  Werths  der  bereits  ver- 
kauften Exeniplare,  untersagt.  Unter  diesem  Verbote  ist 
jeder  Handel  begriffen,  dessen  sich  aufser  den  oben  ge- 
nannten Personen  Jemand  anmaafset,  er  möge  nun  für 
eigene  Rechnung,  oder  durch  üebernchmung  in  Com- 
mission  für  andere  betrieben  werden. 

§.  2.  d.  Edikts  cf.  §.4. 
Die   Buchbinder   dürfen   daher    nur   mit   gebundenen 
Büchern  Handel  treiben. 

§.  3.  d.  Ed. 

Beabsichtigt  ein  Schriftsteller  seine  auf  eigene  Kosleu 
gedruckten  Werke  für  seine  eigene  Rechnung  durch  ei- 
nen andern,  der  kein  Buchhändler  ist,  verkaufen  zu  las- 
sen, so  mufs  derjenige,  welcher  einen  solchen  Verkauf 
übernimmt,  zuvörderst  sich  bei  dem  Magistrate  des  Orts 
melden ,  und   diesem  seine  Legitimation  dazu  durch  den 

7* 
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schriftlichen  Auftrag  des  Verfassers  vorlegen.  Wird  dies 
versäumt,  so  tritt  die  oben  erwähnte  Strafe  ein.  In 
Städten,  wo  keine  Buchhändler  sind,  kann  der  Schrift- 
steller den  Verkauf  seines  Werks  einem  Buchbinder  auf- 
tragen. Wo  hingegen  Buchhändler  vorhanden  sind,  ist, 
zur  Verhütung  von  Mifsbräuchen,  den  Buchbindern  die 
Annahme  solcher  Aufträge  verboten. 
§.  5,  d.  Ed. 

Jeder  Buchhändler  ist  verbunden,  von  allen  Büchern 
und  Schriften,  welche  er  verlegt,  zwei  Exemplare  unent- 
geldlich  an  die  grofse  Königliche  Bibliothek  in  Berlin  zu 
liefern. 

Rescr.  v.  28.  Sept.  1789.     Edikt.  Samml.  von  1789. 
S.  2681—2684.  §.  1.  cf.  §.  4. 

Dieselbe  Verpflichtung  hat  ein  jeder  Buchdrucker  in 
Ansehung  aller  Bücher,  womit  er,  als  mit  eigenem  Ver- 
lag, Handel  treibt.  Von  solchen  Büchern,  die  von  ihm 
für  andere,  als  inländische  Verleger,  z.  B.  für  auswär- 
tige Buchhändler,  auf  Kosten  des  Schriftstellers,  auf 
Subscription,  Pränumeration  u.  s.  w.  gedruckt  werden, 
ist  er  verbunden,  wenigstens  Ein  Exemplar  an  die  ge- 
dachte Königliche  Bibliothek  zu  liefern.  Diese  Verord- 
nung erstreckt  sich  auch  auf  Landchartcn,  und  andere 
dergleichen  Werke,  welche  in  irgend  eines  der  wissen- 
schaftlichen Fächer  einschlagen,  und  für  Buchhändler 
oder  Buchdrucker  einen  Gegenstand  des  Handels  aus- 
machen. 

§.  2.  3.  des  Bescr. 

Wer  mit  dieser  Ablieferung  länger  als  ein  Jahr  von 
dem  Tage  an,  wo  sie  hätte  geschehen  sollen,  zurück- 
bleibt, wird  auf  die  Anzeige  der  Kciniglichcn  Bibliothe- 
kare zur  fiscalischen  Verantwortung  gezogen,  und  aufser 
der,  durch  Execulion  zu  bewerkstelligenden,  Nachlieferung 
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mit  ciucr  bis  auf  den  doppelten  Ladenpreis  winkühilicli 
zu  bcstinuncudeu  Geldbiifsc  zum  Besten  der  Bibliolhek- 
cassc  bestraft. 

§.  5.  des  Rescr. 

Zur  ControIIc  der  richtigen  Ablieferung  müssen  am 
1.  Juni  jeden  Jahres  die  Buchhändler  ein  genaues  Vcr- 
zeichnifsi  aller  im  Laufe  desselben  von  ihnen  verlegten 
Schriften,  so  wie  sie  dessen  Bichtigkeit  erforderlichen 
Falls  eidlich  erhärten  können,  bei  den  Regierungen  ein- 
reichen. 

Rescr«  vom  2.  Nov.  1795.  Edikt.  Sammlung  von 
1795.  S.  2683.  2684. 

§.   97. 
An  Orten,   wo  Kaufmann sgilden   oder  Innungen 
vorhanden  sind,   mufs  jeder  Aufzunehmende   den  Erfor- 
dernissen der  Innungsartikel  Genüge  leisten. 

Wenn  gleich  an  solchen  Orten  in  der  Regel  nur  die 
Mitglieder  der  Innungen  die  Rechte  der  Kaufleute  ge- 
niefsen,  so  hat  doch  auch  hier  der  Staat  das  Recht,  ein- 
zelnen Personen  aufserhalb  der  Innung,  die  Befugnifs 
zum  Handel  durch  besondere  Concessionen  zu  verleihen. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  479  —  481.  cf.  §.  482. 

2)    Von    den  Kaufmannschaft    treibenden 

Frauen« 

§.  98. 
Den  Frauen  ß)  ist  der  Handel  nicht  untersagt.  Die- 
selben (Handelsfrauen, Kauffrauen)  können  indessen, 
wenn  sie  für  eigene  Rechnung  Kaufmannschaft  treiben, 
bei  den  dahin  einschlagenden  Geschäften  und  Verbin- 
dungen auf  die  sonst  ihnen  zustehenden  Vorrechte  und 
Begünstigungen  keinen  Anspruch  machen.    In  allen  übri- 
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gen  ADgelegenheilen  bleiben    ihnen  jedoch  diese  Rechte 
vorbehallen. 

c)  ^Yide^  den  ^A"ilIen  des  Mannes  darf  die  Frau  für  sich 
selbst  kein  besonderes  Gewerbe  treiben.  —  A.  L.  R.  Tb.  II. 
lit,  1.  §.  195.  cf.  C.  d.  C.  art.  4.  5.:  La  femme  ne  peut  etre 
marchande  publique  sans  le  consentement  de  son  mari.  La  femme, 
sl  eile  Cit  marchande  publique,  peut,  sans  rautorisatlon  de  son 
mari,  s'obliger  pour  ce  qui  concerne  son  negoce;  et  au  dit  cas, 
eile  oblige  aussi  son  mari,  s'il  y  a  communaute  entre  eux.  cf. 
Fr.  Manzeln  de  femina  mercatrice.  Rostock  1742.  4.  Deinlin 
de  vera  indole  S.  C.  Vellejani  ad  uxorem  mercatricem  applicata. 
Altorf  IToi. 

§.   99, 

In  zweifelhaften  Fällen  gilt  die  Präsumtion,  dafs  der- 
gleichen Persoueu  die  übernommenen  Verpflichtungen 
als  handluDgstreibende  Frauen  eingegangen  sind.  Ebenso 
wird  von  der  Eigeuthümeiin  einer  Handlung  so  lange 
angenommen,  dafs  sie  dieser  selbst  vorstehe,  bis  sie  ei- 
nen Disponenten  bestellt,  und  die  Procura  (s.  unten) 
gehörig  bekannt  geworden  ist.  Alsdann  aber  hat  sie  für 
ihre  Person  weder  die  Piechte,  noch  die  Verbindlichkei- 
ten eines  Kaufmanns;  sie  ist  jedoch  verpflichtet,  die  der 
Procura  gemäfs  vorgenommenen  Geschäfle  ihres  Dispo- 
nenten sowohl  mit  dem  Handlungs-  als  mit  ihrem  übri- 
gen Vermögen  zu  vertreten. 

§.  100. 

Die  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Eigeuthümerin 
einer  Handlung  werden  durch  ihre  Verheirathuug  hin- 
eichllich  der  Handlung  und  deren  Betriebes  nicht  ge- 
ändert. 

§•  101. 
Wenn  eine  Frauensperson  mit  ihrem  Ehemanne  oder 

einem  Dritten  in  Socielätshandlimg  getreten  ist,  so  wird 

sie  nur  dann   als  Kauffrau   betrachtet,   sobald  ausdrück- 
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lieh  Terabredot   uud   bckaniit   gemacht  \TordeD   ist,    ii«iü 
sie  der  Hauillung  mit  vorsleheo  solle. 

§    102. 
Die  Eiiefraa    eines  Kaufmaüos,    welche   letzterem   iu 
sciuen  Geschäften  uur  hülfreiche  Haad  leistet,   ist  selbst 
da,   >vo  Güter^emeiuschaft  unter   ihnen  Statt  üudet,  für 
eine  Kauffrau  nicht  zu  achten. 

3)    Von  den  Rechten  der  Pflegebefohlenen  hin- 
sichtlich des  Betriebes  der  Kaufmannschaft. 

§•  103. 
Zur  Anlegung  neuer  Handlungen  soll  das  Vermögen 
eines  Pflegebefohlenen  nicht  verwendet  werden. 
.\.  L.  R.  Th.  IL  tit.  18.  §.  605. 

§  104. 
Erbt  ein  Pflegebefohlener  eine  schon  errichtete  Hand- 
lung, so  mufs  zur  Fortsetzung  der  dahin  gehörigen  Ge- 
schäfte ein  sachkundiger  Vormund  bestellt  werden,  und 
es  bleibt  dem  Ermessen  der  vormundschaftlicheu  Behörde 
überlassen,  ob  demselben  nicht  noch  ein  sachkundiger 
Beistand  zuzuordnen  ist-  Wenn  indessen  eine  Mutter 
vorhauden  ist,,  welche  selbst  dem  Geschäfte  vorzustehen 
fähig  und  geneigt  ist,  so  bedarf  es,  aufser  dem  sachkun- 
digen Vormunde,  keines  weitern  Beistandes. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  606  — 60S. 

§.   105. 
Auch  die  Beistände  müssen  zur  sewissenhaflen  Wahr- 
nehuumg    des   Besten    der   Pflegebefohlenen  in   den  Ge- 
schäften der  Handlung,  feierlich  verpflichtet  werden. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  611. 

§.  106. 
Ist  vom  Erblasser  die   Fortsetzung   oder  Aufhebung 
der  Handlung  verordnet,   so   mufs  sein  Willen  im   letz- 
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lern  Falle  stets  befolgt  werden,  im  erstem  Falle  jedoch 
nur  so  lange,  bis  neue  Umstände,  welche  die  Fort- 
setzung für  den  Pflegebefohlenen  bedenklich  macheu,  zum 
Vorschein  kommen.  Wenn  darüber  nichts  verfügt  ist, 
so  mufs  die  vormundschaflliche  Behörde  Einen  oder  Zwei 
Sachverständige  verpflichten.  Diese  haben,  mit  Zuziehung 
des  Vormundes  und  Eines  oder  Zweier  der  nächsten 
Verwandten,  nach  genauer  Prüfung  der  Umstände,  ihr 
Gutachten  abzugeben :  ob  die  Handlung  fortzusetzen  oder 
aufzuheben  sej.  Stimmen  die  Sachkundigen  und  der 
Vormund  in  ihrem  Gutachten  überein,  so  dient  dieses 
Gutachten  der  vormundschaftlichen  Behörde  lediglich  zur 
Richtschnur.  Bei  verschiedenen  Meinungen  der  Sach- 
kundigen und  der  Verwandten  mufs,  unter  Zuziehung 
anderer  Sachkundiger,  die  Prüfung  wiederholt  werden. 
Treten  die  neuen  Sachkundigen  den  vorigen  bei,  so 
giebt  die  Meinung  des  Vormundes  den  Ausschlag,  tre- 
ten sie  jedoch  der  Meinung  der  Verwandten  bei,  so  ist 
die  Sache  nach  dem  Antrage  dieser  zu  entscheiden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  612.  614.  615  —  622.  cf.  §.  623. 

§.  107. 
Wenn  den  Pflegebefohlenen  vom  Erblasser  nur  der 
ihnen  schuldige  Pflichttheil  hinterlassen  ist,   so  sind  der 
Vormund  und  das  Gericht  an  seine  Disposition   wegen 
Fortsetzung  der  Handlung  nicht  gebunden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  613. 

§.  108. 
Die  Fortsetzung  der  Handlung  geschieht  durch  einen 
Disponenten  unter  Aufsicht  des  Vormundes.  Ist  ein  sol- 
cher Disponent  vom  Erblasser  ausdrücklich  ernannt,  so 
niufs  derselbe,  wenn  nicht  die  erheblichsten  Gründe  da- 
gegen eintreten,  beibehalten  werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  624.  625.  cf.  626. 
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§.  109. 
Der  Vormund    iimfs   in   besonders   ^vichtigcn  Fällen 
das  Gutachten   der   Sachverständigen  und  die  Genehmi- 
gung der  vormundschaftlichen  Behörde  einholen. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  628.  cf.  §.  629. 

§  110. 
Insofern  Credit  zu  geben  oder  zu  nehmen  zum  ge- 
wöhnlichen Betriebe  der  Handlung  gehört,  und  aus  dem 
in  derselben  befindlichen  Capitale  bestritten  werden 
kann,  ist  der  Disponent  ohne  Rückfrage  dazu  berech- 
tigt; sollen  aber  fremde  Capitalien  Behufs  des  Hand- 
lungsverkehrs aufgenommen  werden,  so  mufs  er  zuvor 
mit  dem  Vormunde  und  dessen  Beistande  Rücksprache 
nehmen.  Aufserdem  ist,  wenn  keine  Gefahr  im  Ver- 
zuge, die  Approbation  des  Gerichts  einzuholen,  sonst 
aber  von  dem  aufgenommenen  Darlehne  Anzeige  zu 
machen,  und  jedenfalls  die  Nützlichkeit  der  Verwendung, 
nebst  der  Art  und  Zeit  der  Wiederbezahlung  nachzu- 
weisen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  630—633. 

§.  111. 
Soll  die  Handlung  nicht  fortgesetzt  werden,  so  mufs 
der  Vormund  wo  möglich  dafür  sorgen,  dafs  Jemand 
dieselbe  im  Ganzen  unter  vortheilhaften  Bedingungen 
übernehme.  Die  Ucberlassung  erfolgt,  unter  vormund- 
schaftlicher Approbation,  auf  den  Grund  eines  vollstän- 
digen Handluugsinventarii,  und  es  müssen  dabei  sowohl 
die  Waaren,  als  die  ausstehenden  Schulden,  durch  die 
vereideten  Sachverständigen  gewürdigt  werden.  Grund- 
stücke, welche  mit  der  Handlung  untrennbar  verbunden 
sind,  werden  dabei  ohne  förmliche  Subhastation  zuge- 
schlagen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  633—636.  cf.  §.  637.  638. 
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§•  112. 
Wcnu  der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Todes  mit  einem 
Andern  in  einer  Handlungsgesellschaft  gestanden  hat,  so 
hängt  die  Aufhebung  oder  Fortsetzung  einer  soleheu 
Compagntehandlung  von  dem  Inhalte  der  letztwilligen 
Verordnung,  den  Vorschriften  des  Contraktes,  und,  in 
deren  Ermangelung,  der  Gesetze  ab.  Kommt  es  dabei 
nur  auf  den  Entschlufs  des  Vormundes  und  der  vor- 
mundschaftlicheu  Behörde  an,  so  haben  diese  sich  nach 
oben  angeführten  allgemeinen  Regein  zu  achten. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  ö39.  640.  cf.  641.  642. 

4)   Beschränkungen,    welchen    gewisse  Klassen 
von  Personen  beim  Handel  unterliegen. 

§.  113. 

Der  Adel,  welchem  früher ß)  unter  mancherlei  Mo- 
dificationen  die  Befugnifs  zum  Handel  beschränkt  war, 
kann  im  Preufsischen  Staate  Gewerbe  treiben,  und  die 
altern,  diese  Befugnifs  einschränkenden,  Verordnungen 
sind  aufgehoben. 

Edikt  vom  9.  Oct.  1807.  §.  2.  Rescr.  vom  20.  Juli 
1816.    V.  Kamptz  Ann.  Bd.  8.  S.  8. 

Er  mufs  jedoch,  so  wie  die  Eximirten  überhaupt,  zu- 
vor das  Bürgerrecht  erwerben,   und  bei  allen  das  Ge- 
werbe betreffenden  Angelegenheiten   die   städtische  Ge- 
richtsbarkeit und  Polizeiverordnungen  anerkennen. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  60  u.  f. 

a)  cf.  J.  M.  Müller  prolusio  de  equite  Romano  negotiante. 
Ihmh.  1761.  4.  Fischer  Geschichte  des  Handels  Tli.  I.  S.  162. 
405.  Runde's  Grundsätze  des  icutschcn  Privatrechts  §.  372. 
l>ef;es  Rclp.  Janucnsis  de  1576.  cap.  HL,  in  Lunig  cod.  diplom. 
Itallac  T.  II.  col.  2158.  In  den  meisten  fremden  Ländern  ge- 
hen diese  Bescliränkungen  nur  auf  den  Delallliandel,  in  Deutsch- 
land  war    letzterer   in   friilicrn   Zeiten  dem   Adel  nur  insofern 
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verboten,  als  er  eine  Aufnahme  in  eine  Zunft  erforderte,  (cf. 
A.  L.  R.  Th.  II.  üt.  9.  §.  76  u.  f.) 

§.  114. 

Fast  immer  war  dagegen,  aus  leicht  erhellenden  Grün- 
den, den  Geistlichen  a),  mit  Einschlufs  der  Schulleh- 
rer, und  häufig  auch  den  Civilbeamten 6)  und  Mili- 
tairpersonenc)  der  Handel  verboten. 

a)  LInkius  de  clerlco  artifice  et  negotlatore  cap.  3.  G.  L. 
Böhmer  instituLiones  juris  Canonici.  §.  106.  n.  3. 

b")  L.  un.  C.  negotiatores  ne  mllit.  I.  12.  §.  3.  C  de  co- 
hortal. 

c)  Cod.  civ.  Bav.  T.  V.  p.  2377. 

§.  115. 
Nach  den  Preufsischen  Gesetzen  dürfen  die  Geist- 
lichen keine  Kaufmannschaft  oder  sonstige  bürgerliche 
Gewerbe  treiben,  und  nur  die  Erlaubnifs:  den  Acker 
zu  ihrem  Unterhalte  zu  bauen,  bildet  von  dieser  Regel 
eine  Ausnahme. 

A.  L.  R.  Th.  II.  tit.  11.  §.  93  u.  f. 
Militair-  und  Civilbeamte  bedürfen  zur  Ueber- 
uahme  eines  Gewerbes  der  ausdrücklichen  Erlaubnifs 
ihrer  Dienstvorgesetzten.  Der  Besitz  von  Landgütern 
ertheilt  ihnen  jedoch  die  Befugnifs,  Gewerbe  zu  treiben, 
welche  mit  dem  Betriebe  der  Landwirthschaft  gewöhn- 
lich verbunden  sind. 

Verordn.  v.  2.  Nov.  1810.  §.  19.  Ges.  Samml.  von 
1810.  S.  83.  Edikt  vom  7.  Sept.  1811.  §.  81.  cf.  Ges. 
vom  7.  Sept.  1811.  §.  4.  5.  Ges.  Samml.  v.  1811.  S.  263. 
Rescr.  des  Minist,  des  Innern  und  der  Finanzen  vom 
20,  Aug.  1819.    V.  Kamptz  Aunal.  Bd.  3.  S.  851.  852. 

§.  116. 

Den  Mäklern  war  schon  in  alten  Zeiten a)  der  Handel 
namentlich  mit  solchen  Gegenständen  verboten,  für  welche 
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sie  Mäkler  waren,  und  diese  Verbote  Laben  sich  fast  über- 
all wiederholt.  Auch  nach  den  Bestimmungen  des  Preu- 
fsischen  Rechts  ist  den  Mäklern  der  Handel  gänzlich  un- 
tersagt, und  dies  Verbot  auch  auf  die  den  Handel  be- 
ireffenden Hülfsgewerbe  ausgedehnt  (s.  unten). 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1322  u.  f. 

a)  Für  Barcellona  Verordn.  vom  2.  Juni  1271.  V.  Cap- 
many  appendice  de  notas  n.  XXV.  p.  72. 

§.  117. 

Die  frühere  Beschränkung  der  Juden  hinsichtlich 
des  Handels  beruhete  auf  ihrer  Unfähigkeit  zur  Erlan- 
gung des  Bürgerrechts.  Es  konnte  ihnen  also  die  Be- 
rechtigung zum  Handel  nur  in  einzelnen  Fällen  durch 
landesherrliche  Concessionen  zu  Theil  werden.  In  neue- 
rer Zeit  haben  das  fast  gänzliche  Aufhören  der  Zünfte 
und  die  den  Juden  zugestandene  Fähigkeit,  das  Bürger- 
recht zu  erlangen ,  ihre  Verhältnisse  in  dieser  Beziehung 
gänzlich  umgestaltet  a). 

a)  cf.  Runde's  Grundsätze  des  teutschen  Privatrechts. 
§■  641. 

§•  118. 

Im  Preufsischen  Staate  sind  die  Verhältnisse  der 
Juden  durch  das  Edikt  vom  11.  März  1812.  für  die  alten 
Provinzen  regulirt»  In  den  wieder  und  neu  erworbenen 
Provinzen  ist  es  indessen  bei  den  altern  Bestimmungen 
geblieben. 

Rescr.  des  Minist,  des  Innern  vom  23.  Mai  u.  5.  De- 
cember  1817,  vom  10.  Juli  1818.  und  19.  Februar  1819. 
V.  Kamplz  AnuaL  Bd.  I.  H.  1.  S.  127  und  H.  4.  S.  119. 
120.  Bd.  II.  S.  725.  726.  Bd.  III.  S.  128. 

Alle  in  den  Preufsischen  Staaten  nach  deren  Bestände 
zur  Zeit  des  erwähnten  Edikts  wohnenden,  mit  General- 
privilegien,   Naluralisationspatenten ,    Schutzbriefen   und 
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Conccssioneii  vcrschcneu  Juden  uud  deren  Familien, 
sind  für  Einländer  und  Prcufsischc  Staatsbürger 
zu  acbteu.  Durch  diese  Verordnung  sind  alle  Privile- 
gien der  Juden,  welche  mit  derselben  im  Widerspruche 
stehen ,  aufgehoben. 

Edikt  vom  11.  März  1812.  §.  1.  Ges.  Samml.  von 
1812.  S.  17.  Rescr.  vom  9.  Juni  1812.  v.  Kamptz  Ann. 
Bd.  II.  S.  186. 

In  den  >vieder  und  neu  erworbenen  Provinzen  kön- 
nen die  jüdischen  Staatsbürger  aus  den  alten  Provinzen 
ihre  staatsbürgerlichen  Rechte  nicht  geltend  machen,  es 
ist  ihnen  jedoch  der  Handel  auf  IVlessen  und  Jahrmärk- 
ten erlaubt. 

Rescr.  des  Minist,  des  Handels  und  der  Finanzen 
vom  31.  Juli  1821.     v.  Kamptz  Ann.  Bd.  Y.  S.  590. 

Die  einländischen  Juden  werden  als  solche  weder 
überhaupt,  noch  in  Hinsicht  des  Handels,  mit  besondern 
Abgaben  beschwert,  sie  haben  aber  die  Verpflichtung, 
alle  den  Christen  gegen  den  Staat  und  die  Gemeinde 
ihres  Wohnorts  obliegenden  bürgerlichen  Pflichten  zu 
erfüllen,  und  gleiche  Lasten,  wie  andere  Staatsbürger, 
zu  tragen. 

cf.  Edikt  vom  11.  März  1812.  §.  14  u.  15. 

Die  privatrechtlichen  Verhältnisse  der  Juden  werden 
nach  denselben  Gesetzen  beurtheilt,  welche  hinsichtlich 
anderer  Preufsischer  Staatsbürger  gelten,  mit  Ausnahme 
solcher  Handlungen  und  Geschäfte,  welche  wegen  der 
Verschiedenheit  der  Religionsbegriffe  und  des  Cultus  an 
besondere  gesetzliche  Bestimmungen  und  Formen  noth- 
wendig  gebunden  sind. 

Von  den  in  Betreff  der  Zinsen,  der  Wechselfähig- 
keit, der  Handlungsbücher  u.  s.  w.  für  die  Juden  erlas- 
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senen  Vorschriffcn  wird  bei  den  eiuzelueu  Materien  die 
Rede  seyo. 

B)    Von   den  beim   Handel  vorkommenden 
Nebenpersonen. 

1)     Ueberhaupt. 

§*  119- 
Aufser    den   Verhältnissen,    welche    die    für   eigene 

Rechnung  Kaufmannschaft  treibenden  Personen  betreffen, 
kommen  auch  die  solcher  Nebenpersonen  in  Betracht, 
welche,  zur  Unterstützung  jener,  entweder  im  beständigen 
Dienste  derselben  stehen,  oder  nur  hin  und  wieder  ge- 
brauchtwerden. Zu  den  letztern  gehören  namentlich  die 
Mäkler,  zu  den  erstem  die  Faktoren  und  Disponenten, 
Buchhalter,  Handlungsdiener  und  Lehrlinge. 

2)    Von  Faktoren  oder  Disponenten. 

a)    Begriff. 

§•  120. 
Wer  »von  dem  Eigenthümer  einer  Handlung,  welcher 
derselben  ganz  oder  zum  Theil  nicht  vorstehen  kann 
oder  will,  den  Auftrag  erhalten  hat,  seine  Stelle  zu  ver- 
treten, wird  Faktor,  Disponent  oder  Handlungs- 
vorsteher {instüor)  genannt. 

fc)  Ausstellung  der  Procur;«. 

§   121. 

Der  Auftrag  zu   dieser  Stellvertretung   erfolgt  durcR 
die  Procura.     Die  Ertheilung  derselben  mufs  schrift- 
lich geschehen,  und  gehörig  bekannt  gemacht  werden. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  500. 

§    122. 
Steht  der  Eigenthümer  der  Handlung  unter  väterlicher 
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Gewalt  oder  Vormiindscliaft,  so  miifs  die  Procura  von 
doiujeni^cn  ausgestellt  werden,  welchem  die  Verwaltung 
seines  Vermögens  obliegt. 

Ist  dieser  ein  Vormund  oder  Curator,  oder  gehört 
die  Handlung  zum  freien  Vermögens  eines  noch  unter 
väterlicher  Gewalt  stehenden  IMinderjährigen,  so  mu£s 
die  Genehmigung  der  vormundschaftlichen  Behörde  nach- 
gesucht werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  498.  499. 

c)     Umfang  derselben. 

§.    123. 

Der  Disponent  einer  Handlung  ist  in  der  Regel  der 
Handlung  überhaupt  vorgesetzt,  d.  h.  der  Auftrag  er- 
streckt sich  über  alle  Arten  der  Geschäfte,  welche  bei 
der  ihm  übertragenen  Handlung  vorfallen.  Soll  seine 
\'ollmacht  in  besondern  Fällen  eingeschränkt  seyn,  so 
mufs  dies  in  der  Procura  ausdrücklich  bestimmt,  und  mit 
derselben  geliörig  bekannt  gemacht  werden.  • 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  501.  502. 

§.   124. 

Es  ist  keinem  Zweifel  unterworfen,  dafs  die  Procura 
einen  Handlungsdisponenten  zu  Gelderhebungen  be- 
rechtige. Die  Folgerung,  dafs,  da  der  Disponent  als  Ge- 
neralbevollmächtigter anzusehen  sey,  dieser  aber  seinen 
Machtgeber  durch  Handlungen,  bei  welchen  die  Gesetze 
eine  Specialvollmacht  verlangen,  nur  in  soweit  verpflich- 
ten könne,  als  dergleichen  Handlungen  in  der  General- 
vollmacht ausgedrückt  seyen,  zu  Gelderhebungen  aber 
Specialvollmacht  gehöre,  an  den  Disponenten  nur  dann 
gültig  gezahlt  werden  könne,  wenn  die  Befugnifs  zur 
Gelderhebung  ausdrücklich  in  die  Procura  mit  aufgenom- 
men sey,  ist  unrichtig.  Es  ist  nämlich  der  Disponent 
nicht  als  ein  Generalbevollmächtigter  anzusehen,  da  ihm 
nicht  die  Beiorgung  aller  Angelegenheiten  des  3iachtge- 
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hoTs  übertra*]jon  ist,  sondern  (s.  o])cn)  nur  dosson  Slollvcr- 
iretiing  in  den  GVscliältcn  der  ihm  ü])erlra2:enen  Kaiif- 
mannsliandluns:.  Er  erscheint  niilliin  in  dieser  Eiijenschaft 
lediojlich  alsSpecialbevolImächligter  für  ein  gewisses  Ge- 
schäft. Beschränkungen  in  der  Geschäftsführung  aber 
müssen  ausdrücklich  in  der  Procura  bemerkt  seyn.  Die 
Procura  ist  in  dem  Handlungsrechte  als  eine  besondere 
Art  von  Specialvollmaclit  aufgefiihrt,  ihr  Umfang  dort 
bezeichnet,  und  die  Gültigkeit  derselben  an  eigenthüm- 
liche  Formen  geknüpft;  sie  gehört  zu  der  Art  von  Spe- 
cialvollmachten, von  welcher  im  A.  L.  R.  Tii.  I.  tit.  13. 
^.  99  u.  f.  die  Rede  ist,  —  deren  Wirkung  un«l  Um- 
fang durch  besondere  gesetzliche  Bestimmungen,  für  ge- 
wisse Geschäfte  des  bürgerliclicn  Verkehrs,  ausnahms- 
weise bcstiunnt  und  begränzt  ist 

Es  müssen  daher  bei  den  an  nandlungshäiiscr  zu  lei- 
stenden Zalilungen  die  mit  unbeschränkter  Procura  ver- 
sehenen Disponenten  für  volikonnnen  legitimirt  zu  Geld- 
erhebungen geiiaUen,  und  ihnen  auch  die  für  ihre  Firma 
bestimmten  Zahlungen  f.v  dcpositorio  geleistet  werden. 
Rescr.  vom  17.3Iai  1824.  v.Kamptz  Ann.  Bd.  XXIV. 
S.  oo3_«c)ö,s.  —  A.  L.  R.  Th.  I.  tit.  13.  §.  105.  118. 

\V  er  dem  Käufer  seiner  Handlung  den  ferneren  Ge- 
braucli  seiner  Handelsfirma  gestattet,  wird  dem  Dritten 
der  in  gutem  Glauben  mit  dieser  Firma  contrahirt,  ver- 
haftet. (Eik.  des  Geh.  Ob.  Trib.  v.  19.  August  1810.  — 
Simon  und  v.  S  tramp f  Rechtssprüche.  Bd.  1.  S.  138. 
^  i!)    13(' kann  Lina  eil un^. 

§.    125. 

Als    eine    ji<'h<)ri^e   Bekanntmachung   ist   es  zu 

betrachten,  wenn  die  Kaufmannscliaft  des  Ortes,  wo  die 

Ifaiullung    etablirt   ist,   auf  •  der   Börse   oder  durch  ihre 

NOjsteher,   und    die    auswärtigen    Correspondentea   mit 

denen 
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denen  die  Handlung  in  Verbindung  steht,   durch  Briefe 
davon  benachrichtigt  werden. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  503. 

§.  126. 
Die  Firma  oder  Unterschrifi,  deren  sich  der  Dis- 
ponent bedienen  soll,  mufs,  unter  dessen  Handschrift,  den 
Correspondcnten  niitgetheilt,   und  auf  der  Börse  nieder- 
gelegt werden. 

An  Orten,  wo  keine  gehörig  eingerichteten  Börsen 
oder  Kaufmaunsinnungen  sind,  mufs,  aufser  der  schrift- 
lichen Bekanntmachung  an  die  Correspondcnten,  die  Er- 
theilung  der  Procura  den  ordentlichen  Gerichten  ange- 
zeigt, die  Firma  bei  diesen  niedergelegt,  und  den  Kauf- 
leuten des  Orts  durch  die  Gerichte  davon  Nachricht  er- 
theilt  werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  504.  505. 

§.  127. 
Nicht  gehörig  publicirte  Einschränkungen  der  Procura 
kommen  dem  Eigeuthümer  gegen  einen  Dritten,  der  sich 
mit  dem  Disponenten  eingelassen  hat,  nur  in  sofern  zu 
Statten,  als  ausgemittelt  werden  kann,  dafs  diese  Ein- 
schränkungen zeitig  genug  auf  andere  Art  zur  Kenntnifs 
des  Dritten  gelangt  sind. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  506. 

§.  128. 
Der  Eigenthümer  einer  Handlung,  welcher  Jemanden, 
dem  er  keine  Procura  ertheilt,  demungeachtet  schriftlich 
oder  mündlich  für  seinen  Disponenten  ausgegeben  hat, 
wird  denjenigen  verhaftet,  welche  dadurch  verleitet  wor- 
den sind,  sich  mit  demselben  einzulassen. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  507. 

§.  129. 
So   weit    eine    gehörige  Bekanntmachung    erfolgt  ist, 
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hängt  CS  von  dem  Eigcntbümcr  ab,  ob  er  die  von  dem 
Disponenten  aufser  den  Gränzen  der  Procura  unternom- 
menen Geschäfte  genehmigen  wolle  oder  nicht.  Hinsichtlich 
einer  hinzugekommenen  ausdrücklichen  oder  stillschwei- 
genden Genehmigung  gelten  die  allgemeinen  Regeln. 

A.  L.  R.  a.  a.   O.  §.  508.  509.     cf.  Th.  I.   tit.  5. 
§.  185  —  191  und  tit.  13.  §.  143.  144. 

§.  130. 

Erhält  der  Eigenthümer  Nachricht,  dafs  der  Dispo- 
nent bei  einem  Geschäfte  die  Gränzen  der  Procura  über- 
schritten habe,  so  mufs  er  sich  innerhalb  der  gesetzli- 
chen Fristen  ß)  erklären,  ob  er  dasselbe  genehmige  oder 
nicht,  widrigenfalls  er  allen  aus  dieser  Unterlassung  ent- 
standenen Schaden  zu  vertreten  hat. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  510. 

a)  Ist  ein  gewisser  Zeitraum  zur  Erkl'ärung  über  den  An- 
trag bestimmt,  so  ist  der  andere  Theil  bis  zum  völh'gen  Ablauf 
dieses  Zeitraumes  zur  Annahme  berechtigt.  Hat  der  Antragende 
die  Zeit  zur  Erklärung  über  den  Antrag  dem  Gulbefmden  des 
Andern  überlassen,  so  kann  er  demungeachtet,  wenn  der  An- 
dere zögert,  demselben  eine  Frist  bestimmen. 

Wenn  bei  dem  Antrage  wegen  der  Zelt  zur  Annahme  gar 
nichts  bestimmt  worden  Ist,  so  mufs  die  Erklärung  über  einen 
mündlichen  Antrag,  sogleich  nachdem  derselbe  geschehen  ist, 
erfolgen.  Unter  Personen,  welche  an  Einem  Orte  wohnen, 
mufs  die  Erklärung  über  einen  schrifdichen  Antrag  binnen  24 
Stunden  geschehen. 

Ist  der  Antrag  unter  Abwesenden  schriftlich  geschehen,  so 
mufs  derselbe  mit  der  nächsten  fahrenden  oder  reitenden  Post, 
welche  nach  diesem  Zeltpunkte  abgeht,  beantwortet  werden; 
der  Antragende  ist  jedoch  verpflichtet,  wegen  möglicher  Zwi- 
schenfälle, auch  noch  den  nächstfolgenden  Postlag  abzuwarten. 
Ist  der  schriftliche  Antrag  durch  einen  eignen  Bolen  geschehen, 
so  ist  der  Antragende  verbunden,  den  läiigslcn  Zeitraum,  bin- 
nen welchem  ein  solcher  Bote  ohne  ungewöhnh'che  Zwischen- 
fälle zurückkehren  kann,  abzuwarten.     Kommt  der  Bote  wäh- 
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rend  dieser  Zelt  nicht  zurück,  so  mufs  der  Antragende  den  An- 
dern davon  benachrichtigen,  und  ihm  zugleich  eröffnen,  ob  er 
noch  ferner  an  dem  Antrage  gebunden  seyn  wolle. 

Geschieht  der  Antrag  einer  Corporation  oder  Gemeinde, 
so  mufs  der  Antragende  so  lange  warten,  bis  ein  verfassungs- 
mäfslger  Beschlufs  gefafst  und  ihm  bekannt  gemacht  seyn  kann. 

In  allen  Fällen,  wo  nicht  ein  Anderes  ausdrücklich  verord- 
net ist,  wird  angenommen,  dafs  die  Annahme  in  dem  Zeit- 
punkte geschehen  sey,  wo  der  Annehmende  Alles  gethan  hatte, 
was  von  seiner  Seite  zur  Bekanntmachung  seiner  Erklärung  an 
den  Antragenden  erforderlich  war.  Sind  aber  die  oben  ange- 
führten Fristen  fruchtlos  verstrichen,  so  kann  der  Antragende 
zurücktreten;  hiervon  hat  er  indessen  demjenigen,  von  welchem 
der  Antrag  geschehen  ist,  unter  Gegenwärtigen  sofort,  unter 
Abwesenden  aber  mit  der  nächsten  Post  Nachricht  zu  geben. 
Hat  er  dies  unterlassen,  und  es  zeigt  sich  in  der  Folge,  dafs 
der  Andere  seine  Annahme  wirklich  zu  rechter  Zeit  erklärt 
habe,  so  haftet  er  demselben  für  den  Schaden,  welcher  aus  den 
zur  Erfüllung  des  Vertrages  gemachten  Anstalten  in  der  Zwi- 
schenzeit erwachsen  ist. 

A.  L.  R.  Th.  I.  tit.  5.  §.  90  u.  f.  cf.  §.  106—108,  tit.  10. 
§.  145.  146. 

§.  131. 

Die  Bekanntmachung  mufs  nach  obigen  Vorschriften 
auch  dann  geschehen,  wenn  der  Disponent  nur  zu  einer 
besondern  Art  von  Geschäften  bestimmt  worden  ist.  Ein- 
schränkungen, welche  sich  aus  der  Natur  des  Auftrages 
von  selbst  ergeben,  bedürfen  keiner  Bekanntmachung. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  511.  512. 

§.  132. 
Der  nur  zum  "Waareneinkauf  oder  Verkauf  auf  Mes- 
sen und  Märkten  bestellte  Disponent  verpflichtet  den 
Eigentümer  nur  durch  solche  Handlungen,  ohne  welche 
er  seinen  Auftrag  nicht  vollziehen  könnte.  Soll  er  für 
den   Principal   Wechselverbindungen    übernehmen   kön- 

8* 


—     116     - 

nen,  eo  mufs   die  Procura  darauf  ausdrücklich  gerichtet 
seyD. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  513.  514. 

e)  Von  den  aus  unerlaubten  Handlungen  des  Disponenten 
für  den  Eigenthümer  erwachsenden  Verpflichlungen. 

§.  133. 

Begeht  ein  Disponent  bei  Vollziehung  seines  Auftra- 
ges unerlaubte  Handlungen  oder  Verbrechen,  so  haf- 
tet der  Eigenthümer  dem  Beschädigten  nur  in  so  weit, 
als  überhaupt  ein  Dritter  dazu  für  schuldig  erachtet  wer- 
den kann  a), 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  515. 

a)  Wer  nämlich  einem  Andern  einen  gesetzlich  nicht  ge- 
mifsbllllgten  Auftrag  macht,  haftet  nicht  für  den  bei  Vollzie- 
hung dieses  Auftrages  verursachten  Schaden.  War  aber  der 
Auftrag  unerlaubt,  so  haften  wegen  des  Schadenersatzes  der 
Machtgeber  und  der  Bevollmächtigte,  beide  für  einen  und  ei- 
ner für  beide,  selbst  dann,  wenn  der  Letztere  die  Gränzen  des 
Auftrages  überschritten  hat.  War  der  Auftrag  nur  in  Anse- 
hung eines  von  ihnen  unerlaubt,  so  haftet  jeder  nur  für  seine 
eigene  Schuld.  Fällt  dem  Machtgeber  bei  der  Auswahl  eines 
untüchtigen  Bevollmächtigten  ein  grobes  oder  mäfsiges  Verse- 
hen zur  Last,  so  haftet  er  Tür  den  von  diesem  auch  bei  der 
Ausrichtung  eines  erlaubten  Auftrages  durch  seine  Untüchtigkelt 
verursachten  Schaden  so  weit,  als  der  BeschädIger  selbst  zum 
Ersätze  unvermögend  ist.    s.  A.  L.  R.  Th.  I.  tit.  6.  §.  50  u.  f. 

§.  131. 

Die  vom  Disponenten  bei  Handlungsangelegenheiten 
verwirkte  Confiscation  trifft  den  Eigenthümer,  mit 
Vorbehalt  des  Regresses  gegen  Jenen.  Dieser  Regrefs 
findet  jedoch  dann  nicht  S(aft,  wenn  der  EigenÜiümer 
früher  schon  ähnliche  Handlungen  des  Disponenten  ge- 
billigt hat. 

Der   Eigenthümer   haftet,    bei    dem   Unvermögen   des 
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Disponenten,  auch  für  die  von  demselben  in  Ilandlungs- 
augelegenbeilen  begangenen  Zollvergebungen. 

Bei  andern  Verbrechen  hingegen  ist  er  für  die  dem 
Disponenten  zuerkannte  Geldstrafe  an  und  für  sich  nicht 
verhaftet. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  516  —  519. 

/)    Beschränktes    Hecht    des    Disponenten    zum 
Substituireo. 

§.  135. 
Der  Disponent  ist   ohne  ausdrückliche  Genehmigung 
des  Eigenthümers   nicht  befugt,    die   erhaltene  Procura 
einem  Andern  zu  übertragen. 

Er  kann  indessen  in  einzelnen  Angelegenheiten 
Bevollmächtigte  bestellen;  auch  sich  zu  solchen  Geschäf- 
ten, die  ein  Kaufmann  durch  Handlungsdiener  zu  betrei- 
ben pflegt,  dieser  Beihülfe  bedienen. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  520.  521. 

g-)    Sonstige  Verhältnisse  zwischen  dem  Eigenthümer 
und  dem  Disponenten. 

§.  136. 
Das  zwischen  dem  Eigenthümer  und  dem  Disponen- 
ten geschlossene  Abkommen  dient  bei  der  Beurtheilung 
der  zwischen  beiden  obwaltenden  Rechte  und  Pflichten 
hauptsächlich  zur  Richtschnur;  wo  dieses  nichts  bestimmt, 
kommen  die  allgemeinen  gesetzlichen  Vorschriften  von 
Vollmachtsaufträgen  zur  Anwendung. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  522.  cf.  Tb.  I.  tit.  13,  §.  49  u.  f. 

§.  137. 
Der  Disponent  darf  ohne  ausdrückliche  Genehmigung 
des  Eigenthümers  für  eigene  Rechnung  keine  Handluugs- 
geschäfte  treiben;  ihut  er  es  dennoch,  so  gehört  jeder 
dadurch  erhaltene  Gewinn  dem  letztern.  Besteht  jedoch 
eine  solche  Handlungsunternehmung   aus  mehreren  ver- 
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bundenen  Geschäften,    so  trägt  der  Eigenthümer ,  wena 
er  sich  den  Gewinn  bei   dem  einen  Geschäfte  zueignen 
will,  auch  den  Schaden  bei  den  übrigen. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  523—525. 

§.  138. 
Nach  Aufhebung  der  Procura  steht  dem  Disponenten 
so  lange  ein  Retentionsrecht  an  den  in  seinem  Ge- 
wahrsam befindlichen  Waaren  und  Sachen  des  Eigen- 
thümers  zu,  bis  er  wegen  seiner  bei  Gelegenheit  der 
Procura  entstandenen  Forderungen  vollständig  befriedigt 
ist.  Es  darf  aber  dies  Retentionsrecht  nicht  weiter  aus- 
gedehnt werden,  als  bis  zu  dem  wahrscheinlichen  Be- 
trage der  Forderungen  des  Disponenten. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  526.  527.    cf.  Th.  I.  tit.  20. 
§.  536  u.  f. 

§.  139. 
Wenn  der  Disponent  nicht  schon  vorher  gegen  einen 
bestimmten  Lohn  im  Dienste  des  Eigenthümers  gestanden 
hat,  so  kann  er,  auch  ohne  ein  ausdrückliches  Verspre- 
chen, eine  billige  Vergütung  für  seine  Bemühungen 
verlangen,  welche,  wenn  eine  Einigung  beider  Theile 
nicht  erfolgt,  durch  vereidete  Sachverständige  nach  dem 
Umfange  des  Geschäftes  und  des  dadurch  herbeigeführ- 
ten Vorlheils  bestimmt  werden  mufs. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  528.  529. 

ä)    Aufhebung   der  Procura. 
§.  140. 
Wenn  der  Eigenthümer  seinen  Auftrag  widerrufen 
will,   so  mufs  er  die  Procura  zurücknehmen,   und  dies 
nach  den  obigen  Vorschriften  gehörig  bekannt  machen. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  530.  531. 

Der  Eigenthümer  Iiaflct  denen,  welchen  jene  Bekannt- 
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machiing  geschehen  ist,  nicht  ferner  für  die  mit  dem  ge- 
wesenen Disponenten  geschlossenen  Verträge  und  Ge- 
schäfte. Gegen  Andere  kann  er  sich  nur  dadurch  sichern, 
dafs  er  die  Zurücknahme  der  Procura  viermal,  von  acht 
zu  acht  Tagen,  durch  die  Zeitungen  und  Intelligenzblät- 
ter der  Provinz,  wo  der  Sitz  der  Handlung  ist,  bekannt 
macht,  und  aufserdem  an  der  Börse,  so  wie  an  der 
Thüre  des  Hauses,  in  v^elchem  das  Comtoir  befindlich 
gewesen  ist,  eine  schriftliche  Nachricht  darüber  an- 
schlagen und  vier  Wochen  lang  aushängen  läfst.  Wird 
dies  versäumt,  so  haftet  er  aus  den  spätem  Handlun- 
gen des  gewesenen  Disponenten,  in  sofern  nicht  ermit- 
telt werden  kann,  dafs  die  dabei  interessirten  Personen 
auf  andere  Art  von  dem  Widerrufe  Kenntnifs  erhalten 
haben. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  532—534. 

§.  142. 

Eines  ausdrücklichen  Widerrufes  bedarf  es  nicht, 
wenn  ein  Disponent  nur  auf  eine  gewisse  Zeit  bestellt 
worden,  und  dieselbe  abgelaufen  ist,  d.  h.  jedoch  nur 
hinsichtlich  derjenigen,  welchen  diese  Einschränkung  ge- 
hörig bekannt  gemacht  worden,  oder  die  davoa  erweis- 
lich auf  andere  Art  Kenntnifs  erhalten  haben* 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  535.  cf.  §.  436. 

§.  143. 

Der  Eigenthümer  kann,  wenn  er  sich  gegen  unbe- 
kannte Ansprüche  wegen  der  vom  Disponenten  vorge- 
nommenen Geschäfte  sichern  will,  ein  gerichtHches 
Aufgebot  nachsuchen.  Der  Termin  desselben  mufs  auf 
achtzehn  Monate  hinausgesetzt  werden,  und  aufser  der 
gewöhnlichen  vorschriftsmäfsigenß)  Bekanntmachung,  diese 
auch  durch  die  öffentlichen  Blätter  derjenigen  Orte  ge- 
schehen, wohin  der  Verkehr  der  Handlung  hauptsächlich 
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gerichtet  gewesen  ist.  Hinsichtlich  der  aus  den  Büchern 
und  andern  vorhandenen  Nachrichten  nicht  bekannten 
Forderungen,  welche  nach  dem  Termine  angebracht  wer- 
den, haftet  der  Eigenthümer  nur  für  dasjenige,  was  aus 
dem  Geschäfte  wirklich  an  die  Handlung  gekommen  ist* 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  537—539. 
a)  cf.  A.  G.  0.  Th.  I.  tit.  56.  §.  160.  167. 

§.  144. 
Beim  Tod ea)  des  Eigenthümers  bleibt  die  von  dem- 
selben   nicht   ausdrücklich  auf  eine  gewisse   Zeit  einge- 
schränkte  Procura    so   lange   bei  Kräften,   bis   dieselbe 
gerichtlich  oder  von  den  Erben  widerrufen  wird. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  540. 
o)  cf.  A.  L.  R.  Th.  IL  tit.  18.  §.  368  u.  f. 

i)   Verhältnisse  zwischen  dem  Disponenten  und  denen, 
mit  welchen  er  Geschäfte  getrieben  hat. 
§.   145. 
Denjenigen,  welche  mit  dem  Disponenten  Geschäfte 
getrieben  haben,    steht,  so  lange  die  Procura   desselben 
bei  Kräften   ist,    die  Wahl  offen:   ob   sie  ihn  oder  den 
Eigenthümer  belangen  wollen.     Der  Disponent  darf  je- 
doch nur  auf  Höhe  des  in  seinen  Händen  befindlichen 
Handlungsfonds  gerecht  werden. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  541.  542. 

§.  146. 
Während   der  Dauer  der  Procura  können  auch  die 
ausstehenden  Forderungen   von    dem  Disponenten  oder 
vom  Eigenthümer  selbst  eingezogen  werden. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  543. 

■   §.  147. 
Nach  aufgehobener  Procura  kann  dies  aber  nur  vom 
Eigenthümer  geschehen,     so  wie  dann   auch   nur  dieser 
belangt  werden  kann.   Der  Disponent  haftet  jedoch  auch 
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dann  noch,  sobald  er  sich  ausdrücklich  zugleich  für  seine 
Person  verpflichtet,  oder  die  Gränzen  seines  Auftrages 
überschritten  hat. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  544.  545. 

3)    Verhältnisse  der  Handlungsdiener. 

§.  148. 

In  offenen  Gewölben  oder  Laden  angestellte  Diener 
oder  Lehrlinge  sind  zu  den  daselbst  gewöhnlich  vor- 
fallenden Handluugsgeschäften  als  bevollmächtigt  zu  er- 
achten, können  die  dort  befindlichen  Waaren  verkaufen, 
den  Kaufpreis  empfangen,  darüber  quittiren  und  Bezah- 
lung von  Rechnungen  über  ausgenommene  Waaren  ge- 
gen Quittung  annehmen.  Aufser  dem  Gewölbe  oder 
Laden  kann  jedoch  nur  in  sofern  an  sie  bezahlt  werden, 
als  sie  die  Waaren,  wofür  die  Zahlung  erfolgt,  oder  die 
mit  Quittungen  versehenen  'Wechsel,  Assignationen,  Rech- 
nungen u.  s.  w.  überbracht  haben. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  547.  548.  550. 

§.  149. 

Zu  Geldanleihen,   zum  Einkaufe,    zum  Verkaufe  auf 
Credit  oder  in  grofsen  Partieen,   so  wie  zum  Wechsel- 
ausstellen, Acceptiren  oder  Indossiren  sind   dergleichen 
Personen  nicht  als  bevollmächtigt  zu  betrachten. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  549. 

§.  150. 

Cassirer  der  Banquiers  und  anderer  Kaufleute,  so 
wie  Handlungsdiener,  welche  auf  Messen  und  Märkte 
verschickt  werden,  gelten  hinsichtlich  der  mit  ihrer  Be- 
stimmung verbundenen  und  daraus  folgenden  Geschäfte 
als  Disponenten. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  551. 


—     122    — 

§.  151. 

Der  Handlungseigenthümer  haftet  für  die  unerlaubten 
Handlungen  der  Diener  u.  s.  w.  nur  in  so  weit,  als  ihn 
dergleichen  Handlungen  eines  Disponenten  verpflichten 
würden.  Ob  er  aufser  den  obigen  Fällen  durch  die  von 
seinen  Dienern  u.  s.  w.  vorgenommenen  Geschäfte  ver- 
bindlich gemacht  werde,  ist  nach  den  Grundsätzen  von 
Vollmachlsaufträgen  zu  beurtheilen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.   §.  552.  553.    cf.  Th.  I.  tit.  13. 
§.  98  u.  f. 


Anhang    zu    Nr.   1—3. 

§.  152. 
Es  müssen  hier  einige 
das  Ausnehmen  der  Waaren  durch  Dienst- 
boten u.  8.  w. 
betreffende  Vorschriften  eingeschaltet  werden. 

Ein  Kaufmann,  der  auf  Jemandes  Namen  und  Cre- 
dit, an  dessen  Hausgenossen,  Dienstboten  oder  Hand- 
werker, Waaren  verabfolgt  oder  verabfolgen  läfst,  thut 
dies  auf  seine  Gefahr.  Will  er  sich  an  den,  auf  des- 
sen Namen  die  Waaren  ausgenommen  sind,  wegen  der 
Bezahlung  halten,  so  mufs  er  dessen  schriftliche  Einwil- 
ligung haben,  welche,  wenn  sie  nur  auf  Eine  Lieferung 
gerichtet  ist,  ihn  nicht  zu  mehreren  folgenden  Lieferun- 
gen berechtigt.  Ist  indessen  zum  Abholen  der  Waaren 
eine  Vollmacht  ohne  Einschränkung  erlheilt,  so  kann  mit 
der  Verabfolgung  an  diesen  Bevollmächtigten  so  lange 
forlf^cfahren  werden,  bis  die  Zurücknahme  der  Vollmacht 
ausdrücklich  bekannt  gemacht  wird. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  554—557. 
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§.  153. 
Wenn  der  Kaufmann  mit  dem  Käufer  ein  Buch  hält, 
in  welches  die  Waaren  und  der  bedungene  Preis  notirt 
werden,    so  ist  jeder,   der  dasselbe  vorzeigt,  zum  Em- 
pfange der  Waaren  für  bevollmächtigt  zu  achten. 
A.  L.  R*  a.  a.  O.  §.  558. 

§.  154. 
Ist  ein  Dienstbote,  Hausgenosse  oder  Handwerker 
bevollmächtigt,  Waaren  auf  Jemandes  Namen  von  einem 
oder  mehreren  ausdrücklich  benannten  Handlungshäusern 
auszunehmen,  so  erhalten  andere  Kaufleute  dadurch  kein 
Recht,  demselben  Waaren  zu  verabfolgen. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  559. 

§.  155. 
Selbst  der  Empfang  der  Waaren,  die  auf  Jemandes 
Namen  ohne  hinreichende  Legitimation  verabfolgt  sind, 
verpflichtet  den  Empfänger,  in  sofern  er  sonst  für  einen 
redlichen  Besitzer  zu  achten  ist,  noch  nicht  zu  deren 
Bezahlung ,  sondern  er  haftet  für  den  Werth  der  Waare 
nur  so  weit,  als  er  sich  sonst  mit  dem  Schaden  des 
Kaufmanns  bereichern  würde. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  560.  561. 

4)    Von  Mäklern. 

a)  Ueberhaupt. 

§.  156. 

Es  ist  in  grofsen  Handelsstädten  unmöglich,  dafs  der 
Kaufmann  alle  Personen,  die  vielleicht  mit  ihm  in  Ge- 
schäftsverbindungen treten  dürften,  selbst  aufsuche.  Er 
wendet  sich  deshalb  an  die  zur  Vermittelung  kauf- 
männischer Geschäfte  vereidigten  Unterhändler,  d.  h. 
die  Mäkler  ä)  oder  Sensale  (agcns  de  change,  cour- 
tiers). 
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a)  La  loi  reconnatt,  pour  les  actes  de  commerce,  des  agens 
inlermedlalres;  savoir,  les  agens  de  cbange  et  les  courtlers.  II 
y  en  a  daiis  toutes  les  vjlles  qui  ont  une  bourse  de  commerce. 
Code  de  comm.  tit.  V.  Art.  74.  75.  76.  cf.  C.  O.  Luersen 
diss.  de  proxenetls  publicis  ex  jure  Germanico  praesertim  Ham- 
burgensi  spectatis.  Gotting.  1795.  Rogue  jurisprud.  consu- 
lalre  T.  II.  p.  296. 

§.     157. 

Die  Mäkler  werden  entweder  für  alle  oder  für  ge- 
wisse Arten«)  von  Geschäften  bestellt,  und  man  un- 
terscheidet daher  nach  ihrem  Geschäftskreise:  Geld-, 
Wechsel-  und  Waaren-Mäkler,  so  wie  an  See- 
plätzen: Schiffsmäkler. 

ö)  11  y  a  des  courtlers  de  marchandises, 
des  courtiers  d'assurances, 

des  courtiers  interpretes  et  conducteurs  de  navlres, 
des  courtiers  de  transport  par  terre  et  par  eau. 

C.  d.  C.  tit.  V.  Art.  77.  cf.  78  u.  f. 

b)  Bestellung  der  Mäkler  und  deren  Erfordernisse. 

§.     158. 
In  der  Regel  werden  die  Mäkler  durch  die  Obrigkeit 
ernannt.     Die  Kaufleute   dürfen  nur  durch  gehörig  be- 
stellte Mäkler  ihre  Geschäfte  mit  einander  verhandeln  und 
abschliefsen. 

Namentlich  sind  auch  nach  den  Preufsischen  Ge- 
setzen: Geschäfte  und  Verträge,  die  durch  unbefugte  oder 
unvereidete  Mäkler  geschlossen  sind,  so  anzusehen,  als 
ob  dabei  kein  Mäkler  zugezogen  wäre,  so  wie  auch  ihr 
Zcuj;nifs  über  die  durch  sie  geschlossenen  Geschäfte  in 
keinem  Falle  Beweiskraft  hat. 

A.  L.  1\.  a,  a.  O.  §.  1307.  1310.  cf.  1311. 

a)  Wer  sich  obnc  geselzmäfsige  Bestellung  in  kaufmannl- 
sclic  Geschäfte  als  Mäkler  einmischt,  ist  des  bedungenen  Mäk- 
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lerlohns  verlustig  und  erlegt  den  doppelten  Betrag  des  geselz- 
mäfslgen  Maklerlohns  als  Strafe,  welche  bei  der  Wiederholung 
jedesmal  verdoppelt  wird.    A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1308.  1309. 

§.     159. 

Durch  die  Verfassung  eines  jeden  Ortes  wird  es  bc- 
stimmf,  ob  die  Bestellung  von  der  Kaufmannschaft  selbst, 
oder  auf  deren  Vorschlag  durch  ihre  Aeltesten  von  der 
Obrigkeit  geschehe  ä).  Machen  besondere  Verfassungen 
keine  Ausnahme,  so  müssen  dazu  von  der  Kaufmannschaft 
jedesmal  zwei  Personen  in  Vorschlag  gebracht  werden, 
von  welchen  die  Obrigkeit  Einen  wählt.  In  keinem  Falle 
aber  soll  der  Kaufmannschaft  eine  Person,  zu  welcher 
sie  kein  Vertrauen  hat,  zum  Mäkler  aufgedrungen  werden. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  $.  1312  u.  f. 

a)  In  den  Rhelnprovinzen  ist  die  Ernennung  der  Mäkler 
vom  Minist,  des  Innern  abhängig.  —  Cabin.  Ordre  vom  9ten 
Dec.  1822.     Ges.  Samml.  v.  1823.  S.  2. 

§.     160. 

Den  Kaufleuten  steht  es  frei,  sich  bei  ihren  Geschäf- 
ten der  gehörig  bestellten  Mäkler  zu  bedienen,  oder  selbst 
miteinander  zu  verhandeln  c).  Wer  indessen  ein  Ge- 
schäft durch  einen  Mäkler  abschliefst,  mufs  dessen  Hand- 
lungen ebenso  vertreten,  wie  der  Vollmachtgeber  die  Hand- 
lungen des  Bevollmächtigten. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1305.  1306.  cf.  Th.  I.  tit.  13. 
§.  85. 

a)  Es  ist  dies  fast  überall  Regel,  nur  selten  findet  man  für  ein- 
zelne Geschäfte  die  Vermittelung  durch  einen  Mäkler  gesetzlich 
erfordert.  Dies  ist  z.  B.  der  Fall  in  Frankreich  für  die  Ge- 
schäfte mit  Staatspapieren. 

§.  161. 

VVas    die    zur  Bestellung   eines  Mäklers  gesetzlichen 
Erfordernisse  betrifft,    so  mufs   derselbe    von   unbe- 


—    126    - 

scholtenein  Rufe,  über  vier  und  zwanzig  Jahr  alt  und 
und  der  Handlungsgeschäfte  des  Ortes  hinreichend  kun- 
dig seyn.  Namentlich  dürfen  bösliche  und  muthwillige 
Banqueroutiers  nicht  zu  Mäklern  genommen  werden. 

Ein  Wechselmäkler  mufs  sich  aufserdem  eine  genaue 
Kenntnifs  aller  im  Handel  vorkommenden  Münzsorten, 
ihrer  Verhältnisse,  des  Wechselrechts  und  der  Ursachen 
des  steigenden  oder  fallenden  Courses  erworben  haben. 

Ein  Waarenmäkler  mufs  sich  auf  die  Waaren  selbst, 
ihre  Kennzeichen,  Eigenschaften,  Fehler  und  Verfälschun- 
gen verstehen. 

Dem  Schiffsmäkler  darf  es  an  der  Kenntnifs  fremder 
Sprachen,  des  Rechnungswesens,  der  Bauart  der  Schiffe, 
des  Seerechts,  so  wie  der  Zollgesetze  nicht  fehlen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1315  —  1319. 

§.   162. 

Dem  Ermessen  der  Kaufmannschaft  bleibt  es  über- 
lassen, ob  der  Mäkler  Caution  stellen  müsse,  so  wie  sie 
in  diesem  Falle  auch  die  Höhe  derselben  zu  bestim- 
men hat. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1320. 

c)    Von    den   Verrichtungen    der   Mäkler   und   ihren 

Pflichten. 

§.  163. 
Wenn  an  einem  Orte  zum  Waaren-  und  Wechsel- 
handel eigene  Mäkler  bestellt  sind,  so  mufs  jeder  auf 
den  ihm  angewiesenen  Geschäftskreis  sich  beschrän- 
ken. Die  Geschäfte  welche  er  wider  dies  Verbot  un- 
ternimmt, sind  null  und  nichtig,  und  er  haftet  dem,  wel- 
cher dabei  ohne  seine  Schuld  Schaden  leidet. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1.321.  1329. 
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§.  164. 

Den  Mäklern,  selbst  wenn  sie  nur  zu  einer, beson- 
dern Art  von  Geschäften  angestellt  sind,  ist  untersag!, 
für  eigene  Rechnung  mittelbar  oder  unmittelbar  \^^aaren- 
handlung  und  Wechselgeschäfle  zu  treiben,  in  Handlungs- 
gesellschaften zu  treten,  oder  sich  Antheil  an  dem  Ge- 
winne oder  Gewerbe  Anderer  zu  bedingen.  Sie  dürfen 
ferner  keine  Commissionen,  Speditionen  oder  Factoreien 
für  auswärtige  Kaufleute  übernehmen,  auch  sich  auf  Ver- 
sicherungen, Bodmerej  und  Bürgschaften  für  Kaufleute 
nicht  einlassen.  Der  Gastwirlhschaft,  des  Wein-,  Kaffee-, 
Branntwein-  und  Bierschanks  haben  sie  sich  gänzlich  zu 
enthalten. 

Jeder  Mäkler,  welcher  diesen  Verordnungen  zuwider 
handelt,  wird  seines  Amtes  entsetzt,  und  mit  willkührli- 
cher  Geld-  oder  Leibesstrafe  belegt. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1322  —  1328.  1330. 

§.  165. 

Ersteht  ein  Mäkler  bei  öffentlichen  Versteigerungen 
oder  sonst,  Waaren,  so  mufs  er  auf  Erfordern  des  Ge- 
richts, oder  des  Verkäufers,  seinen  Committenten  sofort 
namhaft  machen.  Kann  er  keinen  Käufer  anzeigen,  der 
binnen  drei  Tagen  die  Waaren  empfängt  und  die  Kauf- 
bedingungen erfüllt,  so  sind  die  Waaren  auf  seine  Ge- 
fahr und  Kosten  anderweitig  öffentlich  zu  verkaufen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1330.  1331. 

§.   166. 

Obgleich  sich  kein  Mäkler  unaufgefordert  in  Geschäfte 
mischen  darf,  so  müssen  doch  Wechselmäkler  täglich 
die  Börse,  so  wie  auch  die  Banquiers  und  angesehensten 
Kaufleute  im  Hause  besuchen,  und  sich  von  dem  Zu- 
stande der  Geschäfte,  von  den  Conjuncturen  und  dem 
Steigen  oder  Fallen  der  Preise  unterrichten.     Aufserdem 
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haben  sie,  wenn  an   dem  Orte  eine  Bancodirection  ist, 
derselben  die  Courszettel  an  jedem  Posttage  einzuliefern. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1334  — 1336. 

§.  167. 

Sie  müssen  denjenigen,  welche  ihren  Dienst  zuerst 
verlangen,  allein  dienen,  und  bis  zum  Abschlüsse  des 
übernommenen  Geschäftes  alle  Anträge  ablehnen,  wo- 
durch ihrer  Partei  ein  Nachtheil  erwachsen  könnte.  Den 
Vortheil  der  letztern  müssen  sie  durch  erlaubte  Mittel 
befördern  und  für  jeden  durch  ein  mäfsiges  Versehen 
entstandenen  Schaden  haften. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1337  —  1339. 

§.  168. 

Auf  erhaltene  glaubwürdige  Nachrichten  mufs  der  Mäk- 
ler die  an  ihn  sich  wendenden  Interessenten  wegen  eines 
zu  besorgenden  Nachtheils  unverzüglich  warnen,  doch 
hat  er  sich  bei  Verlust  seines  Amtes  zu  hüten,  auf  leere 
Gerüchte,  oder  gar  aus  gefährlichen  Absichten  den  Kauf- 
leuten das  Vertrauen  im  Handel  zu  entziehen. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1340.  1341. 

§.  169. 

Beim  Wechselhandel  hat  er  nur  die  Briefe  anzu- 
tragen, ohne  ihre  Güte  dabei  zu  beurtheilen,  auch,  wenn 
sie  zurückgewiesen  werden,  ohne  die  Ursache  davon  er- 
forschen zu  wollen. 

Schiffsmäkler  müssen,  bei  Verlust  des  Amts,  das  Ma- 
nifest der  Ladung  binnen  vier  Tagen  nach  der  Ankunft 
eines  jeden  Schiffes  der  Zollbehörde  einliefern;  auch  da- 
selbst binnen  vier  Tagen  nach  der  Eulladung  eines  Schif- 
fes, ein  genaues  Verzeichnifs  jedes  Empfängers  solcher 
Waarcn,  worüber  die  Connaissemente  an  Ordre  lauten, 
einreichen.  Ebenso  sind  sie  verbunden,  keinem  abge- 
henden Scliiffer  seine  Connaissemente  und  Schiffspapierc 

aus- 
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auszuliändigcn,  bevor  lüclit  die  EiUricIilwng  der  Zollgc- 
fälle,  so  wie  der  Hafen-  und  Pilolengelder  nacligevvieseu 
ist.  Von  jedem  abgehenden  ScIiilFe  haben  sie  ebenfalls 
innerhalb  vier  Tagen  das  IManifest  bei  der  Zollbehörde 
einzureichen.  —  Es  ist  ihnen  gestattet,  die  Gefälle  für 
das  Schiir  oder  die  Waaren  selbst  vorzuschiefsen,  und 
sie  haben  in  diesem  Falle  binnen  sechs  Wochen,  von 
dem  Tage  des  geleisteten  Vorschusses  an,  alle  Rechte 
welche  der  ölVentlichen  Casse  selbst  wegen  der  vorge- 
schossenen Gefälle  zustehen  würden  a). 

Bei  Assecuranz- Aufträgen  niufs  der]\Iäkler  bei  Schlie- 
fsung  des  Contraktes  dem  Versicherer  alle  ihm  bekannten, 
die  Assecuranz  betreuenden  Nachricliten  anzeigen,  und  keine 
Assecuranz  schliefsen,  ohne,  wenn  er  schon  eine  bedenkli- 
che Nachricht  darüber  weil's,  diese  in  die  Police  zu  setzen. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1342—1346.  1348. 
d)  Durch  die  Ilafen-Ordnungcn  jedes  Orts  (s.  unten)  wird 
CS  bestimmt,  in  wiefern  die  iSciniTsmäklcr  noch  andere  be- 
sondere Pflichten  haben. 

§.    170. 

Der  IMäklcr  ist  verpflichtet,  die  ihm  anvertrauten  Ge- 
heimnisse getreulich  zu  bewahren,  widrigenfalls  er  für 
allen  Schaden  haftet,  und  im  Wiederholungsfalle  seines 
Amtes  entsetzt  wird. 

Er  darf  indessen  den  Schleichhandel  und  die  Beein- 
trächtigung landesherrlicher  und  öflentlicher  Gefälle,  so 
wie  gesetzlich  verbotenen  Handel,  nicht  begünstigen,  son- 
dern mufs  die  Parteien  vor  der  Uebertretung  der  Gesetze 
ernstlich  warnen.  Bleibt  diese  Warnung  fruchtlos,  so  mufs 
er,  bei  eigener  Verantwortung,  wenn  das  Vcrgelien  noch 
verhütet  werden  kann,  der  Behörde  sofort  Anzeige  machen, 
und  es  soll  sodann  sein  Name  verschwiegen  werden. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1349—1355. 
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Das  Ein-  und  Aiisclariren  der  SchilTsIadungen  gehört 
zu  den,  den  Seliiflsmäklern  allein  zustehenden  und  vorbe- 
haltenen Geschäften  und  kann,  wenn  der  SclüÖer  oder 
Rlieder  dies  niclit  selbst  besorgen  will,  nicht  von  Corres- 
pondenten  und  Commissionairs,  sondern  nur  von  ange- 
stellten SchiÜsmäklern  übernommen  werden. 

Bekanntmachung  vom  18.  April  lb33.  v.  Kamptz 
Ann.  Bd.  17.  S.  794. 

^.    171. 

^yenn  ein  IMäkler  einen  Waarenhandel  schliefst,  so 
inufs  er,  auf  Verlangen  der  Interessenten,  eine  von  dem 
Verkäufer  versiegelte  Probe  so  lange  aufbewahren,  bis 
die  Waaren  geliefert,  und  von  dem  Käufer,  dem  er  eine 
gleiche  Probe  unter  seinem  Siegel  und  eigenhändiger 
Bemerkung  der  bedungenen  Preise  und  Lieferungster- 
niine,  einzuhändigen  hat,  ohne  Einwendungen  gegen  ihre 
Qualität  angenommen  sind.  Die  Proben  werden  dem 
Käufer  bei  der  Lieferung  nach  dem  Gewichte  oder 
Maafse  mit  angerechnet. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1356—1358. 

d)     Befugüifs    zum    Substituiren. 

§.  172. 
Es  ist  dem  Mäkler  gestattet,  sich  bei  langwierigen 
Krankheiten  oder  Reisen  einen  andern  vereideten  Mäk- 
ler zum  Substituten  zu  wählen.  Wenn  jedoch  ein 
solcher  am  Orte  nicht  vorhanden  ist,  so  raufs  dazu  ein 
der  Kaufmannschaft  annehmliches  Subjekt  ausgesucht 
und  vereidet  werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1332.  1333. 

e)   Von  ileu  Tagebüchern   der  Oläklor  und  deren  Be- 
weiskraft. 

§.    173. 
Jeder    31äkler    muh    die  von   ihm   geschlossenen   Gc- 
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Schäfte  in  Gegenwart  der  Parteien  in  sein  Taschenbuch 
verzeichnen,  und  an  demselben,  spälslens  aber  am  fol- 
genden Tage  dieselben  in  ein  dazu  bestiuuntes  Jour- 
nal a)  eiütragen.  Diese  Eintragung  mufs  so  voUstäudi«^ 
geschehen,  dafs  daraus  sowohl  das  Hauptgeschäft,  als  die 
dabei  verabredeten  Bedingungen  zu  entnehmen  sind;  na- 
mentlich müssen  daher  auch  Frachtschliefsuugen,  Bodme- 
reien und  Assecuranzen  eingetragen  werden. 

EinenAuszug  dieses  Journals  (Mäklernotiz,Schlufs- 
note)  mufs  er,  soweit  er  das  Geschäft  betrifft,  den  In- 
teressenten spätestens  am  folgenden  Tage  unentgeldlich 
aushändigen.  Solchen  Personen,  die  an  dem  Geschäfte 
keinen  Theil  haben,  darf  er  einen  solchen  Auszug  nur 
mit  Zustimmung  wenigstens  Eines  der  Interessenten,  oder 
auf  richterliche  Verfügung  verabfolgen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1359  —  1362.  1364.  1.365. 

o)  Les  agens  de  change  et  courtlers  sont  tenus  d^avoir  un 
livre  revetu  des  forines  prescrites  par  Farticle  11.  Us  sont  te- 
nus de  consigner  dans  ce  livre,  jour  par  jour,  et  par  ordre.de 
dates,  Sans  ratures,  entrelignes  nl  transpositions  ni  chifTres,  toa- 
tes  les  conditloiis  des  ventes,  achats,  assurances,  negocialions,  et 
en  geueral  de  toutes  les  operatioÄ  faites  par  leur  minlstcre, 
C.  d.  c.  Art  S4. 

§.  174. 

Auch  jüdische  Mäkler  müssen  das  Journal  in  deut- 
scher Sprache  führen. 

A.  L.  Pu  a.  a.  O.  §.  1363. 

§.  175. 
Die  Vermerke  in  den  Journalen  der  christlichen  so- 
wohl als  jüdischen  Mäkler,  machen,  wenn  sie  von  ihnen 
eidlich  bestärkt  werden,  einen  vollen  Beweis.  Wenn 
bei  einem  Geschäfte  mehrere  Mäkler  gebraucht  sind,  und 
deren  Vermerke  nicht  übereinstimmen,  so  treten  die  für 

9* 
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einen  solchen  Fall  bei  Handlungsbüchern  (s.  unten)  er- 
lassenen Vorschriften  ein. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1366.  1367. 

§.  176. 
Wenn  ein  Mäkler  gestorben,  oder  sein  jetziger  Auf- 
enthalt unbekannt  ist,  so  haben  die  in  sein  Journal  ein- 
getragenen Vermerke  so  viel  Kraft,  als  die  Aussage  eines 
vereideten  glaubwürdigen  Zeugen.  Aus  diesem  Grunde 
müssen  die  Bücher  eines  Mäklers  bei  dessen  Tode,  oder 
vrenn  er  sein  Amt  niederlegt,  versiegelt  und  gerichtlich 
deponirt  werden. 

A.  L.  R,  a.  a.  O.  §.  1368.  1369. 

§.  177. 
Wird  ein  Mäkler  wegen  Betrügereien  seines  Amtes 
entsetzt,  so  verlieren  seine  Bücher  die  Glaubwürdigkeit. 
Ebenso  hat,  wenn  erhellet,  dafs  der  Vermerk  nicht  bin- 
nen der  oben  vorgeschriebenen  Zeit  eingetragen  ist,  die- 
ser keinen  Glauben.  Eine  solche  verspätete  Eintragung 
wird  das  erste  Mal  mit  einer  willkührlichen  Geldstrafe, 
im  Wiederholungsfalle  aber  mit  der  Entsetzung  vom 
Amte  geahndet.  ^ 

Was  die  Glaubwürdigkeit  der  Handlungsbücher 
schwächt  (s.  unten),  hat  dieselbe  Wirkung  bei  den 
Büchern  der  Mäkler. 

Der  Richter  kann  sich  jedoch  auch  in  solchen  Fäl- 
len der  Vermerke  zu  Hülfsmitteln  bedienen,  um  näher 
auf  den  Grund  der  Sache  zu  konmicn.  Es  müssen  da- 
her auch  die  Bücher  eines  cassirten  Mäklers  gerichtlich 
deponirt  werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1370—1375. 
^  §.  178. 
Die  Blätter,  welche  das  streitige  Geschäft  nicht  be- 
treffen,   müssen    in   allen    Fällen,    wo    die  Bücher    der 


~     133    — 

Mäkler  dem  Gerichte  vorzulegen  ßiud,  versiegelt  werden. 
Müssen  jedoch  dergleichen  Blätter  entsiegelt  werden,  um 
zu  untersuchen,  ob  das  Journal  überhaupt  vorschrifts- 
mäfsig  geführt  sey,  so  ist  das  Verfahren  zu  beobachten, 
welches  für  den  Fall  vorgeschrieben  ist,  wenn  ein  Do- 
cument  mehrere  auf  den  Prozefs  nicht  Bezug  habende 
Stellen  enthält. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1376.  1377.  cf.  A.  G.  O.  Th.  II. 
tit.  10.  §.  99. 

§.  179. 
Ein  von  einem  vereideten  Mäkler  attestirter  Wechsel 
kann  nicht  eidlich  diffitirt  werden. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1378. 

/)  Maklergebühren. 
§.  180. 
Die  Gebühren  der  Mäkler (Senserie,  Courtage)  sind 
durch  die  Handelsgesetzgobungen  nicht  gleichförmig  fest- 
gesetzt. Sie  werden  bald  nur  von  einer,  bald  von  bei- 
den Parteien  entrichtet.  Der  Mäkler  darf  jedoch  über- 
all nie  mehr  verlangen,  nach  einigen  Mäkler- Ordnungen 
auch  nicht  mehr  annehmen,  —  hin  und  wieder  aber  auch 
nicht  weniger  ö). 

a)  cf.  V.  Marl  ans  Grundrils  des  Handelsrechts.  Göttnigen 
1820.  pag.  42.  43. 

§.  181. 

Nach  den  Preufsi sehen  Gesetzen  sind  die  Mäkler- 
gebühren an  den  einzelnen  Orten,  nach  Verschiedenheit 
der  Geschäfte,  bestimmt.  Fehlt  es  indessen  an  solchen 
besondern  Bestimmungen,  so  kann  beim  Waarenhandel 
Eins,  bei  Darlehnen  und  Versicherungen  ein  Viertel  vom 
Hundert,  bei  Geldwechselungen  Eins  vom  Tausend,  und 
beim  Wechselhandel  Zwei  vom  Tausend  gefordert  wer- 
den a). 
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Ist  weder  gesetzlicb,  noch  durch  das  Abkommen  der 
Parteien  etwas  anderes  festgesetzt,  so  erhält  der  Mäkler 
die  Gebühren  Lei  dem  Waarenhandel  vom  Verkäufer 
und  bei  Versicherungen  von  dem  Versicherten  allein, 
wogegen  sie  ihm  bei  andern  Geschäften  von  jedem  der 
beiden  Theile  zur  Hälfte  entrichtet  werden.  Wenn  jede 
Partei  ihren  eigenen  Mäkler  hat,  so  erhält  jeder  dersel- 
ben von  sefner  Partei  die  Hälfte  des  vorgeschriebenen 
Satzes. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1379—1383. 

a)  Bei  der  Berliner  Börse  finden,  mit  Ausnahme  des  Mäk- 
lerlohns beim  Wechselhandel,  dieselben  Sätze  Statt.  Bei  die- 
sem und  Lei  Geschäften  mit  Staatspapieren  wird  Eins  vom  Tau- 
send entrichtet. 

Börsenreglement  vom  15.  Juli  1805.  §.  5  5. 

Die  Börsenvorsteher  haben  die  Befugnifs,  von  jedem,  der 
sich  auf  der  Börse  mit  Mäklergeschäften  befafst,  oder  sich  des- 
sen verdächtig  macht,  die  Vorlegung  des  Bürgerbriefes  und  des 
Gewerbscheins  zu  verlangen.  Es  liegt  auch  denselben  die  Ver- 
pflichtung ob,  wenn  es  sich  findet,  dafs  ein  solcher  Unbefugter 
Mäkelgeschäfte  getrieben  hat,  davon  der  Polizeibehörde,  zur 
Bestrafung  desselben,  Anzeige  zu  machen. 

Es  werden  anstatt  der  früher  erthellten  Gewerbscheine 
zum  Betriebe  der  Geschäfte  kaufmännischer  Commlsslonairs  und 
Spediteurs,  Gewerbscheine  zum  Commlsslons-  oder  Speditions- 
handel ausgefertigt,  mit  der  hinzugefügten  Bemerkung,  dafs  sol- 
che nicht  die  Befugnifs  erthellen,  die  Geschäfte  eines  Waaren-, 
Fonds-  oder  Schiffsmäklers  zu  betreiben. 

BescrIpt  des  Minist,  des  Handels  vom  3.  Sept.  1818.  v. 
Kamptz  Annal.  Bd.  HI.  S.  83. 

5.    182. 

Wer  an  Mäklerlohn   mehr   als    die    erlaubten   Sätze 
verlangt  oder  annimmt,   wird   zum   ersten  Male  um   den 
doppelten  Betrag  der  Gebühren,   im  Wiederholungsfälle 
aber  durch  Enlselziuig  vom  Amte  bestraft. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1381. 
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g)    Sonstige  Pflichten  der  Mäkler. 
§.  183. 
Die   Mäkler    dürfen    untereiuander   keine    Gescll- 
schafteu  errichten,  und  keine  Theilungen  des  Verdien- 
stes verabreden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1385. 

§.  184. 
Hat  ein  Mäkler  Betrügereien  begangen  oder  begün- 
stigt,   so   mufs    er   den   Schaden  ersetzen,   cassirt,    und 
aufserdem,   nach  Umständen,   den  Vorschriften  des  Cri- 
minalrechts  gemäfs  bestraft  werden. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  J.  1386. 

§.  185. 
V\^enn  ein  Mäkler  sein  Amt  niederzulegen  wünscht, 
so  mufs  er  seinen  Antrag  deshalb  bei  der  Obrigkeit  an- 
bringen, welche  ihn  bestellt  hat. 

Die  freiwillige  Abdankung,  so  wie  auch  die  Ent- 
setzung eines  Mäklers,  ist  an  der  Börse  und  durch  die 
Zeitungen  und  Intelligenzblätter  der  Provinz  bekannt  zu 
machen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §,  1387.  1388. 

C)  Von  den  allgemeinen  bei  Handelsgeschäften 
eintretenden  Rechtsverhältnissen. 

1)  üeberhaupt. 
§.  186. 
Der  Handel  ist  auf  Verträge  basirt,  und  so  sind  auch 
die  diese  betreffenden  Rechtsverhältnisse  hier  von  beson- 
derer Wichtigkeit,  wenn  sie  gleich  in  ihrer  Anwendung 
manchen  Modificationen  unterliegen.  Es  mufs  jedoch  bei 
diesem  Abschnitte  auch  der  Rechte  kaufmännischer  Sa- 
chen erwähnt  werden. 


—     136     — 

2)    Vom  Tauschhandel. 

§.  187. 
Der  Tauscheontrakt  ß),  durch  welchen  Sache  für 
Sache  gegeben  wird,  ist  gesetzlich  dem  Kaufcontrakte 
nahe  verwandt.  Er  war  in  den  frühesten  Zeiten  des 
Handels  die  gewöhnlichste  Art  der  bei  diesem  eintreten- 
den Vertragsverhältnisse.  Dieser  reine  Tauschhandel, 
Barattohandel  5),  bei  welchem  Natur-  oder  Kunst- 
Produkte  ohne  Vermittelung  des  Geldes  umgesetzt  wer- 
den, ist  durch  den  Gebrauch  des  letztern  fast  überall 
verdrängt.  Das  Barattiren  findet  sich  jedoch  noch  jetzt 
bei  einzelnen  Handelszweigen  in  entfernteren  Weltgegen- 
den, und  in  Deutschland  namentlich  beim  Buchhandel. 
Jeder  Theil  setzt  dabei  voraus,  an  eingetauschten  Waaren 
den  Geldwerth  zu  erhalten,  für  welchen  er  seine  eigenen 
VTaaren  gegen  Geid  hätte  umsetzen  können. 

a)  Der  Tausch  ist  ein  Vertrag,  wodurch  ein  Contrahent 
gegen  den  andern  zur  Abtretung  des  Eigenthums  einer  Sache, 
gegen  Ueberlassung  einer  andern,  sich  verpflichtet.  A.  L.  R. 
Th.  I.  tit.  11.  §.  363.  cf.  fr.  5.  §.  1.  D.  19.  5. 

b)  Busch,  Darstellung  der  Handlung,  Th.  I.  §.  2.  3. 

§.  188. 
Bei   dem  Tauschcontrakte  ist  jeder  Contrahent  hin- 
sichtlich der  Sache,  welche  er  giebt,  als  Verkäufer,  und 
in  Ansehung    derjenigen,    welche    er  dagegen  empfängt, 
als  Käufer  zu  betrachten. 

A.  L.  R.  Tb.  I.  tit.  11.  §.  364. 

§.  189. 
VV^enn  ein  Käufer  wegen  des  Mifsverhältnisscs  zwi- 
schen dem  Werlhc  der  Sache,  und  dem  dafür  gezahlten 
Kaufpreise,  von  d(;m  Kaufe  wieder  zurücktreten  könnte, 
ist  beim  Tauschcontrakte  jeder  der  beiden  Conlrahenten 
dazu  berechtigt,  sobald  ein  solches  Mifsverhältnifs  zwischen 
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der  ein  p  fall  gen  cn  und  der  dafür  gegebenen  Sache  Statt 
findet.  Es  ist  in  einem  solchen  Falle  der  Werlh  der 
beiden  gegen  einander  vertauschten  Sachen  durch  verei- 
dete Sachverständige  zu  ermitteln  ä). 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  J.  365.  366. 

a)  cf.  V.  Marterrs  Grundrifs  des  Handelsrechts,  §.  14. 
P.  N.  Wibel,  de  laesione  enormi  in  negotiis  mercatoriis  Harn- 
biirgensium.  Jenae  1794.  4. 

S.  190. 

Wenn  fremde  Sachen  vertauscht  worden  sind,  so 
kommen  ebenfalls  die  für  solchen  Fall  beim  Kaufe  gel- 
tenden Vorschriften  zur  Anwendung.  Es  mufs  jedoch 
der  Geber  der  fremden  Sache,  in  sofern  er  überhaupt 
zur  Vertretung  verpflichtet  ist,  dem  Empfänger,  welchem 
diese  Sache  ganz  entzogen  worden,  die  von  ihm  erhal- 
tene Sache  dafür  zurückgeben.  Ist  aber  der  Geber  der 
fremden  Sache  des  Betruges  schuldig,  so  steht  dem  Em- 
pfänger die  Wahl  frei:  ob  er  seine  vertauschte  Sache 
zurücknehmen,  oder  von  dem  Geber,  wegen  des  aus  der 
Entziehung  der  Sache  erwachsenen  Schadens  und  ent- 
gangenen Gewinns,  vollständige  Entschädigung  verlangen 
wolle. 

Entzieht  der  Anspruch  eines  Dritten  einem  der  Con- 
trahenten  nur  einen  Theil  der  vertauschten  Sache,  so 
müssen  beide  vertauschte  Sachen  abgeschätzt,  und  dem- 
nächst der  Werlh  des  entzogenen  Theils  nach  Verhält- 
nifs  bestimmt  werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  g.  367  —  370. 

§.  191. 

In.  allen  Fällen,  wo  bei  einem  rückgängig  geworde- 
nen Kaufe  die  Nutzungen  der  gekauften  Sache  und  die 
Zinsen   des  Kaufpreises  gegen  einander  aufgehoben  wer- 
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den,    findet   eine  gleiche  Compensatiou  binsichtlich   der 
Nutzungen  der  gegeneinander  vertauschten  Sachen  Statt. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  371. 

§.  192. 
Wenn  der  Käufer  wegen  des  bevorstehenden  An- 
spruches eines  Dritten  auf  die  gekaufte  Sache,  das  Kauf- 
geld zu  retiniren  und  gerichtlich  zu  deponiren  berechtigt 
ist,  hat  der  Tauschende,  sobald  die  eingetauschte  Sache 
von  einem  Dritten  in  Anspruch  genommen  wird,  die  Be- 
fugnifs,  die  dagegen  vertauschte  Sache  zur  gerichtlichen 
Verwahrung  und  Verwaltung  zu  übergeben. 
A.  L.  R.  a,  a.  O.  §.  372, 

§.  193. 
Wird  Geld  gegen  Geld  gewechselt,  so  treten  die  ge- 
setzlichen Bestimmungen  wegen  der  Zahlungen  ein.  Me- 
daillen und  Münzen,  welche  der  Seltenheit  wegen  ge- 
sucht werden,  sind  auch  in  dieser  Beziehung  als  Geld 
nicht  anzusehen,  und  es  findet  bei  deren  Kauf  oder 
Tausch  der  Einwand  der  Verletzung  über  oder  unter 
der  Hälfte  niemals  Statt. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  373  —  375. 

3)    Vom  Kaufe  und  Verkaufe. 

c)    Ueberhaupt. 
§.  194 
Der  Kaufcontrakto)  ist  ein  Vertrag,  wodurch  der 
eine   Contrahent    zur    Abtretung    des    Eigenthums    einer 
Sache,   und   der  andere  zur  Erlegung  einer  bestimmten 
Geldsumme  sich  verpflichtet. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1. 

ß)  cf.  DIg.  XVIII.  1.  6.  XIX.  1.  —  DoncllI  comm.  jur. 
civ.  Hb.  13.  c,  1  —  5.  —  Glück's  Conim.  zu  Dig.  Hb.  18. 
tit.  1—7. 
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§.  195. 

Es  ist  zum  Abschlüsse  eiucs  Kaufs  erforderlich,  dafs 
der  Verkäufer,  die  Person,  auf  welche  das  Eigeuthum 
übergehen  soll,  die  zu  verkaufende  Sache,  und  der 
dafür  zu  erlegende  Preis  hinlänglich  bestimmt  sind. 

Zur  Bezeichnung  der  Person,  auf  welche  das  Ei- 
gcnthum  übergehen  soll,  reicht  es  hin,  wenn  aus  dem 
Vertrage  erhellet,  von  wessen  Entscheidung  oder  von 
welcher  Begebenheit  die  nähere  Bestimmung  abhängen 
soll.  Der  Vertrag  gilt  indessen  für  nicht  geschlossen, 
wenn  diese  Begebenheit  nicht  so  beschaffen  ist,  dafs  sie 
innerhalb  einer  gewissen  Zeit  unfehlbar  eintrifft  und  da- 
durch jene  Person  zuverläfsig  bestimmt  wird.  Dasselbe 
gilt,  wenn  derjenige,  dessen  Ausspruch  die  Bestimmung 
des  künftigen  Eigenlhümers  überlassen  worden,  diesen 
Ausspruch  verweigert.  Zögert  er  damit^  und  die  Par- 
teien küuueu  sich  über  eine  bestinmite  Frist  dazu  nicht 
vereinigen,  so  mufs  der  Richter,  auf  Ansuchen  des  einen 
oder  des  andern  von  ihnen,  diese  Frist  festsetzen.  Wenn 
binnen  derselben  der  Ausspruch  nicht  erfolgt,  so  ist  der 
Contrakt  für  nicht  geschlossen  zu  betrachten. 

Der  Käufer  mufs  fähig  seyu,  die  gekaufte  Sache  zu 
besitzen.  Der  Verkäufer  mufs  über  das  Eigenthum 
der  Sache  zu  verfügen  berechtigt  seyn. 

Dadurch,  dafs  die  erkaufte  Sache  mit  eines  Andern 
Gelde  bezahlt,  oder  für  einen  Andern  bestimmt  worden, 
wird  das  rechtliche  Verhältnifs  zwischen  dem  Käufer  und 
Verkäufer  in  keinem  Falle  geändert. 

Wer  fremde  Sachen  verwaltet,  darf  davon  während  der 
Dauer  seines  Auftrages,  ohne  Einwilligung  des  Eigen- 
thümers,  nichts  käuflich  an  sich  bringen.  Dasselbe  gilt 
von  dem  Auctionscommissarius  a)  und  dem  Ausrufer  hin- 
eichtlich  der  Sachen,  welche  sie  versteigern.  Bei  gericht- 
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liehen  Verkäufen  darf  die  Gerichfsperson,  welche  die 
Handlung  dirigirt,  so  wie  diejenige,  welche  das  Proto- 
koll führt,  nicht  mitbieten.  Hat  eine  solche  ausgeschlos- 
sene Person  die  Sache  demungeachtet  gekauft,  so  hängt 
es  von  den  Interessenten  ab:  in  wiefern  sie  das  Gebot 
des  unbefugten  Käufers  genehmigen  wollen  oder  nicht. 
In  letzterm  Falle  ist  die  Sache,  auf  dessen  Gefahr  und 
Kosten,  anderweitig  zum  Verkauf  zu  bringen.  Hat  er 
die  erstandene  Sache  schon  wirklich  an  sich  genommen, 
so  ist  er  bis  zur  beigebrachten  Genehmigung  der  In- 
teressen als  ein  unredlicher  Besitzer  anzusehen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  12  —  27. 

ö)  Es  steht  einem  Jeden  frei,  sein  Prlvatelgenlhum  audio- 
nis  modo^  wie  überall,  also  auch  in  Berlin  selbst  zu  verkaufen, 
so  wie  auch  (aufser  dem  Falle  einer  gerichtlichen  Auction,  für 
welche  die  von  dem  Königl.  Kammergerichte  bestellten  Auctions- 
commlssarien  ausschllefslich  bestimmt  sind,)  für  Andere  gegen 
Bezahlung  Auctionen  von  Jedermann  abgehalten  werden  kön- 
nen, der  dazu  von  der  Pollzeybehörde  autorlslrt  worden  und 
einen  Gewerbschein  gelöset  hat. 

Nr.  31.  S.  24.  des  Churm.  A.  Bl.  v.  1816.  Rescr.  des  Mi- 
nist, d.  FIn.  und  d.  Handels  v.  30.  Nov.  1818. 

§.  196. 

Alle  dem  freien  Verkehre  nicht  entzogenen  Sachen 
können  Gegenstand  d)  des  Kaufes  sejn.  Wird  eine 
Sache  nach  geschlossenem  Kaufe,  aber  vor  erfolgter  Ue- 
bergabe,  dem  Verkehre  entzogen,  so  ist  der  Kauf  als 
nicht  geschlossen  anzusehen. 

Das  Objekt  des  Kaufes  mufs  so  bestimmt  werden, 
dafs  darüber  kein  Zweifel  obwalten  kann. 

Ist  diese  Bestinunung  einer  künftigen  Begebenheit 
überlassen,  so  ist  der  Vertrag  nach  den  für  gewagte 
Geschäfte  geltenden  Kegeln  zu  beurtheilen. 

Wenn  die   verkauften  Sachen  nach  Maafs  und  Gc- 
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^vicht  bcslimnit  werden,  so  ist  darunter  im  zweifelhaften 
Falle  das  marktgängige  Maafs  und  Gewicht  des  Orts, 
wo  die  Ablieferung  geschehen  soll,  zu  verstehen. 

Sollte  der  Käufer  unter  mehreren  bestimmten  Sachen 
die  ^Vahl  haben,  und  es  geht  eine  derselben  durch 
Zufall  oder  durch  das  Zulhun  des  Verkäufers  verloren 
U.S.  w.,  so  ist  der  Käufer  an  den  Contrakt  nicht  ferner 
gebunden,  und  kann,  wenn  der  Verkäufer  den  Verlust 
vorsätzlich  oder  durch  grobes  Versehen  herbeigeführt 
hat,  von  diesem  die  Leistung  des  Interesse  verlangen. 
Es  steht  dem  Käufer  frei,  in  den  beiden  genannten 
Fällen,  wenn  auch  nur  noch  eine  von  den  mehreren 
Sachen  übrig  ist,  bei  dem  Vertrage  stehen  zu  bleiben; 
er  kann  jedoch  dann  kein  Interesse  fordern. 

VN^enn  eine  von  den  Sachen,  unter  welchen  der  Käu- 
fer die  Wahl  haben  sollte,  durch  sein  eigenes  Zuthun 
vernichtet  oder  abhanden  gebracht  worden,  so  mufs  er 
bei  dem  Vertrage  stehen  bleiben,  selbst  wenn  für  ihn 
keine  Wahl  mehr  übrig  wäre. 

Dieselben  Vorschriften  kommen  zur  Anwendung,  wenn 
dem  Verkäufer  unter  mehreren  bestimmten  Sachen  die 
Wahl  vorbehalten  ist,  welche  derselben  er  dem  Käufer 
gewähren  wolle. 

Kann  aus  dem  Vertrage  nicht  ermittelt  werden,  ob 
der  Verkäufer  oder  der  Käufer  die  Wahl  haben  soll, 
so  steht  dieselbe  dem  letztern  zu. 

Der  Kauf  gilt  für  nicht  geschlossen,  wenn  dessen 
Gegenstand  schon  zur  Zeit  des  geschlossenen  Vertrages 
nicht  mehr  vorhanden  war.  War  dies  nur  dem 
Verkäufer  bekannt,  so  mufs  er  dem  Käufer  das  Interesse 
leisten;  war  es  nur  dem  letztem  bekannt,  und  ist  keine 
andere  erlaubte  Absicht  bei  dem  Geschäfte  auszumitteln, 
so    ist    dasselbe   hinsichtlich   des   Kaufpreises   nach   der 
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Regel  von  Schenkungen  zu  beurtbeilen.  Wenn  nur  ein 
Thcil  von  der  Substanz  der  verkauften  Sache  schon  zur 
Zeit  des  abgeschlossenen  Vertrages  nicht  mehr  vorhan- 
den und  dieses  beiden  Theilen  unbekannt  war,  so  gilt 
der  Kauf  für  nicht  geschlossen.  War  es  nur  dem  Käu- 
fer bekannt,  so  besteht  der  Vertrag,  auch  in  Ansehung 
des  verabredeten  Kaufpreises.  War  es  nur  dem  Ver- 
käufer bekannt,  so  ist  der  Käufer  an  den  V^ertrag  nicht 
gebunden,  und  kann  von  jenem  die  Leistung  des  In- 
teresse verlangen;  will  er  indessen  bei  dem  Vertrage 
stehen  bleiben,  so  finden  die  Vorschriften  von  der  Ge- 
währsleistung Statt. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  28  —  45.  cf.  §.  192  —  214. 

a)  fr.  34.  §.  1.  D.  18.  1. 

§.  197. 

Der  Kaufpreis  mufs  in  einer  bestimmten  Summe 
Geldes  ß)  bestehen,  und  entweder  in  sich,  oder  in  Be- 
ziehung auf  ein  künftiges  Ereignifs  6)  gehörig  bestimmt 
seyn.  Wenn  derselbe  durch  Beziehung  auf  das  Gutbe- 
finden eines  Dritten  bestimmt  ist,  so  müssen  sich  beide 
Contrahenten  diesem  Ausspruche  unterwerfen,  und  auch 
der  Käufer  kann  sich  des  Einwandes  der  Verletzung 
über  die  Hälfte  nicht  bedienen.  Hat  jedoch  einer  der 
Contrahenten  den  Dritten  durch  Betrug  veranlafst,  den 
Preis  so  und  nicht  anders  zu  bestimmen,  so  ist  der  Kauf 
für  nicht  geschlossen  zu  achten,  und  der  Betrüger  zur 
Leistung  des  Interesse  verpflichtet.  Ist  die  Bestimmung 
des  Preises  mehreren  Personen  überlassen,  und  diese 
können  sich  deshalb  nicht  einigen,  so  gilt  die  Durch- 
schnittssumme ihrer  zusammengerechneten  Bestimmungen 
als  Kaufpreis. 

Auch  durch  Beziehung  auf  eine  anderwärts  schon 
feststehende  Summe  kann  der  Kaufpreis  festgesetzt  wer- 
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den,  jedoch  nur  in  so  fern,  als  die  Summe,  auf  welche 
die  Conlrahcntcu  sich  bezogen  haben,  hinreichend  aus- 
gemittelt  werden  kann. 

Ist  diese  Beziehung  auf  den  Marktpreis  eines  gewis- 
sen Orts,  ohne  weitern  Zusatz,  genommen,  so  ist  der 
mittlere  Marktpreis  zur  Zeil  der  Abschliefsung  des  Con- 
traktes  anzunehmen. 

Mehr,  als  der  Verkäufer  ausdrücklich  bedungen, 
kann  unter  dem  Namen  eines  Weiukaufs,  Schlüssel-, 
Halfter-  oder  Trink -Geldes  nicht  verlangt  werden. 

Ist  die  Münzsorte  des  Kaufpreises  nicht  festgesetzt, 
so  wird  sie  für  Silber- Courant  angenommen.  Nur  in 
Fällen,  wo  es  keines  schriftlichen  Contraktes  bedarf,  ist 
der  Beweis,  dafs  eine  andere  Münzsorte  verabredet  wor- 
den, zulässig. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  46  —  56.  cf.  tit.  5.  §.  259. 

a)  fr.  1.  pr.  D.  19.  4.  fr.  7.  §.  1.  D.  18.  1. 

b)  Ein  Kaufcontrakt,  in  welchem  der  Kaufpreis  von  einem 
künftigen  Ereignisse  (z.  B.  von  schiedsrichterlicher  Bestimmung, 
richterlichem  Erkenntnisse)  abhängig  gemacht  wird,  ist  ein 
solches  Geschäft,  dafs  auf  den  Grund  des  Vertrages  darüber, 
die  Berichtigung  des  Besitztitels  erfolgen  mufs,  wenn  der  Ver- 
käufer seine  Einwilligung  dazu  gibt.  Es  mufs  aber  zugleich 
von  der  das  Hypothekenbuch  führenden  Behörde  solche  Vor- 
kehrung getroffen  werden,  dafs  die  Eintragung  des  Kaufpreises 
sogleich  nach  geschehener  Bestimmung  desselben  erfolgt. 

Rescr.  v.  26.  Febr.  1806.  Am e  1  an g's  neues  Archiv  der 
Preufsischen  Gesetzgebung,  Bd.  IV.  S.  323.  324. 

§.  198. 
Der  Einwand,  dafs  der  Kaufpreis  mit  dem  Werthc 
der  Sache  in  keinem  Verhältnisse  stehe,  ist  für  sich  al- 
lein den  Vertrag  zu  entkräften  niclit  hinreichend.  Ist 
aber  eine  Verletzung  über  die  Hälfte  vorhanden, 
d.  h.  ein  so  grofses  Mifsverhällnifs,    dafs  der  Kaufpreis 


-     144     - 

den  doppchcu  Betrag  des  Werlhs  der  Sache  übersteigt, 
so  wird  dadurch,  zum  Besten  des  Käufers,  die  rechtliche 
Verinuthung  eines  den  Vertrag  entkräftenden  Irrthums 
begründet. 

A.  L,  R.  a.  a.  O.  §.  58.  59.  cf.  tit.  4.  §.  75  u.  f. 
Wird  diese  Präsumtion  durch  die  übrigen  beim  Ver- 
trage vorgefallenen  Umstände  nicht  gehoben,  so  kann 
der  Käufer  die  Aufhebung  des  Contraktes  verlangen. 
Zur  Begründung  dieses  Einvrandes  mufs  der  Werth, 
welchen  die  Sache  zur  Zeit  des  abgeschlossenen  Vertra- 
ges gehabt  hat,  durch  die  Abschätzung  vereideter  Sach- 
verständigen ermittelt  werden.  Es  wird  jedoch  eine  Ver- 
änderung des  Werthes  in  der  Zwischenzeit,  ^on  der 
Abschliefsung  des  Kaufs  bis  zur  Abschätzung,  nicht  ver- 
muthet.  Wenn  die  gesetzlichen  Abschätzungsgrundsätze 
unterdessen  geändert  sind,  so  mufs  auf  diejenigen  Rück- 
sicht genommen  werden,  welche  zur  Zeit  des  geschlos- 
senen Kaufs  Statt  gefunden  haben. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  60  —  64. 
Der  Käufer  kann  sich  dieses  Einwandes  nicht  be- 
dienen: 

wenn  er  demselben  ausdrücklich  entsagt  hat, 
wenn  aus  dem  Vertrage  selbst   oder  aus  andern  Um- 
ständen erhellt,  dafs  bei  der  Bestimmung  des  Kauf- 
preises nicht   auf  den   gemeinen,   sondern  auf  den 
aufserordentlichcn  Werth   der  Sache  Pvücksicht  ge- 
nommen ist, 
wenn  der  Käufer  die  Sache  nicht  mehr  zurückgeben 
kann,  und  wenn  er  innerhalb  der  gesetzlichen  Fri- 
sten d)    die   Aufhebung    des  Vertrages    aus  diesem 
Grunde  nicht  nachgesucht  hat. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  65  —  68. 
Der  Verkäufer  kann  den  Vertrag  aus  dem  Grunde, 

dafs 
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dafs  der  Wcrlh  der  Sache  den  Kaufpreis  selbst  mehr 
als  doppelt  übersteige,  nicht  anfechten  5^. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  69. 

a)  cf.  A.  L.  R.  Th.  I.  tit.  5.  §.  343,  nach  welchem  die 
Rechte,  welche  dem  Uebernehmer  einer  Sache  wegen  natürlicher, 
die  Sache  selbst  betreffender  Fehler  zukommen,  von  diesem  bei 
Landgütern  innerhalb  dreier  Jahre,  bei  städtischen  Grundstücken 
innerhalb  eines  Jahres,  bei  beweglichen  Sachen  aber  innerhalb 
sechs  Monate,  nach  dem  Empfange  der  Sache,  ausgeübt  werden 
müssen. 

h)  Das  Preufsische  Gesetz  weicht  hier  wesentlich  vom  Ro- 
mischen Rechte  ab.  Es  ist  in  diesem  zwar  nur  von  dem  Verkäufer 
die  Rede,  die  Befugnifs  eu  dem  Einwände  wegen  einer  lacsio 
ultra  dimidium  aber  durch  die  Praxis  nicht  nur  auf  den  Käu- 
fer, sondern  auch  auf  alle  onerüsen  Verträge  ausgedehnt,  cf. 
const.  2.  C.  4.  44.  —  Macheld  ey  Lehrbuch  des  heutigen  Rö- 
mischen Rechts,  §.  373. 

§.  199. 

Auf  Geschäfte,  bei  denen  ein  Kaufpreis  nur  zum 
Schein  festgesetzt  ist  (simulirte  Käufe),  können  die 
Regeln  des  Kaufs  nicht  angewendet  werden,  und  es 
kommt  auf  die  eigenthümlichen  Regeln  der  unter  einem 
solchen  Scheinkaufe  verborgenen  Geschäfte  an,  ob  die- 
selben güllig  sind  oder  nicht. 

Wenn  in  dem  Instrumente  blofs  der  Kaufpreis  höher 
oder  niedriger,  als  er  von  den  Parteien  verabredet  wor- 
den, bestimmt  ist,  so  ist  deshalb  allein  der  Vertrag  noch 
nicht  ungültig,  sondern  es  mufs  alsdann  der  Kaufpreis 
unter  den  Contrahenten  nach  der  wahren,  auf  eine  an 
sich  rechtsgültige  Weise  getroffenen,  Verabredung  be- 
stimmt werden.  Wenn  der  wahre  Preis  nur  mündlich 
verabredet  worden,  so  gelten,  je  nachdem  die  Uebergabe 
bereits   geschehen   ist   oder  nicht,    die    allgemeinen    für 

10 
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Verträge  erlassenen  Vorscbriftcn.  (Ä.  L.  R.  Tli.  I.  lit.  5. 
§.  155  u.  f.) 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  70  —  74. 

§.  200. 

Was  die  Form  der  Kaufcontracle  betrifft,  so  gellen 
hier  ebenfalls  die  auf  Verträge  überhaupt  sich  beziehen- 
den gesetzliehen  Vorschriften.  Es  sind  diese  im  V^e- 
sentlichen  folgende: 

Ist  die  Beobachtung  einer  Formalität  nur  unter  An- 
drohung einer  Strafe  verordnet,  so  ist  der  Vertrag  selbst 
dann  gültig,  wenn  die  Formalität  versäumt  worden. 

Die  Form  eines  Vertrages  wird  nach  den  Gesetzen 
des  Ortes,  wo  derselbe  geschlossen  worden,  beur- 
theilt.  Unter  Abwesenden  gelten  die  Gesetze  des  Ortes, 
von  welchem  das  Instrument  datirt  ist.  Ist  indessen  der 
Vertrag  unter  Abwesenden  blofs  durch  Briefwechsel,  ohne 
Errichtung  eines  förmlichen  Instrumentes  geschlossen  wor- 
den, so  ist  die  Gültigkeit  der  Form  nach  den  Gesetzen 
desjenigen  Ortes  zu  beurtheileu,  nach  welchen  das  Ge- 
schäft am  besten  bestehen  kann.  Dasselbe  gilt,  wenn 
der  Vertrag  von  mehreren  Orten,  welche  in  Ansehung 
der  Form  verschiedene  Rechte  haben,  datirt  ist. 

Wenn  unbewegliche  Sachen  der  Gegenstand  des  Ver- 
trages sind,  so  müssen  wegen  der  Form  die  Gesetze  des 
Ortes,  wo  die  Sache  liegt,  beobachtet  werden. 
A.  L.  R.  Th.  I.  tit.  5.  §.  111  —  115. 

Verträge,  welche  nach  den  Gesetzen  oder  einem  Ab- 
kommen der  Parteien  schriftlich  geschlossen  werden 
sollen,  erhalten  ihre  Gültigkeit  erst  durch  die  Unterschrift, 
wogegen  aber  die  Bcsicgclung  nicht  nollnvondig  ist.  Ist 
von  den  Parteien  eine  schriflliche  Abfassung  des  Vertra- 
ges verabredet  worden,  so  wird  veruinihct,  dafs  nicht  nur  | 
der  Beweis,    sondern   selbst   die  verbindliche  Kraft  des 
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Vertrages  von  der  schriftlichen  Abfassung  abhängen  solle. 
Es  findet  dies  in  allen  solchen  Fällen  Statt,  jedoch  mit 
Ausnahme  der  Real  vertrüge,  d.  h.  derjenigen,  welche 
durch  die  üebergabc  der  Sache  abgeschlossen  werden, 
z.  B.  Darlehn  u.  s.  w.,  weil  derjenige,  welcher  dem 
Andern  die  Sache  anvertraut  hat,  durch  die  Uebergabe 
derselben  ein  Recht  zur  Rückforderung  erhält. 

A.  L.  R.  Th.  I.  tit.  5.  §.  116  —  119.    cf.  v.  Strom- 
beck Ergänzungen  des  A.  L.  R.  Aum.  76. 

Eine  von  beiden  Contrahenten  unterschriebene  Punc- 
tation,  aus  welcher  die  gegenseitige  Einwilligung  der- 
selben in  alle  wesentlichen  Bedingungen  des  Geschäftes 
erhellt,  ist  mit  einem  formlichen  Contracte  von  gleicher 
Gültigkeit.  Das  von  Gerichten  oder  einem  Justizcom- 
missarius  über  einen  zu  errichtenden  Vertrag  aufgenom- 
mene Protokoll  hat  mit  einer  Punctation  gleiche  W^ir- 
kung.  Fehlen  in  einer  Punctation  wesentliche  Bestim- 
mungen, oder  ist  von  den  Parteien  die  Verabredung  ge- 
wisser Nebenbedingungen  ausdrücklich  vorbehalten ,  so 
ist  derselben  nur  die  W^irkung  der  Tractaten  beizu- 
legen. 

Ä.  L.  R.  Th.  L  tit.  5.  g.  120—126. 

VS^enn  ein  Vertrag;  schriftlich  geschlossen  ist,  so  wird 
auf  angebliche  mündliche  Nebenabreden,  ohne  Un- 
terschied des  Gegenstandes,  keine  Rücksicht  genommen. 
Es  müssen  vielmehr  Nebenbestimmungen,  welche  die 
Art,  den  Ort,  oder  die  Zeit  der  Erfüllung  u.  s.  w.  be- 
treffen, so  weit  sie  in  dem  Contracte  nicht  festgesetzt 
sind,  von  dem  Richter  lediglich  nach  den  gesetzlichen 
Vorschriften  ergänzt  werden. 

A.  L.  R.  Th.  I.  tit.  5.  §.  127  —  130. 

Eine   gesetzliche    Nothwendigkeit     schriftli- 
cher Verträge  a)  findet  überhaupt  Statt: 

10* 
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wenn  der  Gegenstand  des  Vertrages  über  fünfzig 
Thaler  in  Silber  -  Courant  beträgt,  (ist  der  Vertrag 
auf  Gold  geschlossen,  so  werden  drei  Thaler  Silber- 
Courant  einem  Ducaten,  und  fünf  und  ein  Viertel- 
Thaler  einer  Goldmünze  von  fünf  Thalern  gleich 
gerechnet); 

wenn  die  Folgen  anderer  blofs  einseitiger  Willens- 
erklärungen, deren  Gegenstand  über  fünfzig  Thaler 
beträgt,  sich  auf  die  Zukunft  hinaus  erstrecken; 

bei  Entsagungen  und  Verzichtleistungen,  (nicht 
aber  zum  Beweise  der  erfolgten  Zahlung  oder  son- 
stigen Erfüllung  einer  Verbindlichkeit); 

bei  Verträgen  und  Erklärungen  über  Grundge- 
rechtigkeiten,  so  wie  über  beständige  persön- 
liche Lasten  und  Pflichten; 

bei  terminlichen  Leistungen,  wo  entweder  die 
Zahl  der  Termine  unbestimmt  ist,  oder  sämmtliche 
Termine  zusammen  die  Summe  von  fünfzig  Thalern 
übersteigen; 

wenn  von  beiden  Seiten  ein  gewagtes  Geschäft 
vorhanden  ist  — ,  aufserdem  wird  bei  gewagten  Verträ- 
gen nicht  auf  die  Gröfse  des  ungewissen  Gewinnes, 
sondern  nur  auf  das  gesehen,  was  dagegen  gesetzt 
oder  versprochen  worden; 

wenn  Conventionalstrafen  selbst  die  Summe  von 
fünfzig  Thalern  übersteigen,  —  aufserdem  werden  sie 
nicht  zu  der  Summe  oder  dem  Wcrlhe  der  Sache  gerech- 
net, worüber  die  Ilauptveibindlichkcit  eingegangen  ist. 
Unter  Abwesenden  vertritt   die   Coirespondenz,    aus 
welcher  die  Bedingungen  und  die  Einwilligung  der  Con- 
trahenten  zu  ersehen  sind,  die  Stelle  des  schriiUichen  Ver- 
trages,   oder,    wenn    die   Ausfertigung    eines    förmlichen 
lastrumentes  erforderlich  ist,  einer  Punctalion. 
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Eines  scbriftlicbcn  Verfragcs  bedarf  es  dagegen  nicht: 
wenn  Sachen  in  Verwahrung  gegeben  werden j 
wenn  ein  Vertrag  über   bewegliche   Sachen   von 
beiden  Contrahenten  sogleich  erfüllt  wird; 

(wenn  über  bewegliche  Sachen  aufserhalb  Landes 
an  einem  Orte,  wo  mündliche  Verträge  ohne  Unter- 
schied güllig  sind,  dergleichen  geschlossen  werden,  so 
kann  der  Mangel  der  schriftlichen  Abfassung  auch  in 
den  hiesigen  Gerichten  nicht  vorgeschützt  werden); 

bei  Kaufhandlungen  über  Mefs-  und  Markt- 
Waaren,  die  von  Kaufleuten  mit  andern  Personen 
-während  der  Messe  oder  des  Marktes  geschlossen, 
und  sogleich  erfüllt,  oder  in  kaufmännisch  ge- 
führte Bücher  eingetragen  werden;  (aufserdera 
aber  müssen  dergleichen  Verträge  schriftlich  abgefafst, 
oder  von  beiden  Theilen  dem,  nach  Vorschrift  der 
Gerichtsordnung  anzuordnenden,  Marktgerichte  ange- 
zeigt werden  ^)). 

Die  von  einem  Schuldner  geschehene  Unterschrift 
einer  Rechnung  über  gelieferte  W^aaren  etc.,  vertritt 
die  Stelle  eines  schriftlichen  Vertrages. 

Wenn  die  gesetzliche  schriftliche  Abfassung  unter- 
blieben, und  der  blofs  mündliche  Contract  noch  von 
keinem  Theile  erfüllt  ist,  so  findet  keine  Klage  Statt. 
Hat  aber  ein  Contrahent  von  dem  andern  die  Erfüllung 
schon  ganz  oder  zum  Theil  angenonmien,  so  ist  er  ver- 
pflichtet, den  Vertrag  auch  von  seiner  Seite  zu  erfüllen, 
oder  das  Erhaltene  zurückzugeben  oder  zu  vergüten. 
A.  L.  R.  Th.  L  tit.  5.  §.  157  — 166. 
Aus  einem  blofs  mündlichen  Vertrage  finden  aber, 
wegen  der  von  dem  einen  oder  dem  andern  der  Con- 
trahenten verweigerten  Erfüllung,  keine  Forderungen  von 
Entschädigung  oder  Interesse  Statt. 
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Wenn  ein  schriftlicher  Vertrag  verloren  geht,  so 
sind  zur  Ermittelung  seines  Inhalts  alle  gesetzlichen  Be- 
weismittel zuläisig.  Ist  ein  solcher  Verlust  durch  einen 
der  Contrahenten  vorsätzlich  herbeigeführt,  so  wird  die 
Angabe  des  andern  über  den  Inhalt  so  lange  für  richtig 
angenommen,  bis  das  Gegentheil  hinreichend  erwiesen  ist. 

Die  schriftlichen  Verträge  der  Blinden  und  Taub- 
stummen müssen  gerichtlich  aufgenommen  werden. 
Personen,  welche  des  Schreibens  und  Lesens  unkundig, 
oder  durch  einen  Zufall  am  Schreiben  gehindert  sind, 
müssen  in  Fällen,  wo  ein  schriftlicher  Contract  erfor- 
derlich ist,  denselben  gerichtlich  oder  vor  einem 
Justizcommissar  errichten.  Dasselbe  gilt  von  denen, 
welche  der  Sprache,  in  der  das  Instrument  abgefafst  wer- 
den soll,  unkundig  sind. 

A.  L.  R.  Th.  I.  tit.  5.  §.  173  —  178.  180—184.   Cabi- 
netsordre  vom  20.  Juni  1816.  Ges.  Samml.  v.  1816.  S.  203. 
A.  L.  R.  Th.  I.  tit.  5.  §.  131—153.   cf.  §.  154.  — 
§.  155.  156.  §.  169—172.  179. 

a)  Ein  in  jüdischer  Sprache  abgefafster  oder  mit  jüdischen 
Schriftzügen  verfafster  und  unterschrlehener  Vertrag  ist  rechts- 
bestäiidlg,  da  das  A.  L.  R.  den  Gebrauch  fremder  Sprachen 
nicht  ausschliefst,  und  nur  die  Unterzeichnung  mit  Kreuzen  und 
andern  unverständlichen,  nicht  zu  entziffernden  Zeichen,  welche 
statt  der  Naniensunterschrift  von  Analphaheten  gemacht  werden, 
nicht  zulassen  will.  Hierher  aber  sind  jüdische  Buchstaben  und 
Schriftzüge  nicht  zu  rechnen.  Der  aus  der  Verordnung  vom 
11.  März  1813.  §.  2.  etwa  herzuleitende  Einwand  hat  nur  auf 
das  staatsbürgerliche  Verhältnifs  derjenigen,  welche  einen 
solclicn  Vertrag  schllefscn,  Elnllufs. 

Rcscr.  vom  27.  März  1818.  v.  Kamplz  Ann.  Bd.  II.  S. 
221.  tl% 

h)  Vergl.  die  altern  Gesetze:  Verordn.  vom  5.  März  167S, 
Stempel -Edikt  vom  13.  Mai  ]7()3.  Kdlkt  vom  8.  Febr.  1770. 
Rcscr.  vom  10.  März  178).    Ediklens.  v.  1785.  S. 3299— 3302. 
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§•  201. 

J)cr  Verkäufer  hat  nach  gültig  abgcschlüssenem 
Kaufe  folgende  Verbindlichkeiten  a): 

Er  ist  zur  Ue  her  gäbe  der  Sache  verpflichtet,  und 
zwar  mufs  dieselbe  vollständig   mit  den  zu  ihr  gehören- 
den Pertincuzstücken  übergeben  werden,     (cf.  A.  L.  1\. 
Th.  L  tit.  7.  §.  5a  u.  f.  lit.  2.  §.  42  u.  f.) 
A.  L.  R.  Th.  I.  tit.  11.  i;.  77-82. 

Bei  Verkäufen  in  Pausch  und  Bogen  werden  zu 
einer  Fabrik  u.  s«  w.  die  vorhandenen  Vorrälhe,  so  wie 
die  in  der  Arbeit  befindlichen  Materialien,  nicht  aber 
die  schon  verfertigten  Waaren,  als  Zubehör  gerechnet. 
Bei  einem  auch  in  Pausch  und  Bogen  verkauften  Kram- 
laden sind  jedoch  die  W^aarenvorräthe,  im  zweifelhaftem 
Falle,  nicht  für  mitverkauft  zu  betrachten. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  89.  90.  cf.  §.  83  —  88.  91. 

Wenn  keine  Zeit  der  Uebergabe  bestimmt  ist,  so 
kann  der  Käufer  dieselbe  gegen  Erfüllung  der  seiner 
Seits  übernommenen  Verbindlichkeiten  sogleich  verlan- 
gen. Wenn  nichts  Ajideres  verabredet  ist,  so  müssen 
Uebergabe  der  Sache  und  Zahlung  des  Kaufpreises  au 
demselben  Orte  geschehen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  92.  93.  cf.  Th.  I.  tit.  5.  §.  230 
—251. 

So  lange  die  Uebergabe  noch  nicht  erfolgt  ist,  trägt 
bei  allen  freiwilligen  Verkäufen,  wenn  sie  nicht  in 
Pausch  und  Bogen  geschlossen,  oder  ein  Anderes  aus- 
drücklich verabredet  worden,  der  Verkäufer  Gefahr 
und  Schaden.  Es  gilt  dies  selbst  dann,  wenn  die  Ue- 
bergabe durch  blofsen  Zufall  verzögert  ist.  Wird  die- 
selbe aber  durch  die  Schuld  des  Verkäufers  aufgehalten, 
so  haftet  derselbe  nicht  nur  für  den  an  der  Sache  ent- 
standenen Schaden,  sondern  auch,  wenn  von  seiner  Seite 
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Vorsatz  oder  grobes  Vcrselien  zum  Grunde  liegt,  für 
den  dem  Käufer  entgangenen  Vortbeil.  Hat  aber  der 
Käufer  die  Verzögerung  der  Uebergabe  verschuldet,  so 
haftet  der  Verkäufer  nur  für  den  Schaden,  der  an  der 
Sache  durch  seinen  Vorsatz  oder  sein  grobes  Versehen 
entstanden  ist. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  95^98.  cf.  §.  101. 

Der  Verkäufer   kann  sich  in    allen  Fällen,    wo  die 

Uebergabe   ohne   seine  Schuld  verzögert  wird,   von  der 

Verantwortung  gegen  den  Käufer  dadurch  befreien,  dafs 

er  dieSache  zur  gerichtlichen  Verwahrung  übergiebt. 

A,  L,  R.  a.  a.  O.  §.  99, 
Der  Contract  wird  als  aufgehoben  angesehen,  wenn 
die  verkaufte  Sache,   noch    vor  der  Uebergabe,    durch 
Zufall  gänzlich  vernichtet  wird,   so   dafs  eine  Uebergabe 
gar  nicht  erfolgen  kann. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  100.  cf.  tit.  5.  §.  364  u.  f. 
Hat  der  Käufer  durch  seine  Schuld  die  Uebernahme 
verzögert,  so  kann  der  Verkäufer  Schadloshaltung  for- 
dern. Es  gehört  zu  dieser  Schadloshaltung  auch  die  Be- 
zahlung des  bedungenen  Kaufpreises,  sobald  der  Käufer, 
auch  nur  durch  ein  niäfsiges  Versehen,  daran  Schuld 
ist,  dafs»  die  Sache  nicht  zur  gehörigen  Zeit  von  ihm 
übernommen  worden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  102.  103. 
So  lange  der  Verkäufer  verpflichtet  ist,  die  Gefahr 
und  die  Lasten  der  Sache  zu  tragen,  gebühren  demsel- 
ben in  der  Regel  auch  die  Nutzungen.  —  Was  der  Sub- 
stanz der  Sache,  nach  geschlossenem  Kaufe,  durch  natür- 
liche Zuwürhse  noch  beitritt,  und  von  derselben,  zur 
Zeit  der  Uebergabe,  vermöge  des  gewöhnlichen  Nutzungs- 
rechts noch  nicht  getrennt  ist,  gehört  dem  Käufer. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  105.  108. 
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Keiner  der  Contrabentcn  kaun,  wider  den  Willen  des 
andern,  Sache  und  Kaufgeld  zugleich  nutzen.  Der  Ver- 
käufer mufs  daher,  >venn  nicht  ein  Anderes  verabredet 
ist,  das  erhaltene  Kaufgeld  landesüblich  verzinsen. 

Ist  die  Uebernahme  vom  Käufer  verzögert  worden,  so 
kann  sich  der  Verkäufer,  statt  der  Verzinsung,  zur  Aus- 
lieferung der  gezogenen  Nutzungen  erbieten,  wobei  er 
nur  für  ein  grobes  Versehen  haftet. 

Wenn  der  Verkäufer  Schuld  an  der  verzögerten  Ue- 
bergabe  ist,  und  ihm  dabei  Vorsatz  oder  grobes  Verse- 
hen zur  Last  fällt,  so  kann  der  Käufer,  statt  der  Ver- 
zinsung, Rechnungslegung  über  die  gezogene  Nutzung 
verlangen,  wobei  der  Verkäufer  auch  für  ein  geringes 
Verseheu  haftet. 

V\^enn  die  Zahlung  des  Kaufpreises  ausdrücklich  vor 
der  Uebergabe  bedungen,  oder  freiwillig  ohne  Vorbehalt 
geleistet  worden,  so  ist  der  Verkäufer,  so  lange  die  Ue- 
bergabe nicht  durch  seine  Schuld  verzögert  wird,  weder 
Zinsen  zu  zahlen,  noch  Nutzungen  zu  berechnen  ver- 
pflichtet. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  109—116. 

Ist  eine  Sache  in  Pausch  und  Bogen,  oder  wie  sie 
steht  und  liegt,  verkauft,  so  übernimmt  der  Käufer  so- 
gleich nach  Unterzeichnung  des  Contractes,  nebst  allen 
Nutzungen  und  Rechten,  zugleich  diejenigen  Gefahren 
und  Lasten,  welche  ihn  sonst  erst  nach  der  Uebergabe 
getroffen  haben  würden.  —  Bleibt  in  einem  solchen  Falle 
der  Verkäufer  im  Besitze  der  Sache,  so  hat  er  nur  die 
Rechte  und  Pflichten  eines  Verwalters  fremder  Sachen; 
davon  kann  er  sich  jedoch,  bei  einem  durch  Zufall  oder 
durch  Schuld  des  Käufers  entstehenden  Verzuge  der  Ue- 
bergabe, durch  Ausantwortung  der  Sache  zur  gerichtli- 
chen Aufsicht  und  Verwaltung  befreien. 
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Wird  die  Sache  durch  Zufall  oder  Schuld  des  Ver- 
käufers vor  der  Uebergabe  so  vernichtet,  dafs  letztere 
gar  nicht  mehr  Statt  finden  kann,  so  trifft  dieser  Verlust 
den  Verkäufer. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  117  —  120. 

Die  Uebergabe  mufs  vom  Verkäufer  so  geleistet  wer- 
den, dafs  sie  den  Käufer  in  den  Stand  setzt,  über  die 
gekaufte  Sache  nach  dem  Inhalte  des  Contractcs 
zu  verfügen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  124.   cf.  §.  125.   126  u.  Th.  I. 
tit.  7.  §.  58  u.  f. 

Unter  Abwesenden  ist  die  Uebergabe  beweglicher 
Sachen  vollzogen,  wenn  sie  dem  Revollniächtigten  des 
Käufers  ausgehändigt,  oder  auf  die  Post  gegeben,  oder 
dem  Fuhrmann  oder  Schiffer  überliefert  worden  sind. 
VV"enn  jedoch  durch  eine  solche  Uebergabe  Eigenlhum 
und  Gefahr  auf  den  Käufer  übergehen  soll,  so  wird  vor- 
ausgesetzt, dafs  der  Kauf  selbst  unter  den  abwesenden 
Parteien  vollständig  abgeschlossen  sey.  Erfolgt  dies  erst, 
während  die  Sachen  unterwegs  sind,  so  geht  erst  von 
dem  Augenblick,  wo  der  Vertrag  zu  Stande  gekonnnen 
ist,  Eigenthum  und  Gefahr  auf  den  Käufer  über.  War 
dem  Käufer  zur  Zeit  des  abgeschlossenen  Contractes 
noch  nicht  bekannt,  dafs  die  Sachen  schon  unterwegs 
seyen,  so  geht  Eigenlhum  und  Gefahr  erst  von  dem 
Zeitpunkte  an  auf  ihn  über,  wo  er  die  Art  der  Versen- 
dung erfährt,  und  dieselbe  ausdrücklich  oder  stillschwei- 
gend genehmigt. 

Ueberhaupt    mufs   die   Uebermachung  nach  der  An- 
weisung des  Käufers  geschehen,    oder   von   diesem   die 
Art    derselben    dem   Gutbefinden    des  Verkäufers,    aus- 
drücklich oder  stillschweigend,  überlassen  seyn  b), 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  128  —  132.  134. 
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a)  cf.  fr.  7.  pr.  D.  18. 6.  §.  3.  in  fin.  J.  3. 23.  (24.)  fr.  11. 
§.  13.    fr.  13.  §.  10.  13.  18.  I).  19.  1. 

b^  Es  gilt  stets  für  eine  stillsclnvelgenJe  Genehmigung  der 
von  dem  Verkäufer  gewählten  Art  der  Uebermachung,  wenn 
der  Käufer,  auf  die  erste  davon  erhaltene  Nachricht,  seine  Mlfs- 
bülignng  nicht  mit  der  ersten  abgehenden  Post  erklärt  hat. 

A.  L.  R.  a.  a.  0.  §.  133. 

§.  202. 

Der  Verkäufer  mufs  dem  Käufer  die  Sache  so  ge- 
währeu,  dafs  dieser  dieselbe  beduugeuermafsen  als  sein 
Eigenlhum  besitzen,  nutzen  und  darüber  verfügen  könne. 
Er  mufs  ihn  also  auch  gegen  alle  Ansprüche  eines  Drit- 
ten auf  die  verkaufte  Sache  vertreten. 

Der  Käufer  kann  seinem  Rechte,  Gewährsleistung  zu 
fordern,  entsagen;  diese  Entsagung  darf  jedoch  nicht  auf 
den  Fall  ausgedehnt  werden,   wenn  der  Verkäufer   den 
Anspruch    des    Dritten    gewufst,    und    ihn    dem    Käufer 
nicht  angezeigt,    oder   wenn   er  diesen  Anspruch   durch 
seine  eigenen  Handlungen  begründet  hat. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  135  — 138. 
Ein  Käufer,  welcher  von  einem  Dritten  über  die  er- 
kaufte Sache  in  Anspruch  genommen  wird,  mufs,  wenn 
er  die  Gewährsleistung  a)   von   dem   Verkäufer  fordern 
will,  diesen  spätstens  bis  zum  Instructionstermine  zu  sei- 
ner Vertretung  gerichtlich  vorladen  lassen.    Dieser  Noth- 
wendigkcit  einer  gerichtlichen  Aufforderung  kann  indes- 
sen durch  Verträge  gültig  entsagt  werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  143.  144.  148.   cf.§.  145— 147. 
149  —  152. 

a)  Was  bei  erfolgter  Eviction  der  Verkäufer  dem  Käufer 
zu  leisten  habe  s.  A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  153  —  214. 

§.   203. 
Was  die  Verbindlichkeiten    des   Käufers  be- 
trifft, so  mufs  er; 
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1)  die  Sache,  welche  der  Verkäufer  verfragsmäfsig 
zu  übergeben  bereit  ist,  sofort  übernehmen.  Was 
den  Verkäufer  wegen  verzögerter  Uebergabe  entschul- 
digt, niufs  auch  dem  Käufer  in  Rücksicht  der  Ueber- 
nahme  zu  Statten  kommen.  Wenn  die  Sache  dem  Ver- 
derben unterworfen,  oder  zu  besorgen  ist,  dafs  die  Ko- 
sten der  gerichtlichen  Aufbewahrung  und  Verwaltung 
mehr  betragen  werden,  als  die  Hälfte  des  Kaufpreises, 
so  ist,  im  Falle  einer  durch  Schuld  des  Käufers  entstan- 
denen Zögerung,  der  Verkäufer  auf  gerichtliche  Verstei- 
gerung anzutragen  berechtigt.  Aus  dem  Erlöse  darf  je- 
doch der  Verkäufer  nur  die  Kosten  und  dasjenige  ver- 
langen, was  ihm  nach  dem  Inhalte  des  Kaufcontractes 
gebührt.  Reicht  der  Erlös  dazu  nicht  hin,  so  mufs  der 
Käufer  den  Ausfall  tragen. 

2)  Der  Käufer  ist  ferner  verpflichtet,  gegen  Empfang 
der  Sache,  das  Kaufgeld  sofort  zu  erlegen,  falls  nicht 
ein  Anderes  ausdrücklich  verabredet  worden.  Kommen 
indessen  vor  erfolgter  Zahlung  Gewährsmäugel  u.  s.  w. 
zum  Vorschein,  so  kann  er  einen  verhältnifsmäfsigeu 
Theil  des  Kaufgeldes  zurückhalten,  und  gerichtlich  nie- 
derlegen. Wenn  der  Verkäufer  sich  dies  nicht  gefallen 
lassen  will,  so  mufs  er  wegen  der  bevorstehenden  Ver- 
tretung, nach  richterlichem  Ermessen,  hinreichende  Cau- 
tion  leisten. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  215  —  223. 

Das  Kaufgeld  ist  als  geborgt  zu  betrachten,  wenn 
der  Verkäufer  wegen  der  im  Contracte  bedungenen  und 
bei  der  Uebergabe  nicht   geleisteten  Zahlung   die  Klage 
nicht  binnen  acht  Tagen  nach  der  Uebergabe  anstellt. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  221.  225.  226. 

In  allen  Fällen,  wo  der  Käufer  die  bei  der  Ueber- 
gabe baar  bedungene  Zalilung  ohne  rechtlichen  Grund 
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nicht  leistet,  iimfs  er  Verzugszinsen,  vom  Tage  der 
Uebcrgabe  au,  leisten  c). 

Versäumt  oder  verweigert  indessen  der  Verkäufer 
die  Annahme  des  Kaufgeldcs,  so  kann  der  Käufer  das- 
selbe auf  Gefahr  und  Kosten  des  Verkäufers  gericht- 
lich deponiren  b). 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  227.  228. 

a)  fr.  13.  §.  20.  D.  19.  1.     fr.  88.  D.  50.  17. 

b)  const.  5.  C.  4.  49.     fr,  13.  §.  20.  D.  19.  1. 

§.  204. 
Wegen   der  Aufhebung    eines   Kaufcontractes 
gelten  folgende  Bestimmungen: 

1)  der  Verkäufer  kann  bei  Käufen  über  bewegliche 
Sachen  unter  fünfzig  Thalern  zurücktreten,  sobald  die 
zur  Abholung  der  V^^aare  bestimmte  Zeit  verflossen  ist. 

Derselbe  kann,  wenn  der  Käufer  die  Zahlung  des 
Kaufgeldes,  welche  er  bei  der  üebergabe  baar  zu  lei- 
sten versprochen  hat,  nicht  leistet,  die  Üebergabe  ver- 
weigern und  den  Contract  aufheben. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  229.  230.  cf.  §.  231—246. 

2)  Wird  der  Kauf,  vor  oder  nach  der  Üebergabe 
wieder  aufgehoben,  so  bestimmt  der  Contract  die  Be- 
dingungen, auch  hinsichtlich  der  daraus  entstehenden 
Kosten. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  247.    cf.  248.  249. 

3)  Wenn  der  Käufer  wegen  des  Mifsverhältnisses 
zwischen  dem  Kaufpreise  und  dem  Werthe  der  Sache 
zurücktritt,  (s.  oben  Verletzung  über  die  Hälfte),  so 
mufs  er  die  Sache  in  dem  Zustande  zurückgeben,  in 
welchem  sie  sich  zur  Zeit  der  Üebergabe  befunden  hat 
Er  mufs  dabei  sein  geringes  Versehen,  aber  nicht  den 
Zufall  vertreten.  Hinsichtlich  der  Verbesserungen  wird 
er  einem  redlichen  Käufer  gleich  geachtet. 
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A.  L.  R.  a.  a.  O.  §,  250.  251.  252.  253.    cf.  254 
^256. 

§.  205. 
Die  gesetzlich  Statt  findenden  Rechte  der  Contrahen- 
ten  können  durch  Nebenverträge,  in  so  fern  diese  nur 
in  der  gehörigen  Form  abgefafst  sind,  niodificirt  werden. 
Dahin  gehören  die  bedingten  Käufe,  der  Vorbe- 
halt eines  bessern  Käufers,  das  Vorkaufs-  und 
Näherrecht,   der  Verkauf  auf  die  Probe  u.  s.  w. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  257.     cf.  §.  258—339. 

b)   Modificationen    bei  Handelsvcrhältnissen. 

§.  206. 

Die  Kaufleutc  verkaufen  entweder  Zug  um  Zug, 
oder  per  contant  oder  auf  Zeit. 

Nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  sollte,  wenn  keine 
Zeit  der  Zahlung  festgesetzt  ist,  diese  sogleich  geschehen, 
die  kaufmännischen  Gebräuche  gestalten  jedoch  dem  Käu- 
fer eine  ein-  bis  zweimonatliche  Frist,  von  der  Zeit 
der  Absendung  an.  Es  ist  keinem  Zweifel  unterworfen, 
dafs  der  Verkäufer  zur  Retenlion  oder  Vindication  der 
W"aaren  aus  den  Händen  des  Käufers  berechtigt  ist, 
wenn  die  Zahlung  zur  bestimmten  Zeit  nicht  erfolgt. 

"Wenn  indessen  auf  Zeit  verkauft  ist,  so  geht  das 
Eigenthum  durch  die  Ueb ergäbe  auf  den  Käufer  über. 
Häufig  wird  die  Stelle  der  wirklichen  Tradition  durch 
andere  Handlungen  vertreten,  dahin  gehört  namentlich: 

die  Aufsetzung  eines  kaufmännischen  Zei- 
chens auf  die  Waare  durch  den  Käufer,  mit  Wissen 
des  Verkäufers; 

die  Uebergabe  eines  Connoissements  (Fracht- 
briefes) für  die  Waarcn,  wenn  der  Käufer  darin  ge- 
nannt ist. 
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Erst  wenn  die  Waarcu  dem  Käufer  zugemessen,  zu- 
gezählt oder  zugewogen  sind,  geht  die  Gefahr  auf  ihn 
über. 

Für  die  versprochene  Qualität  ä)  ist  der  Ver- 
käufer einzustehen  verpflichtet.  Häufig  wird  jedoch  auch 
der  Kauf  mit  der  Clausel:  nach  Probe,  geschlossen. 
In  diesem  Falle  erlangt  derselbe  seine  volle  Wirksam- 
keit erst  dann,  wenn  der  Käufer  seine  Zufriedenheit  mit 
der  behandelten  Sache  ausdrücklich  oder  stillschweigend 
erklärt  hat. 

cf.  A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  333. 

Für  eine  solche  stillschweigende  Erklärung  ist  es  zu 
achten,  wenn  der  Käufer,  nachdem  er  dieWaaren  wirk- 
lich in  Besitz  genommen  hat,  das  Kaufgeld  ohne  weitern 
Vorbehalt  bezahlt. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  334. 

Wenn   hingegen    der  Käufer   erklärt,    dafs    ihm   die 
Sache   nicht    gefalle,    so    sind    damit    alle    gegenseitigen 
Rechte  und  Pflichten  aus   dem  unter  einem  solchen  Ne- 
benvertrage errichteten  Kaufcoutracte  aufgehoben. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  335. 

Wenn  dem  Käufer  zu  seiner  Erklärung  eine  be- 
stimmte Frist  festgesetzt  ist,  und  er  läfst  diese,  ohne 
sich  zu  erklären,  verstreichen,  so  kann  er  von  dem 
Contracle  nicht  mehr  abgehen.  Wenn  eine  solche  Frist 
nicht  festgesetzt  ist,  so  kann  der  Verkäufer  auf  Ergänzung 
dieser  Bestinmiung  durch  den  Richter  antragen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.   §.  336.  337.     cf.   Th.  I.   tit.  5 
§.  230  u.  f. 

So  lange  der  Käufer  die  Sache  noch  auf  Probe  hat, 
haftet  er  nur  für  solche  Unfälle,  welche  durch  sein  gro- 
bes oder  mäfsigcs  Versehen  entstanden  sind.  —  Zu  einem 
ungewöhnlichen  Gebrauche   der   auf  die  Probe  erhal- 
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fenen  Waaren  ist  der  Käufer  nicht  berechtigt,  und  mufs 
daher  für  allen  daraus  entstehenden  Schaden  haften. 
A.  L.  R.  B.  a.  O.  §.  338.  339. 

Oft  wird  auch  mit  der  Clausel:  wie  zu  besehen, 
oder:  auf  Besicht,  verkauft,  und  es  gelten  dann  diesel- 
ben RegelUc 

d)  Die  Behauptung,  dafs  der  Verkäufer  für  die  Qualität 
seiner  Waaren  dann  nicht  mehr  einzustehen  habe,  wenn  sie  die 
Waagschale  passirt  haben,  Ist  gesetzlich  durchaus  nicht  motlvlrt. 
cf.  V.  Martens  Grundrifs  des  Handelsrechts,  S.  25. 

4)    Vom  Mandate  überhaupt.     (Provision.) 

§.  207. 
Die  Willenserklärung,    wodurch  Einer   dem  Andern 
die  Befugnifs  ertheilt,  ein  Geschäft  für  ihn  und  statt  sei- 
ner zu  betreiben,   wird  Auftrag  oder  Vollmacht  ge- 
nannt. 

Sobald  der  Auftrag  angenommen  wird,  so  ist  unter 
beiden  Theilen  ein  Contract  vorhanden. 

A.  L.  R.  Th.  I.  tit.  13.  §.  5.  6.     cf.  §.  7—12. 
Alle  Privatgeschäfte,  die  Jemand  selbst  vorzunehmen 
berechtigt  ist,  können  von  ihm  in  der  Regel  auch  einem 
Andern  übertragen  werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  18.    cf.  g.  29  —  36. 
Sobald   der  Vortheil   des  Machtgebers  mit  dem   des 
Bevollmächtigten  in  Widerspruch  kommt,  darf  dieser  den 
Auftrag  weder  annehmen,  noch  behalten.    Ebenso  wenig 
kann  ein  Bevollmächtigter  Aufträge  verschiedener  Perso- 
nen, deren  Interesse  verschieden  ist,  annehmen. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  21.  22. 
Wer  einen  Auftrag  übernonnnen  hat,  ist  in  der  Re- 
gel verpflichtet,  ihn  selbst  auszurichten.     Wenn  er  das 
Geschäft,    ohne  Einwilligung   des  Machlgcbcrs «),   einem 

An- 
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Audcrn  überträgt,    so   niufs  er  für  die  Haudludgcu  und 
Versehen  desselben,  wie  für  seine  eigenen  haften. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  37.  38. 

Hat  aber  der  Machlgeber  dem  Bevollniächtigten  die 
Bestellung  eines  Substituten  ausdrücklich  gestattet,  so 
haftet  der  Bevollmächtigte  blofs  für  ein  bei  dessen  Wahl 
begangenes  grobes  oder  mäfsiges  Versehen.  Es  finden 
alsdann  zwischen  dem  Machtgeber  und  dem  Substituten 
dieselben  Rechte  und  Pflichten  Statt,  wie  zwischen  Er- 
sterem  und  dem  unmittelbar  von  ihm  Bevollmächtigten. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  39.  40. 

Von  der  zur  Ausrichtung  des  Geschäfts  ertheilteu 
bestimmten  Anweisung  datf  der  Bevollmächtigte  nicht 
abweichen,  widrigenfalls  er  dem  Machtgeber  für  allen 
daraus  entstandenen  Schaden  haftet.  Will  jedoch  dieser 
den  etwa  aus  der  Abweichung  entstandenen  Vortheil  sich 
zueignen,  so  mufs  er  auch  jene  genehmigen. 

Bei  übertretener  Vorschrift  gilt  die  Präsumtion,  dafs 
der  sich  ergebende  Schaden  durch  die  Abweichung  ver- 
ursacht worden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  49—52. 

Der  Bevollmächtigte  haftet  nur  in  so  weit  für  den 
Ausgang  des  Geschäftes,  als  er  bei  der  üebernehmung 
oder  Ausrichtung  desselben  ein  Versehen  begangen  hat. 
Er  ist  bei  der  Vollziehung  des  Auftrages  in  der  Regel 
zu  dem  Grade  der  Aufmerksamkeit  verpflichtet,  welchen 
er  in  seinen  eigenen  Geschäften  derselben  Art  anzu- 
wenden pflegt.  Kann  jedoch  der  Grad  seiner  Verant- 
wortlichkeit hiernach  nicht  ausgemittelt  werden,  oder  hat 
er  den  Auftrag  gegen  Belohnung  übernommen,  so  mufs 
er  jedes  mäfsige  Versehen  überhaupt  vertreten. 

Hat  er  den  Auftrag  als  Kunst-  oder  Sachverständiger 
übernommen,  so  haftet  er  auch  für  ein  geringes  Verse- 
il 
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hen;  hat  er  jedoch  in  diesem  Falle  den  Auftrag  ohne 
Vergeltung  übernommen,  so  darf  er  nur  sein  mäfsiges 
Versehen  vertreten. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  54—60. 

Nach  Vollendung  des  Geschäftes  ist  der  Bevollmäch- 
tigte dem  Machtgeber  über  dessen  Ausführung  Rechen- 
schaft abzulegen  verpflichtet. 

Der  Bevollmächtigte  darf  den  Auftrag  nicht  dazu  ge- 
brauchen, sich  ohne  Einwilligung  des  Machtgebers  eigene 
Vortheile  dadurch  zu  verschaffen.  Er  kann  dagegen,  blofs 
bei  Gelegenheit  des  Auftrages,  Geschäfte,  die  mit  dem- 
selben in  keiner  Verbindung  stehen,  zu  seinem  eigenen 
Vortheile  verhandeln. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  61  —  64. 

Der  Bevollmächtigte  kann  vom  Machtgeber  für  allen 
bei  dem  Geschäfte  gemachten  Aufwand,  in  so  fern  der- 
selbe nöthig  oder  nützlich  gewesen  ist,  Entschädi- 
gung verlangen.  Als  nützlich  werden  die  bei  einem 
Geschäfte  gewöhnlichen  Ausgaben  angesehen. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  65.  66.     cf.  §.  67  —  69. 

Wo  die  Gesetze  nicht  ein  Anderes  verordnen,  kann 
der  Bevollmächtigte,  noch  vor  Beendigung  des  Geschäf- 
tes, Vorschuf 6  oder  Vergütung  der  bereits  gehabten 
Auslagen  verlangen. 

A.  L.  R.  §.  70.    cf.  §.  71—73. 

ünbedungene  Belohnungen  kann  der  Bevollmäch- 
tigte  nur    alsdann  verlangen,    wenn   die   Gesetze   selbst 
einen  Preis  dafür  bestimmen,    oder  die  Ausrichtung  sol- 
cher Geschäfte  zu  seinem  ordentlichen  Gewerbe  gehört. 
A.  L.  R.  §.  74.     cf.  §.  75  —  79. 

Ein  Kaufmann,  welcher  für  einen  Andern,  derselbe 
sey  Kaufmann  oder  nicht,  kaufmännische  Geschäfte  be- 
sorgt, kann  dafür,  auch  ohne  ausdrückliche  Verabredung, 
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Provision  fordern.  Diese  Provision  wird  bei  dem 
Waarcneinkauf  oder  Verkauf,  von  dem  Betrage  des 
Kaufgeldes,  bei  Zahlungen  oder  Gelderhebungcn,  von 
dem  Betrage  der  zu  zahlenden  oder  zu  erhebenden  Sum- 
me, und  bei  Versicherungen  von  dem  gezeichneten  Ver- 
sicherungsquanto  gegeben. 

Wenn  Waaren  bei  einem  Kaufmanne  niedergelegt 
worden:  so  kann  derselbe  für  deren  Aufbewahrung  La- 
gergeld, auch  ohne  vorherige  ausdrückliche  Verabre- 
dung, verlangen. 

Der  Satz   der  Provision    und   des  Lagergeldes  mufs 
Dach  demjenigen  bestimmt  werden,  was  unter  Kaufleuten 
am  Orte  oder  in  der  Provinz  gebräuchlich  ist. 
A.  L.  R.  Th.  II.  tit.  8.  §.  698  —  701. 

a)  Ein  Generalbevollmächtigter  ist  berechtigt,  zu  allen 
ihm  durch  die  Generalvollmacht  aufgetragenen  Handlungen  ei- 
nen Andern  zu  substituiren. 

Rescr.  v.  14.  Juli  1820.    v.  Kamptz,  Bd.  XVL  S.  46.  47. 

5)    Von    kaufmännischen   Empfehlungen. 
(Mandatum  consilü.) 

§.  208. 
Kaufleute  sind  verpflichtet,  Aufmerksamkeit  anzuwen- 
den, dafs  nicht  andere  Kaufleute  durch  ihre  Empfehlun- 
gen a)  verleitet  werden,  sich  mit  unsichern  Personen  in 
Ilandlungsgeschäfte  einzulassen. 
A.  L.  R.  Th.  IL  tit.  8.  §.  702. 
Wenn  ein  Kaufmann  Jemanden  von  mifslichen  Ver- 
mögensumständen,  oder  unzuverlässigem   Charakter,   ei- 
nem andern  Kaufmanne,  wider  besseres  Wissen,  als 
sicher  empfohlen  hat,  so  mufs  er  allen  Schaden  ersetzen, 
welcher  bei  den  durch  diese  falsche  Empfehlung  unmit- 
telbar veranlafsten  Geschäften  aus  dem  Unvermögen  oder 

11* 
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iinzuvcrläfsigcn  Charakter  des  Empfohlenen  entsteht. 
Wenn  er  von  dergleichen  niifslichen  Umständen  keine 
Wissenschaft  gehabt  hat,  so  ist  er  den  Schaden  nur  als- 
dann zu  vertreten  schuldig,  wenn  er  den  Irrlhum  bei 
Anwendung  der  gewöhnlichen  Aufmerksamkeit  hätte  ver- 
meiden können«  Ist  die  Empfehlung  auf  vorhergegangene 
Anfrage  des  andern  Kaufmannes  erfolgt,  so  haftet  er  nur 
für  ein  grobes  Versehen. 

Der  Empfehlende  ist  in  allen  Fällen  von  der  Vertre- 
tung frei,  wenn  ermittelt  werden  kann,  dafs  der  Beschä- 
digte durch  die  Empfehlung  nicht  bewogen  worden  ist, 
sich  mit  dem  Empfohlenen  einzulassen. 

Dasselbe  gilt,  wenn  die  Unsicherheit  oder  Unzuver- 
läfsigkeit  des  Empfohlenen  erst  nach  der  geschehenen 
Empfehlung  entstanden  ist. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  703—707. 

Die  Vertretung  erstreckt  sich  nie  weiter,  als  auf  die- 
jenigen Geschäfte,  welche  unmittelbar  nach  der  Em- 
pfehlung mit  dem  Empfohlenen  geschlossen  sind. 

Hat  der  Beschädigte  in  der  Zwischenzeit  Gelegenheit 
gehabt,  von  den  Vermögensumständen  oder  dem  Cha- 
rakter des  Empfohlenen  sich  selbst  zu  überzeugen,  so 
findet  keine  Vertretung  Statt. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  708.  709. 

o)  cf.  V.  Martens  Grundrifs  des  Handelsrechts,  pag.  30. 
L.  7.  C.  mandat.  1.  7.  Ranger  de  eo,  quod  justuin  est  circa 
consilla. 

§.  209. 

Von  dergleichen  allgemeinen  Empfehlungen  zu  Han^ 
delsgeschäften  bei  andern  Kauflculen  sind  folgende  Fäl-- 
leö)  zu  unterscheiden: 

1)    Wenn    ein   Kaufmann   einem   andern   Kaufmanne 
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erklärt,   dafs   er  einem  Dritten  auf  seine  Gefahr  Credit 
geben  könne,  so  ist  er  als  Bürge  anzusehen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.710.  cf.  Th.  I.  tit.  14.  §.258u.f. 
2)   Ertheilt   aber   ein  Kaufmann   einem  Dritten  einen 
Creditbrief,  und  weiset  seinen  Correspondenlen  an,  dem 
Ueberbringer  auf  seine  Rechnung  zu  zahlen,  so  wird  er 
jenem  als  Hauptschuldner  verhaftet. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  712. 
a)  V.  Martens  a.  a.  O. 

6)  Von  Darlehnen  und  kaufmännischen  Zinsen. 

S.  210. 

Das  Darlehn  c)  ist  ein  Vertrag,  vermöge  dessen 
Jemand  gangbares  ausgemünztes  Geld,  oder  geldwerthe 
an  jeden  Inhaber  zahlbare  Instrumente,  unter  bedunge- 
ner Wiedererstattung  in  gleicher  Qualität  und  Quanti- 
tät b)y  einem  Andern  zum  Verbrauche  übergiebt. 

A.  L.  R.  Th.  I.  tit.  11.  §.  653.  -b  ^U 

a)  Gajus  III.,  90.    Dig.  XII.  1.     Cod.  4.  1.  4.  2. 

h)  pr.  J.  3.  14,  (15.).  fr.  2.  D.  12.  1.  —  Es  ist  mithin 
ein  wucheillcher  Vertrag,  wenn  der  Gläubiger  unter  dem  Titel 
von  Portoauslagen  und  Unkosten  bei  Verschaffung  des  von  ihm 
selbst  aufgellebenen  Geldes  Abzüge  von  der  im  Schuldinstru- 
mente als  baares  Darlehn  aufgcfübiten  Summe  macht;  indem 
der  Schuldner  nur  das  wirklich  empfangene  Geld  zurück- 
zuzahlen verpflichtet  ist. 

Rescr.  vom  26.  Mai  1S04.    N.  A.  Bd.  3.  S.  251—261- 

§.  211. 

Hat  Jemand  durch  einen  gültigen  Vertrag  sich  ver- 
pflichtet, einem  Andern  ein  Darlehn  zu  geben,  so  ist  er 
schuldig,  diesen  Vertrag  zur  bestimmten  Zeit  zu  erfüllen, 
widrigenfalls  der  Andere  auf  Erfüllung  klagen,  oder  vom 
Contracte  zurücktreten  und  auf  Vergütung  des  aus  der 
Nichterfüllung  entstandenen  Schadens  antragen  kann. 
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Gegen  eine  solche  Klage  schützt  indessen  haiiptsUch- 
lich  der  Einwand  der  veränderten  Umstände.  Dahin 
gehört  besonders,  wenn  nach  dem  Versprechen  in  den 
persönlichen  oder  Vermögensumständen  des  Borgers  Ver- 
änderungen vorgefallen  sind,  wodurch  die  persönliche 
oder  dingliche  Sicherheit,  auf  welche  bei  dem  Verspre- 
chen des  Darlehns  Rücksicht  genommen  ist,  geschmälert 
wird. 

A.  L.  R.  a.  a.  U.  §.  654  —  657. 

Derjenige,  welcher  das  Darlehn  gesucht  hat,  ist  ver- 
pflichtet, die  schriftlich  versprochene  Summe  anzunehmen. 
Die  im  Weigerungsfälle  dem  Andern  gebührende  Ent- 
schädigung ist,  wenn  kein  höherer  Betrag  nachgewiesen 
•werden  kann,  auf  den  halbjährlichen  landesüblichen  Zins 
des  besprochenen  Capitals  zu  bestimmen. 
A,  L.  R.  a.  a.  O.  §.  658—660. 

§.  212. 

Was  die  Wirkungen  des  Darlehnsvertrages  betrifft, 
so  geht, 

1)  wenn  derselbe  durch  die  Zahlung  der  versproche- 
nen Summe  vollzogen  ist,  das  Eigenthum  derselben 
auf  den  Empfänger  über  d). 

Hat  Jemand  wissentlich  fremdes  Geld  von  einem  An- 
dern, der  darüber  zu  verfügen  nicht  berechtigt  war,  zum 
Darlehn  angenommen,  so  mufs  er  dasselbe,  in  so  fern  es 
noch  vorhanden  ist,  dem  wahren  Eigeulhümer  unverzüg- 
lich restituircn.  Ist  es  nicht  mehr  vorhanden,  so  haftet 
er  demselben  für  das  Capital  und  landesübliche  Zinsen. 
Wenn  sich  Jemand  fremden  Geldes,  unter  dem  Vorwande 
eines  Darlehns,  belrüglichcr  Weise  bemächtigt,  so  haftet 
er  deu^  Eigcnllüiuier  für  das  ganze  Interesse. 

Wßr  dem  i'.mpfäuger  nidit  bekaniit,  dafs  ihm  frem- 
des Geld  zum  Darlehu  gegeben    werde,  so   kann  er  an 


-     167     - 

den  Geber  so  lange  sichere  Zahlung  leisten,  bis  es  ihm, 
auf  den  Antrag  des  wahren  Eigeuthüiiiers,  gerichtlich  un- 
tersagt wird.  Wenn  die  Rückzahlung  vor  dieser  Unter- 
sagung noch  nicht  erfolgt  ist,  so  ist  der  Empfänger  nur 
an  den,  welcher  als  der  wahre  Eigeuthümer  des  gege- 
benen Geldes  ausgemittclt  wird,  Zahlung  zu  leisten  ver- 
pflichtet. Letzterer  tritt,  hinsichtlich  aller  verabredeten 
Bedingungen,  an  die  Stelle  des  Gebers,  selbst  wenn  die- 
ser dem  Empfänger  mehr  als  gewöhnlich  vorlheilhafte,  an 
sich  aber  erlaubte,  Bedingungen  bewilligt  hat.  Er  kann 
aber  von  dem  Geber  besondere  Schadloshaltung  ver- 
langen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  661  —  669. 
So  lange  das  Eigenthum   des   gegebenen  Geldes  zwi- 
schen  dem  Geber  und   einem  Dritten  streitig  ist,  mufs 
der  Empfänger  alle  inzwischen  fälligen  Zahlungen  in  das 
gerichtliche  Depositum  leisten. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  670. 
Wenn  Jemand  sein  eigenes  Geld  unter  fremdem  Na- 
men zum  Darlehn  gegeben  hat,  so  besteht  der  Contract 
nur  zwischen  dem  Empfänger  und  demjenigen,  auf  des- 
sen Namen  das  Geld  gegeben  ist,  und  es  haben  die 
Verhandlungen  zwischen  letzterm  und  dem  Eigenthümer 
des  Geldes  auf  die  Rechte  und  Pflichten  des  Empfängers, 
so  weit  dieser  an  den  Verhandlungen  nicht  Anlheil  ge- 
nommen hat,  keinen  Einflufs. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  671—673. 
Waaren  sollen  bei  Darlehnen  nicht  statt  baaren 
Geldes  gegeben  werden.  Ist  dies  dennoch  auf  einen 
Schuldschein  oder  Wechsel  geschehen  und  die  Valuta 
baar  verschrieben  worden,  so  ist  der  Schuldner  daraus, 
als  aus  einem  Darlehnsgeschäfte,  nicht  verhaftet.  Der 
ganze  Vertrag  ist  vielmehr  nichtig,  und  der  Empfänger 
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der  Waare  Dur  verbunden,  die  Waarc  selbst,  in  so  fern 
sie  noch  vorhanden  ist,  zurückzugeben,  oder  wenn  dies 
nicht  mehr  der  Fall  ist,  den  Werth,  welchen  sie  zur 
Zeit  der  üebergabe  gehabt  hat,  zu  ersetzen.  Wer  auf 
ein  über  baares  Geld  lautendes  Schuldinstrument  Waa- 
ren  gegeben,  hat  die  Veruiuthung  des  Wuchers  wider 
sich.  Wenn  das  Schuldinstrunient  über  den  Kaufpreis 
gegebener  Waaren  ausgestellt  ist,  so  besteht  zwar  das 
(Geschäft  als  ein  Kaufcontract,  es  wird  indessen  bei  dem 
Gläubiger  eine  wucherliche  Absicht  vermuthet,  wenn  er- 
hellet, dafs  dem  Schuldner,  welcher  ein  Darlehn  in  baa- 
rem  Gelde  gesucht,  statt  desselben  Waaren  auf  Credit 
zum  Kaufe  angeboten  worden.  Es  fällt  jedoch  diese 
Vermulhung  fort,  wenn  die  Waaren  so  beschaffen  sind, 
dafs  der  Empfänger  sie  ohne  Verlust  wieder  zu  verkau- 
fen Gelegenheit  gehabt  hat. 

Sind  die  creditirten  Waaren  von  der  Beschaffenheit, 
dafs  sie,  nach  dem  Stande  des  Käufers,  demselben  ent- 
weder selbst,  oder  doch  in  der  gegebenen  Quantität  un- 
brauchbar sejn  würden,  so  wird  vermuthet,  dafs  unter 
dem  vorgeblichen  Kaufe  ein  wucherliches  Darlehnsge- 
schäft  verborgen  sey.  Dasselbe  gilt,  wenn  theils  Waa- 
ren creditirt,  theils  baares  Geld  gegeben,  über  beides 
zusammen  aber  nur  Ein  Schuldinstrument  ausgestellt,  und 
darin  nicht  bestimmt  worden :  wie  viel  in  Gelde  und  wie 
viel  in  Waaren  gegeben  worden. 

In  allen  Fällen,  wo  die  wucherliche  Absicht  nicht 
abgelehnt  weiden  kann,  fällt  der  vom  Empfänger  zu  lei- 
stende Ersatz,  nach  Bestimmung  des  Criminalrechts,  au 
den  Fiscus. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  715  — 72(>.     cf.   Th.  11.   lit.  20. 
Abschn.  15. 

a)   pr.  J.  I.  3.  14.  (16.).    fr.  2.  §.2.    fr.  13.   fr.  41.  D.  12.  1. 
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5.  213. 

2)  Der  Schuldner  wird  durch  den  blofscn  Empfang 
des  Darlehns  zur  Wiedererstattung  auch  ohne  schrift- 
lichen Vertrag,  verpflichtet. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  727.  728. 

Soll  aber  ein  Darlehnsvertrag  auf  eine  bestimmte  Zeit, 
gegen  Interessen,  oder  auf  andere  Bedingungen  geschlos- 
sen werden,  so  ist,  wenn  dem  Gläubiger  eine  Klage  auf 
Erfüllung  dieser  Verabredung  zustehen  soll,  ohne  Unter- 
schied der  geliehenen  Summe,  ein  schriftlicher  Ver- 
trag erforderlich. 

Es  gehört  zu  einem  vollständigen  Schuldscheine: 
das  Bekenutnifs  der  empfangenen  Valuta;  die  deutliche  Be- 
stimmung, worin  solche  beztandeu  habe;  die  Angabe  der 
Münzsorte,  in  welcher  sie  gezahlt  worden;  das  Verspre- 
chen der  Wiedererstattung;  die  Zeit,  wenn  diese  gesche- 
hen soll;  die  deutliche  Bezeichnung  und  Benennung  des 
Gläubigers;  der  Ort,  wo,  und  das  Datum,  unter  wel- 
chem der  Vertrag  geschlossen  worden;  die  Unterschrift 
des  Schuldners.  '^ 

Der  Schuldschein  begründet,  bis  das  Gegentheil  er- 
wiesen ist,  die  Vermuthung  für  die  Richtigkeit  alles  des- 
sen, was  darin  enthalten  ist.  Es  gilt  mithin  auch  das 
Geständnifs  der  erhaltenen  Valuta,  so  lange  bei  der  In- 
struction nicht  ermittelt  wird,  dafs  dieselbe  ganz  oder 
zum  Theil  nicht  gegeben  worden.  Diese  Ausmittelung 
wird  durch  nachherige  Anerkenntnisse  des  Schuldners 
noch  nicht  ausgeschlossen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  729  —  734. 

Der  Einwand  der  nicht  erhaltenen  Valuta  ist 
nicht  nur  gegen  den  ersten,  sondern  auch  gegen  jeden  fol- 
genden Inhaber  in  so  weit  zuläfsig,  als  überhaupt  Ein- 
wendungen gegen  den  Cedenten  auch  dem  Cessionar  ent- 
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gegCDgcselzt  werden  können,  und  es  macht  dabei  keinen 
Unterschied,    wenn  der  Schuldschein   auf  Ordre  gestellt 
worden.     (Die  Ausnahme  bei  Wechseln  s.  unten.) 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  735.  736. 

Wer  sich  einen  Schuldschein  ausstellen  läfst,  und 
unerachtet  er  die  Valuta  darauf  ganz  oder  zum  Thcil 
nicht  bezahlt  oder  zurück  erhalten  hat,  die  verschriebene 
Summe  gerichtlich  einklagt,  oder  einem  Andern  cedirt, 
soll  als  ein  Betrüger  bestraft  werden. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  740.  741. 

Wer   seine   Unterschrift    fälschlich    leugnet,    verliert 
alle  sonstigen  Einwendungen  gegen  die  Schuldforderung. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  743.     cf.  744—747. 

Wegen  des  Einwandes  der  nicht  gezahlten  Valuta  bei 
Wechseln  s.  unten. 

§.  214. 

Wenn  Personen,  welche  sich  wechselmäfsig  nicht 
verpflichten  können  (s.  unten),  Schuldscheine  in  Wech- 
selform ausstellen,  so  ist  gegen  sie  der  executivischc 
Pro  Cef  s  begründet,  und  es  geniefsen  Schuldscheine  die- 
ser Art,  gleich  wirklieben  Wechseln,  das  in  der  Con- 
cursordnung  bestimmte  Vorzugsrecht  ä). 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  750.  751. 

Der  Executivprocefs  findet  aber  nur  in  Ansehung  ei- 
gener, nicht  aber  gezogener  ^Vechsel  Statt. 

Rescr.  v.  12.  Juli  1806.     Ediktens.  v.  1806.  S.  685. 

Die  Beweiskraft  eines  Schuldiustruments  erlischt, 
zum  Vorlhcile  des  Ausstellers  selbst,  nur  mit  der  Schuld 
zugleich,  zum  Vorlheile  der  Erben  des  Ausstellers  hin- 
gegen durch  eine  zehnjährige  Präscription  vom  To- 
destage des  Erblassers.  Ist  in  dem  Instrumente  ein  Zah- 
lungstermin beslinmit,    und   dieser  erst  nach  dem  Tode 
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des  Erblassers  abgelaufen,  so  nimmt  die  Verjährung  erst 
von  dem  Verfalllage  ihren  Anfang. 

Es  hat  indessen  diese  zehnjälirigc  Präscription  keine 
andere  ^^~irkung,  als  dafs  die  Richtigkeit  der  Schuld 
durch  das  Instrument  nicht  mehr  begründet,  sondern  von 
dem  Kläger  auf  andere  Art  erwiesen  werden  mufs. 

Die  angefangene  Verjährung  durch  Nichtge- 
brauch, welche,  wenn  die  Gesetze  nicht  ausdrücklich 
eine  andere  Frist  bestimmen,  in  einem  Zeiträume  von 
dreifsig  Jahren  vollendet  wird,  bewirkt  die  rechtliche 
Vermulhung,  dafs  die  ehemals  entstandene  Verbindlich- 
keit in  der  Zwischenzeil  auf  eine  oder  die  andere  Art 
gehoben  worden.  Diese  Vermuthung  kann  nur  durch 
den  vollständigen  Beweis,  dafs  der  Andere  unredlicher 
VS^eise,  und  gegen  besseres  VSlssen  von  seiner  noch 
fortwährenden  Verbindlichkeit  sich  befreien  wolle,  ent- 
kräftet werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  752  —  755.  cf.  tit.  9.  §.  5 16. 568. 569. 

a)  Die  allgemeine  Gerichtsordnung  hat  'diese  Vorschrift 
nicht  aufgehohen,  indem  sie  das  Allegat  derselben,  Th.  I. 
tit.  50.  §.  471  und  488.  ausllefs.  Rescr.  vom  22.  April  1799. 
StengePs  Beitr.  Bd.  9.  S.  344.  345. 

§.    215. 

Der  Schuldner  wird  aus  dem  Darlehnscontracte  ver- 
pflichtet, die  empfangene  Summe  zur  bestimmten  Zeit 
zurückzuzahlen. 

Er  darf  vor  dieser  Zeit  dem  Gläubiger  die  Zahlung, 
auch  unter  dem  Vorwaude  veränderter  Umstände,  nicht 
aufdringen.  Letzterer  aber  kann,  vor  Ablauf  der  be- 
stimmten Frist,  auf  Zahlung  oder  Sicherslellung  antragen, 
wenn  der  Schuldner  anderer  Schulden  wegen  ausgepfän- 
det, oder  in  Verhaft  genommen  worden,  oder  wenn  er, 
um  seinen  Gläubigern  zu  entgehen,  flüchtig  geworden  ist, 
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oder  aus  andern  Ursachen  seinen  bisherigen  Wohnsitz 
in  den  Königlichen  Landen  gänzlich  aufgeben  will. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  757  —  760. 

"Wenn  eine  Zeit  zur  Rückzahlung  nicht  bestimmt  ist, 
ßo  steht  beiden  Theilen  eine  dreimonatliche  Aufkün- 
digung frei;  beträgt  indessen  das  Darlehn  nur  fünfzig 
Thaler  oder  weniger,  so  findet  eine  vier  wöchentli- 
che Kündigung  Statte). 

Wenn  gleich  die  Kündigung  auch  aufsergerichtlich 
und  blofs  mündlich  geschehen  kann,  so  läuft  doch,  wenn 
der  Gläubiger  nicht  nachweisen  kann,  dafs  diese  aufser- 
gerichtliche  Kündigung  dem  Schuldner  wirklich  zugekom- 
men sey,  die  Zahlungsfrist  erst  von  der  Zeit  an,  wo 
Letzterem  die  gerichtliche  Kündigung  behändigt  wird. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  761  —  765.  cf.  §.  766—769. 

a)  Der  Grdiihiger,  welcher  das  Recht  hat,  eine  ganze 
Schuldfordening  zu  kündigen,  ist  auch  zur  Kündigung  eines 
Theils  derselben  befugt.  Dasselbe  gilt  auch  für  den  Schuldner. 
Beide,  Gläubiger  und  Schuldner,  können  auf  die  ihnen  gesche- 
hene Partialzahlung  die  ganze  Schuld  kündigen.  Verordn.  vom 
8.  Febr.  1811.    Gesetzs.  v.  1811.  S.  150. 

§.   216. 

Was  den  Ort  der  Rückzahlung  betrifft,  so  ist  der 
Regel  nach  der  Schuldner  verpflichtet,  dieselbe  kosten- 
frei an  dem  Orte  zu  leisten,  wo  der  Gläubiger  zur  Zeit 
der  Abschliefsung  des  Contractes  seinen  Wohnsitz  ge- 
habt hat. 

Wenn  der  Schuldner  an  einem  andern  Orte  wohnt, 
ßO  trägt  er  die  Gefahr  der  Versendung,  d.  h*  wenn  die 
Art  derselben  nicht  etwa  von  dem  Credilor  selbst  vor- 
geschrieben ist,  so  lange,  bis  die  Gelder  in  dem  Hause 
des  Gläubigers  richtig  abgegeben  sind. 

Verlegt  letzterer  seinen  Wohnsitz  von  dem  Orte,  wo 
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er  zur  Zeit  der  Abschliefsung  des  Vertrages  gewohnt 
hat,  60  mufs  er  an  diesem  Orte  einen  Bevollmächtigten 
zum  Empfange  des  Geldes  bestellen,  und  denselben  dem 
Schuldner  anzeigen,  widrigenfalls  letzterer  ihm  das  Geld 
auf  seine  Gefahr  und  Kosten  mit  der  Post  zusenden  oder 
dasselbe  gerichtlich  deponiren  kann. 

Oeffcntliche  Kassen  und  Anstalten  haben,  bei  aufge- 
nommenen Darlehnen,  auch  wegen  des  Orts  der  Rück- 
zahlung, vor  Privatschuldnern  kein  Vorrecht. 

Bei  Darlehnen  an  die  Bank  und  an  die  Creditsysteme 
mufs   jedoch   der  Gläubiger  das   Geld  auf  seine  Gefahr 
und  Kosten  zur  Gasse  abliefern,  und  von  dieser  zurück- 
holen,    (s.  Banken.)  ^* 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  769  —  777. 

§.  217. 
Das  Capital  mufs  in  derselben  Münzsorte  zurück-^ 
gegeben  werden,  in  welcher  es  gezahlt  worden.  Wenn 
dieselbe  im  Schuldscheine  nicht  bestimmt  ist,  so  wird  ver- 
muthet,  dafs  die  Zahlung  der  Valuta  in  dem  zur  Zeit 
der  Auszahlung  gangbaren  Silber- Courant  geschehen  sey. 
Bei  Darlehnen  von  Zehn  Thalern  und  weniger,  wird 
Scheidemünze  vermuthet. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  778—780. 
Bei  Privatpersonen  hängt  die  Annahme  von  Tresor-' 
scheinen  von  der  freien  Uebereinkunft  der  Parteien  ab)* 
und  kann,  wenn  eine  Zahlung  in  Courant  versprochen 
ist,  dem  Empfänger  wider  dessen  Willen  eine  Zahlung 
in  Tresorscheinen  nicht  aufgedrungen  werden. 

Verordnung  v.  1.  März  1815.  §.  7.    Gesetzs.  v.  1815. 
S.  19. 

-  Nach  dem  Edikte  vom  13.  December  1811.  §.  4—6. 
(Gesetzs.  von  1811.  S.  374.)  und  dem  Rescripte  vom 
7.  April  1812.  (v.  Kamptz  Bd.  I.  S.  46  —  49.)  mufs  jeder 
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Privatmann  Münze  statt  Courant  bei  Zabhmgen,  wenn 
solche  vorher  verificirt  sind,  annehmen,  und  es  findet 
eine  Ausnahme  von  dieser  Regel  nur  in  Ansehung  des 
Handelsverkehrs  unter  Kaufleuten  Statt. 

Ist  die  Valuta  in  Golde,  ohne  Bestimmung  einer 
gewissen  Sorte,  verschrieben,  so  werden  Preufsische 
Goldmünzen,  die  zu  Fünf  Thalern  ausgeprägt  sind, 
verstanden.  Sind  Ducaten  ohne  weitere  Bestimmung 
verschrieben,  so  werden  vollwichtige  Ducaten  nach 
Preufsischem  oder  Holländischem  Münzfufse  angenommen. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  781.  782.  cf.  §.  783.  784. 

VS~enn  das  Schuldinstrument  auf  eine  fremde  Münz- 
sorte gestellt,  und  innerhalb  Landes  zahlbar  ist,  so  mufs 
der  Gläubiger  Preufsische  Gold-  und  Silbermünze  von 
derselben  Gattung,  auf  welche  das  Instrument  lautet,  an- 
nehmen. Es  ist  jedoch  alsdann  das  Verhältnifs  dersel- 
ben, gegen  die  im  Instrumente  verschriebene  fremde 
Münzsorte,  nach  dem  Cours  des  Zahlungsortes,  wie  er 
zur  Zeit  des  geschlossenen  Contracts  gestanden  hat,  zu 
berechnen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  785.  786. 

Wenn  seit  der  Zeit  des  gegebenen  Darlehns  der 
Münzfufs  verändert  worden  ist,  so  bestimmt  das  Ver- 
hältnifs des  alten  gegen  den  neuen  Münzfufs  die  Ver- 
bindlichkeiten des  Schuldners.  Ist  nur  die  Münzsorte, 
in  welcher  die  Valuta  gegeben  worden,  aufser  Cours 
gesetzt,  so  nuifs  zwar  auch  in  diesem  Falle  die  Zahlung 
in  der  alsdann  gangbaren  Münzsorte  geleistet  und  ange- 
nommen werden;  die  in  letzterer  zu  zahlende  >Summe  ist 
aber  nach  Verhähnifs  des  Courses  zu  beslinnuen,  welcher 
zwischen  der  gegebenen  und  jetzt  gangbaren  Münzsortc 
zur  Zeit  des  geschlossenen  Vertrages  bestanden  hat. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  787  —  789. 
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Alle  Zahlungen  aus  Geschäften  vor  der  Münzreduction, 
welche  nach  den  Gesetzen  oder  den  besondern  Verab- 
redungen der  Parteien  in  Scheidemünze  geschehen  sollen, 
waren  in  derselben  nach  dem  durch  die  Reduclion  hcr- 
rnter  gesetzten  Werthe  zu  leisten. 

Declarat.  vom  27.  Sept.  1808.  g.  1.  Ediktens.  von 
1808.  S.  441  —  444.  Nr.  50.  Rescr.  vom  8.  Nov.  1808. 
Mathis  Bd.  X.  S.  327. 

Da  aber  hierbei  vorausgesetzt  wird,  dafs  zur  Zeit 
der  contrahirten  Verbindlichkeit  der  coursmäfsige  W^erth 
der  Scheidemünze  gegen  Courant  in  keiner  so  erhebli- 
chen Differenz  gestanden,  die  auf  den  ^Verth  der  Waare 
einen  Einflufs  hat,  welches  jedoch  geschieht,  sobald  das 
Agio  Zehn  vom  Hundert  beträgt;  so  mufs  dem  Schuld- 
ner eine  solche  oder  höhere  Differenz  dergestalt  zu  Stat- 
ten kommen,  dafs  nur  in  diesem  Falle  der  coursmäfsige 
VN^crth  der  Scheidemünze,  wie  solcher  zur  Zeit  der  ent- 
standenen Verbindlichkeit  beschaffen  war,  völlig  vergütet 
wird.  W^er  also  hundert  Thaler  in  Scheidemünze  zu 
einer  Zeit  geborgt  hat,  da  sie  coursmäfsig  zwanzig  Pro- 
ceut  verlor,  ist  achtzig  Thaler  im  reducirten  W^erthe  zu 
bezahlen  schuldig.  Damit  jedoch  über  den  jedesmaligen 
Cours  kein  weitläufti^er  Streit  entstehe,  so  soll  in  der 
Ghur-  und  Neumark  der  Cours  von  Berlin,  in  Pommern 
der  Cours  von  Stettin,  in  Westpreufsen  der  Cours  von 
Elbing,  in  Ostpreufsen  der  Cours  von  Königsberg,  und 
in  Schlesien  der  Cours  von  Breslau  zum  Grunde  gelegt 
werden,  und  zwar  ist  überall  der  Durchschnitt  der  Course 
von  15  zu  15  Tagen  als  Norm  anzunehmen. 

a.  a.  O.  §.  2.  Rescr.  vom  7.  April  1812  ad  3. 
V.  Kamptz  Bd.  I.  S.  48. 

Für  bereits  ohne  Vorbehalt  abgemachte  Geschäfte  darf 
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aus  den  obigen  Verordnungen  kein  Grund  zur  Zurück - 
oder  Nachforderung  genommen  werden, 
^n      a»  a»  O.  §.  3. 

Die  Verordnungen  des  vormaligen  Königl.  Schwedi- 
schen Statthalters  und  der  Regierung  zu  Stralsund  vom 
10.  Dec.  1777  und  9.  Febr.  1790,  durch  welche,  „wegen 
Mangels  au  Silbergeide,  den  nach  dem  Leipziger  Fufs 
von  1690  ausgeprägten,  vollwichtigen  Chursächsischen, 
Brandenburgischen,  Braunschweigischen  und  Lüneburgi- 
schen Zweidrittelstücken,  der  gesetzliche  Landescours  bis 
auf  anderweitige  Verfügung  gestattet  ist,"  sind,  da  der 
Beweggrund  zu  denselben  nicht  mehr  vorhanden,  und 
deren  Zweck  durch  die  in  dem  Herzogthum  Neu- Vor- 
pommern zur  Ausführung  gebrachten  Bestimmungen  des 
Gesetzes  über  die  Münzverfassung  in  den  Preufsischen 
Staaten  vom  30.  September  1821  bereits  erreicht,  so 
wie  auch  die  Annahme  aller  fremden  Münzsorten  bei 
den  Königl.  Gassen  durch  die  Cabinetsordre  vom  25.  Oct. 
1821  schon  untersagt  ist,  ausdrücklich  und  mit  der  Be- 
stimmung aufgehoben,  dafs  die  genannten  Zweidrittelstücke 
vom  1.  Januar  1827  ab  nicht  mehr  als  curreute  Landes- 
münze  angesehen,  sondern  in  ihrem  Werthe  nach  der 
Vergleichungstabelle  vom  27.  Nov.  1821  geschätzt  wer- 
den sollen.  Auf  die  Privatverhältnisse  aber,  welche  wäh- 
rend der  gesetzlichen  Wirksamkeit  der  Schwedisch-Pom- 
merschen  Regierungs -Verordnungen  vom  10.  December 
1777  und  9.  Februar  1790  durch  Verträge  entstanden 
sind,  hat  diese  Bestimmung  keiucn  Einflufs,  indem  die 
aus  den  Verträgen  entspringenden  rechtlichen  Folgen, 
nach,  den  Grundsätzen  der  zur  Zeit  der  Abschliefsung 
des  Vertrages  bestehenden  Gesetzgebung  sich  regeln,  und 
wo  unter  den  Contrahenten  deshalb  Streit  entsteht,  von 
den  Gerichten  (denen  übrigens  überlassen  bleibt>  ob  in 

ein- 
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ciuzclucn  Fällen  ein  Gufachlcn  des  General -Münz -War- 
dcins  zu  erfordern)  dergestalt  beurlheilt  werden. 

Rescr.  des  Sfaatsniinist.  v.  23.  Nov.  1826.  v.  Kaniptz 
Ann.  Bd.  10.  S.  972.  973. 

Wenn  die  Valuta  eines  Darlehns  in  Aktien,  Pfand- 
briefen, oder  andern  auf  jeden  Inhaber  lautenden  Papie- 
ren gegeben  ist,  so  mufs  die  Rückzahlung  in  Papieren 
von  derselben  Art  erfolgen.  Sind  dergleichen  zur  Zeit 
der  Rückzahlung  nicht  mehr  vorhanden,  so  mufs  zwar 
die  Zahlung  in  baarem  Gelde  geschehen,  es  ist  aber  die 
zu  zahlende  Summe  nach  dem  Course  zu  bestimmen, 
wie  die  gegebenen  Papiere,  zur  Zeit  des  Contractes,  ge- 
gen baares  Geld  gestanden  haben. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  793  —  796. 

Staats-  und  ständische  Obligationen,  Pfandbriefe  oder 
andere  Arten  von  öffentlichen  Papieren,  welche  für  den 
vollen  Werth  nicht  ausgegeben  werden  können,  dürfen 
bei  Darlehnen  nicht  als  baares  Geld  unter  der  Bedingung 
in  Zahlung  gegeben  werden,  dafs  die  Piückzahlung  in 
baarem  Gelde  nach  dem  Nominalwerlhe  der  Papiere  er- 
folge, vielmehr  ist  der  Darleiher  nur  berechtigt,  derglei- 
chen in  Zahlung  zu  gebende  Papiere  nach  dem  jedesma- 
ligen Course  in  der  Hauptstadt  der  Provinz,  worin  das 
Geschäft  abgeschlossen  wird,  in  Rechnung  zu  bringen. 

Declarat.  vom  4.  April  1811.  Gesetzs.  v.  1811.  S. 
169.  cf.  Declarat.  vom  28.  Dec.  1811.  §.  1.  Gesetzs, 
V.  1812.  S.  1. 

Wenn  der  Gläubiger  die  Rückzahlung  in  schlechtem 
Münzsorten,  oder  nach  einem  niedrigem  Verhältnisse 
einmal  angenommen,  und  ohne  Vorbehalt  darüber  quit- 
tirt  hat,  so  kann  er  den  Schuldner,  sobald  sich  dieser 
eines    Betruges    dabei    nicht    schuldig    gemacht,    wegen 

12 
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eines    dabei    erlittenen    Verlustes     nicht    in     Ansprurh 
nehmen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  797. 
Wer  bessere  Münzsorten,  als  er  schuldig  war,  ge- 
zahlt hat,  kann   eine  Vergütung  nur  unter  den  Umstän- 
den fordern,  unter  welchen  die  Gesetze  die  Rückforde- 
rung einer  aus  Irrthum  geleisteten  Zahlung  gestatten. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  798.  cf.  Th.  I.  tit.  16.  Abschn.  2. 
Durch   die   wiederholte  Annahme    der  Interessen    in 
schlechtem  Münzsorten  wird  noch  nicht  die  Verbindlich- 
keit begründet,   auch  das  Capital  in  dergleichen  Münz- 
sorten anzunehmen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  799. 
Ebenso  entsteht  aus  einer  in  bessern  Münzsorten 
auch  wiederholt  geleisteten  Zahlung  der  Interessen  noch 
nicht  die  Pflicht,  das  Capital  in  dieser  Münzsorte  zu 
bezahlen;  es  wird  jedoch  im  zweifelhaften  Falle  vcrmu- 
thet,  dafs  die  Valuta  des  Darlehns  in  eben  solchen  Münz- 
sorten, als  die  Interessen  entrichtet  und  angenommen 
worden,  bestanden  habe» 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  800.  801. 
Diese  Vermuthung  fällt  aber  fort,  wenn  die  Zahlung 
der  Zinsen  bald  in  dieser,   bald  in  jener  Müuzsorle  ge- 
schehen ist. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  802. 

§.  218. 
3)  Kommt  der  Schuldner  mit  der  Wiederbezahlung 
des  Darlehns  in  Verzug,   so  mufs  er,   unter   gewissen 
Voraussetzungen,    Verzugszinsen  zalilen  «).     (s.  den 
folgenden  §.) 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  827. 
Zinsen  nennt  man  bei  den  Darlchnen  alles  das,  was 
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der  Schuldner  dem  Gläubiger  fUr  den  Gebrauch  des  ge- 
liehenen Geldes  entrichten  mufs. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  803. 

Bei  Darlehnen  können,  der  Regel  nach,  nur  Fünf 
vom    Hundert    bedungen    werden.      Kauflcute    düifen 
jedoch  Sechs  vom  Hundert  nehmen. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  804.  805. 

Die  früher  den  Juden  zustehende  Befugnifs,  sich 
Acht  Procent  verschreiben  zu  lassen,  ist  durch  die 
neuere  Gesetzgebung  aufgehoben. 

Kein  Staatsbürger  jüdischer  Religion  darf  jetzt  hö- 
here, als  landübliche,  oder,  wenn  er  ein  Kaufmann  ist, 
höhere  als  den  Kaufleutcn  erlaubte,  Zinsen  rechtsgülti- 
ger Weise  sich  versprechen  oder  zahlen  lassen.  Aus 
Verträgen,  welche  vor  der  Publication  des  Edikts  vom 
11.  März  1812  errichtet  wurden,  dürfen  keine  höhere 
Zinsen,  mit  Ausnahme  der  bis  zum  Tage  des  Edikts 
laufenden  entrichtet  werden. 

Hinsichtlich  der  durch  rechtskräftige  Erkenntnisse, 
welche  vor  der  Publication  des  Edikts  eröffnet  sind,  fest- 
gesetzten Zinsen,  hat  es  bei  dem,  was  erkannt  ist,  sein 
Bewenden. 

Gegen  Juden,  welche  höhere  Zinsen,  als  die  Gesetze 
nach  den  vorstehenden  Bestimmungen  gestatten,  sich  ver- 
sprechen oder  geben  lassen,  wird  nach  den  gegen  den 
Wucher  erlassenen  Vorschriften  des  A.  L.  R.  Th.  II. 
tit.  20.  §.  1271  u.  f.  verfahren. 

Erklärung  v.  20.  April  1813.  Gesetzs.  v.  1813.  S.  77. 
Bei  Darlehnen,  welche  gegen  gerichtliche  Eintragung 
auf  Grundstücke   gemacht  werden,  sind  auch  Kaufleute 
an  den  Zinssatz  der  Fünf  vom  Hundert  gebunden. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  808.  810—814. 

12  ^ 
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Bei  Forderungen,  die  sich  aus  einem  Paclilvertrage 
Iiersclireiben ,  sind  aucli  Kaufleute  unter  einander  nur 
landübliclie  Zinsen  zu  fordern  befugt. 

Erkenntnifs  des  Geli.  Obertrib.  vom  26.  Jan.  1815. 
Simon  und  v.  Strampf  Reclitssprüclie  Bd.  2.  S.  127. 
In  der  Regel  ist  der  Gläubiger  nicht  befugt,  die 
Zinsen  eines  Darlehns  im  Voraus  abzuziehen.  Wenn 
dies  dennoch  geschehen  ist,  so  wird  das  Abgezogene 
von  der  im  Instrumente  versehrieLenen  Capitalssumme 
abgerechnet,  und  der  Gläubiger  kann  nur  auf  das,  was 
er  an  Valuta  wirklich  gegeben  hat,  Verzinsung,  so  wie 
künftig  Rückzahlung  verlangen.  Wenn  er  sich  jedoch 
mit  einem  geringern,  als  dem  ihm  erlaubten  höchsten 
Zinssatze  begnügt,  so  kann  er  die  Zinsen,  jedoch  nicht 
für  längere  Zeit,  als  Ein  Jahr,  im  Voraus  abziehen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  815-817. 
Zinsen  von  Zinsen  dürfen  nicht  gefordert  wer- 
den. Es  können  indessen  über  zweijährige  und  noch 
ältere  Zinsenrückstände  neue  Schuldscheine  gegeben 
und  Zinsen  davon  verschrieben  werden.  Der  Abschlufs 
eines  solchen  Geschäftes  mufs  aber,  wenn  es  gültig 
seyn  soll,  gerichtlich  erfolgen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  818—820. 

Rescr.  vom  1.  März  1822.  v.  Kamptz  Bd.  19.  S.  163, 
Ist  Jemand  zur  Bezahlung  eines  Zinsenrückstandes 
verurtheilt,  und  leistet  die  Zahlung  nicht  vor  der  im 
Erkenntnisse  bestimmten  Frist,  so  kann  der  Gläubiger 
auch  von  diesem  Rückstande  Zögerungszinsen  seit  dem 
Tage,  an  dem  dals  Erkenntnifs  rechtskräftig  geworden, 
verlangen  b), 

A.  L,  R.  a.  a.  O.  §,  821, 


VoibcduDgcnc  Zinsen  sind,  wenn  nicht  besondere 
Verabredungen  ein  Anderes  beslinnnen,  beijn  Ablauf  ei- 
nes jeden  Jahres  zu  entrichten. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §,  822.  823. 

Der  Gläubiger  kann  keine  Zinsen  verlangen,  sobald 
ihm  dieselben  nicht  im  Schuldscheine  versprochen  sind. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  824. 

Convenlional strafen,  zu  welchen  sich  der  Schuld- 
ner, statt  der  Zinsen,  für  den  Fall  schriftlich  verbunden 
hat,  dafs  die  Rückzahlung  des  Capitals  nicht  zur  gehö- 
rigen Zeit  erfolgt,  sind  in  so  weit  gültig,  als  sie  nicht 
über  Sechs,  und  bei  Kaufleuten  nicht  über  Acht 
vom  Hundert  betragen.  Hat  er  sich  zugleich  zur  Zah- 
lung von  Zinsen  und  zu  einer  Conventionalstrafc  ver- 
bunden, so  dürfen  beide  zusammen  den  vorstehenden 
Satz  der  Sechs  oder  Acht  vom  Hundert  nicht  über- 
steigen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  825.  826. 

ö)  Auch  nach  dem  R.  R.  ist  dies  der  Fall,  während  aufser- 
dem  die  Zinsen  beim  Darlelinscontracte  ebenfalls  nichts  Wesent- 
liches sind,  sondern  immer  besonders  verabredet  werden  müs- 
sen (foenus).  —  fr.  24.  D.  19.  5.  const.  3.  C  4.  32.  Maur. 
Bau  mann  comm.  ad  L.  13.  D.  de  usuris.  Lips.  1827. 

b)  Diese  zur  Verhütung  des  Zinswuchers  erlassene  Vor- 
schrift setzt  hl  melu'eren  Beziehungen  ausdrücklich  ein  Erkennt- 
nifs  voraus,  und  kann  nicht  ausdehnend  erklärt  und  auf  blofsc 
Zinszablungsmandate  angewendet  werden. 

Rescr.  vom  1.  März  1822.    v.  Kamptz  Bd.  19.  S.  163. 

§.  219. 
Wenn  weder  Zinsen  noch  Conventionalstrafc  vorbe- 
dungeu,  so  umfs  dennoch  der  Schuldner  von  dem  Tage 
au,   wo   er  zur  Rückzahlung   verpflichtet    war   und   sie 
nicht  geleistet  bat,  Zögerungszinsen  entrichten. 
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Der  Fi  sc  u  8  ist  jedoch  nur  vorbcdLiiigcuc  Zinsen  zu 
zahlen  verpflichtet  a). 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  827  u.  Anh.  §.  26. 

Auch  die  Seehandlung  ist  vermöge  ihres  fiscali- 
schen  Vorrechts  von  der  Zahhuig  der  Zögcrungszinsen 
befreiet. 

Rescr.  vom   19.  Sept.  und  15.  Oct.  1801.     Stengel 
Bd.  XIV.  S.  222—226. 

Wenn  jedoch  eine  fiscalischc  Station  gerichtlich  auf 
das  Generalmoratorium  provocirt,  so  mufs  sie  ihren  Gläu- 
bigern Zögcrungszinsen  entrichten. 

Erkennln.  d.  Geh.  Ob.  Tribunals  v.  27.  Jan.  1812. 
V.  Kamptz  Bd.  I.  S.  139. 

Der  Fiscus  ist  dagegen  wohl  befugt,  ohne  Versprechen 
und  ohne  vorhergegangene  Mahnung  und  bestimmten  Zah- 
lungstag Zinsen  zu  empfangen. 

Cabiuetsordre  v.  28.  Oct.  1799.   Rescr.  v.  18.  Nov. 
1799.    Ediktens.  v.  1799.  S.  2687.  2688. 

Die  Zögcrungszinsen  laufen  von  dem  im  Schuldscheine 
bestimmten  Zahlungstage  an  b).  Wenn  in  demselben  ein 
solcher  nicht  bestimmt  ist,  so  müssen  sie,  nach  erfolgter 
Aufkündigung,  von  dem  Ablaufe  der  dazu  verabredeten 
oder  gesetzlich  bestimmten  Frist  entrichtet  werden  c). 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  828.  829. 

In  der  Regel  können  als  Zögcrungszinsen  Fünf  vom 
Hundert  gefordert  werden,  selbst  dann,  wenn  in  dem 
Schuldscheine  niedrigere  Zinsen  vorbedungen  wären. 

Kauflcutc    können  den   höchsten    ihnen   erlaubten 
Zinssalz  als  Zögcrungszinsen  verlangen. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  830  —  832. 

Der  Gläubiger  kann  für  den  ihm  durch  den  Verzug 
des  Schuldners  entslandenen  Schaden  aufser  den  Zögc- 
rungszinsen   keine    weitere  Veigütung   fordern.     Wenn 
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jedoch  der  Schuldner,  bei  vorhandenen  hinlänglichen 
Zahhnigsmillchi,  aus  Vorsatz  oder  grobem  Verschen  die 
Zahlung  verzögert,  so  steht  dem  Gläubiger  das  Recht 
zu,  statt  der  Zügcrungszinsen  oder  der  Conventional- 
strafe,  den  Ersatz  des  aus  diesem  Verzuge  ihm  erwach- 
senen wirklichen  Schadens  zu  verlangen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  %  833.  834. 

d)  cf.  Rescr.  <les  Fin.  Minist,  laut  ehicr  Verfügung  der 
]\egierung  zu  Mag'leburg  vom  12.  Nov.  1823.  Magdeburger 
Amtsbl.  V.  1823.  S.  .357.  358.  Min.  Verf.  laut  einer  Bekannt- 
machung der  Regierung  zu  Königsberg  vom  .3.  Decbr.  1823. 
V.  Kamptz  Ann.  Bd.  8.  S.  773.  774. 

}})  Ein  zum  Moratorium  verstatteter  Schuldner  mufs  von 
dem  Verfalltage  an  Fünf  Procent  Zügcrungszinsen  zahlen. 

Erkennlnifs  des  Geh.  Ob.  Trib.  vom  J.  1815.  v.  Kamptz 
Bd.  3.  S.  321.  322. 

Das  in  der  Westpreufsischen  Regierungsinslruction  enthal- 
tene Verbot  wegen  Stipulirung  höherer  Zinsen  als  sechs  Pro- 
cent, ist  auf  Verbindungen,  welche  mit  Ausländern  eingegan- 
gen werden,  nicht  anzuwenden.  Vielmehr  bleibt  es  in  Anse- 
hung derselben  bei  der  Observanz,  nach  welcher  von  Polen 
und  Russen  gültiger  Weise  zehn  Procent  stipulirt  werden 
können. 

Entsch.  der  Gesetzcomm.  vom  1.  Juli  1794.  Klein's  Ann. 
Bd.  XIV.  S.  383—386. 

c)  Eine  aufsergericlilliche  Erinnerung  reicht  bin,  den  Schuld- 
ner mit  der  Wirkung  in  Verzug  zu  setzen,  dafs  er  Zögerungs- 
zinsen  zahlen  mufs. 

Entsch.  der  Gesetzcomm.  v.  12.  Juli  1782.  Klein  Bd.  V. 
S.  124. 

§,  220. 
Sowohl  vorbedungene,   als  Zögerungszinscn,  müssen 
in  der  Münzsorlc  des  Capilals  entrichtet  werden. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  635.  cf.  §.  769  —  777. 
Wenn  eine  gewisse  Summe  zehn  Jahre  hindurch  als 
Zinsen  eines  schuldigen  Capitals  bezahlt  worden,  so  bc- 
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gründet  dies  die  Veniiuthung,  dafs  der  Zahlende  das 
Capital  selbst  als  Darlcbn  schuldig  sey,  und  es  wird 
dieselbe  durch  den  Mangel  eines  Schuldscheins  noch 
nicht  entkräftet. 

Ist  eine  solche  Zinsenzahlung  dreifsig  Jahre  hin- 
durch geleistet,  so  kann  der  Gläubiger  das  Capital  ver- 
möge eines  durch  Verjährung  erworbenen  Rechts  for- 
dern, und  der  Beweis,  dafs  ursprünglich  kein  Darlehn 
gegeben  worden,  ist  nur  in  so  weit  zulässig,  als  gegen 
die  Verjährung  überhaupt  ein  Beweis  Statt  finden  kann. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  837—839. 
Wenn  die  Sunniie  des  Capitals,  zu  welchem  sich  der 
Schuldner  durch  diese  mehrjährige  Zinsenzahlung  bekannt 
hat,  nicht  ausgedrückt,  auch  sonst  nicht  zu  ermitteln  ist, 
so  müssen  die  jährlich  gezahlten  Interessen  nach  land- 
üblichem Zinsfufse  zu  Capital  gerechnet  werden.  Unter 
landüblichen  Zinsen  werden  gesetzlich  Fünf  vom 
Hundert  verstanden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  840.  841. 
"Wenn  der  Gläubiger  bei  einem  zinsbaren  Darlehne 
über  den  letzten  Zinstermin  ohne  Vorbehalt  quittirt  hat, 
so  streitet  für  den  Schuldner  die  Vermuthung,  dafs  auch 
die  vorhergehenden  Termine  berichtigt  worden.  Wenn 
über  das  Capital  selbst  ohne  Vorbehalt  quittirt  ist,  so 
sind  die  vorbedungenen  Zinsen  für  bezahlt  oder  erlassen 
zu  achten.  Es  folgt  dagegen  weder  aus  einer  ohne  Vor- 
behalt ausgestellten  Quittung  über  das  Capital,  noch  aus 
der  Rückgabe  des  Schuldscheins,  die  geschehene  Zah- 
lung oder  Erlassung  der  von  dem  Richter  zuerkannten 
Verzugszinsen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  842  —  814.  cf.  §.  845  —  848. 
Wenn  die  gerichtliche  Einklaguug    rückständig  ver- 
Llcibcudcr  Zinsen    länger    als   zehn  Jahre  versäumt  ist, 


i 
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so  kann  ein  über  zclin  Jahre  liinausgelicnder  Rückstand 
ferner  nicht  verlangt  werden. 

Unter  rückständig  verbleibenden  Zinsen  sind 
nicht  allein  vorbedungene,  sondern  auch  Zügerungsziu- 
sen  zu  verstehen. 

A.  L,  R.  a.  a.  O.  §.  849.    Rescr.  vom  1.  Mai  1820. 
v.  Kamptz  Bd.  16.  S.  243.  244. 

Bei  dieser  Art  der  Verjährung  kommt  jedoch  dem 
Gläubiger  alles  zu  Statten,  was  den  Anfang  der  gewöhn- 
lichen Verjährung  durch  Nichtgebrauch  hindert,  oder  de- 
ren Fortsetzung  unterbricht. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  850.  cf.  §.  851.  852. 

§.  221. 
Einer  besondern  Erwähnung  bedürfen  hier   die  Mo- 
dificationcn  obiger  Verordnungen  hinsichtlich: 
der  kaufmännischen  Zinsen» 
Es  ist   an  vielen   Orten  den  Kaufleuten   gestattet, 
sich  höhere  als  landesübliche  Zinsen  auszubedingen  a). 
In  wie  fern  ihnen  dies  auch  die  Preufsischen  Gesetze 
bei  Darlehnen  erlauben,  ist  im  §.  218  erwähnt  worden. 
a)  V.  Martens  S.  26.  27. 

§.  222. 
VS^enn  ein  Kaufmann  einem  Andern,  der  kein  Kauf- 
mann ist,  Waaren  auf  Borg  gegeben  hat,  so  kann  er, 
wenn  keine  Zahlungsfrist  bestimmt  worden,  nach  Ver- 
lauf von  Vierzehn  Tagen,  vom  Tage  der  gesche- 
henen Ein  m  ah  nuug  gerechnet,  landübliche  Zinsen  ver- 
langen. Der  ausdrücklichen  Einmahnung  wird  es  gleich 
geachtet,  wenn  der  Kaufmann  dem  Abnehmer  eine  Rech- 
nung schickt. 

A.  L.  R.  Th.  II.  tit.  8.  §.-684.  685. 
Der  eidlich  bestärkte  Vermerk   in   den  Büchern  des 
Kaufmanns  (s.  unten)  ist  hinreichend  zum  Beweise,  dafs 
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und  wann  die  Einmaliming  geschehen ,  oder  bis  zu  wel- 
chem Tage  der  Credit  gegeben  sey. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  686. 

Kanu  ein   solcher  Beweis  nicht  geführt  werden,   so 
tritt  die  Verzinsung    erst   mit  Verlauf  eines   Jahres 
vom  Tage  der  geschehenen  Lieferung  ein. 
A.  L.  K.  a.  a.  O.  §.  687. 

Wenn  der  Credit  bis  zu  einem  bestimmten  Tage 
gegeben  ist,  so  laufen  von  diesem  an  die  Zögerungs- 
zinsen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  688. 

Die  durch  diese  Verordnung  gegebene  Befugnifs,  Zin- 
sen zu  fordern,  wird  dadurch  nicht  aufgehoben,  dafs  der 
Kaufmann  demselben  Abnehmer  in  der  Folge  noch  mehr 
V^'aaren  auf  Credit  gegeben  hat. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  689. 

Von  der  oben  in  Betreff  des  den  Kaufleuten  erlaub- 
ten Zinssatzes  erwähnten  Verordnung  gilt  folgende  Aus- 
nahme: 

wenn  einem  Kaufmanne,  der  mit  Waaren  im  Grofsen 
handelt,  Gelder  gegen  blofse  Handschrift  oder  VS^echsel, 
und  ohne  besondere  Sicherheit,  auf  eine  sechs  Monate 
nicht  übersteigende  Zeit  geliehen  worden,  so  soll  die 
Bestimmung  des  Zinssatzes  lediglich  der  Vereinigung 
der  Interessenten  überlassen  bleiben.  Nach  Verlauf 
der  sechs  Monate  aber  dürfen  nur  die  gewöhnlichen  ge- 
selzmäfsigcn  Zinsen  genommen  werden.  Wird  noch  wäh- 
rend der  sechs  Monate  über  das  Vermögen  des  Kauf- 
ilianns  Concurs  eröffnet,  so  kann  der  Gläubiger  nur  die 
gesetzmäfsigen  Zinsen  ans  der  Masse  verlangen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  692-694. 

Wenn  eiu  Kaufmann,  bei  Gelegenheit  eines  ihm  ge- 
machten Auftrages,    Vorschüsse  macht,  so  ist  er  befugt, 
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sechs  von  hundert  jährliche  Zinsen  vom  Tage  der  Ver- 
wendung an  zu  verlangen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  695. 
Wenn  Kaufleute  sich  wegen  gegenseitiger  Forderun- 
gen an  Capital  und  Zinsen  berechnen,  so  ist  der,  wel- 
chem ein  Ueberschufs  gebidirt,  von  dem  ganzen  Be- 
trage desselben,  wenn  gleich  Interessen  darunter  mit  be- 
griffen sind,  Zinsen  seit  dem  Tage  des  Abschlusses  anzu- 
setzen berechtigt. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  697. 
Auch  ohne  ausdrückliche  Verabredung  können  Kauf- 
leute unter   einander  in  Handelsgeschäften  die  zwischen 
Kaufleuten  gewöhnlichen  Zinsen  fordern. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  696. 

7)    Von  uneigentlichen  Darlehncn. 

§.    223. 

Wenn  Sachen,  welche  nicht  unter  die  Gegenstände 
des  cigentUchen  Darlehns  gehören,  unter  der  Bedingung 
gegeben  worden,  dafs  eben  so  viel  Sachen  von  gleicher 
Art  und  Beschaffenheit  zurückgegeben  werden  sollen, 
so  finden  in  der  Regel  alle  für  eigentliche  Darlchnc  ge- 
gebenen Vorschriften  Anwendung. 
A.  L.  R.  Th.  I.  tit.  11.  §.  853. 

Der  Empfänger  mufs  die  Sachen  in  derselben  Quali- 
tät und  Quantität,  wie  er  sie  erhallen  hat,  zurückliefern, 
es  mögen  dieselben  in  der  Zwischenzeit  im  Werthe  ge- 
stiegen oder  gefeilen  sejn. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  851. 

Statt  der  Zinsen  kann  bei  un eigentlichen  Dar- 
Ichnen  eine  bestimmte  Quantität  Sachen  von  der  Art, 
wie  sie  geliehen  worden,  bedungen  werden;    aber  auch 
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hier  sind  nur  die  bei    eigentlichen  Darichnen   erlaubten 
Zinssätze  zulässig. 

A.  L.  1\.  a.  a.  O.  §.  855.  856. 

Wenn  die  Zinsen  des  uneigentUchen  Darichns  in 
Gclde  bedungen  sind,  so  mufs  bei  Beuithcilung  des  Zins- 
salzes auf  den  Werth  Rücksicht  genommen  werden,  den 
die  zum  Darlehnc  gegebenen  Sachen  zur  Zeit  des  ge- 
schlossenen Vertrages  gehabt  haben. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  857. 

Wenn  bei  uneigenthchen  Darichnen  Zinsen  bedun- 
gen sind,  so  kann  der  Gläubiger,  Falls  die  Rückzahlung 
verzögert  wird,  nur  eben  so  wie  bei  eigentlichen  Dar^ 
lehnen  Verzugszinsen  oder  Entschädigung  verlangen. 
Sind  aber  keine  Zinsen  bedungen  und  der  Schuldner 
verzögert  die  Rückzahlung,  so  steht  dem  Gläubiger  die 
Wahl  frei,  entweder  die  Sachen  in  Natur,  nebst  den  ge- 
setzmäfsigen  Verzugszinsen,  oder  den  Werth  der  Sachen, 
wie  derselbe  zu  der  Zeit,  da  die  Ablieferung  hätte  ge- 
schehen sollen,  gewesen  ist,  zu  fordern. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  858.  859. 

Wenn  vom  Gläubiger  ohne  hinreichenden  Grund  die 
Annahme  der  Sachen  verweigert  wird,  so  hat  der  Schuld- 
ner die  Wahl,  ob  er  noch  die  Sachen  selbst  geben,  oder 
den  Werth  entrichten  wolle,  welchen  dieselben  zur  Zeil 
der  verabredeten  Rücklieferung  gehabt  haben. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  860. 

8)    Vom    Creditircn. 
§•    224. 

Dafs  Sachen  auf  Credit  gegeben  worden,  ist  dann 
anzunehmen,  wenn  der  Verkäufer  wegen  der  vorbedun- 
genen und  bei  der  Ucbergabe  nicht  geleisteten  Bezah- 
hing,  die  gerichtliche  Klage  nicht  innerhalb  acht  Tagen 
nach  der  Ucbergabe  anmeldet.      Diese  Frist  läuft  einem 
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abwesenden  Verkäufer  von  der  Zeit  an,  da  er  von  der 
nicht  erfolgten  Zahlung  Nachricht  erhalten  und  die  Klage 
bei  dem  conipetenten  Richter  hat  anstellen  können. 

Sobald  das  Kaufgeld  geborgt  ist,  kann  der  Verkäu- 
fer von  der  ihm  sonst  in  solchem  Falle  zustehenden  Be- 
fugnifs,  den  Coulract  aufzuheben  und  die  Sache  selbst 
zurückzufordern,  keinen  Gebrauch  machen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  861.  cf.  §.  224  —  227. 
In  so  weit  Jemand  unfähig  ist,  cigenthchc  Darlehne 
aufzunehmen,  in  so  weit  dürfen  ihm  auch  keine  Sachen 
auf  Credit  gegeben  werden  ß).  Creditirtes  Lohn  für  wirk- 
lich gelieferte  Arbeit,  oder  geleistete  Dienste  müssen  je- 
doch auch  solche  Personen  entrichten.  Dasselbe  gilt 
wegen  der  bei  solchen  Gelegenheiten  von  dem  Arbeiter 
gemachten  baaren  Auslagen,  in  so  fern  die  Sachen  zum 
eigenen  Gebrauche  des  Schuldners  erforderlich  waren. 

Es  mufs  jedoch  der  Gläubiger  statt  des  etwa  verab- 
redeten höhern,  mit  dem  zu  derselben  Zeit  und  an  dem- 
selben Orte  übhchen  niedrigem  Lohne,  und  statt  des 
verabredeten,  mit  dem  wirklichen  mindern  W^erthe  der 
gelieferten  Sachen  sich  begnügen.  ^ 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  862  —  865. 
Jede  rückständige  Zahlung  ist,  wenn  auch  über  die 
schuldige  Summe  ein  Schuldschein,  als  über  ein  Darlehn, 
ausgestellt  worden,  nach  der  Natur  des  Geschäftes,  aus 
dem  die  Verbindlichkeit  entstanden  ist,  zu  beurtheilen. 
Nur  hinsichtlich  der  von  dem  Rückstande  zu  entrichten- 
den Zinsen  finden  dieselben  Vorschriften  Anwendung, 
welche  für  eigentliche  Darlehne  gelten. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  866  —  868. 

a)  cf.  Ed.  V.  7.  April  1744,  2.  Dec.  1766.  Rescr.  v.  5. 
Febr.  1810.  Mathis  Bd.  9.  S.  54.  60.  Verordnung  v.  8.  Jan. 
1802.  §.  19.    Ed.  S.  V.  1802.  S.  642. 
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9)    Von  Haudelsbillets  und  Assignafioncn. 

§.    225. 

Ilandelsbillcts  sind  Scliuldschcine,  welche  ein  Kauf- 
mann über  die  auf  Zeit  erkauften  Waarcn  ausstellt. 
Kaufmännische  Assignationen  sind  solche,  welche 
von  einem  Kaufmanne  in  Handelsgeschäften  ausgestellt 
werden. 

A.  L.  R.  Th.  II.  tit.  8.  §.  1250. 1251. 

Nach  der  Verordnung  des  A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1252. 
soll  es,  wo  Handelsbillets  und  Kaufmännischen  Assigna- 
tionen die  W^echselkraft  beigelegt  ist,  dabei  ferner  sein 
Bewenden  haben  ß). 

Wegen  der  Münzsorten  und  der  Verfallzeit  findet 
alles  Anwendung,  was  in  dieser  Hinsicht  bei  Wechseln 
verordnet  ist  (s.  unten). 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1252.  1253. 

a)  Den  Handelsbillets  und  Kaufmännischen  Assignationen 
ist  in  Naumburg  Wechselkraft  beigelegt. 

Verordn.  vom  4.  Juni  1819.  §.  32.  Gesctzs.  von  1819 
S.  146. 

§.    226. 

In    einem    Handelsbillct    mufs    die   Summe    der 
Schuld  und  die  Zeit  der  Zahlung  enthalten  seyn,  und  es 
ist  dann  hinreichend,   wenn  der  Waarenverkauf,  woraus 
die  Schuld  entstanden  ist,  nur  allgemein  bemerkt  ist. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1254. 1255. 

Dergleichen  Handelsbillets  begründen  da,  wo  ihnen 
die  Wechselkraft  nicht  beigelegt  ist,  binnen  Jahresfrist 
von  dem  Zahlungstage  an  gerechnet,  den  cxecutivischen 
Prozcfs,  und  haben  während  dieser  Zeit  im  Concursc 
mit  den  Wechseln  gleiches  Recht. 

Wenn  jedoch  der  Betrag  der  Schuld  oder   die  Zeit 
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der  Zahlung  nicht  gehörig  bestimmt,  oder  die  Forderung 
nicht  unmittelbar  aus  einem  Waarenverkchrc  entstanden 
ist,  so  gilt  das  Instrument  nur  als  gewöhnlicher  Schuld- 
schein, a) 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1256. 1257.  1259. 

a)  Wegen  der  an  einigen  Orten  üblichen  sogenannten 
Mamres  und  Starchos,  auch  anderer  jüdischer  Geldscheine 
sind  die  darauf  Bezug  habenden  Provinzlalgesetzc  zu  berück- 
sichtigen. 

§•    227. 

Wenn  Jemand    einem   Andern  aufträgt,   etwas,  wel- 
ches der  Auftragende  von  einem  Dritten  zu  fordern  hat, 
bei  demselben  für  seine  eigene  Rechnung  zu  erheben,  so 
ist  dies  eine  Anweisung  oder  Assignation  ö). 
A.  L.  R.  Th.  I.  tit.  16.  §.  251. 

Auch  unter  Kaufleuten  ist  Anweisung  keine  Zah- 
lung. Wenn  jedoch  ein  Kaufmann  von  dem  andern, 
statt  Zahlung,  eine  Assignation  ohne  Vorbehalt  annimmt, 
so  ist  das  Geschäft  als  eine  Cessio n  anzusehen. 

Durch  eine  solche  tritt  der  neue  Inhaber  in  alle  ab- 
getretene Rechte  und  damit  verbundene  Pflichten  des 
Cedenten.  Der  Cedent  überhaupt  haftet  dem  Cessionar 
für  die  Richtigkeit  und  Rechtsgültigkeit  der  abgetretenen 
Forderung;  ist  diese  jedoch  ausdrücklich  als  zweifelhaft 
cedirt,  oder  dem  Cedenten  die  Gewährsleistung  aus- 
drücklich erlassen  worden,  so  haftet  letzterer  nur  als- 
dann, wenn  er  dem  Cessionar  die  ihm  bekannte  nähere 
Beschaffenheit  der  Sache  verschwiegen,  oder  sich  sonst 
eines  Betruges  schuldig  gemacht  hat.  Hat  der  Cedent 
eine  offenbar  unrichtige  Forderung,  wider  besseres  Wis- 
sen, nur  als  zweifelhaft  angegeben,  so  ist  er  einem  Be- 
trüger gleich  zu  achten. 

Ein  Cedent,    welcher  die  Richtigkeit  einer  abgetrelc- 
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nen  Fordcruug  zu  .vertreten  verpflichtet  ist,  mufs,  bei 
sich  ergebender  Unrichtigkeit,  dem  Cessionar  auch  alle 
Schäden  und  Kosten  erstatten.  Hat  er  betrüglich  gehan- 
delt, so  mufs  er  ihm  das  volle  Interesse  vergüten.  Es 
ist  jedoch  diese  Verbindlichkeit  niemals  auf  diejenige 
Summe  auszudehnen,  um  welche  die  cedirte  Forderung 
das  übersteigt,  vras  der  Cessionar  dafür  gegeben  hat, 
und  welche  der  letztere  ^Iso  bei  dem  Geschäfte  zu  ge- 
winnen gedachte. 

In  allen  Fällen,  wo  Jemand  durch  die  für  einen  An- 
dern geleistete  Zahlung  nach  Vorschrift  der  Gesetze  an 
die  Stelle  des  bezahlten  Gläubigers  tritt,  kann  er  von 
diesem  auch  eine  ausdrückliche  Cession  seiner  Rechte 
an  den  Schuldner  verlangen  (nothwendige  Cession). 
Der  Cedent  haftet  aber  in  dergleichen  Fällen  weder  für 
die  Richtigkeit,  noch  für  die  Sicherheit  der  Forderung, 
in  so  fern  er  sich  bei  dem  Geschäfte  keines  Betruges 
schuldig  gemacht  hat. 

A.  L.  R.  Th.  II.  tit.  8.  §.  1261.  1262.    Th.  I.  tit.ll. 
§.  402.  420—426.  442  —  444. 

Kommt  die  Einwilhgung  des  Assignaten  hinzu,  so 
ist  eine  Delegation  vorhanden.  Durch  eine  solche  hört 
alle  Verbindung  zwischen  dem  Anweisenden  und  Assig- 
naten auf,  und  der  erstere  wird  von  der  Verbindlichkeit, 
dem  Angewiesenen  für  die  Richtigkeit  der  assignirten 
Post  zu  haften,  frei.  Auch  kann  der  Assignat,  welcher 
den  Angewiesenen  statt  des  Anweisenden  zu  seinem 
Gläubiger  einmal  angenommen  hat,  demselben  Einwen- 
wendungen  und  Gegenforderungen,  die  er  gegen  den 
Anweisenden  halle,  nicht  mehr  entgegensetzen. 

Der    ausdrücklichen    Annahme    des  Assignaten  zum 
Schuldner,   statt  des  Anweisenden,   wird  es   gleich   ge- 
achtet. 
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achtet,   wenn  der  angewiesene  Gläubiger  seinen  bisheri- 
gem Schuldner  quitlirt,  und  das  Instrument  zuriickgiebt. 

A.  L.  R.  Th.  IL  tit.  8.  §.  1263.    Th.  I.  tiL  16.  §.  264— 
267.  cf.  tit.  11.  §.  412. 

Dieselben  Vorschriften  gelten,  wenn  mit  Einwilligung 
sämmtHcher  Interessenten,  durch  Ab-  und  Zuschreiben  in 
ihren  Büchern,  eine  Ueberweisung  (Scontration)  ge- 
schehen ist. 

A.L.R.  Th.II.  tit.  8.  §.1264. 
In  allen  diesen  Fällen  haftet  der  Anweisende  nicht 
für  die  Sicherheit  des  Assignaten.  Aufser  denselben  sind 
bei  kaufmännischen  Assignationen  die  Verhältnisse  zwi- 
schen dem  Aussteller  und  Empfänger  in  der  Regel  nach 
den  Vorschriften  der  Gesetze  von  Assignationen  über- 
haupt zu  beurtheilen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.   §.  1265. 1266.    cf.  Th.  I.  tit.  16.  §. 
268  u.  f. 

Es  ist  zur  Gültigkeit  kaufmännischer  Assignationen 
hinreichend,  wenn  daraus  erhellt,  wer  Zahlung  leisten 
und  empfangen  solle;  von  wem  und  auf  wie  hoch  die 
Assignation  ausgestellt  worden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1267. 

a)  pr.  §.  1-6.  J.  3.  26  (27.)  fr.  34.  pr.  D.  17.  1.  — 
Mühlenbruch  von  der  Cession  der  Forderungsrechte  §.  19. 

§.    228. 

Der  Empfänger  einer  kaufmännischen  Assignation 
(Assignator)  mufs  jede  Saumseligkeit  bei  der  Einziehung 
aufs  sorgfältigste  vermeiden. 

Ist  keine  Zahlungszeit  bestimmt  und  der  Inha- 
ber der  Assignation  befindet  sich  mit  dem  Assignaten  an 
demselben  Orte,  so  mufs  er  sich  spätestens  binnen  acht 
Tagen  nach  dem  Empfange  bei  dem  Assignaten  melden, 
und  Bezahlung  fordern.    Sind  beide  nicht  an  einem  Orte, 
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so  mufs  die  Assignation  mit  der  nächsten  Post  zur  Ein- 
kassirung  abgeschickt  werden.  • 

Soll  die  Assignation  während  eines  Marktes  oder  ei- 
ner Messe  bezahlt  werden,  so  gelten  hinsichtlich  der 
Präsentation  die  für  Wechsel  erlassenen  Vorschriften  (s. 
unten). 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1268  —  1271. 

Die  in  den  Naumburger  Messen  zahlbaren  Kauf- 
männischen Assignationen  müssen  in  der  Pxegel,  so  viel 
die  Sommermesse  betrifft,  bis  zum  5ten  Juh,  und  in  der 
Wintermesse  bis  zum  zweiten  Donnerstage  nach  dem 
Einläuten,  aufserdem  aber  bis  zu  dem,  nach  §.  25.  der 
Verordnung  vom  4.  Juni  1819  (s.  Wechselrecht)  für 
den  Ausnahmefall  zu  bestimmenden  Zahltage,  Abends  10 
Uhr,  präsentirt,  acceptirt,  gezahlt,  oder,  bei  nicht  erfolgter 
Annahme  und  Zahlung,  dem  anwesenden  Assignaten  zu- 
rückgegeben werden.  Ist  aber  dieser  nicht  anwesend, 
so  mufs  die  Einlegung  des  Protestes  bis  zur  bemerkten 
Zeit  erfolgen. 

Verordn.  v.  4.  Juni  1819.  §.  33.  —  Gab.  Ordre  v. 
28.  Juni  1825.  Ges.  Samml.  v.  1825.  S.  171.  cf.  Gab. 
Ordre  v.  24.  März  1831.     Ges.  Samml.  v.  1831.  S.  8. 

Wenn  eine  Zahlungszeit  bestimmt  ist,  so  mufs 
die  Anmeldung  spätestens  den  ersten  Tag  nach  der  Vcr- 
fallzeit  erfolgen  ö). 

A.L.R.a.a.  O.  §.  1272. 

Wenn  die  Anweisung  auf  heute  lautet,  so  braucht 
sie  dennoch  erst  am  folgenden  Tage  präsentirt  zu 
werden. 

Erkcnntn.  des  Gammer- Gerichts.  Mathis  Bd.  IL  S. 
30.  31.     Grävell's  Greditgesetze  Bd.  IV.  Abth.  1.  S.  140. 

Wenn  die  Assignation  von  dein  Assignaten  nicht 
angenommen  wird,  so  mufs  der  Inhaber  dieselbe  dem 
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Assignantcn,  wenn  dieser  an  dcnisclbcn  Orte  wohnt,  spä- 
testens binnen  24  Stunden  zurückgeben.  Wohnt  der 
Assignant  an  einem  andern  Orte,  so  mufs  der  Inhaber 
sogleich  Protest  aufnehmen  lassen,  und  denselben  mit 
nächster  Post  versenden.  Es  gelten  sowohl  in  dieser 
Hinsicht,  als  wegen  der  Fälle,  wenn  obige  Fristen  auf 
einen  christHchen  oder  jüdischen  Feiertag  treffen,  die 
wiegen  der  Wechsel  gegebenen  Vorschriften. 
A.L.R.  a.a.  O  §.1273  —  1276. 

M^enn  die  Präsentation  binnen  der  gesetzlichen  Fri- 
sten von  dem  Inhaber  versäumt  ist,  so  haftet  er  für  al- 
len daraus  entstehenden  Schaden,  und  hat  den  Regrefs 
nur  im  ordendicheu  Prozesse  (s.  "Wechselrecht). 

Wenn  die  Assignation   acceptirt  ist,   so  treten  eben- 
falls die  wegen  derW^echsel  gegebenen  Vorschriften  ein. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1277.  1278.  cf.  §.  974. 1084. 

Respit-  oder  Discretionstage  (s.  unten)  finden 
in  den  Fällen,  wo  sie  bei  wechselmäfsigen  Zahlungen 
zugelassen  sind,  auch  bei  Kaufmännischen  Assignationen 
Statt. 

Wenn  die  Zahlung  der  acceptirten  Assignation  nicht 
zu  der  für  Wechsel  bestimmten  Verfallzeit  erfolgt,  so 
mufs  der  Inhaber  ebenfalls  wie  bei  acceptirten  und  nicht 
gehörig  bezahlten  Wechseln  verfahren.  Er  ist  aber, 
wenn  der  Assignant  nicht  an  demselben  Orte  wohnt,  au- 
fser  der  Aufnahme  und  Versendung  des  Protestes,  bei 
Verlust  seines  Rechtes  an  den  Assignanten,  schuldig,  auf 
dessen  Kosten  die  Klage  wider  den  Assignaten  sogleich 
anzustellen,  und  den  Prozefs  so  lange  gehörig  fortzu- 
setzen, bis  der  Assignant  dazu,  nach  dem  gewöhnlichen 
Laufe  der  Posten,  selbst  die  nöthigsten  Verfügungen 
treffen  kann. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1279—1281. 

13* 
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o)  In  Breslau  ist  angenommen,  dafs  Assignalionen  keiner 
Acceptatlon  bedürfen,  und  es  wird  die  Erklärung  über  die  Ac- 
ceptation  vor  der  Verfallzeit  verweigert.  Die  Rechtsbeständig- 
keit dieses  kaufmännischen  Gebrauches  ist  indessen  nicht  be- 
gründet. 

cf.  Grattenauer  über  die  altern  und  neuern  Wechselge- 
setze der  Stadt  Breslau.  Breslau  bei  Korn  1806.,  und  in  Ma- 
tbis  Monatsschrift  Bd.  V.  S.  33.  52.  Grävell's  Creditgesetze 
Bd.  IV.  Abth.  1.  S.  140.  141. 

§.    229. 
Wenn  der  Protest  innerhalb  der  bestimmten  Fristen 
zurückkommt,  so  mufs  der  Assignant  die  Assignation  wie- 
der zurücknehmen.  Er  ist  in  allen  Fällen,  die  Assignation 
möge  für  eine  Waarenschuld  oder  für  baare  Zahlung  der 
Valuta   gegeben  sejn,  dem  Inhaber,  wenn  dieser,  aller 
angewandten  Sorgfalt  ungeachtet,  keine  Zahlung  von  dem 
Assignaten  erhalten  hat,  wechselmäfsig  verpflichtet. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1282.  Verordn.  v.  4.  Juni  1819.  §.  34. 
Hat  der  Inhaber  die  Fristen  zur  Aufnahme  und  Ver- 
sendung des  Protestes  wegen  Nichtzahlung  versäumt,  oder 
dem  Assignaten  nach  der  Acceptation  irgend  eine  Nach- 
sicht gestattet,  so  haftet  ihm  der  Assignant  nur  als  Bürge, 
im  ordentlichen  Prozesse,  für  den  ohne  sein  Verschulden 
entstandenen  Ausfall. 

A.L.R.  a.a.O.  §.1288. 

§.    230. 
Der  Assignat  ist  dem   Inhaber  nur  dann  verhaftet, 
wenn    er    die  Assignation   schriftlich   acceptirt   hat; 
in   diesem  Falle  aber  mufs  er  demselben  Zahlung  leisten 
und  kann  sich  mit  einer  schon  erfolgten  Befriedigung  des 
Ausstellers   oder    andern  Einwendungen,   die  ihm  gegen 
diesen  zustehen,  nicht  schützen  (s.  Wechselrecht). 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1289.  1293. 1294. 
Er  kann  vor  der  Acceptation  dem  Aussteller  sicher 
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zahlen,  selbst  wenn  er  von  der  Assignation  imterriclilet 
war.  Letzterer  kann  ihm  auch  die  Zahlung  au  den  In- 
haber vor  der  Acccptalion  untersagen. 

A.L.R.  a.a.O.  §.1291. 1292. 
Wenn  über  das  Vermögen  des  Ausstellers  vor  einge- 
tretenem Verfalltage  Concurs  entstanden  ist,  so  ist  der 
Assignat  dem  Inhaber,  auch  auf  eine  schon  acceptirte  As- 
signation Zahlung  zu  leisten  weder  schuldig  noch  berech- 
tigt. Hat  er  jedoch  nach  eingetretenem  Verfalltage  die 
Zahlung  geleistet,  ehe  er  von  der  gerichtlichen  Bekannt- 
machung der  Concurseröffnung  Kenntnifs  erhielt,  so  wird 
er  dadurch  von  seiner  Verbindlichkeit  gegen  den  Aus- 
steller, und  dessen  Masse,  allerdings  befreit. 

A.L.R.  a.a.O.  §.1295. 1296. 
Aus    einer   kaufmännischen    Assignation    kann    gegen 
den  Accep tauten,  wenn  er  ein  Kaufmann  ist,  nach  Wech- 
selrecht verfahren  werden. 

Verordn.  v.  4.  Juni  1819.  §.  33. 

§.    231. 
Der   Inhaber   eines   Handelsbillets    oder    einer   kauf- 
männischen Assignation  ist  zum   Indossiren  unter  den 
bei  Wechseln  vorgeschriebenen  Bedingungen  berechtigt. 

A.L.R.  a.a.O. §.1299. 1300. 

Der  Indossant  steht  mit  dem  Indossatar  in  demsel- 
ben Verhältnisse,  wie  der  Aussteller  mit  dem  ersten  In- 
haber. 

A.L.R.  a.a.O.  §1301. 

Bei  Assignationen,  welche  indossirt  werden,  gelten, 
hinsichtlich  des  Regresses  gegen  die  Vormänner,  die 
Grundsätze  des  Wechselrechts. 

Verord.  v.  4.  Juni  1819.  §.  36. 
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10.    Von  der  Zahlung. 
§.    232. 

Zahlung  heifst  die  Erfüllung  der  Verbindlichkeit  ei- 
nes Schuldners  durch  Geld,  oder  geldgleiche  auf  jeden 
Inhaber  lautende  Papiere. 

Nur  dem  Gläubiger,  oder  demjenigen,  welchem  das 
Recht  desselben  oder  dessen  Ausübung  übertragen  ist, 
kann  gültig  gezahlt  werden. 

A.  L.  R.  Th.  I.  tit.  16.  §.  28.  30. 

Wenn  in  dem  Instrumente,  aus  welchem  die  durch 
Zahlung  zu  tilgende  Verbindlichkeit  entspringt.  Jemand 
aufser  dem  Gläubiger  benannt  ist,  welchem  die  Zahlung 
gültig  solle  geleistet  werden  können:  so  hat  der  Schuld- 
ner die  Wahl,  an  welchen  er  zahlen  will,  und  es  kann 
ihm  dieselbe  von  dem  Gläubiger  nur  gegen  vollständige 
Entschädigung  beschränkt  werden.  Letzterer  kann  je- 
doch in  den  Fällen,  wo  wegen  veränderter  Umstände 
der  Rücktritt  von  einem  Vertrage  überhaupt  Statt  findet, 
diese  dem  Schuldner  gelassene  Wahl  widerrufen. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  31  -  33.  cf.  tit.  5.  §.  377  u.  f. 

Auch   durch  richterliche  Verfügung  kann  der  Schuld- 
ner angewiesen  werden,   einem  Dritten  statt  des  Gläubi- 
gers Zahlung  zu  leisten.     Seine  Verbindlichkeit  darf  aber 
dadurch  auf  keine  Weise  lästiger  gemacht  werden. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  34. 35. 

Zahlungen,  welche  sich  nicht  auf  Verträge  gründen, 
ist  der  Schuldner  nur  da,  wo  er  wohnt,  zu  leisten  ver- 
pflichtet. 

Dergleichen  Zahlungen  aus  öffentlichen  Kassen,  und 
an  dieselben,  müssen,  aufser  dem  Falle  eines  Darlehns, 
auf  der  Kasse  in  Empfang  genommen,  und  in  die  Kasse 
geleistet  werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  52.  53. 
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Der  Schuldner  mufs  zur  bestimmten  Zeit  Zahlung 
leisten,  der  Gläubiger  ist  jedoch,  Wechselzahlungen  (s. 
unten)  ausgenommen,  nicht  eher,  als  nach  gäuzhchem 
Ablaufe  des  bestimmten  Tages,  auf  die  Zahlung  zu  kla- 
gen berechtigt. 

Vor  der  bestimmten  Zeit  ist  der  Gläubiger  nicht  ver- 
pflichtet, die  Zahlung  anzunehmen. 
A.  L.R.a.a.  O.  §.  54— 56. 

Wer  in  der  Bezahlung  einer  schuldigen  Geldsumme 
säumig  ist,  mufs  Zögerungszinsen  entrichten,  und  es  gilt, 
was  wegen  dieser  bei  Darlehnen  (s.  oben)  verordnet  ist, 
auch  bei  andern  verzögerten  Zahlungen,  wo  nicht  die 
Gesetze  besondere  Bestimmungen  vorschreiben. 
A.L.R.  a.a.O.  §.64.65. 

Wenn  weder  eip  Zahlungstag  bestimmt,  noch  eine  au- 
fsergerichtliche  Aufforderung  nachgewiesen  ist,  so  laufen 
die  Zögerungszinsen  erst  vom  Tage  der  dem  Schuld- 
ner geschehenen  Behändigung  der  Klage  des  Gläu- 
bigers. 

A.L.R.  a.a.O.  §.71. 

Wenn  es  zweifelhaft  ist,  in  welchen  Münzsorten 
eine  Zahlung  zu  leisten  sej,  so  mufs  in  der  Regel  auf 
den  Zeitpunkt  gesehen  werden,  wo  das  Recht  des  Gläu- 
bigers, aus  welchem  er  die  Zahlung  fordert,  zuerst  ent- 
standen ist. 

Jede  Zahlung  mufs,  wenn  nicht  besondere  Verabre- 
dungen oder  Gesetze  verlangen  oder  gestatten,  dafs  die- 
selbe in  Gold  oder  Scheidemünze  geleistet  werde,  in  dem 
zur  Zahlungszeit  gangbaren  Preufsischen  Silber- 
Courant  geleistet  und  angenommen  werden. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  76. 

Die  Verordnung,  dafs  Zahlungen  unter  zehn  Tha- 
lern, im  Mangel  näherer  Bestimmimgen,  ganz  in  Scheide- 
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mtinze,  und  ZahluDgen  unter  drei fs ig  Thalern  Laib 
in  Couraiit,  halb  in  Scheidemünze  angenommen  werden 
müssen,  ist  aufgehoben.  —  Zahlungen,  welche  mit 
ganzen,  Drittel-,  und  Sechstclthalerstücken  geleistet  wer- 
den können,  ist  Niemand  verpflichtet  in  Silbergroschen 
anzunehmen;  dagegen  darf  die  Annahme  derselben  von 
den  öffentlichen  Kassen  und  Anstalten  ebenso  wenig,  als 
im  Privatverkehr  verweigert  werden,  in  so  fern  die  zu 
leistende  Zahlung  weniger,  als  einen  Sechstelthaler,  be- 
trägt, oder  weniger  als  ein  solcher  zur  Ausgleichung  der 
Summe  erforderlich  ist. 

Münzgesetz  vom  30.  Sept.  1821.  §.  7.    Gesetzs.  von 
1821.  S.  160. 

Da  der  Umlauf  der  alten  Scheidemünze  nicht  mehr 
Statt  findet,  so  ist  festgesetzt,  dafs^  bei  jeder  Art  von 
Yerträgeu,  so  wie  bei  Rechnungen,  unter  der  Bezeich- 
nung von  Groschen,  jedes  Mal  Silbergroschen  als 
dreifsig  Theile  eines  Thalers,  so  wie  unter  Pfennigen 
zwölf  Tlieilc  eines  Silbergroschens,  oder  dreihundert 
und  sechzig  Theile  eines  Thalers  zu  verstehen  sind. 
Der  Preissteller  ist  verbunden,  die  Zahlung  hiernach 
anzunehmen,  so  dafs  fernerhin  eine  Rechnung  auch  nicht 
in  ihren  einzelnen  Positionen  in  Groschen  nach  der  Ein- 
thcilung  von  ^j  Thaler  gestellt,  und  etwa  nur  dicHaupt- 
gumme  auf  Silbergroschen  rcducirt  scyn  darf,  vielmehr 
der  Zahlungspflichtige  berechtigt  seyn  soll,  jede  in  Cou- 
rant  aufgeführte  Untereiuthcilung  eines  Thalers  als  Sil- 
bergroschen oder  ä'y,  und  diese  zu  12  Pfennigen  zu 
rechnen  und  zu  zahlen. 

Cabin.  Ordre  vom  25.  Oct.  1825.    Gesetzs.  v.  1825. 
S.  227. 

Auswärtige  Münzsorten  ist  der  Gläubiger  nur 
alsdann   anzunehmen    scliuldig,    wenn    sie    ausdrücklich 
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verschrieben  sind,    oder  durch  die  Landesgesetze  Cours 
erhalten  haben. 

Auch  der  Schuldner  kann  bei  Zahlungen,  die  inner- 
halb der  Preufsischen  Staaten  zu  leisten  sind,  niemals 
gezwungen  werden,  in  hiesigen  Landen  nicht  coursirende 
Münzsorten  zu  entrichten.  Davon  ist  jedoch  der  Fall 
ausgenommen,  wenn  auswärtige  Münzsorten  als  Waare 
gekauft  worden,  und  dem  Käufer  abgeliefert  werden 
sollen. 

Wenn  in  allen  übrigen  Fällen  die  verschriebene  aus- 
wärtige Müuzsorte  in  der  Zwischenzeit,  bis  zu  der  in 
hiesigen  Landen  zu  leistenden  Zahlung,  aufser  Cours 
gesetzt  worden  ist;  so  kann  auch  der  Gläubiger  statt 
derselben  die  hiesige  Münzsorte  fordern.  A.  L.  R.  a.  a. 
O.  §.  78  —  81.  (s.  die  Vorschriften  wegen  der  bei  Dar- 
lehnen zu  zahlenden  Münzsorten.) 

Die  Zahlung  selbst  kann  per  Cassa  oder  a  Conto, 
durch  Wechsel,  auch  durch  die  Bank  erfolgen,  (s.  den 
Artikel:  Banken.) 

Dafs  Assignation  keine  Zahlung  sey,  ist  bereits  oben 
erwähnt  worden  ß). 

Nach  den  besondern  kaufmännischen  Gebräuchen  der 
verschiedenen  Handelsplätze,  oder  dem  Abkommen  der 
Interessenten,  ist  der  hier  und  da  vorkommende  Ra- 
batt b)  (Disconto)  zu  beurtheilen,  d.  h.  ein  Abzug,  den 
der  Verkäufer  bei  gewissen  Waaren  dann  bewilligt,  wenn 
der  Käufer  baar  oder  in  kurzer  Zeit  bezahlt. 

ö)  Vergl.  auch:  Stryk  de  assignatlonls  inter  mercatores 
jure.     Halae  1708.  4. 

b)  Li  Leipzig  und  den  meisten  Italienischen  Han- 
tlelöpldtzen  berechnet  man  den  Rabatt  in  100,  und  bezahlt  mit- 
hin z.  B.  nur  93^  Rthl.  für  100  Rthl.  Waaren.  In  Hamburg 
und  Amsterdam  wird  er  dagegen  auf  100   berechnet,   und 
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man  zahlt  z.  B.    für  106?f  Rthl.  Waaren   100  Rthl.  —  Vergl. 
Busch  Darstellung  der  Handlung  Th.  I.  Buch  2.  cap.  3.  §.  8. 

$.  233. 
Quittung  d.  h.  ein  schriftliches  Bckenntnifs  der  em- 
pfangenen Zahlung  kann  der,  welcher  Zahlung  geleistet 
hat,  vom  Gläubiger  verlangen.  Es  gehört  zu  einer  voll- 
ständigen Quittung:  die  Beschreibung  oder  Benennung 
der  getilgten  Schuld,  die  Benennung  des  gewesenen 
Schuldners,  die  Angabe  der  Zeit  und  des  Orts,  wo  die 
Zahlung  geschehen,  die  Unterschrift  des  Gläubigers  oder 
sonst  gesetzmäfsig  legitimirten  Empfängers.  Wenn  die 
Zahlung  weder  durch  den  Schuldner  selbst,  noch  auf 
dessen  Befehl  oder  Auftrag,  sondern  durch  einen  An- 
dern geleistet  worden  ist,  so  mufs  auch  dieser  in  der 
Quittung  genannt  sejn. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  86-88.  cf.  §.  89. 
Die  Kosten  der  Quittung  fallen  dem  Schuldner 
zur  Last. 

Rescr.  vom  27.  Nov.  1797.    Stengel  Bd.  5.  S.  144. 
Ediktens.  von  1797.  S.  1475. 

Was  von  den  Umständen  der  Zahlung  aus  der  Quit- 
tung nicht  zu  entnehmen  ist,  mufs  der  gewesene  Schuld- 
ner erforderlichen  Falls  auf  andere  Art  nachweisen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  g.  90. 
Wenn  bei  Zinsenzahlungen,  und  bei  fortwährenden 
Prästationen,  zwischen  dem  Zahler  und  Empfänger  bis- 
her eine  gewisse,  obschon  fehlerhafte  Form  von  Quit- 
tiuigen  üblich  gewesen,  so  kann  der  Schuldner  dem 
nicht  am  Orte  gegenwärtigen  Gläubiger  die  Zahlung  ge- 
gen eine  solche  Quillung  zwar  nicht  verweigern;  er  ist 
aber  eine  gcsetzmäfsige  Quillung  nachzufordern  berech- 
tigt. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  92. 
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Daraus  allein,  dafs  das  Schuldinstrumcnt  sich  in  den 
Händen  des  gewesenen  Schuldners  befindet,  folgt, 
mit  Ausnahme  der  gezogenen  Wechsel,  noch  nicht,  dafs 
die  Schuld  bezahlt  worden.  Dies  wird  jedoch  vcrmuthet, 
wenn  erhellet,  dafs  der  Gläubiger  selbst  dem  Schuldner 
das  Instrument  zurückgegeben  habe,  und  eine  andere 
Ursache  der  geschehenen  Rückgabe  nicht  ermittelt  wer- 
den kann.  "W^enn  nicht  erhellet,  wie  der  Schuldner  zu 
dem  Besitze  des  Instruments  gelangt  sej,  so  hat  derselbe 
zwar  ebenfalls  eine  Vermuthuug  für  sich;  es  hängt  aber 
alsdann  vom  richterlichen  Ermessen  ab,  in  wie  fern  diese 
Vermulhung,  bei  Ermangelung  anderer  Beweismittel,  durch 
einen  nothwendigen  Eid  bestärket  oder  gehoben  werden 
solle.  —  Der  Zahlende  kann  daher],  aufser  der  Rückgabe 
des  Instruments,  in  allen  Fällen  noch  eine  besondere 
Quittung  verlangen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  97—101. 

Wird  das  Instrument  bei  dem  Gläubiger  oder  im 
Nachlasse  desselben  auf  irgend  eine  Art  cassirt  gefun- 
den, so  entsteht  dadurch  eine  Vermuthung  für  die  Til- 
gung der  Schuld.  Diese  Vermuthung  fällt  aber  weg, 
wenn  nachgewiesen  werden  kann,  dafs  die  Verletzung 
durch  blofsen  Zufall  entstanden,  oder  von  dem  Schuld- 
iier  selbst,  oder  einem  Dritten,  ohne  Genehmigung  des 
Gläubigers  herbeigeführt  ist. 

A.  L.  O.  a.  a.  O.  §.  102.  103. 

Eine  gehörige  Quittung  bewirkt  sogleich  nach  ihrer 
Aushändigung  für  den  Schuldner  einen  rechtlichen  Be- 
weis der  nach  dem  Inhalte  derselben  geleisteten  Zah- 
lung a).  Es  bleibt  jedoch  dem  Aussteller  das  Recht 
vorbehalten,  das  Gegcntheil  nachzuweisen.  Wenn  er 
jedoch  einen  längern  als  dreimonatlichen  Zeitraum  ver- 
streichen läfst,    ohne  den  Schuldner  wegen  nicht  gelei- 
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steter  Zahlung  zu  belangen,  und  die  Quittung,  als  blofs 
in  Erwartung  der  Zahlung  ausgestellt,  zurück  zu  fordern, 
so  soll,  in  Ermangelung  einer  vollständigen  Aufklärung 
der  Thatsache,  der  Inhaber  der  Quittung  eher  zum  Rei- 
nigungs-,  als  der  Aussteller  zum  Erfüllungs-Eide  gelas- 
sen werden.  Auch  kann  der  Aussteller,  nach  Verlauf 
dieser  Frist,  den  Erben  des  Schuldners  über  nicht  er- 
folgte Zahlung  keinen  Eid  zuschieben. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  104  —  107. 
Vermerke  geleisteter  Zahlungen  auf  dem  in  den  Han- 
dln des  Gläubigers  gebliebenen  Instrumente,  von  seiner 
oder  des  Schuldners  Hand,  vertreten  die  Stelle  wirkli- 
cher Quittungen,  und  die  Beweiskraft  wird  denselben 
dadurch,  dafs  sie  wieder  ausgestrichen  sind,  noch  nicht 
genommen. 

A.  L.  R,  a.  a.  O.  §.  110.  112. 
In  der  Regel  beweisen  Quittungen  nur  die  Zahlung 
der  darin  ausdrücklich  genannten  Schuldposten.  Bezieht 
sich  die  Quittung  auf  eine  gehaltene  Berechnung,  und 
wird  darin  bekannt,  dafs  der  Empfänger  dem  Aussteller 
nichts  mehr  schuldig  geblieben  sey,  so  sind  alle  bis  da- 
hin zahlbar  gewesene  Posten  für  abgethan  zu  achten. 
Die  Quittung  ist  aber  ^n  diesem  Falle  weder  auf  For- 
derungen, die  damals  zwar  schon  vorhanden,  aber  noch 
nicht  fällig  waren,  noch  auf  solche  auszudehnen,  von 
welchen  der  Quittirende  zur  Zeit  der  Ausstellung  noch 
keine  Wissenschaft  haben  konnte. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  115  —  118. 
Kaufleute,  welche  ordentliche  Handelsbücher  zu 
führen  verpflichtet  sind,  müssen  dem  zahlenden  Schuld- 
ner, an  welchen  sie  zur  Zeit  der  Zahlung  keine  Forde- 
rung mehr  zu  haben  eingestehen,  eine  allgemeine  Quit- 
tung, dafs  bis  dahin  alles  berichtigt  sey,   crtheilcu,  und 
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CS  findet  gegen  dieselbe  eine  Nachforderung  älterer  Po- 
sten, unter  dem  Vorwandc,  dafs  dieselben  noch  nicht 
zahlbar,  oder  unbekannt  gewesen,  nicht  Statt.  Es  er- 
streckt sich  jedoch  diese  Vorschrift  nur  auf  Forderun- 
gen, die  zu  den  kaufmännischen  Geschäfteu  des 
Ausstellers  gehören. 

A.  L.  R.  a.  a,  O.  §.  120  —  122. 

a)  Die  Bestimmungen  des  tit.  16.  §.  104  u.  f.  sind  nicht 
auf  Schuldscheine  und  hypothecarische  Obligationen,  zu  deren 
Wesen  das  Bekenntnifs  der  Valuta  und  die  Quittung  darüber 
gehört,  auszudehnen,  sondern  nur  auf  solche  Qulttungslnstru- 
niente  einzuschränken,  in  welchen  nicht  zugleich  das  Bekennt- 
nifs eines  Darlehns  enthalten  ist,  und  welchen  auch  keine  an- 
dere Art  von  Verbindlichkeit  beigemischt  worden.  Vergl.  A. 
L.  R.  a.  a.  O.  §.  106-108.  mit  §.  738.  739.  üt.  11.  Th.  I. 

§.   234. 

Aufser  der  Quittung  kann  der  Zahlende  auch  noch 
die  Rückgabe  des  über  die  berichtigte  Schuld  einseitig 
ausgestellten  Instruments  verlangen.  Ist  das  Instru- 
ment abhanden  gekommen,  so  vertritt  dessen  Mortifi- 
cirung  die  Stelle  der  Rückgabe. 

In  dem  Mortificationsscheine  mufs  die  verloren 
gegangene  Urkunde  genau  bezeichnet,  und  das  Bekennt- 
nifs, dafs  der  darin  gegründeten  Verbindlichkeit  vollstän- 
dig genüget  worden,  enthalten  sejn.  Wenn  die  Schuld 
mit  Einwilligung  des  Schuldners  an  einen  Dritten  gedie- 
hen ist,  so  mufs  der  Schuldner  mit  einem  von  diesem 
letzten  Inhaber  ausgestellten  Mortificationsscheine  sich  be- 
gnügen. Ist  aber  die  Uebertraguug  der  Forderung  an 
einen  Dritten  ohne  Consens  des  Schuldners  geschehen, 
so  ist  der  Schuldner  nur  gegen  einen  von  seinem  aner- 
kannten Gläubiger  ausgestellten  Mortificationsschein  Zah- 
lung zu  leisten  verpflichtet. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  125  —  129. 
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In  der  Regel  wird  der  Schuldner  durch  einen  nach 
diesen  Vorschriften  ausgestellten  Mortificationsschein  sicher 
gestellt.  Kann  er  aber,  besonders  in  Ansehung  der  auf 
Ordre  gestellten  Urkunde,  wahrscheinlich  machen,  dafs  er 
entweder  bei  auswärtigen  Gerichten,  oder  sonst,  unange- 
nehmen AA^eiterungen,  oder  wohl  gar  der  Gefahr  doppel- 
ter Zahlung  ausgesetzt  seyn  würde,  wenn  er  das  Origi- 
nal nicht  zurück  empfinge;  so  mufs  der  Gläubiger  ent- 
weder den  Verlust  der  Urkunde  näher  nachweisen,  oder 
auf  seine  Kosten  das  öffentliche  Aufgebot  derselben 
bewirken.  (Die  Vorschriften  bei  verlorenen  W^echseln 
s.  unten.) 

Verordn.  v.  9.  Dec.  1809.  §.  3.  4.  6.     Mathis  Bd.  IX. 
S.  17.     cf.  A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  130. 

So  lange  ein  gehöriger  Mortificationsschein  dem  Schuld- 
ner nicht  verschafft  werden  kann,  ist  derselbe  nur  gegen 
annehmliche  Caution  Zahlung  zu  leisten  verbunden.  Wenn 
eine  solche  Caution  nicht  gestellt  wird,  so  ist  er  berech- 
tigt, die  zu  zahlende  Summe  gerichtlich  zu  deponiren. 

A.  L.  R»  a.  a.  O.  §.  131. 

§,  235. 
Wenn  bei  terminlichen  Zahlungen  oder  Leistungen 
durch  Quittungen  oder  sonst  nachgewiesen  werden  kann, 
dafs  dieselben  für  zwei  auf  einander  folgende  Ter- 
mine von  dem  Schuldner  abgeführt,  und  von  dem  Gläu- 
biger ohne  Vorbehalt  angenommen  worden,  so  wird  ver- 
muthet,  dafs  auch  die  altern  Termine  berichtigt  sind.  Es 
ist  jedoch  zur  Begründung  dieser  Vermuthung  nothwen- 
dig,  dafs  die  Quittungen  wirklich  zu  verschiedenen 
Zeiten  erlheilt  worden.  Auch  wird  dieselbe  geschwächt, 
wenn  zwar  Quittungen  von  mehreren  vergangenen,  aber 
nicht  unmittelbar  auf  einander  folgenden  Terminen  vor- 
handen sind,  und  es  hängt  alsdann  vom  richterlichen  Er- 
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messen  ab,  in  vric  fern  auf  einen  ErfüIIungs-  oder  Rei- 
nigungseid zu  erkennen  sej.  Lautet  die  Quittung  in  all- 
gemeinen Ausdrücken  über  die  bis  zu  einem  gewissen 
Termine  berichtigten  Präslationen,  so  gilt  die  Vermuthung, 
dafs  alle  bis  dahin  fällig  gewesene  Termine  berichtigt 
worden;  wenn  gleich  das  in  der  Quittung  ausgedrückte 
Quantum  nur  den  Betrag  des  letzten  fälligen  Termins 
ausmacht. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  133  —  139.  cf.  §.  141—145. 

Bei  Verbindlichkeiten,  welche  nicht  in  terminlichen 
Zahlungen  bestehen,  begründet  die  Quittung  über  eine 
jüngere  Schj^ld  keine  Vermuthung,  dafs  die  ältere  ge- 
tilgt sey. 

Wenn  jedoch  Kaufleute  über  die  Rechnung  des 
letzten  Jahres,  die  am  Schlüsse  desselben  gemacht  wor- 
den, ohne  Vorbehalt  quittirt  haben,  so  sind  auch  die 
Rechnungen  der  vorhergehenden  Jahre  für  abgetban  an- 
zusehen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §,  146.  147. 

Eine  gültig  und  richtig  geleistete  Zahlung  befreiet  den 
Schuldner  von  der  Verbindlichkeit,  welche  dadurch  bat 
getilgt  werden  sollen  a)» 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  149. 

V\^enn  der  Zahlende  dem  Empfänger  aus  mehreren 
Forderungen  verhaftet  ißt,  so  mufs  es  hauptsächlich  nach 
dem  Abkommen  der  Parteien  beurtheilt  werden,  auf  wel- 
chen der  schuldigen  Posten  die  geleistete  Zahlung  anzu- 
rechnen sey;  wenn  ein  Uebereinkommen  nicht  vorhanden 
ist,  so  mufs  dieselbe  zuvörderst  auf  die  damals  verfalle- 
nen Zinsen  gerechnet  werden.  Hat  indessen  der  Schuld- 
ner auch  Kosten  zu  entrichten,  so  gehen  diese  den  Zin- 
sen noch  vor. 

Unter  mehreren  Capitalsposten  ist  die  Zahlung  vor- 


-    208    - 

züglich  auf  diejcDige  zu  rechnen,  welche  vom  Gläubiger 
zuerst  eingefordert  ist;  oder,  wenn  die  Einforderung 
bei  allen  zugleich  geschehen  ist,  auf  diejenige,  bei  welcher 
die  wenigste  Sicherheit  ist.  Sind  die  Forderungen  von 
gleicher  Qualität,  so  geschieht  die  Anrechnung  auf  die- 
jenige, welche  dem  Schuldner  hinsichtlich  der  Qualität 
die  lästigste  ist. 

"Wenn  von  diesen  Bestimmungsgründen  keiner  ein- 
tritt, so  mufs  die  Post  auf  diejenige,  welche  am  läng- 
sten verfallen  ist,  angerechnet  werden.  Kann  auch 
hieraus  kein  Bestimmungsgrund  entnommen  werden,  so 
ist  die  Zahlung  auf  alle  Schuldposten  verhältnifsmä- 
fsig  abzurechnen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  150.  153  —  159.  cf.  §.  151.  152. 
o)  fr.  43.  D.  46.  3.  —  DonelH  comm.  jur.  clv.  Lib.  16.  c.  26. 

§.  236. 

Sobald  eine  Zahlung  mit  Vorbehalt  geleistet  wird, 
so  bleibt  dem  Zahlenden  das  Recht,  seine  Einwendun- 
gen gegen  die  Zahlungsverbindlichkeit  auch  nachher  noch 
geltend  zu  machen. 

Ein  Vorbehalt  dieser  Art  mufs  schriftlich  erklärt, 
oder  in  der  Quittung  anerkannt  sejn.  Diese  Vor- 
schrift gilt  auch  bei  Posten  von  fünfzig  Thalern  und 
weniger,  sobald  darüber  eine  schriftliche  Quittung  er- 
thcilt  ist. 

"Wenn  der  Vorbehalt  nicht  hinsichtlich  aller  Ein- 
wendungen überhaupt  geschehen  ist,  so  erstreckt  sich 
seine  Wirkung  nur  auf  solche,  die  ausdrücklich  vorbe- 
halten sind  a). 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  160  —  163. 

In  der  Regel  gehen  durch  eine  ohne  Vorbehalt 
geleistete  Zahlung  die  Einwendungen  verloren,  welche 
der  Zahlende  dem  Andern  halle  entgegensetzen  können. 

Es 
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Es  kann  indessen  das,  was  auf  den  Grund  einer  ter- 
meinten,  aber  nicht  wirklich  vorhandenen,  Verbindlich- 
keit, also  aus  Irrthuui,  gezahlt  worden,  zurückgefor- 
dert werden, 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §,  165.  166.   cf.  §.  167—198.  cf. 
§.  199—204. 

Was  zu  einem  unerlaubten  Zwecke  gegeben  wor- 
den, kann  nur  vom  Fiscus  zurückgefordert  werden. 

Was  dem  Geber  auf  eine  widerrechtliche  Weise 
abgenöthigt  worden,  mufs  demselben  zurückgegeben 
werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  205.  207.     cf.  tit.  4.  §.  31  u.  f. 

n)  Wenn  der  Zahhingsnehmer  sich  bei  dem  Vorbehalte 
nicht  beruhigen  will,  so  kann  er  den  Zahlenden  zur  rechtlichen 
Ausfuhrung  seiner  Einwendungen,  nach  Vorschrift  der  Prozefs- 
ordnung,  gerichtlich  auffordern. 

A.  L.  R.  a.  a.  0.  §.  164. 

11)    Von  gewagten  Geschäften. 

§.   237. 

Zu   den  gewagten  Geschäften   gehören  mehrere 

Contracte,    bei    denen    die    den    Verträgen    überhaupt 

gemeinsciiaftlichen    Grundsätze    mannichfaltig    modificirt 

werden. 

Verabredungen,  nach  welchen  eine  gewisse  Sache, 
oder  ein  bestimmter  Preis,  gegen  die  Hoffnung  eines 
künftigen  noch  ungewissen  Vortheils,  oder  gegen  Ueber- 
lassung  künftiger  Vortheile,  die  nach  dem  gewöhnlichen 
und  natürlichen  Laufe  der  Dinge  zwar  zu  erwarten,  aber 
an  sich  noch  unbestimmt  sind,  versprochen  oder  gegeben 
wird,  nennt  man  gewagte  Verträge  ö). 
A.  h,  R.  Th.  I.  tit.  11.  §.  527. 
Es  gelten  hinsichtlich  derselben  folgende  allgemeine 
Grundsätze: 
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Wenn  die  blofse  Hoffnung  eines  künftigen  unge- 
wissen Vortheils  der  Gegenstand  des  Vertrages  ist,  so 
bestellt  derselbe,  wenn  auch  gar  kein  Vortbeil  wirklich 
wird. 

Sind  Yortheile,  die  nach  dem  gewöhnlichen  Laufe  der 
Natur  oder  der  Geschäfte  zwar  erwartet,  aber  noch 
nicht  bestimmt  werden  konnten,  der  Gegenstand  des 
Vertrages  gewesen,  so  besteht  derselbe  ebenfalls,  wenn 
gleich  der  Vortheil  der  davon  gehegten  Erwartung  nicht 
gemäfs  ausfällt.  Gelangt  dieser  indessen,  ohne  eigenes 
Verschulden  des  Käufers,  gar  nicht  zur  Wirklich- 
keit, so  wird  der  Vertrag  wieder  aufgehoben. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  528  —  530. 

Ist  es  zweifelhaft:  ob  nur  die  Hoffnung,  oder  die  ge- 
hoffte Sache  selbst  der  Gegenstand  des  Vertrages  gewe- 
sen sey,  so  ist  letzteres  anzunehmen. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  531. 

"War  zur  Zeit  des  geschlossenen  Vertrages  die  Exi- 
stenz der  Begebenheit,  wovon  Gewinn  oder  Verlust  bei 
dem  Geschäfte  abhängt,  schon  gewifs,  und  beiden  Thei- 
len  bekannt;  die  Beschaffenheit  und  der  Umfang 
des  Gewinnes  oder  Verlustes  selbst  aber  noch  un- 
gewifs,  so  ist  das  Geschäft  dennoch  als  ein  gewagter 
Vertrag  zu  betrachten. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  537.  531.     cf.  §.  532  —  536. 

Bei  allen  gewagten  Verträgen  sind  beide  Theile  ver- 
pflichtet, einander  alle  zur  Zeit  des  Vertrages  ihnen  be- 
kannten Umstände  anzuzeigen,  wovon  der  Erfolg  der 
Begebenheit,  oder  die  Beschaffenheit  des  davon  zu  er- 
wartenden Vortheils,  ganz  oder  zum  Thcil  abhängeo 
kann. 

Hat  ein  Theil  dem  andern  Umstände  verschwiegen, 
die,   nach  dem  Ermessen  der  Sachverständigen,   auf  den 
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Entschliifs  desselben,  in  den  Vertrag  sich  beduDgener- 
niafsen  eiozuIasscD,  hätten  Einflufs  haben  können,  so  ist 
der  andere  befugt,  von  dem  Vertrage  zurückzutreten, 
und  das  Gegebene  zurückzufordern.  Sind  dergleicheo 
Umstände  mit  Vorbedacht  verschwiegen,  so  wird  da- 
durch ein  Anspruch  auf  vollständige  Schadloshaltung  be- 
gründet. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  539  —  541. 

Jeder  Theil  haftet  bei  Abschliefsung  eines  gewagten 
Vertrages  dem  andern  für  jedes  mäfsige  Versehen. 
Hat  der  Verkäufer  durch  ein  solches  verursacht,  dafs 
die  Hoffnung  oder  der  gehoffle  Vortheil  nicht  erlangt 
wird,  so  mufs  er  den  Käufer  schadlos  halten.  Hat  er 
aber  durch  Vorsatz  oder  grobes  Versehen  die  Er- 
füllung der  Hoffnung  oder  die  Erlangung  des  gehofften 
Vortheils  hintertrieben,  so  mufs  er  dem  Käufer  das  volle 
Interesse  vergüten. 

Kann,  wegen  der  Natur  des  Geschäftes,  der  entgan- 
gene Gewinn  auf  andere  Art  nicht  ausgemittelt  werden, 
so  ist  derselbe  auf  den  doppelten  Betrag  des  Kaufgeldes 
zu  bestimmen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  542  —  545. 

o)  fr.  8.  §.  1.  fr.  39.  §.  1.  fr.  78.  §.  3.  D.  18.  1.  — 
fr.  11.  §.  18.  in  fme,  fr.  12.  D.  19.  1. 

§.  238. 
Von  dem  Assecuranz-Vertrage  und  der  Bod- 
merei wird  weiter  unten  besonders  gehandelt,  die  für 
Lotterieen,  den  Gebrauch  des  Looses  als  Mittel  zur 
Auseinandersetzung  über  gemeinschaftliche  Sachen,  Spiel, 
VN^etten,  Ankauf  fortdauernder  Prästationen, 
Altentheile,  Leibrenten,  Wittwen-  und  Sterbe- 
kassen erlassenen  Vorschriften  (A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  547 
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—  581  u.  §.  595  —  652.)  gehören  nicht  io  das  Handels- 
recht. 

Es  bedarf  also  hier  nur  der  Verkauf  künftiger 
Sachen  einer  besondern  Erwähnung. 

In  so  fern  eine  noch  künftige  Sache,  die  aber  doch 
nach  dem  natürlichen  und  gewöhnlichen  Laufe  derDioge 
erwartet  werden  kann,  ohne  Bestimmung  von  Zahl, 
Maafs  oder  Gewicht,  in  Pausch  und  Bogen  bedungen 
wird,  gehört  dieser  Kauf  zu  den  gewagten  Geschäften. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  582, 

Sobald  der  Kaufpreis  die  Summe  von  Hundert  Tha- 
lern übersteigt,  und  nicht  beide  Contrahenten  Kauf- 
leute sind,  müssen  dergleichen  Verträge,  bei  Strafe  der 
Nichtigkeit,  schriftlich  geschlossen  werden. 

Gefahr    und   V  ort  heil   treffen    allein  den  Käufer. 

Der  Verkäufer  ist  zur  Uebergabe  verpflichtet,  so- 
bald die  gehoffte  Sache  zur  Wirklichkeit  gelangt;  erfolgt 
dies  gar  nicht,  so  gilt  der  Vertrag  für  nicht  geschlossen, 
und  der  Verkäufer  mufs  das  empfangene  Kaufgeld,  je- 
doch ohne  Zinsen,  zurückgeben. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  583—587. 

Wenn  Jemand  einen  gewissen,  nach  Zahl,  Maafs,  oder 
Gewicht  bestimmten,  Theil  von  seinem  künftigen  Zu- 
wachse verkauft,  so  gilt  der  Kauf  nur,  wenn  die  be- 
stimmte Quantität  wirklich  gewonnen  worden.  Kann  die- 
selbe vom  Verkäufer  nicht  vollständig  abgeliefert  werden, 
80  ist  der  Käufer  den  mindern  Betrag  anzunehmen  nicht 
verpflichtet. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  588.  589.   cf.  590. 

Wenn  eine  gewisse  Quantität  künftiger  Früchte,  ohne 
Beziehung  auf  den  Zuwachs  eines  bestimmten  Grund- 
stückes, versprochen  worden,  so  ist  das  Geschäft  nach 
den  Regeln  von  Lieferungen  zu  bcurlhcilen.     Gehört 
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der  Verkäufer  wnter  die  gemeinen  Landleute,  so  ist  im 
zweifelhaften  Falle  anzunehmen,  dafs  er  die  Leistung  nur 
von  dem  Zuwachse  seines  eigenen  Grundstücks  verspro- 
chen habe;  ausgenommen  ist  jedoch  davon  der  Fall, 
wenn  er  sich  sonst  schon  auf  dergleichen  Lieferungs- 
geschäfte eingelassen  hat. 

Mit  gemeinen  Landleuten   darf  ein  Kauf  über 
ihren  künftigen  Zuwachs   nur   nach   Zahl,  Maafs  oder 
Gewicht,  und  nach  den  zur  Zeit  der  Erndte  marktgän- 
gigen Preisen  geschlossen  werden* 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  591—594. 

12)     Von  Lieferungen« 

§.    239. 

Lieferant  ö)  heifst  derjenige,  welcher  sich  verpflich* 
tet,  einem  Andern  eine  bestimmte  Sache  für  einen  ge- 
wissen Preis  zu  verschaffen. 

A.  L.  R.  Th.  L  tit.  11.  §.  981. 

Der  Lieferant  kann  sich  der  übernommenen  Pflicht 
nicht  entziehen,  wenn  auch  die  Lieferung  durch  nachher 
eingetretene  Umstände  erschwert  wird.  Wegen  der 
Fälle,  wenn  die  Lieferung  überhaupt,  oder  die  bestimmte 
Art  derselben,  hinsichtlich  der  Zeit  oder  des  Orts  un- 
möglich, oder  mit  einer  unvorhergesehenen  Gefahr  ver- 
knüpft wird,  treten  die  für  Verträge  überhaupt  erlasse* 
nen  Vorschriften  ein. 

A  L.  R.  a.  a.  O.  §.  982.  983.  cf.  tit.  5.  §.  360-376. 

Der  Besteller  kann  den  Vertrag  widerrufen,  wenn 
wegen  veränderter  Umstände  die  Lieferung  für  den  Zweck, 
zu  welchem  er  sie  bedungen  hat,  unbrauchbar  wird.  Er 
mufs  aber  den  Lieferanten  wegen  der  schon  gemachten 
Anstalten  und  Kosten  vollständig  entschädigen*  So 
Weit  die  bestellte  Sache  zur  Zeit  des  Widerrufs  bereits 
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angeschafft  ist,  mufs  er  sie  annehmen,  oder  sich  den 
öffentlichen  Verkauf  auf  seine  Gefahr  und  Kosten  ge- 
fallen lassen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  984—986. 
Sobald  die  Lieferung  geleistet  ist ,  treten  unter  den 
Contrahenten    diejenigen    rechtlichen    Verhältnisse    ein, 
welche  zwisclien  Käufer  und  Verkäufer  Statt  finden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  987. 

a)    Busch  a.  a.  0.  S.  82.  u.  f. 

13)  Vom  Verlagsvertrage  und  den  Verordnun- 
gen über  die  Censur. 
§.  240. 
Erst  nachdem  die  Erfindung  der  Buchdruckerei  die 
Vervielfältigung  der  Geisteswerke  in  einer  Art  möglich 
gemacht  hatte,  nach  welcher  die  Anzahl  der  schnell  und 
mit  geringem  Aufwände  zu  schaffenden  Exemplare  einen 
Preis  zuliefs,    der   die  Hoffnung  des   schnellen  Absatzes 
wahrscheinlich  machte,  konnte  der  Handel  mit  wissen- 
schaftlichen Produkten  aller  Art  ein   Gegenstand  kauf- 
männischer Speculation  werden. 

Es  besteht  das  Verlagsrecht  in  der  Befugnifs, 
Schriften,  Landcharten,  Kupferstiche,  topographische 
Zeichnungen,  musikalische  Compositionen  u.  s.  w.  durch 
den  Druck  zu  vervielfältigen,  und  sie  auf  Messen,  unter 
Buchhändlern  oder  sonst,  ausschliefsend  abzusetzen. 
A.  L.  R.  Th.  I.  tit.  11.  §.  996.  997. 

Der  Buchhändler  erlangt  das  Verlagsrecht  in  der  Re- 
gel nur  durch  einen  mit  dem  Verfasser  darüber  geschlos- 
senen schriftlichen  Vertrag.  Ist  dergleichen  nicht  er- 
richtet, das  Manuscript  jedoch  vom  Verfasser  abgeliefert 
worden,  so  gilt  die  mündliche  Abrede  zwar  hinsichtlich 
des  dem  Verfasser  versprochenen  Honorars;  im  übrigen 
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aber  siud   die  Vcrliältnissc  beider  Theile  lediglich   uacL 
deu  f^csclzlicbcn  Vorschriften  zu  beurthcilcn. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  999. 

Der  Verfasser  niufs  den  schriftlichen  Vertrag  durch 
Lieferung  der  Handschrift  zur  gehörigen  Zeit  er- 
füllen, widrigenfalls  der  Verleger  vom  Vertrage  zurück- 
treten kann.  VV^enn  die  Zeit  nicht  im  Vertrage  bestimmt 
ist,  so  wird  angenommen,  dafs  die  Handschrift  dergestalt 
geliefert  werden  solle,  dafs  sie  der  Buchhändler  noch  auf 
die  nächste  Leipziger  Messe  bringen  könne.  Erhellet  je- 
doch aus  dem  Umfange  des  W^erkes,  und  den  sonstigen 
Umständen,  dafs  dem  Schriftsteller  eine  längere  Zeit  ge- 
stattet sejn  müsse,  so  hängt  von  diesem  die  nähere,  im 
Contracte  nicht  enthaltene,  Bestimmung  ab.  Der  Verle- 
ger kann  ihn  jedoch  veranlassen,  eine  Zeit  zu  bestim- 
men, oder  sich  den  Rücktritt  von  dem  Contracte  gefal- 
len zu  lassen. 

Ereignen  sich  Umstände,  welche  den  Verfasser  ver- 
anlassen, das  versprochene  VV^erk  gar  nicht  herauszuge- 
ben, 80  kann  er  von  dem  Vertrage  zurücktreten,  er  mufs 
aber  dem  Verleger  die  etwa  schon  gehabten  Kosten  er- 
setzen. Den  entgangenen  Gewinn  mufs  er  demselben  in 
dem  Falle  ersetzen,  wenn  er  das  versprochene  Werk 
innerhalb  Jahresfrist  nach  dem  Rücktritte,  ohne  dessen 
Vorwissen  und  Genehmigung  in  einem  andern  Verlage 
oder  auf  eigene  Rechnung  herausgiebt. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1000—1007. 

Hält  ein  Schriftsteller  für  nöthig,  hinsichtlich  desüm- 
fanges,  oder  der  Einrichtung  des  Werkes,  Veränderun- 
gen noch  vor  dem  Drucke  zu  machen,  so  hat  der  Ver- 
leger die  VS^ahl,  ob  er  sich  dieselben  gefallen  lassen, 
oder  von  dem  Vertrage  zurücktreten  will.  Macht  der 
Schriftsteller    dergleichen   Veränderungen    nnch    angcfan- 
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genem  Drucke,  ohne  EinwilliguDg  des  Verlegers,  so 
haftet  er  diesem  für  allen  daraus  entstehenden  Schaden. 
A.  L.  K  a.  a.  O.  §.  1008  —  1010. 
Wenn  ein  neuer  unveränderter  Abdruck  einer  Schrift 
in  demselben  Formate  veranlafst  wird,  so  heifst  dieser: 
eine  neue  Auflage;  sind  jedoch  Format  oder  Inhalt 
verändert,  so  v^ird  er  eine  neue  Ausgabe  genannt. 

Wenn  im  Vertrage  die  Zahl  der  Exemplare  der  er- 
sten Auflage  nicht  bestimmt  ist,  so  kann  der  Verleger, 
auch  ohne  ausdrückliche  Genehmigung  des  Verfassers, 
neue  Auflagen  veranstalten;  ist  jedoch  die  Zahl  bestimmt, 
so  mufs  er  sich  mit  letzterem  darüber  besonders  abfinden. 
Können  sich  die  Contraheuten  nicht  vereinigen,  so  dient 
in  der  Regel  die  Hälfte  des  für  die  erste  Ausgabe  ge- 
zahlten Honorars  zum  Maafsstabe. 

Hingegen  erstreckt  sich  das  Verlagsrecht  in  der  Re- 
gel, und  wenn  nicht  in  dem  Vertrage  ein  Anderes  verab- 
redet ist,  nur  auf  die  erste  Ausgabe  des  Werkes,  mit 
Inbegriff  aller  fernem  Theile  und  Fortsetzungen  dessel- 
ben. Der  Verleger  kann  also  nie  eine  neue  Ausgabe 
veranstalten,  ohne  mit  dem  Schriftsteller  einen  neuen 
Vertrag  darüber  geschlossen  zu  haben,  und  es  geht  dies 
Recht  auf  die  Erben  des  letztern  über. 

Es  kann  aber  auch  der  Schriftsteller  keine  neue  Aus- 
gabe veranstalten ,  so  lange  der  erste  Verleger  die  recht- 
mäfsig  veranstalteten  Auflagen  noch  nicht  abgesetzt  hat. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1011—1018.  1020. 
Diese  Einschränkungen  des  Verlagsrechts  zum  Besten 
des  Scbriftstellcrs  fallen  fort,  wenn  der  Buchhändler 
die  Ausarbeitung  eines  Werkes,  nach  einer  von  ihm  gc- 
fafsten  Idee,  dem  Schriftsteller  zuerst  übertragen,  und 
dieser  die  Ausführung  ohne  besondern  schriftlichen  Vor- 
behalt  übernommen;    oder   wenn    der   Buchhändler   die 
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Ausführung   einer    solchen    Idee    mehreren   Mitarbeitern 
übertragen  hat. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1021.  1022. 

Es  ist  erlaubt,  Anmerkungen  zu  Büchern,  aufwei- 
che ein  Anderer  das  Verlagsrecht  hat,  besonders  abzu- 
drucken; mit  dem  Werke  selbst  aber  dürfen  dergleichen 
Anmerkungen,  ohne  Einwilligung  des  Verfassers,  weder 
gedruckt,  noch  in  den  Prcufsischeu  Staaten  verkauft 
werden. 

Ohne  Einwilligung  des  Verfassers  und  Verlegers  darf 
Niemand  einzelne  gedruckte  Schriften  in  ganze 
Sammlungen  aufnehmen,  oder  Auszüge  daraus  beson- 
ders drucken  lassen.  Auszüge  können  jedoch  in  an- 
dere V^erke  aufgenommen  werden. 

Uebersetzungen  gelten  in  Beziehung  auf  das  Ver- 
lagsrecht für  neue  Schriften. 

Wenn  keine  Buchhandlung,  welche  auf  die  neue  Aus- 
gabe eines  Buches  etc.  ein  Verlagsrecht  hat,  mehr  vor- 
handen, und  auch  das  Recht  des  Schriftstellers  erloschen 
ist  ö),  steht  es  jedem  frei,  eine  neue  Ausgabe  des  Wer- 
kes zu  veranstalten.  Sind  aber  noch  Kinder  ersten  Gra- 
des von  dem  Verfasser  vorhanden,  so  mufs  der  neue 
Verleger  sich  deshalb  mit  diesen  abfinden.  Zwischen 
diesem  neuen  Verleger  und  demjenigen,  welcher  die 
neue  Ausgabe  besorgt,  gelten  dieselben  Vorschriften, 
welche  hinsichtlich  der  neuen  Werke  erlassen  sind. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1023—1025.  1027—1031. 

«)  In  Frankreich  darf  ein  Jeder  zehn  Jahre  nach  dem 
Tode  des  Verfassers  eine  neue  Ausgabe  veranstalten.  Es  h'egt 
hierin  eine  Beeinträchtigung  der  Erben  eines  Schriftstellers, 
welche  schwer  zu  vertheldigen  seyn  dürfte;  wenn  es  sich  gleich 
auf  der  andern  Seile  nicht  laugnen  läfst,  dafs  jene  Vorschrift 
für  die  Verbreltiing  der  Geistesbildung  vorthellhaft  wirken  mufs. 
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§.  241. 

Man  hat  versucht,  aus  dein  Naiurrccht  ö)  den  Nach- 
druck eines  Werkes  dadurch  zu  verlheidigen,  dafs  man 
den  Satz  aufstellte:  derjenige,  welcher  den  Abdruck  ei- 
nes Buches  etc.  als  sein  Eigenthum  rechtmäfsig  erworben 
hat,  niufs  damit  nach  seinem  Belieben  schalten,  also  auch 
dasselbe  vervielfältigen,  und  daraus  Vorlheil  ziehen  können. 
Das  Verhältnifs  zwischen  dem  Verleger  und  dem  Verfas- 
ser ist  indessen  nicht  nach  dem  Naturrecht  zu  beurtheilen, 
da  ein  solcher  Vertrag  erst  in  einer  geordneten  mensch- 
lichen Gesellschaft  denkbar  ist.  In  dieser  aber  nmfs  bei 
jedem  erlaubten  Geschäfte  die  Absicht  berücksichtigt  wer- 
den, zu  welcher  es  unter  gesetzlichem  Schulze  eingegan- 
gen wurde.  In  der  unrechtlichen  Beeinträchtigung  eines 
Verlegers  liegt  daher  eine  unerlaubte  Vereitelung  eines 
Zweckes,  der  bei  jedem,  welcher  Mitglied  einer  geord- 
neten menschlichen  Gesellschaft  ist,  als  bekannt  voraus- 
gesetzt werden  mufs.  Es  kann  keinem,  der  ein  Geistes- 
werk producirt,  das  Eigenthum  und  die  Nutzung  dessel- 
ben bestritten  werden.  Der  Nachdruck  ist  daher  fast 
überall,  wenn  gleich  unter  verschiedenen Modilicalionen, 
als  unerlaubt  in  den  Gesetzgebungen  angesehen  A). 

Hin  und  wieder  ist  behauptet  worden,  dafs  der  Nach- 
druck in  Deutschland  bereits  durch  ältere  allgemeine 
Gesetze  verboten  sej,  nämlich  durch  Art.  VII.  der  Wahl- 
capitulationen  Leopold  II.  und  Franz  IL  Der  Kaiser 
verspricht  aber  darin  nur:  ein  Reichsgutachten  über  die 
völlige  Unterdrückung  des  Nachdrucks  zu  erfordern.  Es 
kann  mithin  die  Existenz  eines  altern  allgemeinen  Ge- 
setzes in  Deutschland  gegen  den  Nachdruck  nicht  dar- 
gclhan  werden,  weshalb  sich  auch  die  Verleger  häufig 
Privilegien  gegen  den  Nachdruck  erlheileu  lie- 
ii>cn. 
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a)  Iloffbaucr   Uiilcrsucliun£;cn    über   die   wicLtIgstea 
Gegenstände  des  Nalurrechts:  XXXIII. 

b)  Kr  am  er,  die  Rechte  der  Schriftsteller  und  Verle- 
ger. Ileidelberg  1827. 

§.    242. 

Die  Preufsische  Gesetzgebung  spricht  sich  gegen 
den  Nachdruck  im  A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1036  dahin  aus: 
dafs  unerlaubte  Nachdrücke  in  hiesige  Lande,  bei  Ver- 
meidung der  Confiscation,  nicht  eingeführt,  und  unbe- 
fugte Nachdrucker  nach  näherer  Bestimmung  des  Cri- 
minalrechts  a)  ernstlich  bestraft  werden  sollen, 
und  giebt  in  dieser  Hinsicht  folgende  nähere  Vorschriften: 
Das  Veranstalten  einer  neuen  üebersetzung  durch  ei- 
nen andern  Uebersetzer  ist  kein  Nachdruck  der  vorigen. 
Auch  wenn  die  Rechte  der  Buchhandlung  und  des  Ver- 
fassers erloschen  sind  (s.  oben),   und   es  sodann  Jedem 
frei  steht,  eine  neue  Ausgabe   des  Werks   zu  veranstal- 
ten, ist  der  Nachdruck  solcher  Ausgaben  unter   densel- 
ben Umständen  unerlaubt,  unter  welchen  der  Nachdruck 
eines  neuen  VTerkes  nicht  Statt  findet. 

Wer  Bücher  und  Werke,  deren  Nachdruck  unerlaubt 
ist,  dennoch  nachdruckt,  mufs  den  rechtmäfsigen  Verle- 
ger entschädigen.  Diese  Entschädigung  besteht  in  dem 
Ersätze  des  Honorars,  welches  der  reclitmäfsige  Verle- 
ger dem  Verfasser  gezahlt  hat,  und  der  mehreren  Ko- 
sten^ welche  derselbe  wegen  bessern  Drucks  und  Pa- 
piers, gegen  den  Nachdruck  gerechnet,  auf  die  reclitmä- 
fsige Auflage  verwendet  hat. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1028.  1032.  1034.  1035. 
In  so  fern  auswärtige    Staaten  den   Nachdruck  zum 
Schaden  hiesiger  Verleger  gestatten,  soll  letzteren  gegen 
die  Verleger  in  jenen  Staaten  ein  Gleiches  erlaubt  werden. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1033. 
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Es  wurden  dem  gemäfs  Conventionen  gegen  den 
Nachdruck  geschlossen:  mit  Hannover,  dem  Grofs- 
herzogthum  Hessen,  Oldenburg  (Gesetzs.  von  1827. 
S.  124 — 126.);  Schaumburg-Lippe  (Gesetzs.  v.  1827. 
S.  163),  Braunschweig,  Schwarzburg-Sonders- 
hausen, Lübek,  Schwarzburg-Rudolstadt,  Bre- 
men, dem  Königreich  Sachsen,  Lippe-Detmold, 
Nassau,  Hohenzollern-Siegmaringen,  Sachsen- 
Coburg-Gotha  (Gesetzs.  v.  1827.  S.  164.  182.)  Mit 
Meklenburg-Schwerin  u.  M.-Strelitz,  Waldek, 
Anhalt-Dessau,  Holstein,  Lauenburg  u.  Schles- 
wig, Sachsen-Altenburg,  Hohenzollern-He- 
chingen,  Anhalt-Bernburg,  Reufs-Schleitz  und 
Lobenstein-Baden,  Reufs-Plauen,  ältere  Linie, 
Sachsen-Weimar,  S. -Meiningen,  Würtemberg, 
Hamburg,  Baiern,  Anhalt-Köthen,  Kurfürsten- 
thura  Hessen,  (Ges.  S.  von  1828.  S.  2.  3.  21.  13.  17. 
7.  9.  10.  11.  14.  15.  22.  27.  23.  91.  G.  S.  v.  1829. 
S.  10.  39.  127.);  mit  sämmtlichen  Deutschen  Bundes- 
staaten laut  Bundestagsbeschlufs  v.  12.  Febr.  1833. 
(G.  S.  v.  1833.  S.  25—27.). 

Nachdem  in  Folge  der  Kabinetsordre  vom  26.  Aug. 
1827.  (Gesetzs.  von  1827.  S.  123.)  mit  dem  gröfsten 
Theile  der  deutschen  Bundesstaaten  wegen  der  Sicher- 
stellung der  Rechte  der  Schriftsteller  und  Verleger  gegen 
den  Büchernachdruck  besondere  Vereinigungen  über  den 
Grundsatz: 

dafs,  in  Anwendung  der  deshalb  vorhandenen  Gesetze^ 
der  Unterscliied  zwischen  Inländern  und  Ausländern 
in  Beziehung  auf  die  gegenseitigen  Unterthanen  aufge- 
hoben, und  denselben  ein  gleicher  Schutz,  wie  den 
Inländern,  zu  Theil  werde, 
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getrofren  worrfcn,  und  Iiiornächst,  auf  den  Antrag  des 
Preufsischen  Bundestasjs- Gesandten,  die  deutsciie  Bun- 
destags-Versammlung  über  die  Annahme  dieses  Grund- 
satzes zwischen  s am mt liehen  Bundesstaaten  in  Bera- 
thung  getreten  ist,  hat  sich  dieselbe  (ui  der  33.  Sitzung  am 
26.  September  1832)  zu  folgendem  Beschlüsse  vereinigt: 

„Um  nach  Art.  18.  der  deutschen  Bundesakto  di^ 
Rechte  der  Schriftsteller,  Herausgeber  und  Verleger  ge- 
gen den  Nachdruck  von  Gegenständen  des  Buch-  und 
Kunsthandels  sicher  zu  stellen,  vereinigen  sich  die  sou- 
verainen  Fürsten  und  freien  Städte  Deutschlands  vorerst 
über  den  Grundsatz,  dafs  bei  Anwendung  der  gesetzli- 
chen Vorschriften  und  Maafregeln  wider  den  Nachdruck, 
in  Zukunft  der  Unterschied  zwischen  den  eigenen  Unter- 
ihanen  eines  Bundesstaats  und  jenen  der  übrigen  im 
deutschen  Bunde  vereinigten  Staaten  gegenseitig  und  im 
ganzen  Umfange  des  Bundes  in  der  Art  aufgehoben  wer- 
den soll,  dafs  die  Herausgeber,  Verleger  und  Schriftstel- 
ler eines  Bimdesstaates  sich  in  jedem  andern  Bundes- 
staate des  dort  gesetzlich  bestehenden  Schutzes  gegen 
den  Nachdruck  zu  erfreuen  liaben  werden. 

Die  höchsten  und  hohen  Regierungen  werden  die 
zur  Vollziehung  dieses  Beschlusses  nüihigen  Verfügungen 
erlassen,  so  wie  überhaupt  von  den  gegen  den  Nachdruck 
bestehenden  Gesetzen  und  Anordnun^n  binnen  zwei 
Monaten  der  Bundesversammlung  Mittheilung  machen. ^^ 

Durch  die  Verordnung  vom  12.  Februar  1833 
(Geselzs.  von  1833.  S.  26.  27.),  ist  aufscrdem,  mit  be- 
sonderem  Bezug  auf  diesen  Bundestagsbeschlufs,  bestiunut 
worden : 

dafs  bei  Anwendung  der  gesetzlichen  Vorschriften  und 
Maalsregeln  wider  den  Nachdruck  von  Gegenständen  des 
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Buch-  und  Kunstliandels  in  Zukunft  der  unterschied 
zwischen  den  Preufsischen  Unter thanen  in  den  zum  deut- 
schen Bunde  nicht  gehörenden  Provinzen  der  Blonarchie 
und  den  Unterthanen  der  im  deutschen  Bunde  vereinten 
Staaten,  bei  vorausgesetzter  Beobachtung  der  Reciproci- 
tät,  in  der  Art  aufgehoben  seyn  soll,  dafs  die  Heraus- 
geber, Verleger  und  Schriftsteller  eines  Bundesstaats  sich 
auch  in  den  zum  deutschen  Bunde  nicht  gehörenden 
Provinzen  des  Preufsischen  Staats  des  daselbst  gesetzlich 
bestehenden  Schutzes  gegen  den  Nachdruck  zu  erfreuen 
haben  werden. 

a)  Hat  der  rechtmäfsige  Verleger  ein  ausdrückliches  Pri- 
TÜegium  erhalten,  so  bat  der  Nacbdrucker  eines  Buches,  wel- 
chem ein  solches  Privilegium  vorgedruckt,  oder  dessen  Inhalt 
auf  oder  hinter  dem  Titelblatte  bemerkt  ist,  die  in  dem  Pri- 
vilegio  angedrohete  Strafe  verwirkt. 

Findet  die  Strafe  aus  einem  besondern  Prlvilegio  nicht  Statt, 
so  sollen  dennoch  die  nachgedruckten  Exemplare  auf  den  An- 
trag des  rechtmäfsigen  Verlegers  confiscirt,  und  zum  Verkauf 
unbrauchbar  gemacht;  oder  dem  Verleger,  wenn  er  es  verlangt, 
überlassen  werden.  In  letzterm  Falle  mufs  aber  der  rechtmä- 
fsige Verleger,  wenn  er  den  Nachdruck  übernehmen  will,  die 
von  dem  Nachdrucker  darauf  verwendeten  Auslagen  demsel- 
ben auf  die  zu  leistende  Entschädigung  anrechnen,  oder  so  weit 
sie  dazu  nicht  crforderlfch  sind,  an  die  Strafkasse  heraugeben. 

So  weit  der  Nachdruck  selbst  verboten  ist,  darf  auch 
Niemand,  bei  gleicher  Strafe,  mit  auswärts  nachgedruckten 
Büchern  Handel  treiben. 

A.  L.  R.  Th.  II.  tit.  20.  §.  1295—1297  a. 

cf.  die  Verordnung  vom  19.  Mai  1791  (Edlklen- Samm- 
lung von  1791.  S.  91—93.)  u.  §.  96.  im  Abschnitte:  von 
dem  Rechte  Handel  zu  treiben. 

§.    243. 

Ziu*  Erläuterung  und  Ergänzung  der  Verordnungen 

über  die  Censur  der  Druckschriften  vom   18.   October 

1819  und  28.  Dccember  1824  ist  verordnet: 
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1)  Jeder  Buchdrucker,  welcher  Censurlücken  andeu- 
tet, verfällt  in  die  durch  §.  XVI.  zu  I.  der  gedachten 
Verordnung  vom  18.  October  1819  festgesetzte  Strafe. 

2)  Sämmtliche  inländische  Buchhändler,  sie  mögen 
zugleich  im  Auslande  eine  Buchhandlung  besitzen  oder 
nicht,  sollen  in  Folge  der  Vorschrift  des  §.  VIII.  der 
Verordnung  vom  18.  October  1819  und  des  §.  6.  der 
Cabinets  -  Ordre  vom  28.  December  1824  bei  Vermeidung 
der  durch  §.  XVI.  zu  I.  der  erstgedachten  Verordnung 
festgesetzten  Strafe  verbunden  seyn,  auch  ihre  im  Aus- 
lande zu  druckenden  oder  für  das  Ausland  bestimmten 
Verlags  -  Artikel,  vor  dem  Drucke,  der  inländischen  Cen- 
sur  zu  unterwerfen. 

3)  Aulser  der  im  §.  XVII.  der  Verordnung  vom 
18.  October  1819  bezeichneten  Schriften  soll  die  Her- 
ausgabe aller  andern  periodischen  Schriften 
ebenfalls  von  der  vorgängigen  Genehmigung 
der  mit  der  obersten  Leitung  der  Censur-An- 
gelegenheiten  beauftragten  Ministerien  ab- 
hängig bleiben. 

4)  Nicht  blofs  der  Verkauf  und  das  Ausgeben,  son- 
dern auch  das  Ausstellen  und  Anbieten  verbotener  Schrif- 
ten ist  mit  der  im  §.  XVI.  No.  5.  der  Verordnung  vom 
18.  Octbr.  1819  angedroheten  Strafen  zu  ahnden.  Diese 
Strafen  trefl'en  den  Verkäufer,  Ausgeber,  Aussteller  oder 
Anbieter  verbotener  Schriften  auch  dann,  wenn  er  nicht 
zu  den  Gewerbetreibenden  gehört.  Bei  solchen  Perso- 
nen tritt,  wenn  sie  sich  dergleichen  Vergehungen  zum 
dritten  Male  schuldig  maclien.  Statt  des  Verlustes  de* 
Gewerbes  eine  Gefängnifsstrafe  von  drei  Monaten  bis  zu 
Einem  Jahre  ein,  welche  in  fernem  Wiederholungsfäl- 
len bis  auf  das  doppelte  gesteigert  werden  kann. 
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5)  Die  im  §.  XI.  der  Verordnung  vom  IS.  October 
1819  bezeichneten,  aufserlialb  der  Staaten  des  deutschen 
Bimrles  in  deutscher  Sprache,  so  wie  die  in  der  Cabi- 
nets- Ordre  vom  19.  Februar  1834  erwähnten,  aufserlialb 
den  Preufsischen  Staaten  in  Pohlischer  Sprache  erschie- 
nenen, oder  künftig  erscheinenden  Schriften,  und  die  in 
der  Cabinets- Ordre  vom  29.  August  1835  erwähnten, 
aufserhalb  der  Staaten  des  deutschen  Bundes  gedrukten 
Anzeigen  von  Büchern  oder  einzelnen  Blättern  sind,  so 
lange  die  Ober -Censur*  Behörde  nicht  die  besondere  Er- 
laubnifs  zum  Verkauf  derselben  ertheilt  hat,  als  verbo- 
tene zu  betrachten.  Wer  solche  Schriften,  Anzeigen, 
oder  einzelne  Blätter  verkauft,  oder  ausgiebt,  ausstellt, 
anbietet,  bevor  die  Ober- Censur- Behörde  den  Debit  der- 
selben gestattet  hat,  verfällt  daher  ebenfalls  in  die  im 
§.  XVI.  No.  5.  der  Verordnung  vom  18.  October  1819 
festgesetzte  Strafe. 

6)  Aufser  den  in  der  Verordnung  vom  18.  October 
1819  zu  §.  XI.  und  den  in  den  Cabinets- Ordres  vom 
19.  Febr.  1834  und  29.  August  1835  erwähnten,  so  wie 
denjenigen  Schriften,  deren  Verkauf  und  Verbreitung 
durch  specielle  Verfügungen  der  competenten  Behörde 
untersagt  ist  oder  künftig  untersagt  werden  möchte,  ge- 
hören zu  den  in  Gemäfsheit  der  Schlufs- Bestimmung 
des  §.  XVI.  der  Verordnung  vom  18.  October  1819  ver- 
botenen Schriften,  auch  alle  in  Deutschland  ohne  Na- 
men des  Verlegers  erscheinenden  Schriften  und  alle 
deutsche  Zeitungen  und  Zeitschriften;  auf  denen  der  Na- 
men des  Redakteurs  fehlt. 

Cabinets -Ordre  vom  (>.  August  1837. 

14)    Von  den  Rechten  kaufmännischer  Sachen. 

§.    244. 
Was  dicReclitü  kaufmännischer  Sachen  bctHiTt, 
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so  geliören   dahin  vor  Allem  nachstehende   allgemeine 
Grundsätze: 

Waaren,  die  in  den  Läden  solcher  Kaufleute,  welche 
die  Gilde  gewonnen  hahen  (vergl.  jedoch  §.  97.),  gekauft 
worden,  sind  der  Vindication  nicht  unterworfen. 

Wer  aufserdera  eine  Sache  auf  Messen  oder  Märk- 
ten, oder  sonst  von  Leuten,  welche  Sachen  dieser  Art 
unter  obrigkeitlicher  Erlaubnifs  öffentlich  feil  bieten,  er- 
kauft hat,  dem  kommen,  wegen  der  nur  gegen  Er- 
satz zu  leistenden  Rückgabe?  die  Rechte  eines  redli- 
chen Besitzers  zu. 

A.  L.  R.  Th.  I  tit.  15.  §.  43.  44. 

Die  übrigen  hier  zu  erwähnenden  Vorschriften  bezie- 
hen sich  auf  die  Verpfändung  beweglicher  Sachen 
ohne  körperliche  Uebergabe. 

Es  gilt  der  allgemeine  Grundsatz,  dafs  Verp Bindun- 
gen durch  symbolische  Uebergabe  nur  bei  solchen  Sa- 
chen Statt  finden,  wo  entweder  die  Natur  des  Gegen- 
standes keine  eigentliche  körperliche  Uebergabe  zuläfst, 
oder  wo  die  Gesetze  die  Parteien  davon  ausdrücklich 
dispensiren.  Aber  selbst  bei  solchen  Sachen  kann  eine 
Verpfändung  ohne  körperliche  Uebergabe  nur  in  so  fern 
mit  rechtlicher  Wirkung  erfolgen,  als  ihr  Besitz  auf  den 
Pfandgläubiger  durch  solche  Zeichen  übertragen  wer- 
den kann,  aus  welchen  diese  mit  dem  Besitze  vorgefal- 
lene Veränderung  auch  für  andere,  auTser  den  con- 
Irahirenden  Parteien,  ersichtlich  ist. 

A.  L.  R.  Th.  L  tit.  20.  §.  271.  272. 
Es  kann  aber  auch  bei  gewissen  Waaren,  welche 
Gegenstand  des  kaufmännischen  Verkehrs  sind,  eine  Ver- 
pfändung durch  symbolische  Uebergabe  geschehen.  Es 
gilt  dies  jedoch  nur  bei  solchen  Waaren,  die  nach  ih- 
rer  Natur,   oder  nach   der    in  Handelsstädten  üblichen 
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Art  Ihrer  Aufbewahrung,  oder  weil  sie  sich  iii  dem  Ge- 
wahrsam des  Verpfänders  selbst  nicht  befinden,  entwe- 
der gar  nicht,  oder  doch  nicht  ohne  erhebliche  Unbe- 
quemlichkeiten und  Kosten,  dem  Pfandgläubiger  körper- 
lich übergeben  werden  können. 

Berechtigt  zu  dergleichen  symbolischen  Verpfän- 
dungen sind,  wo  nicht  die  Provinzialgesetze  ein  Anderes 
bestimmen,  nur  Kaufleute,  welche  mit  solchen  Waa- 
renartikeln  Handel  treiben,  Fabrikanten,  welche  die 
von  ihnen  für  eigene  Rechnung  verfertigten  Waaren,  ein- 
zeln oder  im  Ganzen,  an  Andere  absetzen,  und  Besitzer 
adelicher  Güter  und  Pächter  Königlicher  Aemter, 
welche  Getraide  oder  andere  Gutserzeugnisse  in  den 
Marktstädten  aufschütten. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  329—335.  338. 

Macht  die  Beschaffenheit  der  VTaare  eine  Bearbei- 
tung derselben  während  der  Verpfändungszeit 
nothwendig,  so  mufs  der  Pfandinhaber  dafür  sorgen,  dafs 
diese  Bearbeitung  in  seiner  eigenen  oder  eines  von  ihm 
Lestellten  Aufsehers  Gegenwart  geschehe. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  340. 

Findet  eine  Vereinigung  über  diese  Maafsregeln  über- 
haupt nicht  Statt,  so  kann  die  Verpfändung  keinen 
Fortgang  haben. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  341—344.  345—348. 

Sind  die  Waaren  unter  öffentlicher  Aufsicht 
auf  Packhüfen,  in  Magazinen,  oder  Niederlagen  befind- 
lich, so  mufs  der  Schuldner  den  über  die  gescheliene 
Ablieferung  erhaltenen  Schein  dem  Gläubiger  zustellen. 
Letzterer  muCs  dafür  Sorge  tragen,  dafs  die  geschehene 
Verpfändung  dem  zur  Aufsicht  über  dergleiclicn  Verwah- 
rungsörter  bestellten  Beamten  bekannt  gemacht  werde. 
Dieser  mufs  die  ihm  geschehene  Anzeige  da,  wo  die  or- 
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folgte  Niederlegung'  der  Waaren  selbst  eingetragen  ist, 
bemerken,  und  darüber  ein   Bekenntnifs ,  mit  der  Ver- 
sicherung: die  Waare  an  Niemand,  ohne  Vorwissen  des 
Pfandgläubigars,  verabfolgen  zu  wollen,  ausstellen. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  349—351. 

Wo  nach  den  besondern  Handels  Verfassungen  eines 
Orts  manche  Waarenartikel,  ohne  Zuziehung  gewisser 
öffentlich  dazu  bestellter  Personen,  einem  Dritten  nicht 
zugemessen,  zugewogen,  oder  sonst  körperlich  überge- 
ben werden  können,  mufs,  aufser  obigen  Bestimmungen, 
der  Verpfänder  diesen  Personen  von  der  geschehenen 
Verpfändung  Nachricht  geben,  und  dieselben  bedeuten, 
dafs  die  Waaren,  ohne  Vorwissen  des  Pfandgläubigers, 
einem  Dritten  nicht  verabfolgt  werden  sollen. 

Ueber  diese  Bekanntmachung  und  Bedeutung  müssen 
die  Beamten  ein  schriftliches  Zeugnifs  ausstellen,  wel- 
ches dem  Gläubiger  eingehändigt  werden  mufs. 

Auf  gleiche  Weise  können  auch  Waaren,  die  in  der 
Zurichtung,  auf  der  Bleiche,  in  der  Farbe  u.  s.  w.  sich 
befinden,  durch  Ausantwortung  der  von  den  Inhabern 
darüber  ausgestellten  Empfangscheine,  und  durch  Be- 
kanntmachung an  diese  Inhaber  verpfändet  werden. 

Das  Original  dieses  Protokolles  erhält  der  Pfandgläu- 
biger, eine  Abschrift  desselben  aber  ist  denjenigen  Per- 
sonen zuzustellen,  welchen  die  Bedeutung  (s.  oben)  ge- 
schehen ist. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  354—362. 

In  allen  Fällen,  wo  die  Verpfändung  einem  Dritten 
bekannt  gemacht  wird,  ist  derselbe  zugleich  ausdrücklich 
darüber  zu  vernelnnen,  ob  die  Waaren  seines  Wissens 
noch  gar  nicht,  oder  auf  wie  hoch  nur,  an  einen  an- 
dern Gläubiger  schon  verpfändet  seyen.  Seine  Erklärung 
darüber  ist  der  von  ihm  auszustellenden  Bescheinigung, 

15* 
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oder  dem  über  seine  Bedeutung  aufgenommenen  Proto- 
kolle einzuverleiben. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  «J.  263.  264. 

Waaren,  auf  welche  der  Bank  ein  Pfandrecht  bestellt 
ist,  können  auf  den  üeberrest  ihres  Wertlies  einem 
Pfandgläubiger  verpfändet  werden.  Die  Uebergabe  ge- 
schieht alsdann  durch  Aushändigung  des  von  der  Bank 
an  den  Verpfänder  ertheilten  Empfangscheines,  ohne  des- 
sen Rückgabe  oder  gericlitliche  Mortificirung,  nach  den 
Verfassungen  der  Bank,  die  an  dieselbe  verpfändeten 
Waaren  niemals  frei  gegeben  werden. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  365.  366. 

§.    245. 

Eingehende  Waaren,  welche  noch  auf  dem  Was- 
ser- oder  Landtransporte  begrißen  sind,  können  nur 
durch  Aushändigung  des  Connoissements  und  der  Fak- 
tur an  den  Gläubiger  gültig  verpfändet  werden.  Es  ist 
aber  übrigens  Sache  des  Gläubigers  sich  hinlänglich  zu 
versichern,  dafs  die  Waaren  für  Rechnung  und  Gefahr 
des  Schuldners  abgesendet,  oder  dafs  der  Betrag  dersel- 
ben dem  Absender  bezahlt,  oder  sonst  vergütet  worden. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.367. 368.  cf.  §.  369—371. 372. 373. 

§.    246. 

Es  ist  auch  zuläfsig  ausgehende  Waaren  durch 
Uebergabe  der  in  den  Händen  des  Absenders  befindlichen 
Ladungsscheine,  und  anderer  über  die  von  ihm  geschehene 
Versendung  sprechenden  Urkunden,  zu  verpfänden,  und 
es  ist  auch  in  diesem  Falle  Sache  des  Gläubigers,  sich 
zu  überzeugen,  dafs  die  Versendung  für  Rechnung  des 
Schuldners  geschehen  sey.  Er  mufs  ferner,  bei  Ver- 
lust seines  Pfandrechts  dafür  sorgen,  dafs  der  Commis- 
sionär  oder  Spediteur,  an  welchen  die  Waaren  addres- 
sirt  sind,  spätstcns  den  zweiten  Posttag,  nachdem  die 
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Vcrpfändiiug  geschehen  ist,  von  derselben  benachricbligt 
werde. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  374—376. 

Schiffer  und  Fuhrleute  haben  kein  Recht,  die  von 
ihnen  geladenen  Waaren  zu  verpfänden. 

Wer  sich  also  mit  ihnen  in  Contractc  über  derglei- 
chen Waaren  einlassen  will,  mufs  sich  zuvörderst  durch 
ein  Atlest  von  den  Gerichten,  oder  andern  zu  dergleichen 
Geschäften  bestellten  Beamten  des  Abgangsortes,  ver- 
sichern, dafs  die  Waaren  von  dem  Schiffer  oder  Fuhr- 
manne für  eigene  Rechnung  geladen,  oder  ihm  von 
dem  Eigenthümer  die  Befuguifs  darüber  zu  disponiren, 
beigelegt  worden  a). 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  377«  378. 

a)  Wegen  der  Vorschriften,  wenn  ein  Schiffer,  während 
der  Reise,  auf  die  geladenen  Waaren,  für  Rechnung  der  Be- 
frachter Darlehne  oder  Bodmerei  zu  nehmen  befugt  ist,  s. 
Seerecbt. 

§.  247. 

Bei  Verpfändungen  solcher  Waarenartikel  an  die 
Bank  ist  ebenfalls  die  symbolische  Uebergabe  erforder- 
lich. Alle  dergleichen  Verpfändungen  sollen  in  die,  bei 
jedem  Banko-Comtoir  von  vereideten  Beamten  zu  füh- 
renden Pfandbücher  eingetragen  werden. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  380.  381. 

Die  Banko-Comtoirs  sind  verpflichtet,  einem  Jeden, 
der  sich  durch  Consens  des  Eigenthümers,  oder  auf  an- 
dere Art,  wegen  eines  ihm  bei  der  Sache  zustehenden 
erlaubten  Interesse  auszuweisen  im  Stande  ist,  Auskunft 
darüber  zu  ertheilcn:  ob  ein  gewisser  Waarenartikel, 
über  welchen  der  Anfragende  ein  Geschäft  zu  schliefsen 
beabsichtigt,  bei  ihnen  ganz  oder  zum  Theil  verpfän- 
det scy. 
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Sind  die  Waaren  in  einer  andern  Provinz  als  wo 
der  Eigenlhümer  wohnt,  so  erfordert  es  die  Sicherheit 
eines  solchen  Contrahenten,  die  Anfrage  an  die  Com- 
toirs  beider  Provinzen  ergehen  zu  lassen. 

Es  sind  hiernach  die  übrigen,  nach  den  obigen  Vor- 
schriften zur  Sicherheit  des  Publikums  gegen  Gefährde 
zu  nehmenden,  Maafsregeln  bei  Verpfändungen  an  die 
Bank  nicht  nothwendig,  falls  derselben  nicht  ein-  oder 
ausgehende  VS^aaren  verpfändet  werden  sollen. 

Es  bleibt  übrigens  der  Bank  überlassen,  welche  Maafs- 
regeln sie  in  jedem  vorkommenden  Falle  mit  dem  Ver- 
pfänder  treffen  wolle,  um  zu  verhindern,  dafs  die  ihr 
verpfändeten  Waaren  einem  dritten  redlichen  Besitzer 
körperlich  übergeben  werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  382  —  386. 

Sind  diese  Maafsregeln  unzureichend,  so  kann  auch 
die  Bank  gegen  Dritte,  welche  zum  Naturalbesilze  red- 
licher Weise  gelangt  sind,  von  ihrem  Pfandrechte  kei- 
nen Gebrauch  macheu. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  387.    cf.  275  u.  f. 

§.  248. 

Kaufleute,  welche  ihre  Pfandgläubiger,  durch  heim- 
lichen Verkauf  und  Naturalübergabe  der  symbolisch 
verpfändeten  Waaren  an  einen  Drillen  um  ihr  Recht 
bringen,  sollen  als  Betrüger  nach  Vorschrift  der  Crimi- 
nalgeselze  bestraft,  und  ihr  Urtheil  an  der  Börse,  zur 
Warnung  des  Publikums  öffentlich  bekannt  gemacht 
werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  388. 

Dieselben  Strafen  werden  gegen  diejenigen  zur  An- 
wendung gebiacht,  welche  durch  Contracte  über  Waa- 
ren, mit  Verschwcigiing  des  darauf  bestellten  Pfandrechts, 


entweder  dem  PfandclSabiser   oder  dei«  dritten  Coutra- 
heotcD.  Nachtheil  verursachen. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  3S9. 

/))    Von   den  Privilegien   für  den  Handel  und 

die  Kauneute, 

1)    Privilegien  für  den  Handel  überhaupt. 

§.  249. 
Es  gehören  hierher  vor  Allem: 

a)  die  Banken  aller  Art:  von  diesen  Ist  indessen, 
so  wie 

b)  von  den  Messen  und  Märkten  im  aUgcmeinen 
Theile  die  Rede  ee^^tiou.  Einer  kurzen  Er^äh- 
nuni  bedürfen  jedoch  hier: 

e)    die  Stapelrechte, 
wenn  eleich  dieselben  in  der  neuesten  Zeit  fast  eänxlicb 
aufgehoben  sind  c). 

Stapelrecht  nennt  man  die  hin  und  wieder  einer 
Stadt  besonders  verliehene,  mehr  oder  weniger  be- 
schränkte, Befusnifs,  die  durchziehenden  ^Vaareu  anzu- 
halten, und  entweder:  ^ 

a)  die  Eigenthümer   zu   DöCh^eo,    dieselben  auf   der 
Stadtwaaee  eegen  ein  Waagegeld  wiegen  ru  lassen 
(d.  i.  das  Krahn recht),  oder 
ß)  sie  blofs  umladen,   oder  auch   von  Fuhrleuten  der 
Stadt  weiter  befördern,  zu  lassen  (Station?-  oder 
Umschlags-Recht^.  oder 
y)  sie  in  der  Stadt  abzulegen,  und  eine  ISngcf«  oder 
kürzere  Zeit  daselbst  zum  Verkaufe  feil  za  bieten. 
ehe  sie,    ;.  _  ;     Entricfatmu   eines    cewissen    Zolls. 
weiter  gebracht  werdeu   dürfen  b)    (d.  i    das  söge 
nannte  Niederlagsrcchl). 
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o)  Nach  der  Akte  des  Wiener  Congresses  sollen  keine  Stapel- 
Rechte  neu  eingeführt,  die  heslehcndcn  aber  nur  so  weit  er- 
halten werden,  als  sie  ohne  Rücksicht  auf  Local- Interesse  dem 
Handel  und  der  Schiffahrt  überhaupt  vorthellhaft  seyn  können. 

Acte  de  congres  de  Vienne.     Art.  109  — 116. 

6)  In  altern  Zelten  hatten  zuweilen  Städte  ein  so  ausge- 
dehntes Niederlagsrecht,  dafs  die  Waaren  gar  nicht  anders  wel- 
ter transportlrt  werden  durften,  als  wenn  sie  von  Bürgern  aus 
der  Stadt  gekauft  worden.  —  Abweichend  definirt  Schmalz 
in  seinem  Staatsrecht  §.  461  diese  Begriffe. 

2)    Privilegien  für  die  Kaufleutc. 

§.  250. 
Zu  den  Privilegien  für  die  Kaufleute  selbst 
gehört: 

c)  ihre Befugnifs  höhere  Zinsen  zu  nehmen,  s.  oben: 

von  Darlehnen  und  kaufmännischen  Zinsen; 
Ä)  ihre  Wechselfähigkeit  (s.  Wechselrecht); 

c)  ihr  privilegirter  Gerichtsstand  in  Handels- 
sachen, wo  besondere  Handelsgerichte  sind  (s.  den 
über  letztere  sprechenden  Abschnitt); 

d)  die  Beweiskraft  ihrer  Handlungsbücber. 
Nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  konnte  eigentlich 

aus  den  Handelsbüchern  nur  ein  Beweis  gegen  die 
Kaufleute  geführt  werden.  Es  wurde  indessen  schon  im 
Mittelalter  gestaltet,  dafs  auch  für  sie  ein  Beweis  aus 
den  Handclsbüchern  geführt  werden  konnte,  sobald  der 
Eid  hinzukam. 

Auch  nach  den  Preufsischen  Gesetzen  kann  sich  ein 
Kaufmann  seiner  Handlungsbücber,  wenn  dieselben 
gehörig  geführt  sind,  zum  Beweise  bei  seinen  streitig 
gewordenen  Forderungen  bedienen  a).  I^s  erstreckt  sich 
jedoch  diese  Beweiskraft  nur  auf  den  zur  Handlung  ge- 
hörenden Waaren-  und  Wechsel  verkehr.     Bei  Dar- 
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lehnen,  Bürgschaften  etc.  haben  Ilandelsbüchcr  nicht  mehr 
Glaubwürdigkeit,  als  andere  Privalverzeichnisse,  und  sie 
können  auch  dann,  wenn  dergleichen  Forderungen  mit 
dem  Handelsverkehre  in  Beziehung  oder  Verbindung  sto- 
ben, sobald  diese  nicht  selbst  aus  einem  Waaren-  oder 
Wechselverkehr  entstanden  sind,  als  Beweismittel  nicht 
gebraucht  werden. 

A.  L.  R.  Th.  II.  tit.  8.  §.  562  —  565. 

ö)  Les  Ilvres  de  commerce,  rcgullercmcnt  tenus,  pcuvent 
ctre  admis  par  le  juge  pour  faire  preuve  entre  commer^ans 
poiir  faits  de  commerce.     Code  du  comm.  art.  12. 

§■  251. 

Handlungsbücher,  welche  Beweiskraft  haben  sollen, 
müssen  nach  kaufmännischer  Art  geführt  werden-«). 
Es  müssen,  auf  Verlangen  des  Gegentheils,  mit  dem 
Hauptbuche  auch  die  übrigen  Bücher,  auf  welche 
dasselbe  sich  bezieht,  vorgelegt  werden,  und  letztere 
müssen  mit  jenem,  so  wie  unter  sich,  bei  den  durch 
Sachverständige  zu  machenden  Proben  übereinstim- 
men. 

Dergleichen  Handlungsbücher  haben  unter  Kaufleu- 
ten  volle  Beweiskraft. 

Weichen  die  Vermerke  in  den  Bücliern  der  in  Streit 
befangenen  Kaufleute  von  einander  ab,  und  sind  die 
Bücher  beider  Theile  gehörig  geführt,  so  kann  keius 
derselben  als  ein  Beweismittel  für  den  vorliegenden  Fall 
gebraucht  werden.  Finden  sich  jedoch  gegen  eins  der- 
selben erhebliche  Ausstellungen,  so  hat  das  andere,  wel- 
ches untadelhaft  geführt  ist,  so  lange  Beweiskraft,  bis 
das  Gegentheil  auf  andere  Art  ermittelt  ist. 
A.  L,  R.  a.  a.  O.  §.  566  —  571. 

a)  Tout  commer^ant  est  tenu  d'avoir  im  li vre- Journal 
qui  presenle,   jour  par  jour,  ses  deltes  actives  et  passives,  les 


—    234     — 

Operations  de  son  commerce,  ses  n^gociations,  acceplatlons  ou 
enJossemens  d'effets,  et  generalement  tout  ce  qu'il  regelt  et 
paye,  h.  quelque  litre  que  ce  seit;  et  qui  enonce,  moisparmois, 
les  sommes  employees  ä  la  depense  de  sa  malson;  le  tout  Inde- 
pendamment  des  autres  Ilvres  usites  dans  le  commerce,  mais  qui 
ne  sont  pas  indispensables.  II  est  tenu  de  mettre  en  Hasse  les 
lettres  missives  qu'il  regoit,  et  de  copier  sur  un  registre  celles 
qu'll  envole. 

II  est  tenu  de  faire,  tous  les  ans,  sous  seing  prlve,  un 
inventaire  de  ses  effets  moblllers  et  immoblliers,  et  de  ses 
dettes  actives  et  passives,  et  de  le  copier,  annee  par  anuee,  sur 
un  registre  special  a  ce  destine. 

Le  llvre -Journal  et  le  livre  des  inventaires  seront  paraphes. 
Code  du  comm.  arl-  8.  9.  10.   cf.  art.  11. 

§.   252. 

Gegen  Aodere,  als  Kaufleule,  kann  nur  bei  streiti- 
gen Waar anlief erun gen  ein  Beweis  aus  Handlungsbüchern 
geführt  werden;  wenn  durch  Gesländnifs,  oder  sonst  be- 
reits ausgeniittelt  ist,  dafs  die  Waaren  geliefert  worden. 
In  diesem  Falle  kann  die  Zeit  der  geschehenen  Liefe- 
rung, der  Betrag  und  die  Beschaffenheit  der  gelie- 
ferten ^Vaaren,  der  Preis,  wofür  sie  behandelt  oder 
verabfolgt  worden,  die  Zeit,  binnen  welcher  die  Zah- 
lung halte  erfolgen  sollen,  und  ob  die  Lieferung  un- 
mittelbar an  den  Verklagten,  oder  an  dessen  Haus- 
genossen, Dienstboten  etc.  geschehen  sej,  aus  den  Hand- 
lungsbüchern bewiesen  werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  572—574. 

Die  Bücher  eines  Kaufmannes  machen  jedoch  gegen 
jeden,  der  kein  Kaufmann  ist,  nur  einen  halben  Be- 
weis. 

M^ird  dieser  halbe  Beweis  durch  Gcgenbeweismittel 
nicht  aufgehoben  oder  geschwächt,  so  mufs  der  Kauf- 
mann zur  eidlichen  Bestärkung  seiner  Bücher  gelas- 
sen werden  o). 
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Bei  Societätshaudlungeo  sind  die  sSinmtlichen  Theil- 
nchmer,  welche  zur  Zeit  der  geschehenen  Lieferung  der 
Handlung  au  dem  Orte  vorgestanden  haben,  zur  eidli- 
chen Bestärkung  verbunden,  falls  sie  nicht  etwa  einen 
unter  sich,  oder  einen  Fremden  der  ganzen  Handlung, 
oder  doch  der  Art  von  Geschäften,  woraus  die  Schuld 
entstanden  ist,  vorgesetzt  haben. 

Hat  ein  Buchhalter  die  Bücher  geführt,  so  mufs,  auf 
Verlangen,  auch  dieser,  aufser  dem  Eigenthüraer  oder 
Disponenten  den  Eid  leisten.  Der  Eid  des  letztern  ist 
jedoch  hinreichend,  wenn  der  Buchhalter  gestorben  oder 
sein  Aufenthalt  nicht  zu  ermitteln  ist. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  575  —  580. 

a)  Sobald  die  Handlungsbücher  überhaupt  gehörig  geführt 
sind,  so  ist  die  eidliche  Bestärkung  nur  auf  diejenige  Stelle  der- 
selben zu  richten,  aus  welcher  in  dem  vorliegenden  Falle  der 
Beweis  geführt  werden  soll.     A.  G.  O.  Th.  I.  tit.  10,  §.  168. 

§.  253. 

Die  Erben  eines  Kaufmannes  müssen  die  Richtig- 
keit der  Bücher  der  Regel  nach  insgesammt,  jedoch  nur 
auf  die  Art,  wie  Erben  überhaupt  Handlungen  des  Erb- 
lassers zu  bekräftigen  verbunden  sind,  eidlich  bestärken. 
Hat  indessen  einer  der  Erben  bereits  länger  als  ein  Jahr 
die  Direction  der  Handlung  geführt,  so  ist  dessen  allei- 
niger Eid  genügend. 

A.  L.  R*  a.  a.  O.  §.  582.  583. 

§.  254. 

Der  eidlichen  Bestärkung  bedarf  es  nicht  bei  den 
von  vereideten  Buchhaltern  geführten  Büchern  der  Kö- 
niglichen Bank,  der  Sechandlungsgesellschaft  und  anderer 
öffentlichen  Anstalten,  welche  mit  diesem  Privilegio  aus- 
drücklich versehen  sind. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  584. 
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§.  255. 
Zu  der,   aus  dem  den   Juden   durch  das  Edikt  vom 
11.  März  1812  verliehenen  Staatsbürgerrechte  fliefsenden, 
Gewerbefreiheit   gehört   auch   der  Handel,    und   es   sind 
mit  Aufhebung   aller  ihrer,    jenem  Gesetze  nicht   corre- 
spondirendeii,  Privilegien,  auch  die  Beschränkungen  fort- 
gefallen, denen  sie  früher  hinsichtlich  des  Handels  unter- 
lagen.    Hiernach  sind  auch  die  Vorschriften  hinsichtlich 
der  Beweiskraft  ihrer  Handlungsbücher  zu  beurtheilen. 
Es  ist  jedoch  ausdrücklich  verordnet: 
dafs  die  Forldauer  der  ihnen  beigelegten  Eigenschaft 
als  Einländer  und  Staatsbürger  mit  dadurch  bedingt  sejn 
soll,    dafs   sie  sich  bei  Führung   ihrer  Handelsbü- 
cher der  deutschen  oder  einer  andern  lebenden  Sprache 
bedienen  u.  s.  w. 

Edikt  vom  11.  März  1812.  §.  2. 

§.  256. 
Bücher  der  Brauer,  Bäcker  oder  anderer  Personen, 
vs^elche  ein  öffentliches  Gewerbe  treiben,  so  wie  der 
Krämer  in  Dörfern  und  Flecken,  haben  keine  Beweis- 
kraft, wenn  sie  auch  an  sich  auf  kaufmännische  Art  ge- 
führt wären. 

Wenn  aber  mit  dem  Abnehmer  ein  Gegen  buch 
gehalten  ist,  und  in  diesen  die  ausgenommenen  Waaren 
oder  geleisteten  Zahlungen  eingeschrieben  sind:  so  be- 
v^irkt  dies  in  den  Händen  des  Abnehmers  befindliche 
Gegenbuch  wider  ihn,  ohne  Unterschied  des  Standes, 
vollen  Beweis,  wenn  er  acht  Tage  nach  Einziehung  der 
Lieferung  verstreichen  läfst,  ohne  wider  die  Richtigkeit 
des  in  dem  Gegenbuche  enthaltenen  Vermerks  gericht- 
lich zu  protcstircn. 

Geht  ein  solches  Gegenbuch  ohne  Verschulden  des 
Lieferanten  verloren,    so   kann   derselbe,    gleich    einem 
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Kaufmannc,  zur  eidlichen  ßeslUrkiing  des  in  seinen  Hun- 
den belindlicheu  Exemplars  verslattet  werden  ö). 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  591  —  593. 

a)  Dieselben  Vorschriften  gelten  hinsichtlich  der  auf  dem 
Lande  gewöhnlichen  Kerbhölzer. 

A.  G.  O.  Th.  I.  tit.  10.  §.  164. 

§.  257. 

Hinsichtlich  der  von  Kaufleuten  unter  einander  be- 
triebenen Geschäfte,  ist  die  Beweiskraft  der  Handelsbü- 
cher auf  keine  bestimmte  Zeit  eingeschränkt.  Gegen 
die  Erben  eines  Kaufmanns  dauert  diese  Beweiskraft 
nur  fünf  Jahre,   vom  Todestage  des  Erblassers. 

Gegen  jeden,  der  kein  Kaufmann  ist,  hat  das  Hand- 
lungsbuch nur  binnen  Jahresfrist,  von  der  Zeit  je- 
der Lieferung  an  gerechnet,  die  Kraft  eines  halben  Be- 
weises. Nach  Verlauf  dieses  Jahres  geht  zwar  die  Be- 
weiskraft, nicht  aber  das  Recht  des  Kaufmanns  verloren, 
aus  dem  eingetragenen  Vermerke,  als  aus  einem  schrift- 
liehen  Contracte  zu  klagen. 

Selbst  die  Beweiskraft  kann  einem  Handlungsbuche 
durch  die  Einlegung  eines  Protestes  erhalten  werden, 
wenn  der  Abnehmer  die  Königlichen  Lande  verlassen 
hat,  oder  sein  Aufenthalt  dem  Kaufmanne  unbekannt  ist. 
Es  mufs  indessen  dieser  Protest  vor  Ablauf  des  Jahres 
vor  Gerichten,  oder  vor  einem  Justizcommissar  und  No- 
tar eingelegt  werden.  Der  Kaufmann  mufs  dabei  die 
Entfernung  des  Abnehmers  aus  den  Königlichen  Staaten 
bescheinigen,  oder  an  Eides  Statt  versichern,  dafs  er, 
aller  angewandten  Mühe  ungeachtet,  den  jetzigen  Auf- 
enthalt desselben  zu  ermitteln  nicht  vermöge.  Ferner 
mufs  er  sein  Hauptbuch  vorlegen,  und  die  Stellen  des- 
selben, worin  seine  Forderung  enthalten  ist,  dem  Pro- 
teste einrücken  lassen. 
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Durch  einen  eolcben  Protest  wird  die  Beweiskraft 
des  Handelsbuches  bis  auf  fünf  Jahre  von  dem  Dato 
desselben  erhalten,  und  sie  kann  auch  nachher  durch 
Wiederholung  des  Protestes  verlängert  werden. 

Ein  Kaufmann  kann  durch  dergleichen  Protest  die 
Beweiskraft  seines  Handelsbuches  auch  gegen  die  Erben 
eines  andern  Kaufmanns  über  die  oben  bestimmte  Frist 
verlängern. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  594  —  603. 

Ein  Kaufmann  verliert  dadurch,  dafs  die  Beweiskraft 
seiner  Haudelsbücher  erloschen  ist,  noch  nicht  seine 
Forderung. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  604, 

§.  258. 

Handelsbücher  haben  keine  Beweiskraft: 

1)  wenn  darin  Blätter  eingeklebt,  eingeheftet  oder 
ausgerissen,  oder  wenn  Stellen  darin  befindlich  sind,  die 
durch  Aenderungen  unleserlich  gemacht  sind; 

2)  wenn  der  Kaufmann  bei  der  Führung  seiner  Bü- 
cher Unrichtigkeilen  begangen  hat,  die  seinen  Vortheil 
bezwecken; 

3)  wenn  der  Kaufmann  eines  Meineides  oder  fal- 
schen Zeugnisses  überführt,  oder  eines  andern,  seinen 
ehrlichen  Namen  schändenden  Verbrechens  schuldig,  oder 
für  unfähig  erklärt  wird,  einen  Eid  zu  schwören. 

4)  wenn  er  einen  muthwilligen  oder  belrüglichen 
Bankerott  gemacht  hat,  —  (ist  er  nur  eines  fahrläfsigeu 
oder  unbesonnenen  Bankerotts  schuldig  befunden,  so 
können  seine  Bücher  zur  Unterstützung  anderer  vorhan- 
dener Beweismittel  gebraucht  werden); 

5)  wenn  er  auf  den  Grund  seiner  Bücher  eine  For- 
derung eingeklagt  hat,  deren  bereits  erfolgte  Zahlung 
ermittelt  wird. 
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Wird  jedoch  erwiesen,  dafs  er  blofa  wogen  Untreue 
oder  Unordnung  eines  seiner  Handlungsbedienten  von 
der  geschehenen  Zahlung  keine  Wissenschaft  erhalten 
hat,  so  ist  die  Beweiskraft  nur  in  Ansehung  des  Zeit- 
raums, in  welchem  ein  solcher  Handlungsbedienter  zur 
Führung  der  Bücher  oder  Einkassirung  der  Gelder  ge- 
braucht worden,  geschwächt;  aber  auch  für  diesen  Zeit- 
raum können  die  Bücher  zur  Unterstützung  anderer  Be- 
weismittel gebraucht  v  erden. 

Finden  sich  Unrichtigkeiten  anderer  Art,  als  solche, 
die  den  Yortheil  des  Kaufmanns  bezwecken  (s.  2),  und 
sind  deren  mehrere,  so  mufs  nach  dem  Gutachten  verei- 
deter Sachverständigen  beurtheilt  werden,  ob  dieselben 
so  beschaffen  sind,  dafs  dadurch  die  Glaubwürdigkeit  der 
Bücher  ganz  entkräftet  werde. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  605—613. 

E)    Von  den  besondern  Arten  den  Handel  zu 

treiben. 

1)    Von  dem  Propre-  oder  Eigenen  Handel. 

§.    259. 

Die  Nolhwendigkeit,  dafs  der  Kaufmann  wenigstens 
eine  Zeit  lang  völlig  Eigenthümer  derWaaren  wird, 
aus  deren  Verkauf  ihm  Vortheil  erwachsen  soll,  bedingt 
eigentlich  den  Begriff  des  Handels.  Man  verbindet  also 
mit  diesem  Begriffe  der  Eigenen  oder  Propre-Hand- 
lung  die  Idee,  dafs  dem  Verkaufe  solcher  Waaren  ein 
Kauf,  in  der  Hoffnung  eines  Vortheils  auf  deren  Wie-, 
derverkauf,  vorausgegangen  sey. 

Schon  oben  ist  erwähnt  worden,  dafs  die  erste  Art, 
wie  dieser  Handel  betrieben  wurde,  der  Tausch  war. 

Die  jetzige  Sicherheit  der  Strafsen    und    die    leiclue 
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Verbindung  zwischen  den  zur  See  handelnden  Staaten, 
so  wie  die  Aus^ihUm^  der  Assecuranzen  haben  indessen 
die  frühern  Schwierigkeiten  beim  Handel  gehoben,  wäh- 
rend in  den  ältesten  Zeiten  der  Kaufmann  mit  seinen 
Waaren  selbst  reisen  mufste  ß). 

ö)  Dies  wäre  jetzt  bei  der  Mannichfaltigkelt  der  Handels- 
geschäfte ganz  unmöglich  geworden.  Wenn  man  indessen  über 
See  auf  ein  entferntes  Land  handelt,  wo  man  keinen  sichern 
Correspondenten  hat,  und  die  Elnkassirung  der  haaren  Zahlung 
durch  Wechsel  zu  schwierig  wird,  erfordert  die  Proprehand- 
lung  die  Mllscndung  eines  handelsverständigen  Mannes  (Carga- 
deurj.  —  Busch  Darstellung  der  Handlung.    S.  194  u.  f. 

2)    Von  dem   Commissionshandel. 

§.    260. 

Die  wichtigen  Erleichterungen,  welche  dem  Handel 
seit  dem  vierzehnten  Jahrhundert  zu  Theil  wurden,  ga- 
ben nach  und  nach  den  Kaufleuten  die  Möglichkeit,  ihre 
Geschäfte  nach  den  meisten  Gegenden  hin  ohne  persön- 
liches Mitreisen  oder  Mitsendung  ihrer  Handlungsbedien- 
ten zu  betreiben.  Höchst  wesentHch  war  hierbei  die  im 
sechszehnten  Jahrhundert  beginnende  Einrichtung  der 
Posten,  wodurch  Aufträge  durch  Briefe  nach  andern 
Handelsplätzen  und  Wechselzahlungen  einer  regelmäfsi- 
gcn  Beförderung  nicht  länger  entbehrten. 

Durch  die  Benutzung  dieser  Erleichterungen  reihetc 
sich  an  den  eigentlichen  Handel  der  sogenannte  Com- 
missionshandel. Derselbe  setzt  voraus,  dafs  jemand 
für  seine  eigene  Rechnung  eine  Handels -Unternehmung 
mache,  und  bei  dieser  sich  der  Dienste  eines  andern  be- 
diene, der  dasjenige  für  ihn  verrichtet,  was  früher  der 
Kaufmann  selbst  oder  durch  seine  Handlungsbedienten 
verrichten  liefs.  Der  Committcnt  bezahlt«)  auch  sei- 
nem 
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ncm  Commissionär  die  geleisteten  Dienste  (in  der  Regel 
durch  bestimmte  Prozente),  so  dafs  eigentlich  der  Aus- 
druck Commissionshandel  dem  Wesen  dieses  Ver- 
hältnisses nicht  entspricht,  sondern  dasselbe  mehr  in  die 
Reihe  der  zum  Handel  gehörenden  Hülfsgeschäfte  zu 
setzen  ist. 

o)  Von  dieser  Provision  ist  bereits  oben  bei  den  allge- 
meinen Grundsätzen  vom  Mandate  die  Rede  gewesen. 

§.  261. 
Der  Commissionshandel«)  kann  sich  mithin  mit 
der  Besorgung  des  Ein-  und  Verkaufs  der  'SVaaren, 
Wechsel,  mit  der  Regulirung  der  Assecuranzen  u.  s.  w. 
beschäftigen.  Hinsichtlich  der  Rechte  und  Verbind- 
lichkeiten des  Commissionairs  s.  den  Abschnitt:  vom 
Mandate.  .Ulu.t 

Es  bedarf  hier  die  Verordnung  im  Preufsischen 
Staate  hinsichtlich  der  Ausdehnung  der  den  Commissio- 
nairs zu  ertheileuden  Gewerbscheine  einer  nochmaligen 
Erwähnung.  Statt  der  früher  ertheilten  Gewerbscheine 
zum  Betriebe  der  Geschäfte  kaufmännischer  Commissio- 
närs  und  Spediteurs  sollen  nämlich  Gewerbscheine  zum 
Coramissijons-  und  Speditionshandel  ausgefertigt  werden, 
mit  der  hinzuzufügenden  Bemerkung,  dafs  solche  nicht 
die  Befuguifs  ertheilen,  die  Geschäfte  eines  Waaren-, 
Fonds-  oder  Schiffsmäklers  zu  betreiben. 

Rescr.  d.  Minist,  d.  Handels  v.  3.  Sept.  1818.  ad  1. 
V.  Kamptz  Ann.  Bd.  3.  S.  83. 

a)  Le  commissionaire  est  celiil  qui  agit,  en  son  propre 
nom,  ou  sous  un  nom  social,  pour  le  compte  d'un  com- 
mettant. 

Les  devoirs  et  les  droits  du  commissionaire  qui  agit  au 
nom  d'un  commettant,  ;sont  determines  par  le  Code  Napoleon, 
livre  III.  titre  XIII. 

Tout  commissionaire,   qui  a  fait  des  avances  sur  des  mar« 
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chandiscs  a  lui  exp(^(liees  irime  aiitrc  place  pour  vXre  vendues 
pour  le  compte  d*iin  commettant,  a  privilege,  pour  le  rembour- 
sement  de  ses  avances,  inlereU  et  frais,  sur  la  valeur  des  mar- 
cliandises,  si  elles  sont  a  sa  disposition,  dans  ces  magaslns,  ou 
dans  un  depot  public,  ou  si,  avant  qu'elles  solent  arrlvees,  il 
peut  constater,  pour  un  connoisseraent  ou  par  une  lettre  de 
voiture,  rexpedition  qui  lui  en  a  ete  falte.  —  Code  du  comm. 
art  61  ti: 'f.  Vergl.  die  sehr  ausführliche  Darstellung  d.  Com- 
missionshandels  in:  Busch  a.  a.  O.  Th.  I.  S.  207  u.  f.  Zu- 
sätze Bd.  I.  S.  280.  Bd.  III.  S.  52.58.  ~  H.  Stork  de  com- 
merciis  institoriis.  "Vitemb.  1741.  4.  —  v.  M arten s  Grund- 
rifs  des  Handelsrechts.  S.  28. 


3)  Von  dem  Transite-  und  Speditioushandel. 

':uil:»<i(i/  §,      262. 

Der  Speditionshandelo)  verdient  eigentlich  noch 
viel  weniger  den  Namen  eines  Handels,  indem  die  Spe- 
diteure nur  zur  Erleichterung  des  Transitohandels  dienen. 

a)  Busch  a.  a.  O.  S.  227  u.  f.  —  v.  Martens  a.  a.  O. 
S.  28.  29. 

§.  263. 
Transitohandelfl)  nennt  man  den  durch  das  Land 
blofs  durchgehenden  Handel.  Er  bringt  blofs  den  Per-' 
sonen,  welche  im  Lande  mit  der  Durchfuhr  beschäftigt 
sind,  Vortheil;  das  Capital  aber,  welches  in  den  Waaren 
selbst  liegt,  kann  den  Gegenden,  durch  welche  er  seinen 
Weg  nimmt,  keinen  Nutzen  gewähren.  In  den  altern 
Zeiten  fand  der  Transitohandel  wenig  Hindernisse;  der 
mit  seinen  Waaren  reisende  Kaufmann  bedurfte  der 
Dienste  der  Bewohner,  durch  deren  Släd(c  er  zog,  in  der 
Regel  nur  in  so  fern,  als  jeder  Reisende  für  sich  und 
«ein  Gepäck  dieselben  nölhig  hatte,  —  seilen  aber  zu 
solchen  Verrichtungen,  die  durch  seine  eigene  Gegenwart 
entbehrlich  gemacht  wurden.    In  Deutschland  wurden  mit 
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der  steigenden  Blüte  des  Handels  dem  Tmnsitohandel 
manche  Schwierigkeiten  in  den  Weg  gelegt.  Die  Städte 
erbaten  und  erhielten  die,  in  neuerer  Zeit  fast  gänzlich 
wieder  verschwundeneu,  Stapeircchte  (s.  oben),  —  ande- 
rer Anmaafsungen  nicht  zu  gedenken  b). 

Die  kaufmännische  Besorgung  der  weiteren  Versen- 
dung fremder  Waaren  an  ihren  Bestimmungsort,  wenn 
sie  auf  dem  Wege  dahin  durch  Orte  kommen,  wo  sie 
aus  irgend  einem  Grunde  aufgehalten  werden,  nennt  man 
Spedition.  Auch  ohne  Stapelgerechtigkeit  wM  die  Spe- 
dition für  solche  Städte  von  Wichtigkeit,  deren  Lage  so 
ist,  dafs  daselbst  die  Landfracht  mit  der  Flufsfahrt  wech- 
selt, oder  die  inländischen  Fuhrleute  sie  zum  Ziel  ihrer 
Reisen  machen. 

Für  die  Fortschaffung  der  Waaren  und  die  Aufsicht 
dabei  erhält  der  Spediteur  eine  festgesetzte  oder  herge- 
brachte Provision  c). 

Im  Preufsischen  gilt  das  Rescr.  v.  3.  Sept.  1818. 
(s.  §.  261.)  auch  für  die  Spediteurs. 

a)  Interessante  Notizen  über  die  in  den  letzten  Jahren 
im  Preufsischen  Staate  Statt  gefundene  Aus-,  Ein-  und 
Durchfuhr  giebt  C.  W.  F  er  her  in  seinen:  neuen  Beiträgen 
cur  Kenntnlfs  des  gewerblichen  und  comraerciellen  Zustandes 
der  Preufs.  Monarchie.     Berlin  1S32. 

b)  Von  dem  Transito-  (Durchfuhr-)  Handel  ist  der  Fuhr- 
oder Frachthandel  zu  unterscheiden.  Derselbe  besteht  darin, 
dafs  Kaufleute  eines  Landes  Waaren  aus  fremden  Landern  an- 
dern Nationen  zuführen  und  verkaufen.  Diese  Waaren  berüh- 
ren daher  selten  das  Land  jener  Kaufleute,  und  bringt  aufser 
ihnen  höchstens  denen  Nutzen,  welche  für  sie  die  Schiffe  etc. 
verfertigen.  Vergl.  Kraus  vermischte  Schriften  über  staats- 
wirthschaftllche  etc.  Gegenstände.     Königsb.  1808. 

cj  In  der  Regel  beträgt  dieselbe  h  Procent  von  dem  Wer- 
the  der  beförderten  Güter. 

16* 
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4)     Von    Handelsgesellschaften. 
a)    Ueberhaupt. 

§.   264. 

Sehr  häufig  findet  sich  die  Vereinigung  zweier  oder 
mehrerer  Personen  zur  Betreibung  ihrer  Handelsgeschäfte, 
und  es  kann  eine  solche  sowohl  den  Waaren-  und 
Wechsel-,  als  auch  den  Commmissions-  und  Speditions- 
handel etc.  betreffen. 

Es  finden  bei  Handelsgesellschaften  die  allge- 
meinen Vorschriften  von  Gesellschaftsverträgen  überhaupt 
Anwendung,  in  so  fern  dieselben  nicht  durch  die  folgen- 
den Grundsätze  abgeändert  werden. 

A.  L.  R.    Th.  n.   tit.  8.    §.  614.    cf.    Th.  I.   tit.  17. 
§.  186  u.  f 

h)    Arten    der  Privathandelsgesellschaften. 

§.    265. 

Die  Hauptgattungen  a)  der  Privat-Handelsgesellschaften 
sind: 

a)  die  Societe'  collective,  d.  i.  die  eigentliche 
regelmäfsige  Socieläti).  Die  MilgUeder  derselben 
müssen  sich  unter  einer  gemeinschaftlichen  Firma  zu  bi- 
tter dauernden  Handelsverbindung,  nicht  hlois  zu  ein- 
zelnen Geschäften  verbunden  haben.  Die  Verthcilung  der 
Geschäfte,  des  Gewinnes  und  Verlustes  wird  in  der  Re- 
gel durch  den  Societätscontract  bestimmt.  Nach  den 
meisten  Gesetzen  haftet  jedes  MitgHed  für  die  Verbind- 
lichkeiten der  Societät  tn  solidum,  wiewohl  es  nach  den 
Grundsätzen  des  gemeinen  Rechts  nur  pro  rata  verpflich- 
tet seyn  würde. 

ß)  Societe  en  commanditec)  nennt  man  eine  ei- 
genthümliche  Art  der  Societät,  bei  welcher  einzelne  Mit- 
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glieder  an  den  Geschäften  gar  nicht  Theil  nehmen,  son- 
dern nur  Geld  einschiefsen  {CommaiiditairSy  stille  Gesell- 
schafter). Ihr  Namen  darf  nicht  in  die  Firma  mit  auf- 
genommen werden;  sie  haften  auch  nur  auf  Höhe  ihres 
Einschusses,  nicht  mit  ihrem  ganzen  Vermögen.  Deshalb 
ist  auch  die  dirccte  Klage  nicht  gegen  sie,  sondern  ge- 
gen die  andern  Mitglieder  zu  richten,  welche  mit  ihrem 
ganzen  Vermögen  haften  (Complementairs). 

y)  C  o  m  p  a  g  n  i  e  anonymer/)  ( compie  en  participa- 
iion)  nennt  man  eine  Verbindung,  in  Folge  welcher 
mehrere  Personen  fortdauernde  oder  einzelne  Handelsge- 
schäfte auf  gcmeinschaftUchen  Gewinn  oder  Verlust  un- 
ternehmen, diese  Geschäfte  selbst  aber  mit  dritten  Per- 
sonen nur  im  Namen  Einzelner  von  ihnen  geführt 
werden. 

a)  La  lol  reconnait  trols  especes  desocittcs  commerciales: 

la  socicte  eii  nom  collectlf, 
la  societe  en  commandite, 
la  societe  anonyme. 
Code  du  comm.  art.  19. 

b)  La  societe  en  nom  collectif  est  teile,  quC  conirac- 
tent  (leux  personnes,  ou  un  plus  grand  noinbre,  et  qui  a  pour 
objet  de  faire  le  commerce  sous  une  raison  sociale. 

Les  noms  des  associes  peuvent  seuls  faire  partle  de  la  rai- 
son sociale. 

Les  associes  en  nom  collectif,  indlques  dans  Tacte  de  so- 
ciete ^  sont  solldalres  pour  tous  les  engagemens  de  la  societe, 
encore  qu'un  seul  des  associes  alt  signe,  pourvu  que  ce  solt 
sous  la  raison  sociale.     —     Code    du   comm.     art.  20  —  22.  — 

Vergl.  Lauterbach:  de  obllgallone  sociorum  quae  oritur 
ex  conventione  cum  cxtranels  inita.  —  Mcvius  ad  jus  Lubc- 
cense.  LIb.  UL  tit.  9.  art.  5.  n.  4. 

c)  Derjenige,  welcher  der  Societal  ein  bestimmtes  Capital 
mit  der  Bedingung  anvertraut  hat,  dafs  er,  statt  der  Zinsen,  am  Ge- 
winne oder  Verluste  nach  Verh'altnifs  dieses  Capilals  Tbell  neh- 
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men  wolle,  wird  ein  stiller  Gesellschafter  (Associi  en  common- 
dite)  genannt. 

A.  L.  R.  Th.  IL  tit.  8.  §.  651. 

La  soci^t^  en  commandite  «e  contracle  entre  un 
ou  plusieurs  assocl^s  responsables  et  soHdaires,  et  un  ou  plu- 
sleurs  associes  simples  balUeurs  de  fonds,  que  Ton  nomme  com- 
manditaires  ou  associes  en  commandite. 

Elle  est  regie  sous  un  nom  social,  qui  doit  etre  necessaire- 
ment  celui  d'un  ou  plusieurs  des  associes  responsables  et  soli- 
daires. 

Lorsqu*il  y  a  plusieurs  associes  soUdaires  et  en  nom,  soit 
que  tous  gereut  ensemble,  soit  qu*un  ou  plusieurs  gerent  pour 
tous,  la  societ^'^  est,  ^  la  fois,  societe  en  nom  collectif  a  leur 
^gard,  et  soclet^  en  commandite  \  i'egard  des  simples  bailleurs 
de  fouds. 

Le  nom  d'un  associi  commanditalre  ne  peut  faire  partie  de 
la  raison  sociale. 

I^'associe  commanditalre  n'est  passible  des  pertes  que  jus- 
qu'^  concurrence  des  fonds  qu'il  a  mis  ou  du  mettre  dans  la  so- 
ciet^. 

L'associ6  commanditalre  ne  peut  faire  aucun  acte  de  ges- 
tion,  ni  etre  employe  pour  les  affaires  de  la  societe,  meme  en 
vertu  de  procuratlon. 

£n  cas  de  contravention  \  la  prohibition  mentionnee,  Tas- 
foci^  commanditalre  est  oblig6  solidairement,  avec  les  associes 
en  nom  collectif,  pour  toutes  les  dettes  et  engagemens  de  la 
societe. 

Code  du  comm.  art.  23 — 28. 

d)  La  societe  anonyme  n'existe  point  sous  un  nom  so- 
cial:   eile  nest  designee  par  le  nom  d'aucun  des  associes. 

Elle  est  quallfiee  par  la  dcsignation  de  Tobjet  de  son  en- 
Ireprise. 

Elle  est  adminlstree  par  des  mandataires  a  temps  revoca- 
bles,  associes  ou  non  associes,  salaries  ou  gratuits. 

Les  administrateurs  ne  sont  responsables  que  de  Texecution 
du  mandat  qu'iU  ont  re^u.  —  Ils  ne  conlractent,  a  raison  de 
leur  gestion,  aucune  Obligation  personnellc  ni  solidalre  relalive- 
ment  aux  engagemens  de  la  societe. 
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Les  associex  ue   sont  passibles  que  de  la  pertc  du  tuuntaal 
de  Ifur  inleret  dans  la  socicte. 

Le  capital  de  la  societc  anonyme  se  divise  en  actions  et 
meme  en  coupons  d'acllon  d'une  valeur  ^'gale. 

L'action  peut  etre  «'tablle  sous  la  forme  d  un  lilre  au  por- 
teur.    Dans  ce  cas,  la  cession  s'opere  par  la  tradition  du  titre. 

La  propriete  des  actions  peut  etre  etablie  par  unc  inscrlp- 
iion  sur  les  regislres  de  la  soclcle.  Dans  ce  cas,  la  cession 
»'opere  par  une  declaralion  de  transfert  inscrltc  sur  les  regi- 
stres,  et  signee  de  celui  qui  falt  Ic  transporl,  ou  dun  foiid^  de 
pouvolr. 

La  societ^  anonyme  ne  peut  exister  qu\ivec  Pautorlsatlon 
du  Gouvernement,  et  avec  son  approbatlon  pour  l'acte  qui  la 
coostitue;  cette  approbatlon  dolt  etre  doimee  dans  la  forme 
prescrite  pour  les  reglemens  d'administration  publique. 

Code  du  comm.  art.  29  —  37. 

c)    Form  bei   fortwährenden  Societätshandlungen. 

§.  266. 
Hat  eine  Handlungsgesellscbafl  nur  einzelne  be- 
stimmte Gescbäfte  und  Unternebmungen  zum  Gegen- 
stande, so  bedarf  es  keiner  öffentlichen  Bekanntmachung. 
Auch  bedarf  es  dazu  unter  Kaufleuten  keines  schriftli- 
chen Contracts,  in  so  fern  derselbe  durch  gehörig  ge- 
führte Handelsbücher  des  einen  oder  andern  Gesellschaf- 
ters ersetzt  wird. 

A.L.R.  a.a.O.  §.615.616. 

Soll  aber  eine  fortwährende  Societätshand- 
lung  a)  unter  einer  gemeinschaftlichen  Firma  er- 
richtet werden,  so  sind  blofse  Vermerke  in  den  Hand- 
lungsbüchern dazu  nicht  hinreichend,  sondern  die  Mit- 
glieder müssen  einen  schriftlichen  Contract  er- 
richten. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  617.    cf.  Th.  I.  Üt  5.  §.  155  u.  f. 
Ferner  sind  die  Gesellschafter  verpflichtet,  die  unter 
ihnen  geschlossene  Socictäl  der  Kaufmannschaft   des 


-     248     - 

Orles,  wo  die  Handlung  errichtet  ist,  auf  der  Börse  oder 
durch  deren  Vorsteher  bekannt  zu  machen,  oder  sie 
der  Obrigkeit  des  Ortes  anzuzeigen,  Falls  an  dem  Orte 
keine  Kaufmannsinnung  ist.  In  beiden  Fällen  mufs  zu- 
gleich die  Firma,  unter  welcher  die  Societät  ihre  Ge- 
schäfte zu  betreiben  gedenkt,  angezeigt,  und  die  Hand- 
schrift derer,  welche  sie  zu  führen  berechtigt  seyn  sol- 
len, auf  der  Börse  oder  bei  den  Gerichten  niedergelegt 
werden. 

Es  ist  bei  Bestimmung  der  Firma  darauf  zu  sehen, 
dafs  dieselbe  sich  hinlänglich  von  allen  bereits  bekannt 
gemachten  unterscheide.  Ergiebt  sich  in  der  Folge,  dafs 
eine  andere  bereits  errichtete  Handlung  dergleichen  Firma 
führt,  so  ist  die  später  geschlossene  Societät  verpflichtet, 
ihre  Firma  zu  ändern. 

A.L.R,  a.a.O.  §.618— 622. 

Soll  das  eine  oder  das  andere  Mitglied  von  dem  Be- 
triebe der  Geschäfte  ganz  oder  zum  Theil  ausgeschlos- 
ßen  seyn,  oder  sollen  dessen  Rechte  und  Pflichten  an- 
ders bestimmt  seyn,  als  es  die  Gesetze  an  die  Hand  ge- 
ben, so  mufs  dies  in  der  Bekanntmachung  ausdrück- 
lich bemerkt  werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O,  §.  623. 624. 

Vor  erfolgter  Bekanntmachung  kann  sich  die  Gesell- 
schaft der  Rechte  einer  Handlungsocietät  gegen  einen 
Dritten  nicht  bedienen,  während  sie  selbst  sich  durch  die 
inzwischen  vorgenommenen  Geschäfte  gegen  einen  Drit- 
ten allerdings  verbindüch  macht. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  g.  625. 626. 

Die  erwähnte  vorschriflsmäfsige  Bekanntmachung  mufs 
ebenfalls  in  allen  Fällen  erfolgen,  wenn  in  dem  früher 
bekannt  gemachten  Inhalte  des  Vertrages,  hinsichtlich  der 
Firma ,  oder  der  Personen ,  welche  der  Handlung  vorslc- 
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heo,  eine  Veränderung  vorgenommen  werden  soll.    Auch 
müssen  die    auswärtigen  Ilandlungshäuser,    mit  welchen 
die  Societät  bisher  schon  in  Verbindung  gestanden  hat, 
von  einer  solchen  Veränderung  benachrichtigt  werden. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  627,  628. 

a)  Le  contrat  de  societe  sc  regle  par  le  droit  civil,  par  les 
lois  parliculieres  au  commerce,  et  par  les  Conventions  des  parties. 

Code  du  comm.   art.  18  u.  f. 

Busch  a.  a.  O.  Th.  I.  S.  239  u.  f.  —  Hertlus  de  $o- 
cletate  facto  constituta.  §.  10. 

d)    Rechte  und  Pfl.ichten  der  Mitglieder. 
a)     Hinsichtlich  der  Beiträge. 

§.    267. 

Die  Verbindlichkeit  unter  den  Contrahenten  selbst 
beginnt  mit  dem  Tage  des  geschlossenen  Con- 
tractes. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  629. 

Was  die  Beiträge  zum  gemeinschaftlichen  Fonds 
betrifft,  so  gelten  folgende  Grundsätze: 

Jedes  Mitghed    ist  verpflichtet,   in   gleichem   Ver- 
hältnisse beizutragen,    Falls   nicht    etwa  der  Contract 
ausdrücklich  eine  andere  Bestimmung  macht. 
A.L.R.  Th.I.  tit.l7.  §.189. 

Sollen  die  Geschäfte  der  Societätshandlung  durch 
neue  Beiträge  erweitert  werden,  so  kann  dies  nur  durch 
Uebereinstimmung  sämmtlicher  Mitglieder  geschehen.  Hat 
das  eine  oder  das  andere  Mitglied  ohne  eine  solche 
Uebereinstimmung  seinen  Beitrag  verstärkt  und  damit 
die  Geschäfte  der  Societätshandlung  erweitert,  so  ist  das- 
selbe als  ein  solcher  zu  betrachten,  der  fremde  Geschäfte 
ohne  vorhergegangenen  Auftrag  besorgt  hat. 

A.  L.  R.  Th.  U.  tit.  8.  §.  .631. 632.  cf.  Th.  I.  tit  13. 
§.  228  u.  f. 
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Der  zum  Betriebe  des  gemeinschaftlichen  Geschäftes 
zusammengebrachte  Fonds  ist  von  der  Zeit  des  geschlos- 
senen Contractes  an  als  gemeinschaftliches  Eigen- 
thum  anzusehen. 

Sollen  Grundstücke  zum  Fonds  der  Societät  beitra- 
gen, und  als  gemeinschaftliches  Eigenthum  angesehen 
werden,  so  mufs  deren  förmliche  Zuschreibung  an  die 
Gesellschaft  im  Hypothekenbuche  erfolgen.  Ist  dies  un- 
terblieben, so  werden  dergleichen  Grundstücke  nur  hin- 
sichtlich der  Gesellschafter  unter  sich,  nicht  aber  in  An- 
sehung eines  Dritten  gemeinschaftlich. 
A.  L.  R.  Th.I.  tit.l7.  §.  198—200. 

Mobilien    und  Effecten,   welche  nach  einer  gewissen 
Taxe  der  Gesellschaft  überliefert  worden,  werden  eben- 
falls ein  gemeinschaftliches  Eigenthum  derselben. 
A.L.R.  a.a.O.  §.201. 

Wenn  Grundstücke  ohne  Zuschreibung,  und  Mobilien 
ohne  Taxe  der  Societät  überlassen  sind,  so  wird  vermu- 
thet,  dafs  sie  derselben  blofs  zum  Gebrauche  gelie- 
hen worden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  202. 

Bei  verzögerter  Entrichtung  der  Beiträge,  die  nicht  in 
baarem  Gelde  bestehen,  sind  die  übrigen  Mitglieder  be- 
rechtigt, den  durch  diesen  Verzug  entstandenen  Schaden 
ersetzt  zu  verlangen.  Bei  verzögerter  Entrichtung  der 
Geldbeiträge  aber  haben  sie  die  Wahl,  ob  sie  den 
Schadenersatz  oder  gesetzmäfsige  Verzugszinsen  fordern 
wollen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  203. 204.     cf.  tit.  11.  §.  827  u.  f. 

Sobald   die  Gesellschaft  ihren  Anfang  genommen  hat, 
sind  Nutzen  und  Schaden  den  Interessenten,    nach  Ver- 
hältaifs  ihrer  Anlheile,  gemeinschaftlich. 
A.  L.  R.  0.  a.  O.  §,  205. 
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/?)  ^  Bei  dem  Betriebe  der  Geschäfte* 

§.  268. 

Jedes  Mitglied  ist,  Falls  nicht  der  Societälscou- 
tract  ausdrücklich  eiQ  Anderes  bestimmt,  als  Factor 
hinsichtlich  der  gemeinschaftlichen  Angelegenheilen  an- 
zusehen. 

Sind  aber  die  Geschäfte  der  Societät  unter  Terschie- 
dene  Mitglieder  vertheilt,  und  ist  dies  gehörig  bekannt 
gemacht,  so  wird  jeder  nur  in  seinem  Fache  als  Factor 
betrachtet. 

A.  L.  R.  Th.  II.  tit.  8.  §.  633.  634. 

Ein  Mitglied,  welches  von  dem  Betriebe  der  Socie- 
tätsgeschäfte  nicht  ganz  ausgeschlossen  ist,  darf  ohne  Ge- 
nehmigung der  übrigen  keine  eigene  Handlung  von 
eben  der  Art,  als  die  Societätshaudlung  ist,  errichten, 
oder  als  Gesellschafter  daran  Theil  nehmen.  Hat  es  in- 
dessen schon  zur  Zeit  seiner  Aufnahme  in  die  Societät 
seine  eigene  Handlung  gehabt,  so  kann  es  sie  fort- 
setzen, wenn  nicht  die  Niederlegung  derselben  ausdrück- 
lich vorbedungen  ist. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  J.  636.  637. 

Wenn  ein  Gesellschafter,  ohne  die  Einwilligung  der 
übrigen,  seinen  Antheil  einem  Fremden  cedirt,  so  kann 
dieser  von  den  übrigen  Mitgliedern  der  Societät  weder 
Rechnungslegung,  noch  Einsicht  der  Handlungsbücher, 
noch  andere  Nachweisungen  über  die  betriebenen  Ge- 
schäfte, sondern  nur  die  Millheilung  des  jährlichen  Ab- 
schlusses verlangen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  638.  cf.  Th.  I.  tit.  17.  §.  217  u.  f. 

}')     Wegen  der  Rechnungsablcgung. 

§.  269. 
Sämmtliche  Mitglieder   der  Societät  sind   verpflichtet 
dafür  zu  sorgen,  dafs  über  die  durch  sie  besorgten  Ge~ 
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Schäfte  ordenlliche  Bücher  c),  nach  kaufmännischer  Art, 
geführt  werden. 

Wer  dies  versäumt,  verliert  bei  der  Rechnungslegung 
hinsichtlich  der  durch  ihn  betriebeneu  und  nicht  gehörig 
eingetragenen  Geschäfte  die  Befugnifs  zur  eidlichen  Be- 
stärkung. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  639.  640.  cf.  Th.  I.  tit.  17. 
§.  220. 

Aufserdem  haftet  er  den  übrigen  Mitgliedern  für  allen 
daraus  entstehenden  Schaden. 

o)  L'exlrait  des  acles  de  socidt^  en  nom  collectif  et  en 
commandite  dolt  etre  remis,  dans  la  quiiizalne  de  leur  date,  an 
greffe  du  tribunal  de  commerce  de  l'arrondlssement  dans  lequel 
est  etablie  la  xnalson  du  commerce  social,  pour  etre  transcrit  sur 
le  registre,  et  afficbe  pendant  irois  mois  dans  la  salle  des  au- 
diences. 

Si  la  societe  a  plusieurs  maisons  de  commerce  situees  dans 
divers  arrondissemenls,  la  remise,  la  transcription  et  Taffiche  de 
cet  extrait,  seront  faites  au  tribunal  de  commerce  de  chaque 
arrondlssement. 

Ces  formalites  seront  ohservees,  a  pelne  de  nullitc  a  Tegard 
des  Interesses,   mais  le  defaut  d^aucune  d'elles  ne  pourra  etre 
oppose  a  des  tiers  par  les  associes. 
L'extrait  doit  contenir: 

les  noms,  prenoms,  qualltes  et  demcures  des  associes,  autres 
que  les  actionnairs  ou  commanditaires; 
la  raison  de  commerce  de  la  societe; 

la  designation  de  ceux  des  associes  autorises  a  gerer,  admi- 
•    iiJstrer  et  signer  pour  la  societe; 

le  montant  des  valeurs  fournles  ou  a  fournlr  par  actions  ou 
cn  commandite; 

Tcpoquc  oü  la  societe  dolt  commencer,  et  celle  ou  clIc  doit 
finir. 

L'extrait  des  actes  de  societe  est  signc,  pour  les  acles  pu- 
Llics,  par  les  notalres,  et  pour  les  actes  sous  seing  prive,  par 
lüus  les  associes,  sl  la  societe  est  en  noni  collectif,  et  par  les 
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associ^s  soIuIaiVes  ou  g^renj,  $i  h  50clete  est  cn  commanJItc 
soit  qu'clle  sc  divise  ou  ne  se  divise  pas  en  actions. 

L'acte  du  Gouvernement  qui  autorise  les  societes  anonymes, 
devra  etre  affiche  avec  l'acte  d'association,  et  pendant  le  menie 
tenips. 

Code  du  comm.  Art.  42 — 45. 

§.  270. 
Wenn  im  Contracte  keine  besonderii  Verabredungen 
getroffen  sind,  so  kann  jedes  Mitglied  verlangen,  dafs 
am  Ende  des  Jahres,  d.  h.  am  Ende  des  Monats  Decem- 
ber,  ein  Inventarium  über  das  ganze  Societätsvermö- 
gen  aufgenommen,  der  Abschlufs  aus  den  Handlungs- 
büchern angefertigt,  und  hiernach  Gewinn  oder  Ver- 
lust vertheilt  werde. 

Bei  der  Aufnahme  des  Inventariums  werden  die  zum 
Handlungsvermögen  gehörenden  Vorräthe  an  Materialien 
und  Waaren  nur  zu  dem  Preise,  wofür  sie  angeschafft 
sind,  und  wenn  der  gangbare  Werth  zur  Zeit  der  In- 
ventur niedriger  ist,  nur  zu  diesem  niedrigem  Peise  an- 
gesetzt. 

Aufscrdem  mufs  von  solchen  Waaren,  welche  durch 
das  Liegen  im  Lager  an  Werth  verlieren,  so  wie  von 
den  Geräthschaften ,  welche  sich  durch  den  Gebrauch 
abnutzen,  noch  ein  verhältnifsmäfsiger  Abzug  gemacht 
werden. 

Die  ausstehenden  Forderungen  der  Handlung,  welche 
nicht  beigetrieben  werden  können,    müssen  ganz  abge- 
schrieben, die  zweifelhaften  aber  nur  mit  einem  verhäll- 
nifsmäfsigen  Abzüge  angesetzt  werden. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  642  —  646. 

^)    Bei  den  VcrLältnissen  gegen  dritte  Perionen. 

§.  271. 

Die  Societät  wird  sowohl  durch  gemeinschaftlich 
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abgeschlossene  und  unterschriebene  Verträge,  als  durch 
die  Handlungen  einzelner  Mitglieder,   iu  so  fern  die 
selben  als  Factoren  zu  betrachten  sind,  verpflichtet. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  647. 

Wegen  der  Wechselverbindlichkeiten  s.  Wechsel- 
recht. 

Wenn  ein  Gesellschafter  nicht  im  Namen  der  Socie- 
tät,  oder  unter  deren  Firma  Verträge  schliefst,  so  erhält 
die  Societät  dadurch  gegen  den  Dritten  kein  Recht.  So 
weit  Jemand  einem  Andern  durch  nützliche  Verwendung 
verpflichtet  wird,  so  weit  kann  dadurch  auch  eine  So- 
cietät verpflichtet  veerdeu.  Wer  aus  diesem  Grunde  eine 
rechtsgültige  Forderung  an  dieselbe  erlangt  hat,  der  kann 
jeden  der  Gesellschafter  für  seinen  Anlheil  in  Anspruch 
nehmen,  während  die  übrigen  Mitglieder  für  den  An- 
theil  eines  Jeden  als  Bürgen  haften. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  649.  Th.  I.  tit.  17.  §.  234—238. 

Haben  sich  aber  die  Gesellschafter  einem  Dritten  aus 
einem  ausdrücklichen,  von  ihnen  gemeinschaftlich,  oder 
durch  ihren  Bevollmächtigten,  geschlossenen  Vertrage  ver- 
pflichtet, so  ist,  wenn  nicht  das  Gegentheil  ausdrücklich 
verabredet  worden,  anzunehmen,  dafs  einer  für  alle 
und  alle  für  einen  ä),  dem  Berechtigten  für  die  Er- 
füllung haften. 

Hat  jedoch  der  Gläubiger  nur  mit  einem  der  Gesell- 
schafter als  gemeinschaftlichem  Bevollmächtigten  contra- 
hirt,  so  kann  in  der  Regel,  und  wenn  die  Vollmächt 
nicht  ausdrücklich  auf  eine  Verpflichtung  von  dieser  Att 
gerichtet  war,  Personal  -  Arrest  im  Wege  der  Exedi/- 
tion,  auch  nur  gegen  den  Bevollmächtigten  nachgesucht 
werden. 

A.  L.  R.  Th.  I.  tit.  17.  §.  23.9.  210.   tit.  5.  §.  424. 

Hat    ein   Mitglied    der   Societät    die   Gränzcn    seines 
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Auftrages  überscliriüen,  oder  unerlaubte  Handlungen  vor^ 
genommen,  so  ist  die  Verbindlichkeit  der  übrigen  Mit- 
glieder nach  den  für  Factoren  gegebenen  Vorschriften 
zu  beurtheilen.     (s.  §.  130.  133.  131.) 

Ist  der  Namen  eines  Associ4  en  commatidüe  (s.  oben) 
in  der  Firma  nicht  mit  enthalten,  noch  ei^  sonst  als  Ge- 
sellschafter ausdrücklich  bekannt  gemacht,  so  haftet  er 
den  Societätsgläubigern  nur  mit  seinem  in  der  Handlung 
stehenden  Capitale,  und  kann  ein  Mehreres  zu  den  So- 
cietätsschulden  beizutragen  nicht  angehalten  werden. 
A.  L.  R.  Th.  II.  tit.  8.  §.  650.  652. 

a)  fr.  4.  pr.  §.1.  D.  14.  1.  —  Lauterbach  de  sociorum 
obilgatione  quae  ovitur  ex  conventione  cum  extraneis  inita,  in 
ejusd.  disput.  jurld.  Vol.  III.  nr.  20.  C.  F.  Günther  Dlss. 
ad  Legg.  12.  27.  D.  pro  socio  Lips.  1823. 

«)     Wegen  des  Gewinnes  und  Verlustes. 

§.   272. 

Wenn  nicht  das  Gegentheil  im  Contracte  festgesetzt 
worden,  so  ist  jedes  Mitglied  von  seinem  eingelegten 
Capitale  gewöhnliche  Zinsen  zu  verlangen  berechtigt. 

Vor  Anfertigung  des  jährlichen  Abschlusses  darf  kein 
Mitglied,  ohne  Genehmigung  der  übrigen,  mehr  als  land- 
übliche Zinsen  seines  eingelegten  Capitals  aus  der  Hand- 
lung nehmen.  Geschieht  dies  dennoch,  so  mufs  von  der 
mehr  herausgenon>menen  Summe  der  höchste  erlaubte 
Zinssatz  entrichtet,  auch  dieselbe,  auf  Verlangen  des  ei^ 
nen  oder  des  andern  Gesellschafters,  sogleich  wieder 
herbeigeschafft  werden.  '.:•!••'•  f 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  653  —  655. 

Nach  Anfertigung  des  jährlichen  Abschlusses  und  air- 
gelegter  Vertheilung  des  Gewinnes  hingegen,  ist*  jedes 
Mitglied  befugt,  sich  seinen  Antheil  am  Gewinne  ä), 
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in  so  fern  es  obno  Zerrüttung  der  laufenden  Geschäfte 
möglich  ist,  baar  herauszahleu  zu  lassen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  656. 
Wenn  ein  Gesellschafter  seinen  Antheil  am  Gewinne, 
mit  ausdrücklicher  oder  stillschweigender  Bewilligung  der 
übrigen,  in  der  Handlung  stehen  läfst,  so  mufs  ihm  der- 
selbe vom  Ablaufe  des  erwähnten  Societätsjahres  an, 
gleich  dem  eingelegten  Capitale  verzinset  werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  657. 

«)  fr.l.  2.  3.   J.  III.  25.  (26.)    Glück's  Comm.  Th.  15. 
S.  406  u.  f. 

e)    Von  der  Aufhebung  der  Societät. 
et)    Austritt  einzelner  Mitglieder. 

§*    273. 

Sobald  ein  einzelner  Gesellschafter  aus  der  Societät 
scheidet,  so  mufs  dies  nach  den  oben  gegebenen  Vor- 
schriften bekannt  gemacht  werden.  So  lange  diese  Be- 
kanntmachung nicht  geschehen  ist,  bleibt  das  ausgetre- 
tene Mitglied,  auch  hinsichtlich  der  nach  dem  Austritte 
vorgenommenen  Geschäfte  denjenigen  Societätsgläubigern, 
welche  davon  keine  Kenntnifs  erhalten  haben,  verpflichtet. 

Dies  findet  auch  in  dem  Falle  Statt,  wenn  ein  Mit- 
glied von  der  Gesellschaft  ausgeschlossen  worden. 

Es  kann  nämlich  jedes  Mitglied,  welches  sich  der 
Erfüllung  seiner  Pflichten  beharrlich  entzieht,  noch  vor 
Ablauf  der  etwa  festgesetzten  Zeit  ä),  oder  der  Beendi- 
gung des  Geschäftes  von  der  Gesellschaft  ausgeschlos- 
sen werden.  Noch  mehr  ist  die  Gesellschaft  dazu  be- 
rechtigt, wenn  ein  Mitglied  betrüglich  gegen  dieselbe  ge- 
handelt hat,  als  ein  Verbrecher  bestraft,  oder  für  einen 
Verschwender  gerichtlich  erklärt  ist. 

Wenn  das  auszustofsende  Mitglied  der  aus  solchem 
Grunde  ihm   angekündigten  Ausschliefsuug  widerspricht, 

so 
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so  mufs  demselben  zwar  rechtliches  Gehör  darüber  ver- 
stattet werden;  wird  aber  demnächst  die  Ausschliefsung 
für  rechtmäfsig  erklärt,  so  erstrecken  sich  die  \Mrkun- 
gen  bis  auf  den  Tag  der  geschehenen  Ankündigung 
zurück. 

A.  L  R.  a.  a.  O.  §.  658  —  660.  Th.  I.  tit.  17.  §.273 
—  276. 

a)  Es  steht  in  der  Regel  jedem  MItgliede  frei,  die  Gesell- 
schaft nach  Gutbefinden  zu  verlassen;  wenn  Jedoch  der  Vertrag 
auf  gewisse  Jahre  oder  zur  Ausführung  eines  bestimmten  Ge- 
schäfts geschlossen  worden,  so  mufs  der  Ablauf  der  Zeit  oder 
das  Ende  des  Geschäfts  abgewartet  werden,  und  es  findet  io 
diesem  Falle  ein  Rücktritt  von  der  Societät  nur  in  so  weit  Statt, 
alc  Äin  solcher  überhaupt  von  andern  gültigen  Verträgen  zu- 
läfsig  ist.  A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  269  —  271.  Vergl.  §.  6.  J.  III. 
25.  (26.) 

§.  274. 

Stirbt  ein  Gesellschafter,  welcher  der  gemeinschaftli- 
chen Handlung,  oder  einem  Theile  derselben,  mit  vor- 
gestanden hat,  so  sind,  im  Mangel  entgegenstehender 
gültiger  Verabredungen,  die  Erben  desselben  berechtigt, 
mit  dem  Ablaufe  des  oben  erwähnten  Societätsjahres,  in 
welchem  das  Absterben  erfolgt  ist,  die  Societät  zu  ver- 
lassen. Ebenso  sind  die  übrigen  Mitglieder  berechtigt, 
den  Erben  die  Societät  zu  kündigen. 

Bis  zum  Ablaufe  des  Jahres  nehmen  die  Erben  an 
dem  Gewinne  oder  Verluste  der  Societät  gleich  dem 
Erblasser  Theil. 

Die  übrigen  Mitglieder  betreiben  so  lange  die  Ge- 
schäfte unter  der  Firma  für  gemeinschaftliche  Rechnung, 
es  steht  aber  den  Erben  frei,  zur  V\^ahrnehmung  ihrer 
Rechte  einen  vereideten  Sachverständigen  als  Aufseher 
zu  bestellen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  661  —  664. 

17 
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Die  aiissclicidenden  Erben  müssen  dafür  Sorge  (ra- 
gen, dafs  vor  Ablauf  des  Jahres  das  Absterben  ihres 
Erblassers  und  ihr  bevorstehender  Austrift  gehörig  be- 
kannt geniaclit  werde. 

A.  L.  K.  a.  a.  O.  §.  665. 

Wenn  das  verstorbene  Mitglied  an  den  Geschäften 
der  Gesellschaft  nicht  thätigen  Antheil  genommen  hat,  so 
treten  die  Erben,  sowohl  hinsichtlich  der  ßefugnifs  zum 
Austritt,  als  der  Pflicht  zur  Fortsetzung  der  Gesellschaft 
lediglich  an  die  Stelle  des  Erblassers. 
A.  L.  R.  Th.  r.  tit.  17.  §.  279.  280. 

§.  275. 

Wird  über  das  eigene  Vermögen  eines  Gesellschaf- 
ters Concors  eröffnet,  so  hört  hinsichllich  seiner  die 
Societät  mit  dem  Tage  der  Concurseröffnung  auf;  und 
die  übrigen  Mitglieder  sind  befugt,  sich  nach  näherer 
Vorschrift  der  Prozefsordnung,  mit  seiner  Credilmasse 
auseinander  zu  setzen. 

A.  L.  R.  Th.  II.  tit.  8.  §.  667. 

§.   276. 

V^^enn  aufserdem  ein  Mitglied  aus  der  Societät  treten 
will,  so  mnfs  es  seine  Absicht  den  Uebrigen,  sechs 
Monate  vor  Ablauf  des  Societätsjahres  ankün- 
digen. 

Hinsichllich  der  bei  dem  Ablaufe  des  Jahres,  ohne 
ausdrücklichen  Widerspruch  des  au.stretenden  («esellschaf- 
lers,  schon  wirklich  geschlossenen  Societäts  -  Geschäfte, 
ist  derselbe  bis  zu  deren  völliger  ßccndigiing  mit  ver- 
haftet. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  668.  669. 

In  Retreff  der  Auseinandersetzung  selbst  gelten 
nachstehende  Regeln: 

In  nie  fern    hinsichllich  der  bereits  angefangenen  Gc- 
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scliaFte  die  AbfinJung  des  Austretenden  verscliobcn  blei- 
ben müsse,  oder  derselbe  darauf,  gegen  Cantiou  für  sei- 
nen etwaigen  Antheil  am  Verluste,  antragen  könne,  mufs, 
bei  entstehendem  Sireile,  von  dem  Uichter  nach  den 
Umständen,  und  dem  Gutachten  der  Sachverständigen 
bestinnut  werden. 

An   Unternehmungen,    welche    zwar    noch    vor    dem 
wirklichen  Austritte,    aber  doch   erst    nach  Ankündigung 
desselben,  wider  den  Willen  des  Austretenden  angefan- 
gen worden,  hat  derselbe  in  keiner  Art  Antheil. 
A.  L.  R.  Th.  I.  tit.  17.  §.  295.  296. 

Die  Societätsmitglieder  sollen,  zur  möglichsten  Ver- 
meidung künftiger  Streitigkeiten ,  sogleich  nach  angekün- 
digtem Ausscheiden,  sich  mit  dem  Austretenden  über  die 
Grundsätze  der  künftigen  Auseinandersetzung  verabreden. 
Es  nuifs  besonders  bei  dieser  Gelegenheit  festgesetzt  wer- 
den, an  welchen  Geschäften  der  Ausscheidende  noch  als 
Theilnehmer  angesehen  werden  soll.  Findet  darüber  un- 
ter den  Interessenten  keine  Vereinigung  Statt,  so  werden 
Geschäfte,  die  zwar  beschlossen  sind,  mit  deren  Ausfüh- 
rung aber  noch  kein  wirklicher  Anfang  gemacht  ist,  den- 
noch als  gemeinschaftlich  angesehen,  sobald  schon  durch 
den  Abschlufs  allein  Rechte  und  Verbindlichkeiten  für 
die  ganze  Gesellschaft  wirklich  entstanden  sind. 
A.  L.  R.  Th.  I.  tit.  17.  §.  297  —  299. 

Die  Verbindlichkeiten  eines  Mitgliedes  gegen  die  Gläu- 
biger der  Societät  werden  durch  dessen  Austritt  nicht 
geändert.  Er  haftet  also  denselben  nach  wie  vor  aus 
gülligen  Verträgen  für  das  Ganze,  so  wie  aus  gesetzli- 
chen Verpflichtungen  für  seinen  Antheil,  nach  Verhältnifs 
desjenigen,  den  er  an  der  Societät  gehabt  hat. 

So  weit  der  austretende  Gesellschafter  den  Uebrigen 
den  zur  Tilgung  seines  Anlheils   an   den   gemeinschaflli- 

17* 
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eben  Schulden  erforderlichen  Fonds  zurück  lüfst,  kann 
er  verlangen,  dafs  sie  in  einer  zu  bestimmenden  Zeit 
die  erfolgte  Befriedigung  dieser  Societätsgläubiger,  oder 
seine  von  deren  Ansprüchen  bewirkte  Befreiung  nach- 
weisen. 

A.  L.  R.  Th.  I.  tit.  17.  §.  300—302. 

Nach  obigen  Regeln  mufs  es  auch  bestimmt  werden, 
in  wie  fern  der  austretende  Gesellschafter  sein  eingeleg- 
tes Capital  sogleich  zurück  fordern  könne,  oder  selbiges 
gegen  kaufmännische  Zinsen  noch  länger  stehen  lassen 
müsse« 

A.  L.  R.  Th.  IL  tif.  8.  §.  671. 

§.  277. 

Das  ausgetretene  Mitglied  haftet  allen  Societätsglau- 
bigern,  denen  der  Austritt  gehörig  bekannt  gemacht  ist, 
nur  auf  Ein  Jahr,  nach  dem  Ablaufe  des  Societätsjah- 
res.  Wird  jedoch  eine  Forderung  erst  nach  Ablauf  die- 
ses Jahres  fällig,  so  wird  die  Jahresfrist  von  dem  Ver- 
falllage an  gerechnet. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  672.  673. 

Nach  Ablauf  jenes  Zeitraums  können  die  Societäts- 
gläubiger sich  nur  an  die  übrigen  in  der  Societät  ver- 
bliebenen Mitglieder  halten. 

§.  278. 

War  die  Führung  der  ganzen  Societätshandlung,  oder 
eines  Theils  derselben,  dem  ausgeschiedenen  Mitgliede 
allein  übertragen,  so  können  die  in  der  Societät  verblie- 
benen Mitglieder  gegen  unbekannte  Ansprüche  aus  den 
von  ihm  vorgenommenen  Handlungen  sich  durch  ein  öf- 
fentliches Aufgebot  (s.  d.  Abschnitt:  von  Disponen- 
ten) sicher  stellen. 

Den  Societätsgläubigern,  welche  sich  bei  diesem  Auf- 
gebote nicht  melden,  bleibt  jedoch  ihr  Recht  gegen  den 
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gevrescnen  GeseUscliaffer,    welcher  seinen  Austritt  uicht 
gehörig  bekannt  gemacht  hat,  vorbehalten. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  675.  676. 

ß)    Gäazliclie  Treonung   und  Aufhebung  der  Societät* 

§.  279. 
Sobald  die  Societätshandliing  gänzlich  aufgehoben 
>verden  soll,  so   inufs   darüber  eine  öffentliche  Bekannt- 
machung nach  den  oben  gegebenen  Vorschriften  erfolgen, 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  677, 
Ist  diese  Bekanntmachung  unterblieben,  so  haftet  je- 
des Mitglied  denjenigen,  welche  auch  sonst  von  der  er- 
folgten  Aufhebung  der  Societät  keine  VN^issenschaft   er- 
langt haben,   für   die  von   einem   oder  dem   andern  der 
gewesenen  Gesellschafter,  im  Namen  der  Societät,   oder 
unter  deren  Firma,   geschlossenen  Verträge  ebenso,   als 
wenn  die  Societät  nicht  aufgehoben  wäre. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  678. 

§.  280. 
VS^enn  ein  Streit  darüber  entsteht,  welcher  von  den 
gewesenen  Gesellschaftern  die  bisherige  Firma  behal- 
ten solle,  so  mufs  dieselbe  dem  zugeeignet  werden,  wel- 
cher den  darin  enthaltenen  Hauptnamen  zu  führen  be- 
rechtigt ist.  Kann  hiernach  der  Streit  nicht  entschieden 
werden,  so  gebührt  demjenigen,  der  von  Anfang  an  Mit- 
glied der  Societät  gewesen  ist,  der  Vorzug  vor  einem 
später  aufgenoiinnenem  Mitgliede.  Ist  auch  hiernach  nichts 
zu  bestimmen,  so  mufs  das  Loos  entscheiden. 
A.  L.  R,  a.  a.  O.  §.  679  —  681. 

§.  281. 
Nach    geschehener    ausdrücklicher    Bekannt- 
machung  gelten  hinsichtlich   der  Verbindlichkeiten   der 
gewesenen  Mitglieder    gegen    die  Gläubiger  der  Gesell- 
schaft folgende  Regeln: 
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Die  Gläubiger  müssen,  wenn  sie  sich  aus  einem  mit 
der  Societäl  geschlossenen  Vertrage  an  eins  der  gewe- 
senen Mitglieder  für  das  Ganze  halten  wollen,  dasselbe 
innerhalb  eines  Jahres  nach  geschehener  Bekanntmachung 
in  Anspruch  nehmen. 

Wird  die  Forderung  erst  nach  Aufhebung  der  Ge- 
sellschaft fällig,  so  mufs  die  Jahresfrist  von  dem  Ver- 
falltage an  gerechnet  werden. 

Lassen  die  Gläubiger  diese  Frist  verstreichen,  so  haf- 
tet ihnen  jedes  Mitglied,  auch  aus  einem  solchen  Ver- 
trage, nur  nach  Verhältnifs  seines  an  der  Societät  ge- 
habten Antheils. 

A.  L.  R.  Th.  I.  tit.  17.  §.  308  —  310. 

Aufserdem  wird  auch  durch  die  gänzliche  Aufhebung 
der  Gesellschaft  in  den  Verbiiifllichkeiten  der  gewesenen 
Mitglieder  gegen  die  Gesellschaftsgläubiger  nichts  geän- 
dert c).  Jedoch  kann,  unter  den  in  dem  Abschnitte  von 
den  Disponenten  bereits  erwähnten  Bestimmungen,  die 
öffentliche  Vorladung  der  unbekannten  Gläu- 
biger nachgesucht  werden. 

A.  L.  R.  Th.  I.  tit.  17.  §.  307.  Th.  IL  tit.  8.  §.  683. 
o)    fr.  27.  28.  D.  17.  2. 

5)    Von  öffentlichen  Handelsgesellschaften. 
(  Handels  -  Compagnieen. ) 

a)  Ueborhaupt. 

§.  282. 
Schon  im  Mittelalter  entstanden  mehrere  Handelsge- 
eellschaflen,  deren  Hauptzweck  es  war,  die  in  einigen 
Theilen  des  Handels  unvermeidlichen  Kosten  gemein- 
schaftlich zu  tragen  a).  Diese  Handelsgesellschaften, 
welche  gewöhnlich  eine  bedeutende  Anzahl  von  Mitglie- 
dern hatten,  erhielten  von  den  Staaten  grofse  Vorrechte. 
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In  den  neuern  Zeiten  wurden  dergleichen  Gescü- 
»cbaftcu  iheils  zur  Beireibung  des  Handels  im  eigent- 
Jichen  Sinne,  besonders  nach  entfernten  Ländern  6), 
theils  für  einzelne  Hülfsgeschäfte  des  Handels  (z.B. 
Assecuranz-Compagnieen,  s.  unten  Assecuranzen)  errich- 
tet, deren  Hauptabsicht  genieinschafllicher  Gewinn  ist. 
Sie  wurden  durch  die  ihnen  vom  Staate  crtheilten  Oc- 
Iroys  c)  privilegiirt. 

a)  z.  B.  (Jie  Englandsfalirer-,  Novgorodfahrer-,  Schonen- 
fahrer- Gesellschaft  u.  s.  w. 

Ä)  z.  B.  nach  Indien.  —  Pardessus  cours  d.  d.  comm. 
I.  3.  p.  119.  —  Busch  a.  a.  O.  Th.  I.  S.  250  u.  f. 

c)    Moser  Versuch  des  Europäischen  Völkerrechts.  Bd.  7. 

§.   283. 

Die  Rechte  und  Einrichtungen  dieser  Handelsconi- 
pagnieen,  welche  wegen  des  Unifanges  ihrer  Unterneh- 
mungen und  der  bedeutenden  Zahl  ihrer  Mitglieder  der 
Aufsicht  des  Staats  unterworfen  sind,  sind  von  denen 
der  Privat- Handelsgesellschaften  sehr  abweichend. 

Ihre  Hauptkennzeichen  sind: 

1)  ihre  Oeffentlichkeit,   da  sie  vom  Staate  autori- 
sirt  seyii  müssen,  und 

2)  dafs    die    Mitglieder    nur  pro   rata    mit    ihrem 
Einschüsse  haften. 

Jn  der  Regel  wird  das  Capital,  dessen  die  Handlung 
bedarf,  in  eine  Anzahl  gleicher  Theile  —  Actien  ge- 
theilt.  Actionär,  Mitglied  der  Gesellschaft,  wird  dann 
jeder,  der  einen  oder  mehrere  solcher  Antheile  besitzt. 

Eine  Direction,  welche  gewöhnlich  von  den  Actionärs 
aus  denselben  erwählt  wird,  leitet  die  Geschäfte,  in  so 
fern  nicht  andere  Officianten  dazu  nöthig  sind,  welche 
von  der  Gesellschaft  besonders  besoldet  werden. 

Jährlich  wird  Bilanz  gezogen.    Nach  dem  Abschlufs 
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der  Rechnung  wird  die  Dividende,   d.  h.  der  auf  jede     \ 
Actie  fallende  Gewinn  nach  Procenten  vertheilt.  Im  Falle 
eines  Verlustes  haftet   kein  Mitglied  über  die   Gränzen 
seiner  Actien,    falls  nicht  eine  andere  ausdrückliche  Be- 
stimmung darüber  vorhanden  ist  a). 

Bei  den  allgemeinen  Versammlungen  der  Gesellschaft 
entscheidet  Stimmenmehrheit,  und  es  werden  dabei 
die  Stimmen  nicht  nach  den  Personen,  sondern  nach  den 
Actien  gezählt.  In  manchen  Gesellschaften  ist  aufserdem 
die  Stimmfähigkeit  durch  den  Besitz  einer  gewissen  An- 
zahl von  Actien  bedingt. 

Während  der  Existenz  der  Gesellschaft  darf  zwar 
kein  Mitglied  seine  Actien  kündigen,  es  hat  aber  das  . 
Recht  dieselben  zu  verkaufen  u.  s.  w.  Da  die  Actien 
zuweilen  auf  den  Inhaber  lauten,  so  kann  eine  solche 
Uebertragung  dann  ohne  weitere  Förmlichkeit  geschehen, 
häufig  ist  aber  dazu  eine  Umschreibung  in  den  Registern 
der  Gesellschaft  erforderlich  b). 

Die  Benennung  einer  solchen  Gesellschaft  wird  in 
der  Regel  von  dem  Gegenstande  ihrer  Unternehmungen 
hergeleitet,     (s.  oben:  societe  anojiyme.)         « 

ö)  Les  associes  ne  sont  passibles  qiie  de  la  perte  du  mon- 
tant  de  leur  intert^t  dans  la  societe.  —  Code  du  conini.  art.  33. 

b)  Wider  das  sogenannte  Actiensplel  sind  häufig,  wenn 
gleich  ohne  Erfolg,  Verbote  erlassen.  —  Vergl.  Busch  a.  a.  O. 
Th.  I.  S.  302  u.  f. 

§.  284. 
Es  ist  hier  noch  einer  Einlheilung  der  oCfentlichen 
Handelsgesellschaften  zu  erwähnen,  welche,  wenn  auch 
weniger  für  Preufscn  von  localem  Interesse,  doch  im 
Allgemeinen  niclit  unwichtig  ist.  Mau  unterscheidet  näm- 
lich: Actiengesellschaftcn  und  regulirte  Handels- 
gesellschaften. Letztere  macheu  eine  Kaufmannsgilde  aus, 
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und  es  Ist  der  Zutritt  durch  die  Entrichtung  eines  be- 
stimiutcn  Eintrittsgeldes  und  das  Versprechen,  sich  den 
Einrichtungen  der  Gesellschaft  unterwerfen  zu  wollen, 
bedingt;  wenn  gleich  jeder  Theihiehmer  für  sich,  mit 
seinem  Capital  und  auf  seine  Gefahr  handelt.  Diese 
Gesellschaften  besitzen,  wie  die  Innungen,  ein  Monopol, 
jedoch  von  viel  bedeutenderer  Ausdehnung  fl). 

a)  Der  Einflufs  solcher  Gesellschaften  ist  um  so  drücken- 
der, je  härter  die  Bedingungea  gestellt  werden,  von  welchen 
die  Eintrittsfähigkeit  abhängt.  Man  hat,  namentlich  inEng- 
1  a  n  d ,  dieselben  mehrmals  durch  Parlameutsakteu  erleichtern 
müssen. 

b)    Einzelne  Beispiele. 

§.   2S5. 

Im  Preufsischen  Staate  sind  besonders  wichtig: 
die  Seehandlungs-Societät  und  die  rheinisch- 
westindische Handels-Compagnie  o). 

Im  Jahre  1772  verband  sich  eine  Anzahl  einheimi- 
scher und  fremder  Privatpersonen  durch  ein  Privilegium 
Friedrichs  II.  zu  einem  Handelsverein,  der  das  Allein- 
recht des  Handels  mit  Seesalz  und  Wachsen  erhielt. 
Seit  dem  Jahre  1794  wurde  jedoch  diese  Befugnifs  auf 
den  ersten  Gegenstand  allein  beschränkt. 

Es  wurde  diese  Königliche  Handelsgesellschaft  zuerst 
1772  auf  20  Jahre,  sodann  von  Neuem  auf  3  Jahre,  und 
sodann  1794  bis  zum  1.  Januar  1808  bestätigt.  Das 
Capital  war  Anfangs,  aufser  dem  Einschüsse  aus  dem 
Schatze,  durch  2400  Acticn  zu  500  Thlr.  zusammenge- 
bracht. Die  Actionäre  erhielten  zuerst  10  Proc.  jährlich 
unter  Königlicher  Bürgschaft,  im  Jahre  1794  aber  er- 
folgte eine  Herabsetzung  auf  5  Proc.  Bei  der  Bestäti- 
gung der  Gesellschaft  in  diesem  Jalire,  wurde  zugleich 
die  Zahl  der  Actien  auf  3000  erhöht. 

Die  Geschäfte  werden  von  der  General-Direction  der 
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Seehandlungs-Societät  ^),  welche  mit  ihren  bereits 
vorhandenen  oder  künftig  noch  zu  entrichtenden  Com- 
toirs  ein  unabhängiges,  unter  der  Oberaufsicht  des  Staa- 
tes stehendes  c),  Geld-  und  Handlungs-Institut  bildet,  ge- 
leitet. Der  Chef  derselben  hat  unumschränkte  Voll- 
macht, jedoch  mit  persönlicher  Verantwortlichkeit ^  und 
ist  zugleich  Königlicher  Commissarius. 

Aufser  dem  Handel  mit  überseeischem  Salze  war  die 
Gesellschaft  auch  ein  Wechsel-Institut  und  eine  Schul- 
den-Operationscasse,  und  wenn  auch  mit  dem  Gesetze 
vom  17.  Januar  1820  die  Finanzoperationen  geendigt 
sind,  so  scheint  dadurch  doch  nicht  die  Verpflichtung 
des  Instituts  aufgehoben  zu  seyn,  alle  im  Auslande  für 
Rechnung  des  Staats  und  dessen  Kassen  erforderlichen 
Geldgeschäfte,  und  selbst  die  im  Inlande,  wo  eine  kauf- 
männische Mitwirkung  nicht  entbehrt  werden  kann,  ge- 
gen Erstattung  der  Kosten  zu  besorgen.  Die  Societät 
hat  auch  einen  Theil  der  Chausseebauten  übernommen, 
und  unternimmt  überseeische  Geschäfte  auf  eigenen 
Schiffen. 

,a)  So  wie  in  der  neuesten  Zeit  die  Eiscnbahn- 
A  et  ien- Gesellschaften. 

b)  Seit  dem  Jahre  1824  besteht  das  Seehandlungs- 
Comtoir  zu  Stettin. 

c)  Die  allgemeine  Ober -Aufsicht  des  Staats  wird  von 
einem  aus  drei  Staatsbeamten  bcslcbenden  Cnralorinm  ge- 
führt, in  wclclicm  der  jedesmalige  Präsident  des  Slaalsrathes 
beständiges  Mitglied  ist.  Dasselbe  versammelt  sieh  halbjährlich 
einmal  mit  Zuziehung  des  Chefs,  der  alsdann  über  den  Zu- 
stand des  Instituts  und  im  Allgemeinen  über,  seine  Operalio- 
uea  und  Geschäftseinrichtungen  Vortrag  hält. 

^.     286. 
Es  sind  hier  nocli  einige   besondere   im    BetroiT    des 
Verkehrs  der   Seelmndlungs- Societät  erlassene   Verord- 
nungen anzuführen : 
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Die  Seehantllung  ist,  vermöge  des  fiscalischen  Vor- 
rechts, von  der  Zahlung  von  Zögerungszinsen  befreit. 
(s.  oben.) 

Rescr.  vom  19.  Sept.  und  15.  Oct.  1801.     Stengels 
Beilr.  Bd.  14.  S.  222  —  226. 

Die  Zurückzahlung  von  hypothekarischen  Darlehnen 
in  Staatspapieren  in  die  Königlichen  Kassen  findet  Statt: 

1)  wenn  die  Anleihe  wirklich  aus  einer  Königlichen 
Kasse  gegeben  ist, 

2)  wenn  das  verschuldete  Grundstück  sich  noch  im 
Besitze  des  ersten  Schuldners  oder  seiner  Erben 
befindet. 

Cabinets- Ordre  v.  12.  Oct.  1812.   Gesetzs.  v.  1813. 
S.  1.  - 

Aufser  diesem  Falle  findet  eine  Compensation  ei- 
ner Forderung  an  die  Bank  oder  Seehandlung  mit  einer 
Schuld  an  die  Hauptstaatskasse  nicht  Statt. 

Rescr.  vom  9.  Mai  180.9.     Mathis  Bd.  8   S.  31. 

Da  die  gemeinnützigen  Zwecke  der  Geschäfte  der 
Seehandlung  die  möglichst  baldige  Wiedereinziehung  der 
von  ihr  ausgeliehenen  Capitalien  erfordert,  so  ist  das 
der  Bank  zustehende  Recht  des  aufsergerichtlichen  Ver- 
kaufs der  eingesetzten  Pfänder  auch  der  Seehandlung 
beigelegt.  Selbige  ist  hiernach  ermächtigt,  bei  nicht  er- 
folgender Rückzahlung  der  auf  Pfänder  gegebenen  Vor- 
schüsse, nach  Eintritt  der  Verfallzeit,  das  Unterpfand 
mittelst  einer  von  ihren  Beamten  abzuhaltenden  öffentli- 
chen Auction  zu  verkaufen,  und  sich  aus  dem  Erlös  für 
Capital,  Zinsen  und  Kosten  bezahlt  zu  machen.  Im  Falle 
eines  über  das  Vermögen  des  Schuldners  eröffneten  Con- 
curses  ist  die  Seehandlung  nicht  verpflichtet,  ihre  Pfän- 
der herauszugeben.  Ihr  verbleibt  vielmehr  auch  in  die- 
sem Falle  das  Recht  des  aufsergerichtlichen  Verkaufs  mit 
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der  Verbindlichkeit,  den  nach  ihrer  Befriedigung  noch 
vorhandenen  Rest  der  Lösung  zur  Concursmasse  abzu- 
liefern. 

Cabinelsordre  vom  31.  Jan.  1827.  Geselzs.  v.  1827. 
S.  34. 

Die  Seehandhmgsactien  und  die  Seehandlungsobliga- 
lionen  haben  in  dem  Falle  nach  ihrem  Nennwerthe  aus- 
geliehen und  vom  Gläubiger  die  Rückzahlung  des  Nenn- 
\verlhs  in  baarem  Gelde  bedungen  werden  können,  wenn 
der  Schuldner  die  ihm  geliehenen  Papiere  nach  ihrem 
Nennwerthe  zur  Bezahlung  der  Kauf-  und  Erbstands- 
gelder  für  Domainen,  Forsten  und  geistliche  Güter,  oder 
zur  Ablösung  von  Domanialabgaben  verwendet  hat  a), 

Dcclarat.  vom  28.  Dec.  1811.  §.  1.    Geselzs.  v.  1812. 
S.  1. 

Ist  bei  diesen  Darlehnen  eine  Verpfändung  vorge- 
nommen, die  sich  zur  Eintragung  in  das  H^'potheken- 
buch  geeignet  hat,  so  hat  dieselbe  ohne  Anstand  gesche- 
hen und  dadurch  dem  Gläubiger  eine  Hypothek  für  den 
Nennwerlh  der  geliehenen  Papiere  bestellt  werden  können. 
a.  a.  O.  §.  2. 

Es  hat  aber  in  allen  Fällen,  wo  es  auf  den  Nach- 
weis ankommt,  dafs  von  dem  Schuldner  die  vorgeliehe- 
nen Papiere  auf  die  erwähnte  Art  verwendet  worden, 
ein  Attest  derjenigen  Behörde  darüber  beigebracht  wer- 
den müssen,  welche  die  Veräufserung  und  Vererbpach- 
tung der  Domainen,  Forsten  und  geistlichen  Güter  oder 
die  Ablösung  der  Domainen-Abgaben  leitet. 
a.  a.  O.  §.  3. 

Hat  dieses  Attest  bei  Darlehnen,  für  welche  der 
Schuldner  durch  Verpfändung  Sicherheit  bestellt,  vor 
der  Eintragung  derselben  im  Hypothekenbuche  nicht  bei- 
gebracht werden   können,   so   hat   dies    die  Eintragung 
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nicht  gebindert,  es  hat  jedoch  dieselbe  nur  mit  Hinzu- 
fügung des  Vermerks  geschehen  können,  dafs  die  da- 
durch bestellte  Hypothek,  in  Ansehung  der  den  Cours 
"»verlh  der  geliehenen  Papiere  übersteigenden  Summe, 
erst  dann  von  rechtlicher  Wirkung  sej,  wenn  der  Gläu- 
biger das  Attest  der  Verwendung  sich  verschafft  habe. 

a.  a.  O.  §.  4. 

a)  Es  können  indessen  seit  der  Publlcation  des  Gesetzes 
vom  17.  Januar  1820  Grundstücke,  welche  dem  Staate  zuste- 
hen, nur  gegen  baares  Geld  verkauft  werden. 

§.  287. 

Die  Rheinisch-Westindische  Handelsgesell- 
schaft a)  erhielt  die  Königliche  Bestätigung  am  7.  Nov. 
1821.  Diese  Compagnie  wurde,  ihren  Verfassungsarti- 
keln gemäfs,  auf  Actien  von  500  Thlr.  gegründet,  deren 
Zahl  jedoch  2000  nicht  übersteigen  sollte.  Die  von  der 
Direction  ausgefertigten  Documente  lauten  au  porieur 
und  können  von  dem  Besitzer  ohne  weitere  Förmlich- 
keit durch  die  blofse  Uebergabe  abgetreten  werden.  Auf 
Verlangen  läfst  jedoch  die  Direction  die  Actien  auf  den 
Namen  des  neuen  Besitzers  einschreiben.  Die  Actien 
werden  von  der  Compagnie  mit  4  Procent  jährlich  ver- 
zinst. In  dem  Falle,  dafs  ein  Actiendocument  verloren 
geht,  mufs  der  Direction  für  die  Hebung  der  Zinsen  und 
Dividende  eine  hinreichende  Bürgschaft  gestellt  werden; 
nach  dem  dritten  Jahre  soll  jedoch  diese  Bürgschaft  auf- 
hören und  ein  neues  Document  ausgefertigt  werden.  Ge- 
hören Actien  zu  einer  Erbschafts-  oder  Concurs  -  Masse, 
so  kann  nur  ein  Erbe  oder  Curator  massae  als  recht- 
mäfsiger  Besitzer  derselben  auftreten. 

Ueber  die  der  General- Versammlung,  welche  zu  Ei- 
ber fei  d  gehalten  wird,  gemachten  Vorschläge  entschei- 
det Stimmenmehrheit,    Alle  Vorschläge  zur  Veränderung 
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der  Statuten  sollen  an  eine  in  der  General-Versamnilung 
für  diesen  Zweck  zu  erwählende  Coiiiinission  verwiesen 
und  von  dieser  genehmigt  werden,  ehe  die  landesherrli- 
che Sanction  für  dieselben  nachgesucht  werden  kann. 

Bei  dem  Abstimmen  in  der  General-Versammlung  hat 
derjenige,  welcher  eine  und  nicht  mehr  als  vier  Actien 
besitzt,  eine  Stimme;  wer  über  vier  und  nicht  mehr  als 
acht  besitzt,  zwei  Stimmen;  wer  über  acht  und  nicht 
mehr  als  zwölf  besitzt,  drei  Stimmen,  und  wer  über 
zwölf  Actien  besitzt,  vier  Stimmen,  so  dafs  niemals 
mehr  als  vier  Stimmen  in  einer  Person  vereinigt  seyu 
können.  Bei  gleichen  Stimmen  entscheidet  die  des  Vor- 
sitzenden, welchen  sich  die  General- Versammlung  jedes 
Mal  bei  Eröffnung  ihrer  Sitzung  wühlt. 

Die  Compagnie  treibt  Geschäfte  nach  West- Indien, 
Nord-  und  Süd -Amerika  oder  auch  nach  andern  Welt- 
gegenden, entweder  für  eigene  Rechnung  oder  consigna- 
tionsweise,  mit  oder  ohne  Vorschufs,  für  fremde  Rech- 
nung. In  ihrer  AVaarenausfuhr  für  eigene  Rechnung  be- 
schränkt sie  sich  jedoch  ausschliefslich  auf  deutsche  Fa- 
brikate, Manufakte  und  Produkte.  Fabrikate  und  Pro- 
dukte der  Schweiz  und  der  Niederlande  werden  in  Con- 
signation  genommen. 

Auf  Waaren,  welche  der  Compagnie  consignirt  wer- 
den, soll  die  Direction  nie  mehr  als  die  Hälfte  desWer- 
thes  vorschiefsen,  und  dieser  Werth  soll  nach  dem  Preise 
bestimmt  werden,  zu  welchem  die  Compagnie  die  Waa- 
ren zu  derselben  Zeit  gegen  baare  Bezahlung  würde  kau- 
fen können.  Für  solche  Vorschüsse  werden  \  Procent 
monatliche  Zinsen  berechnet,  sonstige  Bedingungen  aber, 
als  Provision  und  Zeitfrist  des  Vorschusses,  sollen  jedes 
Mal  zwischen  der  Direction  und  dem  consignirenden 
Theile  nach  Umständen  bestimmt  werden. 
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Den  auswärtigen  Coniptoirs  der  Gesellschaft  ist  e«, 
was  den  JVIanufaktur-  und  Fabrikateiihaudel  betrifft,  nicht 
gestattet,  in  andern  als  deutschen  Waaren  Geschäfte  zu 
machen.  Diese  Coniptoirs  führen  ihre  Scripturen  nach 
der  doppellen  Buchhaltung,  und  sind  verpflichtet,  die 
prima  noia  der  täglichi?«  Vorfälle  mit  jeder  Gelegenheil 
an  die  Direction  der  Compagnie  zu  senden.  Aufserdem 
müssen  sie  der  letztern  jährlich  die  Bilanz  ihres  Geschäf- 
tes einschicken,  und  den  sich  ergebenden  Gewinn,  so 
wie  er  sich  realisirt,  an  die  Compagnie  remittiren. 

Jährlich  zieht  die  Compagnie  eine  Bilanz,  und  legt 
solche,  unterzeichnet  von  sämmtlicheu  Directoren  oder 
deren  Substituten  und  dem  Subdirector,  der  General- 
Versammlung  vor.  Sollte  jedoch  einem  oder  dem  andern 
Theilnehmer  die  Bescheinigung  der  gesammten  Admini- 
stration nicht  genügen,  und  er  eine  anderweitige  Unter- 
suchung des  Bücherabschlusses  verlangen,  so  soll  auf 
dessen  Antrag  von  der  General- Versammlung  zuvörderst 
darüber  abgestimmt  werden,  ob  eine  Commission  von 
drei  Actienbesitzern  zur  Untersuchung  des  Bücherabschlus- 
ses ernannt  werden  soll.  Diese  Commission  soll  alsdann 
verpflichtet  seyn,  das  ihr  übertragene  Geschäft  binnen 
einem  Monate,  von  ihrer  Ernennung  an  gerechnet,  zu 
beendigen,  und  zugleich  ermächtigt  se^'U,  die  schliefsliche 
De'charge  im  Namen  der  Compagnie  zu  ertheilen. 

Der  aus  der  Bilanz  sich  ergebende  Gewinn  wird, 
nach  Abzug  der  Zinsen,  zu  demjenigen  Theile,  welchen 
das  Directorium  in  Gemeinschaft  mit  dem  Directorial- 
ralhe  nach  der  Lage  der  Umstände  bestimmt,  als  Ex- 
tradividende den  Actienbesitzern  ausgezahlt,  von  dem 
Uebrigen  aber  ein  Reserveconto  gebildet,  um  mögli- 
chen Verlusten  zu  begegnen. 

Die  Gesellschaft,    welche   unter  den  günstigsten  Um- 
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ständen  in's  Leben  trat,  erfreute  sich  bald  des  allgemei- 
nen Vertrauens  Ä).  Leider  aber  konnten  die  letzten  poli- 
tischen Stürme  in  den  spanisch -amerikanischen  Freistaaten 
für  den  Handel  derselben  nicht  spurlos  vorübergehen. 
Bei  dem  Hinzutreten  mancher  andern  ungünstigen  Um- 
stände mufste  ein  National -Institut,  welches  während 
eines  Zeitraumes  von  zehn  Jahren  gegen  acht  Millionen 
Thaler  an  Waaren,  und  darunter  für  fünf  Millionen  an 
Preufsischen  Fabrikaten,  zur  See  ausgeführt  hatte,  we- 
nigstens eine  Zeit  lang  erliegen  c).  Der  durch  die  Ge- 
sellschaft gestiftete  mannichfache  Nutzen  berechtigt  zu 
den  besten  Wünschen  für  die  von  derselben  beabsich- 
tigten neuen  Unternehmungen,  welche  namentlich  für  den 
Handel  nach  Mexico  berechnet  sind,  dessen  gewiiuirei- 
cber  Erfolg  nach  den  frühern  Resultaten  nicht  zweifel- 
haft sejn  dürfte. 

a)  Gestiftet  von  dem  Kaufmann  Jacob  Aders  zu  Elberfeld. 

b)  Die  gröfsten  Verkäufe  geschahen  in  Baumwollen-,  Lin- 
nen- und  Elsenwaaren. 

c)  Gesicherter  war,  nachdem  seit  dem  17.  Juli  1831  der 
Rhein  für  frei  erklärt  und  die  Rhelnschlfffahrts-Acte  In  Wirk- 
samkeit getreten  Ist,  der  Erfolg  der  Preufsisch -Rheini- 
schen Dampfschlfffahrts  -  Gesellschaft.  Die  Schnellig- 
keit und  Regelmäfsigkelt  der  Fahrten  Ist  besonders  dadurch  be- 
fördert, dafs  die  Gesellschaft  für  den  Main  und  Oberrhein  sich 
mit  der  Preufsisch -Rheinischen  Dampfschlfffahrts -Gesellschaft 
auf  dem  Mittelrhein  verbunden  hat. 


Anhang     zu     E. 

Vom  Hausirhandel  und  vom  Pfandverkehr. 

1)    Vom  Hausirhandel,  (Vor-  und  Aufkauf), 

§.   288. 
Das  Hausiredikl  vom   17.  Nov.  1747   ist  durch  das 

Edikt 
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Edikt  vom  2.  Nov.  1810  und  durch  das  Gesetz  vom 
7.  Sept.  1811  aufgehobeo,  und  es  werden  deshalb  bei 
Bestrafungen  des  unbefugten  Hausirens  die  Vorschriften 
dieser  beiden  Verordnungen  (jetzt  das  Regulativ  vom 
28.  April  1824)  zum  Grunde  gelegt. 

Rescr.  vom  6.  Juni  1815.  v.  Kamptz  Bd.  5.  H.  2. 
S.  7.  8. 

Kaufleute,  Fabrikanten  und  Handwerker,  welche  mit 
ihren  Waaren  Jahrmärkte  beziehen,  und  sie  daselbst  in 
offenen  Laden  oder  Buden  feil  halten,  so  wie  Personen, 
welche  auf  die  Wochenmärkte  solche  Erzeugnisse  zum 
Verkauf  bringen,  die  nach  den  deshalb  geltenden  beson- 
dern Vorschriften  oder  nach  der  Orts-Observanz  zu  den 
Gegenständen  gehören,  womit  auf  diesen  Märkten  auch 
von  andern  als  Ortseinwohnern  Handel  getrieben  werden 
darf,  sind  für  Personen,  welche  ihr  Gewerbe  im  Umher- 
ziehen betreiben,  nicht  zu  achten;  wohl  aber  diejeni- 
gen, welche  fremde  oder  eigene  Erzeugnisse  von  einem 
Orte  zum  andern  zum  Verkauf  herumführen, 
und  auf  offenen  Strafsen,  in  Gasthöfen  oder  in 
Privathäusern  umherziehend  feil  bieten. 

Regulativ  über  den  Gewerbsbetrieb  im  Umherziehen 
und  insbesondere  das  Hausiren,  vom  28.  April  1824. 
§.  1.    Gesetzs.  von  1824.  S.  126  u.  f. 

Wer  Waaren  ohne  Bestellung  an  einen  oder  meh- 
rere andere  Orte  aufser  seinem  Wohnorte  bringt,  oder 
versendet,  um  solche  daselbst  aufser  den  Märkten  zu 
Zeilen  (nicht  fortdauernd)  selbst  zu  verkaufen,  oder 
durch  Andere  für  seine  Rechnung  verkaufen  oder  öffent- 
lich versteigern  zu  lassen,  bedarf  dazu  eines  Gewerb- 
scheins. Dasselbe  findet  bei  Pferde-  und  Viehhänd- 
lern Statt,  welche  die  Thiere  an  einen  oder  mehrere 
Orte  hinbringen  und  zuweilen  dieselben  öffentlich  ver- 

18 
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steigern  lassen,  oder,  welche  sich  beim  Durchführen  der- 
selben an  einzelnen  Orten,  des  Verkaufs  wegen,  eine 
Zeitlang  verweilen. 

Das  Umherlragen  zum  Verkauf  oder  der  Aufkauf  von 
solchen  Waaren,  mit  welchen  der  Verkehr  im  Umher- 
ziehen überhaupt  statthaft  ist,  wird,  wenn  dies  von  dem 
Gewerbtreibenden  selbst,  oder  seinen  Hausgenossen  blofs 
im  Polizevbezirke  des  Wohnorts  geschieht,  für  gewerb- 
scheinpflichtig  nicht  geachtet,  vielmehr  bedarf  es  dazu 
nur  der  besondern  Erlaubnifs  der  Ortspolizeybehörde. 
Es  bleibt  jedoch  dem  Ermessen  der  letztern  überlassen, 
solche  Erlaubnifs  aus  zureichenden,  von  der  Persönlich- 
keit hergenommenen  Gründen  zu  versagen,  und  ist  sie 
nicht  verpflichtet,  dem  Bittsteller  diese  Gründe  anzuge- 
ben, sondern  verbleibt  demselben  nur  der  Recurs  an 
die  vorgesetzten  Behörden. 
a.  a.  O.  §.  2.  3. 

Selbstgewonnene  Producte  und  selbstgefertigte  Waa- 
ren, welche  zu  denen  gehören,  die  Jedermann  auf  AVo- 
chenmärkten  feil  halten  darf,  kann  jeder  Inländer,  auch 
aufser  seinem  Wohnorte,  (in  der  Umgegend  desselben) 
Bum  Verkauf  umhertragen  oder  schicken,  ohne  dazu  ei- 
nes Gewerbscheines  zu  bedürfen.  Dasselbe  ^ilt  für  den 
Verkehr  mit  selbstgewonnenen  Waaren,  welche  (wie 
z.B.  Holz,  Kohlen,  Torf  u.  s.w.)  gewöhnlich  zu  Schiffe 
verfahren  und  aufser  der  gewöhnlichen  Marktzeit  vom 
Schiffe  aus  verkauft  zu  werden  pflegen.  —  Sind  jedoch 
dergleichen  Waaren  nicht  selbst  gewonnen,  sondern  auf- 
gekauft, so  ist  ein  Gewerbschein  erforderlich. 
a.  a.  O.  §.  4. 

Den  Landlcuten  steht  es  frei,  ohne  Hausirgewerb- 
schein  ihre  ländlichen,  zur  Nahrung  dienenden  Erzeug- 
nisse jeder  Art,   entweder  selbst  oder  durch  ihre  Abgc- 
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ichickten,  an  und  aufser  den  Marktlagen,  in  den  Städten 
auf  dem  Marktplatze  und  durch  Unihcrtragen  in  den 
Strafseu  mittelst  Aufrufs  feil  zu  bieten.  Es  ist  deshalb 
den  über  eine  halbe  Meile  entfernt  wohnenden  ländli- 
chen Fleischern,  Bäckern  und  Mehlhändlern  der  tägliche 
Besuch  der  Städte  erlaubt,  und  sind  sie  nur  darin  zu 
beschränken,  dafs  sie  keine  stehenden  Gelasse  und  Bu- 
den daselbst  erbauen. 

Rescr.  des  Minist  des  Handels  und  des  Innern  vom 
31.  Mai  1824.  v.  Kamptz  Ann.  Bd.  8.  S.  587.  —  Rescr. 
des  Minist,  des  Innern  und  der  Polizey  vom  18.  Mai 
1824.  V.  Kamptz  Ann.  Bd.  8.  S.  588.  —  Rescr.  des 
Minist,  des  Innern  vom  28.  Mai  1822.  v.  Kamptz  Ann. 
Bd.  6.  S.  424. 

Zum  Gewerbsbetriebe  im  Umherziehen  gehört  ferner 
zwar  auch  das  Geschäft  derjenigen  Personen,  welche  im 
Lande  umherreisen,  um  in  Privathäusern  und  Gasthöfen, 
oder  auf  offener  Strafse  Waaren  irgend  einer  Art  zum 
Wiederverkauf  zu  erstehen,  oder  um  'VN^aaren- 
bestellungen  zu  suchen.  Es  gehört  aber  nicht  da- 
hin das  Bereisen  der  Messen  und  Jahrmärkte,  um  da- 
selbst "Waaren  zum  Wiederverkauf  einzuhandeln,  auch 
bedürfen  diejenigen  Inländer,  welche  ein  offenes  Ge- 
werbe treiben,  und  zu  dessen  Behuf  umherreisen,  um 
die  Materialien  zu  ihrer  eigenen  Fabrikation  aufzukaufen, 
keines  Gewerbscheines,  sondern  blos  einer  poli- 
zeylichen  Legitimation, 
a.  a.  O.  §.  5.     cf.  §.  6. 

Ein  Hausir-Gewerbschein,  d.  h.  Concession  zu 
einem  Gewerbe,  welches  im  Umherziehen  betrieben  wird, 
mufs  das  vollständige  Signalement  des  Inhabers,  die  Zeit 
und  die  Oertlichkeit,  worauf  sich  sein  Gewerbsbetrieb 
erstrecken   soll,    den  Gegenstand,   worauf  sich   solcher 

18* 
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bezicLti  mit  Benennung  der  zu  führenden  Waaren  oder 
der  Dienstleistungen  und  Schaustellungen,  enthalten.  Bei 
Bezeichnung  der  zu  führenden  Waaren  mufs  aber  dar- 
auf gesehen  werden,  dafs  dieselbe  nicht  zu  eng  gestellt, 
sondern  wenigstens  eine  ganze  Kategorie  von  Waaren 
ähnlicher  Art  umfafst  werde, 
a.  a.  O,  §,  8, 

Ein  Gewerbschein  dieser  Art  wird  bei  der  Polizey- 
behörde  des  Orts  nachgesucht,  und  auf  deren  gutachtli- 
chen Bericht  hinsichtlich  der  Erfordernisse  von  der  Re- 
gierung bewilligt  und  ausgefertigt. 

Ausländer  müssen ^  wenn  sie  in  dem  Falle  sind, 
einen  Gewerbschein  erhalten  zu  können  (s.  unten)  ihr 
Gesuch  an  die  Regierung  richten. 

General- Concessionen  werden  nur  ausnahms- 
weise, und  zwar  von  den  Ministerien  des  Innern  und 
der  Finanzen  gemeinschaftlich  ertheilt.  Da  jeder  Ge- 
werbschein nur  auf  das  Kalenderjahr,  für  welches  er  er- 
theilt worden,  gültig  ist,  so  müssen  Personen,  welche 
ein  Gewerbe  im  Umherziehen  fortdauernd  betreiben,  die 
Erneuerung  ihrer  Gewerbscheine  für  das  nächstfolgende 
Jahr  wenigstens  drei  Monate  vor  Ablauf  des  Jahres  bei 
der  Polizeibehörde  ihres  Wohnorts  nachsuchen, 
a.  a.  O.  §.  10. 

Bei  der  Gestattung  des  Gewerbsbetriebes  im  Umher- 
ziehen wird  auf  nachstehende  Erfordernisse  unabän- 
derlich gehalten: 

1)  es  darf  der  Gewerbschein  für  Niemand  ausgefer- 
tigt werden,  von  dem  nicht  die  Polizeibehörde  seines 
Wohnorts  pflichtmäfsig  versichert,  dafs  ihr  derselbe,  nach 
Torgängiger  genauer  Erkundigung,  als  ein  Mensch  von 
gutem  Rufe  und  unbescholtenen  Sitten  bekannt  gewor- 
d«D.     Wer  jedoch  einmal  auf  den  Grund  einer  solchen 
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V^ersicheruDg  den  Gcwerbschcin  erhalten  hat,  dem  toll 
die  ErneueruDg  desselben  nicht  anders,  als  aus  beson- 
dern  gegen  ihn  sprechenden  Gründen  versagt  werden. 

2)  Personen,  welche  unter  väterlicher  oder  vorinund- 
schaftlicher  Obhut  stehen,  müssen,  in  so  fern  ihnen  sonst 
der  Gewerbschein  crtheilt  werden  kann,  bei  dessen  Nach- 
suchung die  Einwilligung  der  Eltern  und  Vormünder, 
und  ebenso  Ehefrauen  die  ihrer  Ehemänner,  in  Privat- 
diensten stehende  Personen  aber  die  Zustimmung  ihrer 
Dienstherrschaft  beibringen. 

3)  Der  Gewerbschein  darf  an  Niemand  gegeben  wer- 
den, der  mit  einer  auffallenden  und  ekelhaften  Krank- 
heit oder  einem  dergleichen  Gebrechen  behaftet  ist,  und 
ebenso  wenig 

4)  an  Jemand,  der  nicht  innerhalb  Landes  einen  festen 
Wohnsitz  genommen  hat,  wo  er  die  öffentlichen  und 
Gemeindelasten,  gleich  andern  Orts -Einwohnern,  trägt. 

Auch  soll 

5)  In  der  Regel  Leuten  unter  dreifsig  Jahren  nicht 
erlaubt  werden,  ein  Gewerbe  im  Umherziehen  zu  betrei- 
ben; es  wäre  denn,  dafs  das  Gewerbe  eine  förmliche 
Erlernung  erforderte,  und  doch  nicht  wohl  auf  eine  an- 
dere Weise  als  im  Umherziehen  betrieben  werden  könnte. 

a.  a.  O.  §.  11. 
Ausländern  darf  in  der  Regel  der  Gewerbsbetrieb 
im  Umherziehen  nur  für  den  Hausirhandel  mit  den  un- 
ten sub  Nr.  1.  bezeichneten  Waaren,  aufserdem  aber 
nur  dann  gestattet  werden,  wenn  ihr  Gewerbe  in  der 
Gegend  entweder  gar  nicht,  oder  nicht  mit  der  ihnen 
eigenen  Geschicklichkeit  getrieben  wird,  und  doch  als 
öffentliches  Bedürfnifs  anzusehen  ist,  oder,  wenn  die 
Reciprocität  gegen  Nachbarstaaten  solches  erfordert.  Im 
letztern  Falle  bedarf  es  aber  der  gemeinschaftlichen  Ge- 
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nebmiguiig  der  oben  erwähnten  Ministerien.  Jedenfalls 
mufs  auch  bei  Ausländern  auf  die  oben  sub  Nr.  1,  2 
und  3  vorgeschriebenen  Erfordernisse,  und  zwar  auf  das 
erste  in  der  Art,  dafs  sie  ein  solches  Zeugnifs  ihrer  Un- 
bescholtenheit, von  Seiten  ihrer  auswärtigen  Obrigkeit 
ausgestellt,  der  Regierung  einreichen  müssen,  sorgfällig 
Bedacht  genommen  werden. 

a.  a.  O.  §.  12. 
Solchen  Personen,  welche  Werke  der  bildenden  Kunst, 
Landkarten,  Instrumente  u.  s.  w.  umhertragen  oder  schik- 
ken,  können  zum  Betriebe  ihres  Gewerbes  Gehül- 
fen, und  auch  für  Rechnung  inländischer  stehender  und 
namhafter  Handlungen  und  Werkstätten  dieser  Art  aus- 
ländische Gehülfen  bewilligt  werden.  Ebenso  sind 
zum  Durchreisen  der  Provinz,  um  W^aarenbestellungen 
zu  suchen,  Mittelspersonen  (reisende  Diener)  ä)  zulässig, 
nur  müssen  auch  diese  die  Erfordernisse  ad  1  —  3  nach- 
weisen, und  dieselben  in  dem  Gewerbschein  auf  die 
oben  vorgeschriebene  Art,  namentlich  erwähnt  und  sig- 
nalisirt  werden.  Blofse  Begleiter  zum  Transport  der 
Waaren,  oder  zur  Wartung  des  Gespanns,  können  die 
Regierungen,  nach  ihrem  Ermessen,  bewilligen,  jedoch 
müssen  auch  diese  in  dem  Gewerbscheine  benannt  und 
signalisirt  scyn,  und  dürfen  unter  keinen  Umständen 
Kinder  vor  vollendetem  14tcn  Jahre,  es  sej  unter  wel- 
chem Vorwande  es  wolle,  mit  umhergeführt  werden, 
a.  a.  O.  §.  13. 

a)  Die  Lösung  von  Gewerhschelncn  für  die  von  inlän- 
disch cn  llandlungshäusern  ausgesendeten  eigenen  Reisenden 
wurde  durch  die  neuesten  Verordnungen  aufgehoben. 

§.   289. 
Gewerbscheine    zum   Hausiren    dürfen    in    der  Regel 
nur  auf  folgende  Gegenstände  ausgefertigt  werden: 
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1)  auf  solche,  >>el(;he  Jedermann,  auch  weuu  er  uicht 
am  Orte  wohnt,  auf  Wochenmärkten  feil  halten  darf. 
Dahin  gehören  z.  B.  frische  Lebensmittel  aller  Art  und 
andere  Producte  des  Bodens,  der  Land-  und  Forstwirth- 
schaft,  der  Jagd  und  der  Fischerei,  trockene  Mühlen- 
fabrikate zum  Genüsse,  Citronen,  Pommeranzen,  Apfel- 
sinen, überhaupt  frisches  und  gedörrtes  Obst  und  Ge- 
müse aller  Art,  Milch,  Eier,  Federvieh,  frische,  gesalzene, 
gedörrte  und  geräucherte  Fische,  gesalzenes,  gedörrtes 
und  geräuchertes  Fleisch;  wogegen  der  Hausirhandel  mit 
frischem  Fleische  aber  nur  besonders  zuverlässigen  Per- 
sonen, und  auch  nur  für  die  nächste,  in  dem  Gewerb- 
scheine zu  bezeichnende  Umgegend  ihres  Wohnorts  ge- 
stattet werden  soll.  Ferner  Theer,  Pech,  Kienrufs,  Sä- 
mereien, Hopfen  und  andere  Gegenstände.  Es  bleiben 
aber  Material-  und  Spezerei-Waaren,  "Wein,  Brannt- 
wein und  Liqneure  aller  Art  unbedingt  ausgeschlossen; 

2)  auf  Abfälle  und  Abgänge,  welche  beim  Betriebe 
der  Haus-  und  Landwirthschaft,  so  wie  der  Gewerbe 
entstehen,  mit  Ausnahme  alter  (gebrauchter)  Kleidungs- 
stücke und  Betten,  imgleichen  Metallbruch,  mit  Aus- 
nahme des  Bruchgoldes  und  Bruchsilbers; 

3)  auf  alle  diejenigen  Waaren,  welche  nach  der  je- 
desmaligen Erhebungsrolle  der  Abgaben  zu  den  groben 
kurzen  "VS'aaren  gerechnet  werden;   desgleichen 

4)  auf  ähnliche  Waaren,  welche  den  daselbst  be- 
nannten gleich  zu  achten  sind,  z.  B.  alle  grobe  Eisen- 
waaren  aus  geschmiedetem  Eisen,  Eisenblech,  Stahl-  und 
Eisendraht;  ferner  gewöhnliche  Steingut-,  Fayence-  und 
irdene  Waaren,  desgleichen  Korbmacherarbeiten,  Schleif- 
steine, Flintensteine,  Serpentinsteinwaaren,  Schwamm, 
Oblaten,  Saiten,  Fischbein  u.  s.  w.; 
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5)  auf  gewöhnliche  Seiler-  und  andere  Hanfwaaren, 
auf  Garu,  Zwirn,  Band  und  Strümpfe  von  Leinen,  auf 
Leinwand,  Zwillich  und  Drillich;  ferner  auf  bunte  Ge- 
webe aus  Leinen  und  Baumwollengarn  gemischt,  welche 
im  Lande  verfertigt  werden,  jedoch  nur  in  so  fern,  als 
deren  Fabrikation  bereits  vor  Erscheinung  des  Gewerb- 
steuergesetzes vom  30.  Mai  1820  auf  den  Hausirhandel 
gegründet  war,  desgleichen  auch  auf  wollenes  Band, 
wollenes  Strickgarn,  und  wollene  gestrickte  Waaren, 
endlich 

6)  auf  Werke  der  bildenden  Kunst,  Landkarten,  me- 
chanische, mathematische,  optische  und  physicalische  In- 
strumente. Für  alle  Gegenstände,  mit  welchen  hiernach 
der  Hausirhandel  zulässig,  kann  in  der  Regel  auch  der 
Aufkauf  gestattet  werden. 

Alle  frühern,  den  Vor-  und  Aufkauf  betreffenden 
Verordnungen  sind  aufgehoben  ß),  und  es  steht  Je- 
dem, der  den  erforderlichen  Gewerbschein  gelöset  hat, 
frei,  Producle  des  platten  Landes  aufzukaufen  und  zu 
verkaufen.  Es  ist  jedoch  der  Aufkauf,  die  Anlegung 
von  Niederlagen,  und  die  Versendung  unfern  der  Lan- 
desgränze,  an  den  Seeküsten  und  den  gröfsern  Ströhmeii 
an  die  zur  Sicherung  der  Zollintraden  vorgeschriebene 
Bedingung  geknüpft. 

Edikt  vom  20.  Nov.  1810.  §.  1  und  2.     Gesetzs.  v. 
1810.  S.  100. 

An  Markttagen  bleibt  das  Aufkaufen  und  Ver- 
kaufen in  und  vor  den  Thoren,  so  wie  auf  den  Stra- 
fsen  und  in  den  Wirlhshäusern,  kurz  an  jedem  Orte 
aufser  dem  Markte  untersagt:  in  so  fern  das  Object  un- 
ter fünf  Thaler  werlh  ist,  bei  Strafe  der  Confiscation; 
hat  das  Object  einen  hohem  Werth,  so  findet  nach  dem 
Ermessen  der  Polizrybehürde  eine  Strafe  von  5-lOOThlrn. 
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Statt.  Für  diese  Strafe  haften  Käufer  und  VerkSu- 
fer  gemeinschaftlicb ,  jedoch  so,  dafs  sie  von  dem  einen 
derselben  vollständig,  mit  Ueberlassung  des  Regresses 
wegen  der  Hälfte  an  den  andern  >  beigetrieben  werden 
kann. 

Ed.  V.  20.  Nov.  1810.  §.  3. 
Alle    auf   dem  Markte   selbst,    nach   der   besondern 

m 

Verfassung  eines  jeden  Orts,  etwa  bestehenden  Vor- 
kaufsrechte sind  aufgehoben,  so  dafs  ein  völlig  freier 
Marktverkehr  Statt  findet. 

Ed.  vom  20.  Nov.  1810.  §.  4. 

Wenn  örtliche  Verhältnisse  und  Bedürfnisse  Erwei- 
terungen oder  Beschränkungen  der  Hausirbefugnisse  b) 
erforderlich  oder  wünschenswerth  machen,  so  werden 
solche,  auf  den  Antrag  der  Regierungen,  von  den  Mini- 
nisterien  des  Innern  und  der  Finanzen  gemeinschaftlich 
ertheilt. 

Regulativ  etc.  vom  28.  April  1824.  §.  16. 
Ausländischen  Juden  ist  zwar  der  Eintritt  in  das 
Land  zur  Durchreise,  oder  zum  Betriebe  erlaubter  Han- 
delsgeschäfte gestattet, 

(Edikt  vom  11.  März  1812.  §.  36.  Gesetzs.  v.  1812. 
S.  17.  u.  f.) 
es  kommt  jedoch  hinsichtlich  der  Geschäfte  darauf  an, 
ob  sie  Bürger  oder  Angehörige  eines  Staates  sind,  ii^ 
welchem  die  Juden  alle  staatsbürgerlichen  Rechte  haben 
oder  nicht.  Im  ersten  Falle  sind  sie  im  Allgemeinen 
wie  die  Christen  ihres  Vaterlandes  zu  behandeln,  und 
es  wird  dabei  nach  dem  die  polizeylichen  Verhältnisse 
der  Gewerbe  betreffenden  Gesetze  vom  7.  Sept.  1811 
verfahren;  jedoch  soll  jüdischen  Ausländern  nicht  anders, 
als  nach  eingeholter  Genehmigung  des  allgemeinen  Poli- 
zey- Departements,  die  Erlaubnifs  und  der  Gewerbscheio 
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dazu  ertheilt  werden,  ein  Gewerbe  umli erziehend  zu 
belreibcn.  —  Ausländischen  Juden,  welche  in  ihrem  Va- 
tcrlande  nicht  alle  staatsbürgerlichen  Rechte  haben,  ist 
innerhalb  Landes  blofs  der  Ankauf  Preufsischer  Producte 
und  Fabrikate,  und  der  Verkauf  der  Producte  und  Fa- 
brikate desjenigen  Staats,  in  welchem  sie  ihre  Heinialh 
haben,  und  zwar  lediglich  auf  offenen  Märkten  oder  in 
grofsen  Handelsplätzen  gestattet.  Aller  anderer  Gewer- 
bebetrieb und  besonders  der  Detail-  und  Hausirhan- 
del, inigleichen  alle  Comniissions-  und  Speditionsge- 
schäfte bleiben  ihnen  untersagt. 

Rescr.  vom  25.  Juli  1812. —  Heinemanns  Samm- 
lung der  die  Verfassung  der  Juden  in  den  Preufsischen 
Staaten  betreffenden  Gesetze  (Berlin  1821)  Bd.  1.  H.  1. 
S.  17  —  20. 

Alle  Gewerbscheine  gelten  nur  für  die  Person  des 
darin  genannten  Inhabers. 

Der  Gewerbschein  berechtigt  immer  nur,  in  so  fern 
darin  nicht  eine  noch  engere  Gränze  bezeichnet  ist,  zum 
Gewerbsbetriebe  innerhalb  des  Bezirks  der  Regierung, 
welche  ihn  ertheilt  hat.  Soll  also  die  Befugnifs  daraus 
noch  auf  andere  Regierungsbezirke  ausgedehnt  werden, 
so  mufs  jede  betreffende  Regierung  die  Erlaubnifs  dazu 
unter  dem  Gewerbschein  besonders  vermerken.  Inner- 
halb des  Gränzzollbezirks  darf  kein  Gewerbe  im  Um- 
herziehen betrieben  werden,  wenn  nicht  der  Gewerb- 
schein ausdrücklich  die  Erlaubnifs  dazu  ertheilt. 
Regulativ  etc.  vom  28.  April  1824.  §.  20.  21. 

Auf  den  Grund  des  Gewerbscheines  darf  der  Inhaber 
desselben  das  darin  genannte  Gewerbe,  jedoch  nur  in 
den  darin  bestimmten  Gränzen,  nicht  allein  auf  VVochen- 
und  Jahrmärkten,  sondern  auch  aufserdem,  lelzternfaJls 
aber  nur  in  den  nach  der  Beilage  B  des  Gewcrbsleuer- 
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gesetzcs  vom  30.  Mai  1820  zur  ersten  Abiheilung  gehö- 
rigen  Ortschaften,  acht  Tage  lang,  iu  denen,  die  zur 
zweiten  Abtheilung  gehören,  vier  Tage  lang,  in  denen, 
die  zur  dritten  Abiheilung  gehören,  zwei  Tage  lang,  und 
in  den  zur  vierten  Abtheilung  gehörigen  kleinen  Städten, 
Flecken  und  Dörfern,  einen  Tag  lang  betreiben.  Die 
Orts-Polizejbehörden  können  inzwischen  diese  Fristen 
aus  besondern  Gründen  verlängern  und  verkürzen.  Bis 
zur  nächsten  Wiederkehr  des  Hausirers  au  demselben 
Orte  müssen  aber  mindestens  vier  Wochen  verstreichen. 
Hiervon  sind  indessen  die  Markttage  und  diejenigen  Per^ 
sonen  ausgenommen,  welche  mit  den  oben  sub  Nr.  1. 
genannten  Waaren  handeln,  indem  diese  jeden  Ort  zu 
jeder  Zeit  ungehindert  besuchen  können. 
a.  a.  O.  §.  22. 

Jeder  Inhaber  eines  Gewerbscheins  mufs  denselben 
beim  Umherziehen  stets  in  Urschrift  bei  sich  führen; 
beglaubigte  Abschriften  desselben  sind  unzulässig  und 
ungültig.  Auch  mufs  er  sich  an  jedem  Orte,  wo  er  an- 
kommt, vor  dem  Anfange  seines  Geschäfts  bei  der  Orts- 
polizey  persönlich  melden.  Bei  denjenigen  Personen, 
welche  mit  Lebensmitteln  hausiren,  bedarf  es  dieser  per- 
sönlichen Meldung  nur,  wenn  sie  sich  ihres  Gewerbes 
wegen  länger  als  einen  Tag  an  dem  Orte  aufhalten 
wollten. 

a.    a.    O.   §.  23.     cf.    Gesetz   vom   30.   Mai  1820. 
§.  23. 

Niemals  darf,  bei  ein-  bis  zweitägiger  Gefängnifs- 
strafe,  eine  Person,  welche  ihr  Gewerbe  im  Umherzie- 
hen treibt,  in  Privathäuser  ohne  aufgefordert  zu  seyn, 
oder  in  Gasthöfe,  ohne  besondere  Erlaubnifs  des 
Wirths,  zu  dem  Zwecke  eintreten,  um  ihre  Waaren 
oder  Dienstleistungen  anzubieten.     Hiervon  sind  allein 
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solche  Personen  ausgenommen,   welche  durch  das  Land 
reisen,  um  Waarenbestellungen  zu  suchen. 
a.  a.  O.  §.  25.  29. 

Wer  umherziehend  ein  Gewerbe  treibt,  ohne  sich 
über  seine  Befugnifs  dazu  mittelst  Gewerbscheins  für 
das  laufende  Jahr  ausweisen  zu  können,  hat  nicht  nur 
die  Jahressteuer  im  höchsten  Satze  nachzuzahlen  und 
aufserdem  den  vierfachen  Betrag  als  Strafe  zu  ent- 
richten, sondern  auch  überdies  die  Confiscation  der- 
jenigen Gegenstände  Terwirkt,  die  er  wegen  seines  Ge- 
werbes bei  sich  führt.  Diese  Bestimmung  ist  auch  dann 
zur  Anwendung  zu  bringen,  wenn  ein  solcher  Contra- 
venicnt  Waaren  bei  sich  führt,  auf  welche  nach  dem 
Regulativ  ein  Gewerbschein  nicht  einmal  hätte  ertheilt 
werden  dürfen. 

Eine  gleiche  Strafe,  nur  mit  Wegfallen  der  Nachzah- 
lung der  Steuer,  trifft  denjenigen,  welcher  zwar  einen 
Gewerbschein  besitzt,  aber  ein  anderes,  als  das  darin 
genannte  Gewerbe  treibt,  oder  andere,  als  die  ihm  durch 
dasselbe  gestatteten  "Waaren  führt.  Dasselbe  findet  Statt, 
wenn  der  Inhaber  des  Gewerbscheins  den  letztern  an 
einen  Dritten  verleihet,  überläfst,  oder  andern  Mifsbrauch 
damit  treibt,  oder  wenn  das  Gewerbe  für  Rechnung  des 
Inhabers  von  einer  dritten,  in  dem  Gewerbschein  nicht 
genannten  Person  getrieben  wird.  In  diesem  Falle  trifft 
die  volle  Strafe  sowohl  den  Inhaber  als  den  Dritten,  und 
der  letzte  mufs  aufserdem  noch  die  Steuer  nachzahlen; 
auch  mufs  einer  für  den  andern  solidarisch  haften. 

Andre  Uebertretungcn  des  Regulativs,  für  welche  nicht 
besondere  Strafen  bestimmt  sind,  sollen  mit  einer  Geld- 
bufse  von  lOSgr.  bis  lOThIrn.,  oder  verhältnifsmäfsiger 
Gefängnifsstrafe  c),  geahndet  werden, 
a.  a.  O.  §.  26—28.  30.  31. 


-    285    — 

Von  jeder  Vollstreckuug  einer  Strafe  soll  der  Orts- 
obrigkeit des  Contravenienten  von  Aintswegen  Nachricht 
gegeben  werden,  und  letztere,  sobald  ein  solcher  Straf- 
fall bei  einem  und  demselben  Contravenienten  zum  drit- 
ten Male  vorgekonnnen  ist,  verpflichtet  sejn,  davon  bei 
der  gewöhnlichen  Berichterstattung  über  die  Erneuerung 
der  Gevrerbscheine  der  Regierung  Anzeige  zu  machen, 
die  Regierung  aber  alsdann  die  Befugnifs  haben,  die  Er- 
neuerung des  Gewerbscheins  zu  versagen  d), 
a.  a.  O.  §.  33. 

a)  Hierher  gehört  namentlich  das  Edikt  vom  17.  Nov. 
1747,  welches  von  dem  Grundsatze  ausgeht,  dafs  der  Produ- 
cent  alle  seine  Erzeugnisse  unmittelbar  an  den  Consumenten, 
wenn  es  Lebensmittel,  oder  an  den  Fabrikanten,  wenn  es  Ma- 
terialien sind,  absetzen  soll.  Vergl.  darüber;  C  J.  Kraus  Ab- 
handlung über  die  Beschränkungen,  denen  der  inländische  Pro- 
ductenhandel  durch  das  Edikt  vom  17.  Nov.  1747  unterworfen 
ist,  mit  besonderer  Hinsicht  auf  Westpreufsen:  In  dessen  ver- 
mischten Schriften  über  Staats wirtbschaftllche,  philosophi- 
sche und  andere  wissenschaftliche  Gegenstände  Th.  I.  S.  71  u.  f. 

b)  Schleifern,  Holzuhrmachern,  Siebmachern,  Korbflech- 
tern u.  s.  w.  kann  der  Gewerbschein  zum  Betriebe  ihres  Ge- 
werbes im  Umherziehen  überall  erlheilt  werden.  Die  Ministe- 
rien haben  sich  aber  vorbehalten,  diese  Bewilligung  auch  auf 
andere  Gewerblrelbende  ähnlicher  Art  auszudehnen,  wenn  dar- 
auf Seitens  der  Regierungen  angetragen  wird. 

S.  überhaupt  die  Verordnungen  wegen  der  Ertheilung  des 
Gewerbscheines  zu  Dienstleistungen  und  Schaustellungen  im 
Umherziehen  in  den 

§.  17.  18.  19.  des  Regulativs  vom  28.  April  1824. 

e)  Wo  festgesetzte  Geldstrafen  wegen  Unvermögens  nicht 
vollstreckt  werden  können,  tritt  an  deren  Stelle  Gefängnifsstrafe 
in  dem  Verhältnisse,  dafs  achttägiges  Gefängnlfs  und  fünf  Tha- 
ler Geldstrafe  einander  gleich  geachtet  werden. 

Regulativ  vom  28.  April  1824.  §.  31. 
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d)  Wegen  des  Verbots  wider  das  Hausiren  überhaupt  bat 
es  bei  Aen  Pollzeygesetzen  auch  in  Hinsicht  der  Juden  sein 
Bewenden. 

Edikt  vom  11.  März  1812.     §.  37. 

2^     Vom  Pfandverkehr. 

§.    290. 

Die  in  Betreff  des  Pfandverkehrs  gegebenen  Vor- 
schriften, in  so  fern  sie  für  die  Kaufleute  erheblich  sind, 
müssen  wenigstens  im  Allgemeinen  hier  erwähnt  werden, 
während  die  besondern  Rechte  und  Pflichten  der  eigent* 
liehen  Pfandverleiher  nicht  hierher  gehören. 

Wer  das  Geldverleihen  auf  Pfänder  als  ein  Ge- 
werbe treiben  wiü,  mufs  sich  dabei  der  besondern  Auf- 
sicht der  Polizej-Obrigkeit  unterwerfen,  und  die  solchem 
Gewerbe  in  den  Gesetzen  vorgeschriebene  besondere 
Form  beobachten. 

A.  L.  R.  Th.  I.  tit.  20.  §.  263. 

Es  sollen  nur  Privatpersonen,  welche  ein  ordentliches 
Gewerbe  mit  Gcldverlcihen  auf  Pfänder  treiben,  an  das 
Pfand-  und  Leih-Reglement  gebunden  sejn,  und  danach 
beurtheilt  werden. 

Pfand-  und  Leih-Reglement  v.  13.  März  1787.  §.  1.. 
Ediktens.  v.  1787.  §.  784. 

Banquiers  und  andere  Kaufleute,  welche  nur 
zufällig,  bei  Gelegenheit  eines  Wechsel-  oder  andern 
kaufmännischen  Verkehrs,  zu  ihrer  mchrern  Sicherheit 
Pfänder  nehmen,  sind  unter  dem  Pfand-  und  Leih-Re- 
glement nicht  mit  begriffen,  sondern  werden  blofs  nach 
den  aUgemeincn  gesetzlichen  Vorschriften  beurtheilt. 
a.  a.  O.  §.  3. 

Andere  Privatpersonen  hingegen,  welche  sich  mit  Geld- 
verleihen auf  Pfänder  abgeben,  und  dabei  die  durch  das 
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Pfand-  und  Leih -Reglement  bestimmten  und  gebilligten 
Vorllieile  geniefsen  wollen,  müssen  solches  bei  derjenigen 
Behörde,  welcher  die  Aufsicht  über  die  Polizey-Anstalten 
ihres  Wohnorts  zukommt,  anzeigen,  sich  in  eine  von  die- 
sen Behörden  zu  haltende  Bolle  der  Pfand  verleih  er  ein- 
tragen, und  einen  Commissionsschein  darüber  erthei- 
len  lassen. 

a.  a.  O.  §.  4.  A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.264. 
Wer  diese  Anmeldung  und  Eintragung  verabsäumt, 
gleichwohl  aber  überführt  werden  kann,  dafs  er,  ohne 
selbst  ein  Kaufmann  zu  sejn,  an  einen  Kaufmann,  oder 
andere  Privatpersonen,  mehr  als  drei  Male  innerhalb  Jah- 
resfrist, Geld  auf  Pfänder  verliehen,  oder  auch,  dafs  er 
bei  einem  gegen  Pfand  gegebenen  Darlehn  sich  über 
sechs  vom  Hundert  als  Zinsen  ausbedungen  habe,  der 
soll  als  ein  solcher,  welcher  vom  Pfandverkehr  ein  Ge- 
werbe macht,  angesehen,  folglich  nach  den  Vorschriften 
des  Pfand-  und  Leih-Beglements  beurtheilt,  und  sich  für 
die  Zukunft  in  die  Bolle  der  Pfandverleiher  eintragen  zu 
lassen  angehalten  werden. 

a.  a.  O.  §.  5.    A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  266. 
Wer  Geld   auf  Pfänder  leihen  will,   mufs  vor  allen 
Dingen  genau  prüfen,  ob  die  zum  Pfand  angetragene  Sa- 
che wirklich  dem  Eigen thume  und  der  freien  Disposition 
des  Verpfänders  unterworfen  sej. 

a.  a.  O.    §.  6. 

§.    291. 

Es  ist  die  Pflicht  eines  jeden  Pfandnehmers,  wenn  die 
Person  und  die  Quahtät  des  sich  angebenden  Verpfän- 
ders ihm  nicht  hinlänglich  bekannt  sind,  sich  durch  ge- 
naue Erkundigungen  zu  versichern,  dafs  der  Verpfänder 
unter  diejenigen  nicht  gehöre,  mit  denen  ohne  väterlichen 


\ 

—    283     - 

oder  vormundscbaftlichen  Consens  kein  gültiger  Darlehns- 
und  Pfandcontract  geschlossen  werden  kann. 
a.  a.  O.  §.  7. 

Wer  wissentlich  mit  dergleichen  Personen  ein  Pfand- 
verkehr getrieben  hat,  der  soll  dafür  nach  Vorschrift  der 
darüber  ergangenen  besondern  Verordnungen  gestraft 
werden,  und  wird  für  immer  unfähig  zum  Betriebe  des 
Pfandverkehrs. 

a.  a.  O.  §.  33. 

Mit  verheiratheten   Frauenspersonen    darf  sich  Nie- 
mand   ohne    Vorwissen    und    ausdrückliche    Bewilligung 
des  Mannes  in  einen  Pfandverkehr  einlassen. 
a.  a.  O.  §.  35. 

Nur  in  folgenden  Fällen  bedarf  es  keiner  solchen 
Einwilligung: 

1)  wenn  eine  Frau  für  sich  selbst  eine  eigene  Hand- 
lung treibt; 

2)  wenn  sie  das  gegen  Pfand  geborgte  Geld  zum  ge- 
meinschafüichen  Besten  beider  Eheleute  wirklich  ver- 
wendet; 

3)  wenn  ihr  der  Mann  einen  Theil  seines  Gewerbes 
tibertragen,  und  sie  zum  Betriebe  desselben  während  sei- 
ner Abwesenheit,  Gelder  auf  Pfand  geborgt  hat,  wenn 
auch  die  Verwendung  nicht  geschehen,  oder  der  daraus 
gehoffte  Nutzen  nicht  erfolgt  wäre; 

4)  wenn  die  zum  Pfand  angetragene  Sache  so  be- 
schaffen ist,  dafs  aus  ihrer  blofsen  Qualität  die  Befugnifs 
der  Frau,  nachWillkühr  darüber  zu  disponiren,  entnom- 
men werden  kann. 

a.  a.  O.  §.  36. 
Bei  Juwelen,  Gold-  und  Silbergeschirr,  Spitzen  und 
andern  Kostbarkeiten  gilt,  wenn  sie  auch,  ihrer  Qualität 
nach,   für  den  Gebrauch  der  Frau  bestimmt  sind,  den- 
noch 
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noch  die  Vcmuithung,  dafs  ihr  dariiber  eine  willkühi  li- 
ehe Disposition  ohne  Vorwissen  des  Mannes  keiueswegcs 
zustehe. 

a.  a.  O.  §.  37. 

Wer  sich  mit  einer  vcrheirathcten  Frau  in  einen  ver- 
botenen Pfandverkehr  cinläfst,  verliert  sein  Darlehu,  und 
inufs  das  Pfand  unentgeldhch  zurückgeben, 
a.  a.  O.  §.  39. 

Hat  der  Contravenient  die  Qualität  der  Verpfanderin 
gewufst,  so  mufs  ihm  die  fernere  Betreibung  des  Pfand- 
Gewerbes  unter  namhafter  Strafe  gänzlich  untersagt 
werden. 

Dasselbe  findet  Statt,  wenn  er  zwar  nicht  aus  über- 
führter  Wissenschaft,  aber  dennoch  aus  Unvorsichtigkeit 
und  Mangel  an  Aufmerksamkeit  und  sorgfältiger  Erkun- 
digung nach  der  Qualität  der  Verpfanderin,  auf  solchem 
unerlaubtem  Pfandverkehr  mit  verhciratheten  Personen 
schon  mehr  als  ein  Mal  betroffen  worden, 
a.  a.  O.  §.  40.  41. 

Der  Pfandnehmer  ist  verpflichtet,  das  ihm  anvertraute 
Pfand  mit  derjenigen  Vorsicht  und  Sorgfalt  zu  verwah- 
ren, die  ein  vorsichtiger  Hauswirlh  anzuwenden  pflegt, 
und  die  er  etwa  noch  vorzüghch  in  seinen  eigenen  An- 
gelegenheiten zu  beobachten  gewohnt  ist. 

Wer  von  Pfändern ,  die  ihm  verschlossen  oder  ver- 
siegelt übergeben  worden,  ohne  ausdrückliche  Erlaubnifs 
des  Eigenlhümers  irgend  einen  Gebrauch  macht,  ist  allen 
dadurch  verursachten  Schaden,  nach  der  eidlichen,  jedoch 
richterlich  zu  ermäfsigeuden,  Angabe  des  Verpfänders  zu 
ersetzen  verpflichtet,  wird  seines  Darlehns  verlustig,  und 
mufs  das  Pfand  unentgeldlich  herausgeben. 

Wer  ein  Pfand  ohne  Genehmigung  des  Eigen- 
lhümers  braucht,   soll,    aufser   dem  Schadenersatz,    nach 
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Bewanduifs  der  Uiiisläiulc  und  der  dem  Verpfiindcr  aus 
solchem  <xcbiaiidie  oiitstandcneu  Gefahr,  mit  Geld-  oder 
Gefänguifsstrafe  belegt  werden.  ^ 

a.  a.  O.  §.  99  —  100. 
Gegen  die  Verbindlichkeit,  das  Pfand  nach  verlaufe- 
ner Zeit  des  Pfandcontracts,  gegen  erfolgende  Bezahlung 
des  Pfandschilhngs  und  der  Zinsen,  zurückzugeben,  kann 
sich  der  Pfandnehmer  durch  den  Vorwand,  dafs  das 
Pfand  gestohlen  worden,  keinesweges  schützen.  Nur  in 
dem  einzigen  Falle  wird  er  von  dieser  Rückgabe  frei, 
wenn  der  Verlust  des  Pfandes  durch  Feuer,  gewaltsamen 
men  Einbruch,  oder  andern  äufsern  Zufall,  dessen  Ab- 
wendung nicht  in  seiner  Macht  gestanden  hat,  er- 
folgt ist. 

;*a.  a.  O.  §.  101  —  107. 
Wer    ein   bei  ihm  niedergelegtes   Pfand   weiter  ver- 
pfändet, mufs  jeden  Zufall  ohne  Unterschied  tragen,  von 
welchem   das  Pfand  in  den  Händen  des  jetzigen  Pfand- 
nehmers getroffen  wird. 

a.  a.  O.  §.  108.  Irü  i&nnlofibi. 

Nach  Ablauf  der  bestimmten  Zeit  ist  der  Verpfänder 
«chuldig,  durch  Bezaldung  des  Capitals  und  der  Zinsen, 
das  Pfand  einzulösen.  Sind  von  der  Verfallzcit  an  sechs 
Monate  verflossen,  so  kann  der  Pfandnehmer,  ohne  dafs 
es  vorher  der  Anstellung  einer  förmlichen  Klage  gegen 
den  Pfaudschuldner  bedarf,  auf  öffentlichen  Verkauf 
antragen. 

F)     Von   der  Besteuerung   des  Handels. 

1)     U  c  b  c  r  h  a  u  p  t. 

•  ij.     292. 
Der  Staat  bedarf  zu  seiner  Sichcrstellung  und  Krhai- 
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tun^  ein  besonderes  Staatsvcrniögen,  welches  aus  dem 
gcsainiiilen  Nationalvermögen  gebildet  werden  mufs.  Die 
Anschaffung,  Administration  und  Verwendung  des  Staats- 
vermögens ist  der  Zweck  der  Finauzhoheit.  So  wie 
die  Staalsausgaben  ordentliche  und  aufseror- 
d  entliche  seyn  können,  so  sind  auch  die  Staatsein- 
nahmen entweder  ordentliche  oder  aufseror dent- 
liche,  je  nachdem  sie  fortwährend  fliefsen,  oder  nicht 
von  regelmäfsiger  Dauer  sind. 

Die  ordentlichen  Staatseinnahmen  können  von 
Aufsen  eingehen,  wenn  eine  Nation  die  Macht  in  Hän- 
den hat,  eine  andere  zu  besteuern  et).  Im  Innern  sind 
eigentlich  nur  zwei  Arten  des  ordentlichen  Staatsein- 
kommens,  d.  s.  D  omainen  und  Pvegalien  überhaupt. 
Zu  den  wesenthchen  Regalien  gehört  das  Besteuerungs- 
recht, wenn  also,  wie  es  namentlich  in  den  Preufsi- 
schen  Gesetzen  geschieht,  drei  Quellen  des  ordentli- 
chen Staatseinkommens  —  Regalien,  Domainen  und 
Steuern  —  unterschieden  werden,  so  sind  unter  Rega- 
lien die  sogenannten  niederen  (nutzbaren)  Regalien  zu 
verstehen. 

Das  Besteuerungsrecht  allein,  und  auch  dies  nur 
in  so  fern  es  den  Handel  betrifft,  bedarf  hier  einer  be- 
sondern Erwähnung.  r;t 

a)     Hierher  gehört  z.  B.  der  Sundzoll. 

§.    293. 

Alle  öffentlichen  Ausgaben  bestritten  früher  die  Re- 
genten aus  den  Domainen  und  uiederu  Regalien.  War 
das  Einkommen  aus  denselben  in  einzelnen  Fällen  nicht 
hinreichend,  so  gaben  die  Stände  einen  Zuschufs.  Diese 
aufserordentlichen  Zuschüsse  wurden  mit  der  Zeit  häufi- 
ger und  zuletzt  dauernd.     Iq  vielen  Staaten  fielen  der- 
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gleichen  Bewilligungen  nach  und  nach  ganz  fort,  und  das 
Besteuerungsrecht  wurde  ein  Hoheitsrecht «). 

Die  Erreichung  des  Staatszweckes,  das  öffentliche 
Wohl,  macht  Abgaben  nolhwendig,  und  es  bedarf  die 
unrichtige  Ansicht,  welche  alle  Steuern  ohne  Weiteres 
verdammt,  keiner  Widerlegung. 

Hinsichthch  der  Form  ihrer  Hebung  sind  die  Steuern 
entweder  direkte,  d.  h.  solche,  welche  derjenige  trägt, 
von  dem  sie  gezahlt  werden,  oder  indirekte,  d.  h.  sol^ 
che,  welche  ein  Anderer  trägt,  als  der  sie  zahlt.  Von 
den  direkten  Steuern  ist  hier  nur  die  nächst  der  Grund- 
steuer wichtigste  derselben,  die  Gewerbsteuer,  von  Be- 
deutung, während  von  den  indirekten  Abgaben  die  mei- 
sten mit  dem  Handelsinteresse  mehr  oder  weniger  in  Ver- 
bindung stehen 

a)  Das  Hecht,  zur  Bestreitung  der  Staatshedürfnisse  das 
Privatvermögen,  die  Personen,  ihre  Gewerbe,  Produkte  oder 
Consumtion  mit  Abgaben  zu  belegen,  ist  ein  Majestäts- 
recht. . 

A.  L.  R.  Th.  n.  tit.  13.  §.  15. 

2)    Gewerbsteuer. 

§•  294. 
Im  Preufsischen  Staate  gab  es  früher  keine  allge- 
meine Gewerbsteuer;  zur  Betreibung  eines  Gewerbes 
mufste  man  eine  Concession  kaufen,  oder  einen  Ca- 
non erlegen.  Das  Edikt  vom  2.  Novbr.  1810  gab 
einem  Jeden  das  Recht,  gegen  Lösung  eines  Gewerb- 
scheins Gewerbe  zu  treiben.  Es  wurden  damit  zugleich 
die  Bann-  und  Zunftrechte  aufser  Kraft  gesetzt.  Da  es 
nicht  ganz  fest  stand,  was  eigentlich  zu  den  Gewerben 
zu  rechnen  sey,  so  wurde  durch  das  Gesetz  wegen 
Entrichtung  der  Gewerbstcuer  vom  30.  Mai  1820 
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bestimmt;    dafs  nur  folgende  ausdrücklich  benannte  Ge- 
werbe steuerpflichtig  seyn  sollten: 

Der  Handel,  die  Gastwirthschaft,  das  Verfertigen 
von  Waaren  auf  den  Kauf,  der  Betrieb  von  Hand- 
werken mit  mehreren  Gehülfen,  der  Betrieb  von  Müh- 
lenwerken, das  Gewerbe  der  Schiffer,  der  Fracht- 
und  Lohnfuhrleute,  der  Pferdeverleihcr  und  diejeni- 
gen Gewerbe,  welche  von  umherziehenden  Personen 
betrieben  werden. 

§.  2.  des  Gesetzes  vom  30.  Mai  1820.     Gesetzs.  von 
1820.  S.  148  u.  f. 

Die  Gewerbsteuerpflichtigkeit  des  Handels  trifft: 

ä)  jedes  Grofs-  oder  Einzeln -Handels-,  Commis- 
sions-,  Speditions-,  Wechselbank-,  Leih-,  Assekuranz-, 
Fabrik-  und  Rhedercigeschäft,  das  unter  einer  bekannt 
gemachten  Firma  mit  kaufmännischen  Rechten  betrieben 
wird.  ,  w  i) 

Auch  die  bei  der  Kaufmannschaft  angestellten  Mäkler 
und  Hand  eis -Agenten  sind  der  Steuer  unterworfen, 
a.  a.  O.  §.  3. 

Die  Steuer  wird  von  jeder  einzelnen  Firma,  von  je- 
dem einzelnen  Comtoir,  von  jedem  einzelnen  Laden,  ohne 
Bücksicht  auf  die  Zahl  der  Theilnehmer,  erhoben, 
a.  a.  O.  §.  4. 

b)  Der  Steuer  vom  Handel  sind  ferner  imterworfen: 
die  ein  Gewerbe  daraus  machen,  neue  oder  alte  Sachen, 
Waaren  und  Erzeugnisse  jeder  Art  zum  Wiederverkauf 
anzukaufen,  oder  zum  Verkauf  in  Auftrag  zu  überneh- 
men, ohne  kaufmännische  Rechte  zu  besitzen,  als  Liefe- 
ranten, Vieh-  oder  Pferdehändler,  Aufkäufer,  Krämer, 
Trödler,  Höker  und  Victualienhändler  u.  s.  w. 
a.  a.  O.  §.  5. 

Frei  von  der  Steuer  ist  aller  Handel  der  Aus l an- 
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der  auf  Messen  und  Jahrmärkten,  eben  so  jeder 
fremde  Einkäufer  inländischer  Erzeugnisse,  in 
so  fern  er  nicht  umherziehend  Aufkäuferei  im  Einzelnen 
betreibt. 

a.  a.  O.  §.  7.  8. 

Was  das  Verfertigen  von  Waaren  auf  den  Kauf 
betrifft,  so  sind  Landleute,  die  in  den  Städten  auf  offe- 
nem Markte  an  Marktlagen  Roggenbrodt  verkaufen, 
steuerfrei,  in  so  fern  sie  das  Backen  des  Brodtes  nur 
als  Nebengeschäft  treiben. 
a.  a.  O.  §.  11. 

Es  sind  ferner  steuerfrei: 

Landwirthe,  die  mit  ihrem  Wirthschaftsgespann  gele- 
gentlich auch  Fracht  fuhren  verrichten,  so  wie  Fuhr- 
leute und  Pferdeverleiher,  welche  ihr  Gewerbe  nur  mit 
einem  Pferde  betreiben; 

das  Schiffergewerbe  mit  Strohmschiffen  und  Lich- 
terfahrzeugen unter  und  bis  zu  dreiLasteu  Tragbar- 
keit einschliefäüch, 

a.  a.  O.  §.  16.  17. 

Wenn  mehrere  Gewerbe  absichtlich  mit  einan- 
der in  Verbindung  gesetzt  sind,  und  an  demselben 
Orte  von  einer  Person  betrieben  werden,  so  soll  die 
Gewerbsteuer  nur  einmal,  nach  dem  gemeinschaftlichen 
Umfange  derselben,  erhoben  werden.  Der  zufällige 
Betrieb  verschiedenartiger  Gewerbe  durch  eine  Person 
ist  einer  solchen  gewerblichen  Verbindung  nicht  gleich 
zu  achten. 

a.  a.  O.  §.  18. 

§.     295. 

Wer  ein  Gewerbe  betreiben  will,  es  mag  steuer- 
pflichtig seyn  oder  nicht,  mufs  der  Communalbehörde  des 
Orts  davon  Anzeige  machen. 
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Zur  Aiizeig«  an  diese  Behörde  ist  .iiirli  dorjeiiij^e  ver- 
bunden, der  sein  bisheriges  Gewerbe  im  Orle  zu  belrei- 
beu  aufhört. 

Gewcrbscheinc  werdeo  nur  für  solche  Gewerbe 
erlheilt,  welche  mit  Umherziehen  betrieben  werden«), 
a.  a.  O.  §.  19.  20. 

a)  S.  oben:  Hausir handel.  —  Gastwirthe  sind  übrigens 
verpflichtet,  von  Personen,  welche  umherziehend  ein  Gewerbe 
treiben,  sich  den  Gewerbsclwin  dir  «las  laufende  Jalir  vorzeigen 
zu  lassen,  und  wenn  diese  ilin  niclit  besitzen,  der  Ortspolizei- 
behörde  sofort  Anzeige  zu  machen. 

a.  a.  O.  §.  24. 

§.     296. 

Hinsichtlich  der  Sätze  der  Gewerbsleucr  und  der 
Kegeln,  nach  welchen  sie  ausgemillelt,  vcrtheilt 
und  eingezogen  werden  soll,  gelten  folgende  Bestim- 
mungen. 

Es  werden  nach  Maafsgabe  der  Wohlhabenheit  und  Ge- 
werbsanikeit  vier  Steuer-Abtheilungen  angenommen. 

Zur  ersten  Abtheilung  gehören  die  Städte:  Berlin, 
Breslau,  Danzig,  Köln,  Königsberg  in  Preufsen,  Magde- 
burg, Stettin,  Aachen,  Elberfeld  mit  Barmen. 

Zur  zweiten  AblhcUung  gehören  die  Städte:  Memel, 
Braunsberg,  Pillau,  Tilsit,  Gumbiunen,  lusterburg,  Elbing, 
Marienburg,  Thorn,  Graudenz  (mit  der  Festung),  Ma- 
ricnwcrdcr,  Posen,  Nawitsch,  Lissa,  Fraustadt,  Bromberg, 
Potsdam,  Brandenburg  a.  d.  H.,  Prenzlau,  Spandau,  Neu- 
Buppiu,  Wrietzen,  Balhenau,  Wittstock,  Schwedt,  Char- 
lotteuburg,  Frankfurt  a.  d.  O.,  Laudsberg  a.  d.  W\,  Gu- 
ben, Koltbus,  Küstrin,  ZüUichau,  Königsberg  in  d.  Neu- 
mark, Krossen,  Stargard  in  Pommern,  Anklam,  Pasewalk, 
Treptow  a.  d.  R.,  Demmin,  Suincmünde,  Kolberg,  Stolpe, 
Köslin,    Rügenwalde,    Stralsund,    Grcifswald,    Wolgast, 
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Barth,  Bricg,  Oels,  Neisse,  Neustadt,  Oppeln,  Ratibor, 
Schweidnilz,  Glatz,  Hirschberg,  Jauer,  Frankenstein, 
Schmiedeberg,  Reichenbach,  Grofs-Glogau,  Görlitz,  Grü- 
neberg, Liegnitz,  Goldberg,  Sagan,  Laubau,  Halberstadt, 
QuedHnburg,  Rurg,  Aschersleben,  Salzwedel,  Stendal, 
Schüuebek,  Kalbe  a.  d.  S.,  Halle,  Naumburg  a.  d.  S., 
Merseburg,  Zeitz,  "Wittenberg,  Eisleben,  Torgau,  Weis- 
senfels,  Eulenburg,  Erfurt,  Mühlhausen,  Nordhausen, 
Langensalza,  Suhl,  Heiligenstadt,  Münster,  Koesfeld, 
Wahrendorf,  Rochold,  Minden,  Bielefeld,  Herford,  Pader- 
born, Soest,  Iserlohn,  Altena,  Hamm,  Dortmund,  Siegen, 
Arnsberg,  Ronn,  Mühlheim  a.  R.,  Düsseldorf,  Krefeld, 
Neufs,  Mühlheim  a.  d.Ruhr,  Essen,  Lennep,  Solingen,  We- 
sel, Kleve,  Duisburg,  Emmerich,  Koblenz  mit  Ehrenbreit- 
stein,  Kreuznach,  Neuwied,  Wetzlar,  Trier,  Saarbrück, 
Saarlouis,  Eupen,  Düren,  Montjoie,  Rurtscheid,  Malmcdy 
und  Jülich. 

Da  die  Gewerbsamkeit  der  einzelnen  Städte  jedoch 
wandelbar  ist,  so  bleibt  die  Ansetzung  anderer,  hier 
nicht  genannter,  Städte  in  die  zweite  Abtheilung,  so  wie 
die  Absetzung  einzelner  vorbenannter  Städte  aus  dersel- 
ben, besonderer  Festsetzung,  mit  unmittelbarer  Königli- 
cher Genehmigung,  vorbehalten. 

Die  dritte  Abtheilung  enthält  der  Regel  nach  alle 
Städte,  welche  fünfzehnhundert  oder  mehr  Civil-Einwoh- 
uer  haben,  und  nicht  zur  ersten  oder  zweiten  Abtheilung 
gehören.  Ausnahmen  von  dieser  Regel  begründet  ein 
besonders  lebhafter  Verkehr  der  schwächer  bewohnten, 
oder  eine  besonders  auffallende  Nahrlosigkcit  der  stärker 
bewohnten  Städte  ß). 

Die  vierte  Abtheilung  enthält  die  übrigen  Städte  und 
das  Land,  wozu  alle  Ortschaften  gehören,  welche  iu  den 
drei  ersten  Ablhcilungen  nicht  enthalten  sind. 
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Auf  bisherige  oder  vormalige  Slad(rcch(c  kommt  es 
bei  der  Bildung  der  Ablheiluugen  nicht  an.  Dagegen 
ist  bei  derselben  der  Zusammenhang  der  Ortschaften  mit 
ihren  Umgebungen  wohl  zu  beachten.  Diejenigen  nahen 
Anlagen  und  Ortschaften,  welche  durch  und  für  die  Ge- 
nüsse und  Gewerbe  einer  grofscn  oder  Mittelstadt  ganz 
oder  doch  hauptsächUch  bestehen,  sind  in  dieser  Rück- 
sicht als  Zubehör  derselben  anzusehen,  und  daher  mit 
ihr  zu  einer  Abtheilung  zu  bringen,  worüber  das  Finanz- 
ministerium entscheidet. 

S.  Beilage   B.  zu   dem   Gesetze  wegen  Entrichtung 
der  Gewerbsteuer.  Gesetzs.  v.  1820.  S.  156  u.  f. 

Was  die  Vertheilung  der  Steuer  anbelangt,  so  wird 
da,  wo  nach  den  unten  angegebenen  Erhebungssätzen  ein 
Miltelsatz  für  jede  Abtheilung  besteht,  den  die  Gewerb- 
treib enden  dieser  Art  im  Durchschnitt  als  Gewerbsteuer 
aufbringen  müssen,  derselbe  mit  der  Zahl  der  Gewerb- 
steuerpflichtigen einer  Stadt  in  ded  drei  ersten  Abthei- 
lungen, oder  eines  Kreises  in  der  vierten  Abtheilung  mul- 
tiplicirt.  Das  Ergebnifs  dieser  Berechnung  enthält  die 
Summe,  welche  die  Stadt  oder  der  Kreis  im  Ganzen  an 
Gewerbsteuer  auftreiben  mufs. 

Dieser  Mittels  atz  ist  dasjenige,  was  jeder,  der  das 
Gewerbe  dieser  Art  in  der  gegebenen  Abtheilung  be- 
treibt, als  Gewerbsteuer  zu  zahlen  hat.  Da  aber  der 
Umfang,  in  welchem  einer  das  Gewerbe  treibt,  sehr  ver- 
schieden seyn  kann,  so  ist  von  denjenigen,  welche  den 
Mittelsatz  nicht  aufbringen  können,  ein  bestimmter  nie- 
drigerer Satz  zu  zahlen.  Der  Ausfall,  welcher  hierdurch 
entsteht,  mufs  durch  höhere  Beiträge  derjenigen  gedeckt 
werden,  welche  vermöge  ihres  stärkeren  Gewerbbetriebs 
mehr  als  den  Mittelsatz  zahlen  können. 
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Die  Sätze,    nach  welclien   die  Verllicilung  der  Ge- 
wcrbsteuer  dcni^cinäfs  zu  bewirken  ist  ä},  siud: 

ß)    Für    den    Handel    mit    kaufmäuniscbeu 

Rechten. 
«)     Der  Mittelsatz: 
in  der  1.  Abth.  30  thl.  jährl.   oder  monatl.  2  thl.  15  sgr. 
in  der  2.  Ablh.  18  thl.  jährl.    oder  monatl.  1  thl.  15  sgr. 
in d.  3.  u.  4. Abth.  12  thl.  jährl.    oder  monatl.  1  thl. 

ß)     Der  niedrigste  Satz: 
in  der  1.  Abth.  12  thl.  jährl.    oder  monatl.  1  thl. 
in  der  2.  Abth.     8  thl.  jährl.    oder  monatl.     —     20  sgr. 
in  d. 3.  u. 4.  Abth.     6  thl.  jährl.    oder  monatl.      —     15  sgr. 
y)    Die  Sätze  steigen  von  6  auf  8,   12,  18,  24,  30, 
36,  48,   60,   und    weiter    aufwärts  jedesmal  um   12  thl., 
nach  Beschaffenheit  des  Umfanges  der  Geschäfte. 
h)    Für   den  Handel    ohne  kaufmännische 

Picchte. 
ß)     Der  Mittelsatz: 
in  der  1.  Abth.  8  thl.  jährl.  oder  monatl.  20  sgr. 
in  der  2.  Abth.  6  thl.  jährl.  oder  monatl.  15  sgr. 
in  der  3.  Abth.  4  thl.  jährl.  oder  monatl.  10  sgr. 
in  der  4.  Abth.  2  thl.  jährl.  oder  monatl.     5  sgr. 

ß)     Der  niedrigste  Satz: 
in  den  3  ersten  Ablh.  2  thl.  jährl.  oder  monatl.  5  sgr. 
in  der  4.  Abth.  1  thl.  jährl.  oder  monatl.  2\  sgr. 

y)  Die  Sätze  steigen  nach  Beschaffenheit  des  Um- 
fanges der  Geschäfte  auf  2,  4,  6,  8,  12,  18,  2i,  30,  48 
u.  8.  w.,  jedesmal  um  12  thl. 

c)    Für  die  Schifffahrt,  das  Frachtfuhr-,  Lohn- 

fuhr-  und  Pferdeverleilicr-Gewerbe. 

a)   Das  Schiffergewerbe   mit  Sirohmschiffen  und 

Lichterfahrzeugen  wird  nach  Maafsgahe  ihrer  Tragbarkeit 

von  drei  Last  bis  sechs  Last  mit  2  Ihl.,  über  sechs  Last 
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bis  zwölf  Last  mit  4  Thl.,  und  von  da  an  steigend  mit  2 
Tbl.  für  sechs  Last  jährlich  besteuert. 

ß)  Fuhrleute  und  Pfcrdeverleiher,  welche  zwei 
Pferde  und  darüber  halten,  zahlen  von  jedem  Pferde  1 
tbi.  jährlich. 

y)  Die  Rh e der  ei  ist  nach  §.  3.  des  Gesetzes  als 
Handel  mit  kaufmännischen  Rechten  zu  besteuern. 

Eine  andere  Besteuerung  des  Schiffergewerbes,  als  die 
vorstehend  genannte,  findet  überhaupt  nicht  Statt. 
d)    Für   Gewerbe,   welche  umherziehend   be- 
trieben werden. 

Vom  Aufkauf,  Handwerksbetrieb  oder  Handel  be- 
trägt die  vor  Aushändigung  des  Gewerbescheins  zu  ent- 
richtende Gewerbsteuer  für  den  Kopf,  ohne  Ausnahme, 
jährlich  theils  2  — 4  Thl.  und  theils  12  Thl.—  Die  Regie- 
rungen können  von  der  Entrichtung  der  Gewerbsteuer 
in  den  Fällen  befreien,  wo  nach  ihrer  Ueberzeugung  ein 
rein  wissenschaftliches,  oder  ein  höheres  Kunslinteresse 
bei  den  Ausstellungen  oder  Leistungen  umherziehender 
Personen  Statt  findet. 

S.  oben:  Hausirhandel. 

a)  Es  wurden,  da  sich  deren  gewerbliche  Verhältnisse  we- 
niger günstig  als  früher  gestalteten,  sechs  Städte,  nämlich: 
Cösfeld,  Bocholt,  Heillgensladt,  Züllichau,  Königsberg  in  der 
Neumark  und  Schmiedeberg,  herabgesetzt.  Dagegen  wurde 
das  Heraufrücken  mehrerer  anderer  Städte,  deren  gewerbliche 
Lage  sich  sehr  gehoben  hatte,  bis  zur  Bestätigung  des  fort- 
schreitenden gewerblichen  ^Yohlslandes  dieser  Stä<ile  ausgesetzt 

b)  Bei  der  Besteuerung  der  Handeltreibenden  wur- 
den durch  die  neuesten  Verordnungen  vielfache  Milderungen 
eingeführt.  So  wurde  z,  B.  der  Detailverkauf  der  Weber  und 
Wirker  mit  nicht  mehr  als  zwei  Stühlen  für  steuerfrei  erklärt. 
Diejenigen  Handeltreibenden,    welche  mit  ihren  Handelsartikeln 
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einen  kleinen  Schank  verbanden,   wurtlen  von   <lcr  bisher   für 
letzteren  erlegten  Ge weibsteuer  frei. 

§.    297. 

Zur  Erleichterung  der  Gewerbe  ist  den  Steuer- 
pflichtigen so  viel  als  möglich  gestattet,  bei  der  Verthei- 
luug  der  Gewerbesteuer  selbst  einzuwirken.  Es  bil- 
den deshalb: 

die  Gewerbetreibenden,  welchen  kaufmännische  Rechte 
beigelegt  sind, 

die  Gast-,  Speise-  und  Schankwirlhe, 

die  Bäcker, 

die  Schlächter,  und  zwar 
jedes  dieser  Gewerbe  unter  sich,    eine  Gesellschaft, 
welcher    ein    jeder   beitreten    mufs,    der   das    Gewerbe 
treibt. 

In  den  drei  ersten  Abtheilungen  der  Städte  bildet  je- 
des dieser  vier  Gewerbe  in  jeder  einzelnen  Stadt  eine 
solche  Gesellschaft. 

In  der  vierten  Abiheilung  vereinigen  sich  die  vier 
Gewerbe  des  ganzen  Kreises,  um  die  vier  Gesellschaften 
zu  bilden^ 

Die  Regierungen  sind  übrigens  ermächtigt,  auch  bei 
den  übrigen,  hier  nicht  benannten,  gewerbetreibenden 
Klassen  dergleichen  Gesellschaften  zu  bilden,  wenn  dies 
den  örtlichen  Verhältnissen  nach  ausführbar  ist. 

Den  Gesellschaften  liegt  die  Verlheilung  der  Steuer 
unter  sich  durch  Abgeordnete  ob.  Zu  dem  Ende  ernen- 
nen, sie  jährlich  durch  Stimmenmehrheit  fünf  Abgeord- 
nete aus  ihrer  Mitte.  Bei  derWalil  derselben  ist  zu  be- 
achten, dafd  einer  das  Gewerbe  im  geringsten,  einer  im 
höchsten  und  zwei  im  mittleren  Umfange  treiben.  Die 
Wahl  des  fünften  ist  unbeschränkt. 
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Für  jeden  Abgeorclncteu  wird  ein  Stellvertreter  cr- 
wälill,  um  ihn  nölhigenfalls  zu  ersetzen. 

Ist  die  Zahl  der  Gewerbsgenossen  in  einer  Stadt  oder 
einem  Kreise  nicht  hinreichend,  um  so  viel  Abgeordnete 
und  Stellvertreter  zu  wählen,  so  wird  die  Steuer  durch 
die  Gesammtheit  der  Gesellschaft  verlhcilt. 

Gesetz  v.  30.  Mai  1820.  §.  26  —  29.  Vergl.  wegen 
der  Verpflichtung  zur  Uebernahme  des  Amtes  eines  Ab- 
geordneten oder  Stellvertreters  u.  s.  w.  A.  L.  R.  Th.  II. 
tit.  6.  §.  160—165. 

In  den  drei  ersten  Abiheilungen  leiten  die  Magisträte, 
in  der  vierten  die  Landrälhe,  die  Wahlen  des  Abgeord- 
neten, und  führen  die  Aufsicht  bei  den  Berathungen. 

Wo  eine  Vertheilung  durch  Gesellschaften  der  Steuer- 
pflichtigen selbst  nicht  Statt  findet,  wie  bei  dem  Han- 
del ohne  kaufmännische  Rechte  u.  s.  w.,  wird  die  Ver- 
theilung in  den  drei  ersten  Abtheilungen  durch  die  Kom- 
munal- und  in  der  vierten  durch  die  Kreisbehörde  be- 
wirkt. Diese  Behörden  sind  jedoch  verpflichtet,  sich  da- 
bei des  Raths  der  Gewerbetreibenden  zu  bedienen.  Sol- 
che, die  in  Kommunal -Aemtern  stehen,  können  hierbei 
ihre  Mitwirkung  nicht  verweigern, 
a.  a.  O.  §.  29.  30. 

§.  298. 

Den  Kommunalbehörden  in  den  drei  ersten  Abthei- 
lungen und  den  Kreisbehörden  in  der  vierten  liegt  es 
ob,  die  namentlichen  Nachweisungen  derjenigen, 
welche  in  ihrer  Stadtgemeinde  oder  in  ihrem  Kreise  ein 
steuerpflichtiges  Gewerbe  treiben,  jährlich  anzufertigen. 
Für  die  Richtigkeit  und  Vollständigkeit  dieser  Nachwei- 
süngen  sind  sie  verantwortlich. 

Auf  den  Grund  derselben  werden  die  Vertheilungen 
in  vorgeschriebener  Form  vorgenommen,  die  Erhebungs- 
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rollen  in  den  drei  ersten  Abiheilungen  von  der  Komnui- 
nalbehörde,  in  der  vierten  von  den  Steuerbeaniten  ange- 
legt und  der  Regierung  zur  Prüfung  eingereicht, 
a.  a.  O.  §.  31.  32. 

Es  ivird  einem  jeden  Sfeuerpflichligen  vor  dem  Ein- 
tritt des  ersten  Zahlungstages  bekannt  gemacht,  wie 
viel  er  au  Gewerbsteucr  für  ein  Jahr  zu  entrichten 
habe. 

Wer  gegen  die  gutachtliche  Meinung  der  Abgeord- 
neten oder  der  Behörden,  welche  die  Verlheilung  ange- 
legt haben,  eine  Erniäfsigung  des  Ansatzes  begründen  zu 
können  glaubt,  dem  steht  ein  Rekurs  an  den  Landrath, 
an  die  Regierung  und  an  das  Finanzministerium  offen. 
Inzwischen  mufs  er,  unter  Vorbehalt  des  Ersatzes,  die 
Gevrerbstcuer,  so  weit  sie  fällig  wird,  vorläufig  abtragen. 
a.  a.  O.  §.  33. 

Zur  Erhebung  der  Gewerbesteuer  sind  die  Koni- 
munalbchörden  verpflichtet,  denen  für  die  bei  Ermitte- 
lung, Vertheiluug  und  Erhebung  der  Gewerbesteuer  ih- 
nen übertrageneu  Geschäfte  der  fünf  und  zwanzigste  Thcil 
der  Einnahme  zugestanden  wird, 
a.  a.  O.  §.  34.  36. 

§.   299. 

Wer  die  vorschriftsmäfsige  Anmeldung  des  Anfangs 
oder  Aufhöreus  eines  Gewerbes  luiterläfst,  verfällt  in  Ei- 
nen Thaler  Strafe,  wenn  das  Gewerbe  nicht  steuerplhch- 
tig  ist. 

Wer  den  Anfang  eines  steuerpflichtigen  Gewedboi 
nicht  anzeigt,  erlegt  neben  der  rückständigen,  dem  Ge- 
werbe aufzuerlegenden,  Steuer,  für  die  Unterlassung  der 
Anzeige  eine  Strafe,  die  dem  vierfachen  Betrage  der  eiii- 
jährigen  Steuer  gleich  kommt. 

Wer  das  Aufhören  eines  steuerpflichtigen  Gewer- 
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Ijcs  nicht  anzci;^,  Uciht,  so  lange  er  diese  Anz/*ige  un- 
ierlätst^  zur  Bezahlung  der  Steuer  verpflichtet. 

Einzelnen  GewcrLetreiLenden ,  welche  der  Steuergc- 
sellschaft  beizutreten  sicli  weigern,  soll  der  Be- 
trieb des  Gewerbes  untersagt  werden. 

Von  den  Contraventionen  solcher  Personen,  die  auf 
einen  Gewerljeschein  umherziehend  ein  Gewerbe  treiben, 
s.  oben:  IlausirhandeL 

a.  a.  O.  §.  30.  40.  41. 

Hinsichtlich  des  Verfahreits  gegen  die  Uebertrcter  des 
Gesetzes  vom  30.  3Iai  1S'20  werden  die  Bestimm iingen 
der  Steuerordnung  vom  S.  Februar  f^lO.  §.  Ol — 05., 
und  der  Declaration  des  §.  03.  vom  20.  Januar  18*20 
angewendet  Die  Vergehungen  der  Steuer-  und  Geraein- 
de}>eamten,  durch  welche  den  \'orschriften  des  Gesetzes 
V.  30.  Mai  1S20  entgegen  gehandelt  wird,  werden  nach 
§.  50.  der  Steuerordnung  vom  S.  Febr.    IblO   geahndet. 

3)    Zoll-   und   Verbrauchssteuer   von  ausländi- 
schen Waaren.  —  Freiheit  des  Verkehrs 
im   Innern. 
o)     Allgenif'Jne  Grnndsätzr. 

§.  300. 
Der  Verkehr  im  Innern  war  vor  dem  Jahre  1818 
lehr  beschränkt.  Das  Accises}stem  konnte  nur  dann  eine 
reichhaltige  Quelle  des  Einkommens  seyn,  wenn  die  Ge- 
werbe iiiren  Sitz  in  den  Städten  hatten;  je  mehr  sicJi 
dieselben  indessen  auf  das  Land  zerstreuten,  desto  ge- 
ringer mutste  das  aus  der  Accise  flielsenflc  Einkommen 
se^n.  Ls  zeigte  sich  das  Bcdürfiii£s,  die  Beschränkun- 
gen des  freien  Verkehrs  zwischen  den  verschiedenen 
Provinzen  des  StaaU  selbst  aufzuiiebcn,  die  Zoiiijiien 
auf  die  neuen  Gränzcn  der  .Monarchie  vorzurücken,  auch, 
durrli  (  in<-  angemessene   Besteuerung   des   äufsern    Han 
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dels  und  des  Verbrauchs  fremder  Waaren,  die  inländi- 
sche Gcwerbsainkeit  zu  schützen,  imd  dem  Staate  das 
Einkommen  zu  sichern,  welches  Handel  und  Luxus,  ohne 
Erschwerung  des  Verkehrs,  gewähren  können. 

Es  verordnete  daher  das  Gesetz  über  den  Zoll- 
und  die  Verbrauchssteuer  von  ausländischen 
VTaaren  und  über  den  Verkehr  zwischen  den 
Provinzen  des  Staats  vom  26.  Mai  1818: 

ö)  dafs  alle  fremden  Erzeugnisse  der  Natur  und 
Kunst  im  ganzen  Umfange  des  Staats  eingebracht,  ver- 
braucht und  durchgeführt  werden  können,  und 

b)  dafs  allen  inländischen  Erzeugnissen  der  Natur 
und  Kunst  die  Durchfuhr  verstattet  ist. 
a.  a.  O.  §.  1.  2. 

Ausnahmen  hiervon  sind  zulässig  aus  polizeyli- 
chen  Rücksichten  und  auf  bestimmte  Zeit. 
a.  a.  O.  §.  3. 

Diese  Handelsfreiheit  soll  denVerhandhnigen  mit 
andern  Staaten  in  der  Regel  zur  Grundlage  dienen  r/). 
Erleichterungen,  welche  die  Unterthanen  des  Staats 
in  andern  Ländern  bei  ihrem  Verkehr  geniefsen,  sollen, 
so  weit  es  die  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  gestattet, 
erwiedert,  und  zur  Beförderung  des  wecliselseitigen 
Verkehrs  sollen,  wo  es  erforderlich  und  zidässig,  beson- 
dere Handelsverträge  gesclilossen  werden-  Dagegen  bleibt 
es  aber  auch  vorbehalten,  Beschränkungen,  wochirch  der 
Verkehr  der  Untertlianen  des  Staats  in  froinden  Ländern 
wesentlich  leidet,  durch  angemessene  IVTafsregeln  zu 
vergelten. 

a.  a.  O.  §.  5.  cf.  A.  L.  R.  Einl.  §.  43.  15. 


«)    Uebcr  die  den  I)cu Ischen   Handels-   und  Zoll- 

*)  Ah 


Verein  bcIrcUcndcu  Verordnungen  s.  uulcn. 
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ft)    Abgaben  vom  Ilnndcl   mit  dem  Ausinnde. 
§.  301. 
Bei   der   Einfuhr    ^vird    vou    fremden   Waarcn    ein 
Zoll  erhoben,   welcher  in  der  Kegel  einen  halben  Tha- 
ler für  den  Preufsischen  Cenlner  befragt. 
^     Die  Waaren,  welche,  von  dieser  Regel  ausgenommen, 
zollfrei  eingehen,   oder  mit  hühern  oder  niedrigem  Zoll- 
sätzen belegt  sind,  weiset  ein  besonderer  Tarif  (Erhe- 
bungsrolle) nach, 
a.  a.  O.  §.  6. 
Bei  der  Ausfuhr  gilt  die  Zollfreiheit  als  Regel. 
Die  Ausnahmen  davon  crgiebt  ebenfalls  der  Tarif, 
a.  a.  O.  §.  7. 
Aufser  dem   Einfuhrzolle   wird   von   mehreren   Waa- 
ren   des   Auslandes,    bei    deren    Verbleiben    im    Lande, 
eine  Verbrauchssteuer  erhoben.      Diese  Steuer   soll 
bei    Fabrik-    und    Manufaktur  -  VS^aaren    des   Auslandes, 
zehn  vom  Hundert  des  W'erths  nach  Durchschnittsprei- 
sen, in   der  Regel,  nicht  übersteigen;    sie  soll  aber  ge- 
ringer se3^n,   wo   es,   unbeschadet  der  inländischen  Ge- 
werbsamkeit,    geschehen   kann.     Der  Tarif  benennt   die 
Waaren,  welche  der  Verbrauchssteuer  unterworfen  sind, 
a.  a.  O.  §.  8. 
Die  Erhebung  dieser  Gefälle  geschieht  nach  Gewicht, 
Maafs  oder  Stückzahl. 
a.  a.  O.  §.  9. 

Aufser  den  Gefällen  sind,  wenn  Waaren  nach  den 
Vorschriften  der  besondern  Zoll-  und  Steuerordnung  mit 
Begleitscheinen  versehen,  oder  mit  Verschlufs  belegt  wer- 
den, die  im  Tarife  bestimmten  Zettel-  und  Siegelgel- 
der zu  entrichten. 
a.  a.  O.  §.  10. 
Es  bestehen  nach  diesen  Grundsätzen : 

20 
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«)  ein  Tarif  für  die  östlicbeu  Provinzen,  nämlich: 
Preufsen,  Westpreufseu,  Brandenburg,  Pommern, 
Schlesien,  Posen  und  Sachsen; 
ß)  ein  Tarif  für  die  westlichen  Provinzen,  nämlich: 
Westphalen,  Cleve,  Jülich,  Berg  und  Niederrhein; 
y)  eine  Zoll-  und  Verbrauchssteuer-Ordnung, 
welche  die  Maafsregeln  zur  Sicherung  der  Einnahme 
und  zum  Schutze  des  inländischen  Gewerbfleil'ses 
durch  Aufsicht  an  den  Gränzen,  und  die  dabei 
Statt  findenden  Coutrollen  und  Formen,  auch  die 
Folge  der  Uebertrelung  dieser  Vorschriften  bestimmt, 
(s.  unten). 

Von  Gegenständen,  welche  nicht  im  Lande  bleiben, 
sondern  blofs  durchgeführt  werden,  wird  als  Durch- 
fuhrabgabe nur  der  Einfuhr-  und  Ausfuhrzoll  nach 
dem  Tarif  erhoben. 

Gegenstände  der  Durchfuhr  können  innerhalb  Landes 
unter  der  geordneten  Aufsicht  umgeladen,  auch,  der  Spe- 
dition oder  des  Zwischenhandels  wegen,  gelagert  werden, 
ohne  deshalb  eine  Verbrauchssteuer  zu  zahlen. 

In  folgenden  Fällen  findet  ausnahmsweise  eine  Ver- 
minderung der  Zollgefälle  bei  der  Durchfuhr 
Statt: 

«)  iu  den  östlichen  Provinzen  sollen  alle  Gegen- 
stände, welche  im  Tarife  mit  mehr  als  einem  halben 
Thaler  Zoll  für  den  Ceutner,  sej  es  bei  der  Einfuhr 
oder  bei  der  Ausfuhr,  oder  bei  beiden  zusammen  genom- 
men, belegt  sind,  dennoch  überhaupt  nur  einen  halben 
Thaler  für  die  Durchfuhr  entrichten,  wenn  sie  links  der 
Oder  eingehen,  und  entweder  unmittelbar,  oder  auch 
nach  vorgängiger  Lagenuig,  zur  Spedition  oder  zum 
Zwischoniiandel  auch  wie(h'r  lijjks  <]er  Oder  ausgeführt 
werden. 
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Bei  der  Landfracht  kann  dieser  verminderte  Zoll,  wo 
es  zulässig  befunden  wird,  nach  Pferdcladungcn  bestimmt 
und  erhoben  werden. 

ß)  Eben  diese  Ermäfsigung  des  Zolls  gilt  für  Waa- 
ren,  die  mit  der  Beslimmung  zur  Frankfurlher  und 
Naumburger  Messe  links  der  Oder  eingehen,  und  von 
dieser  Messe  auch  wiederum  links  der  Oder  ausgeführt 
werden. 

y)  Auch  gilt  dieselbe  Ermäfsigung  für  Waaren,  wel- 
che seewärts  durch  die  Odermündungen  einkonmieu,  und 
links  der  Oder  ausgehen. 
a.  a.  O.  §.  12  —  14. 

c)    Verkehr  im  Innern. 

§.   302. 

Der  Verkehr  im  Innern  ist  frei,  und  es  findet  keine 
Beschränkung  desselben  zwischen  den  verschiedenen  Pro- 
vinzen oder  Landestheilen  des  Staats  Statt. 
a.  a.  O.  §.  16. 

Alle  Staats-,  Kommunal-  und  Privat-Bin  neu  zolle  o) 
sind  mit  dem  Tage  des  erwähnten  Gesetzes  aufs  er 
Kraft  getreten.  Ebenso  sind  dadurch  alle  Kommunal- 
oder Privat-  Handels-  und  Consumtions- Abgaben  von 
ausländischen  "Waaren  aufgehoben. 

Ist  indessen  die  Konnnunal-  oder  Privat  -  Erhebung 
durch  specielle  lästige  Erwerbstitel  begründet,  so  wird 
sofort  ein  Ersatz  nach  dem  Durchschnittsbeirage  des  rei- 
nen Einkommens  aus  den  drei  letzten  Jahren  ermittelt, 
und  zur  Zahlung  in  monatlichen  Raten  auf  die  Begie- 
rungskassen angewiesen, 
a.  a.  O.  §.  17—19. 

Zu  den  aufgehobenen  Abgaben  gehören  jedoch  nicht, 
und  bleiben  vielmehr  für  jetzt  ausdrücklich  vorbehalten: 

20* 
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die  Rbelu-Oclroi- Gefälle,  die  Elb- und  Weser- Zölle, 
imd  alle  audere  woblbegründete  Erhebungen  und  Lei- 
stungen, welche  zur  Unlerhallung  der  Strohmschifffahrt 
lind  Flüfserei,  der  Kanäle,  Schleusen,  Brücken,  Fähren, 
Kunstslrafsen,  Wege,  Häfen,  Leuchtlhürnie,  Seezeichen, 
Krahnc,  Waagen,  Niederlagen  und  anderer  Ansfallen  für 
die  Erleichterung  des  Verkehrs  bestimmt  sind. 
a.  a.  O.  §.  20. 

Wird  der  in  den  westlichen  Provinzen  gewonnene 
Wein  aus  diesen  zur  Consumlion  in  die  östlichen  Pro- 
vinzen versendet,  so  wird  ausnahmsweise  davon  in  letz- 
teren ein  Nachschufs  an  Verbrauchssteuer  von  2.|  Thlr. 
vom  Eimer  erhoben,  so  lange  eine  Gleichstellung  der 
Steuer  von  fremden  Weinen  in  beiden  Landestheilen, 
aus  Rücksicht  auf  den  Weinhandel,  nicht  ausführbar  ist. 
a.  a.  O.  §.  21. 

Abgesondert  gelegene,  auch  vorspringende  Landes- 
theile,  für  welche  besondere  Verhältnisse  es  erfordern, 
können  von  Entrichtung  des  Zolles  und  der  Verbrauchs- 
steuer für  fremde  Gegenstände  ausgeschlossen  bleiben, 
und  in  dieser  Beziehung  eigene,  der  Oertlichkeit  ange- 
messene Verfassungen  erhalten. 

Der  Verkehr  solcher  Landeslheile  mit   dem  übrigen 
Inlaude   unterliegt    den  Beschränkungen,    welche    dieses 
Verhältnifs  erfordert, 
a.  a.  O.  §.  22—24. 

a)    Vcrgl.  unten:  Zoll-  und  Verbrauchssteuer- Ordnung. 

d)   Allgemeine  Bestimmungen  in  Beireff  des  Gesetzes 

vom  26.  Mai  1818. 

§.  303. 
Abänderungen    des    Tarifs    können,    der  Regel 
nach,  nur  nach  den  in  diesem  Gesetze  ausgesprochenen 
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(irundsälzcn  gcscliclicii.  Mit  Riicksicbt  hierauf  und  auf 
die  Vcrändcrungcu  der  Waarcnpreise  soll  der  TarifsatA 
alle  drei  Jahre  berichtigt,  und  der  Tarif  selbst  danu 
jedes  Mal  landesherrlich  vollzogen,  und  vollstän- 
dig von  neuem  herausgegeben  werden. 

Erläuterungen  des  Tarifs,  welche  von  Einflufs 
auf  die  Steuerpflichtigen  sind,  sollen  nur  jährlich  auf 
einmal  ausgesprochen,  wenigstens  acht  Wochen  vor  dem 
1.  Januar  zur  öffentlichen  Kennlnifs  gebracht,  und  erst 
von  diesem  Tage  ab  in  Ausführung  konnnen. 
a.  a.  O.  §.  25.  26. 

Eine  Befreiung   von  den   durch  dieses  Gesetz  be- 
stimmten Abgaben,  oder  eine  Schadloshaltung  wegen  etwa 
behaupteter  Exemtionen,  findet  nicht  Statt, 
a.  a.  O.  §.  27. 

Bei  der  Auslegung  dieses  Gesetzes  und  seiner  Bei- 
lagen soll  nirgend  auf  die  altern  Steuergesetze  zurück- 
gegangen, sondern  nur  in  Anwendung  gebracht  werden, 
was  wegen  Auslegung  zweifelhafter  Gesetze  im  Allgemei- 
nen vorgeschrieben  ist. 

a.  a.  O.  §.  28.     cf.  A.  L.  R.  Einl.  §.  46  —  58. 

Der  Zoll  wird  vom  Bruttogewicht,  die  Ver- 
brauchssteuer-Abgabe aber  vom  Nettogewicht 
erhoben. 

Es  bleiben  bei  der  Zoll-  und  Steuer-Erhebung  aufser 
Betracht,  und  werden  nicht  verzollt  oder  versteuert: 

«)  Quantitäten  unter  |  Centner,  wenn  der  Zoll  und 
der  Steuersatz  i  Thlr.  oder  weniger  beträgt; 

ß)  Quantitäten  unter  3'^  Ceutner,  wenn  die  Abgaben- 
sätze über  \  Thlr.  bis  4  Thlr.  betragen; 

y)  Quantitäten  unter  einem  Pfunde,  auch  bei  höher 
besteuerten  Gegenständen; 
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S)  Quantitäten  von  einem  Quart  bei  Flüssigkeiten, 
welche  nach  Maafs  verstcuerl  werden. 

Die  Zahlung  der  Gefälle  geschieht  unter  5  Thir. 
ganz  in  Silbergeld.  Sind  aber  5  ThIr.  oder  mehr  in 
einer  Post  zu  entrichten,  so  wird  der  Zoll,  wie  die  Ver- 
brauchssteuer, halb  in  Golde  (den  Friedrichsd'or  zu 
fünf  Thaler  gerechnet)  halb  in  Silbergeld  entrichtet.  Bei 
der  Ausniiltelung  des  Goldanlheils  dürfen  beide  Arten 
von  Gefällen  nicht  zusammengerechnet  werden. 

c)    Insbesondere   von  der   Zoll-    und  Verbraochssleuer- 

Ordnung. 

§.  304. 

Die  wesentlichsten  Grundsätze  derselben  sind  folgende: 

Zum  Schulze  des  inländischen  Gewerbfleifses,  und  zur 
Sicherung  der  Abgaben,  findet  eine  besondere  Aufsicht 
der  Landesgränze  in  einem  Räume  Statt,  dessen  Breite 
nach  der  Oertlichkeit  bestimmt  wird. 

Dieser  Raum  heifst  der  Gränzbezirk,  seine  Be- 
gränzung  gegen  das  Ausland  die  Gränzlinie,  und  ge- 
gen das  Inland  die  Binnenlinie. 

Durch  den  Gränzbezirk  führen  besonders  bezeichnete 
Zolls  trafsen.  Alle  andere  "Wege  durch  denselben  sind 
Nebenwege. 

Gewässer,  auf  welchen  Güterversendungen  Statt 
finden,  sind  als  Zollst rafsen  anzusehen,  wenn  sie  den 
Gränzbezirk  durchschneiden.  Die  Häfen  am  Meere, 
mit  den  polizeylich  dazu  angewiesenen  Einfahrten,  sind 
die  Zollstrafsen  an  der  Secseile. 

Zoll-  und  Y«'rbrauchssteuer- Ordnung   vom  26,  Mai 
1818.  §.  1—4.     iieselzs.  v.  1818.  S.  107  u.  f. 

Der  Transport  über  die  Granze  und  im  Gränzbe- 
zirke   darf  in   der   Regel    nur   auf  den   Zollstrafsen 


Statt  linden.   Als  Ausnahme  von  der  Regel  ist  der  Trans- 
port auf  Nebenwegen  zulässig: 

a)  bei  Gegenständen,  welche  völlig  abgabenfrei  und 
zugleich  unverpackt  sind,  oder  dergestalt  vor  Augen  lie- 
gen, dafs  deren  Beschaffenheit  ohne  Weitläufigkeit  so- 
gleich erkannt  werden  kann; 

ß)  bei  rohen  Erzeugnissen  des  Bodens  und  der  Vieh- 
zucht einer  und  derselben  Landwirthschaft,  welche  ent- 
weder ganz  im  Gränzbczirke  liegt,  oder  von  der  Binnen- 
linie oder  von  der  Landesgränze  durchschnitten  wird,  im 
letztern  Falle  jedoch  nur  unter  besondern,  von  den  Re- 
gierungen nach  der  Oerllichkeit  vorzuschreibenden  Auf- 
sichlsniaafsregeln; 

y)  bei  völlig  abgabenfreien  Gegenständen,  welche  ver- 
packt und  Dicht  unter  der  Ausnahme  zu  a  begriffen  sind, 
desgleichen  bei  fremden  abgabepflichtigen  und  inländi- 
schen gleichnamigen  Gegenständen,  welche  ihre  Bestim- 
mung nach  einem  Orte  im  Gränzbczirke  haben,  der 
aufser  der  Zollstrafse  liegt; 

ö)  bei  der  Ausfuhr  solcher  Waaren,  von  welchen 
weder  ein  Ausfuhrzoll  erhoben,  noch  die  Ausfuhr  er- 
wiesen werden  mufs. 

In  zu  7  und  S  aufgestellten  Fällen  mufs  jedoch  der 
Waarenführer,  welcher  im  Gränzbczirke  Waaren  von 
einem  Orte  zum  andern  in  gröfserer  Entfernung  als  eine 
Viertelmeile,  oder  aus  einem  Orte  im  Gränzbczirke  in's 
Binnenland,  oder  in's  Ausland,  oder  durch  den  Gränz- 
bezirk,  oder  aus  dem  Auslande  (welches  aber  nur  über 
ein  Gränz- Zollamt  geschehen  darf)  nach  einem  Bestim- 
mungsorte im  Giänzbezirke  transportirt,  sich  durch  be- 
sonders vorgeschriebene  Bescheinigungen  gegen  die  Be- 
amten ausweisen  können,  dafs  ihm  die  Erlaubnifs  er- 
iheilt  worden,    die  gehörig  bezeichnete  ^A  aare  in   einer 
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gewissen   Frist  auf  einem   bestimmten  Wege  im  Gränz- 
bezirkc  unvcithcilt  transportircn  zu  dürfen, 
a.  a.  O.  §.  5.  6. 

An  der  Küste  leidet  die  Vorschrift,  dafs  Waaren 
nur  in  bestimmte  Häfen  einzuführen  sind,  Ausnahme: 

«)  bei  Fischerfahrzeugen,  welche  blofs  frische  Pro- 
ductc  des  Meeres  einführen, 

ß)  bei  der  Bergung  des  Strandgutes, 
a.  a.  O.  §.  7. 

§.   305. 

Der  Transport  von  abgabepflichtigen  ausländischen 
und  inländischen  Gegenständen,  über  die  Gränzlinie  und 
innerhalb  des  Gräuzbezirks,  ist  nur  in  den  Tagesstun- 
den erlaubt.  Als  Tagesstunden  sollen  in  dieser  Bezie- 
hung angesehen  werden: 

in  den  Monaten  Januar,  Februar,  October,  Novem- 
ber, December  die  Zeit  von  7  Uhr  Morgens  bis  6  Uhr 
Abends ; 

in  den  Monaten  März,  April,  August,  September  die 
Zeit  von  5  Uhr  Morgens  bis  8  Uhr  Abends; 

in  den  Monaten  Mai,  Juni,  Juli  von  4  Uhr  Morgens 
bis  10  Uhr  Abends. 

Ausnahmen  hiervon  finden  nur  Statt: 

«)  in  Ansehung  der  Waaren,  welche  mit  den  ge- 
wöhnlichen Posten  versandt  werden,  oder  welche  Rei- 
sende mit  Extrapost  bei  sich  führen,  welches  sich  aber 
auf  den  Transport  von  Kaufmanusgülern  durch  Extra- 
post nicht  erstreckt; 

ß)  wenn  in  aufserordenllichen  Fällen  die  Erlaubnifs 
des  betreffenden  Haupt-Zollamts  erstci-  Klasse,  so  weil 
dieses  an  sich  zur  Expedition  der  Waarentransporte 
competent  ist,  vor  der  Ueberschrcitung  derGränz-  oder 
Binnenlinie  ertheilt  worden;  welche  Erlaubnifs  denWaa- 
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renfiilirer,   die  Waare  selbst,    die  Strafsc  und  die  Zeit, 
für  >vclcbe  solche  gilt,  beneuncn  inufs. 
a.  a.  O.  §.  8. 

Zur  Aufsicht  sind  auf  der  Gränzlinie  oder  zunächst 
derselben  Zollämter  und  Ansageposten,  auf  der 
Binuculinie  selbst  aber,  wo  es  für  nölhig  erachtet  >vird, 
auch  Controlläiuter. 

Die  Erhebung  des  Zolles  und  der  Verbrauchssteuer 
bei  dem  Ein  gange  über  die  Gränzlinie,  oder  des  Aus- 
fuhrzolles bei  dem  Ausgange,  geschieht  durch  die 
Zollämter;  sie  sind  entweder  Haupt- Zollämter,  Ne- 
ben -  Zollämter  erster  oder  zweiter  Klasse,  oder  Con- 
Irollämter. 

Bei  den  Haupt -Zollämtern  ist  jede  Zoll-  und 
Verbrauchssteuer -Entrichtung  zulässig,  sie  mag  noch  so 
bedeutend  sejn,  die  Einfuhr  oder  Ausfuhr  betreffen. 
Sie  sind  in  der  Regel  an  den  Gränzen  allein  ermächtigt, 
Begleitscheine  (s.  unten)  zu  erlheilen,  so  wie  die  Ein- 
gangs- und  Ausgangs-Bescheinigungen  über  W^aaren,  wel- 
che aus  einem  Länderlhcile  in  den  andern  übergehen, 
und  zugleich  fremdes  Gebiet  berühren.  Sie  allein  erthei- 
len  die  Ausgangs -Bescheinigungen  über  steuerpflichtige 
unversteuerte  Waaren. 
a.  a.  O.  §.  11. 

Bei  den  Nebenzollämtern  erster  Klasse  kön- 
nen nur  solche  Gegenstände,  ohne  Unterschied,  eingeführt 
werden,  welche  blos  den  Einfuhrzoll  oder  den  Ausfuhr- 
zoll entrichten;  tragen  sie  aber  auch  Verbrauchssteuer, 
nur  dann,  wenn  diese  von  einer  ganzen  Ladung  unter 
zehn  Thaler,  oder  wenn  die  Verbrauchsabgabe,  womit 
der  Gegenstand  betroffen  ist,  nicht  über  einen  Thaler 
vom  Ceutner  beträgt.  Begleitscheine  und  Ein-  oder 
Ausgangs  -  Bescheinigungen   dürfen    sie    nur   dann    aus- 
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nahnis>veise    ausstellen,    wenn    sie    durch   den   Minister 
der  Finanzen  besonders  dazu  crniäcLtigt  sind, 
a.  a.  O.  §.  11. 

Wo  örtliche  Verhältnisse  Neben-Zollamter  zwei- 
ter Klasse   für   den   kleinen  Gränzverkehr  erforderlich 
machen,    werden    deren    Erhebungsbefugnisse    besonders 
bestimmt  und  der  Umgegend  bekannt  gemacht, 
a.  a.  O.  §.  11. 

ControUämter  haben  nur  die  Befugnifs  zur  Erhe- 
bung des  Ausfuhrzolles, 
a.  a.  O.  §.  11. 

Ansageposten  werden  da  errichtet,  wo  das  Haupt- 
Zollamt  nicht  nahe  an  der  Gränzlinie,  sondern  weiter  in 
den  Gränzbezirk  hinein  liegt.  Bei  den  Ansageposteu 
geschieht  die  Anmeldung  eines  Waarentransports,  und 
die  Begleitung  desselben  bis  zum  Gränz- Zollamte.  Die 
Gränzaufseher  dürfen  sich  durchaus  mit  keiner  Geld- 
erhebung befassen;  sie  verrichten  ihren  Dienst  nur  auf 
den  Ansageposten  oder  durch  patrouilliren. 
a.  a.  O.  §.  12. 

§.   306. 

Im  Innern  des  Landes  ist  Steuerämtern  erster  und 
zweiter  Klasse  die  Erhebung  des  Zolles  und  der  Ver- 
brauchssteuer, so  wie  die  Aufsicht  über  die  Steuerpflich- 
tigen übertragen. 

Steuerämter  erster  Klasse  sind  zu  jeder  Erhe- 
bung des  Eingangszolles  und  der  Verbrauchssteuer  von 
fremden  Gegenständen  befugt,  welche  gesetzlich  im  In- 
nern geschehen  darf.  Sie  nehmen  den  Ausfuhrzoll  ein, 
wenn  ihn  der  Versender  im  Absendungsorlc  bezahlen 
will,  und  sind  im  Innern  in  der  Regel  allein  befugt, 
Begleitscheine  zu  erl heilen, 
a,  a.  O,  §.  14. 
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Sleucrämtcr  zweiter  Klasse  dürfen  den  Aus- 
fuhrzoll ohne  Ausnahme  erheben.  Den  Einfuhrzoll 
und  die  Verbrauclissleuer  von  fremden  Waaren  sollen 
fiie,  wenn  auch  die  Entrichtung  im  Innern  erlaubt  ist, 
nur  dann  erheben,  wenn  letztere  Abgabe  für  Einen  Em- 
pfänger in  Einem  Transporte  nicht  über  100  Thlr.  be- 
trägt, und  derselbe  im  Bezirke  des  Steueramts  wohnhaft 
ist.  Zur  Ertheilung  von  Begleitscheinen  sind  sie  ohne 
Genehmigung  der  Regierung  nicht  ermächtigt,  es  sey  denn, 
dafs  die  Theilung  eines  W'aarenlransportes  uöthig  würde, 
a.  a.  O.  §.  14. 

§.  307. 

Sind  Gründe  vorhanden,  zu  vermuthen,  dafs  ein  Ge- 
werbetreibender sich  einer  Uebcrtretung  der 
Steuergesetze  schuldig  gemacht  habe,  so  sind  zu  de- 
ren Ausmiltelung  Revisionen  der  Waarenlager  und  Un- 
tersuchungen über  die  erfolgte  Besteuerung  der  vorge- 
fundenen Waaren,  und  selbst  Hausvisitationen  zulässig. 
Es  mufs  jedoch  ein  dem  Steueraufseher  vorgesetzter 
Steuerbearatcr,  nach  Prüfung  der  Verdachtsgründe,  die 
Revision  oder  Visitation  des  VN'^aarenlagers  leiten;  bei 
Hausvisitalionen  hingegen  ein  Beamter  der  Kommunal- 
behörde zugezogen  werden. 

Ist  ein  begründeter  Verdacht  vorhanden,  dafs  andere 
Personen  ein  steuerpflichtiges  Gewerbe  heimlich 
treiben,  oder  heimlich  Niederlagen  steuerpflichti- 
ger Waaren  halten,  solche  bei  sich  bergen  oder  dulden, 
so  sollen  Nachsuchungen,  unter  Beobachtung  obiger 
Förmlichkeiten,  jedoch  nur  auf  schriftliche  Anweisung 
eines  Ober-Beamten  oder  einer  höhern  Behörde,  und 
nur  von  Sonnenaufgang  bis  Sonnenuntergang  geschehen 
können. 

a.  a.  O.  §.  15. 
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Die  zum  Transporte  von  Waaren  in  und  durch 
die  Gränz-Zollbczirke  auf  Nebenwegen  erforder- 
lichen Bescheinigungen  werden  ertheilt: 

a)  über  Gegenstände,  welche  aus  der  Fremde  einge- 
hen, von  dem  Gränz-Zollanite; 

ß)  über  Gegenstände,  welche  aus  dem  Innern  des 
Landes  in  den  Gränzbezirk  eingehen,  um  darin  zu  blei- 
ben, oder  um  ausgeführt  zu  werden,  von  jedem  Steuer- 
Amte  oder  von  einem  ControU-Amte  auf  der  Binnen- 
linie; 

y)  über  Gegenstände,  welche  von  einem  Orte  des 
Gränzbezirks  zum  andern,  aus  dem  Gränzbezirke  über 
die  Landesgränze  in's  Ausland,  oder  über  die  Binnen- 
liuie  landeinwärts  gebracht  werden,  von  dem  Zollamtc 
im  Absendungsorte,  oder  in  dessen  Ermangelung,  von 
dem  zunächst  belegenen; 

J)   in  besondern  Fällen   kann    es   verstattet  werden, 
dafs   die   Eigenthümer    gewisse    Gegenstände    selbst   mit 
Legitimationen    versehen,    oder    dafs    die    Legitimations- 
scheiue  von  der  Ortsbehörde  ausgestellt  werden, 
a.  a.  O.  §.  16. 

Früher  bestandene  Gewerbe  können  innerhalb  des 
Gränzbezirks  mit  verbrauchssteuerpllichtigen  fremden  oder 
inländischen  Gegenständen  nur  fortgesetzt,  und  neue  nur 
angefangen  und  betrieben  werden,  wenn  diejenigen  Vor- 
schriften genau  beobachtet  sind,  welche  die  Regierung 
nach  der  Oertlichkeit  zur  Sicherung  des  Gewerbe-  und 
Abgaben -Interesses  anzuordnen  hat. 
a.  a.  O.  §.  17. 

Unter  dem  VN^aarenverschlufs  wird  der  Verschlufs 
der  Waarc  zu  dem  Zweck  verstanden,  sich  bei  Orts- 
veränderungen sicher  zu  stellen,  dafs  die  Waare  dieselbe 
bleibt.     Er  beschränkt  sich  nicht   allein  auf  das  Ver- 
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bieten  (Plombage),  sondern  begreift  auch  die  Anwen- 
dung eines  jeden  andern  passenden  Verschlufsiuiltels,  z.  B, 
Versiegelung,  in  sicli. 

Der  Waarenverschlufs  mufs,  so  weit  die  Natur  der 
Waare  es  zuläfst,  dann  Statt  finden: 

wenn  M'aaren  unversteuert  versendet  werden,  deren 
Menge  und  besondere  Art,  bei  Ertheilung  eines  Begleit- 
scheinSy  nicht  so  bestimmt  ausgedrückt  werden  kann,  dafs 
eine  Vertauschung  unmöglich  wäre. 

Er  kann  nach  der  AVillkübr  des  Versenders  Statt 
finden: 

wenn  es  bei  vollkommen  bekannten  Waaren,  welche 
zum  Ausgang  declarirt  werden,  auf  den  Beweis  der  wirk- 
lich erfolgten  Ausfuhr  ankommt. 

Es  bleibt  indessen   dem  Gränz- Zollamte   die  Befug- 
nifs    einer   nochmaligen    Revision,    wenn   es    dazu   eine 
Veranlassung  findet, 
a.  a.  O.  §.  19  —  22. 

Die  Beamten  müssen  sich,  vermöge  der  Revision, 
entweder  durch  den  Augenschein,  oder  durch  Werk- 
zeuge, die  Ueberzeugung  verschaffen,  dafs  die  Gegen- 
stände nach  Gattung,  Zahl,  Maafs  und  Gewicht  mit  der 
Angabe  übereinstinnnen,  und  dafs,  —  wenn  die  Revision 
der  Gefälleberechnung  wegen  geschieht  —  kein  mit  einer 
höhern  Abgabe  belegter  Gegenstand,  als  der  angezeigte, 
—  wenn  es  aber  auf  eine  Ausgangsbescheiuigung  an- 
kommt — -,  dafs  kein  in  der  Abgabe  niedriger  belegter 
Gegenstand,  als  der  angegebene,  vorhanden  ist. 
a.  a.  O.  §.  23. 

Geschieht  die  Vergleichung  nach  Zahl,  Gewicht  und 
Menge,  ohne  Eröffnung  der  Kollis,  Fässer  u.  s.  w.,  so 
ist  die  A^^aarenre Vision  blofs  eine  allgemeine. 

Findet  aufserdem  noch  Eröffnung  Statt,   um  sich  die 
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Ueborzeugung  zu  verschaffen ,  dafs  dieselbe  Gattung 
Waare,  und  dafs  sie  in  ihrer  ursprünglichen  Beschaffen- 
heit vorhanden  ist,  so  ist  dies  eine  specielle  Waaren- 
revision. 

Der  Steuerpflichtige  mufs  den  Beamten  die  W'aarcn 
in  einem  Zustande  vorlegen,  worin  sie  sich  obige  Ue- 
berzeugung  verschaffen  können,  und  die  dazu  erforder- 
lichen Handleistungen,  nach  der  Anweisung  der  Beamten, 
auf  eigene  Gefahr  und  Kosten  verrichten, 
a.  a.  O.  §.  24. 

Bei  Transitogut  unterbleibt  die  specielle  Revi- 
sion im  Ein-  und  Ausgange  dann,  wenn  die  Waaren 
entweder  auf  denjenigen  Strafsen  transportirt  werden, 
für  welche  kein  unterschied  in  der  Abgabe  den  Gegen- 
ständen nach  Statt  findet,  oder  aber,  wenn  der  Eiubrin- 
ger  den  höchsten  Satz  an  Eingangszoll  entrichtet;  jedoch 
in  beiden  Fällen  unter  der  Voraussetzung,  dafs  sie,  — 
worüber  das  Zollamt  zu  entscheiden  hat  — ,  unter  völ- 
lig sichern  Waarenverschlufs  genommen  werden  können, 
und  mit  diesem  dergestalt  im  Ausgangsamte  anlangen,  dafs 
dies  keinen  Verdacht  einer  vorgenommenen  Vertauschuug 
hegen  darf. 

Verbrauchssteuerpflichtige  W^aaren  sind  dann 
von  der  specielleu  Revision  frei,  wenn  deren  Versen- 
dung nach  einem  Packhofe  oder  Sleueramte,  ohne  Ent- 
richtung der  Verbrauchssteuer,  zulässig  ist,  und  ein  völ- 
lig sicherer  Waarenverschlufs,  nach  dem  Ermessen  des 
Abfertigungsamtes  Statt  finden  kann. 

Bei  dem  Ausgange  der  Waaren  unterbleibt  die 
specielle  Revision  dann,  wenn  es  auf  den  Beweis  des 
richtigen  Ausganges  ankommt,  indem  nur  wenige  Ge- 
genstände mit  einem  Ausfuhrzolle  belegt  sind,  und  diese 
sich  leicht  von  selbst  unterscheiden.     Wählt  daher  der 
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Absender  den  Verschlufs  im  Absendiingsorlc,  so  erleich- 
tert dies  die  Revision, 
a.  a.  O.  §.  25. 

§.   308. 

Begleitscheine  sind  Documenle,  welche  von  den 
Behörden  in  der  Absicht  ausgestellt  werden,  den  richti- 
gen Eingang  im  inländischen  Bestimmungsorte,  oder  die 
wirklich  erfolgte  Ausfuhr  aufser  Landes  bei  solchen  Ge- 
genständen nachzuweisen,  von  welchen 

a)  die  Verbrauchssteuer  noch  nicht  erhoben  ist; 

ß)  von  welchen  die  Zollgefälle  gar  nicht,  oder  nur 
nach  geringern  Sätzen,  die  in  bestimmten  Fällen  Slalt 
finden,  entrichtet  sind; 

y)  auf  welchen  bei  der  Bestimmung  aufserhalb  Lan- 
des ein  Gefäll -Erlafs  oder  eine  Ausfuhrprämie  ruhet, 
a.  a.  O.  §.  26. 

Der  Begleitschein  mufs  ein  genaues  Verzeichuifs 
der  Waaren,  worauf  er  lautet,  nach  Maafsgabe  der 
vorhandenen  Declaration,  die  Zahl  der  Kollis,  Fässer 
u.  s.  w.  und  deren  Bezeichnung,  ferner  den  Bestimmungs- 
ort, so  wie  den  Zeitraum  enthalten,  für  welchen  er  gül- 
tig ist,  oder  innerhalb  dessen  der  Beweis  der  erreichten 
ßestinnnung  gemäfs  geführt  werden  mufs. 

Der  nach  Umständen  und  Entfernung  zu  bestimmende 
Zeitraum  der  Gültigkeit  des  Begleitscheins,  soll  jedoch 
in  der  Regel  für  den  Transport  zu  Lande  und  auf  Ströh- 
mcu,  nicht  vier  Monate,  beim  Transport  über  See  aber 
nicht  sechs  Monate  überschreiten.  In  ungewöhnlichen 
Fällen  bestimmt  die  Regierung,  ob,  wenn  der  vorge- 
schriebene Zeitraum  nicht  beobachtet  wird,  die  gesetzli- 
chen Folgen  dieser  Versäunmifs  sogleich  eintreten  sollen, 
oder  eine  weitere  Nachsicht  zu  gestatten  ist. 

Auch   soll  iu   den  Begleitscheinen    bemerkt    werden, 
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ob,  und  durch  welclic  Pfäuder  oder  Bürgschaften  Sicher- 
heil   für  die  Erreichung   des   Bcstinniiungsorles   geleistet 
ist,   so  wie  ferner,    welche  Art  des  Waarenverschlusses 
gewählt,  und  wie  sie  angelegt  ist. 
a.  a.  O.  §.  27. 
Der  Waaren Führer  übernimmt    aus    dem  Begleit- 
scheine die  Verpflichtung,  für  die  Gefälle  zu  haften,  und 
dieselbe  Waare,  in  dem  bestimmten  Zeiträume,  an  dem 
angegebenen  Orte  zur  Revision  und  weitern  Abfertigung 
unverändert  zu  gestellen.     Diese  Verpflichtung  hört  erst 
dann  auf,    wenn   dem  W^aarenführer  durch  das  ihm  be- 
stimmte Amt  bescheinigt  wird,    dafs   er  allen  jenen  Ob- 
liegenheiten  völlig  genügt  habe,   worauf  sodann  die  Lö- 
schung der  geleisteten  Bürgschaft  oder  Sicherheit  erfolgt. 
Der  VS'aarenführer  braucht   daher  so   viele  verschie- 
dene Begleitscheine,    als  er  Abladeorte  für  seine  Fracht 
bat,  und  die  Aemter  sind  verbunden,  ihm  dieselben  hier- 
nach und,   wenn   er  es  verlangt,   sogar  für  jeden  Waa- 
renempfänger  besonders  auszustellen, 
a.  a.  O.  §.  28  —  31. 
Machen  besondere  Verhältnisse  es  nöthig,   dafs   eine 
Waarenladung,  worüber  nur  ein  Begleitschein  ausgefer- 
tigt ist,   während  des  Transports,    der  Kolliszahl  nach, 
(nicht  aber  nach  dem  Inhalte  der  Fastagen,  welches  nicht 
erlaubt  ist),  getheilt  werden  mufs;   so  soll  dem  Waaren- 
führer  frei  stehen,    den  Begleitschein   bei  dem  nächsten 
Steucramte  erster  Klasse  abzugeben  und  die  Ladung  da- 
selbst so  unter   besondere  Lageraufsicht  zu  geben,   dafs 
neue  Begleitscheine  auf  einzelne  Theilc  der  Ladung  aus- 
gefertigt werden  können* 

a.  a.  O.  §.  33.  —  vergl.  oben:  Packhöfe. 

§.   309. 
Der  Zoll  wird  nach  dem  Bruttogewicht,  die  Ver- 
brauchs- 
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braurlisstcucr  aber  nach  dem  Nettogewicht  berechnet 
und  erhoben. 

a.  a.  O.  §.  56» 

Sind  Waaren,  welche  mit  verschiedenen  Zollsätzen 
belegt  sind,  in  einer  und  derselben  Umgebung  verpackt, 
und  ist  der  Inhaber  nicht  erbötig,  die  Gefälle  nach  dem 
Zollsatze  für  die  darin  befindliche  am  höchsten  besteuerte 
Waare  zu  entrichten;  so  wird  die  Thara  (s.  oben) 
nach  dem  Verhältnisse  der  verschiedenen  Gegenstände 
vertheilt. 

a.  a.  O.  §.  57. 

Dem  Abgabentarif  ist  ein  besonderer  Tharatarif 
beigefügt.  Bei  Flüssigkeiten,  welche  nach  dem  Gewichte 
in  der  Steuer  angesetzt  sind,  und  andern  Gegenständen, 
welche  ohne  Unbequemlichkeit  nicht  netto  dargestellt 
werden  können,  soll  die  Thara  nach  diesem  Tarife  be- 
rechnet werden,  und  der  Steuerpflichtige  hat  kein  Wi- 
derspruchsrecht gegen  dessen  Anwendung. 

Bei  andern  Gegenständen  ist  es  der  Wahl  des  Steuer- 
pflichtigen überlassen,  ob  er  den  Tharatarif  gelten  lassen, 
die  Waare  netto  verwiegen,  oder  das  Nettogewicht  durch 
Verwiegung  der  Thara  ausmitteln  lassen  will. 

Bei  Gegenständen,  für  welche  kein  Satz  in  dem  Tha- 
ratarif ausgeworfen  ist,  als  Zeugwaaren,  Hutzucker,  ge- 
wöhnlicher RoUeukanaster  u.  s.  w.  wird  die  Thara  durch 
Verwiegung  ausgemittelt. 
a.  a.  O.  §.  58. 

Bei  denjenigen  Flüssigkeiten,  welche  nach  Eimern 
oder  Tonnen  im  Zolle  veranschlagt  sind,  geschieht  die 
Verzollung  nach  dem  Innern  Rauminhalte  der 
Gebinde. 

Dieser  wird  alsdann  durch  äufsere  Visirung  der  Ge- 
binde ermittelt,  wenn  die  Üebereinstimmung  des  Inhalts 
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mit  der  Dcciaration   durch  den  Augenschein  nicht  uube- 
zweifelt  fest  steht. 

Behauptet  der  Waarenführer,  dafs  bei  dem  ganzen 
Transporte  über  zehn  vom  Hundert  Abgang  scj,  so  kann 
er  innere  Visirung  der  Gebinde  verlangen,  und  die  Ver- 
zollung geschieht  dann,  insofern  jene  Behauptung  richtig 
befunden  wird,  nach  dem  wirklichen  Befunde. 

Die  Verbrauchsabgabe  hat  der  Steuerpflichtige 
nur  von  der  in  einem  Gefäfse  wirklich  vorhandenen 
Flüssigkeit  zu  entrichten.  Das  Gefäfs  wird  indessen  in 
allen  Fällen  als  voll  angenommen,  wo  der  Steuerpflich- 
tige nicht  ausdrücklich  das  Gegenlheil  behauptet,  und 
die  innere  Visirung  verlangt,  welche  alsdann  im  ersten 
Ab-  oder  Umladeorle  erfolgen  mufs.  Ist  diese  dem 
Steuerpflichtigen  dort  nicht  genehm,  so  tritt  Versteue- 
rung nach  dem  Rauminhalte  der  Gebinde  ein. 
a.  a.  O.  §.  59.  60. 

§.  310. 

Eine  jede  Waare,  welche  aus  dem  Auslande  einge- 
het, wird  als  fremde  betrachtet. 

Zum  Besten  des  inländischen  Gewerbfleifses  und  Ver- 
kehrs sollen  jedoch  folgende  Ausnahmen  hiervon  Statt 
finden  können: 

a)  für  Fabrikanten,  welche  mit  eigenen  Fabrikaten, 
die  kein  Gegenstand  der  Verzehrung  sind,  ausländische 
Messen  besuchen,  und  den  unverkauften  Theil  dieser, 
erweislich  eigenen,  Fabrikate  verkaufen; 

ß)  für  Professionisten,  welche  die  Märkte  benachbar- 
ter  Gränzörter  mit  ihrer  eigenen  Handwerksarbeit  berei- 
sen, für  denselben  Fall; 

y)  Gegenstände,  welche  aus  einem  einheimischen  See- 
hafen  unnuüclhar  nach  einem  andern  inländischen  See- 
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hnTcn,  dcsgicicben  Waarcn,   ^vclclic  auf  Gränzströhmcn, 
ohne  Bestimmung  nach  dem  Auslände,  verschifft  werden. 

S)  Gegenstände,  welche  vom  Inlande  zum  lulandc 
durch  das  Ausland  verfahren  werden; 

e)  inländische  Strandgüler  von  Schiffen,  welche  nach 
dem  Auslaufen  verunglückten,  wenn  die  Thatsache  voll- 
ständig nachgewiesen,  und  die  Bergung  und  Lagerung 
des  Guts  unter  Aufsicht  von  Beamten  geschehen  ist. 

Die  Zollbehörde  kann  aber  in  allen  Fällen,  wenn  sie 
zweifelhaft  ist,  ob  ein  Mifsbrauch  Statt  gefunden  hat, 
auf  Niederlegung  oder  Sicherstellung  der  Gefälle  bis  zur 
ausgemachten  Sache  bestehen. 

Gegenstände,  welche  zum  Verarbeiten  oder  zur  Ver- 
edelung mit  der  Bestimmung,  die  daraus  gefertigte  oder 
verbesserte  VN^aare  wiederum  auszuführen,  eingehen,  kön- 
nen in  der  Steuer  erleichtert  werden. 

In  besondern  Fällen  kann  dies  auch  geschehen,  wenn 
Gegenstände  zum  Verarbeiten  und  zur  Veredelung  nach 
dem  Auslande  gehen,  und  in  verarbeitetem  oder  verbes- 
sertem Zustande  zurückkommen. 
a.  a.  O.  §.  62.  63. 

Auf  Gegenstände  der  Verzehrung  findet  jedoch  diese 
Ausnahme  keine  Anwendung, 
a.  a.  O.  §.  64. 
Fremden  Gewerbtreibenden,  welche  inländische  Märkte 
besuchen,  soll  von  ihren  unverkauften  Waaren,  Erlafs 
der  Verbrauchsabgaben  bei  der  VSlederausfuhr  gewährt 
werden,  wenn  die  nölhigen  Maafsregeln  getroffen  sind, 
und  man  sich  die  üeberzeugung  verschafft  hat,  dafs  es 
dieselben  Waaren  sind,  welche  zum  Marktverkehr  ein- 
gingen. 

a.  a.  O.  §.  65.  m 

(lüter  auf  Schiffen,    welche  in    einen  Nothhafen  ein- 
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laufen,  sind  im  Ein-  nnd  Ausgang  zollfrei,  wenn  die 
Ladung  des  Schiffes,  welches  den  Nolhhafeu  erweislich 
zu  suchen  gezwungen  ist,  nach  einem  andern  Hafen  be- 
stimmt war,  und  wieder  ausgeht,  ohne  dafs  etwas  davou 
im  Orte  abgesetzt,  oder  Verkehr  damit  getrieben  wäre. 
Ist  das  Schiff  so  beschädigt,  dafs  es  die  Ladung  nicht 
wieder  einnehmen  kann,  so  ist  der  zollfreie  Transport 
nach  einem  andern  Hafen  in  andern  Scliiffen  verstaltet. 
Die  Ausfuhr  dahin  niufs  aber  längstens  in  einem  Jahre 
erfolgen,  und  die  Waare  bis  zur  Ausfuhr  in  einem  Pack- 
hofe gelagert  haben. 

a.  a.  O.  §.  66. 

Seeschiffe,  welche  mit  Frachten  für  in-  und  auslän- 
dische Häfen  einlaufen,  zahlen  von  demjenigen  Theile 
der  Ladung,  welcher  nach  einem  fremden  Hafen  bestimmt 
ist,  dann  keinen  Zoll,  wenn  diese  Bestimmung  unbezwei- 
felt  nachgewiesen  ist,  kein  Verkehr  mit  der  Waare  im 
Hafenplatze  getrieben  wird,  und  die  Waare  unberührt 
bleibt.  Hiernach  sind  auch  Seeschiffe  zu  behandeln, 
welche  nach  einem  andern  Hafen  bestimmt  sind,  aber  iu 
der  Absicht  zu  überwintern  einlaufen,  und  davon  gleich 
bei  dem  Eingange  Anzeige  machen. 

a.  a.  O.  §.  67.  68. 
Eine  Verminderung  der  eingegangenen  fremden  Waa- 
ren  soll  dann  Anspruch  auf  Steuererlafs  begründen,  wenn 
sie  erweislich  im  Packhofslager  durch  zufällige  Ereignisse 
Statt  gefunden  hat. 

a.  a.  O.  §.  69. 

§.   311. 
Die  Abgaben,  welche  von  den  aus  dem  Auslande  ein- 
geführten Waaren  zu  erlegen  sind,   sollen  in  der  Regel 
an  der  Grunze   erhoben  werden.     So  lange  die  Abga- 
ben noch  nicht  völlig  bezahlt,   oder  die  Ausfuhr  in  den 
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dazu  geeigneten  Fällen  uachgewieseu  worden,  Laflct  die 
Waare  den  Staatskassen. 

Von  der  allgemeinen  Hegel,  dafs  der  Eingangszoll 
im  Gränz-Zoilanite  zu  entrichten  ist,  können  zur  Be- 
günstigung des  Verkehrs  folgende  allgemeine  Ausnah- 
men eintreten: 

«)  für  die  Seeplätze  mit  besondern  Vorhäfen,  als:  Dan- 
zig  mit  Neu  fahr  Wasser;  Köuigbcrg  und  Elbing 
mit  Pillau; 

ß)  für  den  ^Vaareneingang  über  Witlenberge  und 
die  Havel  aufwärts; 

y)  für  den  Landeingang  und  für  den   Strohmein- 
gang auf  der  Memel  mit  russischen  und  polni- 
schen rohen  Productcn  und  mit  der  Bestimmung  nach 
^        Königsberg  und  Memel; 

ö)  für  den  Waareneingang  Elb-auf-  und  abwärts  mit 
der  Declaration  nach  Magdeburg; 

t)    für  den  V^^aareneingang   Rhein -auf-   und  abwärts 

mit   der  Bestimmung    nach  solchen  Orten,    wo   die 

Rangfahrt  verfassungsmäfsig  ist; 
1})  in   denjenigen  Fällen,    in   welchen   ein  unverzollter 

Waarentransport  aus  der  Bewilligung  des  Packhofs- 

rechls  für  den  Zoll  zulässig  ist. 
a.  a.  O.  §.  70.  71. 

Eine  Versendung  ohne  Entrichtung  der  Verbrauchs- 
steuer ist  von  der  Gränze  aus  zulässig,  wenn  die  Waare 
versandt  wird: 
«)  zum  Durchgange; 
ß)  nach  einer  Packhofsstadt; 

;)  zur  Versteuerung  bei  einem  dazu  berechtigten  Con- 
sumtions- Steueramte  im  Innern. 
Sie  ist  aber  in  den  Fällen  ß  und  y  unzulässig,  wenn 
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die  Verbrauchssteuer  von  der  ganzen  Ladung  unter  drei 
Thalcr  bolr.ngt. 

In  allen  jenen  Fällen  mufs  der  Declarant  für  die  Ver- 
brauchssteuer entweder  durch  einen  sichern  Bürgen,  der 
sich  als  Selbstschuldner  verpflichtet,  oder  durch  sonstige 
Caution,  durch  Niederlegung  der  Gefälle,  durch  Beglei- 
tung der  Waareu  auf  seine  Kosten,  Sicherheit  ge- 
währen. 

Bekannten  sichern  In-  und  Ausländern  kann  die 
Waare  auch  ohne  jene  Sicherheitsmaafsregeln,  über- 
haupt nach  dem  Ermessen  der  Steuerbehörde,  überlassen 
werden. 

Aus  der  Bewilligung  steuerfreier  Versendungen  folgt 
die  Ertheilung  der  Begleitscheine, 
a.  a.  O.  §.  73.  75. 

Die  Ausnahmen  von  den  allgemeinen  Vorschriften  für 
die  Besteuerung,  so  wie  die  besondern  Bestimmungen 
über  die  Anwendung  der  vorgedachten  Ausnahmen,  wer- 
den, so  weit  sie  den  Mefsverkehr  von  Frankfurt  a. 
d.  O.  und  Naumburg  betreffen,  in  derMefsordnung 
erwähnt. 

a.  a.  O,  §.  76. 

§.     312. 

Bei  dem  Eingänge  der  Waaren  mufs  die  Zoll- 
strafsc  bis  zum  (iränz- Zollamte  genau  eingehalten, 
und  die  Ladung  unberührt  gelassen  werden.  Ein  jeder, 
welcher  die  ZoUslrafse  zu  hallen  verpflichtet  ist,  soll  vom 
Eingange  über  die  Gränzc  gerade  auf  das  G ranz- Zoll- 
amt zufahren,  und  daselbst  auhhllen,  ohne  sich  unlerwe- 
ges  willkührlich  aufzuhallen.  Liegt  das  Zollamt  nicht  un- 
mittelbar an  der  (-iränzlinie,  so  fuHh;!  diese  Vorschrift  auf 
den  vorliegenden  Ansageposten  Anwendung. 

Betragen  die  Zollgefällc  einer  Ladung  nicht  über  fünf 
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Tlialer,  und  die  Consumtionssteuergefällc  auch  nicht  mehr, 
so  ist  der  Waarcnführer  nur  zu  ciuer  mündlichen  Angabe 
(Declaration )  von  dem  Inhalte  derselben  verbunden. 
Die  schriftliche  Declaration  mu£s  enthalten: 

a)  die  Zahl  der  Wagen  und  Pferde,  aus  welcher  der 
Transport  besteht; 

/?)  den  Namen  des  Fuhrmanns  (bei  Schiffen  den  Na- 
men oder  die  Nummern  des  Schiffsgefafses  und  den  Na- 
men des  Schiffsführers); 

/)  den  Namen  der  Waarenempfäuger  und  deren 
Wohnort  (nach  den  Frachtbriefen); 

ö)  die  Zahl  der  Kollis  und  Fastagen,  und  die  Zei- 
chen und  Nummern  derselben; 

«)  die  Gattung  und  die  Menge  der  W"aaren,  nach  den 
Maafsstäben,  welche  der  Tarif  augiebt; 

t])  die  Bescheinigung   des  Waarenfühers,    dafs  seine 
Angabe  richtig  sej,  und  dessen  Unterschrift, 
a.  a.  O.  §.  77—80.     cf.  §.  81  —  83. 

§.  313. 
Werden  Waaren  ausgeführt,  welche  mit  einem 
AnsgangszoUe  belegt  sind,  so  kann  derselbe  nach  der 
Wahl  des  Versenders  oder  Waarenführcrs,  jedoch  in  je- 
dem Falle  unter  Gestellung  der  Waaren  zur  Revision, 
entweder  im  Steueramte  des  Absendungsortes,  —  wenn 
ein  solches  vorhanden  ist  —  oder  beim  Controllamte, 
und  in  dessen  Ermangelung,  entweder  in  dem  Steucr- 
amte,  welches  zuletzt  vor  Erreichung  des  Gränzbezirks 
bei  dem  Transporte  berührt  wird,  oder  in  dem  Gränz- 
Zollamte,  über  welches  die  Waare  ausgeht,  entrichtet 
werden. 

a.  a.  O.  §.  92. 
Im  Fall  es  auf  den  Beweis  der  wirklich  erfolg- 
ten   Ausfuhr    ankommt,     mufs    der   Waaronfüluor   die 
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Waare  mit  einem  Begleitscheine  Tersehcn,  diesen  von 
dem  Conlrollamte  (wenn  ein  solches  au  der  Zollstraise 
liegt)  bescheinigen  lassen,  und  die  Waaren  daselbst  zur 
allgemeinen  Revision  gestellen.  Hierauf,  oder  wenn  kein 
ControUamt  vorhanden  ist,  mufs  die  Waare  in  demjeni- 
gen Haupt-Gränz-Zoilamte  angemeldet  und  gestellt  wer- 
den, über  welches  die  Ausfuhr  laut  Bescheinigung  ge- 
schehen soll;  und  dieses  bewirkt  die  Abfertigung,  nach- 
dem es  sich  durch  genaue  Revision  der  Waaren  die  Ue- 
berzeugung  verschafft  hat,  dafs  diejenigen  Gegenstände 
vorhanden  sind,  auf  welche  der  Begleitschein  lautet. 

a.  a.  O.  §.  93. 

§.    314. 

Die  Anmeldung  der  bei  dem  Eingange  abgaben- 
freien Gegenstände  mufs  bei  dem  Ansageposten  oder 
dem  Gränz-Zollamte  geschehen,  um  sich  durch  eine  Be- 
scheinigung darüber  im  Gränzbezirke  ausweisen  zu 
können. 

Bei  dem  Ausgange  zollfreier  Waaren  be- 
darf es  einer  Anmeldung  nur  in  so  fern,  als  sie  ver- 
packt sind. 

Bei  Waaren,  welche  einem  geringeren  als  dem  ge- 
wöhnlichen Zolle  unterworfen  sind,  soll  nur  in  so  fern 
ein  abweichendes  Verfahren  eintreten,  als  die  zu  lei- 
stende Sicherheit,  bei  Erlheilung  des  Begleitscheins,  auch 
auf  den  Unterschied  zwischen  dem  geringem  und  dem 
gewöhnlichen  Zoll  zu  richten  ist. 
a.  a.  O.  §.  94. 

§.     315, 

Was  den  inncrn  Verkehr,  wobei  das  Ausland 
berührt  wird,  betrifft,  so  zahlen 

c()  fremde  Waaren,  welche  blofs  durch  beide  Län- 
der gehen,   den  Eingangszoll  der  Provinzen,  wo  sie  zu- 
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erst  eingehen.  Ist  die  Waare  zugleich  dem  Ausgangs- 
zolle  unterworfen,  so  bezahlt  sie  diesen  in  demjenigen 
Läudcrtheile,  >vo  sie  zuerst  eingeht,  und  die  Bescheini- 
gung darüber  befreiet  sie  von  jeder  ferneren  Zahlung 
der  Ausgangsabgabe. 

Eine  Ausnahme  hiervon  ist  durch  den  §.  98.  a.  a.  O. 
in  Absicht  derWaaren  begründet,  welche  zur  Messe  iü 
Frankfurt  a.  d.  O.  oder  Naumburg  transitiren. 

Fremde  zollpflichtige  Waaren ,  von  welchen  der  Zoll 
und  die  Verbrauchssteuer,    oder  bei  blofs  zollpflichtigen 
Gegenständen   der  Zoll   allein,    Behufs  des  innern  Ver- 
kehrs entrichtet  ist,  so  wie  inländische  Waaren  ohne  Un- 
terschied, gehen  nachschufsfrei  von  einem  Ländertheile  in 
den  andern   ein.      Ist  solche  Waare  einem  Ausgangszoll 
unterworfen,  so  wird  dieser  bei  einem  der  oben  bestimm- 
ten Aemter  pfandweise  niedergelegt  oder  sonst  sicher  ge- 
stellt, und  ein  Freischein  darauf  erlheilt,  der  die  Förm- 
lichkeiten der  Begleitscheine  erfüllt.      Die  Bescheinigung 
des  richtigen  Eingangs   der  Waare  auf  dem  Freischeine 
bewirkt  die  Löschung  der  gestellten  Sicherheit, 
a.  a.  O.  §.  99  —  101.     cf.  §.  102.  103. 
ß)  Bei  der  Absendung,  dem  Eingange  und  Ausgange 
finden  die  allgemeinen  Vorschriften  Anwendung,  welche 
über  die  Revision,  über  die  genaue  Bestimmung  der  Gat- 
tung  und   Menge   der  Waaren  in   den  sie    begleitenden 
Documenten,  über  die  Bescheinigung  des  Ein-  und  Aus- 
ganges und  der  etwa  geleisteten  Sicherheit,  über  die  Be- 
gleitscheine,   über  den  Waarenverschlufs  u.  s.  w.  über- 
haupt ertheilt  sind, 
a.  a.  O.  §.  104. 
Diese   Grundsätze   über  den   Verkehr    zwischen    den 
östlichen   und  westüchen  Provinzen  sind  auch  in  andern 
Fällen   zu  beobachten,    wenn  das  Ausland  bei  dem  in- 
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nern  Verkehr  berührt  wird,  oder  Waaren  durch  Küsten- 
fahrt von  einem  Hafen  des  Inlandes  zum  andern  gebracht 
werden. 

a.  a.  O.  §.  105. 

§,    316. 

Die  Vergehen  der  Steuerpflichtigen  werden 
nach  den  Vorschriften  des  A.  L.  R.  Th.  II.  tit.  20.  §. 
277 — 313.  bestraft,  welche  jedoch  durch  die  Bestimmungen 
der  Zoll-  und  Verbrauchssteuer- Ordnung  vom  26.  Mai 
1818  modificirt  werden. 

VN^er  Waaren,  deren  Ein-  oder  Ausfuhr  vom 
Staate  untersagt  ist,  dem  Verbote  zuwider,  ins  Land 
bripgt  oder  herausschafft,  oder  bei  der  an  sich  erlaubten 
Einfuhr  oder  Ausfuhr  die  dem  Staate  davon  zukommen- 
den Verbrauchssteuergefälle  demselben  entzieht, 
hat  aufser  der  Confiscation  der  Waaren,  woran  die 
Contravention  verübt  worden,  eine  Geldstrafe  ver- 
wirkt, welche  für  die  verbotenen  Gegenstände  dem 
doppelten  Werthe  derselben,  oder,  wenn  dieser  weniger 
als  zehn  Thaler  beträgt,  dieser  Summe  gleichkommen,  für 
die  erlaubten  Gegenstände  aber  den  vierfachen  Betrag 
der  betrüglicher  Weise  vorenthaltenen  Gefälle  ausmachen 
soll.  Diese  Gefälle  sind  aufserdcm  von  der  Strafe  unab- 
hängig nach  dem  Tarif  zu  entrichten, 
a.  a.  O.  §.  111.     cf.  §.  118.  119. 

VV^enn  zugleich  Zoll  und  Verbrauchssteuer  vorent- 
halten worden,  sollen  beiderlei  Gefälle  auch  bei  der  Be- 
stimmung der  Geldstrafe  zusammen  gerechnet,  und  es 
soll  die  Entschuldigung,  dafs  der  Gegenstand  nur  zur 
Durchfuhr  boslimnit  gewesen,  nicht  angenommen  werden, 
a.  a.  O.  §.  112. 

Im  Wiederholungsfälle,    nach    vorhergegangener   Be- 
strafung,   soll    die   für    das   neue    Vergehen    eintretende 
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Geldbufse  verdoppelt,  anstatt  derselben   aber  Jedes  Mal 
dem  Schuldigen  eine  vcrhällnifsmäfsige  Gefängnifs-,  Zucht* 
haus-    oder  Festungsstrafe,    die    jedoch   eine  zehnjäli- 
rige  Dauer  nicht  überschreiten  darf,  auferlegt  werden. 
a.  a.  O.  §.  113. 

Im  dritten  Falle  soll  der  Uebertreter  mit  zwei-  bis 
zehnjähriger  Zuchthaus-  oder  Festungsstrafe  belegt,  für 
einen  solchen,  der  aus  dergleichen  betrügerischen  Hand- 
lungen ein  Gewerbe  macht,  angesehen,  und  seiner  etwai- 
gen Befugnifs  zur  Betreibung  des  Gewerbes,  wo- 
bei das  Verbrechen  begangen  worden,  verlustig  erklärt 
werden.  Auch  soll  in  diesem  Falle  auf  die  öffentliche 
Bekanntmachung  seines  Namens,  jedoch  nur  vom 
Richter,  erkannt,  und  dieselbe  bei  Vollstreckung  des 
Straferkenntnisses  bewirkt  werden. 
a.  a.  O.  §.  114. 

Bei  weiteren  Wiederholungen  des  Verbrechens  ist 
zwar  die  Strafe  zu  schärfen,  jedoch  soll  eine  zehnjäh- 
rige Zuchthaus-  oder  Festungsstrafc  das  höchste  Maafs 
bleiben. 

a.  a.  O.  §.  115. 

Wegen  des  Verkehrs  mit  fremden  Spielkarten 
bleibt  es  bei  der  Verordnung  im  Stempelgesetzc,  dafs, 
wer  sie  einbringt,  vertheilt  oder  besitzt,  aufser  der  Con- 
fiscation,  zehn  Thalcr  für  jedes  Spiel  erlegen  soll;  auch 
macht  es  hierbei  keinen  Unterschied,  ob  das  Verbre- 
chen zum  ersten,  zweiton  oder  dritten  Male  verübt 
worden. 

a.  a.  O.  §.  117. 

Wer  in  seinem  Gewerbe  reiset,  er  sey  Einheimi- 
scher oder  Fremder,  kann  sich  mit  der  Unwissen- 
heit der  auf  dieses  Gewerbe  sich  erstreckenden  allge- 
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meinen  und  besondern  Gesetze  des  Staats  nicht  ent- 
schuldigen. 

a.  a.  O.  §.  120. 

Gewcrbtreibende  und  deren  Frachtfölirer,  welche  die 
des  Gewerbes  wegen  ein-  oder  auszuführenden  Waaren 
bei  den  GränzzoU-  oder  Steuerämtern  entweder  gar 
nicht,  oder  in  Ansehung  der  Beschaffenheit  oder  des  im 
Tarif  bestimmten  Maafsstabs  unrichtig  angeben,  verfallen 
schon  dadurch  in  die  Strafen  der  Ueb  er  tretung  derWaa- 
renverbote  oder  der  Verkürzung  der  Gefälle, 
a.  a.  O.  §.  121. 

Bei  dem  Waarentransporte  soll  die  Waarencontra- 
vention  als  vollbracht  angenommen  werden ,  sobald  dem 
ersten  Declarirungsamtc  vorübergefahren,  oder  der  Trans- 
port auf  einem  von  demselben  abführenden  Seitenwege 
betroffen  worden,  oder  auch,  wenn  der  Waarenführer  in 
dem  Gränzbezirke  aufser  der  Tageszeit  (s.  oben),  oder 
auf  Nebenwegen  zur  Tageszeit  sich  befindet,  ohne  auf 
die  vorgeschriebene  Art  sich  legitimiren  zu  können, 
a.  a.  O.  §.  123. 

Kann  jedoch  in  diesen  Fällen  der  Waarenführer  den 
vollständigen  Beweis  führen,  dafs  er  nicht  habe  Gegen- 
slände,  die  mit  einem  Verbote  betroffen  sind,  ein-  oder 
ausführen,  oder  dem  Staate  Gefälle  entziehen  wollen  oder 
können,  so  soll  nur  eine  nach  den  Umständen  zu  ermes- 
sende Ordnungstrafe  von  1  — 10  Thlrn.,  oder  verhältnifs- 
mäfsige  Gefängnifsstrafe,  Statt  finden, 
a.  a.  O.  §.  124. 

VN'ird  die  zur  Einfuhr  oder  Ausfuhr  verbotene Waare 
gleich  bei  dem  Gränzzollamte  angezeigt,  so  mufs  sie  auf 
Kosten  des  Kigenthümers  zurückgeschafft  werden, 

a.  a.  O.  §.  125.     cf,  A.  L.  1\.  Th.  IL  tit.  20,  §.  28G, 

Finden  sich  bei  der  Visitation  erlaubter  und  auswärts 
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vcrscbriebcncr  Waaroii  verbotene  mit  eingepackt,  so  sind 
diese  verfallen.  Der  inländische  Empfänger  bleibt  aber 
von  aller  Strafe  frei,  wenn  er  durch  Vorlegung  seiner 
Correspondenz,  oder  auf  andere  Art,  nachweisen  kann, 
dafs  die  Beipackung  ohne  sein  Yorwissen  geschehen  sey. 
a.  a.  O.  §.  128. 129.     A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  289.  290. 

§.  317. 

Der  aus  einer  Uebertretung  der  Steuergeselze  als  eine 
unmittelbare  Folge  derselben  sich  ergebende  Verlust  der 
Waaren  trifft  jedes  Mal  den  Eigenlhümer.  Es  macht 
dabei  keinen  Unterschied,  ob  derselbe  die  Uebertretung 
unmittelbar  begangen  hat,  oder  ob  sie  durch  seine  An- 
gehörigen, liandlungsbedienten,  Gewerbsgehülfcn,  oder 
andere  in  seinem  Dienste  stehende  Personen  verübt  wor- 
den ist. 

Gewerbtreibende  müssen  für  ihr  Gesinde,  ihre  Die- 
ner, Gewerbsgehülfcn  und  ihre  im  Hause  befindlichen 
Ehegalten  und  Verwandte  ohne  Unterschied  haften. 

Andere  Personen  haften  nur  für  die  Contravenlionen 
ihrer  Ehegatten  und  Kinder,  in  so  fern  diese  bei  Gele- 
genheit solcher  Geschäfte,  wozu  sie  dieselben  zu  brau- 
chen pflegen,  von  ihnen  verübt  worden  sind. 

a.  a.  O.  §.  130  —  133.    cf.  A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  292 
—294. 

Haben  blofs  Waarenführer,  denen  nur  der  Transport 
der  W  aaren  anvertraut  worden,  die  Contravention  ohne 
Tbeilnahme  und  Mitvvissen   des  Eigenthümers  begangen, 
so  geht  das  Eigenlhura  der  Waaren  nicht  verloren, 
a.  a.  O.  §.  134.     A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  295. 

Vielmehr  mufs  alsdann  der  Waarenführer  aufser  der 
sonst  verwirkten  Strafe  den  Werth  der  Waare  statt  der 
Confiscation  entrichten, 
a.  a.  O.  §.  135. 
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Gewerbtrcibendc,  denen  zur  Ecgünsligiing  ihres  Ge- 
werbes steuerbare  Gegouslände,  entweder  ganz  frei,  oder 
gegen  eine  geringere  Abgabe,  unter  der  Bedingung  des 
Verbrauchs  zu  dem  begünstigten  Zwecke  verabfolgt  wor- 
den, sind  nicht  nur  der  Strafe  derjenigen,  welche  dem  Staate 
die  Verbrauchssteuer  betrüglich  vorenthalten,  unterwor- 
fen, sondern  auch  der  Befugnifs  zur  Betreibung  des  Ge- 
werbes verlustig,  wenn  sie  die  zum  erwähnten  Zwecke 
ihnen  überlassenen  Gegenstände  ohne  vorhergegangene 
Berichtigung  der  Gefälle,  anderweitig  verwenden,  oder 
veräufsern. 

a.  a.  O.  §.  140. 

Personen,  welchen  AVaaren  unversteuert  anvertraut 
worden,  und  die  mit  diesen  Waaren  Unterschleif  trei- 
ben, oder  zu  treiben  verstatten,  sollen  deshalb  nicht 
allein,  nach  Maafsgabe  des  Unterschleifs  und  der  dabei 
begangenen  Untreue  nach  den  allgemeinen  Criminalge- 
setzen  bestraft  werden,  sondern  auch  für  immer  von  der 
Befugnifs  ausgeschlossen  bleiben,  Waaren  ohne  Entrich- 
tung der  Verbrauchssteuer  zu  erhalten  oder  zu  versenden. 
a.  a.  O.  §.  141. 

Wer,  um  Waaren,  einem  Verbotgesetze  zuwider, 
ein-  oder  auszuführen,  oder  um  dem  Staate  die  schul- 
digen Gefälle  zu  entziehen,  sich  falscher  Fracht- 
briefe, verfälschter  Begleitscheine  u.  s.  w.  be- 
dient, soll  aufser  der  ihn  betreffenden  Strafe  der  gesche- 
henen Uebörtretung  der  Steuergesetze,  mit  der  durch 
die  allgemeinen  Strafgesetze  für  solche  Fälschungen  vor- 
geschriebenen Ahndung  belegt  werden. 

Dieselbe  Strafe  trifft  auch  denjenigen,  welcher  in 
gleicher  Absicht  durch  Abnahme,  Verletzung  u.ß.w. 
des  amtlichen  W^aarenverschlusses  mit,  oder  auch 
ohne  Anlegung  anderer  Siegel,  eine  Fälschung  begehet. 
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Aufscr  diesem  Falle  ziehet  die  Verletzung  des  Waa- 
renveischliisscs,  bei  welcher  der  Verdacht  einer  Steuer- 
contraveutiou  nicht  obwaltet,  eine  Geldstrafe  nach  sich, 
welche  dem  sechsten  Theile  der  Verbrauchssteuer,  wo- 
mit die  Waare  belegt  ist,  oder  bei  verbotenen  Gegen- 
ständen dem  sechsten  Theile  des  Werths  der  W^taro 
gleich  kommt,  in  so  fern  nicht  glaubwürdig  bescheinigt 
wird,  dafs  die  Verletzung  durch  einen  unverschuldeten 
Zufall  entstanden  ist  a). 
a.  a.  O.  §.  143  —  145. 

a)  Ueber  die  Strafen  wegen  versuchter  Bestechung  der 
Steuerheamten,  und  wegen  Widersetzlichkeit  gegen  dieselben 
s.  a.  a.  O.  §.  147  —  151.  u.  A.  L.  1\.  Th.  II.  tit.  20.  §.  312.  313. 

§.  318. 
Die  Vorschriften  dieser  Steuer- Ordnung  sollen  in 
allen  Provinzen  ohne  Ausnahme  befolgt  werden,  und 
es  mufs  auch  in  den  Provinzen,  wo  das  allgemeine  Land- 
recht, die  allgemeine  Gerichtsordnung,  und  die  allge- 
meine Criminal  -  Ordnung  noch  nicht  eingeführt  sind, 
nach  den  in  diese  Ordnung  aufgenommenen  Bestimmun- 
gen erkannt  werden, 
a.  a.  O.  §.  159. 

4)  Versteuerung  des  inländischen  Branntweins, 
Braumalzes,  W'einmostes  und  der  Tabaks- 
blätter. 

§.  319. 

Es  verstehet  sich  von  selbst,  dafs  man  die  Steuer  auf 

diese  Gegenstände  nur   da   anwenden  kann,   wo  sie  im 

Grofseu   bearbeitet  werden,    da    eine   Controlle,   welche 

sich  auch  über  das  Innere  der  Haushaltungen  erstrecken 
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sollto,   ^vo  nicilt  ganz   uuausfülirbar,   doch  mit  uneudli- 
clien  Sclnyierigkeilen  verbunden  sejn  würde. 

Die  durch  neuere  Verordnungen  hin  und  wieder  ge- 
änderten Beslinnnungen  des  Gesetzes  vom  8.  Februar 
1819  (Gesetzs.  von  1819.  S.  102  u.  f.)  bedürfen  hier  nur 
hinsichtlich  der  Hauptgrundsätze  einer  Erwähnung. 

Was  die  Besteuerung  des  Branntweins  betrifft,  so 
kam  man  vom  Blase nzins,  wodurch  die  Zeit  versteuert 
wird,  während  welcher  ein  gewisser  Apparat  zum  Bren- 
nen benutzt  wird,  auf  die  Maischsteuer,  indem  man 
berechnete,  wie  viel  Branntwein  aus  einem  gewissen 
Maischraume  gewonnen  werden  kann. 

Hinsichtlich  der  Besteuerung  des  Bieres  (Braumal- 
zes) wurde  festgesetzt: 

dafs  Jeder,  welcher  Bier  und  Essig  zum  Verkauf 
brauet,  ebenso,  wie  es  auch  für  Brenngeräthe  vorge- 
schrieben ist,  verpflichtet  ist,  das  Steueramt  davon  in 
Kennlnifs  zu  setzen,  wie  viel  Pfannen  und  Bottiche  er 
besitze,  und  welche  Veränderungen  in  der  Folge  damit, 
oder  in  Ansehung  des  Raumes  vorgehen. 

Wer  eine  Brauerei  betreibt,  ist  verpflichtet,  dem 
Steueramte  schriftlich  anzuzeigen,  wie  viel  Malzschroot 
er  zu  jedem  Gebräude  nehmen,  an  welchem  Tage  und 
zu  welcher  Stunde  er  einmaischen  wird,  und  die 
Steuer  von  der  angemeldeten  Beschickung  gleichzeitig  zu 
entrichten. 

§.  28.  29.  des  Ges.  vom  8.  Februar  1819. 

Da  das  Einmaischen  der  erste  Akt  des  Brauens  ist, 
und  die  Qualität  des  Getraides  aus  seinem  Gewichte  er- 
sichtlich ist,  so  wird  das  Braumalz  nach  dem  Gewichte 
(der  Centner  mit  20  Sgr.)  besteuert. 

Jede  Brauerei  soll  mit  einer  Waage  mit  eisernem 
gleicharmigem   Balken,    worauf  wenigstens  fünf  Ceutner 

auf 
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auf  einmal  abgewogen  werden  können,   und  mit  den  er- 
forderlichen geaichlen  Gewichten  versehen  sejn. 
a.  a.  O.  §.  27. 

Zur  Ermillcluug  des  Steuersatzes ,  welcher  vom 
Weinmost  gcuonmicn  werden  soll,  werden  vollstän- 
dige Nachweisungen  von  den  vorhandenen  Weinbergen 
und  "VS^eingärlcn  aufgenommen,  woraus  die  Grüfse  der 
mit  AVeinstöckeu  bepflanzten  Fläche,  die  Eimerzahl,  wel- 
che in  einem  guten  Herbste  davon  gewonnen  wird,  und 
der  Miltelpreis,  der  vom  Eimer  Wein  bezahlt  zu  wer- 
den pflegt,  ersichtlich  sind» 

Veränderungen  durch  Anlegung  neuer  M'einberge 
werden  mit  jedem  Jahre  zum  Kataster  gebracht,  genie- 
fsen  aber  drei  Fr  ei  jähre;  eingehende  werden  abge- 
setzt. Dies  geschieht  jährlich  im  Monat  September,  so- 
bald die  Weinberge  geschlossen  sind. 
a.  a.  O.  §.  36.  37. 

Jede  Regierung  läfst  zugleich  durch  unbefangene  Sach- 
verständige in  den  verschiedenen  Weinbezirken  unter- 
suchen: ob  Aussicht  zu  einem  vollen,  |,  |,  |,  ^,  oder  J 
Herbst  vorhanden.  Die  Ergebnisse  dienen  zur  control- 
lirenden  Vergleichung  mit  den  nachherigen  Angaben. 
Wird  der  Ertrag  zu  l  eines  guten  Herbstes  oder  höher 
geschätzt,  so  bestimmt  die  Regierung  durch  öffentliche 
Bekanntmachung  die  Zeit,  zu  welcher  Eigenthümer  des 
Gewinnes  verpflichtet  seyu  soll,  dessen  Betrag  nach 
Eimern  der  Steuer-  oder  Gemeinde -Behörde  anzuzeigen, 
der  Wein  mag  sich  noch  in  Butten  befinden,  oder  auf 
Fässer  geschlagen  seyn.  Jeder  Eigenthümer  hat  hiermit 
zugleich  die  bestimmte  Angabe  des  Aufbewahrungsortes, 
und  des  in  einzelnen  Fällen  etwa  nothig  gewordenen 
Aufschubes  der  Lese  oder  Kciterung  zu  verbinden. 
a.  a.  O.  §.  39. 

22 
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Für  den  im  Inlandc  erzeugten  Tab.ik  wurde  nach 
dem  Gesetze  vom  8.  Februar  181f)  die  Steuer  nach  dem 
augezeigten  Gewinn  trockener  Blätter  erhoben,  und  je- 
der, der  eine  Grundfläche  über  fünf  Ruthen  mit  Tabak 
bepflanzt  hatte,  war  verpflichtet,  der  Gemeinde -Behörde: 

1)  die  mit  Tabak  bepflanzten  Grundstücke,  einzeln 
nach  ihrer  Lage  und  Gröfse, 

2)  den  Gewinn  an  getrockneten  Tabaksblättern  und 
deren  Aufbewahrungsort  anzugeben. 

a.  a.  O.  §.  42. 
Nach  den  neuesten  Bestimmungen   wird   indessen  so 
viel  Mal   ein   gewisser   Steuersatz   bezahlt,    als    die    mit 
Tabak   bebaueten  Ländereien   sechs   Quadratruthen   ent- 
halten.    Die  Steuer  von  je  6  □Ruthen  beträgt; 
in  der  1.  Klasse  6  sgr. 
in  der  2.  Klasse  5  sgr. 
in  der  3.  Klasse  4  sgr. 
in  der  4.  Klasse  3  sgr. 
Wer  weniger  als  einen  Flächenraum  von  sechs  Quadrat- 
ruthen   mit   Tabak    bebauet,    unterliegt   keiner  Besteue- 
rung. 

Cabinets- Ordre  vom  29.  März  1828.  Gesetzs.  van 
1828.  S.  39. 

§.  320. 
Die  Strafe  der  Defraudation  tritt  ein,  wenn  Ge- 
werbshandlungen, von  deren  Ausübung  in  jedem  einzel- 
nen Falle  oder  in  bestimmten  Fällen  dem  Staate,  nach 
Maafsgabe  des  erwähnten  Gesetzes,  eine  Abgabe  zu  entrich- 
ten ist,  entweder  gar  nicht  oder  unrichtig  angezeigt  werden. 
Die  Strafe  besteht  in  einer  Geldbufse,  wclclie  dem  vier- 
fachen Betrage  der  vorenthaltenen  (jcfälle  gleich  konunt. 
Aufserdem  sind  die  Abgaben  von  der  Strafe  unabhängig 
zu  entrichten. 
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Im  Falle  der  Wicdcrliolun^  nach  vorhergegangener 
IJestrafung  >vird  die  Strafe  auf  den  achtfachen  Betrag 
der  Abgaben  bestimmt,  und  aufserdem  darf  der  Schul- 
dige, \venn  er  Brenner  oder  Brauer  ist,  das  Recht  zu 
brennen  oder  zu  brauen  in  einem  Zeiträume  von  drei 
Monaten  weder  selbst  ausüben,  noch  durch  einen  An- 
dern zu  seinem  Vortheile  ausüben  lassen. 

Im  drillen  Falle  der  ücberlretung  nach  vorhergegan- 
gener zweimaliger  Bestrafung  ist  der  sechszehnfache 
Betrag  der  nicht  erlegten  Abgaben  als  Strafe  ver^'urkt, 
und  ist  der  Schuldige  ein  Brenner  oder  Brauer,  so  darf 
er  sein  Gewerbe  nie  wieder  selbst  ausüben,  oder  durch 
einen  Andern  zu  seinem  Yorlheile  ausüben  lassen. 

Im  Falle  des  Unvermögens  zur  Entrichtung  der  Geld- 
strafe tritt  verhältnifsmäfsige  Gefängnifsslrafe  ein. 
a.  a.  O.  §.  61—64. 

Die  Strafe  der  Defraudation  der  Steuer  vom  Wein- 
most findet  insbesondere  dann  Statt,  wenn  in  den  An- 
gaben, welche  über  den  Ertrag  der  Erndte  eingereicht 
werden,  solcher  über  ~q  zu  gering  angegeben  ist,  oder 
auch  bei  der  Revision  Vorräthe  an  früher  nicht  bezeich- 
neten Orten  vorgefunden  werden. 
a.  a.  O.  §.  80. 

Wer  Tabak  anpflanzt  und  nicht  zur  gehörigen  Zeit 
oder  unrichtig  die  Lage  und  den  Flächeninhalt  der  mit 
Tabak  bepflanzten  Grundstücke,  auch  diese  über  ^q  zu 
gering  augegeben  hat,  erlegt  einen  Thaler  Strafe;  wenn 
aber  die  verschwiegene  Grundfläche  mehr  als  15  Ruthen 
beträgt,  so  soll  fortlaufend  für  jede  15  Ruthen  mehr  die 
Strafe  um  einen  Thaler  erhöhet  werden, 
a.  a.  O.  §.  81. 

§.   321. 

Die  Erhebung  dieser  Steuern  und  deren  Conhollirung 

22* 
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gescliiclit  im  Gränzbczirk  durch  <llc  Zollämter  und  die 
dazu  geliörigcu  Leamteu,  im  Innern  des  Landes  durch 
Steuerämter. 

Die  Vorschriften  des  Gesetzes  vom  8.  Februar  1819 
kommen  auch  in  den  Provinzen  zur  Anwendung,  wo  das 
Allgemeine  Landrecht,  die  Allgemeine  Gerichtsordnung 
und  die  Allgemeine  Criminalordnung  noch  nicht  einge- 
führt sind. 

a.  a.  O.  §.  96.  97. 

5.)    Mahl-  und  Schlachtstcucr. 

§.    322. 
Di«  Mahlstcuer  und   die   Schlachtsfeuer  treten 
in  den  132   grofsen   und  Mittelstädten   der  Preufsischen 
Monarchie  an  die  Stelle  der  Klassensteuer  und  werden 
in  der  Regel  neben  einander  entrichtet. 

tiesetz  wegen  Entrichtung  einer  Mahl-  und  Schlacht- 
steuer vom  30.  Mai  1820.  §.  1.  Gesetzs.  v.  1820.  S.  143. 
a)  Die  Mahlsteuer  wird  von  allen  Getreidearteu, 
Kiknern  und  Hülsenfrüchten  erhoben,  welche  zu  Mehl, 
Schroot,  Graupen,  Grütze  und  Gries  durch  eine  Mühle 
bereitet  werden. 

Alles  Malz  und  dasjenige  Getreide,  welches  die  In- 
haber einer  Brennerei  oder  Brauerei  erweislich  zur  De- 
stillation oder  zum  Brauen  verwenden,  ist  dieser  Steuer 
nicht  unterworfen, 
a.  a.  O.  §.  2. 
Die  Steuersätze  werden  nach  Centnern  berechnet. 
Es  sollen  erhoben  werden: 

von  1  Centn  er  Waizen  20  sgr. 

von  1  Centner  llog{;on,    Gerste,   Buchweizen  und  an- 
dern Getraidearlen  und  llülscnfiiiclilcn  .^3  sgr. 
a.  a.  O.  ^.  3. 
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Es  iiiufs  >vcnii;slens  \  Ccndier  auf  Einmal  zur  Mühle 
f;csandt  >verdcn.  Eine  geringere  Quaulität  darf  kein 
Müller  annehmen. 

Lei  der  Verwiegung  wird  für  den  Sack  nichts  abge- 
rechnet, auch  macht  es  bei  der  Versteuerung  keinen  Un- 
terschied, ob  das  Getraidc  trocken  oder  angefeuchtet 
sey.  Dagegen  soll  aber  auch  bei  der  Verwiegung  jeder 
Getraidepost  ein  Uebergewicht  unter  jg  Centner  nicht 
berücksichtigt  werden, 
a.  a.  O.  §.  4. 

Wer  W^aizcn  mit  anderm  Getraidc  vermischt  mahlen 
läfst,  mufs  von  deai  Gewichte  der  ganzen  Mischung  die 
"Waizeusteuer  entrichten, 
a.  a.  O.  §.  5. 

Die  Steuer  mufs  erlegt  werden,  bevor  das  Getraidc 
zur  Mühle  kommt. 

Alles  Getraide  mufs  mit  einem  vom  Steueramte  aus- 
gegebenen Mahlzettel  versehen,  und  jeder  Sack  mit  dem 
Namen  des  Steuerpflichtigen  bezeichnet  sejn. 
a.  a.  O.  §.  6. 

In  den  Städten,  wo  die  Mahlsteuer  erhoben  wird,  ist 
CS  nicht  erlaubt,  bewegliche  Mahlmühlen,  llandmühlen 
und  Stampfen  zu  halten. 

Zur  Anlegung   einer  Mühle   die  mit  thierischer  Kraft 
oder  durch  Dämpfe  getrieben  wird,  ist  die  Genehmigung 
der  P\egierung  erforderlich. 
a.  a.  O.  §.  7. 

h)  Die  Schlachtsteuer  wird  von  allem  geschlach- 
teten Rindvieh,  Schaafcn,  Ziegen  und  Schweinen  entrich- 
tet, und  zwar  soll  von  einem  Cenlner  Fleisch  1  Thlr, 
erhoben  werden.     Es  kann  aber  auch   die  Steuer  nach 
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Slücksälzen  entrichtet  werden,  deren  Bcslinnnung  sich  in 
jeder  Stadt  nach  der  Localität  richtet, 
a.  a.  O.  §.  8  —  10. 

Es  findet  keine  Steuer -Vergütung  auf  mahl-  und 
schlachtsteucrpflichtige  Waarea  Statt,  die,  nachdem  sie 
in  Folge  dieses  Gesetzes  versteuert  worden  sind,  in  Lan- 
destheile  gebracht  werden,  wo  statt  der  Mahl-  und 
Schlachtsteuer  die  Klassensteuer  eingeführt  ist.  Auch 
begründet  bei  Versendungen  aus  einer  steuerpflichtigen 
Stadt  in  die  andere  die  etwaige  Verschiedenheit  der  zu- 
geschlagenen Konnimnal- Steuersätze  keinen  Anspruch  auf 
Nachsteuer  oder  Vergütung. 

W^er  innerhalb  des  Bezirks  der  steuerpflichtigen  Stadt- 
Gemeine  oder  überhaupt  im  Umfange  der  Stadt  sich  auf- 
hält, ist,  ohne  Ausnahme,  die  Steuer  zu  tragen  verpflichtet. 

Einzelne  Vorstädte,  Vorwerke  oder  andere  bewohnte 
Anlagen,  die  der  Oertlichkeit  nach  nicht  unter  gehöriger 
Aufsicht  zu  halten  sind,  können  durch  die  Regierung, 
unter  Zustimmung  des  Finanz- Ministers,  zur  KKissen- 
Steuer  angezogen,  und  von  der  Mahl-  und  Schlachtsteucr 
ausgeschlossen  werden, 
a.  a.  O.  §.  13. 

Bäcker,  Schlächter,  oder  andere  Personen,  die  mit 
Mehl,  Graupe,  Grütze,  Gries,  geschrotetem  Getraide, 
geschroleleu  Hülsenfrüchten,  Brod,  Backwerk,  Nudeln, 
Stärke  und  Puder,  oder  mit  Fleisch  und  Fett  von  Rind- 
vieh, von  Schaafen,  Ziegen  und  Schweinen,  so  wie  mit 
Waaren,  die  aus  solchem  Fleisch  und  Fette  zubereitet 
sind,  einen  Handel  treiJ)en,  sollen  von  den  Früchten, 
Vielehe  sio  vermählen  lassen,  oder  vermählen  einführen, 
und  von  dem  Vi«;he,  welches  bie  schlachten  lassen,  oder 
geschlaclitet  einführen,  auch  dann,  wenn  sie  nicht  in  der 
Stadt  y   aber  in  nicht  gröfsercr  Entfernung»  als  einer  hal- 
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bcu  Meile  von  dem  stencrpflicbtigeii  Sladtbezirke  an  ei- 
nem der  Klassensteiier  unterworfenen  Orte  sieb  nieder- 
gelassen baben,  die  Mahl-  und  Schlachlstener  ebenso  zu 
entrichten  schuldig  sejn,  als  wenn  sie  zur  Stadt  gehör- 
ten, ohne  defshalb  von  der  Klassenstcuer  ihres  Wohu- 
orls  entbunden  zu  werden. 

Werden  die  hier  benannten  Gegenstände  in  Quanti- 
täten'  von  ~  Cenlner  und  darüber  in  eine  steuerpflich- 
tige Stadt  eingebracht,  so  müssen  sie  gleich  bei  der  An- 
kunft dem  Stcueramte  angemeldet  und  versteuert,  oder 
es  mufs  demselben  nachgewiesen  werden,  entweder,  dafs 
sie  aus  dem  Auslände  eingeführt  und  die  Steuer  an  der 
Gränze  entrichtet  worden,  oder  dafs  sie  aus  einer  mahl- 
und  schlachtsteuerpflichtigen  Stadt  herkommen. 

Für  das  Gewicht  des  Sackes  oder  der  sonstigen  Um- 
gebung, womit  dieWaare  zur  Verwiegung  gelangt,  wird 
bei  der  Versteuerung  kein  Abzug  gestattet,  es  bleibt  aber 
auch  ein  Uebergewicht,  welches  nicht  jg  Centner  der  auf 
einmal  zur  Verwiegung  gekommenen  Quantität  beträgt, 
unberücksichtigt. 

Die  Entrichtung  der  Steuer  von  solchen  Waaren  ist 
dahin  bestimmt,  dafs 

a)  von  Kraftmehl,  Puder,  Graupe,  Gries  und  Grütze 

das  doppelte, 
ß)  von  Mehl  das  ein-  und  eindrittheilfache, 
7)  von  Schrot  und  Backwerk    aller  Art  das   Einfacbe 
.  des  Satzes  bezahlt  wird,  welchen  das  Getraide,  wo- 
raus diese  Erzeugnisse  bereitet  werden,  steuert, 
ö)   die  Fleisch-   und  Fettwaaren    werden    mit   I5  des 
Satzes  von   dem  in   den  Städten  ausgeschlachteten 
Fleische  berechnet, 
a.  a.  O.  §.  14.  15. 
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§.   323. 

Eine  Unterlassung  der  Anzeige  bei  der  Ankunft  der 
Waaren  in  der  Stadt,  oder  eine  Abweichung  von  dem 
durch  die  Steuerbehörde  vorgeschriebenen  Wege,  wel- 
chem der  Steuerpflichtige  bis  zum  Steueramte  folgen 
mufs,  wird  als  eine  Defraudation  angesehen  und 
geahndet. 

Dasselbe  findet  Statt,  wenn  dergleichen  Waaren  zum 
Handel   in    kleinern   Quantitäten   mittelst  Wiederholung 
eingebracht  werden, 
a.  a.  O.  §.  15. 

Defraudationen  ziehen  die  Confiscation  der  Waaren, 
an  denen  solche  begangen  worden,  sowohl  für  Gewer- 
betreibende als  für  andere  Steuerpflichtige  nach  sich. 
Aufserdem  treten  die  Strafen  ein,  welche  die  Steuerord- 
nung vom  a  Februar  1819.  §.  60—65.,  §.  83  —  90.  auf 
die  Uebertretung  der  gesetzlichen  Vorschriften  zur  Gefähr- 
dung der  Steuer  angeordnet  hat.  Ueberall,  wo  in  diesen 
Vorschriften  von  Brennern  und  Brauern  geredet  wird, 
findet  die  Verordnung  auf  diejenigen  Gewerbetreibenden 
Anwendung,  welche  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  zu 
entrichten  verpflichtet  sind. 

a.  a.  O.  §.  17.  —  cf.  Declaration  des  §.  155.  der 
Zoll-  und  Verbrauchssteuer-Ordnung  vom  26.  Mai  1818, 
betreffend  die  Provocation  auf  rechtliches  Gehör  in  De- 
fraudalionsfallen  v.  20.  Jan.  1820.  Gesetzs.  v.  1820.  S.  33. 
Die  Erhebung  der  Steuer  geschieht  durch  dio  ZoU- 
oder  Steuer -Aemter, 
a.  a.  O.  §.  18. 

())     Abgabe  vom   Salz. 

§•   321. 
Das  Salz  gehört  zu  den  nutzbaren  Regalien,  und  es 
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wird  also  diese  Abgabe  als  Monopole)  gclioben.  Das- 
selbe ist  mit  dem  neuem  Steuersysteme  in  Uebereinstim- 
mung  gebracht  worden  durch:  die  Verordnung  wegen 
Gleichstellung  des  Salzverkaufspreises  auf  den 
Salz  -  Niederlagen  der  Monarchie,  vom  17.  Jan.  1820. 
Gesetzs.  von  1820.  S.  27. 

Das  Salz  wird  zum  inländischen  Verbrauche  aus  den 
Niederlagen  der  Salinen  und  der  Faktoreien  überall  zu 
einem  und  demselben  Preise,  und  zwar  die  Tonne  von 
405  Pfund  zu  15  Thlr.  Cour,  verkauft.  Bei  den  Maga- 
zinen und  Faktoreien,  wo  das  Salz  in  kleinen  Gebinden 
und  Quantitäten  verkauft  wird,  ist  der  Preis  nach  dem 
Satze  von  15  Thlr.  für  405  Pfund  zu  berechnen  und  zu 
bezahlen. 

Aufser  dem  Preise  von  15  Thlr.  für  die  Tonne  dür- 
fen weder  Emolumente  für  die  Faktoren,  noch  beson- 
dere Vergütungen  für  Transportkosten,  für  Fässer  und 
Emballage  gezahlt  werden.  Die  Verabfolgung  der  Ton- 
nen geschieht  in  den  Salz -Niederlagen,  in  welchen  die 
Käufer  das  Salz  vom  Stapel  nehmen,  und  auf  Verlangen 
der  Käufer  müssen  die  Salztonnen  unentgeldlich  gewo- 
gen werden. 

Verordn.  vom  17.  Jan.  1820.  §.  1.  2. 

Die  Contrebande  mit  Salz  wird  nach  den  Vor- 
schriften geahndet,  welche  der  §.  111  u»  f.  der  ZoU- 
und  Verbrauchssteuer- Ordnung  vom  26.  Mai  1818  ent- 
halten, und  soll  der  Werth  des  cingeschwärzten  Salzes 
nach  den  Verkaufspreisen  in  den  Faktoreien  berechnet 
werden. 

a.  a.  O.  §.  4. 

o)  Ueber  das  Salzmonopol  s,  oben:  Seehandlungs-Societät. 
vergl.  Kraus:  über  das  Seesalzmonopol  (geschrieben  im  Jahre 
1786)  in  dessen  vermischten  Schriften,  Th.  1.  S.  41  u.  f. 
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7)     Stempelsteuer. 
§.   325. 

Durch  das  Gesetz  wegen  der  Stempelsteuer 
vom  7.  März  1822  (Gesetzs.  v.  1822.  S.  57.)  siod  alle 
bisher  im  ganzen  Umfange  der  Monarchie,  mit  Ausnahme 
des  Fürstenthums  Neuchatel,  bestandene  Stempelgebüh- 
ren abgeschafft,  und  es  soll  bei  der  Auslegung  des  er- 
wähnten neuen  Gesetzes  darauf  niemals  zurückgegangen 
werden. 

Nach  diesem  Gesetze  werden  überall  diejenigen  Stem- 
pelabgaben erhoben,  welche  der  vom  Könige  vollzogene 
Tarif  bestimmt.  Von  der  Entrichtung  des  tarifmäfsigen 
Stempels  finden  nur  folgende  Befreiungen  Statt.  Es 
siud  stempelfrei: 

ä)  Verhandlungen  und  Gesuche  über  Gegenstände, 
deren  Werlh  nach  Gelde  geschätzt  werden  kann,  wenn 
dieser  Werth  50  Thlr.  Silbergeld  nicht  erreicht; 

b)  gerichtliche  Verhandlungen,  für  welche  die  Spor- 
lelfreiheit  Armuths  wegen  bewilligt  worden; 

c)  Verhandlungen  in  Vormundschaftssachen,  in  so 
fern  der  Bevormundete  ans  eigenen  Einkünften  unter- 
hallen werden  mufs,  und  diese  nach  Abzug  der  Verpfle- 
giings  -  und  Erziehungskosten  keinen  Ueberschufs  ge- 
währen; 

d)  Gesuche,  welche  Gläubiger  des  Staats,  öffentlicher 
Anstalten  und  Gemeinden  an  Behörden  und  Beamte  rich- 
ten, um  zu  ihrer  Befriedigung  zu  gelangen;  ebenso  die 
darauf  eilhciltcu  Beschci^lc; 

e)  alle  Verhandlungen  und  Zeugnisse,  welche  wegen 
Bestimmung  des  Betrages  öffcnllichcr  Abgaben  und  Ein- 
ziehung derselben,  und  überhaupt  wegen  Leistungen  an 
den  Staat  beigebracht  werden  müssen,  in  so  fern  sie  nur 
zu  diesem  Zwecke  dienen; 
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/)  Gesuche  um  Erlheiluuf;  von  Reisepässeu; 

g)  Verhandlungen  wegen  Ablösung  von  Diensten  und 
andern  Leistungen,  die  auf  Grundstücken  haften  u.  s.  w. 

h)  Verhandhingeu  über  die  Ablösung  und  einstwei- 
lige Verzinsung  derjenigen  ausschliefslichen  vererblichen 
und  veräufserlichen  Gewerbsberechtigungen,  welche  nach 
dem  Gesetze  über  die  polizejlichen  Verhältnisse  der  Ge- 
werbe vom  7.  September  1811.  §.  32.  33.  abgelöset,  und 
bis  dies  geschehen  kann,  verzinset  werden  sollen; 

i)  Aufserdem  bestehen  Befreiungen  des  Fiscus,  be- 
sonderer Anstalten,  Gesellschaften  und  Personen  von 
gewissen  Stempelabgaben.  , 

Doch  sind  die  gedachten  Behörden  nicht  befugt,  diese 
Befreiungen  den  Privatpersonen,  mit  denen  sie  Verträge 
schliefsen,  einzuräumen,  wenn  diese  Personen  an  sich 
nach  gesetzlicher  Vorschrift  zur  Entrichtung  des  Stem- 
pels verbunden  siiid.  Bei  allen  zweiseitigen  Verträgen 
der  Art  mufs  jedes  Mal  die  Hälfte  des  Stempels  für  den 
Vertrag  und  für  die  ausgefertigten  Ueberexemplare  des- 
selben noch  der  gewöhnliche  Stempel  entrichtet  werden. 
a.  a.  O.  §.  1.  2.  3. 

§.    326. 

Alle  Stempelabgäben  sind  als  Abgaben  vom  Ver- 
kehr zu  betrachten. 

Die  stem])elptlichtigen  Verhandlungen  müssen  in  der 
Regel  auf  das  erforderliche  Stempelpapier  selbst  geschrie- 
ben werden. 

Wo  dies  nicht  hat  geschehen  können,  darf  zwar  das 
erforderliche  Stempelpapier  noch  nachgebracht,  jedoch 
nur  in  ganzen,  unangeschnittenen  Bogen  umgeschlagen 
und  kassirt,  d.  h.  durch  Bezeichnung  seiner  Bestimmung 
zu  anderem  Gebrauche  untüchtig  gemacht  werden.  Auch 
mufs   dies  bei  Verhandlungen,    welche  im  Lande  selbst 
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vorgenommen  werden,  längstens  binnen  14  Tagen,  vom 
Tage  der  Ausfertigung  an,    geschehen   und  der  Tag  der 
Kassation   deshalb  von  der  Behörde  oder  dem  Stempel- 
vertheiler,    wo    das   Stempelpapier   gelöset   worden,    mit 
Buchstaben  ausgeschrieben,   bescheinigt  werden.     Wenn 
Inländer  aufserhalb  Landes  über  einen  im  Lande  befind- 
lichen  Gegenstand    stempelpflichtige  Verhandlungen   ge- 
pflogen haben;    so  ist  das  dazu  erforderliche -.Stempelpa- 
pier  binnen  14  Tagen  nach  ihrer  Rückkehr  beizubringen 
und  zu  kassiren,  auch  der  Tag,  wo  dies  geschehen,  auf 
die  erwähnte  Art  zu  bescheinigen. 
a.  a.  O.  §.  12. 
Nur    bei   Vollmachten    und    solchen   Verhandlungen, 
wozu  Gerichts-   oder    andere   öffentliche  Behörden   und 
Beamte  den  Stempel  beizubringen  von  Amtswegen  ver- 
pflichtet sind,  oder  in  solchen  Fällen,  wo  der  Tarif  die 
Nachbringung  des  Stempels   bei  veränderter  Bestimmung 
einer  Verhandlung  ausdrücklich  gestattet,   bedarf  es  kei- 
ner Bescheinigung  des  Zeitpunktes,  worin  dies  geschehen. 
a.  a.  O.  §.  12. 
Werden  von  einer  Verhandlung  verschiedene  Exem- 
plare ausgefertigt,   so  wird  der  tarifmäfsige  Stempel  nur 
zu   einem   derselben,    und    zwar  in    der  Regel   zu  dem 
llauptexemplare  angewandt,  zu  den  übrigen  Exemplaren 
aber  wird   blofs  dasjenige  Stempelpapier  gebraucht,  das 
tarifmäfsig    zu    beglaubtcn  Abschriften    slempelpllichtiger 
Verhandlungen  erfordert  wird. 

Auf  allen  beglaubtcn  Abschriften,  Duplicaten  und 
Ausfertigungen  stempclpflichligcr  Verhandlungen  mufs 
ausdrücklich  der  Betrag  des  Stempels  bemerkt  werden, 
welcher  zu  der  Urschrift  oder  der  ausgefertigten  Ver- 
handlung gebraucht,  oder  derselben  kassirt  beigefügt 
worden  ist. 
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Wenn  stcmpelpflichtigc  Verhandlungen  auch  stärker 
als  ein  Bogen  sind,  so  wird  doch  nur  zum  ersten  Bo- 
gen der  vorgeschriebene  Stempel  erfordert. 

Müssen  mehrere  Stempelbogcn  beigebracht  werden,  um 
den  gesetzlichen  Betrag  des  Stempels  für  eine  Verhand- 
lung zu  erfüllen,  so  mufs  der  höchste  beigebrachte  Stem- 
pelbogen zum  ersten  Bogen  der  Verhandlung  benutzt, 
das  übrige  Stempelpapier  aber  zu  den  folgenden  Bogen 
der  Verhandlung  genommen,  und  was  auf  solche  Weise 
nicht  verwendet  werden  kann,  zur  Verhandlung  kassirt 
werden. 

a.  a.  O.  §.  13  —  15. 

§.    327. 

Es  ist  hier  nur  des  Wechselstcmpels  besonders 
zu  erwähnen. 

Gezogene  inländische  Wechsel  müssen  gleich  nach 
der  Ausstellung,  ausländische  gleich  nach  dem  Eingänge 
in  die  Preufsischen  Staaten,  und  ehe  ein  Geschäft  damit 
gemacht,  oder  Zahlung  darauf  geleistet  wird,  gestempelt 
werden. 

Jeder  inländische  Inhaber  eines  noch  nicht  gestem- 
pelten Wechsels  ist  verpflichtet,  denselben  sofort  zur 
Stempelung  vorzulegen. 

Diese  Stempelung  der  in-  und  ausländischen  Wech- 
sel geschieht  von  den  dazu  bestellten  Wechselstempel- 
ämtern, oder,  wo  diese  nicht  vorhanden  sind,  von  den 
Ilauptzollämtern  oder  Hauptsteuerämtern,  mittelst  Auf- 
drückung eines  Stempels  und  Ausfüllung  seines  Geldbe- 
trages. 

An  Orten,  wo  auch  Hauptzoll-  und  Hauptsteuerämfer 
nicht  vorhanden  sind,  können  Wechsel  und  kaufmänni- 
sche Anweisungen,  in  so  fern  sie  nicht  auf  Summen  von 
mehr  als  Eintausend  Thaler  oder  deren  Werth   lauten. 
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auch  den  dort  mit  dem  Verkauf  des  Stcrapelpapiers  be- 
auftragten Steuerhcamlcn  vorgelegt  werden,  welche  den 
Stcmpelsatz  davon  zu  erheben  und  dafs  dies  gesche- 
hen, mit  Beifügung  des  Betrages  des  Erhobenen,  des  Da- 
tums, ihrer  Firma  und  Unterschrift,  auf  dem  Documenta 
selbst  statt  der  Stempelung  zu  vermerken  haben, 
a.  a.  O.  §.  20. 

Zu  gezogenen  "Wechseln  und  kaufmännischen  Assig- 
nationen  können  Kaufleute  sich  auch  ihrer  eigenen  For- 
mulare bedienen,  und  diese  gestempelt  erhalten,  sobald 
nur  die  Summen,  für  welche  sie  gebraucht  werden  sol- 
len, bereits  mit  Buchstaben  und  Ziffern  darin  ausgefüllt 
sind. 

a.  a.  O.  §.  20. 

§.    328. 

In  mehreren  Ländern  sind  Verhandlungen,  welche, 
der  Vorschrift  zuwider,  nicht  auf  Stempelpapier  geschrie- 
ben worden,  ungültig;  nach  den  Preufsischen  Gesetzen 
ist  dies  indessen  nicht  der  Fall.  Dieselben  verordnen: 
dafs,  wenn  das  tarifmäfsige  Stempelpapier  nach  den  Vor- 
schriften des  erwähnten  Gesetzes  nicht  gebraucht  oder 
beigebracht  worden,  dasselbe  sofort  nachzubringen  ist, 
und  aufserdem  die  ordenthche  Stempelstrafe  eintritt, 
welche  in  Entrichtung  des  vierfachen  Betrages  des 
nachzubringenden  Stempels  besteht. 

VV^o  zwar  ein  Stempel,  aber  nur  ein  geringerer  als 
der  tarifmäfsige  gebraucht  oder  beigebracht  worden,  da 
ist  der  fehlende  Stempclbetrag  zu  ergänzen,  und  auch 
nur  von  diesem  die  Strafe  des  vierfachen  zu  entrichten. 

Beträgt  das  Vierfache  des  nachzubringenden  Stempels 
weniger  als  1  Thlr.,    so   wird  die  ordenthche  Stempel- 
Strafe  dennoch  zu  einem  Thaler  festgesetzt, 
a.  a.  O.  §.  21. 
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Die  Naclibringuiig  dos  Stempels  und  die  Enfrichdmp; 
der  ordcullichcii  Stcnipelstrafe  kann  gegen  jeden  Inha- 
ber oder  Vorzeiger  einer  Verhandlung  oder  Urkunde 
verfolgt  werden,  welche  mit  dem  gesetzlich  dazu  erfor- 
derüchen  Stempel  nicht  versehen  ist.  Es  behält  derselbe 
jedoch  seinen  Regrefs  an  den  eigenlhchen  Contravenien- 
ten,  d.  i.  bei  einseitigen  Verträgen,  Verpflichtungen  und 
Erklärungen  der  Aussteller.  Bei  mehrseitigen  Verträgen 
sind  es  alle  Theilnehmer,  und  jeder  derselben  besonders 
ist  in  die  ganze  Stempclstrafe  verfallen. 

Kann  aber  der  Inhaber  oder  Vorzeiger  nachweisen, 
dafs  er  in  den  Besitz  der  Verhandlung  oder  Urkunde 
erst  nach  dem  Tode  des  eigentlichen  Contravenienten 
gekommen,  so  kann  die  Stempelstrafe  nicht  von  ihm  ein- 
gezogen werden, 
a.  a.  O.  §.  22. 

Die  Unterlassung  des  Gebrauchs  des  tarifmäfsigen 
Stemp||ls  bei  gezogenen  VS^echseln  und  kaufmänni- 
schen Assignationen  wird  jedoch  mit  dem  fünf  und 
zwanzigfachen  Betrage  desjenigen  bestraft,  was  da- 
durch den  Staatseinkünften  entzogen  ist.  Diese  Strafe 
ist  besonders  und  ganz  zu  entrichten  von  einem  jeden 
Inländer,  der  als  Aussteller,  Präsentant,  Acceptanf,  Indos- 
sant oder  Girant  an  dem  Umlaufe  des  gedachten  Papiers 
Antheil  genommen  hat,  wie  auch  von  inländischen  Mäk- 
lern, welche  solche  Papiere  erweislich  verhandelt  haben. 
Aufserdem  ist  der  Betrag  des  Stempels  selbst  zunächst 
von  dem  Inhaber,  mit  Vorbehalt  des  Regresses  an  seine 
Vormänner,  einzuziehen, 
a.  a.  O.  §.  26. 

Ungestempelte  Calender  werden  confiscirt,  und 
der  vierfache  Betrag  des  tarifmäfsigen  Stempels  überdies 
als  Strafe  von  dem  Inhaber  erhoben.      Jedoch  soll  die 
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Confiscation  und  Slcmpelstrafc  nur  auf  Calcndcr  ange- 
wendet werden,  welelic  für  das  laufende  oder  ein  noch 
nicht  angetretenes  Jahr  bestimmt  sind, 
a.  a.  O.  §.  28. 

Ungestempelte  Spielkarten  werden  confiscirt. 
Wer  sie  einbringt,  vertheilt,  in  Gewahrsam  hat,  oder  da- 
mit spielt,  verfällt  für  jedes  Spiel  in  eine  Strafe  von  zehn 
Thalern. 

a.  a.  O.  §.  27. 

§.    329. 

Die  Verwaltung  des  Ste mpelwesens  wird  un- 
ter der  Leitung  des  Finanzministers  von  den  Regierun- 
gen durch  die  Zoll-  und  Steuer-  oder  auch  besonders 
dazu  bestimmten  Aemter  geführt.  Aufserdem  haben  alle 
diejenigen  Staats-  oder  Kommunalbehörden  und  Beam- 
ten, welchen  eine  richterliche  oder  Pohzeygewalt  anver- 
traut ist,  die  besondere  Verpflichtung,  auf  Befolgung  der 
Stempelgesetze  zu  halten,  und  alle  bei  ihrer  ^mtsver- 
waltung  zu  ihrer  Kenntnifs  kommenden  Stempelcontra- 
ventionen  von  Amts  wegen  zu  rügen.  ^ 

Zur  nähern  Aufsicht  über  die  gehörige  Beobachtung 
des  Stempelgesetzes  sind  Stempelfiscäle  ernannt.  Alle 
Behörden  und  Beamten  sind  verbunden,  ihnen  die  Ein- 
sicht ihrer  sfempelpflichtigen  Verhandlungen  bei  den  vor- 
zunehmenden Stempelvisilationen  zu  gestatten.  Auch  Pri- 
vatpersonen können  von  den  Stempelfiscälen  aufgefordert 
werden,  sich  über  die  gehörige  Beobachtung  der  Stem- 
pelgeselze  auszuweisen,  wenn  erhebliche  Gründe  vorhan- 
den sind,  diese  Beobachtung  zu  bezweifeln, 
a.  a.  O.  §.  30.  34. 

Der  niedrigste  Stempelbogen  kostet  5  sgr.  Der  Be- 
trag der  höhern  Sleiiipclbogeu  steigt  von  5  zu  5  sgr.  bis 
zum    ganzen    Thal  er,    dann    Thalerweise    in    einzelnen 

Tha- 
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Thalcrn  bis  zu  dem  Betrage  von  zehn  Thalern,  und  so- 
dann von  zehn  zu  zehn  Thalern  bis  zu  dem  Betrage  von 
einhundert  Thalcrn. 

Der  Verkauf  des  Stcmpclpapiers  und  der  gestem- 
pehen  YoHmachten,  PaCsformuIarc,  Spielkarten  u.  s.  w. 
geschieht  ausschhefsUch  durch  die  Zoll-  und  Steuerämter 
und  die  damit  ausschücfslich  beauftragten  Stempelver- 
th  eiler. 

Slcmpclbogen,  deren  Betrag  100  Thir.  übersteigt, 
vrerden  blofs  von  den  Regierungen  oder  dem  Haupt- 
Stempelmagazin  zu  Berlin  ausgegeben.  Der  Betrag  der- 
selben ist  unter  der  Unterschrift  der  Regierung  oder  des 
des  Haupt -Stempelmagazins  oben  auf  dem  Bogen  anzu- 
geben. 

Der  unbefugte  Handel  mit  Stempelpapier  u.  s.  w. 
wird  an  sich  schon  mit  Confiscation  der  Vorräthe  und 
einer  Geldstrafe  von  50  Thirn.  geahndet.  Ueberdies  aber 
bleibt  die  Untersuchung  und  Ahndung  damit  verbünde* 
ner  Verkürzungen  des  Staatseinkommens  und  Unter- 
schleife, den  Umständen  nach,  besonders  vorbehalten. 

Stcmpelmateriahen,  vrelche  vor  dem  Verbrauche  durch 
Zufall  oder  Versehen  verdorben  vrorden  sind,  können 
bei  der  Regierung  des  Bezirks  zum  Ersätze  liquidirt 
werden.  Oeffentlichen  Behörden  steht  dies  für  jeden 
Betrag  zu;  einzelnen  Beamten  und  Privatpersonen  aber 
nur,  in  so  fern  der  klar  erwiesene  Schaden  einen  Thaler 
oder  mehr  beträgt.  Bereits  geleistete  Zahlung  für  ver- 
brauchtes Stempelpapier  kann  nur  zurückerstattet  wer- 
den in  Fällen,  wo  die  Zahlung  entweder  ohne  alle  Ver- 
pflichtung, blofs  aus  einem  unvermeidlichen  Versehen  ge- 
schehen ist,  oder  wo  dieselbe  wegen  Armuth  der  Zah- 
lungspflichtigen erlassen  werden  mufs. 
a.  a.  O.  §.  35  —  40. 

23 
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8)  Rheinschifffahrts- Ordnung,  Elbscliiff  fahrls- 
imd  Wcserschifffalirts- Akte  ö). 

a)    R Ii  e i n s c Ii i f f f a h r  t s - O r  tl  n  u  n  ir. 

§.    330. 

Hinsichtlich  des  Handels  und  der  Schifffahrt  auf 
dem  Rheine  ist  durch  die  Rheinschifffahrts- Ordnung 
vom  31.  März  1831.  im  Wesentlichen  Folgendes  fest- 
gesetzt: 

Die  Schifffahrt  auf  dem  Rheinstrohme  in  seinem  gan- 
zen Laufe  soll  von  da  an,  wo  dieser  Fluis  schiffbar 
wird,  bis  in  die  See,  sowohl  aufwärts  als  abwärts,  völlig 
frei  seyn,  und  in  Rezug  auf  den  Handel  Nieman- 
dem untersagt  werden  können,  wobei  man  sich  jedoch 
nach  den  Pohzeyvorschriften,  welche  die  Aufrechthaltung 
der  allgemeinen  Sicherheit  erfordert,  und  nach  den  durch 
die  erwähnte  Ordnung  festgesetzten  Restimmungen  zu 
achten  hat. 

Rheinschifffahrtsordnung  v.  31.  März  1831.  Art.  1. 

a)  Es  ist  hier  und  nicht  in  dem  Abschnitte:  von  der 
Rhederei,  dieser  Urkunden  erwähnt  worden,  weil  sie  hier  der 
durch  sie  festgesetzten  Zölle  wegen  von  besonderer  Wichtig- 
keit sind. 

§.    331. 

Der  König  der  Niederlande  hat  sich  damit  einver- 
standen erklärt,  dafs,  als  Fortsetzung  des  Rheins  inner- 
halb des  Königreichs  der  l^iederlande,  der  Leck  und  der 
mit  dem  Namen  „Waal"  bezeichnete  Strohmann  be- 
trachtet werden  soll.  Auf  diese  beiden  als  Verlängerung 
des  Rheins  zu  betrachtenden  Flüsse  fuiden  demnach 
die  Reslimmungeu  der  Rheinschifffahrts -Ordnung  An- 
wendung. 

a.  a.  O.  Art.  2. 
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Schiffe,  die  Eigcnlhum  der  Untcrlhanen  der  Uferstaa- 
ten uud  zur  Rbeiuschifffabrt  {gehörig  sind,  dürfen,  wenn 
sie  durch  das  Königreich  der  Niederlande  aus  den  Rhein- 
gewässern in  die  offene  See  und  umgekehrt  fahren, 
zu  keiner  Umladung  oder  Löschung  angchallea 
werden. 

Waaren,  die  aus  der  offenen  See  eingehen, 
um  durch  die  Gewässer  der  Waal  oder  des  Lecks  über 
Lobith  nach  Deutschland,  Frankreich,  der  Schweiz  oder 
weiter  geführt  zu  werden,  oder  von  dort  durch  die  frag- 
lichen Gewässer  in  die  offene  See  ausgeführt  werden  sol- 
len, unterliegen  zwar,  wenn  sie  ohne  Ausladung  direkt 
transitiren,  den  weiter  unten  angegebenen  FormaHtäten, 
sind  jedoch  bei  ihrem  Durchgange  durch  das  Niederlän- 
dische Gebiet  von  allen  Transito-Abgaben,  Zöllen  oder 
anderen  dergleichen  Gebühren  frei.  —  An  die  Stelle  der 
letzteren  tritt: 

eine  festbestimmte  Abgabe  {droit  fixe)  von  drei* 
zehn  und  einem  Viertheil  Centen  Niederländischen  Gel- 
des für  den  Centner  bei  der  Bergfahrt,  und  von  neun 
Centen  bei  der  Thalfahrt,  mit  Ausnahme  einiger  Artikel, 
welche  in  einem  besonderen  Verzeichnisse  einzeln  namhaft 
gemacht  sind,  und  für  welche,  nach  den  darin  enthalte- 
nen Ansätzen,  eine  höhere  oder  geringere  Abgabe  zu 
zahlen  ist. 

a.  a.  O.  Art.  4. 

Eben  so  ist  für  alle  Rheinabwärts  über  See  auszu- 
führende oder  von  der  See  her  auf  dem  Rheine  nach 
Deutschland,  Frankreich,  der  Schweiz  oder  einer  weite- 
ren Bestimmung  einzuführende  Waaren,  wenn  sie  für  die 
Häfen  von  Rotterdam,  Dortrecht  oder  Amsterdam  be- 
stimmt sind,    um  in  den  in  besagten  Häfen    errichteten 

23* 
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Zoll-Niec! erlagen  auf  längere  oder  kürzere  Zeit  gelagert 
zu  werden,  Befreiung  von  den  gewöhnlichen  Transiloge- 
bühren zugestanden.  Es  tritt  in  diesem  Fall  die  durch  den 
Art.  4.  und  den  ihm  beigefügten  Tarif  bestimmte  Abgabe 
an  die  Stelle  der  Transitogebühren;  jedoch  mit  Vorbehalt 
der  durch  die  allgemeine  Niederländische  Gesetzgebung  als 
Schutzwehr  gegen  Unterschleife  vorgeschriebenen  Zoll- 
Formalitäten,  tler  Lokalverordnungen  über  Hafenpolizejr 
und  der  Zahlung  der  gewöhnlichen  Wasser -Wege -Gel- 
der, Schleusen-  und  Brückengelder  auf  Flüssen,  Gewäs- 
sern und  Kanälen,  die  nicht  zu  den  (im  Art.  3.)  beson- 
ders bezeichneten  direkten  RhÄnstrafsen  gehören. 

Um  indessen  bei  den  Niederländischen  Niederlagen 
die  Vortheile  der  Befreiung  von  den  gewöhnlichen  Tran- 
sitogebühren zu  geniefsen,  müssen  die  aus  Deutschland, 
Frankreich,  der  Schweiz  oder  weiterher  kommenden 
Waaren  auf  Schiffen,  die  der  Pvheinschifffahrt  angehören, 
hingebracht  worden  seyn,  in  welchem  Falle  sie,  ohne 
Unterschied  der  Flagge,  unter  welcher  sie  weiter  verla- 
den werden,  anstott  jeder  andern  Zollgebühr,  die  oben 
bestimmte  Abgabe  erst  in  dem  Augenblicke  zu.  entrich- 
ten haben,  wenn  sie  zur  Ausfuhr  über  See  declarirt  wor- 
den sind.  —  Waaren  hingegen,  die  von  der  offenen  See 
kommen  * —  gleichviel,  welcher  Nation  das  Fahrzeug, 
worauf  sie  gebracht  werden,  angehören  mag,  sollen  nach 
ihrer  Ausladung  in  Niederländischen  Häfen  die  bestinniitc 
Abgabe,  anstatt  der  Eingangs-,  Ausgangs-  oder  Durch- 
gangsabgaben, wozu  eine  andere  Bestimmung  derselben 
eine  Veranlassung  geben  könnte,  erst  dann  zu  entrichten 
haben,  wenn  sie  zur  Ausfidir  auf  dem  Bhein  nach 
Deutschland,  Frankreich,  der  Schweiz  oder  einer  weitern 
Bestimmung  declarirt,  und  zu  diesem  Ende  an  Bord  ei- 
nes zur  Bheinschifffahrt  gehörigen  und   einem  Unterthan 
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der  Ufcrstaafcn  zuslclienclcu  Fahrzeuges  verladen  ■wordcD 
sind. 

In  einem  wie  in  dem  andern  Falle  sind  die  fragli- 
chen Waaren  nur  bis  zu  dem  Orte,  wo  sie  den  Rhein 
verlassen,  oder  auch  von  der  dem  Orte,  wo  sie  in  die- 
sen Strohm  einlaufen,  am  nächsten  belegenen  Zollstellc 
an,  der  Zahlung  der  gewöhnlichen  Rheiuschifffahrtsgebühr 
(s.  unten)  unterworfen. 

a.  a.  O.  Art.  6.  7. 
Den  See -Tonnen -Geldern,  so  wie  den  Leuchtthurms- 
Geldern,  Lootsen- Geldern  und  andern  dergleichen  Ab- 
gaben, die  jedes  Seeschiff  beim  Eingange  und  Ausgange 
über  See  in  den  Niederlanden  zu  entrichten  hat,  und  de- 
ren Erhebung  sich  nach  der  dortigen  gewöhnlichen  Lan- 
desgcsetzgebung  richtet,  geschieht  durch  die  obigen  Be- 
stimmungen in  keiner  Art  Eintrag.  Es  ist  in  dieser  Hin- 
sicht den  zum  Rheinhandel  gehörigen  Schiffen  der  Rhein- 
uferstaaten, wenn  dieselben  zugleich  für  die  Seefahrt  be- 
stimmt sind,  Gleichstellung  ihrer  Flagge  mit  der  Nieder- 
ländischen Flagge  zugestanden. 

a.  a.  O.  Art.  8.  12. 

§.    332. 

"Wer  auf  dem  Rheine  von  da,  wo  derselbe  schiffbar 
wird,  bis  nach  Krimpen  oder  Gorcum,  mit  Inbegriff  des 
Lecks  und  der  Waal,  und  umgekehrt,  Schifffahrt  treibt, 
hat  unter  dem  Titel  von  Schifffahrtsabgaben: 

a)  eine  Schiffsgebühr  für  jedes  Schiff,  dessen  La- 
dungsfähigkeit auf  50  Centner  und  höher  steigt, 

ß)  einen  Zoll  von  der  Ladung  nach  ihrem  Centner- 
gewicht zu  zahlen. 

Zur  Erhebung  der  Schiffsgebühr  und  des  Zolles  von 
der  Ladung  sind  folgende  Zollstellen  bestimmt: 
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et)  für  Aic  Fahrt  abwärts:  Breisach,  bei  Strafsburg  an 
der  grofsen  RheiDbrückc,  ISeuburg,  Mannheim,  Mainz, 
Caiib,  Coblenz,  Andernach,  Linz,  Köln,  Düsseldorf,  Ruhr- 
ort, Wesel,  Lobilh,  Vrenswrck  und  Tiel; 

ß)  für  die  Fahrt  aufwärts:  Gorcum,  Tiel,  Krimpen, 
Vreuswyck,  Emmerich,  Wesel,  Ruhrort,  Düsseldorf,  Köln, 
Linz,  Andernach,  Coblenz,  Caub,  Mainz,  Mannheim,  Neu- 
burg, bei  Strafsburg  an  der  grofsen  Rheinbrücke  und 
Breisach. 

Die   Schiffsgebühr    wird    auf    den    Grund    eines  Ai- 
chungs- Manifestes    erhoben,     welches    der    Schiffspatron 
oder  Führer  bei  sich  Laben  mufs. 
a.  a.  O.  Art.  14.  15.  17. 

Unter  dem  Centner  wird  das  Gewicht  von  50  Kilo- 
grammen Französischen  Gewichts  oder  50  Pfund  Nieder- 
ländischen Gewichts  verstanden.  Die  Erhebung  der 
Rheinschifffahrtsabgaben  soll  nach  diesem  Gewichte  und 
seinen  Unterabtheilungen  geschehen, 
a.  a.  O.  6.  21. 

Wer  seine  Ladungen   an   einem  Orte  empfängt,    wo 
keine  ZollstcUe  ist,  hat  bis  zur  nächsten  Zollstellc  weder 
Schifffahrtsgebühr    noch    Ivheinzoll  zu  zahlen.      Einzelne 
Ausnahmen  enthält  der  Tarif, 
a.  a.  O.  §.  24. 

Ein  Schiffspatron  oder  Führer  soll  nicht  eher  eine 
^yaare  einladen,  oder  wenigstens  nicht  eher  von  dem 
Ladungsplatze  abfahren,  als  bis  er  darüber  einen  Fracht- 
brief oder  ein  Connaissement  erhalten  hat,  woraus 
die  Gattung,  die  Menge  und  der  Empfänger  der  Waaren 
crsichdich  ist. 

Die  Ladung  ist  er  jedem  Zoliamte,  welches  er  be- 
rührt, durch  Vorlegung  der  Frachtbriefe  und  des  Mani- 
festes ihichzuweiscu  vcrpllichtct. 
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Das  Manifest  wird  durch  den  Schiffspafron  öder  Füb- 
rer  selbst,  oder  für  denselben  von  einem  x\ndern,  der  je- 
doch kein  Pdieinschifffahrts-  oder  Hafenbeamter  seyn  darf, 
angefertigt,  und  von  dem  Schiffspatron  oder  Führer  ge- 
zeichnet. Für  den  Inhalt  desselben  bleibt  der  Schiffspa- 
tron oder  Führer  verantwortlich,  möge  er  es  selbst  abge- 
fafst,  oder  sich  dabei  fremder  Hülfe  bedient  haben. 

Wenn  ein  Theil  der  Ladung  erst  unterweges  zu  der- 
selben hinzu  kommt,  oder  durch  Ausladung  davon  ab- 
geiit,  ^o  mufs  auch  dieses  auf  dem  Manifeste  vermerkt, 
und  nöthigeufalis  wie  das  Haupt- Manifest  bescheinigt 
werden. 

Ein  Schiffspatron  oder  Führer,  welcher  sein  Manifest 
und  die  erforderlichen  dazu  gehörigen  Belege  auf  Ver- 
langen nicht  in  vorgeschriebener  Form  vorzeigt,  hat  kei- 
nen Antheil  an  den  ihm  sonst  durch  die  Rheiiischifffahrts- 
orduuug  zugesicherten  Begünstigungen, 
a.  a.  O.  §.  27. 

An  dem  Orte  der  Einladung  können  die  Beamten, 
welche  dazu  vom  Staate  bestellt  seyn  möchten,  sich  bei 
der  Einladung  selbst,  oder  nachdem  solche  geschehen  ist, 
durch  eine  Untersuchung  überzeugen,  dafs  die  "Waaren 
nach  Gattung  und  Menge  mit  dem  Manifeste  überein- 
stimmen. So  weit  ihrerseits  eine  Untersuchung  Statt  ge- 
funden hat,  attestiren  sie  das  Manifest. 

Wird  einem  Schiffspatron  oder  Führer  an  einem  Orte 
Ladung  einzunehmen  verstattet,  an  welchem  die  zu  vor- 
bemerktcr  Prüfung  erforderlichen  Anstalten  nicht  vorhan- 
den sind,  so  kann  er  an  der  nächsten  Rheinzollstelle  an- 
gehalten werden,  die  Ladung  einer  Untersuchung  zu  un- 
terwerfen. 

Die  lUiciuzoUbeamten  anderer  Zollstcllen  haben  über- 
dies die  Befuguifs,  bei  obwaltendem  Verdachte,  dafs  die 
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Ladung  nicht  so  beschaffen  sey,  -wie  das  Manifest  es 
enthält,  sich,  so  weit  es  nülhig  ist,  durcli  die  Besichti- 
gung von  der  Ladung  Kenntnifs  zu  verschaffen. 

Auf  gleiche  Weise  können  Rheinzollbeamte,  die  sich 
am  Bord  eines  Bootes  oder  Nachens  mit  der  Flagge  der 
Rheinzollverwaltung  befinden,  von  jedem  Schiffspatron 
oder  Führer  —  so  wie  sie  ihm  auf  dem  Strohme  begeg- 
nen mögen  —  die  Vorzeigung  seines  Manifestes  verlan- 
gen. Der  oberste  Rheinzollbeamte  am  Bord  eines  sol- 
chen Fahrzeuges  atteslirt  alsdann  das  fragliche  Manifest, 
so  wie  die  etwa  darin  befindhchen  nachträglichen  Decla- 
rationen,  und  hält  darauf,  dafs  nichts  darin  in  hlanco, 
auch  dafs  kein  Zwischenraum,  noch  irgend  eine  Lücke 
darin  gelassen  bleibe;  in  dem  Atteste  bemerkt  er  die  Ört- 
liche Stelle  des  Strohmes,  den  Tag  und  die  Stunde,  wo 
dasselbe  von  ihm  ausgestellt  wird. 

Die   hier    erwähnten  Atteste    werden   ganz  kosten- 
frei ausgestellt, 
a.  a.  O.  §.  28. 

Der  Führer  eines  Flofses  ist  verbunden,  ein  Mani- 
fest vorzulegen,  worin  die  Summe  der  Stämme  und  ihr 
cubischer  Inhalt  nach  Cubikmetern  angezeigt  wird.  Die 
Rheinzollbeamten  controlliren  diese  Angaben  in  Gemäfs- 
heit  ihrer  Instructionen  und  nach  der  zu  diesem  Bchufe 
am  Rhein  zwischen  Slrafsburg  und  der  Niederländischen 
Gränze  üblichen  Reductionstabelle. 
a.  a.  O.  §.  29. 

Rheinschifffahrts- Abgaben,  die  auf  den  Grund 
des  bei  der  betreffenden  Erhebungsstclle  zu  diesem  Ende 
vorgezeigten  Manifestes  gesetzlich  erhoben  worden  sind, 
werden  in  keinem  Falle  zurückgegeben,  wenn 
auch   der  Schiffspatron   oder  Führer  bei  Fortsetzung  sei- 
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ncr  Pvcise  einen  aufscrordcnllichen  Verlust  crliücn  haben 
sollte. 

a.  a.  O.  §.  30. 
Es  können  aber  Schiffe,  welche  bei  einer  Rheinzoll- 
ßtelle  die  Abgaben  entrichtet^  und  von  dort  aus  ihre 
Reise  fortgesetzt  haben,  nachher  aber  durch  Sturm,  Eis, 
oder  andere  Zufälle  genöthi^t  ^vorden  sind,  mit  dersel- 
ben Ladung  an  eben  diese  Zollstelle  oder  derselben  vor- 
bei noch  weiter  zurückzukehren,  nicht  angehalten  wer- 
den, auf  derselben  Stelle  nochmals  die  besagten  Abgaben 
zu  bezahlen. 

a.  a.  O,  §.  31. 

§.    333. 

Von  der  Zahlung  der  auf  die  Rheinschifffahrl  geleg- 
ten Abgaben  findet  eine  Befreiung  nicht  Statt.  We- 
der die  Gegenstände  der  Ladung  und  deren  Bestim- 
mung, noch  die  Person  des  Eigenthümers  begründen  hier 
eine  Ausnahme.  Jedem  einzelnen  Uferstaate  bleibt  es 
indessen  unbenommen,  für  sich  allein,  oder  wenn  ein  be- 
nachbarter Staat  au  der  Einnahme  Theil  nimmt,  mit  des- 
sen Zustimmung,  Ermäfsigungen  der  Rheinzollabgaben, 
oder  Befreiungen  davon,  nicht  nur  für  gewisse  Gegen- 
stände ohne  Unterschied  der  Personen  durch  allgemeine 
Verordnungen,  sondern  auch  in  einzelnen  Fällen  zum 
Vorlheile  gewisser,  seinen  Unterthanen  angehöriger  Fahr- 
zeuge, oder  einer  bestimmten  Person  zu  ertheilen,  wo- 
bei es  sich  von  selbst  versteht,  dafs  dergleichen  Ermäfsi- 
gungen oder  Befreiungen  nur  für  das  ausschliefsliche  Ge- 
biet des  Staates,  welcher  sie  gewährt,  oder  des  milbethei- 
ligten  Nachbarstaates  gültig  sind,  wenn  nicht  auch  die 
andern  Uferstaaten  ihre  Zustimmung  dazu  geben. 

Von    einzelnen    Uferstaaten   kann   jedoch   der   Tarif 
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niemals,  wäre   es   auch  nur  durch  Nebenabgaben,  z.  B. 
durch  Stenipelgebühr  u.  s.  w.  erhöhet  werden, 
a.  a.  O.  §.  32.  33. 

§.    334. 

Es  steht  einem  Staate,  der  mehrere  Zollstclleu  hat, 
frei,  auf  derjenigen  Strecke,  wo  er  allein  die  Hoheit  über 
das  Strohmbette  des  Rheins  ausübt,  die  bisherigen  Rhein- 
zollstellen im  Innern  aufzuheben  und  die  gesammten 
Rheinschifffahrts- Abgaben,  welche  früher  an  den  aufge- 
hobenen Stellen  erhoben  worden,  an  seiner  ersten  Zoll- 
stelle zunächst  der  Gränze  zu  erheben.  Die  Schiffspa- 
trone oder  Führer,  die  nicht  blos  durchfahren,  sondern 
ihre  Ladung  ganz  oder  theilweise  innerhalb  der  bleiben- 
den Zollstellen  absetzen,  sollen  aber  an  solchen  Abga- 
ben an  der  ersten  Rheinzollstelle  des  Staats  nicht  mehr 
von  den  Gütern,  welche  sie  auszuladen  haben,  entrich- 
ten, als  sie  bei  dem  Fortbestehen  der  aufgehobenen 
Zollstellen  davon  bezahlt  haben  würden.  Dergleichen 
Aufhebungen  einzelner  Zollstellen  werden  der  Central- 
Commission  oder,  in  Abwesenheit  derselben,  dem  Ober- 
Aufseher  der  Rheiuschifffahrt  angezeigt. 

Aufscrdem   ist  es    nicht  gestattet,    ohne  Zustimmung 
aller  Rheinstaateu,    die  Zahl  der  Zollstellen   zu  vermeh- 
ren oder  zu  verlegen, 
a.  a.  O.  §.  26.  33. 

§.   335. 

An  Orten,  wo  eine  Zollstelle  ist,  dürfen  Schiffspa- 
trone oder  Führer  nicht  ein-  oder  ausladen,  bis  sie 
hierzu  von  dem  Rhein -Zollbeamten  die  Erlaubnifs 
crhaltc^n  haben;  den  Rhein -Zollbeamten  aber  ist  es  zur 
ausdrücklichen  PIlicht  gemacht,  dafs  sie  den  Schiffspa- 
tronen oder  Führern  keinen  Aufenthalt  verursachen. 

Im  ücbertrctungsfalle  wird  der  doppelte  Retrag 
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des  RheinzoIIcs  von  den  friilier  ein-  oder  ausgeladenen 
und  ans  Ufer  gelegten  oder  an  Bord  eines  andern  Schif- 
fes gebrachten  Gütern  gezahlt,  wobei  die  übrigen  Stra- 
fen vorbehalten  bleiben,  welche  die  Abgabengesetze  des 
Landes,  wo  dieser  Vorschrift  zuwider  gehandelt  ist,  ge- 
gen voreilige  oder  heimliche  AusladuJ%en  verhängt  haben, 
a.  a,  O.  §.  35. 

§.   336. 

Ein  Schiff,  das  auf  die  vorgeschriebene  Weise  mit 
einem,  in  gehöriger  und  vorschriftsmäfsiger  Form  aus- 
gestellten Manifeste  versehen  ist,  soll  unter  dem  Vor- 
wande,  dafs  es  nöthig  ist,  dessen  Ladung  zu  untersuchen, 
wegen  eines  öffentlichen  Steuer- Interesse's,  auf  seiner 
Fahrt  anderswo,  als  an  der  Rheinzollstelle,  oder  in  den 
unter  Art.  41.  (s.  unten)  gedachten  Fällen  nicht  auf- 
gehalten werden, 
a.  a.  O.  §.  36. 

Auf  dem  Rheinstrohme  ist,  ohne  Rücksicht  auf  das, 
was  in  einzelnen  Staaten  bei  der  Ein-  und  Ausfuhr  vor- 
geschrieben seyn  mag,  die  Durchfuhr  aller  Waaren 
ohne  Ausnahme  erlaubt  und  bei  ihrem  Transporte  nur 
den  in  der  gegenwärtigen  Ordnung  festgestellten  Abga- 
ben unterworfen. 

Es  treten  daher  die  Steuergesetze  des  Landes 
nur  dann  ein,  wenn  Waaren  mit  der  Bestimmung  an- 
kommen, im  Lande  ausgeladen  zu  werden;  wenn  Waa- 
ren von  dem  Lande  zur  Ausfuhr  an  Bord  gebracht,  aus 
dem  Schiffe  an's  Ufer  gelegt  oder  aus  einem  Schiffe  in 
ein  andere^  geladen  werden;  jedoch  bleibt  es,  in  Bezie- 
hung hierauf,  bei  den,  hinsichtlich  der  Freihäfen,  in 
der  gegenwärtigen  Ordnung  festgestellten  Bestimmungen, 
auch  dürfen  bei  eintretenden  aufserordentlichen  Beschä- 
digungen des  Schiffes,  oder  bei  stürmischer  Witterung 
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«.s.w.  die  gewöhnlichen  Ausladungen  zur  Erleichterung 
des  Schiffes,  aber  auf  offenem  Strohnie,  unter  der  Auf- 
sicht von  Steuerbeamten,  oder  wo  dieselben  abwesend 
sind  oder  fehlen,  unter  Aufsicht  der  nächsten  Ortsbe- 
hörde,  Statt  finden. 

In  keinen»  FalÄ  aber  dürfen  die  Güter,  welche  auf 
dem  Rhein  eingeführt  oder  ausgeführt  werden,  mit  einer 
gröfsern  Ein-  oder  Ausfuhr- Abgabe  belegt  werden,  als 
Güter  derselben  Gattung,  die  man  zu  Lande  ein-  oder 
ausführt. 

a.  a.  O.  §.  37. 

Wenn  ein  Schiffspatron  oder  Führer,  ohne  ab-  und 
zuzuladen,  mit  seiner  Ladung  in  einen  Theil  des  Rheins 
eintritt,  in  welchem  die  Hoheit  über  den  Rheinstrohra 
und  beide  Ufer  ungelheilt  von  einem  Landesherrn  aus- 
geübt wird,  so  ist  er  für  die  (s.  oben)  bewilligte  Tran- 
sito- Freiheit,  in  Beziehung  auf  die  das  Steuerwesen  be- 
treffenden Formalitäten  nur  dazu  verpflichtet,  die  Luken 
oder  die  sonstigen  Waarenräume  verbleien  oder  ver- 
siegeln zu  lassen,  oder  nach  Ermessen  der  Lokalbe- 
hörde, zur  Verhinderung  des  Schleichhandels  Begleiter 
an  Bord  zu  nehmen,  oder  sich  auch  beiden  Formalitäten 
zugleich  zu  unterwerfen. 

Die  Begleiter  haben  jedoch  kein  anderes  Recht,  als 
Schiff  und  Ladung,  oder  Bleie  und  Siegel,  zu  dem  an- 
gegebenen Zwecke  zu  bewachen. 

Auch  in  denjenigen  Theilen  des  Slrohmes,  wo  die 
einander  gegenüber  liegenden  Ufer  verschiedenen  Lau- 
desherren angehören,  können  die  vorstehenden  Bestim- 
mungen glcichmäfsige  Anwendbarkeit  erhallen,  wenn  sich 
die  betreffenden  Landesherrschaflen  über  ein  gemeinscliaft- 
liches  Steuersystem  geeinigt  haben, 
a.  a.  O.  §.  39. 
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Hat  ciu  Scliiffspalroii  oder  Fülircr  Waaren  an  Bord, 
welche  in  dem  Laude,  dessen  Gräuzcu  er  auf  der  Fahrt 
berührt,  ausgeladen  werden  sollen,  so  mufs  er,  wenn 
es  die  Steuer -Einrichtung  des  Landes  mit  sich  fülirt, 
seine  Ladung  vollständig  den  an  der  ersten  Rheinzoll- 
stelle dieses  Landes  anwesenden  Steuerbeamlen  anzeigen. 
Von  diesen  kann  die  Revision  veraulafst  und  die  Lan- 
dessteuer von  den  Waaren  gefordert  werden,  welche 
ausgeladen  und  eingeführt  werden  sollen.  Dasselbe  fin- 
det in  dem  Falle  Statt,  wenn  der  Schiffspatron  oder  Füh- 
rer in  einem  Lande  Waaren  geladen  hat,  welche  aus- 
geführt werden  sollen.  Die  Anmeldung  geschieht  aber 
alsdann  an  der  letzten  Rheinzollstelle,  innerhalb  der  Lan- 
desgränze,  bei  den  anwesenden  Steuerbeamten,  oder, 
wenn  es  die  Landesgesetze  verstatten,  an  der  dem  La- 
dungsorte zunächst  belegenen  Zollstelle, 
a,  a.  O.  §.  40. 

§.   337. 

Wird  ein  Schiffspatron  oder  Führer  überwiesen,  dafs 
er  Schleichhandel  zu  treiben  versucht  habe,  so  soll 
ihn  die  Freiheit  der  Rheinschifffahrt  für  seine  Person 
und  für.  die  ^'N'aareu,  die  er  unerlaubter  Weise  ein- 
oder  ausführen  wollte,  gegen  die  Verfolgungen  der  Steuer- 
beamten nicht  schützen.  Die  aufserdem  in  dem  Schiffe 
befindlichen  Waaren  sollen  jedoch  wegen  eines  solchen 
Versuches  nicht  in  Beschlag  genommen,  auch  soll  im 
Allgemeinen  gegen  einen  solchen  Schiffspatron  oder  Füh- 
rer nicht  strenger  verfahren  werden,  als  es  die  allgemei- 
nen Gesetze  des  Staates,  wo  der  Üuterschleif  entdeckt 
worden  ist,  mit  sich  bringen. 

V\ird  bei  den  Rheinzollstellen  an  der  Gränze  eines 
Gebietes,  wo  nämlich  das  Schiff  die  Landesgränze  ein- 
oder  ausgehend  durchschneidet,    oder  auch  während  sei- 
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nes  Durchganges  durch  das  Gebiet,  befunden,  dafs  des- 
sen Ladung  von  dem  Manifeste  dergestalt  abweicht,  dafs 
eine  beabsichtigte  oder  erfolgte  Bevorlheilung  der  Lan- 
dessteuern daraus  zu  entnehmen  ist,  so  kann  der  Schiffs- 
patron oder  Führer  auch  dafür  nach  den  Bestimmungen 
des  Landes  in  Anspruch  genommen  und  mit  der  Strafe 
belegt  werden,  welche  diese  wegen  unrichtiger  Declara- 
tionen  verhängen. 
a.  a.  O.  §.  41. 

§.   338. 

Da  die  Rheinschifffahrt  viele  Erfahrung  und  Orts- 
kenntnifs  erfordert,  so  werden  zu  deren  Ausübung  nur 
erfahrene  Schiffspatrone  oder  Führer  zugelassen, 
welche  sich  über  ihre  in  diesem  Stücke  erworbenen 
Kenntnisse  vorher  ausgewiesen  haben.  Jede  Ufer -Re- 
gierung sorgt  für  die  nöthigen  Maafsregeln,  um  sich  von 
der  Fähigkeit  derjenigen  zu  versichern,  welchen  sie  die 
Rheinschifffahrt  anvertraut. 

Das  Patent,  welches  hierüber  ausgefertigt  wird,  gicbt 
das  Recht,  von  dem  Punkte  an,  wo  der  Rhein  schiffbar 
wird,  bis  ins  Meer,  und  aus  dem  Meere  bis  an  den 
gedachten  Punkt,  die  Schifffahrt  in  Gemäfsheit  der  Be- 
stimmungen der  gegenwärtigen  Ordnung  auszuüben.  Un- 
ter der  grofsen,  intermediären  und  kleinen  Schifffahrt 
gilt  deshalb  kein  rechtlicher  Unterschied.  Dergleichen 
Schifferpatente  werden  nur  anerkannten  Untertha- 
Den  der  Rheinuferstaaten  ertheilt,  und  die  betreffenden 
Schiffe  darin  genau  bezeichnet. 

Derjenige,  welchem  die  Befalirung  des  Rheins  ver- 
staltet ist,  darf  nirgends  gezwungen  werden,  wider  sei- 
nen Willen  zu  löschen,  oder  seine  Ladung  an  Bord  ei- 
nes andern  Schiffes  zu  bringen. 

Es  sind  daher  alle  Rechte,    Privilegien  und  Gebräu- 
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cbe,  die  mit  dieser  Beslimiming  dircct  oder  indirect  im 
Widerspruche  stehen,  und  in  den  Rheinhäfen,  oder  sonst 
wo  auf  dem  Rhein  bis  in's  Meer,  entweder  zum  Vor- 
theile  einer  Schiffergilde  und  um  die  unter  ihnen  herge- 
brachte Rangfahrt  zu  begünstigen,  oder  aus  einem  an- 
dern Grunde  herkömmlich  waren,  aufgehoben,  und 
dürfen,  unter  welchem  Namen  es  auch  sey,  nie  wieder 
ein£;eführt  werden. 

Dasselbe  gilt,  in  Gemäfsheit  des  Art.  110.  der  AVic- 
ner  Congrefsakte  und  der  ihr  unter  Nr.  XYI.  angehäng- 
ten Artikel  auch  von  den  mit  dem  Rheine  in  directer 
Verbindung  stehenden  Flüssen, 
a.  a.  O.  §.  42.  43. 

Alle  Schiffergilden  und  Zünfte  sind  aufgelöst, 
a.  a.  O.  §.  44. 

Der  Staat  allein,  auf  dessen  Gebiete  ein  Schiffspatrou 
oder  Führer  wohnt,  hat  das  Recht,  das  diesem  einmal 
ertheilte  Schifferpatent  aus  erheblichen  Gründen  wieder 
einzuziehen. 

a.  a.  O.  §.  47. 

Die  Frachtpreise  und  alle  übrigen  Bedingungen 
des  Transportes  beruhen  lediglich  auf  der  freiwilligen 
Uebcreiukunft  des  Schiffpatrons  oder  Führers  und  des 
Versenders  oder  dessen  Committenten;  und  wie  diese 
unter  mehreren  Schiffspatronen  oder  Führern  die  M  ahl 
haben,  so  bleibt  es  dem  Schiffspatronc  oder  Führer  frei- 
gestellt, eine  ihm  angebotene  Ladung  auszuschlagen  oder 
zu  übernehmen. 

.  Es  können  jedoch  zwei  oder  mehrere  Handelsstädte 
mit  einer  beliebigen  Anzahl  Schiffspatrone  oder  Führer 
Verträge  abschliefsen,  und  hierin  die  Frachtpreise,  die 
Zeit  der  Abfahrt  und  Ankunft  u.  s.  w.  feststellen,  und 
also   eine  Rang  fahrt   einführen,    welche  dem  Handels- 
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Stande  billige  Frachtpreise  und  dcu  Scliiffspalronen  oder 
Führern,  so  oft  sie  in  einen  Hafen  einlaufen,  eine  bal- 
dige Rückfracht  sichert. 

In  dcu  Städten,  wo  eine  dergleichen  Rangfahrt  ein- 
geführt wird,  steht  es  jedoch  jedem  einzelnen  Handels- 
nianne,  so  wie  jedem  Schiffspatrone  oder  Führer  frei, 
au  dieser  Vereinigung  Autheil  zu  nehmen  oder  seinen 
Zutritt  zu  versagen. 

So  lange  ein  Handelsmann  zu  der  Vereinigung  gehört, 
bleibt  er  verbunden,  die  Rangordnung  zu  beobachten, 
und  darf,  dem  Vertrage  zuwider,  seine  VS^aaren  weder 
unter  seinem  eigenen,  noch  unter  einem  fremden,  zu 
dem  Ende  entlehnten,  Namen  in  ein  anderes  Schiff  ver- 
laden; unbeschadet  jedoch  der  besondern  Verfügungen 
fremder  Commiltenteu,  welche  nicht  zu  der  Vereinigung 
gehören. 

a.  a.  O.  §.  48.  49.  50. 

§.  339. 

Defraudatio n c n  der  Piheinschifffahrts-Abgaben  wer- 
den mit  einer  Geldbufse  bestraft,  welche  dem  vierfa- 
chen W^erlhe  der  nicht  bezahlten  Abgaben  gleich  kommt. 
Die  Abgaben  selbst  sind  dabei  allemal  besonders  nach- 
zuzahlen.—  Bei  der  Bestimmung  der  Geldstrafen  nimmt 
man  den  ganzen  Betrag  der  Abgaben  zum  Grunde,  wel- 
che der  Schiffspatron  oder  Führer  an  der  Zollstelle,  wo 
der  Betrug  entdeckt  wird,  zu  unterschlagen  versucht  hat, 
und  die  an  allen  übrigcu  auf  demselben  Gebiete  gelege- 
nen Zollstcllen  wirklich  unterschlaj^en  worden  sind. 

Wer  bei  einem  ZoUamtc  vorüber  fährt,  ohne  zur 
Entrichtung  der  Abgaben  sich  angemeldet  oder  sein 
Manifest  vorgezeigt  zu  haben,  oder  wer  vor  geschehener 
Entrichtung    der   Abgaben    von    einem   Zollamtc    wieder 

abfährt 
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abfährt,  verfällt  in  dieselbe  Strafe;  es  sey  denn,  dafs  er, 
um  das  Schiff,  die  Ladung  oder  die  Schiffsmannschaft 
zu  retten,  durch  einen  unausweichlichen  und  klar  zu 
erkennenden  Nothfall  dazu  gezwungen  gewesen.  Unter 
solchen  Umständen  ist  es  genug,  wenn  er  bei  dem  Rhein- 
zollamtc  sich  anmeldet,  sobald  das  Schiff,  die  Güter  und 
die  Mannschaft  in  Sicherheit  gebracht  sind, 
a.  a.  O.  §.  71.  74. 

Ergiebt  es  sich  bei  dem  Ausladen  des  Schiffes  oder 
beim  Abwiegen  der  ausgeladenen  Güter,  dafs  die  Anzahl 
der  auf  dem  Schiffe  befindlichen  Kollis,  deren  Bezeich- 
nung, oder  die  Galtung  derWaaren,  von  der  im  Mani- 
feste angegebenen  verschieden  ist,  so  wird  vor  Allem 
untersucht,  wovon  der  Unterschied  herrühre. 

Sind  im  Manifeste  ganze  Ladungs-Artikel  oder  Kol- 
lis ausgelassen,  so  hat  der  Schiffspatron  oder  Führer  die 
erwähnte  Strafe  nach  Verhällnifs  der  Abgaben  verwirkt, 
welche  von  den  im  Manifeste  verschwiegenen  Ladungs- 
artikeln hätte  gezahlt  werden  sollen, 
a.  a.  O.  §.  75.  76. 

Ist  das  Gewicht  im  Manifeste  unrichtig  ausge- 
drückt und  die  Verschiedenheit  von  der  Art,  dafs  man 
sie  nicht  als  die  Folge  eines  blofsen  Zufalls  ansehen 
kann,  so  zahlt  der  Schiffspatron  oder  Führer  die  Strafe 
nach  Verhällnifs  des  Mehrgewichts.  —  Ist  dagegen  die 
Verschiedenheit  so  unerheblich,  dafs  eine  ihr  zum  Grunde 
liegende  Absicht  zu  defraudiren  nicht  angenommen  wer- 
den kann,  so  findet  nur  eine  Nachzahlung  des  einfachen 
Zollbetrages  für  das  Mehrgewicht  bei  den  einer  und  der- 
selben Landesherrschaft  angehörigen  Zollstellen  Statt, 
a.  a.  O.  §.  77. 

Wenn  statt  einer  einem  höhern  Zoll  unterworfenen 
Waare,    das  Manifest  eine  niedriger  besteuerte  angiebf, 

24 
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öO    wird   die   Geldstrafe   nach    dem    wahren   Retrage   der 
uurichtii;  angegebenen  Artikel  berechnet, 
a.  a.  O.  §.  78. 

Der  Schiffspatron  oder  Führer  haftet   in  jedem  Falle 
für   die   Strafe,    ihm   bleibt   indessen   der   Regrefs   wider 
diejenigen  vorbehalten,  welche  durch  unrichtige  Angaben 
ihn  in  Irrthum  geführt  und  zu  Schaden  gebraclit  haben, 
a.  a.  O.  §.  79. 

§.   340. 

Zur  Vollziehung  der  Rh einschi fffahrts  -  Ordnung 
roncurriren : 

«)  die  Central- Commission; 

ß)  der  Ob  er -Aufseher  der  Rheinschifffahrt; 

y)  vier  Aufseher  und 

d^  die  auf  den  einzelnen  Zollstellen  oder  sonst  an- 
gestellten ZoUeinnehnier  und  andern  Beamten. 

Die  Central- Commission  bildet  sich  aus  den  Ab- 
geordneten der  Rheinstaaten,  von  deren  jedem  jahrlich 
ein  Bevollmächtigter  ernannt  wird. 

Sie  vereinigt  sich  regelmäfsig  jedes  Jahr  am  1.  Juli 
in  Mainz  und  mufs  ihre  Geschäfte  innerhalb  eines  Mo- 
nats beendigen.  Sind  dieser  Geschäfte  zu  viel,  als  dafs 
sie  in  einem  Monate  beendigt  werden  können,  so  ver- 
sammeln sie  sich  nochmals  im  nächsten  Herbste  auf  ei- 
nen Monat. 

Das  Loos  bestimmt  für  die  Dauer  jeder  Sitzung,  wer 
bei  derselben  das  Präsidium  führen,  die  vorliegenden 
Gegenstände  zum  Vortrag  bringen,  die  dazu  erforderli- 
chen Vorarbeiten  unter  die  Mitglieder  verlhcilen  und 
den  Geschäftsgang  leiten  soll.  Ein  anderes  Mitglied 
übernimmt  die  Geschäfte  des  Secretariats. 

Die  Beschäftigung  der  Central -Commission  besteht 
vorzüglich  darin,  dafs  sie  über  die  Art,  wie  die  Beslim- 
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mungen  der  Rhcinschifffahrfs- Ordnung  bis  dahin  befolgt 
"worden,  Erkundigungen  einzieht;  bei  ihren  Regierungen, 
iu  so  fern  es  nölhig  ist,  neue  Bestinnnungen  in  Vor- 
schlag bringt,  den  betreffenden  Behörden  die  Beschleu- 
nigung der  Arbeiten  eiupficlilt,  die  im  Flufsbette  zur 
Beschützung  des  Ufers  oder  an  dem  Leinpfade  entweder 
dringend  nöthig  sind  oder  doch  zur  Beförderung  der 
Schifffahrt  mit  Vortheil  -würden  vorgenommen  -werden 
können,  und  dafs  sie  den  im  Art.  19.  des  Wiener  Ver- 
trages ihr  vorgeschriebenen  umständlichen  Bericht  über 
den  Zustand  der  Rheinschifffahrt,  ihre  Fortschritte  oder 
ihre  Abnahme,  und  über  die  dabei  etwa  eingetretenen 
Veränderungen  entwirft.  Endlich  entscheidet  sie  in  letz- 
ter Instanz  die  bei  ihr  eingeführten  Prozesse. 

Alle  Beschlüsse  der  Central-Conunission  werden  nach 
der  absoluten  Mehrheit  der  Stimmen  abgefafst,  die  in 
vollkommener  Gleichheit  abzugeben  sind.  Ihre  Beschlüsse 
erlangen  jedoch  für  die  Rheinuferstaaten  alsdann  erst 
Verbindlichkeit,  wenn  dieselben  ihre  Genehmigung  dazu 
durch  die  betreffenden  Commissarien  ertheilt  haben;  in- 
dem die  Mitglieder  der  Central- Commission  nur  als 
Agenten  der  Uferstaalen,  welche  sich  über  deren  gemein- 
same Interessen  vereinbaren  sollen,  betrachtet  werden 
können. 

Die  Connnission  kann  auch  nicht  in  ihrem  Namen 
Gesetze  oder  neue  allgemeine  Verordnungen  erlassen, 
und  ebenso  wenig  einem  Rheinstaate  neue  Verbindlich- 
keiten auflegen,  die  dieser  nie  übernommen  zu  haben 
behauptet. 

a.  a.  O.  §.  89  —  94. 

Der  Ober- Aufseher  wird  von  der  Central- Commis- 
sion auf  Lebenszeit  ernannt.  Diese  Ernennung  geschieht 
nach  Vorschrift  des  Art.  13.  des  "Wiener  Vertrages.    Dem- 

24* 
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gem'afs  haben  von  überhaupt  72  Slininien :  der  prcufsische 
Coniinissarius  24,  der  französische  12,  der  niederländi- 
sche 12,  und  die  Comniissarien  der  übrigen  deutschen 
Fürsten  24  Stimmen,  welche  letztere  sich,  nach  Verhält- 
nifs  der  Uferstrecken,  mit  11  Stimmen  für  den  baden- 
schen,  6  für  den  grofsherzoglich  Hessischen,  4  für  den 
baierischen  und  3  für  den  nassauischen  Coinmissariiis 
vertheilen. 

a.  a.  O.  §.  95. 

Der  jährliche  Bedarf  der  Central- Commission  zur 
Bestreitung  der  gemeinschaftlichen  Kosten  wird  allemal 
im  Voraus  bei  der  Zusannnenkunft  vom  1.  Juli  für  das 
folgende  Jahr  bestimmt.  Zu  den  gemeinschaftlichen  Ko- 
sten werden  nur  die  Besoldung  des  Ober-Aufsehers,  des- 
sen etwaige  Pension  und  die  Kanzeleikosten  gerechnet. 
Der  Gehalt  des  Ober-Aufsehers  der  Piheinschifffahrt,  so 
wie  seine  übrigen  zur  Vergütung  geeigneten  Ausgaben, 
werden  von  den  Uferstaaten  in  dem  Verhältnisse  getra- 
gen, wie  sie  an  der  Ernennung  jenes  Beamten  Theil 
nehmen.  Zu  den  Kanzeleikosten  der  Central -Commis- 
sion, welche  bei  den  jährlichen  Zusammenkünften  vor- 
fallen, entrichtet  jeder  Uferstaat  einen  gleichen  Antheil. 

Die  Zahlungen  geschehen  vierteljährlich  zum  Voraus, 
spätstens  am  24.  December,  24.  März,  24.  Juni  und  24. 
September  jeden  Jahres  für  das  folgende  Quartal, 
a.  a.  O.  §.  96. 

Der  Ober-Aufseher  hat  seinen  Wohnsitz  in  Mainz. 
Er  correspondirt  mit  den  Aufsehern,  so  wie  mit  den  von 
jedem  Uferstaatc  bezeichneten  Behörden.  Seine  Haupt- 
pflicht ist,  dafür  zu  sorgen,  dafs  gegründeten  Beschwer- 
den, welche  die  Aufseher,  die  Handelsleute  oder  die 
Schiffspatrone  und  Führer  in  Angelegenheiten  der  Bhein- 
schifffahrt  bei  ihm  anbringen,  schleunig  abgeholfen  werde. 
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Er  kann  zur  Erorlcrnng  der  ihm  angoznigten  Mängel  und 
Beschwerden,  den  Aufsehern  und  den  Rheinzollbeamten 
Auftrag  ertheilen.  Wenn  derselbe  die  Angaben  oder 
Klagen  für  begründet  hält,  so  hat  er  solche  der  betref- 
fenden ersten  Departemental-  oder  Provinzial- Behörde 
bekannt  zu  machen  und  auf  Abhülfe  anzutragen.  Erfolgt 
die  Abstellung  nicht,  so  sind  solche  Beschwerden  von 
ihm  der  Central -Commission  vorzulegen,  und  bleibt  de- 
ren weitere  Entschliefsung  abzuwarten.  Damit  diese  ohne 
Aufschub  gefafst  werden  kann,  mufs  der  Ober- Aufseher 
die  Departemental-  oder  Provinzial -Behörde  auch  davon 
in  Kenntnifs  setzen,  dafs  der  streitige  Gegenstand  vor 
die  Central- Commission  gelangen  werde.  Jener  Behörde 
liegt  es  alsdann  ob,  zu  veranlassen,  dafs  der  Bevollmäch- 
tigte des  betreffenden  Staates  mit  der  erforderlichen  In- 
struction zeitig  versehen  werde. 

Vor  der  jährlichen  Versammlung  der  Central- Com- 
mission hält  der  Ober- Aufseher  alle  Materialien  bereit, 
die  dazu  beitragen  können,  ihre  Arbeiten  zu  erleichtern, 
sie  über  den  Zustand  der  Rheinschiff  fahrt,  ihre  Mängel 
und  Bedürfnisse  gründlich  zu  unterrichten  und  ihr  nütz- 
liche Vorschläge  zu  machen, 
a.  a.  O.  §,  98—100. 

Der  Rhein  wird  in  vier  Aufsichts-Bezirke  getheilt. 
Der  erste  erstreckt  sich  von  da,  wo  der  Strohm  schiff- 
bar wird,  bis  zum  Ausflusse  der  Lauter;  der  zweite  von 
dort  bis  zum  Ausflüsse  der  Nahe;  der  dritte  von  der 
Nahe  bis  zur  niederländischen  Gränze;  und  der  vierte 
auf  den  übrigen  Theil  des  Strohmes  im  niederländischen 
Gebiete  bis  in's  Meer.  Für  jeden  dieser  Bezirke  wird 
ein  besonderer  Aufseher  für  die  Rheinschifffahrt  auf 
Lebenszeit  ernannt.  Frankreich  und  Baden  ernennen  den 
ersten;  Baieru,  Grofsherzoglhum  Hessen  und  Nassau  den 
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zweiten;  Prcufscn  den  dritten  und  die  Niederlande  den 
vierten.  Jeder  Aufseher  erhält  seine  Besoldune:  und  seine 
etwaige  Pension  von  den  Slaalen,  welche  ihn  ernannt 
haben.  Von  diesen  wird  ihm  auch  sein  Wohnort  in  ei- 
ner rheinischen  Handelsstadt  seines  Bezirks  angewiesen. 

Das  Amt  des  Aufsehers  besteht  darin,  den  ihm  an- 
gewiesenen Bezirk  zwei  Mal  im  Jahre  zu  bereisen;  die 
in  dem  Flusse  entstandenen  Schifffahrts-FIindernisse  zu 
untersuchen;  den  Zustand  des  Leinpfades  in  Augenschein 
zu  nehmen  und  hierüber  sowohl,  als  über  alle  der  P\hein- 
schifffahrts  -  Ordnung  zuwider  laufende  Mängel,  die  er 
entweder  auf  seinen  Reisen  entdeckt  oder  durch  einge- 
zogene Berichte  vernimmt,  seine  Pvegierung  durch  genaue 
Berichte  zu  benachrichtigen,  oder,  in  so  fern  er  dazu 
von  ihr  ermächtigt  ist,  diese  Mängel  sogleich  abzustellen. 
Ueber  den  Erfolg  seiner  Bemühungen  benachrichtigt  er 
den  Ober -Aufseher. 

Die  Aufseher  dürfen  wegen  der  bei  ihnen  angebrach- 
ten Beschwerden  keine  Sportein  annehmen, 
a.  a.  O.  §.  101.  102. 

Jeder  Staat  ernennt  selbst  die  an  den  Zollstellen  sei- 
nes Gebietes  zum  regelmäfsigen  Dienste  und  zur  schnel- 
len Abfertigung  der  Schiffspatroue  oder  Führer  erforder- 
lichen Zoll-Beamten. 

Wo  aber  der  BheinzoU  für  gemeinschaftliche  Rech- 
nung mehrerer  Rheinstaaten  erhoben  wird,  bleibt  es  den 
betreffenden  Regierungen  überlassen,  sich  über  ihre  ge- 
genseitige Concurrenz  zu  den  Ernennungen  zu  verei- 
nigen. 

Neben  -  Emolumenfo,  wozu  der  Schiffspatron  oder 
Führer  etwas  beizutragen  hatte,  dürfen  in  keinem  Falle 
eingeführt  werden. 
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Die  Rhciuzüllbeainten  siud  veipüichlel,  ihren  Dicusl 
in  eigener  Person  zu  versehen, 
a.  a.  O.  §.  103.  105. 
Die  Kheinschifffahrts- Beamten,  zu  -welcher  Klasse  sie 
auch  gehören  niügcu,  dürfen  weder  selbst  Handel 
treiben,  noch  sich  mit  einer  Handlung  verbin- 
den, selbst  nicht  als  Commaudit- Gesellschafter  oder 
Theilhabcr. 

a.  a.  O.  §.  104. 
Die  Schiffe  und  Nachen  der  Rheinzollverwaltung  füh- 
ren die  Flagge  desjenigen  Staats,  v^elchem  sie  angehören, 
jedoch  zur  Bezeichnung  ihrer  Bestimmung  für  die  Bhein- 
zollverwahung,  mit  dem  Zusätze  des  Wortes  „Pihenus". 
a.  a.  O.  §.  107. 
Die   Pvheiuschifffahrts- Ordnung    gilt    als   ein   Vertrag, 
welcher  nur  mit  allseiliger  Bewilligung  eine  Abänderung 
erleiden  kann  ä). 
a.  a.  O.  §.  109. 

a)  Die  Freiheit  des  Handels,  wie  sie  für  den  Rhein  fest- 
gesetzt worden,  ist  auch  auf  den  Neckar,  den  Main,  die 
Mosel,  die  Maas  und  die  Scheide  ausgedehnt.  Art.  con- 
cern.  la  navigatlon  du  lUiin.  —  Klühers  Akten  Bd.  HI.  S.  257 
—  275. 

h)    Elbschlfffahrts-Akic. 

§.  341. 

Die  Elbschifffahrts-Akte  vom  23,  Juni  1821, 
abgeschlossen  von  den  Staaten,  deren  Gebiet  die  Elbe 
in  ihrem  schiffbaren  Laufe  trennt  oder  durchströhmt, 
setzt  im  Wesentlichen  nachstehende  Grundsätze  fest: 

Die  Schifffahrt  auf  dem  Eibstroh me  soll  von  da 
an,  wo  dieser  Flufs  schiffbar  wird,  bis  in  die  offene 
See,  und  umgekehrt  aus  der  offenen  See  (sowohl  strohm- 
auf-  als  niederwärts)   in  Bezug  auf  den   Handel   völlig 
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frei  seyn;  jedoch  bleibt  die  Scbifffahrt  von  einem  Ufcr- 
ßtaate  zum  andern  (cahotage)  auf  dem  ganzen  Slrohme 
ausscbliefslicb  den  Uulertbanen  derselben  vorbehalten. 
Niemand  darf  sich  dagegen  den  Vorschriften  entziehen, 
\^  eiche  für  Handel  und  Schifffahrt  in  der  erwähnten  Con- 
vention enthalten  sind. 

Alle  ausschliefsliche  Berechtigungen,  Frachtfahrt  auf 
der  Elbe  zu  treiben,  oder  aus  solchen  Privilegien  her- 
vorgegangene Begünstigungen,  sind  gänzlich  aufgeho- 
ben, und  es  sollen  dergleichen  Berechtigungen  auch  in 
Zukunft  Niemanden  ertheilt  werden. 

Auf  Fähren  und  andern  Anstalten  zur  Ueberfahrt  von 
einem  Ufer  zum  gegenüber  liegenden  bezieht  sich  jedoch 
die  allgemeine  Schifffahrts- Ordnung  nicht:  ebenso  wenig 
auf  diejenigen  Schiffer  und  ihr  Gewerbe,  deren  Fahrt 
sich  blos  auf  das  Gebiet  ihres  eigenen  Landesherrn  be- 
schränkt, und  die  vermöge  der  Schifffahrts-Polizey,  wel- 
che jeder  Staat  nach  Maafsgabe  seiner  Hoheit  über  den 
Strohm  ausübt,  allein  unter  der  Obrigkeit  des  Landes 
stehen,  wo  sie  ihr  Gewerbe  treiben. 

Alle  früher  an  der  Elbe  bestandenen  Stapel-  und 
Zw angs-Uuischlagsr echte  sind  ohne  Ausnahme  für 
immer  aufgehoben. 

Elbschifffahrts-Akte  vom  23.  Juni  182L  Art.  1  —  3. 

l)ie  Ausübung  der  Eibschifffahrt  ist  einem  Jeden  ge- 
stattet, welcher  mit  geeigneten  Fahrzeugen  versehen,  von 
seiner  Landesobrigkeit,  nach  vorhergegangener  Prüfung, 
die  Erlaubnifs  dazu  erhallen  hat.  Der  Erlaubnifsschein 
(das  Patent),  der  hierüber  dem  Schiffer  ausgefertigt 
wird,  giebt  ihm  das  Recht,  auf  der  ganzen  Strecke  von 
Melnik  bis  in  die  offene  See,  und  aus  der  offenen  See 
bis  Melnik  die  Schifffahrt  auszuüben,  so  wie  es  sich  von 
selbst  versieht,  dafs  Schiffer  und  Schiffe,  welche  aus  der 
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Elbe  iu's  Meer  oder  zurückfahren,  diejenigen  Eigenschaf- 
ten besitzen  müssen,  welche  zu  Seefahrten  erforderlich 
sind.  Der  Staat  allein,  auf  dessen  Gebiete  der  Schiffer 
wohnt,  hat  das  Recht,  das  ihm  einmal  erlheilte  Schiffer- 
patent wieder  einzuziehen.  Diese  Bestimmung  schliefst 
aber  das  Recht  anderer  Staaten  nicht  aus,  den  Schiffer, 
der  eines  auf  ihrem  Gebiete  begangeneu  Vergehens  be- 
schuldigt wird,  falls  sie  seiner  habhaft  werden,  oder  sie 
sonst  eine  Strafe  an  ihm  vollstrecken  können,  zur  Ver- 
antwortung und  Strafe  zu  ziehen,  auch  nach  Beschaffen- 
heit der  Umstände  bei  der  Behörde  zu  veranlassen,  dafs 
sein  Patent  eingezogen  werde, 
a.  a.  O.  Art.  4. 

§.  342. 

Die  Frachtpreise  und  alle  übrigen  Bedingungen 
des  Transports  beruhen  lediglich  auf  der  freien  Ueber- 
einkunft  des  Schiffers  und  des  Versenders,  oder  dessen 
Committenteu. 

Zwei  oder  mehrere  Handelsstädte  können  unter  sich 
Rang  fahrten  errichten  (s.  oben  Rheinschifffahrts- Ord- 
nung). Dergleichen  Verträge  sind  jedoch,  nach  erfolgter 
Genehmigung  der  betreffenden  Regierungen,  zur  Kennt- 
uifs  des  Publikums  zu  bringen. 
a.  a.  O.  Art.  5.  6. 

§.  343. 

Alle  früher  auf  der  Elbe  bestandenen  Zollabgaben 
U.S.  w.  sind  aufgehoben,  und  in  eine  allgemeine  Schiff- 
fahrts  -  Abgabe  verwandelt,  die  von  allen  Fahrzeugen, 
Flöfsen  und  Ladungen  bei  den  durch  die  Convention 
festgesetzten  Erhebungsämtern  entrichtet  werden  mufs. 

Diese  Abgabe,  welche  weder  im  Ganzen,  noch  theil- 
weise  in  Pacht  gegeben  werden  darf,  wird  theils  von 
der  Ladung  unter  dem  Namen  Elbzoll,  theils  von  Fahr- 
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zeugen  unter  dem  Namen  „Recognitionsgebühr"  er- 
hoben. 

Zur  Erleichterung  des  Verfahrens  bei  Erhebung  der 
Abgabe  von  der  Ladung  soll  dieselbe  überall  nach  dem 
Gewichte  berechnet  und  erlegt,  dabei  aber  der  Hambur- 
ger Cenlner  zu  112  Pfund,  welches  ungefähr  mit  116 
Pfund  Preufsischen  und  Leipziger,  oder  mit  96|  Pfund 
Wiener  Gewichts  gleich  ist,  allgemein  zum  Grunde  ge- 
legt werden.  Beim  Längenmaafse  wird  der  Hamburger 
Fufs  gebraucht,  wovon  100  =  91}  Preufsische,  lOlJ  Leip- 
ziger und  90|  Wiener  Fufs  gleich  sind, 
a.  a.  O.  Art.  8. 

Um  die  innere  Industrie  und  die  Ausfuhr  der  Lan- 
desprodukte zu  befördern,  zugleich  auch  den  Verkehr 
der  ersten  Lebensbedürfnisse  zu  begünstigen,  und  meh- 
rere Gegenstände  von  grofsem  Gewichte  und  geringem 
Werthe  zu  erleichtern,  findet  hinsichtlich  derselben  eine 
verhältnifsmäfsige  Herabsetzung  des  Tarifsatzes  Statt, 
a.  a.  O.  Art.  9.  10. 

Die  Abgabe  von  den  Fahrzeugen,  oder  die  Recogni- 
tionsgebühr, wird  ebenfalls  nach  einem  besondern  Tarif 
und  nach  vier  Klassen  erhoben. 

Dieselbe  beträgt  für  die  ganze  S Ir oh m länge: 
von  der  1.  Klasse  unter  10  Hamb.  Last     3  thlr.  20  sgr. 

der  Ladungsfähigkeit  (die  Last  zu  4000  Pfd.) 
von  der  2.  Klasse  von  10  bis  25  Last  7  thlr.  25  sgr. 
von  der  3.  Klasse  von  25  bis  45  Last  11  ihlr.  15  sgr. 
von  der  4.  Klasse  von  45  und  darüber  14  thlr.  20  sgr. 
Ungeladene  Fahrzeuge  zahlen  überall  ein  Vicrlheil  die- 
ser Taxe. 

Die  Berechnung  des  Elbzolies  und  der  Recognitions- 
gebühr geschieh!  in  (lonventionsgeld  nach  dem  20  Gul- 
dcnfufse  in  Thaleru,   Groschen   und  Pfennigen,  die  Zah- 
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Iiiiii;  jedoch  in  den  bei  den  Üferstaalen  coursirenden 
JMünzsorten,  nach  Maafs gäbe  einer  besoudern  Reductions- 
labclle. 

a.  a.  O.  §.  11.  12. 

Aufser  diesen  festgesetzten  Gefällen  sollen  auf  der 
Elbe  keine  andere  weiter  gefordert  oder  erhoben  wer- 
den, auch  haben  die  paciscirendcn  Staaten  die  förmliche 
Verpllichtung  übernommen,  die  festgesetzten  Abgaben 
nicht  anders  als  in  gemeinschaftlicher  Uebereinkunft  zu 
erhöhen. 

a.  a.  O.  Art.  13. 

Unter  jenen  Abgaben  sind  jedoch  nicht  begriffen: 

«)  die  Mauthcn  (Land-  oder  Stadtzöllc),  Eingangs- 
und Verbrauchssteuern,  mit  welchen  einem  jeden  Staate 
das  Recht  verbleibt,  die  in  sein  eigenes  Landesgebiet 
einzuführenden  Waaren,  sobald  dieselben  den  Flufs  ver- 
lassen haben,  nach  seiner  Handlungspolitik  zu  belegen; 

ß)  die  Krahnen-,  Waage-  und  Niederlage- Gebühren 
in  diew  Handelsplätzen,  wovon  jedoch  der  Ausländer 
nicht  mehr  als  der  Inländer  bezahlen  soll; 

y)  die  Brückenaufzug-  und  Schleusengelder;  jedoch 
dürfen  die  bestehenden  nicht  ohne  gemeinsame  Ueber- 
einkunft erhöhet,  und  wenn  die  Anlegung  neuer  Brücken 
geschieht,  für  das  Durchgehen  unter  denselben  nichts 
erhoben  werden. 

a.  a.  O.  Art.  14. 

Es  bestehen  jetzt  auf  der  ganzen  Elbe  nur  14  Zoll- 
ämter, nämlich:  Aussig,  Niedergrund,  Schandau,  Strehla, 
Mühlberg,  Coswig,  Roslau,  Dessau,  Mlttenberge,  Schna- 
ckenburg, Dömilz,  Bleckede,  Boitzenburg  und  Lauenburg. 
Aufserdem  hat  sich  Preufsen  noch  das  Neben- Zollamt 
zur  Lenzner  Fähre,  und  die  Aemter  zu  Wittenberg,  Aa- 
ken,  Barbj  und  Schönebeck,  resp.  Magdeburg,  vorbehal- 
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teD,  unter  der  Bestimmung,  dafs  dieselben  eingehen  soll- 
ten, sobald  die  Ursachen  der  bisherigen  Beibehaltung 
fortfielen ;  inigleichen  Sachsen  die  beiden  Zollämter  Dres- 
den und  Pirna  für  die  Fahrzeuge,  welche  keins  der  Kö- 
uigl.  Sächsischen  Zollämter  Strehla  und  Schandau  passi- 
ren,  so  wie  Hannover  für  diejenigen  Fälle,  wo  keine 
seiner  übrigen  Zollstellen  berührt  wird,  das  interimisti- 
sche Erhebungsanit  zu  Hitzacker, 
a.  a.  O.  Art.  16. 

§.   344. 

Ein  Schiffer  soll  nicht  eher  cineWaare  einladen,  als 
bis  er  darüber  einen  Frachtbrief  vom  Absender  erhalten 
hat,  woraus  die  Gattung,  die  Menge  und  der  Empfänger 
der  'V^^aaren  ersichtlich  ist. 

Die  Ladung  ist  er  jedem  Zollamte,  welches  er  be- 
rührt, durch  Vorlegung  der  Frachtbriefe  und  eines  Ma- 
nifestes nachzuweisen  verpflichtet.  Dasselbe  soll  ent- 
halten: 

1)  Namen  und  Wohnort  des  Schiffseigenlhümcrs,  und 
dessen,  der  das  Schiff  führt; 

2)  Nummer  und  Namen  des  Schiffes,  dessen  Tragbar- 
keit, Flagge  und  Bemannung; 

3)  den  Einlade-  und  Bestimmungsort  der  Waare; 

4)  Nummer  der  Frachtbriefe  nach   der  Folgeordnung; 

5)  Namen  des  Versenders  und  Empfängers; 

6)  Zahl  und  Zeichen  der  Kollis  und  Gcbüude; 

7)  Benennung  der  Waare; 

8)  Gewicht  derselben; 

9)  Unterschrift    des    Schiffers    und  Versicherung    der 
Richtigkeit. 

Es  wird  von  dem  Schiffer  selbst,  oder  für  ihn  von 
einem  andern,  der  gleichwohl  kein  Elbschiffahrls -  oder 
Hafenbeamter  seyn  darf,   angefertigt,    von  dem  Schiffer 
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unterzeiclinet,  und  von  einem  Iiiezu  vcrpflicliteten  Beam- 
ten durch  amtliche  Ünlerschrift  und  Siegel  beglaubigt. 

Für  den  Inhalt  des  Manifestes  bleibt  der  Schiffer  ver- 
antwortlich, wenn  er  es  schon  nicht  selbst  abgefafst,  son- 
dern sich  deshalb  fremder  Hülfe  bedient  hat. 

^Vegen  Beiladungen  auf  der  Fahrt  treten  ganz  gleiche 
Grundsätze  ein,  auch  werden  dieselben,  so  wie  alle  Ab- 
ladungen, nebst  dem  jedesmabgen  Gebührenbetrage  auf 
dem  Manifeste  vollständig  bemerkt  und  vom  nächsten 
Elbzoll-Amte  beglaubigt, 
a.  a.  O.  Art.  17. 

Auf  den  Grund  der  Manifeste  und  der  Beilagen,  und 
nach  dem  Befunde  der  allgemeinen  Revision  oder  der 
speciellen,  wo  diese  Statt  findet,  berechnen  die  Zoll- 
beamten die  zu  erlegenden  Gefälle.  Den  erhobenen 
Betrag  bescheinigen  sie  gehörigen  Orts  auf  dem  Mani- 
feste, beglaubigen  solches  durch  die  amtliche  Unterschrift, 
und  geben  dem  Schiffer  hierüber  eine  besonders  gedruckte 
Quittung. 

Da  die  Manifeste  für  den  Fiscus,  wie  für  den  Kauf- 
mann und  den  Schiffer  gleich  wichtige  Documente  sind, 
so  sollen  sie  das  Fahrzeug  vom  Einladungs-  bis  zum 
Ausladungsorte  begleiten,  und  an  letzlerem  bei  der  hierzu 
bestimmten  Behörde  zur  Aufbewahrung  und  zur  Benutzung 
in  geeigneten  Fällen  übergeben  werden. 

So  oft  der  Schiffer  ein  anderes  landesherrliches  Ge- 
biet berührt,  ist  die  erste  Zollstelle  bei  Vorzeigung  des 
Manifestes  berechtigt,  eine  Abschrift  uueutgeldlich  davon 
zu  nehmen. 

a.  a.  O.  §.  20.  21. 

Die  contrahirenden  Staaten  haben  sich  das  Recht  der 
Revision  oder  Visitation  der  Schiffe  und  Flöfse  an 
ihren  Elb-ZoUstelleu  allgemein  vorbehalten. 
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Diese  Visilalion  der  Fahrzeuge  ist  cntwe.ler  eine 
generelle  oder  eine  specielle  Revision. 

Die  generelle  besieht,  nach  vorhergei;angener  Prü- 
fung des  Manifestes  und  dessen  Beilagen,  in  einer  all- 
gen.einen  Uebersieht  und  Unlersuchung  der  Ladung  „nd 
in  deren  Vergleiehung  „,it  dem  Manifeste,  in  so  fem 
eine  solche  ohne  Verrückung  der  Kollis  geschehen  kann 

Die  besondere  Revision  besteht  in  der  genauem 
Unlersuchung  der  Ladungen  nach  Qualität  und  Quantität. 

Die  Elb-Zollä«>ter  sind  verpflichtet,  mit  Anwendun.- 
aller  ihnen  zu  Gebote  stehenden  Mitlei  und  mit  bester 
Benutzung  der  Oertliehkeit,  die  Revision  mögliehst  zu 
beschleunigen  und  die  Schiffer  nicht  langer  als  „otbig 
ist,  aufzuhallen. 

a.  a.  O.  §.  22.  24. 

§.   345. 

Eine  Zollcontravention  ist  schon  dann  vorhan- 
den, wenn  die  Ladung  eines  Schiffers  von  dem  Mani- 
feste dergestalt  abweicht,  dafs  eine  beabsichtigte  oder 
erfolgte  Bcvortheilung  des  Elbzolls  oder  der  Recogni- 
tionsgebühr  daraus  zu  entnehmen  ist.  Die  Bestrafung 
der  Zollconlravenlionen  und  Defrauden  findet  nach  den 
in  dem  Staate,  wo  die  Entdeckung  geschehen  oder  der 
Schiffer  angehalten  worden  ist,  bestehenden  Gesetzen  und 
Verordnungen  Statt. 

a-  a.  O.  §.  25. 

.§.  346. 
Sollte  ein  Schiff  oder  dessen  Mannschaft  verunglük- 
ken,  so  sind  die  Ortsobri^keilen  verpflichtet  dafür  sor- 
gen zu  lassen,  dafs  die  erforderlichen  Rettungs-  und 
S.cherungsanslaltcn  so  schnell  wie  möglich  getroffen 
wcrdcD. 
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Jedes  etwa    an    der  Elbe   ausgeüble   Strandrecht    ist 
durch  die  Eibschi fffalirts- Akte  für  immer  aufgehoben, 
a.  a.  O.  Art.  29. 

§.  347. 

Es  vereinigt  sich  von  Zeit  zu  Zeit  eine  Revisions- 
commission, zu  welcher  von  jedem  Uferstaate  ein  Be- 
vollmächtigter delegirt,  und  in  welcher  der  Vorsitz  durch 
Stimmenmehrheit  festgesetzt  wird.  Der  Zweck  und  der 
Wirkungskreis  dieser  Revisionscommission  sind,  sich  von 
der  vollständigen  Beobachtung  der  Convention  zu  über- 
zeugen, einen  Vereinigungspunkt  zwischen  den  Uferstaa- 
ten zu  bilden,  um  Abstellung  von  Beschwerden  zu  ver- 
anlassen, auch  Veranstaltungen  und  Maafsregeln,  welche 
nach  neuerer  Erfahrung  Handel  und  Schifffahrt  erleich- 
tern könnten,  zu  berathen. 
a.  a.  O.  Art.  30. 

Die  Anwendung  und  Ausdehnung  der  Bestimmungen 
dieser  Convention  auf  Nebenflüsse,  welche  das  Gebiet 
verschiedener  Staaten  trennen  oder  durchströhmen,  so 
weit  nicht  besondere  Umstände  entgegenstehen,  bleibt 
den  betreffenden  Staaten  zum  besondern  Abkommen 
überlassen. 

a.  a.  O.  Art.  32. 

c)  Weser-Schifffahrts-Akle. 
§.  348. 
In  der  Absicht,  die  in  der  Wiener  Congrefs-Akte 
vom  9.  Juni  1815.  §.  108 — 116  ausgesprochenen  allge- 
meinen Grundsätze  über  die  Schifffahrt  auf  Flüssen,  wel- 
che verschiedene  Staaten  in  ihrem  schiffbaren  Laufe  tren- 
nen oder  durchströhmen,  auch  bei  der  Weser,  mit  Be- 
rücksichtigung der  daselbst  vorkommenden  besoudern 
Verhältnisse,    zur   Ausführung    zu    bringen,    haben    die 
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Staaten,  deren  Gebiet  dieser  Strobm  in  seinem  schiffba- 
ren Laufe  berüliit  oder  durchschneidet,  sich  durch  die 
Weser- Schifffahrts -Akte  vom  10.  September 
(ratif.  den  22.  Nov.)  1S23  über  die  Grundsätze  vereinigt, 
welche  im  "VSes entlichen  folgende  sind: 

Die  Schifffahrt  auf  der  Weser  soll,  von  ihrem  Ur- 
sprünge durch  Zusammenflufs  der  Werra  und  Fulda  bis 
in's  offene  Meer,  und  umgekehrt  aus  dem  offenen  Meere 
(sowohl  strohm-auf-  als  niederwärts)  in  Bezug  auf  den 
Handel  völlig  frei  sejn;  jedoch  bleibt  die  Schifffahrt 
von  einem  .Uferstaate  zum  andern  auf  dem  ganzen 
Sfrohme  ausschliefslich  den  Unterlhanen  derselben  vor- 
behalten. 

Wegen  Aufhebung  aller  ausschliefslichcn  Berechtfgung 
hinsichtlich  der  Frachlfahrt,  aller  Stapel-  und  Zwangs - 
Umschlagsrechte  (namentlich  der  zu  Bremen,  Minden  und 
Mauden);  wegen  der  Erlheilung  der  Patente,  der  Be- 
dingungen, unter  welchen  Rangfahrten  Statt  linden  kön- 
nen u.  s.  w«,  treten  in  den  Hauptpunkten  die  in  der 
Elbschifffahrts-Akte  gegebenen  Bestimmungen  ein. 
Weser -Schifffahrts -Akte  §.  1  —  4. 

Jedes  zur  Handelsfrachtfahrt  auf  der  Weser  dienende, 
dem  Unterthan  eines  der  contrahirenden  Staaten  angehö- 
rigc  oder  von  ihm  geführte  Schiff  soll  mit  der  Angabe 
des  Orts,  wohin  es  gehört,  einer  für  diesen  Ort  laufen- 
den ISummer,  und  der  Zahl  der  Lasten,  welche  es  höch- 
stens tragen  kann,  auswärts  deutlich  versehen  seyn. 

Die  ordentlichen  Schiffs  zu ge  auf  der  Weser  sollen 
vorläufig   auch  künftig,   wie   bisher,   aus   nicht  mehr  als 
drei  Fahrzeugen  bestehen,    und    diese    die  bisher  üblich 
gewesene  Ladungsfähigkeit  nicht  überschreiten  dürfen, 
a.  a.  O.  §.  5.  6. 

Schiefspulver  in  Quantitäten  über  5  Pfd.  soll  nur  in 

beson- 
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besonderen,  mit  einer  schvvarzcn,  drei  Ellen  langen  und 
eine  Elle  breiten  Fla^rge  versehenen  Fahrzeugen  geführf, 
und  selbst  in  geringern  Quantitäten  niemals  zwischen 
andern  Waaren  verpackt  werden.  Jeder  Schiffer,  wel- 
cher Schiefspulver  geladen  hat,  niufs,  bevor  er  irgend- 
wo anlandet,  der  Orts-Polizojbehürde  hiervon  Anzeige 
machen,  und  die  von  derselben  etwa  anzuordnenden 
Sicherheitsmaafsregeln  zur  Befolgung  gewärtigen.  Ver- 
säumt er  diese  Anzeige,  so  unterliegt  er,  da,  wo  nicht 
durch  Landesgesetze  bereits  Strafen  deshalb  festgesetzt 
sind,  aufser  der  Verpflichtung  zum  eventuellen  Schaden- 
ersatz, einer  Geldstrafe  von  2  — 100  Thlr. 
a.  a.  O.  §.  7. 

Bei  allen,  nach  der  Weser- Schifffahrts- Acte  erforder- 
lichen Läugenmaafs-Bestimmungen,  wird  der  Bremer 
Fufs  (1  =  289./ö  Millimeter  oder  128fS  Pariser  Linien), 
und  bei  den  Gewichts -Bestimmungen  das  Schiffspfund  zu 
300  Bremer  Pfunden  (1  =  ^  Kilogramm  —  3  pro  Mille) 
zum    Grunde    gelegt. 

Alle  angeordneten  Zahlungen  sind  in  Conventionsmünze 
nach  dem  zwanzig  Guldenfufse  zu  berechnen,  und  werden 
nach  den  Bestimmungen  eines  besondern  Tarifs  geleistet. 
a.  a.  O.  §.  12.  13. 

§.     349. 

Alle  Zoll- Abgaben  u.  s.  w.,  welche  früher  auf  der 
Weser  bestanden,  sind  aufgehoben,  und  in  eine  all- 
gemeine Schifffahrtsabgabe  verwandelt.  Diese  Abgabe, 
welche  weder  im  Ganzen  noch  theilweise  in  Pacht  gege- 
ben werden  darf,  wird  unter  dem  Namen  „Weser- 
zoll"  nach  dem  Bruttogewichte  erhoben. 

Für  den  Lauf  der  Weser  von  ihrem  Ursprünge  bis 
Bremen  einschhefslich  und  umgekehrt,  sollen  überhaupt 
nicht  mehr  als  350  Pfennige  Conventionsmünze  von  je- 
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dem   Schiffft-Prundc  zu  300  Pfund  Brrmisch   an  Weser 
zoll  orboben  werden, 
a.  a.  O.  §.  14.  15. 
Von  Bremen    bis    ins    offene  Meer  und    umgekehrt, 
findet  "\%'«der  Zoll-  noch  sonstige  Abgabenerhebung  Statt. 
Die  Erhebung  geschieht  an  <len  Empfangsslätten  zu:  Bre- 
men, Dreye,   Stolzenau,    Minden,    Erder,    Rinteln,    Ha- 
meln, Holzmindon,  Beverungen,  Lauenfürde  und  Giefsel- 
werder.     Um  indessen  die  innere  Industrie  und  die  Aus- 
fuhr der  Landesprodukte  zu  befördern,  und  zugleich  den 
Verkehr    der    ersten    Lebensbedürfnisse    zu   begünstigen, 
und    mehrere   Gegenstände    von    grofsem   Gewichte    und 
geringem  ^7\^erthe  zu  erleichtern,  ist  rücksichtlich   dersel- 
ben eine  verhältnifsmäfsige  Herabsetzung  auf  |,  J,  |  und 
^  bestimmt  worden.     Von  lebendigen  vierfüfsigen  Thie- 
ren  wird  ausnahmsweise  der  W^eserzoU  mit  4  Pfennigen 
pro  Stück,  von  lebendigen  Vögeln  mit  1  Pf.   pro  Stück 
und  von  Bäumen  zum  Verpflanzen  mit  4  Pf.  pro  Stück, 
an  jeder  passirten  Empfangslätte  erhoben, 
a,  a.  O.  §.  16  —  18. 
Leer   passirende  Schiffe,    auch  die  neuen  und  zum 
Verkauf  bestimmten,  sind  gänzlich  frei, 
a.  a.  O.  §.  19. 
Es  steht  zwar   den  Schiffern  frei,  von   allen  W^aaren 
welche  sie  führen,  auch  von  denjenigen,  welche  im  Han- 
del gewöhnlich  nicht  nach  dem  Gewicht  verkauft  zu  wer- 
den pflegen,  ihr  wirkHches,  der  Entrichtung  des  W^eser- 
zoUes  zum  Grunde  zu  legendes  Gewicht,  gehörig  beglau- 
bigt nachzuweisen ,  in  Ermangelung  solcher  Nachweisung 
soll  aber  für   die  letztgedachten  Waaren    ein    besonders 
ausgeworfener  Normal- Gewichtsatz,  bis  auf  anderweitige 
gemeinsame  Bestimmung,  angenommen  werden. 
a.  a,  O.  §.  2L 


-     387     - 

Unter  den  erwUliufen  Abgaben  sind  Jedoch  nicht  be* 
griffen: 

ci)  Die  Einj^angs-,  Ausgangs-  und  Verbrauchssteuern, 
mit  welchen  einem  jeden  Slaatc  das  Recht  verbleibt, 
die  in  sein  eigenes  Landesgebiet  ein-  und  aus  demselben 
zu  führenden  Waaren,  sobald  sie  den  Flufs  verlassen 
haben,  oder  noch  nicht  auf  den  Flufs  gekommen  sind,- 
nach  seiner  Handelspolitik  zu  belegen; 

ß)  die  Hafen-,  Krahn-,  Waage-  und  Niederlage- 
gebühren in  den  Handelsplätzen,  wovon  jedoch  alle  Füh- 
rer von  solchen  Schiffen,  die  auf  der  Weser  oder  ihren 
Nebenllüssen  zu  Hause  gehören,  nicht  mehr  als  der  Ein- 
ländcr,  bezahlen  sollen.  Auch  sollen  die  Zahlungssätze 
dieser  Gebühren  fest  bestimmt  zur  Kenutnifs  des  Pubü- 
kums  gebracht,  und  nur  von  denjenigen  gefordert  wer- 
den, welche  sich  der  vorhandenen  Anstalten  bedienen. 

Für  den  Dienst  der  Lootsen  hat  es  bei  den  in  je- 
dem Staate  gegebenen  oder  zu  gebenden  Bestimmungen, 
und  für  die  Gebühren,  welche  sie  zu  fordern  berechtigt 
sind,  bei  der  gegebenen  oder  zu  gebenden  Taxordnung, 
mit  der  Maafsgabe  sein  Bewenden,  dafs  keinem  Unter- 
than  der  contrahirenden  Staaten  eine  lästigere  Verpflich- 
tung, als  dem  Einländer,  auferlegt  werden  soll, 
a.  a.  O.  §.23. 

Alle  "Waaren  werden  bei  Entrichtung  des  Weserzol- 
les in  der  Regel  zu  demjenigen  Gewichte  angenommen, 
welches  das  in  gehöriger  Form  vorgezeigte  Ladungsma- 
nifest, allenfalls  mit  Zuziehung  der  vorstehend  erwähn- 
ten Normalgewichts -Bestimmung,  beurkundet, 
a.  a.  O.  §.  25. 

Es  hat  jeder  Staat  das  Recht,  die  Uebereinstimmung 
des  Manifestes  mit  dem  wirklichen  Inhalte  der  Ladung, 
theils   durch   genaue  Prüfung  der  ersteren  in  Bezug  auf 
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Anvrcscnlieit  aller  dabei  vorgeschriebenen  Formen,  Iheil« 
durcli  generelle  Revision,  theils  durch  Nacluviegung  und 
selbst  durch  materielle  Visitation  der  letztem,  auf  jeder 
durch  das  Schiff  passirten  Erhebungsstätle  des  W^eser- 
zolles  zu  constaliren.  Man  ist  aber  dahin  übereinge- 
kommen, der  Nachvvägung  und  materiellen  Vcrilication 
nur  in  folgenden  Fällen  Anwendung  zu  geben: 

a)  wenn  der  Führer  einer  verpackten  Ladung  für 
dieselbe,  ganz  oder  theilweise,  die  geringere  Verzollung 
nach  einem  Bruchtheile  des  Normalsatzes  in  Anspruch 
nimmt,  —  rücksichtlich  der  Waaren,  auf  welche  der 
Anspruch  gerichtet  ist; 

ß)  wen^i  gegen  den  Schiffsführer  der  Verdacht  beab- 
sichtigter Defraudation  des  Weserzolles  oder  der  innern 
Zoll-  und  Consumtionsabgaben  des  betreffenden  Staats 
begründet  ist; 

y)  wenn  zwar  die  Galtung,  aber  die  das  innere  Steuer- 
system des  betreffenden  Staats  interessirende  Art  der 
Waaren  entweder  gar  nicht,  oder  doch  nur  schwankend 
angegeben  ist;  jedoch  in  diesem  Falle  nur  in  Bezug  auf 
die  so  angegebenen  Waaren. 

a.  a.  O.  §.  26.     cf.  §.  27.  30. 

Wenn  der  Führer  einer  Schiffsladung  Waaren,  wel- 
che nur  einem  Bruchtheile  des  Normalsatzes  unterwor- 
fen sind,  bei  sich  zu  haben  declarirt,  und  für  dieselben 
den  betreffenden  geringern  Tarifsatz  in  Anspruch  nimmt, 
80  ist  er  verbunden,  der  Empfangsbehörde  die  vollstän- 
dige Ueberzeugung  zu  verschaffen,  dafs  jene  Waaren 
-wirklich  diejenigen  sind,  wofür  er  sie  ausgiebt.  Es  ist 
also  hinsichtlich  ihrer,  die  Behörde  zur  materiellen 
Verification,  mit  Darlegung  und  Oeffnung  der  einzelnen 
Kolli,  berechtigt;  —  Sache  des  Schiffers  bleibt  es,  seine 
Ladung   so    einzurichten,    daft   die  Ueberzeugung  einer 


wirklichen  Anweseuheit  der  zum  geringern  Tarifsatze 
berechtigten  und  declarirlen  Waare  —  worauf  es  hier 
allein  ankommt  —  der  Behörde  auf  die  kürzeste  und 
einfachste  Weise  gewährt  werden  kann. 

Wo  die  materielle  Verilicalion  aus  der  angegebenen 
Ursache  Statt  findet,  soll  sie  unfehlbar  binnen  drei 
Stunden,  nachdem  zur  Abfertigung  des  Schiffers  ge- 
schritten worden,  angefangen  und  nach  Möglichkeit  be- 
schleunigt werden. 

a.  a.  O.  §.  31.  32. 

Wenn  das  Schiff  blos  transitirt,  ohne  Ab-  und 
Zuladung,  so  soll  eine  materielle  Verilicalion  wegen  der 
zum  geringern  Tarifsatze  angemeldeten  Waaren  jeden- 
falls nur  einmal  in  jedem  Territorio  vorgenommen  wer- 
den, und  ihr  auf  dem  Manifeste  verzeichnetes  Resultat 
bei  allen  übrigen  Empfangsstälten  desselben  Gebiets  für 
richtig:  selten. 

Das  Resultat  aller  geschehenen  Nachwägungen  oder 
materiellen  Yerificationen,  so  wie  bei  den  zum  geringem. 
Tarifsalze  declarirten  Waaren,  der  demgemäfs  geleisteten 
Zahlung,  wird  von  jeder  Zollstätte  auf  dem  Manifeste 
bemerkt. 

a.  a.  O.  §.  33.  36. 

Die  zur  Legitimation  des  Schiffers  dienenden  Ladungs- 
Manifeste  sollen  in  der  Regel  am  Einladungsorte  genom- 
men werden.  Schiffer  jedoch,  welche  mit  einer  aus  See- 
schiffen unmittelbar  genommenen  Ladung  bei  Bremen  vor- 
bei, aufwärts  Iransifiren  wollen,  haben  die  Wahl,  ent- 
weder an  einem  Ladungsplatze  unterhalb  Bremen  oder  erst 
zu  Bremen  selbst  ihr  Manifest  sich  ausstellen  zu  lassen. 

Eine  gleiche  Wahl  steht  solchen  Schiffern  zu,  welche 
in  die  Weser  einkommen  und  etwa  mit  ihrer  Ladung' 
.Bremen  vorbei,  aufwärts  transitireu  wollen. 
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Am  leWe«  Ausladungsorle  „ird,  nach  gehöriger  Ve- 
nficauon,  das  Manifest  zu  den  Akten  der  angeordneten 
Behiirde  gegeben  und  daselbst  aufbewahrt. 

Der  zur  direkten  Ueberladung  i„  Seeschiffe,  oder 
auch  etwa  zur  eigenen  Weiterf.ihrung  in  See  oder  über 
d.e  V^ allen,  slrohmabwärts  transilirende  Schiffer  mufs 
b£.  50  Thir.  Strafe,  entweder  zu  Bremen,  oder  an  einem' 
<W  unterhalb  Bremen  am  Ufer  befindlichen  Ladungs- 
platze, sein  Manifest  bei  der  Behörde  deponiren  und 
der  Schlufs-Verißcation  sich  unterwerfen,  wofür  er  je- 
,  doch,  ebenso  wie  in  den  vorgedachten  Fällen  bei  der 
Auffahrt,  etwaige  Krahn-  und  Waagegebühren  ausge- 
nommen, nichts  zu  bezahlen  hat. 

a-  a.  O.  §.  39. 

Jeder    der    contrahirenden    Staaten    hat    das    Recht, 
Platze  .nnerhalb  seines  Gebietes  zu  bestinnnen,   an  de- 
nen allein  überhaupt  angelegt  werden  darf,   auch  wenn 
von  keiner  Ab-  oder  Zuladung  die  Rede  ist.  _  Jede 
Anlegung  an  einem  nicht  dazu  verslalteten  Orte,  —  den 
einzigen  Fall  einer  augenscheinlichen  und  sofort  bei  der  " 
nächsten   Ortsbchörde  des  beireffenden  Staats   anzumel- 
denden  Gefahr  ausgenommen  -,    begründet    den  Ver- 
dacht einer  beabsichtigten  Defraudation  des  innern  Zoll- 
und  Steuersystems,  und  seine  gesetzlichen  Folgen.  1 

a.  a.  O.  §.  40. 

Jeder  der  contrahirenden  Staaten  hat  die  Befugnifs,  in 
Fällen,  wo  er  es  für  das  Interesse  seiner  LandzoUe  und 
Verbrauchssteuern  für  nützlich  erachtet,  innerhalb  seines 
Gebiets,  einen  Begleiter  auf  transilirende  Schiffe  zu  setzen. 
Es  darf  jedoch  aus  der  Anwendung  dieser  Maafsregcl 
für  den  Schiffer  weder  ein  durch  die  Weserschifffahrls- 
Aktc  nicht  gercchlfertigter  Aufenthalt,   noch  irgend  eine 
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Aufgabe,    iiocli  irgend  cinü  ihn  iiiclit  uhneliiu  scLuü  ^c- 
belzlich  lieffcude  Beschräukuiig  erwacLseu. 
a.  a.  O.  §.  41. 

§.    350. 
Ein  HU  Orte  des  Zollamtes  oder  niö^IicLbt  nahe  woh- 
nender, dem  richterlichen  Dienste  vorstehender,  Beamter 
soll  zur  summarischen  Behandlung  und  Entscheidung  fol- 
gender Gegenstände  bestellt  und  verpllichtet  werden: 

«)  über  alle  Zoll-Contraventionen  und  die  hier- 
durch verwirkten  Strafen,  in  so  fern  sich  der  Schiffer 
denselben  nicht  freiwillig  unterwirft; 

ß)  über  Streitigkeiten  wegen  Zahlung  der  Zoll-,  Krahn-, 
Waage-,  liaafen-  und  dergleichea  Gebühren  und  deren 
Betrag; 

y)  über  die  von  Privatpersonen  unternommene  Hem- 
mung des  Leinpfades; 

ö)  über  die  beim  Schiffsziehen  veranlafste  Beschädi- 
gung an  Wiesen  und  Feldern,  so  wie  überhaupt  jeden 
Schaden,  den  Flöfser  oder  Schiffer  während  der  Fahrt 
oder  beim  Anlanden,  durch  ihre  Fahrlässigkeit  Andern 
verursacht  haben  möchten ; 

«)  über  den  Betrag  des  Bergelohns   und   der   andern 
Hülfsvergütungen  in  Unglücksfällen,  in  so  fern  die  In- 
teressenten darüber  nicht  einig  sind, 
a.  a.  O.  §.  52, 

§.  351. 
Die  Anwendung  oder  Ausdehnung  der  Bestimmungeu 
dieser  Convention  auf  Nebenflüsse,  welche  das  Gebiet 
verschiedener  Staaten  trennen  oder  durchströhmen,  so 
weit  nicht  besondere  Umstände  entgegenstehen,  bleibt 
den  betreffenden  Staaten  zum  besonderen  Abkommen 
überlassen. 

a.  a.  O.  §.  49. 
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§.   352. 

Ueber  deu  §.  15.  der  Wcserschifffahrls- Akte  ist  eine 
S  eparat-Conveiilion  zwischen  Preufsen  und  Bremen 
unterm  10.  September  1823  geschlossen.  Dieselbe  be- 
trifft die  besondern  Rechte,  welche  die  Stadt  Minden 
aus  dem  Vertrage  besitzt,  welcher  zwischen  dieser  Stadt 
und  Bremen  am  26.  August  1769  abgeschlossen  worden; 
Dachdem  man  sich  gegenseitig  darüber  erklärt,  wie  es 
nicht  die  Absicht  sey,  durch  die  Stipulation  des  erwähn- 
ten §.15.  der  Weserschifffahrts- Akte  weder  Preufsischer 
Seits  die  Stadt  Minden  an  ihren  durch  den  Vertrag  vom 
26,  August  1769  erworbenen  Gerechtsamen  verlieren  zu 
lassen,  noch  Bremenscher  Seits  sich  mit  Nachlheil  der- 
selben zu  bereichern. 

Es  ist  namentlich  in  jener  Convention  festgesetzt:  dafs 
wenn  die  Stadt  Minden  nachzuweisen  im  Stande  sejn 
würde,  dafs  Mindensche  Schiffe  und  Güter,  durch  den 
nach  §.  15.  der  Weserakte  bestimmten  Bremer  Zollsatz, 
während  eines  Zeitraums  von  wenigstens  fünf  Jahren  im 
Ganzen  hoher  besteuert  gewesen,  als  sie  es  nach  den 
Bestimmungen  des  Vertrages  vom  26.  August  1769  ge- 
wesen seyn  würden,  die  Stadt  Bremen  für  die  Vergan- 
genheit jede  hiernach  liquidable  Entschädigung  von  dem 
Augenblicke  an  übernimmt,  wo  die  Weserakte  in  Voll- 
ziehung getreteu  ist. 

Separat- Convention  vom  10.  Sept.  1823.  §.  2. 

Die  Liquidität  eines  solchen  Entschädigungs-Anspruchs 
der  Stadt  Minden  für  sich  oder  ihre  Einwohner  soll  zu- 
erst im  Wege  der  Sühne,  unter  Verniittelung  der  für  die 
Sladt  Minden  competcnten  Königl.  Preufsischeu  Regie- 
rung festzustellen  versucht  werden.  Gelänge  der  Sühne- 
versuch nicht,  so  soll  die  FePtslellung  durch  eine  schieds- 
richterliche Behörde  erfolgen. 
fl.  a.  O,  §.  3.   i 
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Diese  Ucbcreinkimft  hat  die  allerliöchste  Genehiiii- 
giing  initlclst  der  zu  Minden  am  14  Jan.  1824  ausge- 
wechselten RaliGcationsurkunde  der  WeserschilFfahrts- 
Akto  erhalten. 

G)   Vom  gericlillichen  Verfahren  in  Handels saclicn. 

1)    Behörden. 
§.    353. 

Der  Regel  nach  gehören  Handelssachen  vor  die  ge- 
wölnilichen  Civil-Gerichte.  Es  sind  indessen  in  eini- 
gen Provinzen  besondere  11  a  u  d  e  1  s  g  e  r  i  c  h  l  e  fl)  angeord«^ 
net.  Für  einzelne  Galtungen  von  Mercanlil-Sachen  kom- 
nienhin  und  wieder  A  dm  iralitäts- Gerichte  etc.  vor  ^), 
Inwiefern  und  in  welchen  Ländern  die  Consuln  in 
ilandelssachen  der  Prcufsischen  Unter thanen  Gerichts- 
barkeit haben  s.  in  dem  die  Befugnisse  derselben  be- 
sonders behandelnden  Abschnitte,  der  des  Zusammen- 
hanges wegen,  erst  beim  Seerechle  eingeschaltet  ist. 

a)  Für  Naumburg  s.  Verordnung  vom  4.  Jun.  1819o 
Gesetzs.  v.  1819.  S.  141.  —  In  manchen  Ilandelsplälzeu  finden 
sich  auch  besondere  Mcfs-  und  Jahrmarktsgerichlc, 
welche  zu  den  festgesetzten  Zeiten  der  Messen  und  Märkte 
Recht  sprechen.  Auch  kommen  hin  und  wieder  für  unbe- 
deutende Sachen  der  Fremden  Gastgerichte  vor.  —  veFgl. 
Balthasar  de  jure  pcregrinorum  singulari  circa  proccssum, 
gcrm.  Gastrecht.  Grypsw.  1742. 

h)  v.  Miltitz  Manuel  des  Consuls  T.  I.  C.  1.   Scct.  X. 

§.  354. 
Die  Handelsgerichte  welche  in  den  Prcufsischen 
Rheinprovinzen  bestehen  a) ,  sind  zusammengesetzt  aus 
einem  Präsidenten,  einer  gewissen  Anzahl  von  Riclitern 
und  einem  Gerichtssclueiber.  Präsident  und  Richter 
werden  aus  dem  Kaufmanns  lande  gewählt,  zu  welchem 
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Zwecke  die  egierung  ein  Verzeiclniifs  der  angesehen- 
sten Handlungshäiüser  hält,  welches  vom  Ministerium  ge- 
nehmigt wird.  Sie  können  nur  auf  zwei  Jahre  ihre 
Stelle  erhalten,  und  demnächst  erst  nach  Ablauf  eines 
Jahres  von  Neuem  erwählt  werden.  Vor  die  Handels- 
gerichte gehören  nur  Handelssachen,  welche  im  Code 
du  commerce  als  solche  bezeichnet  sind.  Sie  haben 
kein  öffentliches  Ministerium.  Die  Mitglieder  derselben 
sind  unbesoldet. 

a)  L'arrondissement  de  cliaque  tribunal  de  commerce  scra 
Ic  mcme  quc  celui  du  tribunal  civil  dans  Ic  rcssort  du  qucl  il 
scra  place,  et  s'il  sc  trouvc  plusicurs  tribunaux  de  commerce 
dans  le  ressort  d'uu  seul  tribunal  civil,  il  leur  scra  assigue  des 
arrondissemcnts  parliculicrs. 

Cbaque  tribunal  de  commerce  scra  compose  d'un  jugc- 
president,  de  juges  et  de  supplcans.  Le  nombre  des  jugcs  no 
pourra  eirc  au-dessous  de  dcux,  ni  au-dessus  de  huit,  uou  com- 
pris  le  President.  Le  nombre  des  suppleans  scra  proportionuc 
au  besoin  du  servicc.  Le  reglement  d'administraiion  publique 
lixcra,  pour  cbaque  tribunal,  \q  nombre  des  juges  et  des  sup- 
plcaus. 

Les  membres  de  tribunaux  de  commerce  seront  clus  dans 
unc  cssemblee  composce  de  commer^ans  notables,  et  principa- 
Icment  des  cbefs  de  maisons  Ics  plus  anciennes  et  les  plus  rc- 
Ciijmmandablcs  par  la  probitc,  Tcsprit  d'ordre  et  d'economic. 
La  liste  des  notables  sera  dressce,  sur  tous  les  commer<;ans 
de  Parrondisscmcnt,  par  le  prcfct,  et  approuvce  par  le  mi- 
uislrc  de  Tintcricur:  leur  uonibre  ne  pcut  etre  au-dcssous  de 
viugt-cinq  dans  les  villcs  oü  la  population  n'excede  pas  quinze 
millc  ames;  dans  les  aulrcs  villcs,  il  doit  clre  augmculc  a 
raison  d'un  electcur  pour  mille  amcs  du  population. 

l'out  coninicrcjant  pourra  clre  nommc  jugc  ou  suppicant, 
s'il  est  ugc  de  trcnic  ans,  s'il  cxcrcc  Ic  commerce  avec  bon- 
ncur  cl  dislinclion  depuis  cinq  ans.  Lc  prcsident  devra  clre  iigc 
de  quaranlc  ans,  et  uc  pourra  clre  choisi  quc  parmi  les  aucicns 
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juges,  y  compris  ceux  qui  ont  eierc6  dans  les  tribunaux  actuels, 
et  menie  les  ancicns  jugcs  consuls  des  marcbands. 

Lc  President  et  les  j'iges  ne  pourront  rester  plus  de  deux 
ans  en  place,  iil  elre  rcelus  qifapres  un  an  d'Intervalle. 

Les  jugeniens,  dans  les  irlbunaiix  de  commerce,  seront  ren- 
diis  par  trols  juges  au  moins;  aucun  suppleaut  ne  pourra  etre 
appele  qiie  pour  completcr  ce  nombre. 

Les  fonctions  des  juges  de  commerce  sont  seulement  bono- 
rlfiques. 

Code  du  comm.  1.  IV.  art.  2  —  6.  9.  12.  14. 

II  y  aura  prcs  de  cbaque  tribunal  un  greffier  et  des  buis- 
siers  nommes  par  le  Gouvernement;  leurs  droits,  vacations  et 
devoirs  seront  fixes  par  un  reglement  d'admlnistration  publique. 

C.  d.  c.  1.  IV.  art.  10. 

§.  355. 
Commerz- und  Ad miralitäts-Cüllegicnß)  sind 
angeordnet  zu  Königsberg  in  Preufsen  und  Danzig. 
Sie  besteben  aus  einem  Director  und  einer  gewissen  An- 
zahl von  Commerzien-  und  Admiralitätsrätben.  Auch  sind 
in  dem  Collegium  einige  kaufmännische  Mitglieder,  wel- 
che nicht  besoldet  werden. 

a)  Vergl.:  Verbesserte  Wettgericbts  -  und  Handels- Ord- 
nung der  Stadt  Königsberg  in  Preufsen  vom  2.  März  1734. 

2)    Gerichtliches   Verfahren    in    Handelssachen 

überhavupt. 

§.  356. 
In  Prozessen  zwischen  Kaufleuten,  welche  Hand- 
lungsgeschäfte überhaupt  d)  zum  Gegenstande  ha- 
ben, findet  der  Regel  nach  keine  besondere  Art  des 
Verfahrens  Statt;  sondern  dergleichen  Sachen  müssen, 
je  nachdem  sie  sich  ihrer  Natur  nach  zum  ordentlichen, 
oder  zum  Wechsel-  oder  Executiv-Prozesse  qualificiren; 
oder  die  zwischen  Handlungsgeuossen,  wegen  ihrer  Aus- 
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eiuaudersetzuijg  nach  aufgehobcoer  Socieläf,  eiitstebenden 
Streitigkeiten  zum  Gegenstände  haben,  nach  den  für  alle 
diese  Fälle  in  der  Prozefs-Ordnung  gegebenen  Vorschrif- 
ten instruirt  und  entschieden  werden. 

A.  G.  O.  Th.  I.  tit.  30.  §.  1. 

a)  Auch  Streitigkeiten  über  die  Qualität  verkaufter  Wolle 
»eiilen  im  Mercantllprocesse  verhandelt 

Keglemeat  v.  16.  Dec.  1S03.    Ed.  S.  v.  1803.  S.  1970. 

§.  357. 
Es  sollen  jedoch  auch  an  Orten,  wo  keine  eignen 
Handelsgerichte  u.  s.  w.  bestellt  sind,  qualificirle  Kauf- 
leute als  Sachverständige  zugezogen  werden,  sobald  es 
sich  aus  der  eingekommenen  Klage  oder  deren  Beant- 
wortung ergiebt,  dafs  es  bei  der  Sache  auf  genauere 
Kcnntnifs  des  kaufmännischen  Verkehrs,  der  Art,  die 
(jesrhäfte  zu  verhandeln  und  abzuschliefsen,  der  bei 
Führung  der  Bücher  und  Rechnungen  üblichen  Methode, 
und  auf  andere  dergleichen  Handelsusancen  ankommt. 
A.  G.  O.  a.  a.  O.  §.  3. 

§.  358. 
In  wiefern  dazu  ein  für  allemal  gewisse  Personen, 
als  beständige  Beisitzer  des  Gerichts,  zur  Instruction 
der  Sachen  dieser  Art  anzusetzen  und  zu  verpflichten; 
oder  in  jedem  einzelnen  vorkommenden  Falle  aus  der 
Kaufmannschaft,  etwa  nach  dem  Vorschlage  der  Aeltesten, 
zu  bestellen,  ist  an  jedem  Handelsplatze  besonders  be- 
stinnnt. 

A.  G.  O.  a.  a.  O.  §.  4. 

§.     359. 
Der  Depiitirte   des  Gerichts   mufs   diesen  Assisten- 
ten  bei   der    ganzen  Instruction,    wo   es  erforderlich  ist, 
besonders  aber  bei  der  Regulirung  des  Status  cojitrover- 
siae,  bei  Prüfung  der  vorkommenden  VS^aaren-  und  Geld-, 
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auch  auderer  Recbniingen;  bei  Erörterung  der  unter  den 
Parteien  streitigen  That.^achen,  aus  der  zwischen  ihnen 
geführten  Correspondenz;  desgleichen  bei  Prüfung  der 
Bücher  in  Ansehung  ihrer  Richtigkeit,  Ordnung  und 
Uebereinstimmung,  so  wie  der  dagegen  etwa  gemachten 
Ausstellungen,  mit  zuziehen,  und  auf  seineu  Rath  und 
sein  Gutachten  Rücksicht  nehmen. 

Am  Schlüsse  der  Instruction  mufs  er  den  Assistenten  mit 
seinem  Gutachten  über  die  Sache  selbst,  in  so  fern  sie 
auf  einem  wirklichen  Handlungsverkehre  beruhet,  beson- 
ders zum  Protokolle  vernehmen,  und  dabei  dahin  sehen, 
dafs  derselbe  dies  Gutachten  deutlich,  bestimmt,  auf  die 
wirkliche  Streitfrage  passend,  und  mit  Gründen  unter- 
stützt, abgebe.  Das  Gericht  aber  mufs  ein  solches  Gut- 
achten, wenn  es  den  hier  erwähnten  Erfordernissen  ge- 
nügt, bei  Entscheidung  der  Sache  gehörig  berücksich- 
tigen. 

A.  G.  O.  a.  a.  O.  §.  5.  6. 

§.    360. 

Wenn  von  einem  solchen  Erkenntnisse  appellirt 
worden  ist,  und  es  auch  in  der  zweiten  Instanz  noch 
auf  dergleichen  Punkte,  zu  deren  richtiger  Erörterung 
kaufmännische  Keuutnifs  und  Erfahrung  gehört,  ankom- 
men sollte;  so  mufs  alsdann  ebenso,  wie  ein  anderer 
Deputirter  des  Gerichts  zur  Instruction  des  Appellatorii 
ernannt  wird,  demselben  auch  ein  anderer  Assistent  aus 
der  Kaufmannschaft  beigegeben,  dieser  bei  der  Instruction 
der  Sache  ebenso,  wie  in  erster  Instanz  zugezogen,  und 
am  Schlüsse  der  Sache  sein  Gutachten  gefordert  werden. 

A.  G.  O.  a.  a.  O.  §.  7. 

§.    361. 
Findet  der  Appellationsrichter  bei   dem  Vortrage  der 
Sache,    dafs   die  Gutachten    der   beiden    in    erster   und 
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zweiter  Instanz  zugezogenen  Sachverständigen  tiber  einen 
zu  ihrem  Geschäfle  gehörigen  Punkt,  auf  den  es  bei  der 
Entscheidung  "wirklich  ankonniit,  von  einander  abwei- 
chen,   oder    sich    gar    widersprechen,    so    kann   der 
Grund    davon    darin    liegen,     dafs    die   Lage    der    Sache 
selbst  durch  die  neue  Untersuchung,  und  die  dabei  erst 
zum    Vorschein    gekommenen    oder    näher    entwickelten 
Thatsachen  verändert  worden   ist;    und    dann   mufs   der 
Richter  das  Erkenntnifs,  nach  seiner  besten  Einsicht  und 
Ueberzeugung,  mit  gehöriger  Rücksicht  auf  das  Gutach- 
ten des   zweiten  Sachverständigen  abfassen.  —   Ist  aber 
die  Lage  der  Sache  unverändert  geblieben,  und  die  Ver- 
schiedenheit der  beiden  Gutachten  hat  also  in  einer  wirk- 
lichen Verschiedenheit  der  Meinungen  und  Behauptungen 
über  das,  was  in  dem  angegebenen  Falle  den  Handlungs- 
gebräuchen und  Gewohnheiten  gemäfs  sey,  ihren  Grund; 
so  nuifs  das  Gericht  beide  Kaufleute  über  die  Verschie- 
denheit ihrer  Meinungen,    und    die  von  jedem^u  deren 
Unterstützung  augeführten  Gründe  näher  vernehmen,  sie 
durch  gegenseitige  Erläuterungen  zur  Uebereinslimmung 
bringen,  oder  doch  wenigstens  die  Sache  so  genau  und 
umständlich,  als  möglich,  auseinander  zu  setzen  bedacht 
sejn.  Wenn  keine  Uebereinstimmung  zu  erreichen  wäre, 
so  mufs  es  die  Akten  nebst  den  beiderseitigen  Gutachten 
und  dem  gedachten  Vernehmungsprotokolle,  einem  drit- 
ten erfahrenen  Kaufmanne  vorlegen,  und  von  demselben 
als    Obmann   ein   anderweitiges,    ebenfalls    mit   Gründen 
unterstütztes,  Gutachten  einfordern;    auf  welches  sodann 
bei  Abfassung  des  Erkenntnisses  vorzüglich  Rücksicht  zu 
nehmen  ist. 

Einseitig  von  den  Parteien  eingeholte  und  beigebrachte 
Alteste,  oder  sogenannte  Parcres  a),  können  zwar  der 
Erläuterung    wegen    zu    den   Akten   genommen  werden, 
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verdienen   aber  nidit  gleiche   Rücksicht  mit   den,    nnfer 
Directiou   des   Richters,  aus   den   vorgelegten  Akten  ab- 
eestatleten  Gutachten  der  vereidigten  Sachverständigen. 
A.  G.  O.  a.  a.  O.  §.  8. 

a)  Dergleichen  Pareres  angesehener  Kaufleute  können 
zwar,  'als  unheschworcne  Privatgutachten,  nie  einen  Beweis 
machen,  deniungeachtet  aher  mehr  oder  weniger  zur  Unter- 
st ülzung  dienen,  Vergl.  Pardcssns  cours  d,  d.  c.  T.  W. 
p.  220. 


3)    Von  eigentlichen  Mercantil-Processen. 

§.     362. 

Da  an  Orten,  ^^vo  Messen,  Yieh-  und  andere  Markte 
gehalten  werden,  zwischen  den  dazu  sich  einfindenden 
Fremden,  elweder  unter  sich,  oder  mit  einheimischen 
Kaufleulen,  über  Geschäfte,  welche  von  ihnen  wäh- 
rend der  Messe,  oder  des  Marktes,  verhandelt  wor- 
den sind,  Prozesse  zu  entstellen  pflegen,  und  die  Be- 
schleuniirun^  solcher  Prozesse  zur  Beförderung  des 
Handels  vorzüglich  nolhwendig  ist,  so  sind  für  derglei- 
chen Mercautilprozesse  einige  besondere  Vorschriften  er- 
lassen worden. 

§.    363. 

An  Orten,  wo  Messen  oder  stark  besuchte 
Märkte  Statt  finden,  soll  eine  Deputation  niedergesetzt 
werden,  welche  aus  Mitgliedern  des  ordentlichen  Ge- 
richts und  Polizey-Magistrats,  und  aus  Handluugscrfah- 
renen  bestehen,  und  sich,  so  lange  die  Messe  oder  der 
Markt  dauert,  täglich  Vor-  und  Nachmittags  an  einem 
dazu  passenden  Orte  versammeln  soll.  Die  nähere  Ver- 
fassung dieser  Deputation,  aus  wie  vielen  und  welchen 
Mitgliedern  und  Subalternen  sie  bestehen,  und  wo  sie 
ihre  Versammlungen  hallen  solle,  wird  nach  den  besou- 
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dem    Verhältnissen    jedes    Handelsortes    besonders    re- 
gulirt, 

A.  G.  O.  a.  a.  O.  §.  10. 

§.  364. 
Es  sollen  bei  dieser  Deputation  alle  Prozesse,  welche 
während  der  Messe  oder  des  Marktes  über  Han- 
delsgeschäfte entstehen,  wobei  ein  auswärtiger  Kauf- 
mann als  Kläger,  Beklagter,  Adcitat  u.  s.  w.  interessirt, 
angebracht  und  instruirt  werden. 

Unter  auswärtigen  Kaufleuten  werden  hier  alle  die- 
jenigen verstanden,  welche  anderswo,  als  an  dem  Orte 
der  Messe,  oder  des  Marktes,  ihren  ordentlichen  Wohn- 
sitz haben,  ohne  Unterschied:  ob  sie  an  sich  Fremde, 
oder  Königliche  Unterthanen  sind. 
A.  G.  O.  a.  a.  O.  §.  11. 

§.  365. 
Die  Instruction  geschieht  vor  der  versammel- 
ten Deputation;  wenn  aber  die  Geschäfte  sich  häu- 
fen, oder  eine  Sache  weitläuftiger  als  gewöhnlich  zu 
werden  scheint,  so  steht  dem  Dirigenten  der  Deputation 
frei,  die  Instruction  einzelnen  Mitgliedern,  mit  Zuthei- 
lung  vereideter  Protokollführer,  zu  übertragen. 
A.  G.  O.  a.  a.  O.  §.  12. 

§.  366. 
Wenn  die  Sache  sich  nicht  etwa  zum  Wechsel-  oder 
Executiv- Prozesse  qualißcirt,  so  finden  zwar  die  Regeln 
des  ordentliehen  Prozesses  im  Wesentlichen  Anwendung; 
doch  müssen  die  Termine  und  Fristen  um  so  viel 
mehr  abgekürzt  werden,  als  beide  Theile  in  Person, 
oder  doch  durch  ihre  Ilaudlungsdiencr,  Faktore  u.  s.  w. 
gegenwärtig  sind,  und  die  Sache  ein  erst  vor  kurzer 
Zeit  vorgefallenes  Geschäft  zum  Grunde  hat. 

Es    mufs    daher    der   sich    meldende   Kläger    sofort 

vor- 
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vorschriftsmafsig  mit  seiner  Klage  zu  Protokoll  geuom- 
inen  werden.  Dieselbe  wird  demnächst,  nebst  getreuen 
Abschriften  von  den  etwa  beigebrachten  Urkunden,  dem 
Beklagten  communicirt,  dieser  aber  zu  einem  Termine, 
in  wt^lchem  er  sich  auf  die  Klage  zu  erklären  und  wei- 
tere Instruction  zu  gewärtigen  habe,  vorgeladen. 

Die  Vorladung  geschieht  zwar  durch  ein  schriftli- 
ches, von  den  anwesenden  Mitgliedern  des  Gerichts  zu 
vollziehendes,  Decret,  welches  aber  nicht  förmlich  ausge- 
fertigt werden  darf. 

Der  Termin  mufs,  nach  Bewandnifs  der  Umstände, 
fio  kurz  als  möglich  anberaumt,  und  nicht  leicht  über 
21  Stunden  hinausgesetzt  werden. 

Eine  Prorogation  dieses  Termines  findet  nur  dann 
Statt,  wenn  der  Beklagte  wirklich  erhebliche  Hindernisse 
anzeigt,    und  zugleich  bescheinigt.      Mehr   als    Einmal 
kann  die  Prorogation  nicht  zugestanden  werden. 
A.  G.  O.  a.  a.  O.  §.  13  —  18. 

§.    367. 

Der  Beklagte  mufs  den  Termin  persönlich  abwar- 
ten, und  die  Vertretung  durch  einen  sonst  qualificirten 
Bevollmächtigten  ist  nur  alsdann  zulässig,  wenn  der  Be- 
klagte die  Messe  oder  den  Markt  nicht  persönlich,  son- 
dern nur  durch  einen  Faktor,  Handlungsbedienten,  oder 
andere  dergleichen  Bevollmächtigte  besucht  hat;  oder 
wenn  er  zwar  am  Orte  gegenwärtig  ist,  zugleich  aber 
sehr  erhebliche  Umstände,  welche  ihn  an  der  persönli- 
chen Beiwohnung  der  Instruction  verhindern,  anführt 
und  gehörig  bescheinigt. 

A.  G.  O.  a.  a.  O.  §.  19. 

-  §.   368. 

Das  gegen  den  Contumacialbescheid  sonst  zu- 
lässige Rechtsmittel  findet    hier   mit  der   Einschränkung 

26 
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Statt,  dafs  der  Verklagte  sich  nicht  wie  gewöhnlich  bin- 
nen 10  Tagen,  sondern  innerhalb  24  Stunden,  von  der 
Zeit  an,  da  ihm  die  Abschrift  des  Bescheides  zugestellt 
worden,  bei  dem  Gerichte  melden  und  von  diesem  Rechts- 
mittel Gebrauch  machen  mufs. 

A.  G.  O.  a.  a.  O.  §.  20.  21. 

§.   369» 

Erscheint  hingegen  der  Beklagte,  so  mufs  er  zuvör- 
derst allein,  und  ohne  Beiseyn  des  Klägers,  mit  seiner 
Antwort  auf  die  Klage,  und  seinen  etwaigen  Einwen- 
dungen, den  gewöhnlichen  Vorschriften  gemäfs,  vernom- 
men werden.  Demnächst  wird  dem  Kläger  das  über  die 
Antwort  des  Beklagten  aufgenommene  Protokoll  vorge- 
lesen, wo  es  nöthig  ist,  erklärt,  er  mit  seinen  Einwen- 
dungen darauf  gehört;  auf  diese  Art  durch  fortgesetzte 
Vernehmung  beider  Theile,  jede  zur  Sache  erhebliche 
Thatsache  ordentlich  auseinander  gesetzt,  und  der  Sta- 
tus controverstae  regulirt. 

A.  G.  O.  a.  a.  O.  §.  22.  23.     cf.  §.  24. 

§.    370. 

Bei  Aufnehmung  der  Beweismittel  selbst  gelten 
ebenfalls  die  allgemeinen  Vorschriften,  nur  mit  dem  Un- 
terschiede, dafs,  wenn  die  abzuhörenden  Zeugen  an  eben 
dem  Orte,  wo  das  Gericht  seinen  Sitz  hat,  sich  aufhal- 
ten, es  einer  förmlichen  schriftlichen  Citation  derselben 
nicht  bedarf,  sondern  sie  blos  durch  den  vereideten  Ge- 
richtsboten mündlich  vorzuladen  sind,  und  diesem  der 
Auftrag  dazu  durch  ein  zwar  schriftlich  abgefafstes,  aber 
nicht  expcdirtes  Decrct,  durch  dessen  Vorzeigung  er  sich 
gegen  die  Vorgeladenen  legilimircn  mufs,   gemacht  wird. 

^Venn  eine  Partei  Beweismittel  in  Vorschlag  bringt, 
deren  Aufnehmung  mit  beträchtlichem  Zeitverluste  ver- 
knöpft sejn  würde,  so   kann  zwar  das  Gericht  derglei- 
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clicn  Beweismittel,  wenn  sonst  das  streitige  Factum  er- 
heblich scheint,  nicht  verwerfen,  es  müssen  aber  die  all- 
gemeinen Vorschriften  wegen  des  jurameiitum  calumniae 
genau  beobachtet,  die  etwa  an  fremde  Gerichte  zu  erlas- 
senden Requisitionen  besonders  beschleunigt,  und  darin 
jedesmal,  dafs  sie  einen  Merkantilprozefs  betreffen,  aus- 
drückhch  angezeigt  werden. 

A.  G.  O.  a.  a.  O.  §.  25.  26. 
Von  dem  besondern  Vorrechte  der  Kaufleute,   durch 
ihre  Bücher  einen  Beweis  zu  führen,  ist  schon  die  Rede 
gewesen  a).   Hinsichtlich  anderer  Beweismittel  treten  die 
gewöhnlichen  Vorschriften  ein* 

a)  J.  L.  C.  Meister  de  fide  librornm  mercatorlorum. 
Gottingae  1789.  4.  —  Pardessus  cours  d.  d.  c.  T.  I.  p.  73. 
80.  242 — 262*  —  H.  Bodinus  de  librls  mercatoruni  suspectis. 
Halae  1756. 

§.     371; 

Die  Vorschläge  zur  Sühne  mufs  sich  das  instrui^ 
rende  Gericht  überhaupt,  besonders  aber  dann  angelegen 
seyn  lassen,  wenn  auf  Beweismittel  provocirt  worden, 
deren  Aufnehmung  mit  grofsera  Zeitaufwande  verbunden 
sejn  würde. 

A.  G.  O.  a.  a.  O.  §.  27. 

§.    372. 

Nach  geschlossener  Instruction  und  fruchtlosem  Sühn- 
versuche, müssen  die  Akten  sofort  zur  Abfassung  des 
Erkenntnisses  vorgelegt  werden,  und  es  sollen  schrift- 
liche Deductionen  in  der  Regel  nicht  Statt  finden* 
Wenn  es  jedoch  die  Parteien  verlangen,  oder  der  Rich- 
ter in  wichtigen  Sachen  bei  der  Instruction  wahrgeuom- 
\x\Q\\  hnt,  dafs  es  bei  deren  Entscheidung  auf  eine  zwei- 
felhafte Rechtsfrage  wirklich  ankommen  dürfte,  so  sollen 
beiden  Theilen  Assistenten  zugeordnet,  diesen  i^\c  Akten 
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Torjjelc^t,  nncl  von  ihueu  dio  Dcductionen  entweder  so- 
fort jniindlich  zum  Protokolle  gegeben  oder  Pchrifllich 
eingereicht  werden.  Jedenfalls  aber  darf  die  Vorlegung 
der  AkCen  dadurch  nicht  über  drei  Tage,  nach  geschlos- 
icner  Instruction,  aufgehaheu  werden. 
A.  G.  O.  a.  a.  O.  §.  28. 

§.    373. 

Das  Erkenntnifs  mufs  innerhalb  24  Stunden,  oder, 
wenn  die  Sache  sehr  weitläuflig  ist,  binnen  48  Stunden 
nach  erfolgter  Vorlegung  der  Akten  äbgefafst  werden. 
A.  G.  O.  a.  a.  O.  §.  29. 

§.    374. 

Die  Appellation  ist  gegeu  ein  solches  Erkenntnifs 
in  denselben  Fällen  zulässig,  wie  sie  gegen  ein  im  or- 
dentlichen Prozesse  ergangenes  Urtheil  gestattet  ist.  Ea 
mufs  jedoch  das  Rechtsmittel  gleich  bei  der  Publication 
des  Urlheils,  oder  wenigstens  24  Stunden  nachher,  bei 
dem  instruirenden  Gerichte  zu  Protokoll  angemeldet  wer- 
den. Die  Instruction  des  Appellatorii  gehört,  der  Regel 
nach,  ohne  Unterschied  der  Fälle,  vor  den  Richter  der 
ersten  Instanz.  Wenn  jedoch  der  bei  der  Sache  inleressi- 
rende  fremde  Kaufmann  selbst  darauf  autrüge,  oder  es 
eich  nach  dem  Antrage  des  Gegners  ausdrücklich  gefal- 
len liefse,  dafs  diese  Instruction  bei  dem  Obergerichte 
geschehen  solle,  so  mufs  diesem  Antrage  zwar  nachge- 
geben werden,  es  findet  aber  alsdann  das  abgekürzte 
Merkantilverfahren  nicht  ferner  Statt.  Bleibt  die  Sache 
bei  dem  Untergerichte,  so  mufs  dazu,  wenn  dasselbe  ein 
formirles  Collegium  ausmacht,  jedesmal  ein  anderer  l)e- 
putirter,  als  der  die  vorige  Instanz  instruirt  hat,  bestellt 
werden. 

Eine  Frist  zur  Ausführung  der  Appellationsbeschwcr-     .| 
den   darf  nie  länger  als  bis  auf  den   dritten   Tag  uacb 
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Aniuelduug  der  Appellation  bewilligt  werdeu.  Dio  Auf- 
uehniung  des  AppellationsprotokoIIs  geschieh!,  wenn  dio 
Anmeldung  des  Rethlsniillels  sogleich  bei  der  Publica- 
tiou  erfolgt,  noch  von  dem  Depulirteu  der  ersten  Instanz, 
sonst  aber  mufs  sie  schon  von  dem  zur  Instruction  deg 
Appellatorii  ernannten  neuen  JJeputirten  besorgt  werden. 

Der  Instructionstermin,  welcher  hierauf  anzuberaumea 
ist,  mufs,  wenn  der  Appellant  nichts  Neues  in  facto  an- 
geführt hat,  auf  den  folgenden,  sonst  aber  auf  den  drit- 
ten Tag  anberaumt  werden.  Bei  der  Instruction  mufs, 
wenn  keine  neuen  Thatsachen  vorgekommen  sind,  der 
A])pellant  darüber,  ob  und  was  er  zur  Unterstützung  des 
vorigen  Erkenntnisses,  und  zur  ^Widerlegung  der  von  dem 
Gegner  erhobenen  Beschwerden  noch  beizubringen  habe, 
zum  Protokolle  vernommen  werden,  w  enn  aber  eine  neue 
Instruction  in  facto  nothwendig  ist,  so  wird  damit,  so 
wie  hinsichtlich  der  Deductionen,  nach  den  für  die  erste 
Instanz  gegebenen  Vorschriften  verfahren.  Demnächst 
hat  das  instruirende  Gericht  die  Akten  schleunigst  au 
das  Obergericht  einzusenden. 

A.  G.  O.  a.  a.  O.  §.  30  —  40. 

§.    375. 

Das  Ober -Gericht  mufs  das  Erkenutnils  schleunigst 
abfassen  und  es  an  den  instruirenden  Uuterrichter  zur 
Publication  ungesäumt  remittiren. 

Bei  der  Publication  wird  beiden  Theilen  von  dem 
ihnen  noch  zustehenden  Rechtsmittel  der  Revision 
Machricht   gegeben. 

A.  G.  O.  a.  a.  O.  §.  41.  42. 

Will  sich  eine  Partei  dieses  Rechtsmittels  noch  be- 
dienen, so  mufs  sie  dasselbe  längstens  innerhalb  24  Stun- 
den nach  publicirtem  Appellalionserkenntnisse,  bei  dem 
instruirenden  Unterrichtcr  zum  Protokolle  anmelden.    Es 
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ist  hierauf  der  Revident  sofort  über  seiue  Beschwerdcu 
näher  zu  vernehmen  und  das  Protokoll  dem  Reviseu  zur 
Beantwortung  binnen  24  Stunden  vorzulesen.  Hiernächst 
eiud  die  Akten  unmittelbar  an  den  Revisionsrichler  ein- 
zusenden, vrelcher,  nach  schleuniger  Abfassung  des  Er- 
kenntnisses, dasselbe  zur  gewöhnlichen  Publication  an 
den  Unterrichter  remittirt. 
A.  G.  O.  a.  a.  O.  §.  43. 

4)    Anwendung   des   Mercantil -Prozesses    auf 

andere  kaufmännische  Rechtssachen. 

§.    3T6. 

Die  für  eisentliche  IMercantil-Prozesse  gesehenen  Vor- 
Schriften  finden  auch  aufser  den  Mefs  -  und  Marktzeiten, 
in  eigentlichen  Handlungsprozesseu  zwischen  Kaufleuten 
in  solchen  Zeiten  Anwendung,  wo  wegen  des  Ab-  und 
Zugangs  fremder  Handelsleute  oder  Schiffe,  ein  vorzüg- 
lich lebhafter  Verkehr  getrieben  wird. 
A.  G.  O.  a.  a.  O.  §.  44. 

§.    377. 

Auch  uiufs  in  solchen  Zeiten  ein  beständiger  Depu- 
tirter  aus  der  Mitte  des  Gerichts  ernannt,  und  ihm  ein 
oder  mehrere  Sachverständige  zugeordnet  werden,  denen 
es  vorzüglich  obliegt,  sich  einer  schnellen  Erörterung 
und  Beseitigung  solcher  Streitigkeiten,  die  über  einen 
getroffenen  Handel,  dessen  Erfüllung  oder  Aufhebung 
entstehen,  zu  unterziehen.  Die  hierzu  bestellten  Perso- 
nen müssen  der  Kaufmannschaft  durch  Anschlag  auf  der 
Börse  u.  s.  w.  bekannt  gemacht  werden,  und  sie  sind 
verpflichtet,  sobald  sich  Jemand,  wenn  auch  nur  münd- 
lich, wegen  eines  solchen  entstandenen  Streits  bei  einem 
von  ihnen  meldet,  die  Sache  sofort  vorzunehmen. 

Die  Absicht  dieser  Anordnung  ist,  dergleichen  Strei- 
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lit^keiten  tladurcli,  dafs  sie  auf  der  Stella  erörtert  werden, 
und  durch  die  Veniiiltcluiig  des  zugezogenen  Sachver- 
fctändigen,  uiügliclisl  in  Güte  abzuuiacheu.  Erst  >venn 
dieser  Sühnversuch  fehlschlägt,  iimfs  die  Sache  zur  pro- 
zefsmäfsigen  Instruction  eingeleitet  werden,  dabei  aber 
fcind,  wegen  der  zu  bewerkstelligenden  Beschleunigung, 
die  obigen  Vorschriften  zu  beobachten. 
A.  G.  O.  a.  a.  O.  §.  45.  46. 

Von  Assecuranzstreitigkeiten  und  Wechsel- 
prozessen wird  an  dem  betreffenden  Orte  die  Rede 
seyn;  hier  ist  indessen  noch  das  besondere  Verfahren 
in  Rheinschifffahrtssachen  zu  erwähnen. 

5)      Von    den    Gerichten    in    streitigen    Rhein- 
schiff fahr  ts  -Angelegenheiten. 

§.     378. 

Durch  die  R.heiuschifffahrts- Ordnung  vom  31.  März 
1831  ist  bestimmt  worden,  dafs  an  jedem  Ein-  oderAb- 
ladehaf^n,  oder  in  jedem  Gemeindebezirk,  worin  sich  ein 
Rheinzollamt  befindet,  ein  daselbst  oder  doch  so  nahe 
als  möglich  wohnender,  auch  aufserdem  einem  richterli- 
chen Amte  vorstehender  Beamter  ernannt  werden  soll, 
um  sich  in  folgenden  Angelegenheiten  einer  summarischen 
Rehandiung  und  Entscheidung  derselben  in  erster  Instanz 
zu  unterziehen: 

fl)  aller  Contravenlionen  gegen  die  Bestimmungen 
der  erwähnten  Schifffahrts- Ordnung  und  der  hierdurch 
verwirkten  Strafen,  in  so  fern  der  Schiffspalron  oder 
Fulirer  sich  denselben  nicht  freiwiüig  unterwirft; 

b)  aller  Streitigkeiten  wegen  Zahlung  der  Rhein- 
schifffahrts-,  Krahn-,  W^'aagc-,  Hafen-  und  Werft-  oder 
Bohlwerka- Gebühren  und  wegen  ihres  Betras:csi 
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«j)  der  von  Privatpersonen  uuternoniinenen  Hem- 
mung des  Leinpfades; 

(I)  der  den  Eigenihümern  der  Zugpferde,  bei  dem 
Heraufziehen  der  Schiffe,  zur  Last  gelegten  Beschädigun- 
gen an  Gruudeigenlhuin,  so  wie  über  jeden  Schaden, 
den  Schiffer  oder  Flöiser,  während  der  Fahrt  oder  beim 
Anlanden,  durch  ihre  Fahrlässigkeit  Andern  verursacht 
Laben  sollen. 

Rheinschifffahrts-Ordn.  Art.  81. 
Die  Richter  werden   von   dem  Staate,    der  sie  dazu 
bestimmt  und  anstellt,  als  solche  erklärt. 

Sie  werden  nicht  nur  im  Allgemeinen  eidlich  darauf 
verpflichtet,  dafs  sie  jedem,  ohne  Unterschied  der  Per- 
son, schleunige  und  unparteiische  Gerechtigkeit  wiederfah- 
ren lassen  wollen;  sondern  versprechen  zugleich,  in  al- 
len Fällen  die  Schifffahrts- Ordnung  zur  Richtschnur  zu 
nehmen. 

a.  a.  O.  Art.  82. 
Streitigkeiten,    welche   an   der  Zollstelle  selbst  entste- 
hen,   gehören   ausschlicfslich  zur  Competenz  des  daselbst 
angestellten  Zollrichters. 

Wird  an  einer  Rheinzollstelle  über  Defraudation  der 
Rheinschifffahrtsabgaben  geklagt,  so  untersucht  der  Rich- 
ter nicht  blofs  den  Betrug,  den  der  Schiffspatron  oder 
Führer  an  der  Zollstelle  selbst  begangen  haben  soll,  wo 
er  zuerst  beschuldigt  wird,  sondern  auch  die  übrigen,  auf 
derselben  Fahrt  an  den  vorherigen,  von  ihm  schon  zu- 
rückgelegton Zollstellen  desselben  Gebiets  begangenen 
Defraudationen,  und  bringt  auch  diese  bei  der  Bestim- 
mung der  Strafe  in  Anschlag. 

'  Klagen  wider  Schiffspatrone,  Führer  der  Leinpferdc 
oder  andere  Prival[)ersonon,  über  Ileinmung  des  Lein- 
pfades oder  über  Jkschädigung  an  Grundeigenlhum,  sind 
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bei   dem   zunSchst  vrohDcnden  Zollgerichtc  de»  Gebietes, 
wo  sich  der  Vorfall  ereignet  hat,  anzubriugen. 
a.  a.  O.  Art.  83. 

§.     379. 

Der  Zollrichter  untersucht  die  bei  ihm  angebrachten 
Streitigkeiten  summarisch.  —  Klage,  Antwort  und  alle 
weitern  Ausführungen  der  Parteien  werden  mündlich  an- 
gebracht und  zu  Protokoll  genommen,  worauf  nach  Ver- 
schiedenheit der  Umstände  entweder  noch  Beweis  aufge- 
nommen, Besichtigung  u.  s.  w.  gehalten,  oder  sogleich 
das  Endurlheil  erlassen  wird. 

In  allen  Fällen  werden  dem  Urtheile,  es  sey  definitiv 
oder  nicht,  die  Thatumstände,  welche  den  Streit  veran- 
lafst  haben,  die  Fragen,  worauf  es  nach  den  beiderseiti- 
gen Verhandlungen  ankam,  und  die  Entscheidungsgründe 
beigefügt. 

Bei  diesem  Verfahren  findet  weder  der  Gebrauch 
von  Stempelpapier,  noch  die  Anwendung  von  Sportelta- 
xen  für  die  Richter  oder  ihre  Gerichtsschreiber  Statt; 
die  Parteien  haben  keine  anderen  Kosten  als  solche  zu 
tragen,  die  durch  Zeugen  oder  Sachverständige  und  de- 
ren Vorladung,  durch  Insinuationen,  Porto  u.  s.  w.  ver- 
anlafst,  und  nach  der  für  andere  Streitsachen  eingeführ- 
ten Taxordnung  erhoben  werden. 

Ueberdies  kann  der  Schiffspatron,  oder  Führer,  oder 
der  Flöfser,  wegen  einer  eingeleiteten  Untersuchung  an  der 
Fortsetzung  seiner  Kcise  nicht  gehindert  werden,  sobald 
er  die  von  dem  Richter  für  den  Gegenstand  der  Unter- 
suchung festgesetzte  Caution  geleistet  hat. 
a.  a.  O.  Art.  84. 

§.     380. 

Die  Urtheile  der  Rheinzollrichter  werden  unter  der 
Autorität  des  Landesherrn  erlassen.     Sie  sind  gleichwohl, 
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sobald  sie  rechtskräftig  geworden,  auch  auf  dem  Gebiete 
jedes   anderen  Rheiustaats,    ohne  weitere  Untersuchung, 
jedoch  immer    nur    nach    der  in  jedem  Staate   gültigen 
Prozefs  -  Ordnung  vollstreckbar, 
a.  a.  O.  Art.  85. 

§.     381. 

Hatte  die  Klage  einen  Werth  von  mehr  als  fünf- 
zig Thalern  zum  Gegenstande,  so  bleibt  es  dem  un- 
terliegenden Theile  unbenommen,  wider  das  Erkenntnii's 
der  ersten  Instanz  die  Appellation  einzulegen.  Er  hat 
deshalb  nach  dem  Art.  9.  des  Wiener  Vertrages  vom 
24.  März  1815  zwar  unter  der  Central-Commission 
und  der  höheren  .Instanz  des  Landes,  wo  das 
Urtheil  ergangen  ist,  die  Wahl;  da  jedoch  die 
Central-Commission  sich  nur  ein  Mal  im  Jahre  versam- 
melt, und  Gegenstände  von  mehrerer  Wichtigkeit  zu  ver- 
handeln hat,  mithin  solche  Appellationssachen  uumöghch 
sobald  entscheiden  kann,  als  es  erforderhch  ist;  so  wird 
in  dem  Fälle,  wenn  der  Appellant  seinen  Kecurs  an  die 
Central-Commission  nimmt,  das  Urlheil  erster  Instanz 
provisorisch  vollstreckt;  wobei  es  der  Einsicht  der  Rich- 
ter anheim  gestellt  bleibt,  diese  Vollstreckung  mit  oder 
ohne  vorherige  Sicherheitsleistung  zu  verstatten. 
a.  a.  O.  Art.  86. 

In  jedem  Rheinstaate  bestimmt  der  Landesherr  ein 
für  allemal  das  Gericht,  bei  welchem  die  AppcHationou 
gegen  die  in  diesem  Gebiete  von  den  Zolhichtern  in 
erster  Instanz  gesprochenen  Urtheile  angebracht  werden 
können. 

Dieses   Gericht   darf   seinen   Sitz  in   keiner  von  dem 
Rheinufer  allzu  entfernt  hegenden  Stadt  haben. 
a.  a.  O.  Art.  87. 

Wird  die  Appellation  bei  diesem  Gerichte  eingelegt, 
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so  Iiat  der  Appellant  die  dort  hcrgebrachlen  Formen  zu 
beobachten.  Ist  es  dage2:en  die  Absicht,  die  Appellation 
Lei  der  Central- Commission  einzulegen,  so  wird  der  Akt, 
wodurch  dies  geschieht,  in  den  nächsten  10  Tagen  von 
der  Insinuation  des  ürtheils  an  gerechnet,  dem  Gerichte, 
welches  entschieden  hat,  nach  der,  durcii  die  in  dem  be- 
treuenden Staate  gültige  Prozefs-Ordnung,  vorgeschriebe- 
nen Form,  und  eben  so  dem  obsiegenden  Theile  zu- 
gestellt. 

Dieser  Akt  enthält  eine  summarische  Anzeige  der 
Beschwerden  des  Appellanten,  nebst  der  Erklärung,  dafs 
die  Appellation  bei  der  Central -Commission  fortgesetzt 
werden  solle. 

Der  Appellant  übergiebt  zugleich  in  den  nächsten  4 
Wochen  nach  der  geschehenen  Insinuation  des  Appella- 
tions-Aktes eine  schriftliche  Ausführung  seiner  Beschwer- 
den bei  dem  Richter,  der  in  der  ersten  Instanz  erkannt 
hat.  Der  Appellat  antwortet  darauf  binnen  einer  ihm 
zu  bestimmenden  Frist.  —  Die  Verhandlungen  werden 
demnächst  mit  den  vorherigen  Akten  dem  Ober-Aufseher 
der  Rheins chifTfahrt  eingescliickt ,  der  sie  der  Central- 
Commission  bei  ihrer  nächsten  Zusammenkunft  zur  Ent- 
sclieidung  vorlegt. 

Werden    diese    dem    Appellanten    vorgeschriebenen 
Formen  nicht  beobachtet,   so   wird  die  Appellation  als 
aufgehoben  und  nichtig  angesehen. 
a.  a.  O.  Art.  88. 

6)    Abweichungen    nach    dem  Cod$  du 
Commerce, 
§.    382. 
Mit  Rücksicht  auf  das  Französische  Gerichtsverfahren 
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überhaupt,  giciit  das  Französisclic  Ilaiidelsgesclzbuch  fol- 
sendc  besondere  V^orschriflen: 

Les  Iribiiiiaux  de  comracrcc  sont  dans  les  attribulioiis 
et  soiis  la  sur  veillaiice  du  ministre  de  la  justice.  Code 
d.  C.  L.  IV.  tit.  II.  art.  630. 

La  forme  de  pro ce der  devaiit  les  tribunaux  de 
commerce  sera  sulvie,  teile  qu'elle  a  cte  roglee  par  le 
tit.  XX \'.  du  liv.  II.  de  la  premiere  parlie  du  Code  de 
Procc'dure  civile. 

Neanmoiiis,  les  articles  156,  158  et  159  du  mrmc 
Code  r?),  rcdatifs  aux  jugcmeiis  par  dofaut  reiidus  par  les 
tribunaux  infcrieurs,  seront  applicabes  aux  jugemcns  par 
defaut  rcndus  p^i|!»'les  tribunaux  de  commerce. 

Les  appels  des  jugemcns  des  tribunaux  de  com- 
nieree  seront  portes  pardevant  les  cours  dans  le  ressort 
desquelles  ces  tribunaux  sont  situes. 

Code  d.  C.  L.  IV.  tit.  III.  art.  642.  643.  644. 
a)  Code  de  Procedurc  civile  L.  IL  des  Tribunaux  infcrieurs. 
Ali.  156.  Tous  jugemcns  par  defaut  conlrc  unc  pariic 
qui  n'a  pas  constiiuc  d'avoue,  seront  signilies  par  un  huissicr 
commis  soil  par  Ic  iribunal,  soit  par  Ic  jugc  du  domicilc  du 
defaiilant  quc  Ic  tribunal  aura  dcsignc ;  ils  seront  excculcs 
dans  le  six  mois  de  Icur  oblention,  sinon  seront  rcportcs  nou 
avcnus. 

Art.  158.  Si  le  jugemcnt  est  rcndu  conlrc  unc  parlie 
qui  n'a  pas  d'avoue,  ropposilion  sera  rcccvablc  jusqu'ä 
l'cxcculion  du  jugcmcnl. 

Art.  159.  Lc  jugemcnt  est  rcpulc  cxt'cutc,  lorsquc  les 
mcublcs  ont  cte  vcndus,  ou  quc  lc  condanmc  a  cic  cnipri- 
ßonnc  ou  rccommandc,  ou  quc  la  saisic  d'un  ou  de  plusieurs 
de  8cs  ininieublcs  lui  a  clc  uolilicc,  ou  quc  les  frais  onl  cle 
paycs,  ou  cnfin  lors([u'ii  y  a  quclquc  acte  duquci  il  rc'sullc 
ncccssaircmcnt  quc  Pcxcculion  du  jugemcnt  a  clc  connnc  de 
la  parlie  dcfaillanlc:  ropposilion  formcc  dans  les  dclais  ci- 
dcssus  et  dans  les  formcs  ci-aprcs  prcscrilcs,  suspcnd  Tcxccu- 
tion,  si  eile  n'a  pas  clc  ordoimcc  nonobslaul  Toj^^osilion. 
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§.    383. 

Lo  dülai  poiir  inlerjctcr  appel  des  jugemeiis  des  tri- 
l)iniaux  de  comiDcrcc,  sera  de  Irois  mois,  <i  compler  du 
joiir  de  la  signification  du  jugement,  pour  ceux  qui  au- 
roiit  cto  rendus  contradictoirement,  et  du  jour  de  l'expi- 
ration  du  delai  de  Topposition,  pour  ceux  qui  auront  ete 
rendus  'par  defaut:  l'appel  pourra  etre  inlerjele  le  jour 
ineme  du  jugement. 

Lappel  ne  sera  pas  rec^u  lorsque  le  principal  n'ex- 
cedera  pas  la  sommc  ou  la  valeur  de  1000  Fr. ,  encore 
que  le  jugement  n'enonce  pas  qu'il  est  rendu  en  dernier 
rcssort,  et  meme  quand  il  enoncerait  quil  est  rendu  ä 
la  eliarge  de  l'appel. 

Les  cours  d'appel  ne  pourront,  cn  aucun  cas,  a 
peine  de  nuUitc,  et  meme  des  dommages-interets  des 
parties,  s'il  y  a  lieu,  accorder  des  defenses  ni  surseoir 
il  l'execution  des  jugemens  des  tribunaux  de  commerce, 
quand  meme  ils  seraient  attaques  d'incompetence ;  mais 
elles  pourront,  suivant  l'exigence  des  cas,  accorder  la 
permission  de  citer  extraordinaircment  a  jour  et  heure 
fixes,  pour  plaider  sur  lappel. 

Les  appels  des  jugemens  des  tribunaux  de  commerce 
seront  instruits  et  juges  dans  les  cours,  comme  appels 
de  jugemens  rendus  en  matiere  sommaii'e.  La  proce- 
dure,  jusques  et  y  compris  l'arret  definitif,  sera  conforme 
a  Celle  qui  est  prescrite  pour  les  causes  d'appel  en  ma- 
ti('re  civile,  au  livre  IH.  de  la  Ire  partie  de  Procedure 
civile. 

Code  d.  C.  L.  IV.  lit.  IV.  art.  045-648. 
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11)     Von  Moratorien,  Abtretung   des   Vermögens, 
Accorden  und  BankeroLlen. 

1)     M  o  r  a  t  o  r  i  e  n. 

5.   384. 

Wenn  ein  Kaufmann  unschuldig  in  den  Verfall 
seines  .Vermögens  geräth,  so  kann  er  versuchen, 
durch  ein  Moratorium  d)  Aufschub  zu  erlialten. 

Die  Rechtswohlthat  des  Moratorii,  oder  Indults,  hat 
zur  Absicht,  einen  Schuldner,  welcher  an  sich  noch  des 
Vermögens  ist,  seine  Gläubiger  zu  befriedigen,  den  aber 
gewisse  Umstände,  ihnen  sofort  baar  und  auf  Einmal 
Zahlung  zu  leisten,  verhindern,  durch  Gestattung  einer 
gewissen  Nachsicht  in  den  Stand  zu  setzen,  dafs  er  den 
Forderungen  seiner  Gläubiger,  ohne  seinen  gänzlichen 
Verfall,  genügen  könne.  Derjenige,  welcher  sich  zu  ei- 
nem Moratorium  qualificiren  will,  mufs  nachweisen: 

a)  dafs  er  an  und  für  sich  hinlängliches  Vermögen 
besitze,  den  Anforderungen  seiner  Gläubiger  ein  Genüge 
zu  leisten; 

b)  das  Umstände  vorwalten,  die  es  ihm  unmöglich 
machen,  ohne  seinen  Ruin  sogleich  baare  Zahlung  zu 
leisten ; 

c)  dafs  gegründete  Hoffnungen  und  Aussichten  vor- 
handen sind,  dafs  er  durch  Verstattung  der  erbetenen 
Naclisicht  in  den  Stand  konnnen  werde,  seine  Credito- 
ren  zu  befriedigen,  und  sich  zugleich  in  seinem  Nah- 
rungszustande zu  erliallen. 

A.  G.  O.  Th.  I.  tit.  47.  sV  1-  3.     cf.  §.  4—65. 
Kaufleute    und    diejenigen,    welche   denselben    in 
Rechten    gleich    geachtet  werden,    können   sich   gegen 
W  e  c  Ii  s  e  I  j  u  d  i  c  a  t  e  durch  diis  Moratorium  nicht  schüz- 
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zen.  Sül)altl  sie  cß  aber  zu  einer  Wechsciexecution 
komitioii  lassen,  sind  auch  ihre  anderen  Gläubiger  nicht 
schuklig,  sich  auf  ein  von  ihnen  angebrachtes  Moratorien- 
gesuch einzulassen,  und  ihnen  die  etwa  schon  festgesetzte 
Zahlungsnachsicht  ferner  zu  gestatten. 
A.  Cx.  O.  a.  a.  O.  §.  66. 

Bei  einem  Kaufmanne  sind  auch  seine  'VS'aarcn- 
lager  als  ein  Objekt  der  Sicherheit  anzunehmen.  Doch 
mufs  die  Richtigkeit,  Quahtät  und  Verkäuflichkeit  sol- 
cher Lager,  so  wie  der  ihnen  beizulegende  Werth,  durch 
Sachverständige  geprüft  und  beurtheilt  werden. 

Auf  die  Buchschulden  eines  Kaufmanns  ist  in  so 
weit  Rücksicht  zu  nehmen,  als  dieselben  von  Sachver- 
ständigen, denen  zu  dem  Ende  die  Bücher  vorzulegen 
sind,  für  richtig  und  gut  erklärt  werden. 

Auch  ein  General- Moratorium  soll  nicht  länger,  als 
auf  ein,  zwei,  höchstens  drei  Jahre  zugestanden  werden; 
jedoch  ist  diese  Frist  nur  von  dem  Tage  an,  wo  das 
Moratorium  rechtskräftig  zuerkannt  worden  ist,  zu 
rechnen. 

A.  G.  O,  a.  a.  O.  §.  81.  85. 

a)  Letlrcs  de  surseance.  — •  Yergl.  Tonbeau  jurispr, 
consulalre.  p.  683  u.  f. 

2)     Abtretung  des  Vermögens. 
§.     385. 

Wenn  ein  von  mehreren  Gläubigern  gedrängter 
Schuldner  denselben  ein  zu  ihrer  Befriedigung  hinrei- 
chendes Vermögen  nicht  nachweisen,  und  sich  also  zum 
Indulte  nicht  quahficiren  kann;  so  ist  er  verbunden,  sein 
ganzes  Vermögen  seinen  Gläubigern  zu  überlassen,  damit 
dieselben  daraus  ihre  Befriedigung,  nach  der  in  den  Ge- 
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selten  bestimmten  Ordnung,  so  %veit  C3  hinreicht,  uehmeD 
künuen. 

A.  G.  O.  Th.  I.  tit.  48.  §.  1. 

Der  Regel  nach  wird  ein  solcher  Schuldner  durch 
diese  Abtretung  des  Vermögens  von  seiner  persönlichen 
VerbindUchkeit  gegen  die  Gläubiger  nicht  frei;  sondern 
sowohl  diejenigen,  welche  aus  den  cedirten  Gütern  nicht 
befriedigt  vr erden  können,  als  die  Wechselgläubiger,  de- 
nen die  Gesetze  eine  specielle  und  unmittelbare  Befug- 
nifs  auf  seine  Person  beigelegt  haben,  sind  berechtigt, 
auf  Personalarrest  anzutragen. 

Diese  Strenge  des  Rechts  mildern  aber  die  Gesetze 
iura  Besten  derjenigen,  welche  durch  Unglücksfälle  in 
Abnahme  ihres  Vermögens  gcrathen  sind,  indem  sie  den- 
selben gestatten,  auf  die  Rech tswohl that  der  Ver- 
mögensabtret ung  o)  zu  provociren,  und  darauf  anzu- 
tragen: dafs  sie  gegen  Üeberlassung  ihres  gesammten 
Vermögens  an  die  Gläubiger  mit  allem  Personalarrcste 
verschont,  und  auf  diese  Art  im  Stande  bleiben,  über 
ihre  Person  und  Kräfte  frei  zu  disponiren,  und  durch 
Anwendung  derselben  nicht  nur  für  sich  und  die  Ihrigen 
den  nöthigen  Unterhalt  zu  verdienen,  sondern  auch  ihren 
verfallenen  Umständen  durch  Ficifs  und  Arbeitsamkeit 
nach  und  nach  wieder  aufzuhelfen. 
A.  G.  O.  a.  a.  O.  §.  2.  3. 

a)  La  cesslon  des  blens,  par  le  failli,  est  volontalre  ou 
judIcJaire. 

Lts  effels  de  la  cession  volonlaire  se  delerminent  par  ies 
couvenlioDs  cnlre  le  fallli  et  !e>  creaiuler:». 

La  cesj>Ioii  judiciülre  ireteiiit  poInt  Tadlon  des  creanciers 
«ur  Ies  hiens  que  le  failli  peut  acqiu'nr  par  la  sulte;  eile  n'a 
d'autre  efTet  que  de  soustraire  le  debiteur  'k  la  contralnle  par 
corp.«:. 

Le    failli  qui    »era  dani  le  cas  de  rcclamer  la  cesslon  judl- 

cialre. 
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ciaire,  scm  tenu  de  former  sa  demanfle  an  tribunal,  qni  se  fera 
remetlre  les  litres  necessaires:  la  dcmande  sera  inst'ree  dans  les 
paplers  publics,  comine  il  est  dit  a  l'arllclc  683  duCoJedePro- 
cedure  clvlle. 

Codn  d.  C.  Llv.  m.  ail.  130—133.    cf.  134-139. 

§.     386. 
Es  setzt  diese  Rechtswohllhat  also  voraus: 

a)  (iafs  der  darauf  provocirende  Gemeinschuldner 
vrirklich  durch  Unglücksfälle  in  die  gegenwärtige  x-Vb- 
nahme  seines  Vermögens  gerallien  sej; 

b)  dafs  er  den  Gläubigern  sein  gesammtes  Vermö- 
gen getreulich  anzeige  und  überlasse; 

c)  dafs  er  sich  durch  sein  übriges  Betragen  des 
Schutzes  und  der  Wohllhaten  des  Staats,  so  wie  des  Mit- 
leidens seiner  Gläubiger  nicht  unwürdig  mache. 

Schuldner  also,  welche  durch  übermäfsigen,  für 
sich  selbst  oder  ihre  Familie  getriebenen  Aufwand, 
durch  offenbar  unbesonnene  und  tollkühne  Un- 
ternehmungen, oder  gar  durch  begangene  Ucbel- 
thaten,  sich  aufser  Zahluugsstand  gesetzt  haben,  können 
auf  diese  Rechtswohllhat  keinen  Anspruch  machen. 
Eben  so  wenig  diejenigen,  welche  von  ihrem  Vermögen 
etwas  verheimlicht,  oder  auf  dieT  Seite  gebracht  ha- 
ben, oder  welche,  durch  Aufstellung  erdichteter 
Gläubiger,  ihren  wirklichen  Gläubigern  die  ihnen  dem 
Scheine  nach  cedirte  Masse  ganz  oder  zum  Theil  wieder 
zu  entziehen  suchen. 

Unwürdig  des  Schutzes  der  Gesetze  und  des  Mitlei- 
dens ihrer  Gläubiger  sind  diejenigen,  welche 

a)  in  den  mit  ihren  Gläubigern  geführten  Specialpro- 
zessen der  Strafen  des  frevelhaften  Läugnens  durch  Ur- 
lheil und  Recht  schuldig  befunden  sind; 

b)  die  sich  den  Ansprüchen  der  Gläubiger,   und  der 

27 
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ihnen  sowohl,  «Ms  dem  Staate,  Ton  ihrem  Betragen  zu 
gebenden  Rechenschaft,  durch  die  Flucht  entziehen 
wollen ; 

c)  diejenigen,  welche  zu  einer  Zeit,  wo  ihnen  der 
gänzliche  Verfall  ihrer  Umstände  schon  vollkommen  be- 
kannt gewesen,  dennoch  durch  Contrahirung  neuer  Schul- 
den, durch  Veräufserung  ihrer  Güter,  durch  Gratificatio- 
nen  an  einzelne  Gläubiger,  oder  andere  dergleichen  Dis- 
positionen, etwas  zum  Nachtheile  ihrer  gesammten  Gläu- 
biger, oder  einiger  derselben  vorgenommen  haben;  ge- 
setzt auch,  dafs  dergleichen  Unternehmen  ohne  den  be- 
zweckten Erfolg  gebUeben  wären. 

"Wenn  jedoch  ein  im  Grofsen  handelnder  Kauf- 
manU)  zur  Wiederherstellung  seiner  Angelegenheiten, 
ßich  in  eine  Unternehmung  eingelassen  hat,  von  welcher 
er  sich,  nach  dem  Gutachten  der  Sachverständigen,  einen 
glücklichen  Erfolg  versprechen  konnte,  und  diese  Unter- 
nehmung ohne  seine  Schuld  mifslingt,  so  soll  ein  solcher 
Zufall  wider  ihn  als  ein  Grund,  ihm  die  Wohlthat  der 
Cession  zu  versagen,  nicht  angeführt  werden  können. 
A.  G.  O.  a.  a.  O.  §.  4—7. 

§.  387. 
Wenn  ein  Gemeinschuldner  sich  hiernach  zu  dieser 
Rechtswohlthat  qualificiren  will,  so  mufs  er  sich  bei  sei- 
nem ordentlichen  persünUchen  Gerichtsstande  melden,  ein 
richtiges  und  genaues  Verzcichnifs  sowohl  seines  Ac- 
tiv -Vermögens,  als  seiner  sämmtlichen  Schulden  überge- 
ben, und  seinen  erlittenen  Verlust  wenigstens  summarisch 
anzeigen.  In  dem  Termine,  welcher  zur  Instruction  an- 
beraumt wird,  mufs  er  den  erschienenen  Gläubigern  alle 
in  seinen  Händen  befindlichen  Nachrichten  über  seinen 
Vermögenszuslnnd  und  die  Beweismittel  seiner  Unglücks- 
fälle vorlegen,  sich  zur  eidlichen  Bestärkung  des  überge- 
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benen  statns  horiorum  erbieten,  auch  dieselbe  auf  Erfor- 
dern wirklich  leisten. 

A.  G.  O.  a.  a.  O.  §.  8.  18. 
Wenn  der  Schuldner  zur  Wohlthat  der  Cession  ein- 
iTial  gelassen  worden  ist,    so  kommt  ihm  dieselbe  gegen 
alle    seine    Gläubiger,     auch    gegen    diejenigen,     welche 
Wechselforderungen   an  ihn  gehabt,   und  sie  ganz  oder 
zum  Theil  im  Concurse  verloren  haben,  zu  Statten* 
A.  G.  O.  a.  a.  O.  §.  32. 
Dagegen  wird  ein  Schuldner  dadurch,  dafs  er  zu  der 
Rechtswohlthat  der  Cession  gelassen  worden  ist,  von  der 
Verbindlichkeit  nicht  befreit,   seinen  vorigen  Gläubigern 
den  Ausfall,  welchen  sie  im  Concurse  erlitten  haben,  so- 
bald er  wieder  in  bessere  Vermögensumstände  gelangt^ 
nachzuzahlen. 

Es  kommt  ihm  jedoch  alsdann  gegen  solche  Creditoren 
die  RechtswohUhat  der  Competenz  (s.  unten)  zu  Statten. 
Auch  versteht  sich  dergleichen  Nachzahlung  nur  von  dem 
Capital  und  den  zur  Zeit  der  Cession  rückständigen  Zinsen. 
Auf  die  Zwischenzeit  können  die  Creditoren  fernere  Zin- 
sen von  den  nachzuzahlenden  Summen  nur  in  so  fern 
fordern,  als  nach  Abzug  sämmtlicher  nachzuzahlender 
Posten,  und  der  dem  Schuldner  gebührenden  Competenz^ 
noch  etwas  dazu  von  dem  neu  erworbenen  Vermögen 
übrig  bleibt. 

In  allen  Fällen  soll  jedoch  ein  solcher  Schuldner 
mit  den  geforderten  Nachzahlungen  nicht  übereilt,  son- 
dern es  sollen  ihm  dazu  billige  Termine,  durch 
richterUche  Vermittetung,  oder  Erkenntnifs,  verschafft 
werden. 

A.  G.  O.  a.  a.  O.  §.  37  —  40.  44.     cf.  §.  41. 
Schuldner,    welche    sich    hiernach    zur   Cession    nicht 
<juahficiren  können,  bleiben  nicht  nur  für  ihre  Personen 

27* 
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ibreu  Gläubigem  nach  wie  vor  verhaftet,  sondern  es 
inufs  ihnen  auch  als  muth  willigen  B  ankere  tti- 
rerna)  (s.  unten)  der  Criminalprozefs  gemacht  werden- 
Von  diesem  letztern  soll  es  sie  auch  nicht  befreien,  wenn 
sie  blofs  aus  Gutwilligkeit  ihrer  Gläubiger,  ohne  gcselz- 
mäfsige  Oualification,  zu  dieser  P\echtswohlthat  gelassen 
worden  sind. 

A.  G.  O.  a.  a.  O.  §.  45. 

a)     Vergi.  v.  Martens  Grundrils  des  Ilanclelsrechts.  §.44. 

Reichs-Pollzey-Ordnung  von  1548.  iit.  22.  §.  1.,  von  1577. 

llt.  23.  §.  2.  —  Busch  Darstellung  der  Hamliung.  Th.  II. 
S.  Iö6  u.  f. 

ip  3)     A  c  c  o  r  d. 

§.  388. 
Ein  kaufmännischer  Bankerott  pflegt  sich  von  der  ge- 
wöhnlichen cessio  bonorum  dadurch  in  seinen  Folgen  zu 
unterscheiden,  dafs  er  sich  häufig  durch  einen  Vergleich 
endigt,  in  welchem  dem  Schuldner  von  seinen  Gläubi- 
gem so  viel  erlassen  wird,  dafs  ihm  noch  ein  Theil  sei- 
nes Vermögens  bleibt,  der  ihn  allenfalls  in  den  Stand 
setzt,  sein  Gewerbe  oder  ein  anderes  wieder  anzufangen. 
Es  ist  nun  zwar  auch  bei  Bankerotten  nicht  die  Pflicht 
jedes  einzelnen  Creditors,  einen  solchen  Vergleich  einzu- 
gehen, wenn  derselbe  auch  von  allen  übrigen  angenommen 
wird,  die  Nachsicht  gegen  einen  Kaufmann,  den  wirklich 
Unglücksfälle  getroffen  haben,  hat  dies  aber  so  gewöhnlich 
gemacht,  dafs  es  oft  zum  Mifsbrauch  ausartet,  und  die 
Fälle  sind  nicht  selten,  wo  ein  mit  Schlauheit  gemachter 
Bankerott  ein  Mittel  zur  Verbesserung  der  Vermögens- 
umstände wird  a).  Ein  solcher  Accord  kann  entweder 
unter  der  Hand  geschlossen  werden,  um  dadurch,  mit 
Verhinderung    de«    öffeutlicJien    Bruchs,    die    Ehre    und 
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Kechtü  des  iCaufiuauus  zu  erhalten,  oder  es  kaüu  letzte- 
rer, nach  erfolgter  Iiisülvenz- Erklärung,  auf  eineu  ge- 
richtlichen Accord  antragen. 

a)     Vergl.  Busch  Darst.  d.  Handl.  Th.  II.  S.  161  u.  f. 

§.     389. 

Wenn  indessen  ein  Accord  in  erster  Art  nicht  ge- 
hngt,  so  bleibt  dem  Schuldner  nur  übrig,  auf  die  Rechts- 
vrohllhat  der  Guterabtretung  zu  provociren.  Die  Preu- 
fsischen  Gesetze  bestimmen  hierüber  im  Wesentlichen 
Folgendes: 

Gemeinschuldner,  welche  zu  der  Rechtswohlthat  der 
Cession  ihre  Zuilucht  nehmen,  pflegen  sich  auf  das  Mit- 
leiden ihrer  Gläubiger  zu  berufen,  und  denselben  Vor- 
schläge zu  machen,  wie  sie  durch  Nachlafs  eines  Theils 
ihrer  Forderungen,  sie  zur  Bezahlung  des  Ueberrestes  in 
den  Stand  setzen,  und  dadurch  dem  Ausbruche  eines 
Concurses  vorbeugen;  oder  doch  durch  Aussetzung  eines 
gewissen  Quanti  aus  der  Masse,  oder  durch  Ueberlas- 
sung  eines  'J'heils  derselben,  ihnen  den  nothdürftigen  Un- 
terhalt {heneficium  competentiae)  a) ,  oder  die  Mittel,  ih- 
ren verfallenen  Umständen  wieder  aufzuhelfen,  verschaf- 
fen sollen. 

Es  kann   ein  jeder  Schuldner  seinen  Gläubigern  sol- 
che   Behandlungs-Vorschlägc     aufsergerichtlich 
thuu,  und  sich  mit  ihnen  darüber  vereinigen. 
A.  G.  O.   Jh.  I.  Üt.  49.  §.  1.  2. 

a)  Vergl.  J.  A.  Hellfeld  de  beneficio  competentiac  ex 
proprio  aeque  ac  lertli  jure.  In  opusc.  nr.  25.  —  Dabei 0\r 
vom  Concurse.  S.  159  —  178.     S.  506 — 516. 

§.      390. 
Wenn    aber    ein    solches    Privatabkommen   nicht    zu 
Stande  kommt,  und  die  Vorschläge  gerichtlich  bei  der 
Provocalion  auf  die  Cession  angebracht  werden,  so  mofs 
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das  Gericht,  wenn  es  findet,  dafs  der  Gemeinschuldner 
wirklich  durch  Unglücksfalle  und  ohne  sein  Verschulden 
in  seine  jetzigen  Umstände  gerathen  sey,  auch  dafs  die 
von  ihm  gemachten  Vorschläge  weder  übertrieben,  noch 
sonst  unbiUig  sind,  alle  Mühe  anwenden,  durch  Vorstel- 
lung der  mideidenswürdigen  Umstände  des  Schuldners, 
und  durch  Vorhaltung  der  Gründe,  welche  Menschen- 
liebe und  Religion  an  die  Hand  geben,  die  Creditoren 
zur  Annahme  dieser  Vorschläge  zu  vermögen. 

Es  darf  jedoch  durch  diese  Unterhandlungen  der 
Lauf  der  Sache,  und  die  gesetzmäfsige  Regulirung  des 
Schuldenwesens  selbst,  wider  Willen  der  Creditoren, 
nicht  aufgehalten  werden. 

Auch  soll  kein  Gläubiger  genölhigt  werden,  solchen 
Vergleichsvorschlägen  eines  zum  Concurse  qualificirten 
Schuldners  wider  seinen  Willen  Gehör  zu  geben,  welche 
blofs  dahin  abzielen,  dafs  er  demselben  an  seiner  Forde- 
rung etwas  erlassen,  dem  Rechte,  sich  deshalb  an  das  ge- 
genwärtige bereite  Vermögen  des  Schuldners  zu  halten, 
entsagen,  sich  mit  Bezahlung  der  offerirten  Procente  auf 
eine  oft  ungewisse  Zukunft  verweisen  lassen,  und  sol- 
chergestalt mit  seinem  eigenen,  noch  gröfseren  Verluste, 
den  Vorlheil  des  Schuldners  befördern  solle. 
A.  G.  O.  a.  a.  O.  §,  3  —  5. 

In  allen  Fällen,  wo  ein  bevorstehender  Concurs 
durch  Vergleich,  es  sey  gerichtlich  oder  aufsergerichtlich, 
beigelegt  wird,  mufs  der  Gemeinschuldner,  wenn  er  in 
der  Folge  zu  besseren  Vermögensumständen  gelangt, 
seinen  Creditoren  die  ihm  erlassenen  Summen  nachzah- 
len, in  so  fern  nicht  das  Gegenlheil  ausdrücklich  verab- 
redet worden  ist. 

A.  G.  O.  a.  a.  O.  §.  13, 
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§.     391. 

Einigeu  Pereonen  liegt,  vermöge  eines  besonderea 
Verhältnisses  zwischen  ihnen  und  dem  Gemeinschuldner, 
eine  vollkommene  Verbindlichkeit  ob,  demselben  bei  Ein- 
treibung ihrer  Forderungen  so  viel  zu  lassen,  als  er  zu 
seinem  Unterhalte  nölhig  hat.  In  Rücksicht  auf  derglei- 
chen genaueres  und  besonderes  Verhältnifs  machen  die 
Gesetze  dasjenige,  was  bei  Anderen  nur  eine  freiwillige 
^Virkung  did^  Milleidens  scyn  kann,  diesen  Personen  zur 
Zwangspflicht,  und  gestatten  dem  Gemeinschuldaer,  auf 
die  Rechtswohlthat  der  Competenz  wider  sie  zu  provo- 
ciren. 

Zu  dieser  Competenz  sind  die  nothdürftige  Kost, 
W^ohnung,  Kleidung  und  Geräthschaft  für  den  Gcmein- 
schuldner  und  seine  Familie  zu  rechnen. 

Die  Personen,  welche  dem  Gemeinschuldner  derglei- 
chen Competenz  auszusetzen  verbunden,  sind: 

c)  Verwandte  in  auf-  und  absteigender  Linie,  wohin 
also  Stiefältern  und  Stiefkinder  nicht  gehören. 

b)  Schwiegerkinder  gegen  Schwiegerältern,  in  Anse- 
hung der  versprochenen  Mitgabe. 

c)  Geschwister  unter  einander,  sie  mögen  voll-  oder 
halbbürtige  Geschwister  sejn. 

d)  Eheleute  unter  einander,  wegen  desjenigen,  was 
einer  dem  andern  vor  oder  während  der  Ehe  schuldig 
geworden,  und  zwar  ohne  Unterschied,  ob.  die  Ehe  noch 
besteht  oder  getrennt  ist. 

a.  a.  O.  §.  16. 
e/ Handlungsgenossen  unter  einander,  in  so  fern 
die  Forderung  des   Gläubigers  aus  der    früheren  So- 
cietät  entspringt. 


I 
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/)  Deijeuige,  welclier  aus  eiuer  gültigen  Scheukuug 
etwas  zu  furderu  hat. 

A.  L.  R.  Th.  I.  tit.  11.  §.  1123  u.  f. 

g)  Diejenigen  Gläubiger,  welche  den  wider  sie  zur 
Cession  bereits  zugelassenen  Schuldner,  wegen  des  Aus- 
falls ihrer  Forderungen,  w^enn  derselbe  zu  besseren  Ver- 
mögensumständen gelangt  ist,  anderweitig  in  Anspruch 
nehmen. 

A.  G.  O.  a.  a.  O.  §.  14.  16. 

Eine  Ausnahme  fmdet  jedoch  dann  Statt: 

a)  wenn  der  Gemeinschuldner  noch  Mittel  und  Ge- 
legenheit hat,  sich  auf  eine  seinem  Stande  gemäfse  Art 
seinen  Unterhalt  selbst  zd  erwerben,  oder 

b)  wenn  es  dem  Gläubiger,  Falls  er  dem  Schuldner 
etwas  zu  seiner  Competenz  aussetzen  müfste,  an  dem 
nöthigen  Unterhalte  selbst  gebrechen  würde,  oder 

c)  wenn  der  Schuldner  gegen  einen  solchen  Gläu- 
biger der  Rechtswühlthat  der  Competenz  ausdrücklich 
entsagt  hätte. 

A.  G.  O.  a.  a.  O.  §.  17. 
Wenn  der  Gläubiger,  welcher  die  Competenz  aus- 
setzen mufste,  später  selbst  in  einen  solchen  Verfall  sei- 
ner Umstände  geräth,  dafs  er  der  ausgesetzten  Summa, 
zu  seinem  eigenen  Unterhalte  benöthigt  ist;  so  kann  er 
auf  die  Wiedereinziehung  und  Verabfolgung  derselben 
antragen.  Der  Ausfall  mufs  alsdann  auf  die  übrigen  zum 
Unterifale  des  Gemeinschuldners  verpÜichtelen  (gläubi- 
ger in  so  fern  übertragen  werden,  als  das  Competenz- 
quantum,  vom  Anfange  an,  nach  dem  wirklichen  Bedürf- 
nisse des  Sciiuldners  bestimmt,  und  nicht  etwa  darum, 
weil  mehrere  Gläubiger  zu  demselben  beizutragen  hatten, 
reichlicher  ausgesetzt  worden  ist. 

A.  G.  O.  a.  a.  O.  ^.  2L  2br 
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4)    Bankerott. 

§.     392. 

Gewinn  ist  die  wesentliche  Voraussetzung  bei  jedem 
Handel.  Derselbe  ist  indessen  nur  auf  Wahrscheinlich- 
keit gegründet.  Täuscht  diese  Wahrscheinlichkeit, 
so  ist  der  Kaufmann  bei  seinem  Unglück  der  billigen 
Nachsicht  der  Gesetze  und  Gerichte  nicht  unwerth.  Er 
ist  vor  Allem  verpflichtet,  die  Unfähigkeit  seine  Passiv- 
schulden zu  bezahlen,  seiner  Obrigkeit  zu  erklären, 
derselben  Alles,  was  er  besitzt,  zu  übergeben,  und  ihr 
die  Ausgleichung  seiner  Activ-  und  Passivschulden  zu 
überlassen.  Die  Vortheile  der  Verstattung  zur  Rechts- 
wohlthat  der  Güterabtretung  sind  bereits  im  §.  385.  er- 
wähnt, und  dort  auch  diejenigen  Personen  genannt  wor- 
den, welche  darauf  keinen  Anspruch  machen  können. 
Diesen  Vorgang  nennt  man  einen  Bankerott  a). 

a)  Vergl.  Busch  Darstellung  der  Handlung.  S.  152—173. 
—  Die  Unterscheidung,  dafs  ein  Fallissement  mit  der  erwie- 
senen Zahlungsunfähigkeit  des  Schuldners  eintrete,  und  Ban- 
kerott nur  dann  zu  nennen  sey,  wenn  grobe  Fahrlässigkeit 
oder  Betrug  es  herheifiiliren,  ist  weder  nach  der  Bedeutung  der 
Worte  noch  gesetzlich  begründet. 

§.     393. 

So  lange  die  Insolvenz  nicht  förmlich  erklärt,  oder  auf 
einen  General -Arrest  erkannt  ist,  kann  der  Schuldner 
über  sein  Vermögen  frei  disponiren,  und  es  bleiben  alle 
bis  dahin  vorgenommenen  Geschäfte  gültig,  die  nicht  in 
fraudem  crcditorum  vorgenommen,  oder  durch  ausdrück- 
liche Verordnungen  deshalb  für  unverbindlich  erklärt 
werden,  weil  sie  kurz  vor  dem  Ausbruche  des  Concur- 
ses  geschlossen  worden  d). 

Später    hört    die   Dispositiousfähigkeit    des    Gemein- 
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Schuldners  auf;    es  müfste  ihm  denn  dieselbe  durch  aus- 
drückliche BewilliguDg  der  Creditoren  gelassen  seyn. 

a)     Yergl.  u.  a.  Hamb.  Fallit  -  Ordnung.    Art,  24,     Chur». 
Bankerott-Mandat  von  1766.  §.  20.  21. 

§.     394. 

Hinsichtlich  dieses  Hauptgegenstandes  aller  Handels- 
gesetzgebungen  zeichnen  sich  anerkannt  das  Preufsische 
Landrecht  und  der  Code  du  commerce  durch  ihre  zweck- 
mäfsigen  Verordnungen  aus. 

Das  Preufsische  Gesetzbuch  unterscheidet  be- 
trüglichen,  muthwilligen,  fahrlässigen  und  un- 
besonnenen Bankerott«). 

a)  Ein  betrüglicher  Bankerottirer  ist  derjenige, 
welcher  sein  Vermögen  verheimlicht,  um  seine  Creditoren 
zu  hintergehen. 

A.  L.  R.  Th.  n.  tit.  20.  §.  1452. 

Aus  der  kundbar  gewordenen  Insolvenz  eines  Kauf- 
manns allein  kann  die  Existenz  dieser  Uipstände  nicht 
gefolgert  werden.  Die  Anzeige  derselben  gehört  zu  den 
Obliegenheiten  der  Aeltesten  und  Vorsteher  der  Kauf- 
mannschaft. Es  dürfen  dieselben  aber  zu  diesem  Behufe 
den  insolventen  Kaufmann  zur  Vorlegung  seiner  Hand- 
lungsbücher vorladen. 

Rescr.  v.  28.  Aug.  1818.    v.  Kamptz  Ann.  Bd.  12. 
S.  40. 

Wer  mit  der  Absicht,  sich  durch  den  Schaden  seiner 
Gläubiger  zu  bereichern ,  ein  Unvermögen  zu  zahlen 
fälschlich  vorgiebt,  soll  öffentlich  ausgestellt,  und  mit  ie- 
bcnswicriger  Festungsarbeit  bestraft  werden. 

Wer   durch  Aufstellung   erdichteter    Gläubiger,    oder 
durch  betrügliche  Begünstigung  solcher,  deren  Forderun- 
en  ungegründet  oder  übertrieben  sind,    die  zur  Bezah- 
lung richti^r   Schulden    vorhandene,    obgleich    unzurei- 
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chcnde  Masse  schmälert,  wird  des  gerichtlichen  Glaubens 
und  aller  bürgerlichen  Ehre  verlustig,  und  hat  fünf-  bis 
zehnjährige  Zuchthausstrafe  verwirkt.  Auch  diese  Strafe 
kann  nach  der  Gröfse  der  beabsichtigten  Verkürzung, 
und  nach  Beschaffenheit  der  zur  Verhehlung  des  Betru- 
ges, durch  Verfälschung  der  Handlungsbücher  und  ande- 
rer Urkunden,  oder  sonst  angewendeten  Mittel,  noch  fer- 
ner, und  sogar  bis  zur  lebenswierigen  Festungsarbeit  ge- 
schärft werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1454.  1455. 
Ein    betrüglicher    Baukerottirer    wird,    wenn    er  vor 
Vollziehung    der  Strafe    gestorben,     oder   entwichen  ist, 
für  ehrlos  erklärt,  und  sein  Bildnifs  an  den  Galgen  ge- 
heftet. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1456, 

b)  Wer  durch  übertriebenen  Aufwand  sich  aufser 
Zahlungszustand  gesetzt  hat,  ist  ein  muthwilliger  Ban- 
kcrottirer. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1458. 

Für  übertrieben  ist  jeder  Aufwand  zu  achten,  der  die 
Nothdurft  und  die  gewöhnlichen  Bequemlichkeiten  des 
Lebens  übersteigt,  und  mit  den  jedesmaligen  wirklichen 
Einkünften  des  Schuldners  nicht  im  Verhältnisse  steht. 

Besonders    ist    ein  Aufwand,     welcher    durch    Spiel, 
Wetten,   Schwelgerei   und   unzüchtige  Lebensart  verur- 
sacht worden,  unter  allen  Umständen,  ohne  weitere  Un- 
tersuchung, als  übertrieben  anzusehen. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1459.  1460. 

Ein  muthwilliger  Baukerottirer  soll  aller  Ehren  und 
Würden  im  Staate  für  unfähig  erklärt,  zu  drei-  bis 
sechsjähriger  Zuchthausstrafe  verurtheilt,  und  diese  Ba- 
strafuug  öffentlich  bekannt  gemacht  werden. 
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isl  er  eiu  Kaut'mann,  so  verliert  er  iiuch  auCser- 
dem  alle  kaufmännischeu  Rechte. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1461.  1462. 

AVer  zu  einer  Zeit,  da  er  keine  wahrscheinliche  Aus- 
sicht hat,  seine  Creditoren  jemals  befriedigen  zu  können, 
dennoch  zur  Unterstützung  seiner  Verschwendung  Schul- 
den macht,  ist  als  ein  muthwilliger  Bankerottirer  anzuse- 
hen, und  mit  fünf-  bis  sechsjähriger  Zuchthausstrafe  zu 
belegen. 

Werden  die  unter  solchen  Umständen  gemach- 
ten Schulden  zur  Vergröfserung  der  Masse  verwendet, 
so  wird  ein  solcher  Bankerottirer  mit  drei-  bis  vierjäh- 
riger Zuchthausstrafe  belegt. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1464.  1465. 

c)  Wer  zu  einer  Zeit,  da  er  weifs,  dafs  sein  Vermö- 
gen zur  Bezahlung  seiner  Schulden  nicht  mehr  hinreiche, 
aber  noch  Hoffnung  hat,  dafs  dasselbe  sich  in  Kurzem 
verbessern  werde,  mit  Verheimlichung  seiner  Vermögens- 
umstände neue  Schulden  macht,  und  dadurch  den  Ver- 
lust seiner  Gläubiger  vergröfsert,  wird  als  ein  fahrläs- 
siger Bankerottirer  angesehen. 

Eben  dafür  ist  derjenige  zu  achten,  der  bei  der  Un- 
zulänghchkeit  seines  Vermögens  den  Rest  desselben  zu 
seinen  eigenen  oder  der  Seinigen  Bedürfnissen ,  obschon 
ohne  Verschwendung,  verzehrt,  und  dadurch  seinen  Gläu- 
bigern entzieht. 

i  in  Kaufmann,  welcher  entweder  gar  keine  ordentli- 
chen Bücher  führt,  oder  die  Balance  seines  Vermögens, 
wenigstens  alljährlich  ein  Mal,  zu  ziehen  unterläfst,  und 
sich  dadurch  in  Unwissenheit  über  die  Lage  seiner  Um- 
stände erhält,  wird  bei  ausbrechendem  Zahlungsunver- 
mögen als  ein  fahrlässiger  Ikmkeroltirer  bestraft. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1466  —  1468. 


—    429    — 

Ein  falirlässigcr  BankeroUiror  wird,  wenn  er  in  ei- 
nem ülTentlichen  Amte  steht,  dieses  Amtes,  und  wenn 
er  ein  Kaufmann  ist,  aller  kaufmännischen  Rechte 
verlustig,  so  dafs  er  ohne  besondere  Erlaubnifs  keinen 
Handel  weiter  treiben  darf. 

Aufserdem  hat  derselbe,  je  naclidem  der  Verlust  der 
Gläubiger  grüfser  oder  geringer,  und  das  Unvermögen 
längere  oder  kürzere  Zeit  hindurch  verheimlicht  worden 
ist,  Zuclithaus-  oder  Festungsstrafe  von  einem  bis  zu 
drei  Jahren  verwirkt. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1469.  1470, 
Ob  ein  fahrlässiger  Bankerottirer  mit  Festungsarbeit 
oder  mit  Festungsarrest  zu  belegen,  hängt,  den  neue- 
ren Bestimmungen  gemäfs,  von  dessen  sonstiger  Quali- 
fication,  und  ob  er  zum  hühern  oder  uiedern  Stande  ge- 
Iiört,  ab. 

Cabinets- Ordre  vom  10.  März  1802.    Ediktensamml. 
von  1802.  S.  783  —  786. 

Die  Hoffnung,  durch  weit  aussehende  Handlungsspc- 
Gulationen,  durch  Erbschaften  u.  s.  w-,  auf  welche  der 
Schuldner  noch  kein  unwiderrufliches  Recht  hat,  eine 
schon  vorhandene  Vermügensunzulänglichkeit  zu  decken, 
reicht  zur  Entschuldignng  eines  fahrlässigen  Bankerot- 
tirers  nicht  hin, 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1471.  1472. 
d)  Wer  mit  fremden  Gelde,  ohne  Genehmigung  der 
Gläubiger,  verwegene  und  unsichere  Unternehmungen 
wagt,  durch  deren  Fehlschlagen  seine  Gläubiger  in  Scha- 
den und  Verlust  gesetzt  worden,  wird  als  ein  unbe- 
sonnener Bankerottirer  bestraft. 

Ob  ein  solches  Unternehmen  für  unbesonnen  zu  er- 
achten sey,  mufs  durch  Sachverständige  untersucht  und 
beurtheilt  werden. 
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Aufser  dem  Verluste  des  Reclites,  Handel  zu  treiben 
hat  ein  solcher  Bankerottirer  Gcfängnirsstrafe  auf  sechs 
Monate  bis  zu  zwei  Jahren  verwirkt. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1473  —  1475. 

a)  Tout  commergant  qui  cesse  ses  paycmcnts  est  ou  etat 
de  faillile. 

Tout  commergant  failli,  qui  se  trouve  dans  Tun  des  cas 
de  fautc  grave  ou  de  fraude  prcvus  par  la  prcseutc  loi,  est 
cn  etat  de  banqucroute. 

II  y  a  dcux  cspeccs  de  baiiqucroutes : 

La  banqueroutc  simple;  eile  scra  jugce  par  Ics  trl- 
bunaux  correctioimcls ; 

La  banqueroutc  frauduleuse;  cllc  scra  jugce  par 
Ics  cours  de  justice  crimhielle. 

Cod.^  du  comm.  Liv.  III.  Art.  1 — 3. 

Sera  pour^uivi  comme  banqucrouticr  simple,  et  pourra 
elrc  declare  tel,  Ic  commergant  failli  qui  sc  trouvera  dans 
l'un  ou  plusicurs  de  cas  suivaiis,  savoir: 

1)  Si  les  depenscs  de  sa  maison,  qu'il  est  tenu  d'inscrire 
niois  par  mois  sur  son  livrc-journal,  sont  jugecs  cxcessivcs; 

2)  S'il  est  reconnu  qu'il  a  consommc  de  fortcs  sommcs 
au  jcu,  ou  h  des  Operations  de  pur  hasard; 

3)  S'il  rcsulte  de  sou  dcrnicr  inventaire  quc  son  aclif 
clant  de  5U  pour  100  au  dessous  de  son  passif,  il  a  fait  des 
cmprunts  considerables,  et  s'il  a  rcvcndu  des  marchaudiscs  a 
perle  ou  au  dessous  du  cours; 

4)  S'il  a  donne  ses  signatures  de  credit  ou  de  circulation 
pour  une  somme  triple  de  son  aclif,  sclon  son  dernier  invcnlauc 

Pourra  clrc  poursuivi  commc  banqucrouticr  simple,  et 
ctie  declare  tel, 

Le  failli  qui  n'aura  pas  fall,  au  greife,  la  dcclaration  prc- 
scrilc  par  l'ailiclc  4; 

Cclui  qui,  s'elant  abscnlc,  nc  se  scra  pas  prcscnte  cu 
pcrsounc  aux  agcns  et  aux  syndics  dans  les  dclais  iixcs ,  et 
saus  cmpccbement  legitime; 

Cclui  qui  prescnlcra  des  livrcs  irn'gulicremcnt  Icnus, 
saus  iic.'uunois  ([uc  les  incgularilcs  indiqucut  de  fraude,  ou 
«|iii  MC  los  prc^jcnlcra  pas  tous; 
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Cclui  qui,  ayaut  une  societ6,  ne  se  sera  pai  conformc  h 
rarllcle  4. 

Code  du  comm.  L.  III.  Art.  150.  151. 

Fjra  declarc  banqueroutier  frauduicux  tout  commer^ant 
falir  qui  se  trouvera  dans  un  ou  plusieurs  cas  suivans,  savoir: 

1)  S'il  a  supposc  des  depenses  ou  des  pertes,  ou  ne  justlfie 
pas  de  Temploi  de  toutes  ses  recettes; 

2)  S'il  a  detourne  aucune  somme  d^argent,  aucune  dette 
active,  aucunes  marchandises,  denrees  ou  effets  mobiliers;   - 

3)  S'il  a  falt  des  ventes,  negociations  ou  donations  sup- 
posees; 

4)  S'il  a  suppose  des  dettes  passives  et  collusoires  entre 
lui  et  des  creanciers  fictifs,  en  faisant  des  ecrltures  simulees,  ou 
en  se  constituant  deblteur,  sans  cause  ni  valeur,  par  des  actes 
publlcs  ou  par  des  engagemens  sous  signature  privee;- 

5)  Sl,  ayant  ete  charge  d'un  mandat  special,  ou  constitue 
depositaire  d'argent,  d'effets  de  commerce,  de  denrees  ou  mar- 
chandises, il  a,  au  prejudlce  du  mandat  et  au  depot,  appb'que  a 
son  profit  les  fonds  ou  la  valeur  des  objets  sur  lesquels  portalt 
soit  le  mandat,  soit  le  depot; 

6)  S'Il  a  achele  des  immeubles  ou  des  effets  mobiliers  h 
la  faveur  d'un  prete-nom; 

7)  S'il  a  Cache  ses  livres. 

Pourra  etre  poursuivi  comme  banqueroutier  frauduleux  et 
^tre  declar    tel, 

Le  frdll  qui  n'a  pas  tenu  de  livres,  ou  dont  les  livres  ne 
presenteront  pas  sa  veritable  Situation  active  et  passive; 

Celul  qui,  ayant  obtenu  un  sauf-conduit,  ne  se  sera  pas  re- 
presente  a  justice. 

Code  du  comm.  L.  III.  Art.  157.  158. 

§.   395. 

J^den    erfolgenden   Bankerott    ist    der   Richter    von 
Amtsvs^egen  zu  untersuchen,    und  nach  Befund  der 
Umstände  zu  bestrafen  schuldig. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1476. 

Wenn  sich  nur  Umstände  finden,  welche  den  Schuld- 
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Der  eines  strafbaren  Bankerotts  verdächtig  machen,  so 
mufs  die  Untersuchung  sofort  eingeleitet,  und  auf  einen 
Vergleich  zwischen  Schuldner  und  Gläubiger  keine  Rück- 
sicht genommen  werden. 

Es  ist  zur  Eröffnung  einer  Untersuchung  hinreichend, 
wenn  eine  Insufficienz  des  Vermögens  dargelhan  wor- 
den, und  die  Entstehung  der  Schuldenlast  sich  durch  ein 
betrügliches,  muthwilliges  oder  unbesonnenes  Benehmen 
erklären  läfst. 

Gab.  O.  V.   7.  Juli  1810.  —  Mathis  Bd.  9.  S.  228. 
—  Rescr.  v.  28.  März  1815.     v.  Kamptz  Bd,  5.  S.  33. 

Ein  aufsergerichtliches  Abkommen  befreit  den  Schuld- 
ner gleichfalls  nicht  von  der  Untersuchung  und  Strafe. 
Das  Gericht  ist  vielmehr  verpflichtet,  wenn  ein  solches 
Abkommen  zu  seiner  Kenntnifs  gelangt,  und  keine  Gründe 
vorhanden  sind,  die  Entstehung  der  Schuldenlast  blofseu 
Unglücksfällen  zuzuschreiben,  eine  Untersuchung  zu  er- 
öffnen; die  Insolvenz  mufs  aber  aus  dem  Nachlafsver- 
gleiche  sich  als  so  wahrscheinlich  ergeben,  dafs  es  zur 
Eröffnung  der  Untersuchung  keiner  Aufnahme  eines  Sta- 
tus bononim  bedarf. 

Rescr.  vom  28.  März  1815.     v.  Kamptz  Bd.  3.  S.  33. 

§.     396. 
Wer  bei  Behandelung  der  Gläubiger  einen  derselben, 
welcher   kein   vorzügliches  Recht  hat,    vor  den  übrigen 
begünstigt,   hat   schon   dafür   eine   sechswöchentliche   bis 
dreimonatliche  Zuchthausstrafe  verwirkt. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1478. 

§.    397. 
Kaufleute,   welche   durch  Unglücksfälle  zu  zah- 
len unvermögend  geworden,  sind  nicht  als  Bankerot- 
tirer  anzusehen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1179. 

§.  398. 
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?.  398. 
Dio  Vorsteher  und  Aelfestcn  der  Kaufmannschaft  je- 
des Orts  sind  schuldig,  die  ihnen  bekannt  ^vcrdenden 
Fälle  eines  strafbaren  Bankerotts  dem  Kichter,  bei  hun- 
dert Ducaten  fiscalischer  Strafe  anzuzeigen.  Diese  Vor- 
schrift ist  an  den  Orten,  wo  eine  Kaufmannschaft  sich 
befindet,  den  Vorstehern  und  Aeltesten  derselben  be- 
kannt zu  machen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1480.  —  Rescr.  vom  28.  März 
1815.    V.  Kamptz  Bd.  5.  S.  35. 

Nach  den  von  ihnen  an  die  Hand  zu  gebenden,  oder 
sonst  eingezogenen  Nachrichten,  mufs  der  Richter  haupt- 
sächlich beurtheilen,  in  ^vie  fern  es  einer  förmlichen  Cri- 
minal -Untersuchung  wegen  Bankerotls  bedürfe. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1481. 

§.    399. 
Einen  unvermögenden  Schuldner,   welcher,   um  sich 
der  richterlichen  Untersuchung  zu  entziehen,    austritt, 
oder  seinen  Aufenthalt  verbirgt,  trifft  die  Vermuthung 
eines  muthwilligen  Bankerotts. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1482. 

Hat  ein  ausgetretener  Kaufmann  seine  Bücher  bei 
Seite  gebracht,  oder  dieselben  in  solcher  Unvollständig- 
keit  und  Verwirrung  zurückgelassen,  dafs  daraus  die 
Lage  seines  Vermögens  und  seiner  Geschäfte  nicht  über- 
sehen werden  kann,  so  ist  er  für  einen  betrüglichen 
Bankerottirer  zu  achten. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1483. 
VVenn  der  ausgetretene  Schuldner  auf  ergangene  öf- 
fentliche Vorladung  sich  nicht   stellt,    so  soll  das  wider 
ihn  gefällte  Urtheil  in  den  öffentlichen  Anzeigen  bekannt 
gemacht  werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1484. 

28 
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§.  400. 
Ueber  den  Betrag  der  Insufßcienz  bedarf  es  keiner 
weilliUiftigcu  Erörterung,  sondern  es  ist  genügend,  wenn 
der  luquirent  aus  den  Concurs-Akten  die  nölhigen  Nach- 
richten darüber  sammelt,  sie  zusammenstellt,  und  dem 
Beschuldigten  zur  Erklärung  vorlegt. 
A.  Crim.  Ordn,  §.  201. 

§.    401. 

Die  Ehefrau  eines  Bankerotlirers  a),  welche  an  dem 
Verbrechen  des  Mannes  wissentlich  und  unmittelbar  Theil 
genommen  hat,  verliert  ihr  eigenthümliches  Vermögen  zum 
Besten  der  Gläubiger,  und  hat  die  Hälfte  der  den  Mann 
treffenden  Gefäugnifs-  oder  Zuchthausstrafe  verwirkt. 

So  oft  ein  Bankerott  durch  Verschwendung  oder  über- 
mäfsigen  Aufwand  verursacht  worden,  soll  die  Ehefrau 
mit  ihrem  Eingebrachten  den  Gläubigern  der  6ten  Classe 
nachstehen. 

Kann  sie  aber  beweisen,  dafs  sie  an  dem  übermäfsi- 
gen  Aufwände  des  Mannes  keinen  Theil  genommen,  oder 
dafs  sie  denselben  wegen  dieses  Aufwandes  gewarnt  habe, 
so  behält  sie  das  in  der  Concursordnung  angewiesene 
Vorzugsrecht. 

A,  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1485—1487. 

o)  Les  femmes  mariees  sous  le  regime  dotal,  les  femmcs 
Separees  de  biens,  et  les  femmes  communes  en  blens,  qui  n'au- 
ralent  point  mis  les  immeubles  apportes  en  communaute,  repren- 
dront  en  natura  lesdlts  immeubles  et  ceux  qui  leur  seront  sur- 
venus  par  succession  ou  donatlon  entre-vifs  ou  pour  cause  de 
mort. 

Ellcs  reprendront  pareilloment  les  immeubles  acquis  par 
elles  et  cn  Icur  nom,  les  denicrs  provenant  desditcs  succes- 
sions  et  donalions,  pourvu  que  la  declaralion  d'emploi  solt  ex- 
piessvment  stipulcc  au  contrat  d'arquisilion,  et  que  rorjglne  des 
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deniers   soit    constatee   par  invenlaire   ou   par    loul  autre  acte 
aulhenlique. 

Code  d.  c.  L.  III.  arl.  109.  110.     cf.  art.  111-121. 

§.     402. 

Nach  dem  französischen  Hc^ndelsgesetzbiich  a) 
mufs  der  insolvente  Kaufmann  binnen  3  Tagen,  von 
Einstellung  seiner  Zahlung  an,  davon  beim  Handelsgericht 
Anzeige  machen,  welches  unverzüglich,  und  auch  von 
Amtswegen,  die  Versiegelung  verfügt  und  einen  Com- 
niissair  (Juge-commtssaire),  so  wie  einige  verpflichtete 
Agenten  (j4gens  de  la  faillite)  ernennt.  Zugleich  wird 
persönliche  Haft  oder  Bewachung  des  Falliten  ange- 
ordnet. 

Die  Verfügungen  werden  öffentlich  angeschlagen  und 
in  die  Zeitungen  gerückt.  Das  Verfahren  wird  durch 
die  erwähnten  Personen  geleitet,  die  Geschäfte  des  Fal- 
liten aber  werden  durch  die  ^gens  de  la  faillite  verwal- 
tet, und  hat  derselbe  letzteren  binnen  24  Stunden  von 
dem  Antritte  ihres  Amts  an  eine  Bilanz  einzuhändigen. 
Die  aufgerufenen  und  am  bestimmten  Tage  versammel- 
ten Creditoren  übergeben  dem  Commissair  eine  Liste, 
welche  3  Mal  so  viel  Namen  enthält,  als  ihrer  Meinung 
nach  provisorische  Verwalter  {Syndics  provisoires)  der 
Masse  zu  ernennen  sind,  welche  durch  das  Handelsge- 
richt nach  dieser  Liste  gewählt  werden.  In  den  näch- 
sten 24  Stunden  nach  Ernennung  derselben  stellen  die 
Agenten,  deren  einstweilige  Geschäftsführung  überhaupt 
nicht  länger  als  14  Tage  dauern  darf,  ihre  Verrichtungen 
ein  und  legen  jenen  Rechenschaft  ab,  welche  nun  unter 
Leitung  des  Commissairs  das  ganze  Creditwesen  reguli- 
ren.  Sie  tragen  sofort  auf  Entsiegelung  au,  nehmen  in 
Gegenwart  des  Friedensrichters  und  unter  Zuziehung  des 
Gemeinschuldners  ein  Inventarium  auf,  übernehmen  dem- 

28* 
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nächst  die  Masse  und  veilreten  dieselbe  activ  und 
passiv. 

Ein  Accord  findet  nur  dann  Statt,  wenn  die  Mehr- 
zahl der  Creditoren,  deren  sämmliche  Forderungen  we- 
nigstens I  der  Schulden  ausmachen,  einwilligt.  Im  Falle 
oder  unter  Voraussetzung  eines  Bankerolts  findet  kein 
Accord  Statt. 

Kommt  ein  Accord  in  den  zulässigen  Fällen  nicht  zu 
Stande,  so  ernennen  die  versamiL  ^*en  Creditoren  defi- 
nitive Curatoren  {Syiidics  definüiß)  und  einen  Cassirer, 
welche  die  Masse  feststellen,  den  Verkauf  leiten  u.  s.  w, 
und  monatlich  dem  Cominissair  eine  Uebersicht  des  Cre- 
ditwesens  und  des  Cassenbestandes  einreichen,  welcher 
hiernach  die  Vertheilung  zu  bestimmen  hat. 

Der  einfache  Bankerottirer  wird  mit  einmonat- 
lichem bis  zweijährigem  Gefäugnifs  bestraft,  der  betrü- 
gerische Bankerottirer  auf  eine  nach  den  Umständen 
festzusetzende  Zeit  zu  öffentlichen  Arbeiten  (Iravaux  for^ 
c^s)  verurtheilt  b), 

a)  Code  du  comm.  LIvre  III.  Art.  4  —  107.  140  ~  178. 

b)  In  England  können  nur  Knufleute  im  gesetzlichen 
Sinne  des  Worts  falHren,  und  es  sind  gc^ wisse  Handlungen  be- 
stimmt, welche  den  Gläubigern  das  Recht  geben,  den  Schuld- 
ner als  zahlungsunfähig  anzugeben.  Ein  Gläubiger,  welcher 
seinen  Schuldner  zum  Fallissement  bringen  will,  mufs  die  Rich- 
tigkeit seiner  Schuld,  dafs  der  Schuldner  ein  Kaufmann  und 
solche  Handlungen  vorhanden  sind,  darthun,  um  eine  Commls- 
slon  gpgen  den  Schuldner  beim  Lord -Kanzler  auszubringen. 
Die  Schuld  mufs  mindestens  100  Pfund  betragen,  wenn  Ein 
Gläubiger,  150  Pfund,  wenn  Zwei,  und  200  Pfuhd,  wenn 
mehrere  Gläubiger  eine  solche  Commlsslon  in  Antrag  bringen. 
England  erhielt  seine  im  Wesentlichen  noch  jetzt  fortbestehen- 
den Gesetze  zu  einer  Zelt,  da  sein  Handel  noch  keine  bedeu- 
tende WIchlIgkelt  halte,  und  es  wurden  natürlich  bei  jenen 
Gesetzen  die  damals  wichtigern  Interessen  mehr  berücksichtigt, 
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als  die  des  Handels.  Die  KUvgcn  über  dies  Mlfsvcrliiillnifs 
wurden  in  der  neuesten  Zeit  allgemeiner,  und  es  hat  die  Eng- 
lische Parlameulsaklc  vom  2.  3Iai  1825  zwav  eine  Verbesse- 
rung der  Baukcrotlgesetze  bcabsichligt,  aber  kein  vollständig 
genügendes  Resultat  gehabt.  —  Vergl.  W.  Benekc  (zu  Hei- 
delberg) Darstellung  der  englischen  Parlamentsaklc  vom 
2.  Mai  1825,  bctrcirend  die  Verbesserung  der  Bankeroltge- 
solze,  und  Bemerkungen  darüber  in:  Miltelmaier  und  Zacha- 
riac  krilisclier  Zeitschrift  für  Rechtswissenschaft  und  Gesetz- 
gebung des  Auslandes.     Bd.  II.  Heft  I.  S.  1 — 47. 

Unler  den  besondern  Statuten  einzelner  Orte  sind  u.  a. 
einige  Bestimmungen  der:  neu  revidirten  Willkühr  der 
Stadt  Danzig,  aus  Schlufs  sämmtlicher  Ordnungen,  publi- 
eirt  anno  1761  (und  njit  beigefügten  Zusätzen  und  Erläute- 
rungen, nebst  einem  Register  zum  zweyten  Male  abgedruckt 
anno  1783)  zu  bemerken.  Es  heifst  dort  pag.  64:  Weil  die 
Banqueroutereyen  sehr  gemein  worden,  dadurch  viel  ehrliche 
Leute  in  merkliclien  Schaden  und  Nachtheil  geselzet,  und 
sioli  nachmalen  die  Banquerouter  mit  eisernen  Briefen  schüt- 
zen wollen,  so  soll,  hinfüro  wegen  der  Stadt  Privilegien  ein 
jeder,  der  sich  auf  den  Nothfall  solche  Briefe  zu  gebrauchen 
vornimmt,  seinen  Unfall,  dafs  er  aus  Gottes  Verhängnifs,  und 
nicht  muthwillig,  oder  aus  eigenem  Verschulden  darin  gera- 
Iheu  se^  vor  Em.  Rath  darthun  und  beweisen.  Der  sol- 
ches nicht  thäte,  der  soll  keiner  Moratorien  gcnicfscn.  Wer 
demwacU  seinen  Gläubigern  nicht  gerecht  werden  kann,  und 
gegen  derselben  Anfälle  einen  eisernen  Brief  suchen  will, 
wird  sich  zuvörderst  bei  dem  präsidirenden  Amte  dcsfalls  zu 
melden  haben,  allwo  er  erst  auf  etliche  Tage  eine  Inlerims- 
Schutzschrift  erhalten  wird,  die  hernach  auch,  wenn  auf  die 
innerhalb  selbigen  Tagen  anzustellende  Untersuchung  es  sich 
findet,  dafs  er  nicht  ein  muthwilligcr  Banquerouter,  und  Es. 
Raths  Intercession  zur  Erhaltung  Königlicher  Moratorien  wür- 
dig sey,  bis  auf  eine  gewisse  Zeit,  innerhalb  welcher  er  die 
Moratorien  füglich  beibringen  kann,  wird  verlängert  wwdwj. 
Seine  Güter  aber  sollen  indessen  durch  ordcnllich  zu  ernen- 
ucndc  und  zu  bestätigende  Curalyrcs  verwaltet  werden. 


m. 

Vom  Weclisclrcclilc 

insbesondere. 


^)     Vorbegriffe. 

1)    Wechsel. 
§.    403. 
JJie  nach  einer  besthnmten  gesetzlichen  Form  ahgefafslo 
Verschreibung,  wodurch  Jemand  verpflichtet  wird,  eine 
Summe  Geldes,  bei  Vermeidung  des  sogleich  erfolgenden 
persönlichen  Arrestes  zu  bezahlen,  nennt  man  Wechsel, 
A.  L.  R.  Th.  II.  tit.  8.  §.  713. 
In  einem  Wechsel  darf  eine  Gegenleistung  desWech- 
selgläubigers  nicht  bestimmt  werden.     Erkenntnifs  des 
Geh.  Ob.  Trib.  v.  7.  Juni  1810.    Simon  u.  v.  S tramp f 
Rechtssprüche  Bd.  I.  S.  III.  u.  f. 

Das  abweichende  strenge  Recht  der  Wechsel  ist  zur 
Erhaltung  des  kaufmännischen  Credits  in  bedeutenden 
Handelsgeschäften  nolhwendig,  indem  in  allen  andern 
Fällen  der  Gläubiger  nicht  so  sicher  und  schnell  zu  sei- 
ner Befriedigung  gelangt  a). 

a)   Busch  Darst.  der  Ilaudluug  Th.  I.  S.  1 — 3. 

2)    Eintheilungen. 

§.  40  i 

Die  IIau])teintheilung  der  Wechsel  crgiebt  sich  dar- 
aus, dafs  nicht  nur  Schuldscheinen,  sondern  auch  Anwei- 
sungen die  erwähnte  strenge  Form  gegeben  werden  kann. 

Wenn  der  Aussteller  die  Zahlung  selbst  zu  leisten 
versprociien  hat,  d.  Ji.  wenn  ein  Scluddschcin  inWech- 
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sclform  ausgestellt  ist,  so  ist  dies  ein  trockener  oder 
eigener  Wechsel.  EinWecIiselschuldigerund  ein  Wecli- 
selgliiubiger  sind  dabei  wesentliche  Personen.  Wenn  aber 
die  Zahlung  einem  Dritten  aufgetragen  ist,  d.  h.  wenn 
eine  Assignation  in  Wechselform  ausgestellt  ist,  so  nennt 
man  dies  einen  trassirtcn  Wechsel  a).  Der  Assis:- 
nant,  d.  h.  der,  welcher  den  Auftrag  erthcilt,  der  Assig- 
natar,  d.  h.  derjenige,  welcher  zum  Empfange  der  Zah- 
lung angewiesen  wird,  und  der  Assignat,  d.  h.  der,  weU 
eher  den  Auftrag  erhäJt,  die  Zahlung  zu  leisten,  sind 
dabei  wesentliche  Personen.  Die  Erleichterung  der  Zah- 
lungen nach  entfernten  Orten  ist  hier  der  Ha*jptzweck  ö), 

a)  A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  714.  —  Ein  Wechsel,  welchen 
ein  Ilandluiigshaus  auf  sein  an  einem  andern  Orle  unter  der 
nämlichen  Firma  befindliches  Ilaudlungs- Etablissement  zieht, 
ist  als  ein  gezogener  Wechsel  zu  betrachten.  —  Erk.  des 
G.  O.  Trib  v.  2.  Dec  1833.  Simon  u.  v.  Strampf  Rechts- 
sprüche Bd.  L  S.  131. 

b)  Vergl.  Busch  a.  a.  O.  ' 

§.  405. 
Nach  der  Zeit  der  Zahlung  unterscheidet  man: 
Datowechsel,  do  h.  wenn  die  Zahlung  zu  einer  be- 
stimmten Zeit  nach  der  Ausstellung;  Sicht  Wechsel 
(Wechsel  a  vistä) ,  d.  Ii.  wenn  sie  zu  einer  gewissen 
Zeit  nach  der  Präsentation,  z.  B.  14  Tage  nach  Sicht, 
und  Usowechsel  (a  iiso^  wenn  sie  nach  dem  Herkom- 
men geleistet  werden  soll. 

§.  406. 
Mefs Wechsel  (Regulirwechsel — camb'ia  regulär! a) 
sind  entweder  solche,  welche  in  der  Messe  ausgestellt 
werden  o),  oder  solche,  die  in  der  Messe  zahlbar  sind  Ü), 
Hierdurch  untersclieiden  sie  sich  von  den  Aufsermefs- 
wechseln  {cambia  irrcgularia,  platcaruni). 
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a)  Dieselben  haben  einen  bcsoudern  Cours,  indem  der 
Aussteller  davon  eine  bcslimmte Provision  zu  bekommen  pHegt, 
wclcbc  gewöbnlicb  beim  Anfange  der  Messe  rcgulirt  wird. 

b)  für  diqsQ  sind  besondere  Zahltage  festgesetzt. 

3)    WecLselrecLt. 
ä)    Ueberhaupt, 

§.    407. 

W  e  e  li  s  e  1  r  0  c  h  t  nennt  man  den  Inbegriff  der  auf  dem 
Wesen  des  Weehselgesehäfts,  Wechselgesetzen  und  Ge- 
wohnheiten beruhenden  Rechte  und  Verbindlichkeiten  a). 

Das  Wechselrecht  besteht  gröfstentheils  aus  bestätig- 
ten kaufmännischen  Gewohnheiten,  es  war  also  bei  der 
Ausbildung  desselben  die  Autonomie  des  Handelsstandes 
vorwaltend.  Die  Systeme  des  Wechselrechts,  welche  die 
Regierungen  entwerfen  liefsen,  \varen  zwar  gröfstentheils 
Arbeiten  der  Rechtsgelehrten,  indessen  blieb  doeU  auch 
dabei  der  Einüufs  der  Kaufleute  bedeutend,  da  sie  theils 
durch  ihre  genaue  Sachkenntnifs  zur  Sammlung  der  Ma- 
terialien unentbehrlich  waren,  theils  fortwährend  neues 
Gewohnheitsrecht  bildeten,  welches  entweder  gesetdich 
sanctionirt  wurde,  oder  ohnediefs  vor  den  Gerichten 
Kraft  erhielt. 

Es  ist  eine  Ilaupteigenthümlichkeit  des  Wechsel- 
rechts, dafs  es  nicht  an  die  engen  Gränzen  eines  Ter- 
ritoriums gebunden  ist,  sondern,  seinem  gemeinschaftli- 
chen Ursprünge  gemäfs,  in  allen  Ländern  im  Wesentli- 
clien  einen  universellen  Charakter  angenommen  hat. 
Selbst  die  besondern  Formen,  welche  sich  für  das  Wech- 
selrecht in  verschiedenen  Staaten  biblen,  sind  nicht  noth- 
wendig  durch  die  Gränzen  der  J^änder  bedingt.  Dcm- 
ungeaclitet  giebt  es  kein  gemeines  deutsches  Wechselrecht; 
wir  linden  kein  Jjand,  welches  alle  deutselien  Wechsel- 
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rechte  vereiuigeiif],  den  Inbegriff  derselben  von  den  frem- 
den Wechseircchten  trennt. 

Das  Wechselrecht  hat  eine  ganz  eigenlhümlicbe,  selbst- 
ständige Basis,  und  so  sondert  sich  der  ^^^echselvertrag 
von  andern  Verträgen. 

c)  Man  bezeichnet  auch  mit  dem  Namen:  Wechselrecht 
denjenigen  Vorzug,  welchen  ^\echsei  vor  andern  Schuldver- 
schreibungen oder  Anweisungen  haben. 

6}    Allgemeineres  und  besonderes  Wechselrecht. 

§.  408. 
Der  Inbegriff  der  für  ein  bestimmtes  Land  oder  für 
einen  einzelnen  Ort  hinsichtlich  der  Wechsel  bestehen- 
den Rechte  bildet  das  besondere  Wechselrecht  ein- 
zelner Länder  oder  Orte,  während  sich  durch  die  Zu- 
sammenstellung dessen,  vras  hinsichtlich  der  Wechsel  in 
mehreren  Ländern  gleichförmig  eingeführt  ist,  oder  aus 
dem  Wesen  des  VS  echselgeschäfts  hervorgehet,  ein  all- 
gemeineres Wechselrecht  bildet.  Wir  haben,  dem 
Zwecke  dieser  Blätter  gemäfs,  nur  von  dem  Preufsi- 
schen  Particular- Wechselrecht  zu  reden. 


E)    Geschichte  des  Wechselrechts. 

1)  Ueberhaupt. 
§.  409. 
Zur  Geschichte  des  Wechselrechts  gehört  der  Nach- 
\reis  des  Ursprungs  der  Wechselstrenge  und  die  Erklä- 
rung der  allgemeinen  Ausbreitung  des  Wechselrechts» 
Erst  in  neuerer  Zeit  ist,  besonders  durch  das  ausgezeich- 
nete Werk  von  G.  F.  v.  Martens  darüber  mehr  Licht 
verbreitet  ä). 

a)  M.  Martens   Versuch    einer  historischen  Entwickelung 
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des  wahren  Ursprungs  des  Wechselrechls.  Gotllngen  1797.  8> 
Vere-l.  aulserdem:  liiisch  vom  Ursuninge  des  W ecliselrechu 
lo  dessen  und  Lbelings  HandelsbibliüÜiek'Bd.  I.  S.  377. 

§•    410. 

Der  Handel,  welcher  zur  Zeit  der  Kreuzzüge  beson- 
ders in  Italien,  Frankreich  und  Spanien  zu  blühen  be- 
gann, wurde  vorzüglich  auf  Messen  getrieben,  und  es 
war  der  Natur  der  Mefsgeschäfte,  so  wie  den  besondern 
Privilegien,  welche  den  Messen  zur  Sicherung  des  Han- 
dels bewilligt  waren,  angemessen,  hinsichtlich  solcher 
Zahlungen,  welche  auf  der  Messe  geschehen  sollten,  die 
schnellste  Rechtshülfe  eintreten  zu  lassen,  wenn  sie  an 
dem  festgesetzten  Zahltage  ausblieben.  Zur  Entscheidung 
aller  auf  Messen  entstehenden  Rechtsstreitigkeiten  wur* 
den  besondere  Gerichte  angeordnet,  welche  jene  nach 
einem  höchst  summarischen  Verfahren  entschieden. 

§.    411. 

Jenem  strengen  Verfahren  waren  auch  die  Campso- 
res  (Geldwechsler)  unterworfen.  Es  war  bei  den  vielen 
Münzveränderungen  und  Verfälschungen  der  Münze  der 
Hand  Wechsel  (Klcinwechsel — catnbium  mimitum)  ein 
wichtiges  Gewerbe,  welches  nicht  jedem,  sondern  lange 
Zeit  nur  den  dazu  besonders  bestellten  Campsoren  an- 
vertraut wurde.  Dieselben  standen  stets  unter  öffentli- 
cher Aufsicht,  hatten  dagegen  auch  manche  Vorrechte. 
Sie  niufsten  auf  die  Gesetze  schwören,  Caution  stellen 
und  ihre  W^echselbüchcr  ordentlich  führen.  Letztere  hat- 
ten aber  auch  einen  grofsen  Glauben,  und  die  von  An 
Campsoren  ausgestellten  Scheine  wurden  den  öffentlichen 
Insfrumentcn  gleich  geachtet.  Aufser  dem  Handwechsel 
machten  sie  aber  auch  Geldumsätze  im  Grofsen,  und 
ha!tcn  oft  an  nu^hreren  Orten  besondere  Comtoire.  Ihr 
Hauptgeschäft  fand  indessen  während  der  Messen  Statt. 
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Die  Kaufleulc,  welche  Geld  auf  denselben  übrig  behiel- 
ten, und  den  beschwerlichen  und  wohl  auch  oft  gefähr- 
lichen Transport  vermeiden  wollten,  liefseu  sich  von  je» 
nen  Wechslern  eine  litera  cambii  a)  geben,  d.  h.  die 
Anweisung,  dafs  sie  an  einem  andern  Orte  eine  bestimmte 
Summe  Geldes  erheben  konnten. 

a)    Lettere  di  camblo.    S.  v.  jMartens  Versuch  etc.  §.  8.  9- 

§.    412. 

Wegen  verweigerter  Zahlung  fand  gegen  den  Aus- 
steller eine  strenge  Execution  nach  angestellter  Klage 
Statt.  Der  Campsor  konnte,  wenn  er  auf  der  nächsten 
Messe  deshalb  belangt  wurde,  die  Zahlung  nicht  verwei- 
gern,  ohne  der  Flucht  oder  der  Insolvenz  verdächtig 
zu  werden.  Aufserdem  wurden  die  Anweisungen  der 
Campsoren  den  öffentlichen  Instrumenten  gleich  geachtet, 
sie  waren  daher  auch  um  so  strenger  verpflichtet.  Alle 
diese  Umstände  rechtfertigten  die  Verfügung  der  schleu- 
nigsten Execution. 

Es  konnte  aber  auch  gegen  den  Acceptanten,  wel- 
cher nicht  Zahlung  leistete,  besonders  dann  die  strengste 
Execution  verfügt  werden,  wenn  die  Acceptation  auf  der 
Messe  erfolgte,  oder  derAcceptant  selbst  zu  den  Camp- 
soren gehörte  a). 

Auf  diese  Art  entstanden  die  trassirten  Wechsel. 

«)   V.  Martens  Versuch  etc.  §.  10.  11. 

§.     413. 

Wer  Geld  bei  einem  Campsor  deponirte,  konnte  sich 
das  Versprechen  geben  lassen,  dafs  jener  es  ihm  zur 
folgenden  Messe,  vielleicht  in  einer  andern  Münzsorte, 
zurückgeben  solle;  auch  konnte  der  Campsor  dem  Kauf- 
nianne  unter  einer  solchen  Bedingung  Geld  geben.  Bei 
dem  Verbote  der  Zinsen  und  der  Erlaubnifs  für  Ver- 
wechseluDg  des  Geldes  ein  Aufgeld,  und  für  die  Ent- 
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bchning  desselben  von  einer  Messe  zur  andern  einen 
Vortheil  zu  bedingen,  wurde  es  bald  gewöhnlicb,  dais 
die  Darleiher  in  solche  Schuldscheine  einrücken  liefsen, 
dafs  sie  auf  einen  Wechsel  gegründet  wären,  —  auch 
wenn  ein  Darlehn  und  kein  A^^echsel  zum  Grunde  lag. 
Diesen  Schuldscheinen  wurde  die  Form  eines  Wechsel- 
briefes (eigenen  Wechsels)  gegeben«).  Um  die  häufig 
darunter  verborgenen  Darlehne  und  den  Zinswucher  zu 
verhindern,  beschränkte  man  sie  hin  und  wieder  in  Be- 
treff der  strengen  Execution  b).  Jenes  Verbot  hat  sich 
indessen  seit  der  Reformation  gänzlich  wieder  verloren. 

a)  V.  Martens  Versuch  etc.  §.  13. 

b)  Daher    der   Name:    trockener  Wechsel,    d.  h.   eiu 
solcher,  der  kerne  Kraft  hat. 

§•    414. 

Nach  und  nach  wurde  es  gewöhnlich,  dafs  auch  aufser 
den  Messen,  und  von  andern,  als  Campsoren,  Wechsel- 
geschäfte gemacht  wurden.  Man  sah  denjenigen  als  Camp- 
6or  an,  der  als  ein  solcher  Contrakte  machte.  Ueber^ 
haupt  fand  im  Mittelalter  hinsichtlich  der  Schuldsachen 
ein  sehr  strenges  Verfahren  Statt.  Vorzüglich  war  dies 
an  den  Orten  der  Fall,  wo  die  Kaufleute  eigene  Corpo- 
rationen  (coUegia  mercatoria)  bildeten,  welche  sich  am 
frühesten  in  den  grofsen  Städten  von  Oberitalien  finden. 
Hier  erhielt  die  Kaufmannschaft  zuerst  eine  feste  Ver- 
fassung und  eine  den  Messen  ähnliche  Einrichtung,  na- 
mentlich besondere  Handelsgerichte.  Von  dort  aus  ver- 
breitete sich  das  strenge  Wechsclrecht  über  ganz  Europa. 
Es  w  urde  mit  der  Ausbreitung  des  Handels  seit  dem  1C>. 
Jahrhundert  und  der  häufigem  Anwendung  der  Wcch- 
.sclclausel,  das  IJcdürfnifs  geschriebener  Wechselord- 
nungen immer  <i ringender.  So  ansehnHch  nun  auch  mit 
der  Zeit    die   Anzahl    der    letztem  geworden  ist  ö),    so 
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entbehrt  doch  mancher  Staat  noch  jetzt  einer  Wechsel- 
ordnung und  eines  Wechselrcchts  b). 

a)    Vergl.  Besecke  thesauris  juris  camLialis  S.  1288  u.  f. 

5)  Sogar  England  hat  keine  vollständige  Wechselordnung, 
sondern  es  sind  nur  über  einzelne  wenige  Punkte  des  Wech- 
selrechts in  einigen  Parlamenlsakten  Bestimmungen  enthalten. 
Das  ^Yechselrecht  beruhet  dort  mehr  als  in  irgend  einem  an- 
dern Staate  auf  Gewohnheitsrecht.  —  Vergl.  Englisches  Wech- 
selrecht, dargestellt  von  Dr.  Schulin  in:  Mittermaler  und  Za- 
chariä  krit.  Zeitschrift  für  Rechtswissenschaft  und  Gesetzgebung 
des  Auslandes. 

§•  415. 
Der  erste  uns  bekannte  Wechsel  ist  vom  Jahre  1325. 
indessen  scheinen  doch  nicht  nur  die  trassirten  sondern 
auch  die  eigenen  Mefsvvechsel  wenigstens  auf  italienischen 
und  französischen  Messen  schon  im  12.  Jahrhundert 
bekannt  gewesen,  und  im  13.  Jahrhundert  bedeutend  ver- 
breitet worden  zu  seyn,  da  seit  dem  Beginn  des  14. 
Jahrhuoderts  so  viele  Spuren  ihrer  Ausbreitung  auch  in 
andern  Ländern  sich  vorfinden  a). 
a)    V.  Martens  Versuch  etc.  §.  12. 

§•  416. 
Die  erste  Spur  von  •W'^echselgesetzen  ist  eine  Ver- 
ordnung des  Magistrats  zu  Barcellona  vom  Jahre  1394. 
Aus  dem  15.  Jahrhundert  sind  schon  mehrere  Wechsel- 
ordnungen bekannt,  z.  B.  eine  Wechselordnung  von 
Bologna  vom  Jahre  1454.  Die  Lehre  vom  Indosse- 
ment  und  Protest  (s.  unten)  hat  sich  wahrscheinlich  erst 
seit  dem  16.  Jahrhundert  ausgebildet,  zu  welcher  Zeit 
auch  die  Wechselordnungen  häufiger  wurden.  Um  die- 
selbe Zeit  nahm  man  im  Prozesse  Veränderungen  vor, 
rrodurch  das  Verfahren  gegen  Schuldner  sehr  schleppend 
»vurde;  hinsichtlich  des  Wechselrechts  hingegen  trat  kein 


—     446     — 

gemildertes  Verfahren  ein,  gondern  es  wurde  dasselbe 
eher  noch  geschärft,  indem  der  Regel  nach  sogleich  per- 
sönliche Haft  verfügt  wurde. 

In  den  Niederlanden  findet  sich  das  "VS^echselrecht 
schon  im  Jahre  1537  ausgebildet,  in  Schweden  1671,  in 
Dänemark  1681,  und  in  Polen  erst  1771. 

Es  bestehen  jetzt  in  den  meisten  Staaten  Wcchsel- 
gesetzgebungen,  welche  das  ganze  Land  umfassen;  in 
einigen  Ländern,  z.  B.  in  Spanien  und  Portugal  fehlt  es 
jedoch  an  solchen. 

Durch  die  im  Code  du  commerce  enthaltene  Wech- 
selordnung sind  alle  frühern  französischen  Wechselord- 
nungen aufgehoben. 

2)    In   Deutschland. 

§•    417. 

DerWechselverkehr  wurde  verhältnifsmäfsig  in  Deutsch- 
land erst  später  lebhaft;  derselbe  ist  hier  erst  im  16.  Jahr- 
dert  von  Wichtigkeit. 

Die  erste  Wechselordnung  in  Deutschland  ist  die  Ham- 
burger vom  Jahre  1603.  Dieser  folgte  die  Nürnber- 
ger im  Jahre  1621.  Seit  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts 
hat  sich  der  Wechselverkehr  und  somit  auch  die  Wech- 
sclgesetzgebung  fast  über  ganz  Deutschland  verbreitet,  jj 
(Mit  Ausnahme  weniger  Provinzen,  namentlich:  Neuvor- 
pommern, Mecklenburg  und  des  zum  Königreiche  Baiern 
gehörigen  Untermainkreises). 

Die  neuestellamburgerWechsclordnung  vom 
Jahre  1725  ist  dem  jetzigen  Zustande  des  Wechselver- 
kehrs keineswegs  angemessen,  und  es  beruhet  daher  das 
Hamburger  Wcchselrecht  gröfstenlhcils  auf  Gewohnheiten. 

Besonders  vollständig  und  zweckmäfsig  ist  das  Preu-  ^ 
fsische  Wechsclrccht. 


J 
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Ein  allgemeines  deutsches  Wecbselrecht  giebt  es  nicht; 
aus  einigen  wenigen  Bestiinniungcn  der  Reichsgesetze  (im 
Beichsabschiede  von  1654,  §.  107.  und  im  Reichsschlusse 
von  1671.  §.  5.)  kann  die  Existenz  desselben  unmöglich 
gefolgert  werden.  Der  Wechselclausel  wurde  die  ihr 
cigenthümliche  Kraft  in  Deutschland  zwar  nicht  ausdrück- 
lich ertheilt,  aber  doch  in  so  fern  anerkannt  a),  als  sie 
durch  die  Gesetze  und  das  Herkommen  in  einzelnen 
deutschen  Staaten  eingeführt  worden.  Wo  also  kein 
Wechselrecht  eingeführt  ist,  sind  die  Wechsel  nur  als 
gewöhnliche  Schuldscheine  anzusehen  5). 

a)  J.  A.  Hoffmann  de  differ.  juris  Camb.  Imper.  et  ci- 
vitatis Bremensis.  §.  5. 

b)  Indessen  können  auch  an  Orten,  wo  kein  Wechselrecht 
gilt,  Fälle  eintreten,  in  welchen  die  Entscheidung  aus  fremden 
Wechselgesetzen  entlehnt  werden  mufs. 

C)    Quellen  des  Wechselrechts. 

§.    418. 

Die  Quellen  der  Entscheidung,  in  Wechselsachen, 
wie  sie  der  Reihe  nach  zur  Anwendung  kommen  müs- 
sen, sind  folgende: 

1)  die  besondere  Uebereinkunft  der  Parteien.  Diesel- 
ben können  indessen  nicht  dem  Wechselprozefs 
\^'idersj)rechendes,  oder  die  Wechselstrenge  da 
verabreden,  wo  sie  nicht  eingeführt  ist  a). 

2)  Die  Wechselgesetze  und  Gewohnheiten  des  Lan- 
des oder  des  Orts,  wo  die  Sache  zu  entscheiden 
ist.  Auch  können  in  manchen  Fällen  auswärtige 
W'echselgesetze  zur  Anwendung  kommen. 

3)  Die  allgemeinen  Grundsätze,  welche  aus  der  Natur 
des  M'echselgeschäfts  im  Allgemeinen  hervorgehen, 
d.  h.  also  das  allgemeinere  Wechselrecht  (s.  oben). 
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4)   Das  Römische  Recht   und  das  besondere  Deutsche 

Recht,  wenn  die  Natur  des  Wechselgeschäfls  keine 

Auskunft  mehr  giebt. 

a)    L.  38.  D.  de  pactis.  —  v.  Martens  Grundrifs  des  Hnn- 
delsrechts.   S.  77. 

D)     Literatur  des  \^'echselrechts. 
§.     419. 
Man  ist  darüber   einig,   dafs  die  altern  Schriftsteller, 
von   Raphael   de  Turri   an,    in    die  Behandlung   des 
A¥echselrechts  zu  viel  Römisches  und  Canonisches  Recht 
gebraclit  haben.     Seit  dem  vorigen  Jahrhundert  ist  zwar 
das  Vi'echselrecht   einzelner  Länder   häufig  und  mit  Er- 
folg bearbeitet  worden,  von  den  über  das  "VN  echselrecht 
überhaupt  erschienenen  allgemeinen  Schriften  kann  indes- 
sen nicht   dasselbe    gesagt  werden;    indessen    verdienen 
doch    einige    derselben,     wenn    gleich    in    verschiedener 
Rücksicht,   eine  auszeichnende  Erwähnung.     Es   können 
von  diesen   W^erken,    so    wie   von   Abhandlungen   über 
einzelne   Theile    des   Wechselrechts,     Sammlungen    von 
Wechselgesetzen,  Sammlungen  von  Handelssprüchen  und 
Gutachten  und  Erläuterungen  einzelner  Wechselordnun- 
gen hier  nur  die  wichtigsten  angegeben  werden.    Dahin 
gehören: 
Thomas  de  Vio  de  cambiis  1499,  in  Tract.  tractatuum. 

T.  VI.  p.  407. 
Raphael  de  Turri  Tractatus  de  cambiis,  Francof.  1548. 

fol.  Genev.  164L  Francof.  1645.  1648. 
J.  M.  Vogt  de  cambiis.  Giessae  1658. 
J.  G.  Frank  institutiones  juris  cambialis,  ex  legibus  di- 

versarum   gentium    etc.    collecti.    Ilalae    1721.  8.    Jeu. 

1737.  8.  Lips.  1741.  8.  Jen.  1751. 
J. G.Hein ecci US  clemcnta  juris  cambialis.  Amst.  17i2.  8. 

J.  G. 


] 
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J.  G.  Siegel  vorsichtiger  Wechselgläubiger.  Leipz.  1726. 
8.  1739.  4. 

J.  G.  Siegelii  Corpus  juris  cambialis.  Leipzig  1742* 
Th.  I.  II.  fol.  (Fortsetzungen  von  J.  S.  Uhl.  Leipzig 
1757— 178(>.) 

Zimmerl  vollständige  Sammlung  aller  Wechselgesetzc 
aller  Länder  in  Europa.  Wien  1809  — 1813.  3  Bde.  4. 

Materialien  zu  einem  vollständigen  und  systematischen 
Wechselrecht,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Hamburg; 
zum  Druck  befördert  von  der  Hamburgischen  Com- 
merz. Deputation.  Hamburg  1792.  4.  Mit  Anmerkun- 
gen von  U.  V.  Eggers.  1801.  8. 

J.  Max.  Raumburger  Grundfeste  des  heiligen  Römi- 
schen Reichs  und  anderer  Königreiche  und  Staaten, 
Rechten  und  Gewohnheiten  in  Wechsel-  und  Commer- 
zien-Sacheu.  Frankfurth  1723.  4. 

Wechselresponsa,  welche  von  der  Juristen -Facultat 
zu  Frankfurt  a.  d.  O.  von  Zeit  zu  Zeit  auf  Begehren 
sind  ausgestellet  worden.  Frankfurth  a.  d.  O.  1749. 
1750.  Th.  L  II.  4. 

Besecke  thesaurus  juris  cambialis.  Berolin.  1783.  Th. 
I.  II.    4. 

C.  G.  Riccii  exercitationes  XVII  de  jure  cambiali  in 
genere  ex  legibus  cambialibus  collectae.  Gott.  1779.. 
Th.  L  II.  4. 

Pardessus  cours  du  droit  comm.  Paris  1821.  (5  Th.) 

J.  G.  V.  Selch ow  Grundsätze  des  Wechselrechts.  Gott. 
1758.  1777.  8. 

J.  A.  Beck  vom  Wechselrecht.  Nürnb.  1729.  2.  Aufl. 
1752.  4. 

A.  Schiebe  die  Lehre  der  Wechselbriefe,  theoretisch 
und  praktisch  dargestellt.  Strafsburg  und  Frankfurth 
1818.    8. 

29 
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tüttmann  Grundsätze   dcf  Wechselrccht«.    Lpt.  1784. 

1795.  1805.  8. 
Sehe  er  er  Handb.  des  Wechselrechts.  Frankfurth  a.  M. 

1800  u.  1801.  3  Bde.  8. 
Zimraerl    Anleitung    zur  Kenntnifs   des  Wechselrechts, 

mit    besonderer    Rücksicht    auf    Oesterreich*     "Wien 

1821.     8. 
Jacobs  en  Umrifs  des  Englischen  Wechselrechts.  Altena 

182L  8. 
G OS  1er   Anleitung  zum    Preufsischen  Wechselrecht. 

Berl.  1814. 
Ph.  Fr.  Schulin  Niederländische  und  Grofsbritannische 

Wechsel-  und  Münzgesetze,  übersetzt  und  mit  Anmer- 
kungen nebst  den  neuen  Dänischen  Wechselgesetzen. 

Frankf.  a.  M.  1827. 
J.  M.  G.  Suarez   tratado   legal  theorico  v  practico  de 

leteras  de  cambio.  Madrid  1789.  T.  I.  IL 
L.  T.  Rede   the  laws  of  Hamburgh  respecting  bills  of 

cxchange  with  noles  thowing  the  laws  of  England  on 

the  same  subjet.  Hamburg*  8* 

E)    Von  Wechseln  überhaupt 

1)      Von    der    Wechs  clfähigk  eit» 

§.     420. 
Die  Grundsätze  der  Preufsischen  Gesetzgebung  sind 
hinsichtlich   der   Wechselfähigkeit    im  Wesentlichen 
folgende: 

Wer  überhaupt  unfähig  ist,    Verträge  zu  schliefsen, 
kann  sich  nicht  wecbsclmäfsig  verbinden. 

A.  L.  R.    Tb.  IL   til.  8.    §.  715.     cL  Th.  L  tit.  5. 
§.  9-31. 
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Dasselbe  gilt  fiir  diejenigen,  die  in  Ansehung  der  Fä- 
higkeit, Darlehnsverträge  zu  schliefsen,  eingeschränkt  sind. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.716.  cf.  Th.  I.  tit.  11.  §.  675  u.  folg. 
Selbst  in  solchen  Fällen,  da  die  von  dergleichen  Per- 
sonen geschlossenen  Verträge,  oder  aufgenommenen  Dar- 
lehne, unter  gewissen  Umständen  gültig  werden,  findet 
gegen  sie  weder  wechselmäfsiges  Verfahren,  noch  Wech- 
selexecution  Statt. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  717.  cf.  Th.  I.  tit  11.  §.  707.  u.  folg. 

§.   421. 

In  der  Regel  ist  nur  derjenige  wechselfähig,  welcher 

die  Rechte  eines  Kaufmanns  hat  ö). 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  718. 

o)  Die  WechselordnuDg  von  1751  ist  als  ein  allgemei- 
nes Landesgesetz  durch  das  Allgemeine  Landrecht  aufgehoben. 
Rescr.  vom  28.  Aug.  1797.  Stengel  Bd.  8.  S.  360—362.  — 
Die  Ansicht,  dafs  der  Regel  nach  nur  Kaufleute  wcchselfö- 
hig  seycn,  stellt  auch  die  Hannoversche  W.  O.  auf. 

§.    422. 
Ausnahmsweise  ist  folgenden  Personen  die  Wech- 
selfähigkeit beigelegt  <?): 

1)  Ordentlich  recipirten  Buchhändlern; 

2)  Inhabern  der  Fabriken  und  Apotheken; 

3)  Denjenigen,  welche  nach  den  besondern  Ver- 
fassungen eines  jeden  Ortes,  die  Befugnifs  erhalten  ha* 
ben,  für  eigene  Rechnung  zur  See  oder  auf  Ströh- 
men  Schiff  fahrt  zu  treiben; 

4)  Diesen  wird,  bei  Seeschiffen,  der  Capitain, 
oder  derjenige,  welchem  die  Führung  des  ganzen 
Schiffes  anvertraut  worden,  gleich  geachtet; 

5)  Frauenspersonen,  welche  Kaufmann- 
schaft treiben,  bleiben  wegen  der  in  dieser  Qualität 
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geschlossenen  Weehselgcschäftc  ihren  Gläubigern,   auch 
nach  niedergelegter  Handlung,  wechselmäfsig  verpflichtet ; 

6)  Besitzern  adelicher  Güter. 

^yirkliche  Besitzerinnen  adlicher  Güter  sind  niclit 
für  wechselmäfsig  zu  erachten.  —  Erk.  d.  2.  Senats  des 
Ob.  L.  Gerichts  zu  Magdeburg  vom  26.  Juni  1818.  S. 
II.  V.  Str.  Rechtssprüche  Bd.  2.  S.  431. 

7)  Den  Haupt-  oder  Generalpächtern  lan- 
desherrlicher oder  prinzlicher  Aemter  ^); 

8)  Besitzern  von  Erbzins-  und  Erbpachtgüter, 
welche  mit  eigener  Gerichtsbarkeit  versehen^  und  als  für 
sich  bestehende  Besitzungen  unter  einem  besondern  Na- 
men in  das  Hypothekenbuch  eingetragen  worden  sind. 

Wenn  der  Besitztitel  eines  adlichen  Guts  gelöscht, 
oder  wenn  die  Pacht  aufgehoben  ist,  so  erlöscht  die 
darauf  gegründete  Wechselfähigkeit. 

A.L.R.  a.a.O.  Anh.  §.110.  cf.§.720— 722,  724—727. 

Die  Wechselfähigkeit  der  Juden,  welche  Staats- 
bürger sind,  ist  nach  den  überhaupt  gegebenen  Vor- 
scliriften  zu  beurtheilen.  —  Ed.  vom  21.  März  1812. 
§.  20.  G.  S.  V.  1812.  S.  19.  Rescr.  vom  31.  Aug.  1813. 
V.  Kamptz  Ann.  Bd.  2.  S.  197.  —  Rescr.  vom  18.  Juni 
1814.  v.  Kamptz  Ann.  Bd.  4.  S.  44.  45. 

a)  Andere  Wechselrechte  gehen  von  dem  Gesichtspunkte 
aus,  dafs  in  der  Regel  jeder  DIsposiiionsrähige,  auch  wech- 
sclfäbig  scy.  Auch  nach  Franz.  Wcchsclrccht  ist  dies  der 
Fall;  CS  sind  in  demselben  nur  Minderjährige  und  Frauen, 
die  keinen  Handel  treiben,  ausgeschlossen.  La  signalurc  des 
fcmmcs  et  des  fllles  noii  ncgociantes  ou  marchandcs  publiques, 
8ur  lellrcs  de  changc,  ne  vaul,  h.  Icur  cgard,  quo  cpmmc 
simple  promcssc. 
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Lcs  Icllrcs  de  cliangc  souscrifcs  par  des  mincurs  non  m'- 
^oclans  sont  nulles  ä  Icur  egard,  sauf  lcs  droits  rcspccfifs  des 
parties^  conforincment  a  rarliclc  1312  du  Code  Napoleon." 
Code  d.  C.  L.  I.  tit.  8.  art.  113.  Ui. 

Aehnllclie  Ausnahmen  stellen  die  Englischen  Gesetze  auf. 

Die  übrigen  Wechsel  rechte  schlagen  einen  Mittel- 
weg ein,  indem  sie  von  dem  Grundsätze,  dafs  in  der  Regel 
jeder  Dispositionsfahige  auch  wechselfahig  sey,  mehrere  Aus- 
nahmen machen.  Gewöhnlich  sind  nach  diesen  Rechten  nicht 
wechselfähig:  Frauenzimmer,  wenn  sie  keinen  Handel 
treiben,  oder  nicht  als  Handelsfrauen  Wechselgeschäfte  mach- 
ten; Handwerker,  Bauern  oder  andere  geringe  Per- 
sonen, wenn  sie  nicht  etwa  die  Rechte  der  Kauflcute  ha- 
ben; solche  Personen,  die  nicht  schreiben  können; 
Geistliche;  Militairpcrsonen;  Staatsbeamte;  Stu- 
diren de. 

Vcrgl.  J.  F.  Ludovici  de  muliere  camblanle.  Hai.  1710 

G.  D.  Ho  ff  mann  de  opifice  et  rustico  cambiante,  in 
Res  ecke  thes.  camb.  pag.  697. 

G.  L.  Menkc  de  personis  cambialiier  contrahere  prohi- 
bitis.  in  Besecke  thes.  camb.  p.  614. 

Fürstliche  Personen,  welche  anderer  Herren  Unter- 
thanen  sind,  oder  in  deren  Diensten  stehen,  können  wechsel- 
verbindlicli  seyn.  In  Ansehung  unmittelbarer  Fürsten 
aber,  welche  nicht  in  fremden  Diensten  stehen,  fallt 
die  Strenge  des  Wechsclrechts  weg. 

Fremde  Gesandte  sind  an  den  Orten,  an  welchen  sie 
beglaubigt  sind,  der  Wechselverbindlichkeit  nicht  unterwor- 
fen. —  Vcrgl.  Shotts  Jurist.  Wochenblatt.  Th.  I.  S.  173. 

b)  Die  Wechselverpüichtung  aus  gezogenen  und  accep- 
iirten  Wechseln  und  die  dahin  gehörigen  Vorschriften  linden 
nicht  auf  Besitzer  adlicher  Güter  und  Generalpächter  landes- 
herrlicher oder  prinzlicher  Aemter  Anwendung.  Auch  gegen 
nicht  wechselfdhige  Personen  kann  aus  einer  solchen  Accep- 
tation  der  Execulivprozefs  angestellt  werden. 

Rescr.  Tom  12.  Juli  1806.  N.  A.  Bd.  4.  S.  373.  374. 

Auch  volljährig  erklärte   Gutsbesitzer,   welche  bis  zum 
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zurückgelegten  Volljährigkeitstemiine  in  der  Disposiilon  über 
die  Substanz  ihrer  Guter  eingeschränkt  sind,  sind  wechselfähig. 
Rescr.  vom  12.  Oct  1801.  N.  A.  Bd.  2.  S.  189. 

§.  428.    - 
Alle  übrigen  Landeseinwohner  können  sich,  in  der 
Regel,  nicht  wechselmäTsig  verpflichten. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  728. 
Wer  nach  den  Statuten  seines  Wohnortes  weclisel- 
fähig  ist,  kann  auch  vollkommen  gültige  Wechsel  aufser- 
halb  seines  Wohnorts  ausstellen. 

A.  L.  R.  Einl.  f  23.  (Mater.  H.  1.  S.  195—199.) 

§.    424. 
Auch  dadurch,  dafs  sich  Jemand  für  einen  Wechsel- 
fähigen  ausgegeben,   und   diese    Angabe    sogar  eid- 
lich bestärkt  hat,   erlangt  der   Gläubiger  gegen  ihn 
kein  Wechselrecht. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  729.  cf.  Th.  I.  tit.  5.  §.  35.  36. 
Die  von  solchen  nicht  wechselfähigen  Personen  aus- 
gestellten trockenen  Wechsel  werden  als  blofse  Schuld- 
scheine angesehen,  und  andere  von  ihnen'^übernommenc 
Wechselverbindungen  werden  nach  der  Natur  des  dabei 
eigentlich  zum  Grunde  liegenden  Geschäfts  beurtheilt. 

Wenn  jedoch  dergleichen  an  sich  nicht  wechselfä- 
hige Personen  an  eine  öffentliche  Kasse  oder  Anstalt 
Wechsel  ausstellen,  so  entsteht  daraus  gegen  sie,  so 
weit  sie  überhaupt  Darlchne  aufzunehmen  fähig  sind, 
auch  wechselmäfsige  Verpflichtung  «). 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  730. 
Bei  Wccliseln,  welche  der  Wittwenverpflegungsan- 
slalt  ausgestellt  werden,  ist  zur  Wechselkraft  nicht  er- 
forderlich, dafs  die  Valuta  baar  gegeben  worden. 

Rescr.  vom  31.  Oct.  1793.  Ed.  Samml.  v.  1793.  S.  1715. 
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Auch  gegen  Prediger  und  Schullehrer,  welche  an  dio 
allgemeine  Wiltwenverpflegungsanslall  Wechsel  ausstel- 
len, findet  der  Wechselprozefs  Statt. 

Rescr.  vom  30.  Mai  1796.      Ediktensamml.  v.  1796. 
S,  417.  nr.  62. 

Bei  Wechseln,  welche  Subalternofficiere  der  Witt- 
wenverpflegungsanstalt  der  Officiere  ausstellen,  bedarf  es 
der  Einwilligung  des  Commandeurs  nicht. 

Cabinets-Ordre  vom  3.  Jan.  1816.     Gesetzsamml.  r. 
1816.  S.  93. 

o)  Jeder  Actionar  der  Preufsischen  See-Asseciiranz-Gesell- 
(chaft,  wenn  er  auch  sonst  nicht  wechselfähig  wäre,  ist  der 
Corapagnie  für  den  Betrag  des  von  ihm  ausgestellten  Solawech- 
sels wechs«lmäfslg  verhaftet. 

plan  der  See-Assecuranz-Comp.  bestat  d.  12.  März  1825. 
§.  5.    Gesetzsamml.  v.  1S25.  S.  42. 

§.     425. 

^  Wenn  Jemand,  der  nach  den  Gesetzen  nicht  wech- 
selfähig  ist,  zur  Unterstützung  oder  Ausbreitung  seine« 
Verkehrs  oder  Gewerbes,  sich  die  Wechselfähigkeit  ver- 
echaffen  will,  so  mufs  er  sich  bei  seinem  ordentlichen 
persönlichen  Richter  melden,  und  die  Beilegung  der 
Befugnifs,  Wechselverbindungen  einzugehen,  nach- 
suchen. 

Personen,  denen  das  Gesetz  selbst  die  Wechselfähig- 
keit in  gewissen  Fällen  beigelegt  hat,  können  zum  Wech- 
selausstellen auch  in  anderen  und  mehreren  Fällen  auto- 
risirt  werden. 

A.  L.  R,  a.  a.  O.  §.731.  und  Anh.  §.  112. 

Die  Anmeldung  mufs  entweder  in  Person  gescho- 
ben, oder  es  mufs  dazu  eine  gerichtliche  SpecialvolU 
macht  ausgestellt  werden. 

Der  Richter  hat  dabei  genau  zu  untersuchen,  ob  der. 
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welcher  um  die  Wechselfähigkeit  sich  meldet,  die  Eigen- 
schaften^ Verstandeskräfte  und  Erfordernisse  besitze,  die 
ein  Jeder  haben  mufs,  welcher  Verträge  zu  schliefsen, 
und  Darlehne  aufzunehmen  befugt  seyn  solL 

Er  mufs  sich  ferner,  jedoch  nur  im  Allgemeinen, 
überzeugen,  dafs  derselbe  ein  nützliches  Gewerbe  treibe, 
zu  dessen  Beförderung  die  Wechselfähigkeit  gereichen 
kann.  Auf  eine  genaue  Untersuchung  über  den  Umfang 
dieses  Gewerbes,  und  über  die  Vermögensumstände  des 
Ansuchenden,  ist  der  Richter  sich  einzulassen  weder  be- 
fugt, noch  schuldig. 

A.  L.  R,  a.  a.  O.  §.  732  —  735, 

Personen  weiblichen  Geschlechts  und  Mannspersonen 
vom  Bauer-  oder  geringern  Bürgerstande  mufs  der  Rich- 
ter die  Vorschriften  und  Folgen  des  Wechselrechts  be- 
kannt machen  und  erklären. 
A.  h.  R.  a.  a.  O.  §.  737, 

Findet  der  Richter  nach  dieser  Prüfung  kein  Beden- 
ken, 80  mufs  er  dem  Ansuchenden  ein  Certificat  da- 
Jiin  ausfertigen: 

dafs  derselbe  sich  um  die  Befugnifs,  wechselmä- 
fsige  Verbindungen  einzugchen,    gebührend   ge- 
meldet habe,  und  dazu  hiermit  für  fähig  erklärt 
werde. 
Ein  solches   Certificat  macht  denjenigen,   der  es  er- 
halten hat,   nicht  nur  für  den  Fall,  bei  dessen  Gelegen- 
heit dasselbe  nachgesucht  worden,  sondern  auch  für  alle 
künftige  Fälle  wechsclfähig. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  738.  739. 

Bei  Wechsclgeschäften  einer  Frauensperson,  welcher 
ein  solches  Certificat  ertheilt  worden,  ist  weder  die  Ge- 
genwart   eines    Assistenten    oder    Geschlechtsvormundes, 
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noch   eine  nochmalige  Erklärung  der  Strenge  des  Wech- 
selrechts erforderlich. 

A.  L.  K.  a.  a.  O.  §.  740. 

•  Hat  Jemand,  der  entweder  Verträge  überhaupt  ztt 
schliefsen,  oder  Darlehne  aufzunehmen  unfähig  ist,  ein 
solches  Cerlificat  erhallen,  so  bestehen  zwar  die  mit 
ihm  auf  den  Grund  desselben  geschlossenen  Wechsel- 
vcrbindun  gen;  der  Richter  aber,  welcher  das  Certi- 
ficat  ausgestellt  hat,  haftet  nach  den  allgemeinen  Grund- 
sätzen vom  Schadenersatz  für  allen  dem  Unfähigen  dar- 
aus entstehenden  Nachtheil,  und  wird  überdies  wegen 
vorsätzlicher  Ueberschreitung  oder  grober  Vernachlässi- 
gung seiner  Amtspflichten  nach  Vorschrift  der  Criminalge- 
setze  bestraft  werden.  Das  Certificat  selbst  mufs  dem 
Unfähigen  sofort  abgenommen  und  cassirt  werden. 
Kann  dasselbe  nicht  wieder  herbeigeschafft  werden,  so 
mufs  eine  gerichtUche  Notificirung  desselben,  durch  öf- 
fentUches  Aufgebot  und  Bekanntmachung  in  den  Zeitun- 
gen und  Intelligenzblättern  der  Provinz,  erfolgen, 

A.  L.  R.    a.  a.  O,  §,  741  —  744,     cf.  Th,  L    tit.  16. 
§.  130.  132, 

Letztere  Vorschriften  müssen  auch  dann  beobachtet 
werden,  wenn  Jemand,  der  die  Wcchselfähigkeit  durch 
richterliche  Beglaubigung  erhalten  hat,  in  der  Folge  die 
Befugnifs  Verträge  zu  schliefsen,  oder  Darlchue  frei  auf- 
zunehmen, verliert. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  745. 

§.     426. 

Jedes  Gericht  mufs  von  den  bei  ihm  nachgesuchten 
und  ertheilten  Certificaten  ein  genaues  und  vollstän- 
diges Verzeichnifa  fuhren,  iu  welchem  die  zuruckge- 
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nommenen   oder  mortificirten  Certificate  sogleich  wieder 
gelöscht  n-erdeü  müssen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  746.  747. 

2)    Allgemeine  Erfordernisse  eines  Wechsels. 

§•     427. 
Ein  Instrument,  welches  Wechselkraft  haben  soll,  mnfs 

1)  in  dem  Contracte  ausdrückh^ih  als  Wechsel  oder 
Wechselhrief  benannt  seyn.  \^^enn  dies  geschehen  ist, 
so  kommt  es  nicht  darauf  ?n,  ob  aufserdem  noch  der 
Ausdruck  „nach  Wechselrecht"  gebraucht  ist. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  748.  749. 

2)  Sowohl  eigene  als  gezogene  Wechsel  können  nur 
auf  bestimmte  Geldzahlungen,  nicht  auf  Waarenlie- 
ferungen  oder  Dienstleistungen  gerichtet  sejn. 

Verschreibungen,  worin  dem  Schuldner  die  Wahl  ge- 
lassen wird,  entweder  Geld  zu  zahlen,  oder  Waaren  zu 
liefern,  sollen  nicht  als  Wechsel  angesehen  werden. 

Die  Geldsumme  mufs  in  jedem  Wechsel  bestimmt 
mit  Buchstaben  oder  mit  Ziffern  oder  durch  beide 
zugleich  bezeichnet  werden.  Ist  sie  nur  mit  Buchstaben 
oder  nur  mit  Ziffern  ausgedrückt,  und  eine  Correctur 
daran  ersichtlich,  so  hat  das  Instrument  keine  Wechsel- 
kraft. 

Wenn  die  in  der  Ueberschrift  oder  unter  dem  Wech- 
sel vermerkte  Summe  von  der  im  Contexte  ausgedrück- 
ten verschieden  ist,  so  wird  nur  auf  die  letztere  Rück- 
eicht genommen, 

Weicht  im  Wechsel   selbst   die   mit   Ziffern   bezeich-      J 
nete   Summe   von   der   mit  Buchstaben   bezeichneten   ab, 
(0  ist  dio  letztere  für  die  richtige  zu  achten. 

Behauptet  Jemand,  dafs  in  den  nach  diesen  Regeln 
anzunchmondon  Summen  ein  Trrthum  vorgefallen  Rcy,   so 


—     459     — 

bleibt  ibm  der  Nachweis  dieses  Irrlluims,   jedoch   aufscr 
dem  Wechselprozesse,  uiibeuoiniiieu. 
A.  L.  1\.  a.  a.  O.  §.750-758. 

3)  Die  Müuzsorte  kann  nach  Bancopfunden  und 
andern  bekannten  Rechnungsmüuzcn,  oder  in  klingendem 
Gelde  bestimmt  werden.  Lautet  jedoch  ein  in  den  Preu- 
fsischcn  Staaten  zahlbarer  Wechsel  auf  Scheidemünze, 
oder  auf  eine  zur  Zeit  der  Ausstellung  schon  verrufene 
Geldsorte,  so  hat  er  keine  Wechselkraft. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  759.  760. 

4)  Auch  derjenige,  an  welchen,  oder  auf  dessen 
Ordre  die  Zahlung  geschehen  soll,  mufs  der  Regel  nach 
im  Wechselbriefe  benannt  seyn.  Jedoch  können  auch 
die  Wechsel  solcher  Personen,  welche  kaufmännische 
Rechte  haben,  an  jeden  Briefinhaber  gestellt  sejn. 

Wer  sich  aber  einen  solchen  Wechsel  ausstellen 
läfst,  mufs  es  ledighch  sich  selbst  beimessen,  wenn  der- 
selbe von  einem  unrechtmäfsigen  Besitzer,  von  dem  er 
keine  Schadloserhaltung  erlangen  kann,  eincassirt  wird. 
Ist  jedoch  ein  solcher  auf  jeden  Inhaber  lautender  Wech- 
sel an  einen  Dritten  namenthch  indossirt  worden,  so 
kann  die  Zahlung  nur  an  den  durch  dergleichen  Indos- 
scment  berechtigten  Inhaber  geschehen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  761  —  764. 

5)  Jeder  Wechsel  mufs  das  Bekenntnifs  des  Aus- 
stellers von  dem  Empfange  der  Valuta,  oder  des 
Werlhs,  enthalten. 

Die  Bestimmung,  worin  oder  von  wem  die  Valuta 
gegeben  worden,  ist  zur  Gültigkeit  des  Wechsels  nicht 
erforderhch.  Auch  der  Ausdruck:  Valuta  in  Rech- 
nung, oder:  den  Werth  in  Rechnung,  ist  hinrei^ 
chend;  doch  sind  die  Wechsel  von  Besitzern  adeliche^ 
Güter  etc,  i\\^  \^  sq  (eri^  ^Is  Wechsel  gültig^  weni^  dario 
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ein  Bekenntnifs  des  Ausstellers,  die  Valuta  baar  euipfau- 
gen  zu  haben,  enlLalten  ist. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  765  —  769. 

6)  Jeder  Wechsel  mufs  auch  den  Ort  der  Aus- 
stellung, die  Zeit  derselben,  nach  Tag,  Monat  und 
Jahr  bestimmt,  enthalten. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  770. 
Auf  Messen   ausgestellte  Wechsel  sind  wechselmäFsig 
datirt,  wenn  die  Messe,  auf  welcher  sie  ausgestellt  sind, 
darin  ausgedrückt  ist. 

N.  A.  Bd.  3.  S.  305. 

7)  Ferner  mufs  die  Zahlungszeit  genau  angege- 
ben seyn.  Diese  Bestimmung  kann  durch  Benennung 
eines  gewissen  Tages,  Monats  oder  Jahres;  oder  eines 
gewissen  Marktes,  oder  einer  Messe;  oder  durch  Ange- 
bung eines  nach  Tagen,  Wochen,  Monaten  oder  Jahren 
bestimmten  Zeitraums  geschehen.  Auch  ist  die  Bezie- 
hung auf  eine  bestimmte  Handlung  oder  Begebenheit, 
von  deren  Erfüllung  oder  Wirklichkeit  die  Verbindlich- 
keit zur  Zahlung  abhängen  soll,  hinreichend.  Ein 
Wechsel  kann  auch  auf  Sicht  oder  auf  Uso  gestellt 
werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  772—775. 

8)  Endlich  mufs  jeder  Wechsel  von  dem  Aussteller 
unterzeichnet  seyn.  Bei  Kaufleuten,  die  als  Eigen- 
tliümcr,  Gesellschafter  oder  Disponenten  einer  Handlung 
eine  gewisse  bekannt  gemachte  Firma  führen,  müssen 
Wechsel,  durch  welche  die  Handlung  verpflichtet  werden 
soll,  unter  dieser  Firma  ausgestellt  werden.  In  allen 
übrigen  Fallen  mufs  entweder  der  Vor-  und  Geschlechts- 
namen, oder  der  Geschlechtsnamcn  und  Charakter  des 
AussteUcrs,  oder  ein  anderes  dcufliches  Kennzeichen  zur 
Unterscheidung»  desselben  von  andern  Personen  gleichen 


i 
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Namens,  beigefügt  werden.  Wird  Jemand  durch  Zufall 
aufser  Stand  gesetzt,  selbst  zu  schreiben,  so  kann  er  ei- 
nem Andern  zur  Unterzeichnung  seiner  Wechsel  Pro- 
cura geben.  Weclisel,  die  blofs  mit  Kreuzen  oder  an- 
dern Zeichen  unterschrieben  sind,  haben  keine  Gültigkeit. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  ^.  776—781. 

Der  Trassat  haftet  am  Indossator  aucli  dann  wech- 
selmäfsig,  wenn  der  zur  Zeit  der  Klageanstellung  vor- 
liegende Wechsel,  zur  Zeit  der  Accejptation  von  dem 
Aussteller  nicht  unterschrieben,  mithin  ein  unvollstän- 
diger Wechsel  war.  —  Erk.  des  G.  O.  Trib.  v.  30.  Juni 
1825.  S.  u.  V.  Str.  Rechtssprüche  Bd.   1.  S.  175. 

Ein  in  jüdischer  Sprache  ausgestellter  und  mit 
jüdischen  Schriftzügen  ge-  und  unterschriebener  Wechsel 
hat,  gleich  jedem  andern,  Wechselkraft. 

Rescr.  vom  27.  IVIarz  und  9.  Mai  1818.  v.  Kamptz 
Ann.  Bd.  11.  S.  221.  225. 

Dafs  der  Aussteller  den  Context  eigenhändig 
schreibe,  ist  nicht  noth wendig.  Bei  anerkannter  Un- 
terschrift kann  sich  der  Aussteller  mit  dem  Einwände, 
dafs  der  Wechsel  selbst  ohne  seine  Genehmigung 
unterschrieben  worden,  imWechselprozesse  nicht  scliützen. 
Das  Vorgeben  des  Ausstellers,  dafs  er  der  Sprache, 
worin  der  Wechsel  abgefafst,  nicht  kundig,  nimmt  dem 
Insti-uniente  nichts  von  seiner  Wechselkraft  a), 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  783—785. 

a)  Wird  nur  ein  Original  des  Wechsels  gomaclit,  so 
nennt  mau  dies  einen  Sola- Wechsel;  werden  mehrere 
geniaclit,  so  hcifst  der  erste  Prima-,  der  zwcilc  Seciinda- 
Wccliscl  u.  s.  w.  —  Die  Anzeige  davon  gehört  auf  dcnWcch- 
sei.  Vergl.  Schiebe  Lehre  der  Wcchsclbriefc.  §.  163—172. 
Zu  den  zufälligen  Bcslandl heilen  der  W^cchsel  gcliört  die 
Anwendung  des  Slcmpclpapiers,  wie  dies  namcnllich  nach 
Preuisischcu  GcscIäcu  eingeführt  isl. 
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3)     Von  mehreren  Wcchselverpfliclitetcn. 

§.    428. 

Wenn  ein  Wechsel  in  der  einfachen  Zahl  aus- 
gestellt, und  von  Mehreren  unterschriehen  ist, 
so  wird  der  zuerst  Unterzeichnete  als  Hauptschuldncr 
betrachtet,  und  die  übrigen  haften  nur  als  Bürgen. 
Lautet  aber  der  Inhalt  des  von  Mehreren  unterschriebe- 
nen Wechsels  in  der  mehr ern  Zahl,  so  ist  anzuneh- 
men, dafs  sie  Einer  für  Alle  und  Alle  für  Einen 
haften.  Wer  also  bei  einem  solchen  Wechsel,  den  er 
mit  unterzeichnet,  nur  als  Bürge,  Assistent  oder  Zeuge 
angesehen  seyn  will,  mufs  diese  Eigenschaft  seiner  Un- 
terschrift ausdrücklich  beifügen. 

Ein  Faktor  oder  Disponent,  der  nicht  zugleich 
Miteigenthümer  der  Handlung  ist,  kann  wegen  der  von 
ihm  unter  der  Handelsfirma  unternommenen  Wechsel- 
verbindlichkelten für  seine  Person  nur  dann  in  wechsel- 
mäfsigen  Anspruch  genommen  werden,  wenn  er  sich 
ausdrücklich  für  seine  Person  verpflichtet,  oder  die 
Scliranken  seines  Auftrages  überschritten  hat. 

Die  Erfüllung  der  von  einer  Firma  übernomme- 
nen Wechselverbindlichkeit  mufs  von  dem  gefordert 
werden,  welcher  der  Handlung  vorsteht;  wird  sie  von 
diesem  nicht  geleistet,  so  hält  sich  der  Gläubiger  an 
dem  Eigcnthümer  der  Handlung  wechselmäfsig. 

Bei  einer  Societätshandlung  kann  sich  der  Gläu- 
biger an  sänimiliche  Gesellschafter,  oder  auch  nur  an 
.  einen  oder  elliclie  derselben  halten.  Ein  stiller  Ge- 
sellschafter (^/issocic  cn  commoiUtc ,  s.  obon)  wird 
aus  einer  unter  der  Firma  der  Gesellschaft  übernomme- 
nen Wechselverbindlicbkeit  niemals  verhaftet. 

Sind  aufserdem  mehrere  wcchselfähige  Per  so- 
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nen  aus  dinem  Wechscigeschäfte  Selbstschuldncr,  so  bat 
der  Gläubiger  die  Wahl,  von  welchem  unter  ihnen  er 
Zahlung  fordern  wolle. 

Der  Bürge,  welcher  statt  des  Hauptschuldners  einen 
Wechsel  einlöset,  tritt  ohne  Cession  in  alle  Rechtö  des 
Wechselgläubigers.  Ist  ein  Bürge  nicht  wechselfähig, 
oder  die  Bürgschaft  nicht  im  Wechsel  selbst,  sondern 
in  einer  andern  Verschreibung  übernommen,  so  haf- 
tet er  nicht  wechselmäfsig,  sondern  nur  als  persönlicher 
Bürge. 

A.  L.  R*  a.  a.  O.  §.  785  —  804. 

4)    Vom    Indossementi 

§.     429. 

Wenn  der  in  oder  auf  dem  Wechsel  benannte  Inha- 
ber denselben  ^inem  andern  überträgt,  so  wird  dies  ein 
Indossement  genannte).    Man  unterscheidet: 

ß)  ein  eigeütliches  Indossement,  wenn  die  Ue- 
bertragung  in  der  Absicht  geschieht,  den  Andern  zum 
Eigcnthümer  des  Wechsels  zu  machen,  von 

b)  einem  Indossement  pro  cura  {per  modutn  man^ 
dati)^  wenn  dem  Andern  blofs  die  Einforderung  der  ver- 
schriebenen Schuld  aufgetragen  wird  b). 

Im  zweifelhaften  Falle  wird  ersteres  angenommen. 

Der  blofs e  Besitz  eines  Wechsels  legitimirt  Je- 
manden, der  in  oder  auf  dem  Wechsel  nicht  benannt 
ist,  nicht  zur  Erhebung  der  verschriebenen  Summe. 
Ist  jedoch  der  W^echsel  auf  jeden  Briefinhaber  aus- 
gestellt, und  es  befindet  sich  darauf  kein  Indossement, 
so  ist  jeder  Besitzer  zur  Einziehung  der  verschriebenen 
Summe  berechtigt. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.   §.  805  —  810.     cf.  Rescr.  vom  6* 
Febr.  1813.  v.  Kamptz  Ann.   Bd.  2.  S.  8.  9. 
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a)  Es  müssen  liier  einige  besondere  kaufmännische  Aus- 
drücke erläutert  w  erden. 

Dlsconliren.  ^Venn  ein  Wechsel  vor  der  Verfallzelt 
gekauft  wird,  so  kann  dafür  nicht  die  volle  Summe,  worauf  er 
lautet,  gezahlt  werden,  sondern  es  wird  ein  nach  Procenten  des 
Capllals  berechneter  kleiner  Abzug  gemacht;  d.  i.  der  üis- 
cont.  Er  unterscheidet  sich  von  den  gewöhnlichen  Zinsen  für 
die  Benutzung  ^Ints  Capitals  dadurch,  dafs  er  iniYoraus  abgezogen 
wird.  Aufser  diesem  Vortheil  ist  er  auch  häufig  höher,  als  die 
gewöhnlichen  Zinsen.  Ferner  wird  der  Discont  nach  Monaten, 
und  diese  im  Durchschnitt  zu  30  Tagen  gerechnet;  der  Dis- 
cont gewährt  also  schon  nach  360  Tagen,  was  andere  Darlei- 
her erst  in'  365  Tagen  erhalten.  Man  kann  sich  beim  Discon- 
tiren  auch  des  Indossaments  bedienen,  wenn  der,  welcher  den 
Wechsel  verkaufte,  ihn  wieder  kauft  und  zurück  indossiren 
läfst. 

Auf  den  Discont  und  die  Leichtigkeit  Wechsel  zu  discon- 
tiren,  gründet  sich  die  M^ech  seireit  er  ei.  (Vergl.  Busch 
Darstellung  der  Handlung.  Th.  I.  S.  82  u.  f.)  Stellt  nämlich 
Jemand,  der  nicht  persönlichen  Credit  genug  hat,  um  Geld  auf 
eine  gewöhnliche  Schuldverschreibung  zu  leihen,  einen  \Vech- 
sel  auf  einen  Andern  aus,  an  den  er  gar  keine  Forderung  hat, 
und  wird  dies  Geschäft  häufig  und  regelmäfsig,  so  nennt  man 
dies  Wechselreiterei.  Um  den  Credit  zu  vergröfsern,  pflegen 
sich  mehrere  In  eine  solche  Verbindung  zu  setzen;  sie  indossi- 
ren dergleichen  Wechsel,  um  den  Discontenten  mehrere  Schuld- 
ner darzustellen.  Die  Wechselreiterei  führt  leicht  zum  Banke- 
rott, da  ein  solcher  Beirieb  nur  so  lange  bestehen  kann,  als  mit 
diesem  Gelde  Geschäfte  betrieben  werden,  welche  so  viel  ab- 
werfen, dafs  der  Discont  und  die  sonst  damit  verbundenen  Ko- 
sten gewonnen   werden,    und  aufserdem  noch  ein  Ueberschufs 

bleibt. 

Die  sonst,  besonders  in  Italien,  üblichen  Gambia  con  la 
ricorsa  sind  Schuldverschreibungen,  denen  man  die  Form  ei- 
nes trassirten  W^echsels  gab,  indem  der  Ausleller  entweder  sich 
selbst  (als  einem  Drillen)  oder  seinem  Wechselnehmer  (als  ei- 
nem Dritten)  den  Auftrag  gab,  die  erhaltene  Valuta  an  einem 
dritten  Orte  eben  diesem  Wechselnehmer  zu  bezahlen,  woge- 
gen,  wenn  jenes  nicht  erfolgte,  dieser  an  dem  Orte  der  Aus- 

zah- 
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lahlung  seine  Befriedigung  nebst  dem  Inleress(^  und  der  dop^ 
pcllrn  Provision  fordern  konnte,  und  daher  das,  und  oft  mehr, 
erliielt,  als  er  hätte  an  Zinsen  fordern  kcnrien,  aber  auf  cM 
Uanilsclirift  nicht  nehmen  durfte.^  fV*  Mafteris-  Griifldrirs  des 
Handelsrechts.  S.  127.)  —  Scaccia  de  commercio  et  carablls. 
§%  1.  quaest.  V.  nr.  88  u.  f.      ,    .  i  . 

Hart,  und  In  England  sogar- i^ilt  der  Todesstrafe,  wird  die 
Verfertigung  von  Kellerwechseln  geahndet,  d.  h.  wenn  Je- 
man.],  der  sich  auf  eine  Zelt  lang  Geld  verschaffen  will,  einen 
falschen  AYechsel  anfertigt,  In  welchem  entweder  alle  Namen 
erdichtet,  oder  die  Unterschriften  bekannter  Kaufmannshäuser 
nachgeahmt  sind.  Zugleich  werdef»;  solche  Wqchsiel  ,aU,  a,ccep- 
ilrle  bezeichnet;  der  Yerfertiger-, selbst  setzt  sich. als  letzten  In-^ 
dossatar  auf  den  \Yechsel,  um  sich  so  als  dessen  Inhaber  zu 
legilimiren,  und  sucht,  um  die  Entdeckung  selnes'Terbrechcns 
zu  verhinilern,  die  Einlösung  des  Wechsels,  vor- der  Verfallzelt, 
möglich  zu  machen.  .ü;  ...    "        •',=;■!!">> 

h)  Es  gelten  in  diesem  Falle  zwischen  dem  .Indossanten 
und  dem  Indossatar  die  Grundsätze  von  Vollmachtsaufträgen» 
—  A.  L.  R.  Th.  I.  tit.  13.  §.  49  u.  f.  Vom  Indossament 
in  Blanco,  d.h.  wenn  der  Indossant  nur  seinen  Ndmeh,  etwa  mit 
beigefügtem  Datum,  unterschrieben  bat,  s.  Gofite**  Prenfs.^V. 
R.  S.  24.  25.  Pardessus  cours  du  droit  comm.  Tora.  II. 
§.  346.  RIccIus  de  Indossamento  cambll  in  bIan,co.  exercVI. 
sect.  V.  —  A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  817.  818- 

L'endossement  est  date.  II  expn'me  la  valeur  fourni^.  II 
6ionce  le  nom   de  celul  a  Vordre  de  qui  II  est  passe. 

SI  l'endossement  n'est  pas  conforme  anx  dispositlons  de 
Tarllcle  precedent,  il  n'opere  pas  le  transport;  il  n'est  ^qu'une 
procuratlon. 

Code  du  comm.  L.  I.  Art.  137.  13S. 

§.     430. 

Erfordernisse  sind; 
fl)  Das  Indossament  niufs  auf  dem  Wechsel  selbst 
Terzeichnet  seyn.  —  Gezogene  Wechsel  können  jedoch 
durch    davon    gefertigte    Abschriften    indossirt    \*«rden. 

30 
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Eine  solche  Abschrift  vorlrill  die  Stelle  eines  Secuiula- 
vrechscis.  Auf  derselben  mufs  bemerkt  werden,  in  wes- 
sen Händen  sicli  das  zur  Präsentation  versendete  Origi- 
nal befindet. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  811.   Cabin.  Ordre  v.  16.  Mai  1816. 
Gesetzsamml.  v.  1816.  S.  153. 

Aufserdem  hat  die  nicht  auf  dem  Wechsel  selbst  ge- 
schehene Uebertragung  nur  die  Wirkung  einer  Cession. 
Ist  dabei  der  Wechsel  dem  Cessionar  nicht  überliefert, 
sondern  einem  Dritten  gehörig  indossirt  worden,  so  geht 
letzterer,  wenn  ihm  die  frühere  Cession  nicht  bekannt 
gewesen  ist,  dem  erstem  vor. 

b)  Der  Regel  nach  mufs  das  Indossament  den  Na- 
men desjenigen  enthalten,  dem  der  Wechsel  übertragen 
wird:  er  kann  indessen  auch  ausdrückhch  auf  jeden  Brief- 
inhaber gerichtet  werden  c). 

c)  Es  mufs  ferner  ein  Empfangsbekenntnifs  der 
Valuta  oder  desWerths  eben  so  enthalten,  wie  es  bei 
Wechseln  selbst  vorgeschrieben  ist.  Kann  ein  solches 
Bekenntnifs  aus  dem  Indossamente  nicht  ersehen  werden, 
so  ist  derjenige,  auf  welchen  es  lautet,  nur  als  Special- 
bevollmächtigter des  Indossanten  anzusehen. 

d)  Es  mufs  ferner  die  Zeit,  wann  das  Indossement 
geschehen  ist,  nach  Tag,  Monat  und  Jahr  ausgedrückt  wer- 
den, widrigenfalls  angenommen  wird,  dafs  nur  ein  Indos- 
sament pro  cura  vorhanden  sey.  (Die  Bestimmung  des 
Orts  der  Ausstellung  ist  nicht  erforderlich.) 

e)  Das  Indossament  mufs  vom  Indossanten  eben  so 
unterschrieben  seyn,  wie  dies  bei  Wechseln  verord- 
net ist. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  812  —  816.  819  —  823. 

a)     Trassirle  Wcclisel  .in  cl^riic  Ordre  kiMincii  mir  durch 
ein  vüllsliiiKlIg  .iu.sgrfiilll(!s  ln(loi.>atnenl  weiter  iil)erlragen  wer- 
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flen,  und  es  bewirkt  die  hlofse  Nameusuntersrlinft  des  vorigen 
Inhabers  auf  <Ier  Rückseite  eine  Verwandlung  <lieser  A\erlisel 
in  soKlie,  die  auf  jeden  Briefinhaber  lauten,  nirhl,  und  berech- 
tigt mithin  kcincMi,  den  Aussteller  allein  ausgenommen,  zu  einer 
Verfügung  über  den^VecbscI. —  Gutachten  der  Gesetz-Comm. 
V.  17.  Juni  1800.  Resrr.  v.  30.  Juni  1800.  K.  Ann.  Rd.  I. 
S.  190.1.91.  196.  192.  Rescr.  v.  17.  Mai  1817.  v.  Kamptz 
Ann.  Bd.  9.  S.  196—198. 

§      431. 

Das  Indossament  eines  Wechsels  kann  so  lan^e  ge- 
schehen, als  die  Wechselkraft  nicht  erloschen  ist. 
Ein  nach  erloschener  Wechselkraft  erfolgtes  Indossament 
hat  nur  mit  der  Cession  eines  Schuldscheins  gleiche  Wir- 
kung. 

Dasselbe  findet  Statt,  wenn  das  indossirte  Instru- 
ment, wegen  darin  vorhandener  Mängel,  nicht  für  einen 
Wechsel  gellen  kann. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  825—827. 

§.     432. 

Was  die  Wirkungen  des  Indossaments  betrifft, 
so  tritt  der  Indossatar  in  alle  Rechte  des  Indossanten 
gegen  den  W^echselschuldner  und  die  übrigen  Wechsel- 
verpflichteten. Ein  Indossatar,  welcher  Herr  des  Wech- 
sels ist,  kann  denselben,  ohne  Unterschied,  ob  er  auf 
Ordre  lautet,  oder  nicht,  weiter  indossiren.  Ist  er  aber 
nur  als  SpecialbevoUmächligter  anzusehen,  so  kann  er 
nur  weiter  indossiren,  wenn  das  Indossament,  vermöge 
dessen  der  Wechsel  an  ihn  gediehen  ist,  auf  Ordre 
lautet. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  828  —  8.30. 

Der  Indossant  haftet  dem  Indossatar  wech- 
selmäfsig    für    die    Richtigkeit    des   Wechsels    und   für 

30* 


—     468     — 

cTie  Bezahlung   <lcr  verschriebenen  Summe  zur  bestimm^ 
tcn  Zeit. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  831. 
Auch  wenn  Jemand  einem  Andern  den  Auftrag  gicbt, 
Wechsel  für   ihn  zu  kaufen,   und  dieser  solche  auf  den 
Machfgeber  indossirt,  so  ist  der  Bevollmächtigte  aus  dem 
Indossamente  wechselmäfsig  verhaftet. 

Erkenntn.   d.   Geh.   Ob.   Trib.  vom   19.   Ocf.   1804. 
Malhis  Ed.  4.  S.  296  u.  f. 

Jedoch  bleibt  dem  Beauftragten  der  Regrefs  im  or- 
dentlichen Prozesse  auf  den  Grund  des  erhaltenen  Auf- 
trages gegen  den  Machtgeber  unbenommen. 

Erk.  d.  Geh.  Ob.  Trib.  vom  22.  Dec.  1802.   Malhis 
Bd.  2.  S.  302  —  312. 

Wenn  Jemand  einem  Andern  einen  Auftrag  zur  Vcr- 
Sufserung  des  Wechsels  giebt  und  zu  diesem  Bchufc  den" 
Wechsel  in  bi'anco  indossirt,  so  mufs  er  die  von  seinem 
Beauftragten  geschehene  Yeräufserung  des  Wechsels  ge- 
gen sich  gelten  lassen,  selbst  wenn  er  sich  vorbehalten 
hätte,  das  Indossament  über  seine  Namensunterschrift  zu 
setzen. 

Erk.  d.  Geh.  Ob.  Trib.   v.  18.  Febr.  1806.    Mathis 
Bd.  3.  S.  105  u.  f. 

Ist  aber  der  mit  einem  Indossamente  tn  bi'anco  verse- 
hene Wechsel  ohne  Hinzutritt  eines  andern  Rechtslitels 
in  die  Hände  eines  Dritten  gekommen,  so  erhält  dieser 
durch  das  Indossament  in  bianco  keine  Dispositionsbc- 
fugnifs  über  den  Wechsel,  und  die  von  demselben  gc- 
«chehene  Yeräufserung  des  Wechsels  ist  nichtig. 

Erk.  d.  Geh.  Ob.  Trib.  vom  5.  Aug.  1806.     Mathis 
Bd.  3.  S.  512  u.  f. 

Ist  ein  Instrument  in  gehöriger  Wechselform  abgcfafsf, 
der  Aufcßteller  aber  zu  Wechselgeschäflcn  nicht  fähig,  &o 
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haftet  dennoch  jeder  >vechselfühige  Indossant  seinen  Hia- 
ternüinnern  wechsehuäfsig. 

Ein  wediselfUliiger  Indossant,  -welcher  wissentlich  einen 
von  einem  nicht  Wechselfähigen  ausgestellten  Wechsel 
indossirt,  bleibt  dem  Indossatar  wechselmüfsig  verhaftet, 
TFcnn  gleich  dieser  seine  Ansprüche  nicht  gegen  den  er- 
sten Aussteller  zur  Verfallzeit  des  Wechsels  geltend  ge- 
macht hat. 

A.  L.  Pt.  a.  a.  O.  §.  833.  Anh.  §.  113. 
Auch  dadurch,  dafs  der  Wechsel  an  sich  falsch  ist, 
wird  die  durch  richtige  Indossamente  entstandene  Ver- 
bindlichkeit der  Indossanten  gegen  ihre  Hintermänner 
nicht  verändert.  Dasselbe  gilt,  wenn  ein  an  sich  richti- 
ger Wechsel  durch  ein  falsches  Indossament  an  einen 
Inhaber  gekommen  ist,  der  damals  von  dieser  Verfäl- 
schung keine  Wissenschaft  gehabt  hat. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  831.  835. 
Indossanten,  welche  sich  wechselmäfsig  nicht  verbin- 
den können,  haften  zwar  selbst  ihren  Hintermännern  nur 
im  ordentlichen  Prozesse,  nach  der  Beschaffenheit  des 
bei  der  Uebertragung  des  Wechsels  zum  Grunde  geleg- 
ten Geschäfts ;  an  ihre  Vormänner  aber  können  auch  sio 
sich  wechselmäfsig  haltcu. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  836.  837. 
Hat  Jemand,  welcher  sich  überhaupt  rechtlich  verbin- 
den, und  gültig  Darlehne  aufnehmen  kann,  aber  nur  von 
'V\'"echselgeschäften  ausgeschlossen  gewesen  ist,  in  der 
Folge  die  Wcchselfähigkeit  erlaugt,  so  ist  er  auch  aus 
seinen  frühern,  noch  nicht  verjährten,  Indossamenten  wech- 
selmäfsig verhaftet. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  838. 
Ist  ein  Wechsel  mehrmals   indossirt,   so  hat  der 
Inhaber  die  Wahl,   auf  welchen  von  den  wechselmäfsig 
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verptlicliteleii  Vorinämierii  er  ziiiück gehen  will,  —  auch 
kann  er  nachher  von  dieser  Wahl  wieder  abgehen. 

Sobald  der  in  Anspruch  genomnieue  Yorniann  seiner 
Verpflichtung  genügt,  hat  er  gegen  seine  Vorniänner,  und 
gegen  den  eigentlichen  W^echselschuldner  die  Rechte  des 
von  ihm  befriedigten  Inhabers.  Auch  niufs  ihm  letzterer 
den  Originahvechsel  aushändigen«  Der  befriedigte  Inha- 
ber hat  jedoch  das  Recht,  vor  der  Auslieferung  des 
Wechsels,  sein  eigenes  und  seiner  Hintermänner  Giro 
auszustreichen. 

A.  L.  R.  a.  ci.  O.  §.  839  —  844. 

5)    Erfüllung  der  W^echselverbindlichkeit. 

§.    433. 

Vor  der  Verfallzeit    kann   aus  W^echseln  nicht  Zah- 
lung, wohl  aber,  wenn  gesetzmäfsige  Gründe  zum  Arrest- 
schlag eintreten,  Sicherheit  gefordert  werden. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  845. 

Der  W^echselinhaber  ist  nicht  verpflichtet,  die  Zah- 
lung vor  der  Verfallzeit  wider  seinen  W  illen  anzuneh- 
men. Ist  in  dem  Wechsel  ein  Zahlungstag  bestimmt, 
so  tritt  die  Verfallzeit  noch  an  demselben  Tage  ein. 

Ein    auf   Sicht,     ohne    weitern    Reisalz,    gerichteter 
Wechsel,  ist  24  Stunden  nach  der  Vorzeigung  zahlbar. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  847.  848.  849. 

Ist  ein  Wechsel  auf  Sicht,  mit  Restimm  ung  ge- 
wisser Tage,  gestellt,  so  >verden  diese  von  dem  Tage 
an  gerechnet,  da  der  Wechsel  vorgezeigt  worden.  Je- 
doch wird  der  Tag,  im  welchem  der  W  echsel  vorgezeigt 
ist,  nicht  mit  gerechnet. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  850.     Cabinels-Ordre  vom  22. 
Mai  1815.     Geselzs.  v.  1815.  S.  125. 
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Die  Verfallzcit  eines  Uso  wechseis  wird  tluK  li  die 
llaiidelsgeselzc   des  Zahlungsortes  bestinniit.      Üer  Ue^el 
nach  wird  ein  Usowechsel  einem  14  Taj^c  nach  der  Vor- 
•zcigung  zahlbaren  Wechsel  gleich  geachtet. 
A.  L.  K.  a.  a.  O.  §.  851.  852. 

Auch  in  Naumburg  sind  Usowechsel  14  Tage  nach 
der  Vorzeigung  zahlbar. 

^        Verordn.  vom  4.  Juni  1819.  §.  24.  Geselzs.  v.  1819. 
S.113. 

Bei  Dato-  und  solchen  Usowechseln,  deren  Verfall- 
zeit vom  Tage  der  Präsentalion  läuft,  wird  der  Tag 
der  Präsentalion  mit  gerechnet. 

Ist  die  Verfallzeit  nach  Wochen  bestimmt,  so  tritt 
sie  in  der  letzten  Woche  au  eben  dem  Tage  ein,  au 
welchem  der  Wechsel  ausgestellt  worden. 

Lautet  der  Wechsel  auf  Monate,  so  wird  jeder 
Monat,  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  seiner  Tage,  mit 
dem  Monatslage  geendigt,  an  welchem  die  Ausstellung 
geschehen  ist.  Ist  ein  solcher  Wechsel  am  letzten  Tage 
eines  Monats  ausgestellt,  und  der  Monat,  iu  welchem 
die  Zahlung  geschehen  soll,  hat  weniger  Tage,  so  trilt 
die  Verfallzeit  am  letzten  Tage  des  Zahlungsmonats  ein. 

War  die  Zahlung  iu  der  Mitte  eines  bestimmten 
Monats  festgesetzt,  so  wird  der  15.  für  den  Verfalltag 
geachtet,  wenn  auch  der  Monat  mehr  oder  weniger  als 
30  Tage  hätte. 

Ist  die  Verfallzeit  nach  Jahreu  bestimmt,  so  ist  der 
Wechsel  an  demselben  Monatstage  des  Zahlungsjahrs 
verfallen,  an  welchem  er  ausgestellt  worden.  Sollte  dies 
iu  einem  Schaltjahre  am  29.  Febr.  geschehen  seyn,  so 
tritt  im  Zahlungsjahre,  wenn  dasselbe  kein  Schaltjahr  ist, 
der  28.  Febr.  au  dessen  Stelle. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  853.  860. 
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Bei  Mefs-  und  Marktwecliseln  bestimmen  die 
Handlungsgesetze  jedes  Orts  den  Verfalltag. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  862. 
Die  Yerfallzeit  der  unbestimmt  in  eine  der  beiden 
Jsaum burger  Messen  lautenden  Wechsel  trilt  in  der 
Piegel  am  Donnerstage  der  Zahlwoche  ein.  An  diesem 
Tage  müssen^  bis  Mittags  1  Uhr  die  AVechsel  bezahlt 
fiejn,  widrfgenfalls  die  Inhaber  derselben  wider  den 
Schuldner  nach  Wechselrecht  zu  verfahren  berechtigt 
sind. 

Cabin.  Ordre  vom  28.  Juni  1825.  Gesetzs.  v.  1825. 
S.  171.  Cabin.  Ordre  vom  24.  März  1831.  Gesetzs. 
von  1831.  S.  7. 

In  beiden  Messen  kann  jedoch  die  Zahlung  am  Dien- 
stag oder  Mittwoch  der  Zahlwoche,  welche  Tage  zum 
Scontriren  bestimmt  sind,  geleistet  werden,  ohne  dafs 
der  Remittent  die  Zahlung,  als  zu  früh  geleistet,  anfech- 
ten kann. 

Cabinets- Ordre  vom  24.  März  1831.     Gesetzs.  von 
1831.  S.  7. 

Die  Berichtigung  der  Mefs-  oder  Markt- Wechsel 
mufs  erfolgen: 

in  Königsberg  am  4.   oder  5.  Tage  der  Zablwoche 

bis  Abends  um  7  Uhr; 
in  Elbing  am  6.,  7.  oder  8.  Tage,  wenn  ausgeläutet 

worden,  bis  um  12  Uhr  Mittags; 
in   Breslau  vom  Montage    in    der  zweiten    bis    zum 
Donnerstage  in  derselben  Woche  Vormittags  9  Uhr. 
in  Magdeburg  und  Frankfurth  a.  d.  O.  spätslens  am 
4.  Tage  der  Zahlwochc. 

§.    43]. 
Der  Verfalltag   ist,    der  Regel   nach,  auch  der  Zah- 
lungstag  des  Wechsels,    ausgenommen  in  so  fern  bei 
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gezogenen  Wechseln  noch  Respect-  oder  Discretionstage 
zugelassen  sind  (s.  unten).  Am  Zahlungstage  kann  in 
der  Regel  nach  1*2  Uhr  Mittags  bis  7  Uhr  Abends  die 
Zahlung  gefordert  werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  867--869. 

Trifft  der  Zahlungstag  auf  einen  Sonn-,  hohen 
Fest-  oder  Bufstag,  wohin  auch  der  Neujahrs-  und 
Charfreitag  gehören,  so  mufs  der  Gläubiger  den  näch- 
sten Werkeltag  abwarten.  Auf  den  Naumburger 
IMessen  wird  in  diesen  Fällen  die  oben  erwähnte  Frist 
in  der  Sommermesse  bis  zum  6.  Juli  Mittags  1  Uhr, 
und  in  der  Wintermesse  bis  zum  20.  Decbr.  Mittags 
1  Uhr  Iiinausgerückt. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  870.  Cab.  Ordre  v.  28.  Juni  1825. 

Auch  ein  Jude  ist  an  einem  Sonntage  Zahlung  aus 
einem  Wechsel  zu  leisten  nicht  schuldig. 

Erk.  des  Geh.  Ob.  Trib.  v.  12.  Sept.  1811.  S.  und 
V.  Str.  Rechtssprüche  Bd.  1.  S.  214. 

Trifft  der  Zahlungstag  auf  einen  Sonnabend  oder 
jüdischen  Feiertag,  so  mufs  ein  Jude  schon  an  dem 
nächst  vorhergehenden  Werkeltage  Zahlung  leisten. 

Diese  Vorschrift  des  §.  872.  A.  L.  R.  a.  a.  O.  ist  durch 
die  Cab.  Ord.  vom  28.  Juni  1825  ausdrücklich  bestätigt. 

§.    435. 

Wenn  wegen  des  Zahlungsortes  imWechsel  nichts 
besonderes  bestimmt  ist,  so  mufs  bei  gezogenen  Wech- 
seln der  Gläubiger  das  Geld  aus  der  Wohnung  des  Ac-" 
ceptanten  holen.     Bei   trockenen   Wechseln  hingegen 
gelten  die  allgemeinen  Regeln  von  Zahlungen  (s.  oben). 

Zahlungen  an  die  Bank  mufs  der  Schuldner  in  al- 
len Fällen  auf  das  Bankocomtoir  des  Orts  bringen. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  873.  874.  875. 
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§.    436. 

Alle  Wechselzahlungen  innerhalb  Landes  sollen  nur 
in  G o l d -  oder  Silbermünzen,  welche  durcli  die  Lan- 
desgesetze Cours  erhalten  haben,  geleistet  werden.  Lau- 
tet der  Wechsel  auf  eine  andere  Münzsorte  oder  auf 
eine  Rechnungsmünze,  so  wird  das  Verhältnifs  derselben 
gegen  die  zu  zahlende  nach  dem  Cours  des  Zahlungs- 
ortes  am  Verfalltage  berechnet,  Ist  keine  Münzsorte 
bestimmt,  der  Wechsel  aber  in  hiesigen  Landen  zahlbar, 
so  wird  angenommen,  dafs  das  Wechselgeschäft  auf 
Preufsisch^s  Silbercourant  geschlossen  sey  a). 

Ist  der  Wechsel  aufserhalb  Landes  zahlbar  gewesen, 
so  wirdj  bei  ermangelnder  Bestimmung  der  Münzsorte, 
das  gewöhnliche  Gold-  oder  Silber  -  Courant  des  Zah- 
lungsortes verstanden. 

War  der  Wechsel  an    mehreren  Orten  wahlweise 
(altcf^native)  oder  aller  Orten,  wo  der  Schuldner  anzu- 
treffen, zahlbar,  so  mufs  die  unbestimmt  gelassene  Münz- 
sorte nach  dem  Orte  der  Ausstellung  festgesetzt  werden. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  876—885. 

Wenn  ein  in  den  Naumburger  Messen  zahlbarer 
Wechsel  auf  eine  gewisse  Summe  in  „Wechselzahlung" 
oder  „Wechselzahlung  in  Werth"  ohne  weitere  Bestim- 
mung der  Münzsorten  lautet,  so  wird  unter  diesen  bei- 
den Ausdrücken  conventionsmäfsiges,  nach  dem  20  Gul- 
denfufse  geprägtes,  Silbergeld  verstanden.  Es  ist  daher 
der  früher  in  Naumburg  bestandene  Unterschied  der  Be- 
deutung der  Ausdrücke:  „Wechselzahlung"  oder  „Wech- 
selzahlung in  Werth"  aufgehoben. 

Cabinets- Ordre  vom  28.  Juui  1825. 

a)  In  Hamburg  mufs,  es  mag  diese  oder  jene  Münz- 
sortc  genannt  scyn,  jede  Zahlung  auf  Hamburger  Bauco  rc- 
ducat  werden. 
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§.  437. 
Aufser  der  im  Wcclisel  verschriebenen,  nach  vorste- 
henden Grundsätzen  zu  bestimmenden,  Summe,  kann  der 
Wechselinhaber  in  der  Regel  keine  Zinsen  fordern. 
Sind  Zinsen  im  Contexte  des  Wechsels  mit  ver- 
schrieben, so  müssen  dieselben,  so  weit  sie  zulässig  sind, 
mit  dem  Capitale  zugleich  bezahlt  werden. 

Sind  keine  Zinsen  verschrieben,  so  laufen,  vom  Ver- 
falltage an,  nur  die  gesetzmäfsigen  Zögerungszinsen. 

Wo  ein  Wechselprozefs  Statt  findet,  müssen  dem 
Wechselinhaber  auch  die  ohne  seine  Schuld  entstande- 
nen Kosten  erstattet  werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  886—889. 

§.    438. 
Wenn  sich  der  Wechselgläubiger   am  Zahlungstage 
nicht  meldet,  so  kann  der  Schuldner  die  Zulassung  zur 
Deposition  nachsuchen. 

Ist  über  das  Vermögen  des  Wechselschuldners  vor 
eingetretenem  Zahlungstage  Concurs  entstanden,  so  mufs 
der  Schuldner  die  Zahlung  in  das  gerichtliche  Deposi- 
tum leisten.  Die  deponirte  Valuta  gehört  sodann  zur 
Masse  des  in  Concurs  gerathenen  Wechselinhabers,  wenn 
nicht  ausgemittelt  wird,  dafs  derselbe  blos  Bevollmäch- 
tigter gewesen  sey. 

Ist  der  Wechselinhaber  vor  der  Zahlung  gestorben, 
so  mu£s  der  Schuldner  von  den  sich  meldenden  Erben 
Legitimation  verlangen,  dieselben  können  jedoch,  bis  sie 
diese  beigebracht  haben,  verlangen,  dafs  die  schuldige 
Summe  auf  ihre  Kosten  gerichtlich  deponirt  werde.  Wenn 
der  Wechselschuldner  vor  der  Verfallzeit  gestorben  ist, 
so  kann  der  Inhaber  dessen  Erben  wechselmäfsig  in  An« 
sprucli  nehmen;  berufen  sich  dieselben  indessen  auf  die 
gesetzliche  Bedenkzeit,   oder  tragen   gar   auf  Eröflnung 
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des   Liquidationsprozesses    an,  so  findet  wider  sie  kein 
wechselmäfsiges  Verfaliren  Statt,  der  Inhaber  kann  aber 
unterdessen  durch  Arrestsehlag  oder  gerichtliche  Siege- 
lung für  seine  Sicherheit  sorgen. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  890—898. 
Gegen  minorenne  Erben  eines  Wechselschuldners  fin- 
det zwar  die  Wechselklage,  aber  nicht  die  Wechselexe- 
cution  gegen  deren  Person  Statt. 
Rescr.  vom  3.  October  1791. 
Nach  gehörig  geleisteter  Zahlung  mufs  dem  Schuld- 
ner der  Wechsel    ausgehändigt  werden,  auch  kann 
er  verlangen,  dafs  über  die  Zahlung  auf  dem  zurückge- 
gebenen Wechsel  quittirt  werde. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  900.  901. 
6)    Verjährung, 
§.    439. 
Die  Wechselverbindlichkeit  erloscht  nach  Ablauf  ei- 
nes Jahres,  vom  Verfalltage  an  gerechnet.    Wenn  auch 
der  Wechsel  früher  protestirt  wurde,  als  die  Zalilungs- 
zeit  eintrat,   so   läuft  doch   dessen  Verjährung  erst  von 
dem  Tage  an,  welcher  zur  Bezahlung  desselben  bestimmt 
war.     Ist  aber  der  Wechsel  protestirt  worden,  weil  die 
Acceptation  unbedingt  versagt  wurde,  so  nimmt  die  Ver- 
jälirungsfrist  der  W^echselkraft  mit  dem  Tage,  der  ein- 
gelegten Protestation  iliren  Anfang. 

Es  wird  dabei  nur  auf  den  Verfalltag  gesehen,  wel- 
cher im  Wechsel  selbst  oder  durch  die  neueste  schrift- 
liche Verlängerung  festgesetzt  worden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  903.  904.  §.  114. 
Dem  Einwände  der  Wechselverjährung  kann  rechts- 
gültig entsagt  werden. 

Erk.  des  Geh.  Ob.  Trib.  vom  16.  Jan.  1833.  S.  u. 
v.  Str.  Rechtssprüche  Bd.  4.  S.  323. 
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Die  Wechsekerjdhnmg  ist  nach  den  Gesetzen  des 
Ones  zu  beuniieilea,  wo  die  Klage  angestellt  wird- 

£rk.  des  Oft».  App.  Senates  des  KamiB.  Gerichts  ?. 
11.  April  1^*2.3.  S.  u.  V.  Str.  Rechtssprüche  Bd,  1.  S.  323. 

Durch   den   ^'e^nerk   von   Abschlagszahlungen,  oder 
durch  anfsergerichtliches   Einmahnen   wird   die  Verjäli- 
rung  der  "Wechselkraft  nicht  onteitooeheo. 
A.  L.  R-  a.  a.  a  §.  90b. 

Ein  dem  Schuldner  bewilligter  Indult  unterbricht 
nur  die  Verjährung  der  Wechsely»rLindlichkelt  solcher 
Personen«  die  nicht  kaufmännische  Rechte  Iiaben,  Bei 
diesen  nimmt  eine  neue  einjährige  Präscriptions  trist  mit 
dea  Tage  des  aufgehobenen  Indults  ihren  Anfang. 
A.  L.  R,  a.  a-  O.  §.  906.  907. 

Dvrcii  geriehtlicb  angestellte  Klage  wird  die  Wech- 
selhaft so  lange  erhalten,  bis  das  Instrument  auch  als 
Sehakitchein  verjährt  ist  (s.  oboi). 

Die  Liquidation  eines  Wechstfordening  im  Cod. 
cyrse,  vor  Ablauf  der  einjährigen  Frist,  erhält  zwar 
den  Liquldanten  die  Rechte  der  6.  Classe.  aber  nicht 
die  Befugnifs,  den  Wechselschuldncr  für  seilt»  Person 
weekselmäfrig  za  belangen. 

DaCs  aueh  die  Insinuation  der  Klage  während 
des  Laufs  des  privileginen  Jahres  erfoJ^^  ist  nickt 
erforderlich. 

Auch  durch  einen  gehörig  aufgenommenen  Protest 
wird  die  Verjährung  der  Wechsekerbindlichkeit  UAter- 
krochen. 

Sind  mehrere  Personen  als  Selbstschuldner  verhaftet, 
so  kann  durch  den  Protest  die  Wechselkraft  nur  hin- 
sichtlich derjenigen,  gegen  welche  derselbe  anfgcnoB- 
uien  worden^  erhalten  werden. 

A.  L.  R,  a.  a.  O.  $.  IHjS— 913.    Anh.  $.  115.  116. 
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7)  Priorität  der  Wechsel  im  Concurse  o). 

§.    440. 

Die  sowohl  bei  gezogenen  als  trockenen  Wechseln 
entstandenen  wechselmäfsigen Forderungen  gehören,  nach 
ausgebrochenem  Concurse  über  das  Vermögen  des  Schuld- 
ners^ in  die  sechste  Klasse. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  930. 

Ein  Wechsel,  sobald  er  verjährt  ist,  er  mag  im 
Einlande  oder  Auslande  ausgestellt  seyn,  wird  in  die 
siebente  Klasse  gesetzt.  Es  geht  dies  schon  aus  dem 
A.  L.  R.  Th.  II.  tit.  8.  §.  930.  und  der  A.  G.  O.  Th.I. 
tit.  50.  §.  450.  hervor ,  nach  welchen  Bestimmungen  alle 
sowolil  bei  gezogenen  als  trocknen  Wechseln  entstan- 
dene „wechselmäfsige"  Forderungen  in  die  sechste 
Klasse  gesetzt  werden  sollen.  Auch  lautet  die  Entschei- 
dung der  Gesetzcommission  vom  18.  Oct.  1796  dahin: 

dafs  Gläubiger,  welche  nach  der  A.  G.  O.  Th.  I. 
tit.  50.  Abschn.  8.  Klassification  in  hiesigen  Landen 
verlangen  können,  wegen  eines  nach  hiesigen  Landes- 
gesetzen verjährten  Wechsels  zur  siebenten  Klasse  zu 
verweisen,  wenn  gleich  derselbe  auswärts  angestellt 
worden,  und  der  Schuldner  sich  auswärtigen  Wechsel- 
recliten  unterworfen,  nach  welchen  eine  längere  Ver- 
jährungsfrist Statt  findet. 

Aus  dieser  Entscheidung  der  Gesetzcommission  er- 
giebt  sich  nun  gleichfalls,  dafs  in  derselben  vorausge- 
setzt wird,  dafs  ein  innerhalb  Landes  ausgestellter 
verjährter  Wechsel  in  die  siebente  Klasse  gesetzt  wer- 
den müsse.  Dasselbe  verordnet  auch  der  §.  365.  des 
Anhanges  zur  A.  G.  O.     Dieser  lautet  wörtlich: 

Wechsel,  welche  nach  hiesigen  Landesgesetzen  ver- 
jährt sind,  geliören  (»venn  sie  gleich  auswärts  ausgestellt 
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worden,  iiud  der  Schuldner  sich  dem  ausländischen  Wcch- 
ßelrechte  unterworfen  hat)  zur  siebenten  Klasse  b). 

a)  Ludovici  Werhselprozefs  Cap.  II.  §.  15.  v.  Mar- 
tens  Gnindrifs  des  Handelsrechts  S.  139  u.  f.  J.  G.  Mön- 
keherg  a(hiiTibratio  juris  rambialis  in  concursu  creditorum. 
Gott.  17SS.  4. 

h)  liielilz.  ist  in  seinem  Comnicntare  über  das  A.  L.  R. 
anderer  Melniipg,  indem  er  sagt  (Bd.  I.  S.  153.): 

„Jedoch  wird  in  Concursen  ZAvischen  inländischen  nnd  aus- 
ländisrhen  AVechseln  ein  Unterschied  gemacht,  dafs  das  den 
AVechseln  beigelegte  Vorzugsrecht  der  sechsten  Klasse  bei  er- 
stem immerfort,  bei  letztern  aber  nur  so  lange  Statt  findet,  als 
die  ^Yechselkraft  derselben  noch  nicht  durch  Verjälirung  er 
loschen  i^t." 

8)    Retorsion  in  Wechselsachen. 
§■    4«. 
Fremde   Reisende    sind    in    Ansehung    der    Fähigkeit 
Wechselverbindungen    zu    übernehmen,    den  Einschrän- 
kungen   des    Preufsischen    Wechselrechls    nicht    unter- 
worfen. 

Auswärtige  Gläubiger  sollen  in  W^echselsachen  die- 
selben Rechte  geniefsen,  welche  für  die  Landeseinwoh- 
ner festgesetzt  sind. 

Es  sind  davon  allein  die  Fälle  ausgenommen,  wo 
nach  rechtlichen  Grundsätzen  eine  Retorsion  Statt 
findet. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  93L  933.  934. 

9)    Von  aufserhalb  Landes   vorgenommeneu 
Wechselgesc  haften. 

§•    442. 

Aufserhalb  Landes  vorgenommene  Wechselgeschäffe 
sind  nach  den  Gesetzen  des  Orts,  wo  sie  verhandelt 
worden,  zu  beurlheiien. 
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Diejenigen  Gläubiger,  welche  nach  der  Gerichtsord- 
nung die  Klassifjcaliou  in  hiesigen  Landen  verlangen 
können,  sind  wegen  eines  nach  hiesigen  Landesgesetzen 
verjährten  Wechsels  zur  siebenten  Klasse  zu  verweisen, 
wenn  gleich  derselbe  auswärts  ausgestellt  worden,  xind 
der  Schuldner  sich  dem  auswärtigen  Wechselrechte  un- 
terworfen hat,  nach  welchem  eine  längere  Verjährungs- 
frist Statt  findet. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  936.    Anh.  §.  117. 

Besonders  müssen  die  Erfordernisse  eines  gültigen 
Wechsels,  oder  Indossaments,  nach  den  Gesetzen  des 
Orts  der  Ausstellung  bestimmt  werden. 

Hat  aber  ein  Landeseinwohner  mit  einem  andern  Lan- 
deseinwohner, welcher  nicht  wechselfähig  ist,  aufserhalb 
Landes  ein  Wechselgeschäft  geschlossen,  so  ist  dasselbe 
nur  ebenso  zu  beurtheilen,  als  wenn  es  innerhalb  Lan- 
des geschlossen  wäre  ß). 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  937.  938. 

a)   Yergl.  Blelitz  Commentar  zum  A.  L.  R.  Bd.  L  S.129. 

F)    Von  gezogenen  Wechseln. 

1)    Pactum   de  cambiando,   Ausstellung  des 
Wechsels  und  Zahlung  der  Valuta. 

§.  443. 
Es  kann  der  Ausstellung  des  Wechsels  ein  dieselbe 
vorbereitendes  Geschäft  vorausgehen,  d.h.  ein  Vertrag 
zwischen  den  beiden  Parteien,  nach  welchem  die  Zeit, 
die  Summe,  der  Ort  der  Zahlung  u.  s.  w.  bestimmt  wird. 
Eine  solche  Verabredung  (pactum  de  cambiando)  kann 
unmittelbar  {de  huono  ä  buono)  a)  oder  durch  einen 
Mäkler  geschlossen  werden,  welcher  beiden  Theilcn  dar- 
über eine  schriftliche  Notiz  einhändigt  b). 

Ist 
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Beide  Parteien  verpflichten  sich  mithin,  sich  künftig 
wcchsclverbindlich  zu  machen,  und  es  entspringt  aus 
diesem  Vertrage  eine  Klage  nach  gemeinem  Recht,  aber 
nicht  nach  Wechselrecht. 

Es  ist  indessen  ein  solcher  Vertrag  durchaus  nicht 
immer  erforderlich,     (s.  d.  folgenden  §.) 

Ist   das   Geschäft  durch  einen    Mäkler   geschlossen, 
so  beweiset  das  von   diesem  aus   seinem  Journal   gege- 
bene Attest  die  Bedingungen  des  getroffenen  Handels. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  948. 

Haben  der  Trassant  und  Remittent  den  Handel  un* 
mittelbar  geschlossen,  so  vertreten  bei  Personen,  wel- 
che kaufmännische  Rechte  haben,  die  Handlungsbücheir 
die  Stelle  des  schriftlichen  Contrakts.  Bei  Personen, 
welche  nicht  kaufmännische  Rechte  haben,  finden  di(5 
allgemeinen  Vorschriften  von  schriftlichen  Verträgen  An- 
wendung. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  948—950. 

Der  Trassant  mufs,  nach  dem  Verlangen  des  Remit* 
tenten,  entweder  einen  Solawechsel  ausstellen,  oder  den- 
selben in  mehreren  Exemplaren,  als  Prima-,  Secunda- 
u.  s.  w.  Wechsel,  ausfertigen.  Soll  das  eine  Exemplar 
zur  Präsentalion  versendet,  das  andere  aber  indossirt 
werden,  so  ist  auf  letzterem  zu  bemerken,  in  wessen 
Händen  sich  das  zur  Präsentation  versendete  Exemplar 
befindet. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  951.  952* 

Der  Trassant  mufs  dem  Bezogenen  bei  Zeiten  Nach- 
richt geben,  damit  die  Annahme  nicht  verweigert  werde. 
Den  Avis-Brief  kann  der  Trassant  unmittelbar  absen- 
den, oder  ihn  dem  Remittenten,  auf  dessen  Verlangen, 
zur  Bestellung  einhändigen.  Im  letztern  Falle  haftet  er 
jedoch  gegen  den  dritten  Inhaber  für  Schäden  und  Ko- 
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sten,  wenn  der  Avisbrief  dem  Bezogenen  nicht  gehörig 
zugestellt  wird,  und  kann  sich  blofs  an  den  Pvemittenten 
halten. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  953  —  955. 

a)  Zipfel  de  tesserls  collybisticls  Sect.  I.  §.  1. 

b)  Hin   und  wieder  kommt  auch  wohl   die   Einhändigung 
eines  Interimswechsels  hinzu. 

§•    444. 

Der  Wechselcontrakt  selbst  wird  mit  der  üe- 
berlieferung  eines  Wechsels  und  dem  Empfange  der 
Valuta  geschlossen.  Sobald  der  Wechselgcber  (Tras- 
sant, Campsor)  dem  Wechselnehmer  (Remittenten) 
den  Wechsel  einhändigt,  mufs  dieser  die  Valuta  zahlen, 
falls  nicht  besondere  Verabredungen  entgegenstehen  oder 
diie  Zahlung  schon  vorher  geschehen  ist  «). 

Verzögert  der  Trassant,  nach  Empfang  der  Valuta, 
die  Aushändigung  des  Wechsels  länger  als  24  Stunden 
über  die  bedungene  Zeit,  so  kann  er  vom  Remittenten 
dazu  im  Executiv- Prozesse  angehalten  werden.  In 
demselben  ist  auch  der  Remittent  dem  Trassanten  für 
die  verabredete  Berichtigung  der  Valuta  bis  zum  Ablauf 
eines  Jahres,  vom  Tage  des  geschlossenen  Handels  an 
gerechnet,  verhaftet  b).  Entsteht  binnen  der  Jahresfrist 
Concurs  übier  das  Vermögen  des  Remittenten,  so  hat 
der  Trassant,  wegen  der  rückständigen  Valuta  das  Vor- 
zugsrecht der  privilcgirten  Schuldscheine.  Nach  Ablauf 
der  einjährigen  Frist  aber  ist  die  Klage  nur  im  ordent-  ^ 
liehen  Prozesse  zulässig,  auch  hört  dann  das  Voriugs- 
recht  im  Concurse  auf. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  9.56  —  960. 

Hat  der  Trassant  den  Wechsel  für  fremde  Rechnung 
gezogen,  und  denselben,  ohne  ausdrückliche  Ordre,  vor 
iierichtigung  der  Valuta  ausgehändigt,   so  mufs  er  dem- 
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jonigen,  anf  dessen  Rechnung   er  trassirt  hat,  für  allen 
daraus  entstehenden  Nachtheil  haften. 

A.  L.  1\.  a.  a.  O.  §.  961. 
Die  Acceptation   eines   einmal  ausgehändigten  Wech- 
sels kann    der  Aussteller   dem   Bezogenen,  wegen  nicht 
erhaltener  Valuta,    nicht   untersagen,    selbst    wenn    der 
Wechsel  auf  Ordre  lautet. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  962. 
Das  pactum   de   cambiando  und   der  Wechselcon- 
trakt  selbst  treffen  häufig  in  einem  Augenblicke  zusam- 
men,   es   sind  indessen-  demungeachtet  beide  Punkte  zu 
unterscheiden  c). 

a)    Oder    auf  Retour  -   oder  Credit  -  Wechsel    contrahirt 
worden. 

V)  Nach  den  meisten  Wechsel- Ordnungen  findet  in  die- 
sen beiden  Fallen  die  Strenge  des  Wechselrechts  nicht  Statt. 
Nach  dem  Entwürfe  des  Preufsischen  Gesetzbuches  Th.  I. 
Abtii.  2.  tit.  3.  §.  496.  497.  konnte  der  Trassant  und  resp.  der 
Remittent  im  ^Vechselprozesse  angehalten  werden,  resp.  den 
Wechsel  und  die  Valuta  dem  Gegner  auszuhändigen.  Die  Ver- 
pflichtung dies  Remittenten  zur  Berichtigung  der  Valuta  des 
gekauften  Wechsels  war  sogar  durch  eine  Entscheidung  der 
Gesetzcommission  vom  28.  März  1786  (Klein 's  Ann.  Bd.  1. 
S.  253.)  bestätigt.  Die  erwähnten  Vorschriften  des  Allg.  Land- 
rechts lassen  indessen  in  beiden  Fällen  nur  den  Executiv-Pro- 
zefs  zu.  —  Es  Ist  nicht  nur  der  Reuilttent  dem  Trassanten, 
sondern  auch  jeder  Indossatar  seinem  Wechselverkäufer  bis 
«um  Ablauf  eines  Jahres,  vom  Tage  Ats  geschlossenen  Han- 
dels gerechnet,  für  die  verabredete  Valuta  des  gekauften  Wech- 
sels im  Execullv- Prozesse  verhaftet,  und  es  steht  dem  Verkäu- 
fer des  Wechsels  bei  ausbrechendem  Concurse  über  das  Ver- 
mögen des  Käufers  binnen  derselben  Frist  wegen  der  rückstän- 
digen Valuta  das  Vorzugsrecht  der  privileglrten  Schuldinstru- 
mente zu. 

Cablnets-Ordre  v.  16.  Febr.  1817.  Gesetzs.  v.  1817.  S.34. 
e)   Vergl.  v.  Martens  Grundrifs  des  Handelsrechts.  S.94. 
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2)    Erfordernisse  eines  gezogenen  Wechsels. 

§.     445. 
Aufser  den  allgemeinen  Erfordernissen  (s.  oben)  mufs 
der  Namen  des   Bezogenen    (Trassaten),    der    die 
Zahlung  leisten  soll,   im   Contexte   des  Wechsels,   oder 
unter    demselben    deutlich    ausgedrückt    seyn.       Dessen 
Vornamen  oder  Charakter  beizufügen,  ist  nicht  uolhwen- 
dig,  wohl  aber  zur  Vermeidung  von  Inungen  rathsam. 
A,  L.  R.  a.  a.  O.  §.  940.  941. 
Soll  die  Zahlung   an   einem  andern   Orte,    als  wo 
der  Bezogene  wohnt,   geschehen,   so  mufs  auch  der  Ort 
der  Zahlung  im  Wechsel  ausgedrückt  sejn. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  942. 
Ermangelt  eins  der  vorschriftsmäfsigen  Erfordernisse, 
so   kann    ein    dergleichen   gezogener  Wechsel   allenfalls 
nur  als  Assiguation  gelten. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  943. 
Werden  mehrere  Exemplare  eines  Wechsels  als 
Prima-,  Secunda-  u.  s.  w.  W<3chsel  ausgefertigt  (s.  oben) 
und   es  ist  in  dem  Wechsel   deshalb  nichts  bemerkt,  so 
wird  angenommen,  dafs  derselbe  nuj  ein  Sola- Wech- 
sel sey.  / 

Hat  der  Trassant  ohne  eine  solche  Bemerkung  meh- 
rere Wechsel  ausgestellt,  so  haftet  er  für  jedes  Exem- 
plar, gleich  einem  Sola- Wechsel,  mit  Vorbehalt  des 
Rechts  an  den  Remittenten  und  die  übrigen  Theilneh- 
mer  eines  vorgefallenen  Betrugs  a). 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  944  —  946. 

a)  Gezogene  Wechsel  können,  wie  erwähnt,  durch  Ab- 
schriften indossirt  werden.  Eine  solche  Abschrift  vertritt  die 
Stelle  eines  Sccundawcchsels.  Auf  derselben  mufs  bemerkt  wer- 
den, in  wessen  Händen  sich  das  zur  Präsentation  versendete 
Original  befindet. 

Cabinets-Ordre  vom  16.  Mai  1816. 
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3)    Prüscntation  des  WecLscls. 
§.    446. 
Der  Wechselinhaber  ist  verpflichtet,  dafür  zu  sorgcu, 
dafs   der   Wechsel   dem   Bezogenen    zur    gehörigen   Zeit 
zur  Annahme  vorgezeigt  werde. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  963. 
Wenn  während  der  Zwischenzeit,  da  der  Postenlauf 
nach  dem  auswärtigen  Zahlungsorte  eines  Wechsels  ge- 
hemmt war,  der  Inhaber  desselben  noch  vor  dem  Ver- 
falltage und  zu  einer  Zeit,  wo  es,  wenn  die  Stockung 
nicht  eingetreten  wäre,  noch  möglich  gewesen  seyn 
würde,  den  Wechsel  vor  dessen  Ablauf  an  die  Behörde 
zu  bringen,  unmittelbar  bei  dem  Aussteller  sich  gemel- 
det und  gegen  Erstattung  der  gezahlten  Valuta  die  Rück- 
gabe des  Wechsels  offerirt  hat,  so  soll,  wenn  nicht  etwa 
unterdessen  die  Sache  zwischen  den  Interessenten  gütlich 
regulirt  worden,  der  Aussteller  schuldig  sejn,  den  Wech- 
sel noch  jetzt  zurückzunehmen  und  die  erhaltene  Valuta 
zu  restituiren. 

Anweisung  für  die  Gerichte  wegen  richtiger  Beurthei- 
lung  und  Entscheidung  der  aus  dem  gehemmt  gewesenen 
Postenlaufe  entstandenen  Differenzien,  vom  15.  Juni  1795. 
§.  I.  Mathis  Bd.  3.  S.  400  —  413. 

Hat  aber  der  Inhaber,  ohne  sich  zur  rechten  Zeit  bei 
dem  Aussteller  zu  melden,  und  die  Piückgabe  des  Wech- 
sels zu  offeriren,  den  Verfalltag  verstreichen  lassen,  mit- 
hin zu  erkennen  gegeben,  dafs  er  bei  dem  Wechselcon- 
trakte  stehen  bleiben  und  den  Erfolg  abwarten  wolle, 
so  hat  er  dadurch  zugleich  die  Verbindlichkeit  übernom- 
men, sogleich  nach  wiederhergestelltem  Postenlaufe  we- 
gen der  Versendung  des  W^echsels  zur  Präsentation  oder 
Einkassirung  alles  Erforderliche  nach  den  Wechselgc- 
setzen  zu  besorgen.     Hat  er  dabei  etwas  verabsäumt,  so 
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verliert  er  seiuen  Regrcfs,  in  so  fern  er  nicht  nach  Vor- 
schrift des  A.  L.  ras.  Th.  IL  tit.  8.  §.  974  und  1054 
(s.  unten)  im  \^^ege  des  ordentlichen  Prozesses  nachwei- 
sen kann,  dafs  sonst  der  Aussteller  sich  mit  seinem  Scha- 
den  bereichern  würde, 
a.  a.  O.  §.  IL 

Fällt  hingegen  dem  Inhaber,  nach  wiederhergestelltem 
Postenlaufe,  keine  Versäumnifs  zur  Last,  und  der  Wech- 
sel wird  von  dem  Bezogenen  nicht  acceptirt,  so  kann 
der  Inhaber  an  den  Aussteller  in  so  fern  zurückgehen, 
als  der  Bezogene  an  sich  noch  im  zahlungsfähigen  Zu- 
stande ist,  und  also  der  Aussteller  an  demselben,  wegen 
etwa  zur  Ungebühr  versagter  Acceptation  sich  noch  hal- 
ten, oder  sonst  über  seine  in  den  Händen  des  Trassaten 
befindlichen  Fonds  noch  disponiren  kann. 

Kann  hingegen  der  Wechsel  um  defswillen,  weil  der 
Bezogene  in  der  Zwischenzeit  des  gehemmt  gewesenen 
ordentlichen  Postenlaufs  zu  zahlen  aufgehört  hat,  nicht 
mehr  zur  Acceptation  gebracht  werden,  so  findet  eben 
das  Statt,  was  im  folgenden  Artikel  vorgeschrieben  ist. 
a.  a.  O.  §.  IIL 

Konnte  ein  bereits  präsentirter  und  acceptirter  Wech- 
sel, wegen  eingetretener  Hemmung  des  Postenlaufes,  nicht 
zur  rechten  Zeit  einkassirt  werden,  und  ist  der  Accep- 
tant  in  der  Zwischenzeit  insolvent  geworden,  so  kommt. 
es  darauf  an,  ob  dessen  Zahlungsuuvermögen  sich  schon 
vor  der  Verfallzeit  geäufsert  hat,  oder  ob  er  damals  seine 
Acceplen  noch  einlöste,  und  die  Insolvenz  sich  erst  nach 
Verlauf  des  Verfalls  und  der  Respecttage  gczeigcL 

Im  erstem  Falle  kann  der  Inhaber  sich  an  den  Aus- 
steller jedesmal  regressircn.  Im  lelzlern  Falle  hingegen 
ist  ein  Unterschied  zu  machen,  ob  der  Ausi»teller  auf 
Forderungen,    die   er  wirklich  an  den  Bezogenen  haVe» 
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Irassirf,  oder  demselben  wegen  dieser  Tralle  reelle  Dek- 
kung  bereits  gegeben  hat,  wofür  auch  ein  dem  Trassa- 
ten auf  ein  anderes  Haus  gegebener  Credit  in  so  fern 
zn  achten  ist,  als  der  Trassat  von  diesem  Credit  schon 
wirklich  Gebrauch  gemacht  hat.  In  diesem  Falle  kann 
der  Inhaber  sich  an  den  Aussteller  nicht  mehr  regressi- 
ren,  sondern  er  niufs,  als  Eigenlhümcr  des  Wechsels, 
den  Verlust  tragen.  Kann  hingegen  der  Aussteller  nicht 
nachweisen,  dafs  er  auf  wirkliclie,  in  den  Händen  des 
Trassaten  befindliche  Fonds  gezogen,  oder  dem  Trassa- 
ten reelle  Deckung  gegeben,  so  kann  er  mit  dem  Scha- 
den des  Inhabers  sich  nicht  bereichern,  sondern  mufs 
demselben  die  erhallene  Valuta. zurückgeben. 

a.  a.  O.  §.  IV. 
In  allen   diesen  Fällen  findet  weder  Wechselprozefs 
noch  wechselmäfsige  Execulion,   sondern   nur   der  Mer- 
cantilprozcfs  (s.  oben)  Anwendung. 

a.  a.  O.  §.  V.     cf.  §.  Vi— Vlll. 

§.     447. 
Bei  Mefs-  und  Markt-VS^echseln  bestimmen  die 
Handlungsgeseize  und  Gewohnheiten  jedes  Orts,  an  wel- 
ch em  Tage  die  Präsentation  geschehen  mufs. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  964. 
Bei  den  auf  die  Naumburger  Sommermesse  lau- 
tenden Wechseln  ist  die  Zeit  vom  28.  Juni  Mittags  1  Uhr 
bis  zum  2.  Juli  Mittags  12  Uhr,  bei  den  auf  die  Win- 
termessc  lautenden  W^echseln  aber  die  Zeit  vom  ersten 
Freitage  nach  dem  Einläuten,  Mittags  1  Uhr  bis  zum 
Dienstage  vor  dem  Zahllage,  Mittags  12  Uhr,  zum  Prä- 
sentiren, Accepliren  und  Prolestiren  bestimmt. 

§.  28.  der  Verordn.  vom  4.  Juni  1819.  Gesetzs.  v. 
1819.  S.  146.  —  Cabinets- Ordre  vom  28.  Juni  1825. 
Gesetzs.  von  1825.  S.  17L 
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In  Königsberg  in  Preufsen  mufs  die  Präsentation  am 

1.  oder  2.  Tage  des  eingetretenen  Marktes  geschehen, 

in  Frankfurth  a.  d.  O.  und  Magdeburg   am  3.  oder 

4.  Tage  der  Zahlwoche, 
in  Breslau  vom   Montage   der  ersten  Mefswoche,  bis 

zum  Freitage  in  derselben  Vormittags  um  10  Uhr, 
in  Elbing  am  1.,  2.  oder  3.  Tage  des  Marktes. 

Bei  Dato-  und  solchen  Usowechseln,  deren  Ver- 
fallzeit vom  Tage  derAusstellung  an  gerechnet  wird, 
mufs  die  Präsentation  spätstens  an  dem  Tage  geschehen, 
da  der  Wechsel  zahlbar  ist. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  969. 
Bei  Sicht-  und  solchen  Usowechseln,  deren  Ver- 
fallzeit vom  Tage  der  Präsentation  berechnet  wird,  kann 
der  Aussteller  die  Zeit,  innerhalb  welcher  sie  zur  Prä- 
sentation gebracht  werden  sollen,  im  Wechsel  selbst  be- 
stimmen.    Ist  dieses  nicht  geschehen,   so  mufs  der  Inha- 
ber die  Präsentation  binnen  18  Monaten  nach  dem  Tage 
der  Ausstellung,    bei   Verlust  seines  Rechts,    besorgen. 
An  den  hiernach  zu  bestimmenden  Tagen  kann  die 
Präsentation  von   8  bis  12  Uhr  Vormittags,   und  von  2 
bis  7  Uhr  Nachmittags  geschehen  ß). 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  970  —  972. 

a)  B.  H.  Dicelius  de  cambils  trassatis  §.  30u.  f.  —  J.  C. 
Königken  diss.  de  praesentatlone  üterarum  camblalium.  '— 
B lisch  und  Ebelings  liandlungsblbliothek.  Bd.  I.  Stück  3. 
S.  448. 

§.  448. 
Sind  diese  Präsentationsfristen  von  dem  Inhaber  ver- 
säumt, so  kann  er,  bei  verweigerter  Annahme  oder 
Zahlung,  weder  an  den  Aussteller,  noch  an  die  Indos- 
santen wechselmiifsig  zurückgehen.  Es  bleiben  ihm  je- 
doch,   wegen  der  gezahlten  Valuta,    seine  Rechte  gegen 
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den  Aussteller  und  die  Indossanfen,  in  so  fern  sich  der 
eine  oder  andere  sonst  mit  seinem  Schaden  bereichern 
>vürde,  im  ordenth'chen  Prozesse  vorbehalten. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  973.  974. 

§.     449. 
Die  Präsenfation  kann  von  Jedem  geschehen,  der  sich 
im  Besitze  des  Originalwechsels  befindet  a),       ' 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  975. 

a)  V.  Martens  Grundrlfs  des  Handelsrechts  S.  102. 

§.     450. 
Die  Präsentation  mufs  dem   Bezogenen  selbst  a) 
oder  demjenigen,   der  von  ihm  mit  Prokura  ver- 
sehen  ist,  geschehen. 

Wenn  er  nicht  anzutreffen  ist,  so  ist  der  Inhaber 
zur  Aufnahme  des  Protestes  berechtigt.  Dasselbe  findet 
bei  Mefswechseln  Statt,  wenn  der  Bezogene  die  Messe 
weder  selbst,  noch  durch  Prokura  besucht,  oder  sich 
vor  Ablauf  der  bestimmten  Präsentatiousfristen  wieder 
entfernt  hat. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  976—978. 

Ist  der  Bezogene  gestorben,  so  mufs  sich  der  In- 
haber des  Wechsels  damit  in  dessen  Comtoir  oder  im 
Sterbehause  melden,  und,  falls  sich  dort  Niemand  findet, 
der  zur  Acceptation  befugt  und  bereit  ist,  mit  Aufneh- 
mung des  Protestes  verfahren.  Dasselbe  mufs  geschehen, 
wenn  die  Erben  von  der  gesetzlichen  Bedenkzeit  zur 
Erbeserklärung  Gebrauch  machen  wollen. 

Auch  wenn  über  das  Vermögen  des  Bezogenen  Con- 
curs    eröffnet   wird,  mufs   sofort,  nach   erhaltener  Nach- 
richt davon,  der  Protest  aufgenommen  werden. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  979—982. 

o)    Es  ist  hier  auch  noch  eine  zweite  (ungewöhnlichere) 
Präsentation  zu  erwähnen,   welche   von   dem  Inhaber  des  Se- 
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cimdawechsels  oder  der  Wcchselrople,  durch  Vorzeigung  der- 
selben an  den  Inhaber  des  Priniawcclisels  oder  des  Originals 
gescbleht,  um  letzteren  auf  jene  abzufordern.  Vergl.  v.  Här- 
tens Grundrifs  des  Handelsrechts.  S.  104.  105. 


4)     Von  der  Acceptation. 

§.     451.  ' 

Acceptation  ö)  nennt  man  die  Erklärung  des  Tras- 
saten, dafs  er  den  präsentirten  Wechsel  zur  gehörigen 
Zeit  bezahlen  wolle  b).  Von  dem  Augenblick  der  Ac- 
ceptation an  führt  der  Trassat  den  Namen  Acceptant. 

a)  Siegel  Einleitung  zum  Wechselrecht,  p.  107.  Carp- 
zov  de  litteris  camb.  §.  49.  J.  D.  Gries  de  ülerarum  cam- 
bialium  acceptatione.  Jenae  1800. 

b)  Das  aufser  dem  Wechsel  geschehene  Versprechen,  für 
Rechnung  eines  Dritten  eine  bestimmte  Summe  zu  accepli- 
ren,  ist  blofs  nach  den  Vorschriften  von  Bürgschaften  zu  beur- 
theilen. 

*§.     452. 

An  Sonn-,  hohen  Fest-  und  Bufstagen,  so  wie  am 
Neujahrs-  und  Charfreitagc  kann  die  Annahme  eines 
präsentirten  Wechsels  nicht  verlangt  werden.  Auch  wt^nn 
der  Bezogene  ein  Jude,  und  der  Präsentant  ein  Christ 
ist,  kann  der  letztere  von  jenem  zur  Präsentation  an  ei- 
nem der  erwähnten  Tage  nicht  gezwungen  werden;  er 
kann  vielmehr,  ohne  Naditheil  seines  Rechts,  den  nächst- 
folgenden Werkeltag  abwarten. 
A.  L.  1\.  a.  a.  O.  §.985  —  988. 

Dageg<'n  kann  auch  von  einem  Juden,  während  eines 
Sabbaths,  oder  solchen  jüdischen  Festes,  an  welchem  er 
keine  Handelsgeschäfte  treiben  darf,  die  Acceptation  ei- 
nes auf  ihn  gezogenen  Wechsels  nicht  verlangt  werden; 
jedoch   ist    er   au   dem  nächst  vorhergehenden  Wcrkel- 
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fa^e  sich   darüber,    auf  Verlangen   des  Präsentanten,  zu 
erklären  schuldig. 

A.  L.  l\.  a.  a.  O.   §.  989.  990.     Edikt  v.  11.  März 
1812.  §.  21. 

§.     453. 

Die  Annahme  mufs  von  dem  Bezogenen  selbst,  oder 
von  demjenigen,  welcher  dazu  mit  gehöriger  Procura  ver- 
sehen ist,  eigenhändig  auf  dem  Wechsel  verzeich- 
net werden«).  Blofs  mündliche  6)  Acceptationen 
begründen  kein  Wechselverfahren.  Behält  aber  der  Be- 
zogene den  ihm  selbst  vorgezeigten  und  eingehändigten 
Wechsel  über  Nacht  bei  sich,  so  gilt  dies  für  eine  still- 
schweigende Acceptalionc^. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  991  —  993. 

Die  Vermerkung  der  Annahme  ist  an  keine  Form 
gebunden  rf). 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  994. 

Die  einmal  geschehene  Acceptation  kann  nicht  wi- 
derrufen, oder  auf  dem  Wechsel  wieder  ausgestri- 
chen werden.  Geschieht  letzteres  dennoch,  so  bleibt  der 
Acceptant  demungeachtet  aus  der  Acceptation  verhaftet. 

ISur  bei  Sicht-  oder  solchen  Usobriefen,  deren  Zah- 
lungszeit von  der  Präsentation  läuft,  ist  der  Bezogene  zur 
Bemerkung  des  Tages  der  Annahme  verbunden. 
Auch  mufs  das  Datum  der  Präsentation  beigefügt 
werden,  wenn  die  Zeit  der  Präsentalion  und  der  An- 
nahme verschieden  sind;  doch  wird  auch  in  diesen  Fäl- 
len die  Annahme  selbst  durch  den  Mangel  dos  Datums 
nicht  entkräftet,  nur  mufs  der  Inhaber,  wenn  über  den 
eigentlichen  Verfalltag  Streit  entsteht,  die  Zeit  der  Präsen- 
tation auf  andere  Art  nachweisen. 

Ergiebt  der  Inhalt  des  Wechsels,  dafs  davon  meh- 
rere Exemplare   ausgestellt  worden,    so  ist  der  Bezo- 
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gene  nur  das  erste  Exemplar,    welches  ihm   präsentirt 
wird,  zu  acceptiren  schuldig. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  997—1005. 
Der  Bezogene  ist  nicht  berechtigt,  das  Gegentheil, 
nämlich,  dafs  er  nicht  acceptiren  wolle,  auf  dem 
Wechsel  zu  verzeichnen.  Thut  er  es  dennoch,  so  ist  er 
dem  Präsentanten  und  allen  übrigen  Interessenten  wegen 
des  daraus  entstehenden  Nachtheils  verhaftet. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  995.  996. 

a)    Raphael  de  Turri.   quaest.  14.  nr.  52. 

h)  Nach  anderen  Gesetzen  kann  die  Acceptation  auch  in 
einer  besonderen  Schrift  oder  blofs  mündlich  geschehen.  — 
Stryck  de  camb.  llter.  acceptatione.  cap.  3.  §.  20  u.  f. 

c)  Eine    ähnliche    Bestimmung    findet    sich    schon  in  der   / 
Verordnung  des  Magistrats  zu  Barcellona  vom  Jahre  1394. 

d)  L'acceptatlon  d'une  lettre  de  change  dolt  etre  signee. 
L'acceptation  est  exprimee  par  le  mot  accepte. 

Elle  est  datee,  si  la  lettre  a  un  ou  plusleurs  jours  ou  molns 
de  vue ; 

Et  dans  le  dernler  cas,  le  defaut  de  date  de  l'acceptallon, 
rend  la  lettre  exigible  au  terme  y  exprime,  ä  compler  de  sa 
date. 

Code  du  comm.  art.  122. 

5)    Von  der  Acceptation   per  bonor. 

§.  454. 
Meldet  sich  Jemand,  der  auf  dem  Wechsel  nicht  ge- 
nannt ist,  zur  Acceptalion,  so  ist  der  Inhaber  dieselbe 
nur  gegen  baare  Zahlung  zu  gestalten  verbunden,  da 
Niemand  gezwungen  werden  kann,  sich  einen  Andern 
substituiren  zu  lassen,  auch  der  Wechselinhaber  dadurch 
verhindert  wird,  auf  seinen  Yorniann  sofort  zurück  zu 
gehen,  und  sich  bei  noch  nicht  eingetretener  Verfallzeit 
zu  decken. 
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A.  L.  R.  a.  a.  O.    §.  1020.     Vcrgl.  Entwurf.  Th.  I. 
Abth.  2.  tit.  3.  §.  710. 

Will    aber    der   Bezogene   selbst   den   Wechsel    zur 
Ehre   des  Ausstellers   oder   eines  der  Indossanten  accep- 
tiren,  so  mufs  der  Inhaber  sich  dies  gefallen  lassen. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1021. 
Wer  einen  Wechsel  per  honor  acceptiren  will  a), 
mufs   dies  schriftlich  und   ausdrücklich   ihun,    und 
kann   seine    Acceptation  nicht  zurücknehmen    oder    aus- 
streichen.    Auch  mufs  er  zuvörderst  den  Protest  aufneh- 
men, und  sich  denselben  von  dem  Inhaber,  gegen  Erstat- 
tung der  Kosten,    einhändigen  lassen.       Ein  besonderer 
Auftrag  ist  dazu  nicht  erfordcrhch. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1022-1025. 

Der  Acceptant  per  honor  tritt  in  alle  Verbindlichkei- 
ten, welche  der  Bezogene  durch  die  gewöhnliche  An- 
nahme eingehen  würde.  Dagegen  tritt  er  auch,  nach  ge- 
leisteter Zahlung,  in  die  Rechte  des  Inhabers  gegen  den- 
jenigen der  Wechselvcrpflichteten,  zu  dessen  Ehren  er 
den  Wechsel  angenommen  hat.  Ist  der  Acceptant  per 
honor  zugleich  der  letzte  Inhaber  des  Wechsels,  so  kann 
er  also  nur  an  denjenigen  sich  wechselmäfsig  halten,  zu 
dessen  Ehren  er  den  Wechsel  angenommen  hat. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1026.  1027. 

Ist  bei  der  Annahme  nicht  ausdrücklich  bemerkt,  zu 
wessen  Ehren  sie  geschehen  scy,  so  wird  angenommen, 
dafs  sie  nur  zu  Ehren  des  Ausstellers  erfolge,  und  der 
Acceptant  kann  also  auch  nur  an  diesen  sich  halten. 

Dasselbe,  was  dem  Inhaber  wegen  Remission  dts 
Protestes  (s.  unten)  vorgeschrieben  ist,  mufs  auch  der 
Acceptant  per  honor  beobachten;  ist  etwas  davon  verab- 
säumt, so  erhält  der  Acceptant  per  honor  nur  die  Rechte, 
welche  dem  Bezogenen,  wenn  er  Zahlung  geleistet  hätte, 
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gegen  deu  Aussteller  zugekommen  sejn  würden.  Hat 
der  Bezogene  selbst  per  honor  acceptirt,  so  erhält  er  mit 
einem  solchen  fremden  Acceptanten  völlig  gleiche  Rechte. 
Er  wird  dadurch  von  der  Verbindlichkeit  frei,  sich  im 
Avisbriefe  von  dem  Aussteller,  wegen  der  Deckung  oder 
sonst,  getroffene  Verfügungen  gefallen  zu  lassen. 

Hat  derjenige,  an  welchen  der  Wechselinhaber  von 
dem  Aussteller,  in  Ermangelung  des  Bezogenen,  addres- 
sirt  b)  worden,  den  Wechsel  acceptirt,  so  stehen  ihm 
mit  einem  Acceptanten  per  honor  gleiche  Rechte  zu. 
Unter  mehreren  Addressen  hat  derjenige  den  Vorzug, 
welcher  zu  Ehren  des  Trassanten,  oder  eines  früheren 
Indossanten  acceptiren  will. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1028  —  1034. 

a)  d.  I.  eine  Intervention  (per  Jionor  di  lettera).  — 
J.  D.  H.  Musaeus  de  trassato  literas  camblales  in  honorem 
acceptante.   Golt.  1775; 

Code  du  comm.  L.  I.  art.  126  —  128. 

ly)  Nothaddresse  nennt  man:  wenn  der  Aussteller  für 
den  Fall,  dafs  der  Trassat  den  ^Vechsel  nicht  honorircn  sollte, 
einem  Dritten  aufträgt,  in  diesem  Falle  den  Wechsel  zu  ac- 
ceptiren, und  in  dieser  Rücksicht  der  künftige  Pr'äsenlant  schon 
auf  dem  Wechsel  an  diesen  gewlesen  ist.  —  Frank  de  jure 
adimplemenll  llterarum  camblallum  honoris  causa.  §.  17.  — 
Besecke  thes.     p.  4S7  u.  f. 

6)     Vom  Wechselprotest. 

c)  Ueberhaupt. 
§.  455. 
Wenn  dem  Wechselinhaber  Handlungen,  deren  Er- 
füllung er  verlangen  kann,  mit  Recht  oder  Unrecht  ver- 
weigert werden,  so  hat  er  aufser  der  Klage  gegen  den 
Trassaten,  wenn  dieser  acceptirt  hat,  das  Recht  gegen 
seine  Vormänner,  d.  h.  gegen  den  Aussteller  und  die  In- 
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dossanlen  Regrcfs  zu  nehmen.  Zur  Bewahrung  seiner 
strengen  Regrclsklage  niufs  er  den  Protest  aufneh- 
men lassen  (protestiren,  einen  Protest  lichten  oder  le- 
viren)a). 

a)  Span  Frankfurlher  Wechselrccht.  §.  71.  —  J.  Jar. 
Uffenbach  de  protestationibus  in  cambüs;  in  Besecke  t.hes. 
juris  camb.  pag.  553  et  seq. 

6)        Form. 

§.  456. 
Die  Proteste  werden  entweder  von  einer  Gerichtsper- 
son, oder  von  einem  Jiistizcommissar  oder  Notar,  oder 
auch  von  dazu  deputirten  Gerichtsaktuarien  aufgenom- 
men. Eine  Gerichtsperson  bedarf  dabei  so  wenig  eines 
besondern  Protokollführers,  als  ein  Notarius  der  bei  an- 
dern Notariatshandlungen  erforderlichen  Zeugen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1035. 1036.  —  Rescr.  vom  25. 
Oct.  1817.  V.  Kamptz  Bd.  10.  S.  237.  238. 

Bei  Wechselprotesten,  welche  aus  Frankreich  kom- 
men, ist  es  nicht,  wie  bei  andern  Instrumenten,  erforder- 
lich, dafs  sie  von  dem  Ministerio  oder  Gesandten  beglau- 
bi£t  worden. 

Rescr.  vom  17.  März  1812.  v.  Kamptz  Bd.  I. 
S.  17.  18. 

Derjenige,  welcher  den  Protest  aufnimmt,  mufs  über 
die  Hauptumstände,  besonders  diejenigen,  welche  die 
Person  des  Bezogenen  betreffen,  ein  Protokoll  aufneh- 
men, und  nach  dessen  Inhalt  den  Protest  anfertigen.  Ist 
ein  solches  besonderes  Protokoll  nicht  aufgenommen,  so 
benimmt  dies  zwar  dem  Proteste  nichts  an  seiner  Gül- 
tigkeit, die  Gerichtsperson  etc.  aber,  welche  ein  solches 
Versehen  begangen  hat,  haftet  den  Interessenten  für  allen 
daraus  entstehenden  Nachtheil,  und  soll  überdies  um  den 
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vierfachen  Befrag    der  erhaltenen  Protestgebühren  fisca- 
lisch  gestraft  werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1037  —  1040. 

Aufser  den  allgemeinen  Erfordernissen  eines  solchen 
Instruments  mufs  ein  Wechselprotest  enthalten«): 

a)  eine  genaue  Abschrift  des  Wechsels, 

ß)  die  vollständige  Bemerkung  der  Umstände, 
weshalb  die  Annahme  oder  Zahlung  nicht  erfolgt  ist. 
^  Ist  der  Bezogene  anwesend,  so  mufs  die  Anfrage  an 
denselben:  ob  und  in  welcher  Art  er  den  Wechsel  ac- 
ceptiren  oder  zahlen  wolle?  mit  der  bestimmten,  wörtlich 
niederzuschreibenden,  Antwort  darauf,  dem  Proteste  ein- 
gerückt werden.  » 

Hat  er  sich  entfernt,  oder  ist  er  da,  woerin  den  ge- 
setzlichen Präsentationsstunden  sonst  seine  Geschäfte  treibt, 
nicht  anzutreffen,  so  wird,  nach  vorher  gehaltener 
Nachfrage,  in  dem  Protokolle  bemerkt:  dafs  in  dem  Com- 
toir.  Laden,  Gewölbe  und  in  der  Behausung  des  Schuldners 
Erkundigung  eingezogen  und  Niemand  angetroffen  wor- 
den, welcher  acceptiren  könne  und  wolle. 

A.  L.  B.  a.  a.  O.  §.  lOil  — 1048.    cf.  §.  1044. 1045. 
a)     Code  du  comm.  L.  I.  art.  179. 

c)     Protest   wegen   verweigerter  Acceptation. 

§•  457. 
Verweigert  der  Bezogene  die  Annahme  des  Wech- 
sels, so  mufs  mit  der  Aufnahme  des  Protestes  sofort 
verfahren  werden.  Dieselbe  mufs  in  der  Regel  noch  am 
Tage  der  Präsentation  vor  Sonnenuntergang  ge- 
schehen. Bei  Mefswechseln  kann  jedoch  der  Präsen- 
tant mit  dem  Proteste  so  lange  Anstand  nehmen,  bis  die 
an  jedem  Orte  bestimmten  Präsentationsfristen  zu  Ende 
gehen.     Auch  bei  Dato-,   Sicht-  und  Usowechseln 

kann 
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kann  die  Aufnahme  des  Protestes  so  lange  verschoben 
»erden,  dafs  derselbe  noch  mit  der  nächsten  Post  abge- 
hen kann.  Wenn  jedoch  in  diesem  Falle  der^Eigenthü- 
mer,  Aussteller  oder  Girant  am  Orte  wohnhaft  ist,  so 
kann  der  Präsentant  ohne  dessen  Einwilligung  die  Auf- 
nahme des  Protestes  nicht  verschieben. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1006  —  1010. 
Will  der  Bezogene  den  Wechsel  nur  auf  einen 
Theil  der  darin  verschriebenen  Summe  annehmen,  so 
ist  der  Präsentant  nicht  schuldig,  sich  dies  gefallen  zu  las- 
sen; sondern  er  kann  wegen  der  ganzen,  im  Wechsel 
verschriebenen  Summe  mit  Einlegung  des  Protestes  ver- 
fahren. Will  er  aber  die  Acceptation  auf  einen  Theil 
geschehen  lassen,  so  mufs  er  dennoch  den  Protest  we- 
gen des  Ueberrestes  besorgen. 

Läfst  der  Präsentant  die  Annahme  mit  einem  Vorbe- 
halte, unter  einer  Bedingung  oder  auf  einen  spätem  Zah- 
lungstermin geschehen,  so  verliert  er  das  Wechsel- 
recht  gegen  seine  Vormänner  0),  doch  kann  er 
sich,  wenn  der  Acceptant  nicht  Zahlung  leistet,  an  dieje- 
nigen unter  diesen  Vormännern,  welche  sich  sonst  mit 
seinem  Schaden  bereichern  würden,  im  Wege  des  or- 
denthchen  Prozesses  halten. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1011  —  1015. 
Der  Iidiaber  eines  gezogenen  Wechsels  ist  verbun- 
den, nach  Aufnahme  des  Protestes  wegen  Mangels  an 
Zahlung,  gegen  den  Acceptanten,  den  Protest  mit  umge- 
hender Post  an  seinen  Vormann  zu  remittiren,  selbst 
wenn  auf  dem  Wechsel  Jemand  vermerkt  ist,  an  wel- 
chen sich  der  Inhaber  des  Wechsels  im  Falle  verweiger- 
ter Acceptation  wenden  könnte. 

Erkenntnifs  des  Geh.  Ob.  Trib.  vom  5.  Juni  1806. 
Mathis  Bd.  3.  S.  161  —  178. 
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Er  ist  aber  verpflichtet,  sich  an  die  Addresse  zu  wen- 
den, sobald  der  Prolest  gegen  den  Bezogenen  aufgenom- 
men worden. 

Wird  auch  von  der  Addresse  die  Aufnahme  verwei- 
gert, so  mufs  der  Inhaber  deshalb  von  neuem  Protest 
aufnehmen  lassen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1018.  1019. 

War  der  Präsentant  blofs  Bevollmächtigter  h) ,  so 
bleibt  er  dem  Eigenthümer  des  Wechsels,  wegen  alles 
aus  seiner  Einwilligung  in  einen  Vorbehalt  u.  s.  w.  ent- 
standenen Schadens  verhaftet;  er  mufs  also  in  einem  sol- 
chen Falle,  zur  Wahrnehmung  seines  Rechts,  mit  Einle- 
gung des  Protestes  gehörig  verfahren, 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1016.  1017. 

a)    Ricci  US  de  protestatlone  llterarum  cambial.    exerc.  X. 
sect.  V.  §.  16.  17. 

L'acceptatlon  ne  peut  etre  conditionelle,  mais  eile  peutetre 
restreJnte  quant  a  la  somme  acceptee.     Dans  ce  cas,  le  porteur 
est  tenu  de  faire  protester  la  lettre  de  change  poiir  le  siirplus. 
Code  du  comra.  L.  I.  art.  124. 

h)     Ritter  assignationis  et  cambii  trassati  idea.  §.  26.  — 
Besecke  thes.   pag.  320. 

d)    Protest   wegen    nicht    gehörig    geleisteter    Zahlung. 

§.  458. 
Wenn  die  Zahlung  nicht  zur  bestimmten  Zeit  er- 
folgt «),  und  der  Inhaber  sich  an  die  Vormänner  oder 
an  den  Aussteller  wechselmäfsig  halten  will,  so  mufs  er 
sofort  Pro  lest  aufnehmen  lassen.  Er  kann  jedoch  den 
Zahlungslag  abwarten,  wenn  auch  der  Acceplant  vorher 
erklärt  haben  solllc,  dafs  er  nicht  zahlen  werde  b).  Ist  der 
Präsentant  vom  Acceplanten  an  eine  Addresse  gewiesen, 
und   diese  leisfet   die   Zahlung  nichl,    so   mufs    ebenfalls 
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Prolest   aufgenommen  werden;    dann  ist  der  Acceptant 
"wechselmäfsig  verhaftet. 

Ebenso  mufs  Protest  aufgenommen  werden,  wenn 
der  Acceptant  vor  der  Zahlung  gestorben  ist,  und  die 
Erben  nicht  gehörig  Zahlung  leisten,  oder  kein  Hand- 
lungsfaktor vorhanden  ist,  und  die  Erben  ungewifs,  un- 
bekannt, oder  an  einem  andern  Orte  wohnhaft  sindc). 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1110—1113.  1107—1109. 
Zu  Eiulegung  der  Proteste  wegen  nicht  erfolgter  Zah- 
lung ist  bei  Naumburg  er  Mefswechseln  in  der  Regel, 
so  viel  die  Sommermesse  betrifft,  der  5te  Juli  von  Mit« 
tags  1  Uhr  bis  Abends  10  Uhr,  in  der  "Wintermesse 
aber  der  zweite  Donnerstag  nach  dem  Einläuten  von 
Mittags  1  Uhr  bis  Abends  8  Uhr  bestimmt. 

Verordn.  vom  4.  Juni  1819.  §.  31.     Cabinets-Ordre 
vom  28.  Juni  1825.     GesetzsammL  von  1825.  S.  171. 

Die  abschlägliche  Zahlung  eines  Theils  der  verschrie- 
benen Summe  ist  der  Inhaber  nur  alsdann  anzunehmen 
schuldig,  wenn  er  blofs  Bevollmächtigter,  und  zur  An- 
nahme von  Abschlagszahlungen  ausdrücklich  angewiesen 
ist  d). 

Hat    er  Abschlagszahlungen  angenommen,    und   will 
sich  wegen  des  Ueberrestes  wechselmäfsig  regressiren,  so 
mufs  er  deshalb  Protest  aufnehmen  lassen. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1116.  1117. 

a)  Schuhart  decas  quaestionum  ex  Jure  camb.  quaest.VII. 
An  protestatio  de  non  facta  acceptlone  cambil  ob  asbsentlam 
debitorls  interposita  delnde  die  solutionis  sIt  iteranda.  B  es  ecke 
thes.  p.  861. 

If)  Gegen  den  aber,  welchem  die  Zahlung  von  dem  Accep- 
tanten   aufgetragen   worden,    findet  kein  Wechselanspruch  von 
Sielten  des  Inhabers  Statt,  sondern  es  treten  nur  die  Vorschrif- 
ten von  kaufmännischen  Assignationen  ein. 
A.  L.  R.  a.  a.  ().  J5.  1114. 

32* 
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c)  Ist  auf  (lern  Wechsel  Jemand  benannt,  bei  welchem 
sich  der  Inhaber,  im  Falle  der  Nichtzahlung,  melden  solle,  so 
mufs  bei  verweigerter  Zahlung  ebenfalls  Protest  aufgenommen 
werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  0.  §.  1115.    cf.  §.  lOIS.  1019. 

d)  Einige  Gesetze,  z.  B.  die  Hamburger  W.  O.,  bestim- 
men jedoch  ausdrücklich,  dafs  der  Präsentant  Abschlagszahlun- 
gen anzunehmen  verpflichtet  sey. 

/ 

e)  Verfahren    nach   aufgenommenem    Proteste. 

§.     459. 
Ist  der  Präsentant  nur  Bevollmächtigter,  so  umfs 
er  den   aufgenommeaen  Protest  unfehlbar  mit  nächster 
Post  an  seinen  Machtgeber  überschicken,  widrigenfalls  er 
demselben  für  allen  daraus  entstehenden  Schaden  haftet. 
Ist  er   aber  Eigenthümer  des  Wechsels,    so  mufs  er 
denjenigen   von    den  Vormännern,    an  welchen    er  sich 
wechselmäfsig  halten  will,  mit  nächster  Post  von  dem 
aufgenommenen  Proteste  benachrichtigen. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1046.  1047. 
Wenn    sich    der  Präsentant    nebst    seinem   Vormann 
oder  dem  Trassanten  an  einem  und  demselben  Orte  be- 
finden, so  mufs  dies  binnen  24  Stunden  geschehen. 

Rescr.  vom  17.  Mai  1817.  v.  Kamptz  Bd.  9.S.  196. 
197.     cf.  A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1273. 

Es  hängt  von  ihm  ab,  dieser  Nachricht  den  Original- 
protest beizufügen,  oder  letzteren  einem  Bevollmächtig- 
ten, zur  Vorzeigung  an  den  Vormann,  gegen  welchen 
der  Regrefs  gerichtet  wird,  zu  übersenden.  Hat  er  letz- 
teres gethan,  so  haftet  er  für  das  von  dem  Bevollmäch- 
tigten bei  der  Vorlegung  etwa  begangene  Versehen  eben 
so,  als  ob  er  den  Prolest  selbst  nicht  rcmillirt,  und  den 
Vormann  nicht  benachrichtigt  hätte. 
A,  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1048.  1049. 
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Die  Zurückscnduug  des  Wechsels  selbst  kann  der 
Bezogene  noch  einen  Posttag  verschieben,  und  abwarten, 
ob  der  Bezogene  sich  bis  dahin  zur  Annahme  noch  ent 
schliefsen  werde.  Auch  kann  diese  Rücksendung,  wenn 
keine  Gegcnordrc  vorhanden  ist,  bei  Dato-  und  Uso- 
wechsehi,  bis  zum  letzten  Respittage  ausgesetzt  werden. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.   §.  1051.  1052. 

AVill  der  Bezogene  nach  aufgenommenem  Pro- 
teste den  Wechsel  noch  acceptiren,  so  mufs  es  der  Prä- 
sentant gegen  Erstattung  der  Kosten  geschehen  lassen; 
selbst  dann,  wenn  letztere  verweigert  wird,  in  welchem 
Falle  er  jedoch,  zur  Erhaltung  seines  Rechts  wegen 
der  Kosten,  einen  besonderen  Protest  aufnehmen  lassen 
mufs. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1053.    cf.  §.  1054.  1055. 

7)      Rechte    des   Eigenthümers    eines    nicht 
acceplirten    Wechsels. 

§.     460. 

Sind  die  gesetzlichen  Vorschriften  bei  Aufnahme  und 
Versendung  des  Protestes  beobachtet  worden,  so  ist  der 
Eigenthümer  eines  wegen  nicht  geschehener  Annahme 
protestirfen  Wechsels,  aufser  der  darin  verschriebenen 
Summe,  ingleichen  aufser  den  durch  den  Protest  verur- 
sachten Kosten,  auch  für  Provision,  Courlage  und  Brief- 
porto ein  halb  Procent  zu  fordern  berechtigt. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1056. 

Dem  Inhaber  eines  mit  Protest  zurückgekommenen 
Wechsels  steht  die  Wahl  zu,  entweder  den  von  ihm  ge- 
zahlten Cours  oder  den  Sichtcours  am  nächsten  Wech- 
seltage nach  der  Rückkehr  des  protestirten  Wechsels  zu 
verlangen;  im  erstem  Falle  mit  den  Zinsen  vom  Tage  der 
Zahlung  bis  zum  Tage  der  Zurückzahlung,  und  in  beiden 
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Fällen  mit  Zurechnung  des  oben  erwähnten  halben  Pro- 
cents. Ist  über  die  zu  bestimmende  Schadloshaltung  ein 
Rückwechsel  gezogen  worden ,  so  geben  die  Kosten  die- 
ses \¥echsels  den  Maafsstab  der  Entschädigungsforde- 
rung des  Bezogenem 

Cabinets- Ordre  vom  16.  Mai  1816,     Gesetzs.  von 
1816.  S.  153. 

Bei  der  Berechnung  der  Zinsen  kommen  die  Respit- 
tage  nicht  in  Betracht. 
,;u      A.  L.  R.  a,  a.  O.  §.  1058. 

Ist  der  Wechsel  mehrmals  indossirt,  so  hat  der  letzte 
Inhaber  die  Wahl,  ob  er  sofort  auf  den  Aussteller,  oder 
an  welchen  der  Indossanten  er  zurückgehen  will.  Erhält 
er  binnen  24  Stunden  keine  vollständige  Befriedigung, 
so  mufs  er  gegen  einen  solchen  Vormann  auf  dieselbe 
Art,  wie  gegen  den  Bezogeneu  sofort  Protest  einlegen. 
Bei  der  weitern  Wahl  ist  er  nicht  verpflichtet  sich  an 
die  Ordnung  zu  binden,  wie  seine  Vormänner  auf  ein- 
ander folgen. 

Er  hat  die  Befugnifs,  jeden  derselben  binnen  Jahres- 
frist, von  der  Zeit  des  wider  ihn  aufgenommenen  Prote- 
stes, wegen  desjenigen,  was  an  seiner  völligen  Befriedi- 
gung fehlt,  wechselmäfsig  in  Anspruch  zu  nehmen. 

A,  L.  R.  a,  a.  O.  §.  1059—1062,    cf.  §.  1063,  1064. 
1066. 

Läfst  der  Inhaber  einen  der  Indossanten  sein  Giro 
ausstreichen,  so  verliert  er  sein  Recht  gegen  alle  Hin- 
termänner desselben;  im  Uebrigen  aber  behält  der  W^ech- 
sei  und  der  Protest  gegen  alle  Vormäuncr  der  Ausge- 
strichenen seine  Kraft. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1065. 

Will  der  in  Anspruch  genommene  Indossant  sich 
wieder  an  einen  seiner  Vor  manne  r  halten,  so  mufs 
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er  den  von  dem  Weclisciinbabcr  erhaltenen  Protest,  bin- 
nen der  gesetzlichen  Frist,  gehörig  versenden.  Ein  sol- 
cher Indossant  hat,  gleich  dem  auf  ihn  zurückgehenden 
Präsentanten,  die  Wahl,  an  welchen  seiner  Vordermän- 
ner er  sich  halten  wolle  a).  Hingegen  kann  er  die  von 
dem  vorigen  Inhaber  einmal  Uebergangenen,  die  seine 
Hintermänner  sind,  nicht  in  Anspruch  nehmen. 
A.  L,  R.  a.  a.  O,  §.  1067  —  1069. 

Hat  ein  Indossant  nur  Abschlagszahlung  geleistet,  so 
kann  er  dieselbe  auf  dem  Originalwechsel  verzeichnen, 
und  eine  beglaubte  Abschrift  des  Wechsels  anfertigen 
lassen.  Dann  hat  er  gegen  seine  Vormänner  und  gegen 
den  Wechselschuldner  wegen  der  bezahlten  Summe  die 
Rechte  des  Inhabers  einer  kaufmännischen  Assignatiou. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1070.  1071. 

Die  Wechselklage  kann  in  den  obigen  Fällen  so- 
gleich angestellt  werden,  wenn  derjenige,  an  welchen 
der  Inhaber  seinen  Regrefs  zu  nehmen  hat,  nicht  binnen 
24  Stunden  nach  Vorzeigung  des  Protestes  und  Wech- 
sels Zahlung  leistet.  Der  Präsentant  ist  weder  schuldig 
die  Zahlungszeit  abzuwarten,  noch  alsdann,  wegen  Nicht- 
bezahlung gegen  den  Bezogenen  von  Neuem  protestiren 
zu  lassen. 

Nur  alsdann,  wenn  aus  dem  Proteste  erhellt,  dafs 
die  Acceptation  wegen  Mangels  des  Advis,  oder  wegen 
fehlender  Remesse  verweigert  worden,  und  der  Wechsel 
noch  nicht  verfallen  ist,  mufs  zuvörderst  der  Zahlungs- 
tag abgewartet,  und  der  nochmalige  Protest  wegen  Nicht- 
bezahlung gehörig  aufgenommen  und  versendet  werden. 
Jedoch  kann  der  Wechselinhaber  unterdessen,  auf  blofse 
Vorzeigung  des  Protestes,  hinlängliche  Cauliousbestcllung 
bis  xum  Zahlungstage  verlangen. 

A.  L.  R.  a,  ä.  O.  §.  1072—1075. 


—     504     — 

Der  Wechsel regrefs  findet  auch  wider  den  Aus- 
Bteller  einer  für  Rechnung  eines  Dritten  gezogenen  Tratte 
Statt.  Es  kann  also  auch  ein  solcher  Aussteller  den 
Inhaber  an  denjenigen,  für  dessen  Rechnung  gezogen 
worden,  nicht  verweisen;  sondern  es  ist  lediglich  seine 
Sache,  sich  mit  letzterem  auseinanderzusetzen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1076.  1077. 
Des   Einwandes    der  nicht   erhaltenen   Valuta 
kann  sich  derjenige,    gegen  welchen   der  M^echselregrefs 
gerichtet  wird,  im  AYechselprozesse  nicht  bedienen. 

A.  L.  R.  a,  a.  O.  §.  1078. 
Ist  binnen  Einem  Jahre,  vom  Zahlungstage  des 
AVech?els  an  gerechnet,  die  Klage  nicht  angemeldet,  so 
verliert  der  "Wechselinhaber  sein  AVechselrecht, 
und  er  kann  seine  Rechte  nur  im  ordentlichen  Prozesse 
ausführen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1079.  1080. 
lieber  die  (nach  §.  1056,  a.  a.  O.)  zu  bestimmende 
Schadloshaltung  kann  der  jedesmalige  Inhaber,  statt  der 
Klage,  einen  Rück  Wechsel  b)  auf  denjenigen  von  den 
Vormännern  ziehen,  an  welchen  er  seinen  Regrefs  zu 
nehmen  hat.  Ein  solcher  Rückwechsel  mufs  unmittelbar 
(^  drütitra)  gestellt  werden,  wenn  zwischen  beiden 
Plätzen  Wechselverkehr  ist.  Findet  aber  von  dem 
Wohnorte  des  Inhabers  nach  dem  des  Vormannes,  ge- 
gen welchen  der  wechselmäfsige  Regrefs  gerichtet  wird, 
kein  Wechselverkehr  Statt,  so  mufs  der  Rückwechsel 
auf  denjenigen  Platz  gezogen  werden,  über  welchen 
beide  Orte  gewöhnlich  ihre  Wechselgeschäfte  machen. 

a)  Ufferibacli  de  protest.  in  camb.  rnp.  VIII.  Besecke 
thes.  pag.  572.  —  Nach  einigen  Wechselordnungen  mufs  sich 
jedoch  der  Inhaber  an  die  ^  ormänuer  nach  der  Reihe  halten. 
Andere   Wechselordnungen   geslalleu    zwar   eine  .unbeschiänkte 
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Wahl,  schreiben  jedoch  vor,  dafs  der  Wechseh'nhaher  sich 
dann  nicht  mehr  an  die  spätem  Vormänner  halten  dürfe,  wenn 
schon  ein   früherer  belangt  ist. 

b)    Code  du   comm.    L.  1.    Art.   177  — 186.  —   Dicelius 
de  cambiis  Irassatis  §.  7.     Besecke  thes.  pag.  197. 


8)    Rechte  und  Pflichten   des  Inhabers  nach 
der  Acceptation. 

§.    461, 

Ist  der  'V\'^echsel  acceptirt  worden,  so  mufs  der  In- 
haber die  Verfallzeit  abwarten.  Jedoch  kann  er, 
wenn  in  der  Zwischenzeit  solche  Umstände  eintreten, 
welche  nach  gesetzlichen  Vorschriften  den  Arrestschlag 
begründen,  von  dem  Acceptanten  Sicherbeitsbeslel- 
lung  verlangen.  Falls  er  dies  unterläfst,  wird  er  den 
Vormännern  nur  dann  verantwortlich,  wenn  er  dabei 
ein  grobes  Versehen  begangen  hat.  Kann  oder  will  der 
Acceptant  die  Sicherheit  nicht  bestellen,  so  ist  der  In- 
haber den  Arrest  auszubringen  berechtigt.  Hat  er  Keal- 
arrest  ausgebracht,  und  will  nach  eingetretener  Verfallzeit 
die  VS'echselexecution  nachsuchen,  so  mufs  er  dem  Real- 
arresle  wieder  entsagen  ß). 

A.  L.  R.  a.  a,  O.  §.  1081  —  1088. 

AVird   vor    der  Verfallzeit   über    das  Vermögen    des 
Acceptanten    Concurs    eröffnet,    so    mufs    der   W^echsel- 
inhabcr  nach  erhaltener  Nachricht  davon,   sofort  mit  der 
Aufnahme  und  Versendung  des  Protestes  verfahren, 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1089. 

a)  Weil  dei  Arrest  eine  Art  von  Execution  ist,  und  nach 
den  Preufsischen  Landesgeselzen  Niemand  wegen  derselben  For- 
derung mit  einer  doppelten  Execution  belegt  werden  darf. 
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9)    Von  der  Vcrfallzeit 

§.     462, 

Bei  Dato-  und  solchen  Usowechseln,  deren  Verfall- 
zeit vom  Tage  der  Präsentation  läuft,  mufs  die  Verfall- 
zeit nach  dem  Dato  der  Präsentation  berechnet  werden, 
wenn  gleich  die  Acceplation  wegen  eines  unterdessen 
eingetretenen  Festtages,  erst  am  folgenden  VN^erkeltage 
geschehen  wäre. 

Respittage  ä)  finden  nicht  Statt: 
c)  bei  Mefs-  und  Marktwechseln; 
l)  bei  allen  Datowechseln,   welche  auf  eine  Zah^- 
lungsfrist  von  8  Tagen  oder  weniger  gestellt  sind; 
c)  bei   Sicht-   und    solchen   VS^echseln,    die    auf  halb 
Uso  oder  weniger  gestellt  sind. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1091  —  1093.     Cabinets- Ordre 
vom  16.  Febr.  1817.     Gesetzs.  von  1817.  S.  34. 

Bei  andern  gezogenen  Wechseln  kommen  dem  Ac- 
ceptauten,  nach  dem  Verfalltage,  noch  drei  Respittage 
zu  Statten,  an  deren  drittem  er  erst  zur  Zahlung  an- 
gehalten werden  kann.  Ist  der  dritte  Respittag  ein  Sonn-, 
Fest-  oder  Bufstag,  so  mufs  die  Zahlung  am  zweiten 
Respittage  erfolgen.  Dasselbe  gilt,  wenn  der  VN^echsel- 
acceptant  ein  Jude  ist,  und  der  dritte  Respittag  auf  ei- 
nen Sonnabend  oder  jüdischen  Feiertag  fällt.  Sind  alle 
drei  Respittage  Sonn-  oder  Feiertage,  so  mufs  die 
Zahlung  am  Verfalltage  selbst  geleistet  werden. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1094  —  1097. 
Wenn  gleich  der  acceptirle  Wechsel  erst  nach  dem 
Verfalltage  zur  Zalilung  präsenlirt  worden,  so  werden 
dcniungeachtct  die  Respittage  von  der  Vcrfallzeit  au 
gerechnet.     Sind  daher,   von   diesem   Zeitpunkte   an   ge- 
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rechnet,  schon  drei  Tage  verstrichen,   so  linden  weiter 
keine  Hcspittage  Statt  b). 

A.  L.  R.  a.  a»  O.  §.  1098.  1099. 

An  dem  hiernach  zu  Lcslimmcnden  Zahltage  kann 
von  12  Uhr  Mittags  bis  7  Uhr  Abends  Zahlung  gefor- 
dert werden. 

Wegen  der  Zahlung  selbst  treten  überall  die  obigen 
Vorschriften  ein. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1100.  1101. 

Ergiebt  der  Wechsel,  dafs  davon  mehrere  Exemplare 
ausgefertigt  worden,  so  müssen  wenigstens  diejenigen, 
worauf  die  Acceptation,  und  die  ganze  Folge  der 
Indossamente  befindlich  ist,  bei  der  Zahlung  ausge- 
liefert werden.  Kann  dies  nicht  geschehen,  so  ist  der 
Acceptant  nur  zur  gerichtlichen  Depositiou  verbunden. 

a)  Respittage  (Respect-,  Dlscretions-,  Ehren -Tage). 
Es  ist  nämlich  an  den  meisten  Orten  bei  Aufsermefswechsehi, 
besonders  solchen,  die  nicht  auf  Sicht  gestellt  sind,  zum  Besten 
des  Trassaten  und  zur  Minderung  der  Verantwortlichkeit  des 
Präsentanten,  noch  eine  Frist  von  einigen  Tagen  festgesetzt, 
während  welcher  der  Trassat  nicht  nach  Wechselrecht  belangt 
werden  kann,  und  der  Präsentant  einen  Protest  aufnehmen  zu 
lassen  nicht  verpflichtet  ist.  —  Riccius  de  inducils  literarmn 
camblalium  exere,  IX.  sect.  III. 

b)  Code  du  commerce  L.  I.  art.  129  —  134.  art.  143—157. 
Tous  delals  de  grace,  de  faveur,  d'usage  ou  d'hahltudcs  locales, 
pour  le  palement  des  lettres  de  change  sont  abroges.  art.  135. 
a.  a.  O. 

10)    Folgen  der  Zahlung, 

§.    463. 
Wenn  die  Zahlung   gehörig  geschehen  ist,   eo  über- 
liefert der  Präsentant  dem  Trassaten  den  VS'echsel  quit- 
lirt.     Durch  die  ^ahluug  des  Wechsels  erlangt  der  Bc- 


—     508    - 

zogene,  aufser  dem  Falle  einer  von  ihm  geschehenen 
Acceptation  per  honor,  gegen  den  Aussteller  kein 
Wechselrecht  «).  Hat  er  ohne  hinlängliche  Deckung 
gezahlt,  so  kann  er  diese,  nebst  kaufmännischen  Zinsen 
seit  dem  Tage  der  Zahlung,  von  dem  Aussteller  nur  im 
Wege  des  ordentlichen  Prozesses  fordern. 

War  dem  Bezogenen  bekannt,  dafs  der  Wechsel  von 
dem  Aussteller  für  Rechnung  eines  Dritten  gezogen  wor- 
den, so  kann  er,  aufser  dem  Falle  einer  Annahme  per 
honor,  sich  nur  an  diesen  dritten  Commiltenten  hallen  h\ 

a)  Weil  zwischen  dem  Aussteller  und  dem  Bezogenen  kein 
Wechselcontrakt  vorwaltet,  und  in  der  Kegel  angenommen  wer- 
den niufs,  dafs  Letzterer  nicht  acceptirt  haben  würde,  wenn 
ihm  nicht  von  dem  Aussteller  Deckung  wäre  gegeben  oder  an- 
gewiesen worden. 

b)  Franc k  instll.  jur.  camb.  L.  II.  Sect.  I.  T.  I. 

11)    Verfahren  bei  nicht  gehörig  geleisteter 

Zahlung. 

§.  464. 

Von   den   Fällen,    in    welchen    wegen    nicht   gehörig 
geleisteter  Zahlung    Prolest    aufgenommen   werden   mufs,      I 
ist,  des  Zusammenhanges  wegen,  schon  §.  458.  die  P\ede 
gewesen. 

Der  Präsentant  ist  übrigens  nicht  verpflichtet,  statt 
baarer  Zahlung,  Assignalion  anzunehmen.  Hat  er  der- 
gleichen an'genonniien,  und  ist  darüber  die  Zeit  der  Auf- 
nahme des  Protestes  verstrichen ,  so  geht  der  wechsel- 
mäfsigc  Regrefs  an  die  Vormänner  und  den  Aussteller 
verloren.  Ist  in  solchem  Falfe  der  Präsentant  nur  Re- 
volbnächligler,  so  wird  er  dem  Eigenthümer  zur  völligen 
Schadloshaltung  verhaflet. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1118-1119. 
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12)     Rechte   des   Inhabers   aus   einem   wegen 
Nichtzahlung  protestirten  Wechsel. 

§.    465. 

Wegen  der  Aufnahme  und  Versendung  des  Protestes 
über  Nichtzahlung,  so  wie  wegen  des  wechselmiifsigcn 
Regresses  an  die  Vormänner  und  an  den  Aussteller,  der 
Veränderung  der  Wahl  der  Vormänner  u.  s.  w.,  und 
der  Rechte  des  in  Anspruch  genommenen  Indossat teii 
gegen  seine  Vormänner  gelten  die  §.  460.  erwähnten 
Grundsätze. 

Auch  hat  der  Inhaber  die  Wahl,  ob  er  sogleich  von 
den  Vormännern  Zahlung  fordern,  oder  zuvor  den  Ac- 
ceplanlen  wechselmäfsig  belangen  wolle.  Will  er  letz- 
tern zuerst  in  Anspruch  nehmen,  so  ist  er  nicht  ver- 
pflichtet mit  dem  Proteste  zugleich  den  Wechsel  zu  ver- 
senden; er  kann  jedoch  alsdann  von  den  Vormännern, 
und  dem  Aussteller  weder  Zählungs-  noch  Sicherheits- 
bestellung eher  fordern,  als  der  Wechsel  beigebracht 
wird.  Will  er,  mit  üebergehung  des  Acceptaulcu, 
sich  sogleich  an  einen  der  Vormänner  oder  an  den 
Aussteller  halten,  so  mufs  der  Wechsel  zugleich  mit 
dem  Proteste  versendet  werden.  Alsdann  ist  der  Vor- 
niann  oder  Aussteller  zu  der  §.  460.  beschriebenen  Zah- 
lung binnen  24  Stunden  von  der  Zeit  der  geschehenen 
Vorzeigung  des  Protestes  und  Wechsels,  verbunden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1121  —  1129. 
Der  Inhaber  verliert  jedoch  sein  Wechselrecht,  wenn 
er  binnen  Jahresfrist,  von  der  Zeit  des  aufgenommenen 
Protestes  an,  wider  denjenigen,  an  welchen  er  zum  Re- 
huf  des  Regresses  den  Protest  gesendet  hat,  die  \A  ech- 
selklage  nicht  gehörig  anstellt.  Ist  aber  dies  geschehen, 
und   die   Klage  gehörig   eingehändigt    worden,    so   wird 
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dadurch  das  Wechselrecht  gegen  den  Beklagten  so  lange, 
bis  der  Wechsel  auch  als  Schuldschein  verjährt  ist,  er- 
halten. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1130.  1131. 

13)    Rechte  des  Ausstellers  gegen  den  nicht 
zahlenden  Acceptanten. 

§.    466. 

Der  Aussteller,  welcher  einen  acceptirten  "Wechsel 
einlöset,  erlangt  dadurch  gegen  den  Acceptanten  kein 
Wechselrecht.  Er  kann  sich  auch  von  dem  Inhaber, 
zum  Nachtheile  des  Acceptanten,  seine  Rechte  gegen 
Letztern  nicht  abtreten  lassen  «)♦  Dagegen  bleibt  dem 
Aussteller  gegen  den  Bezogenen,  wegen  bereits  erhalte- 
ner Deckung  u.  s.  w.,  sein  Recht  im  gewöhnlichen  Pro- 
zesse vorbehalten  h), 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1132  —  1134. 

Hat  der  Aussteller  den  Wechsel  auf  eigene  Ordre 
gestellt  oder  auf  sich  selbst  indossirt,  so  kann  er,  wenn 
auch  der  Bezogene  den  Wechsel  acceptirt  hat,  diesen 
nicht  im  Wcchselprozesse  in  Anspruch  nehmen. 

Rcscr.  vom  17.  Juni  1807.  Mathis  Bd.  5.  S.  132 
—136. 

Einer  gegebenen  Deckung  ist  es  gleich  zu  achten, 
wenn  der  Acceptant  am  Zahlungstage  Schuldner  des  Aus- 
stellers gewesen  ist. 

a)  Aus  dem  blofsen  Fakto  der  Acceptation  folgt  nicht, 
dafs  der  Bezogene  sich  dem  Aussteller  wecliselmäfsig  habe  ver- 
pdlchlen  wollen;  zwischen  Ihnen  Ist  also  kein  eigenLlicher  W^ech- 
selconlrakt  vorhanden.  Mit  den  Preulslschen  (jcsetzcn  stimmt 
in  dieser  Hinsicht  die  Observanz  der  ersten  Ilandlungsplätze, 
'/..  B.  Hamburg  und  Amsterdam,  überein.  i)  Ijf'i 

h)  Wird  im  gewöhnlichen  Prozesse  dargethan,  dafs  der 
Acceptant  von  dem  Aussteller  wirklich  Deckung  erhalten  habe, 
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so  hat  tlcr  Aussteller,  Lis  zum  Betrnge  der  am  Zahlungstage  in 
des  Acceptanteii  Händen  befindlich  gewesenen  Deckung,  Lei 
entstehendem  Coucurse  über  dessen  Vermögen  das  Vorzugsrecht 
der  6.  Klasse. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1135. 

14)    Von  Verfälschungen   bei    gezogenen 
Wechseln  ß). 

a)    Falsche    Wechsel. 

§.    467. 
Jeder,    dem    ein    gezogener  W^echsel    zur    AnDahme 
oder  Zahlung  präsentirt  wird,  ist  verpflichtet  denselben 
zu  untersuchen,  und  sich  von  dessen  Richtigkeit  zu 
überzeugen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1137. 
Wer  einen  falschen  Wechsel  bezahlt,  kann  sich  nur 
an  den  Urheber  des  Betrugs  und  die  Theiluehmer  halten. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1138. 
Wenn  sich  an  einem  präsentirten  Wechsel  scheinbare 
Spuren  einer  Verfälschung  befinden,  so  kann  der  Trassat  ihn 
an  sich  behalten,  er  mufs  jedoch  sogleich  dem  com- 
petenten  Richter  Anzeige  davon  machen,  und  das  ver- 
dächtige Instrument  gerichtlich  deponiren.  Dasselbe 
findet  Statt,  wenn  der  Bezogene  durch  den  angeblichen 
Trassanten  von  der  Verfälschung  benachrichtigt,  und  der 
Präsentant  eine  unbekannte  oder  verdächtige  Person  ist«. 
In  bei(^n  Fällen  hat  der  Richter  es  nach  den  mehr  oder 
vreniger  bescheinigten  Verdachtsumständen  zu  bestimmen: 
ob  und  auf  wie  hoch  von  dem  Bezogenen  wxgen  Schä- 
den und  Kosten  Caution  zu  bestellen  sey. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1139  —  1141.   cf.  Th.  I.  tit.  14. 
§.  186  u.  f. 

"W'ird  gleich   der  Wechsel  bis  zur  weitern  Untersu- 


—    512     — 

cLung  in  gerichtliclie  Verwahrung  genonnncn,  so  kann 
der  Inhaber  dennoch  mit  Aufnahme  und  Versendung  des 
Protestes  wegen  Nichtacceplatiün  verfahren.  Es  mufs 
ihm  zu  diesem  Zwecke  vom  Richter  schleunigst  eine 
beglaubigte  Abschrift  des  AVechsels  ertheilt,  und  ein 
Depositalschein  darüber  ausgefertigt  werden.  Der  Inha- 
ber erlangt  dadurch  das  Recht  auf  seine  Vormänner  zu- 
rückzugehen, und  bis  zur  Entscheidung  der  Sache  Cau- 
tiou  von  ihnen  zu  verlangen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1142^1144. 
VS^enn  der  Bezogene  einmal  acceptirt  hat,  so  kann 
er  die  Zahlung  unter  dem  Vorwande,  dafs  der  Wechsel 
falsch  sey,  nicht  verweigern.  Dieselbe  mufs  aber  in  das 
gerichtliche  Depositum  geschehen,  sobald  der  Acceplant 
einen  ihm  zugekommenen  Avis  von  der  vorgeblichen 
Unrichtigkeit  des  A^^echsels  vorzeigen  kann.  Eben  dahin 
mufs  auch  letzterer  abgeliefert  werden.  Der  Inhaber 
inufs  alsdann  den  Erfolg  des  richterlichen  Verfahrens 
abwarten,  und  ist  nicht  befugt,  sich  vorher  an  die  Vor- 
niänner  wechselmäfsig  zu  regressiren.  —  Jedoch  kann 
ihm  die  Auszahlung  der  deponirten  Valuta  gegen  hinrei- 
chende Caution  nicht  versagt  werden. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  1145-1149. 

a)  Proeve  van  een  ondcrzoek  wegen  de  gevolgen  van  ge- 
pleegde  Valschheld  In  wissclLrlcven  door  M.  J.  A.  van  Hall, 
advocaat  te  Amsterdam.  Amsterdam  1828.  Dieser  Versuch  ei- 
ner Enlwickelung  der  Wirkungen  der  Wechselverfalschung  fin- 
det sich  Im  Auszuge  In:  Mittermaler  und  Zacharlä  kriti- 
scher Zeitschrift  für  Rechtswissrnschnft  und  Gesetzgebung  des 
Auslandes  Bd.  I.  lieft  .3.  S.  415  u.  f. 

fc)    Verfäl8cli|,e  Wechselsurarae. 

§.    468. 
AVenn  in  einem  an  sich  richtigen  Wechsel  die  Summe 
J  ver- 
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verfälscht  worden,  und  der  Bezogene  mehr  bezahlt, 
als  im  Avisbriefe  enthalten  war,  so  kann  er  sich  wegen 
des  daraus  entstandenen  Schadens  nur  an  denjenigen 
hallen,  der  die  Verfälschung  vorgcnonnuen  hat. 

yVar  die  Summe  im  Wechsel  nur  mit  Ziffern  aus- 
gedrückt, und  sind  diese  unmerklich  verfälscht,  so  ist 
der  Aussteller  einem  dritten  dadurch  hinlergangenen  In- 
haber zum  Schadenersatze  verhaftet.  Ist  die  mit  Buch- 
staben ausgedrückte  Summe  verfälscht,  so  mufs  jeder 
Inhaber  sich  an  seinen  Vormann  so  lange  halten,  bis 
man  auf  den  zurückkommt,  der  nur  die  wahre  Summe 
erhalten  hat. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1150  —  1152, 

c)    Falsches  Indossament. 

§.     469. 

Der  Trassat  mufs  auch  die  Richtigkeit  des  letz- 
ten Indossaments  gehörig  untersuchen. 

W'^er  aus  grobem  Versehen  auf  ein  falsches  Indossa- 
ment Zahlung  leistet,  oder  mit  einer  verdächtigen  Per- 
son, von  der  es  sich  in  der  Folge  findet,  dafs  sie  un- 
redlicher Inhaber  gewesen  sey,  auf  dergleichen  Zahlung 
sich  einläfst,  bleibt  dem  Eigenthümer  im  ordentlichen 
Prozesse  verhaftet,  und  kann  sich  nur  an  den  Urheber 
des  Betruges  und  die  Theilnehmer  desselben  halten.  Ist 
jedoch  der  W^echsel  m  bianco  indossirt,  so  treten  die 
für  solchen  Fall  oben  erwähnten  Vorschriften  ein. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1153  —  1155. 

Die  etwaige  Verfälschung  eines  vorhergehenden  In- 
dossaments ist  dem  Bezogeneu  unschädlich,  wenn  nur 
der  letzte  Inhaber  redlicher  Besitzer  gewesen  ist» 

Sind  gegen  den  letzten  Inhaber  Spuren  des  Verdachts 
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vorhanden,  oder  konnnen  dieselben  erst  nach  der  Accep- 
lalion  zum  Vorschein,  so  gelten  die  bei  falschen  \^'ech- 
selu  (§.    167.)  eilheillcn  Vorschriften. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1156  —  1158. 

15)    Von  verloren  gegangenen  Wechseln. 

§.     470. 

Geht  ein  gezogener  Wechsel  verloren,  so  mufs  der 
bisherige  Inhaber  diesen  Verlust  dem  Aussteller  und  dem 
Bezogenen  sogleich  melden. 

Hat  der  Bezogene  von  dem  Verluste  des  Wechsels 
keine  Nachricht  erhalten,  und  daher  denselben  zur  Ver- 
fallzeit einem  unverdächtigen  Inhaber  bezahlt,  so  mufs 
der  Eigenthümer,  der  den  Wechsel  angeblich  verloren 
hat,  den  Schaden  tragen,  und  kann  sich  nur  an  denje- 
nigen, Avelcher  unredlicher  Weise  zum  Besitze  der  Tratte 
gelangt  ist,  halten. 

Hat  aber  der  Bezogene  vor  dem  Verfalltage  Zahlung 
geleistet,  so  darf  ihm  der  Aussteller  dafür  nicht  gerecht 
werden.  Der  Eigenthümer  hingegen,  welcher  den  Wech- 
sel verloren  hat,  kann  alsdann  von  dem  Aussteller  im 
ordentlichen  Prozesse  Entschädigung  fordern,  und  hat 
bei  entstehendem  Concurse  über  dessen  Vermögen  das 
Vorzugsrecht  der  dritten  Klasse.  Kommt  die  Nachricht 
vom  Verluste  des  Wechsels  dem  Bezogenen  noch  vor 
der  Acceptation  zu,  und  der  Wechsel  wird  demselben 
piäsentirt,  so  gelten  die  bei  falschen  Wechseln  gegebe- 
nen  Vorschriften. 

Wird  aber  bis  zum  Zahlungstage  der  Wechsel  nicht 
präsenlirt,  so  kann  sich  derjenige,  welcher  den  Wechsel 
verloren  hat,  nur  an  den  Aussteller  halten. 

Es    findet    auch    hier    weder    Wcchsciprozcfs    noch 
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Wcclisclcxecution  Sfnlf  ß),    jedoch  v^-ird  der  Vorzug  im 
Concurse  nicht  verändert. 

A.  L.  R.  n.  a.  O.  §.  1159  —  1166. 
Kommt  die  Nachricht  von  dem  Verluste  des  Wech- 
sels dem  Bezogenen  erst  nach  der  Acccpfalion,  jedoch 
vor  der  Zahlung  zu,  so  mufs  er  letztere  in  das  gericht- 
liche Depositoriuni  leisten.  Alsdann  ist  zwischen  dem 
letzten  Inhaber,  und  demjenigen,  welcher  den  Wedisel 
angeblich  verloren  hat,  auszumachen,  wem  von  ihnen 
die  deponirte  Valuta  zukomme. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1167.  1168.  cf.  §.  1169.  H70. 
Wird  ein  schon  acceptirter,  nachher  verloren  gegan- 
gener VN^echsel  zur  Zahlungszeil  nicht  zum  Vorschein 
gebracht,  und  der  Bezogene  ist  der  Acceptation  gestän- 
dig, oder  kann  deren  sofort  überführt  werden,  so  mufs 
er  {ad  deposiliim)  wechselmäfsig  Zahlung  leisten.  Auf 
Kosten  desjenigen,  der  den  Wechsel  verloren  hat,  nnifs 
sodann  ein  öffentliches  gesetzmä  fsiges  Aufgebot 
veranlafst  werden.  Meldet  sich  dabei  kein  anderer  In- 
haber, so  ist  der  Präsentant  die  deponirte  Valuta  zu  er- 
heben berechtigt,  und  der  verlorene  Wechsel  wird  für 
niortificirt  erklärt. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1171  —  1173.  cf.  §.  1171. 
Ist  die  Acceptation  weder  zugestanden,  noch  sofort 
erwiesen,  so  kann  derjenige,  welcher  den  Wechsel  ver- 
loren hat,  auf  seine  Kosten  ein  öffentliches  Aufgebot 
veranstalten.  Meldet  sich  dabei  kein  Inhaber,  so  wird 
der  Wechsel  morliilcirt,  und  der  Verlierer  hält  sich 
(s.  oben)  an  den  Aussteller.  Es  steht  jedoch  dem  Ver- 
lierer frei,  in  der  Zwischenzeit  die  Acceptation  gegen 
den  Bezogenen  im  Wege  des  ordentlichen  Prozesses 
nachzuweisen.  Erstreitet  er  darüber  ein  rechtskräftiges 
Erkennlnifs,   so   findet  die  Wcchselexeculion   gegen  den 
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Acceplantcn  Stall;  jedoch  mnfs  die  Zahlung  so  lange, 
bis  der  AVechsel  nioilificirt  ist,  in  das  gerichlliche  De- 
positum geleistet  werden. 

Die  für  den  Fall,  dafs  die  Nachricht  von  dem  Ver- 
luste des  Wechsels  dem  Bezogenen  erst  nach  der  Ac- 
ceptation,  jedoch  vor  der  Zahlung  zukommt,  gegebenen 
Vorschriften  finden  auch  dann  Anwendung,  wenn  ein 
Wechsel  nach  aufgenommenem  Proteste  verloren  geht. 
Jedoch  wird  durch  eine  beglaubte  Abschrift  des  bei  dem 
Proteste  aufgenommenen  Protokolls  der  darin  benannte 
rechtmäfsige  Inhaber  berechtigt,  von  demjenigen  Vor- 
manne, an  welchen  er  sich  halten  will,  Caution  zu  ver- 
langen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1175  —  1180. 

a)    A^^eil  ein  \Vechsel,  der  nicht  zur  rechten  Zelt  präsen- 
tirt  worden,  seine  Wechselkraft  verloren  hat. 

G)    Von  trockenen  Wechseln. 

1)    Ueberhaupt. 

§•    471. 

Einen  Schuldschein  in  Wechselform  nennt  man  einen 
eigenen  oder  trockenen  Wechsel.  Derselbe  ist  auch  \ 
gewissermaafsen  ein  trassirter  Wechsel,  nur  dafs  der 
Aussteller  und  der  Bezogene  eine  Person  sind.  Seitdem 
die  Grundsätze  des  Canonischen  Rechts,  durch  welche  das 
Verbot  der  trockenen  Wechsel  im  Mittelalter  begründet 
wurde,  in  Deutschland  aufser  W'^irksamkeit  getreten  sind, 
sind  diese  Wechsel  daselbst  auch  wieder  in  Aufnahme 
gekommen.  In  andern  Ländern  a)  ist  der  Ursprung  der- 
selben viel  neuer;  man  legte  dergleichen  Schuldscheinen, 
da  sie  im  Handel  häufig  vorkamen,  Wcchselkraft  bei. 

o)  In  l<>ankreich  heifst  ein  solcher  Wechsel :  Biüet  a  ordre. 
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2)    Erfordernisse. 
§.     472. 
Ein   Instrument    wird    bIo8    dadurch,    dafs    darin   die 
Zahlung   nach  Wechselrecht   versprochen,    kciji    gültiger 
Wechsel.     Es   müssen   alle   bei  trassirten  AYcchseln   er- 
forderlichen Eigenscijaflen  vorhanden  seyn  o). 

A.  L.  K.  a.  a.  O.  §.  1181  —  1183.    cf.  §.1184.1185. 
1186. 

liei  trockenen  ^'^^echseIn  kann  auch  der  Ablanf  ei- 
ner bestimmten  Auf kündigungsfrist  als  Zahlungs- 
tag festgesetzt  werden.  Alsdann  mufs,  bei  Anstellung 
der  Klage,  entweder  die  schriftliche  Annahme  des  Schuld- 
ners, oder  ein  Attest  über  die  gerichtlich  oder  durch 
einen  Justizconnnissar  oder  Notar  geschehene  Aufkündi- 
gung beigebracht  werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1187.  1188. 
Die  Kündigung   eines  auf  Kündigung  gestellten  trok- 
kenen  AVechsels   kann  auch  mündlich  geschehen   (x\.  L. 
R.  Th.  1.  tit.  ir.  §.  164.  165.);   es  findet  aber  dann  nur 
der  Executivprocefs  Statt. 

Rescr.  vom  28.  Sept.  1805.   Mathis  B.  I.  S.  408—412. 
Der  Namen  desjenigen,  welcher  die  Zahlung  erhalten 
soll,  nuifs  in  einem  trockenen  Wechsel,  bei  Verlust  der 
Wechselkraft,  angegeben  sevn. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1189. 
Nur  Personen,  welche  hinsichtlich  der  Wechselfähig- 
keit kaufmännische  Rechte  haben,  künnen  auch  trockene 
Wechsel  güllig  auf  jeden  Briefinhaber  ausstellen. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1190. 
Trockene  Wech.-^cl,  denen  die  \A'echselkraft  mangelt, 
gellen  als  Scluildscliein  e,  insofern  sie  die  bei  solchen 
erforderlichen  Eigenschaften  haben. 

A.  L.R.  a.a.O.  §.1191.    cf.  Th.  I.  til.U.  §.  730  u.  f. 
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Der  unterlassene  Gebrauch  des  vorgeschriebenen  Slem- 
pelpapicrs  beninniit  der  Kraft  des  Wechsels  nichts,  son- 
dern verbindet  nur  den  Aussteller  zur  ediktniürsigen 
Strafe. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1192. 

ß)  I\ IC  eins  de  canihlo  super  pecunia  lusu  deperdita  dato, 
cxerc.  Y.  sect.  Y. 

Toules  les  dlspositlons  relatives  aux  lettres  de  cbange,  et 
concernant  Techeance,  rendossemenl,  la  solidarite,  i'aval,  le  paie-  , 
incnl,  le  palement  par  intcrvenU'on,  le  protcl,  les  devoirs  et  droits 
duporteur,  le  rechange  oii  les  inti'rcts,  sont  applicables  aux  bil- 
lets  ä  ordre  sans  prtjudlce  des  dispositions  relatives  a  la  con- 
jecture  portee  aux  art.  au  tit.  II.  llv.  lY. 

Le  billet  a  ordre  est  date. 

II  enonce: 

la  somme  a  payer, 

le  nom  de  celul  a  l'ordre  de  qnl  II  est  souscrit,  IV'poqne  ä 
laquelle  le  palement  dolt  s^effectucr,  la  valeur  qui  a  etc  fournle 
eil  especes,  en  marcbandises,  en  compte,  ou  de  toute  autre  ma- 
niere. 

Code  du  commerce  art.  187.  1S8. 

3)   Rechte  des  Wechs el glaub igers. 

§.     473. 

Vor  der  Verfallzeit  kann  aus  trockenen  Wechseln 
ebenfalls  keine  Zahlung,  sondern  nur  die  Sicherheilsslel- 
lung  gefordert  werden,  >vio  dies  bei  trassirlen  Wechseln 
Statt  findet, 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1193. 

Wird  vor  der  Vcrfallzeit  über  das  Vermögen  des 
Ausstellers  Concurs  eröffnet,  so  kann  der  lidiaber  seine 
Forderung  liquidiren.  Er  kann  jedoch  auch,  wenn  der 
\N  echsel  indossirf  ist,  ohne  Aufnahnio  eines  Protestes, 
sogleich  an  <lie  Indossanten  wechselinafsig  zurückgc- 
hen»    jedoch    uiufs   alsdann    der   Klage    ein   gcrichtHchcs 
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Attest   über   iVm   geschehene   CoiiciirseTüÜmiiii:   beigefügt 
werden. 

A.  L.  U.  a.  a.  O.  g.  119  4— liytj 

4)    Von   der  Zahlung. 

§.     474. 

Wegen   der  Zahlung   gelten  ebenfalls  die  bei  trassir- 
ten  Wechseln  gegebenen  Vorschriflen. 
A.  L.  R.  a.  a.   O.  §.  1197. 

Befindet  sich  der  Wechsel  nicht  mehr  in  ilcn  Hän- 
den des  ersten  Inhabers,  so  nuifs  der  Schuldner  die  Rich- 
tigkeit des  letzten  Indossaments  gehörig  witersuchon.  Ist 
ein  Wechsel  verloren  gegangen,  so  findet  nicht  eher 
nechselmäfsige  Execution  Statt,  bis  die  Existenz,  der  Re- 
trag, und  der  übrige  Inhalt  desselben  im  ordentlichen 
Prozesse  ausgemiltelt  ist.  Alsdann  muis  der  Wechsel- 
gläubiger  über  die  erhaltene  Zahlung  eine  besondere 
Quittung  ausstellen,  und  darin  zugleich  den  Wechsel  für 
erloschen  erklären. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1195  —  1200.  cf.  §.  1201.1202. 

Von  dem  Falle,  wenn  der  ^^^echseIschuldner  ver- 
storben ist,  gilt  bei  trockenen  W^echscln  alles  das,  was 
bei  gezogenen  verordnet  ist. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1203. 

5)   Von  Protesten. 

§.    475. 

Aucli  bei  trockenen  Wechseln  ist  zum  Behufe  des 
Regresses  gegen  die  Indossanten  in  den  bei  trassirleu 
W'echseln,  §.  1043  —  1015.  A.  L.  Rls.  a.  a.  O.  (s.  oben), 
angegebenen  Fällen  die  Aufnahme  eines  Protestes  erfor- 
derlich. Ist  in  dem  W^echsel  kein  Zahlungsort  bestimmt, 
so  kann   die  Aufnahme  des  Protestes  an  dem  Orte  gc- 
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schehen,  wo  der  Schuldner  zuletzt  bekanntlich  gewohnt, 
oder  wo  er  den  Wechsel  ausgestellt  hat. 

Ein  solcher  Protest  kann  nur  von  Gerichten  oder  von 
einer  dazu  deputirteu  vereideten  Gerichtsperson  aufge- 
nommen werden.  Es  wird  dadurch  die  Befugnils  zum 
Wechselprozesse  auf  ein  Jahr,  von  der  Zeit  des  aufge- 
nonnnenen  Protestes  an  gerechnet,  erhalten.  Später 
kann  nur  ein  Anspruch  im  ordentlichen  Prozesse  geltend 
gemacht  werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1201-1209.  cf.  §.1210-1212. 

Zur  Erhaltung  der  Wechselkraft  gegen  den  Schuld- 
ner selbst,  ist  die  Aufnahme  eines  Protestes  nur  alsdann 
wirksam,  wenn  solche  Umstände  eintreten,  dafs  die  an 
sich  zulässige  Wechselklage  vor  Ablauf  der  Verjährungs- 
frist wider  ihn  nicht  angestellt  werden  kann.  Dahin  ist 
besonders  der  Fall  zu  rechnen,  wenn  der  Wechselinha- 
ber von  dem  Sitze  des  Gerichts,  wo  die  Klage  angestellt 
werden  mufs,  so  entfernt  sich  aufhält,  dafs  der  Ablauf 
der  Verjährungsfrist  vor  Anstellung  der  Klage  zu  besor- 
gen ist. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1213—1214. 

Es  kann  ein  solcher  Protest  auch  von  einem  Justiz- 
Commissar  oder  Notar  aufgenommen  werden.  Alsdann 
aber  mufs,  bei  Verlust  des  Wechselrechls,  binnen  8  Ta- 
gen, von  der  Zeit  des  aufgenommenen  Protestes  an  ge- 
rechnet, die  Klage  bei  dem  compelenlen  Richter  des  Wech- 
selschuldncrs  angemeldet  werden.  Finden  sich  Umstände, 
weshalb  die  Wechselladung  nicht  eingehändigt  werden 
kann,  so  wird  dem  Kläger  darüber  ein  Attest  ausgefer- 
tigt, welches  die  W^echselkraft  so  lange  erhält,  bis  das 
Instrument  auch  als  Schuldschein  verjährt  ist. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1215-1218. 
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6)    Verlängerung  der  Wechselverbindlichkeit. 

§.    476. 

Jeder  trockene  Wechsel  kann  mit  Einwilligung  der 
Parteion  verlängert  werden. 

Ist  der  Schuldner  zur  Zeit  der  Prolongation  nicli^ 
mehr  wechselfähig,  so  hat  dieselbe  keine  Wirkung. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1219  u.  f. 

Die  Prolongation  eines  trocknen  Wechsels  ist  nicht 
als  eine  Novation  anzusehen. 

ErkenntniTs  des  Geh.  Ob.  Trib.  vom  16.  Jan.  1833. 
S.  u.  V.  Str.  Rechtssprüche  Bd.  4.  S.  138. 

Der  Regel  nach  muXs  die  Verlängerung  auf  dem 
Wechsel  selbst  vermerkt  werden,  doch  kann  sie  auch 
auf  einer  Abschrift  des  Wechsels  gescliehen,  welche  der 
Glä.tbiger  dem  Schuldner  zu  diesem  Behufe  zuschickt. 
Die  Verlängerung  muls  von  dem  Schuldner  eigenhändig 
unterschrieben  sejn.  Der  Qrt  und  das  Datum  ist  dabei 
nur  alsdann  notli wendig,  wenn  die  Prolongation  der 
Ausstellung  eines  neuen  trockenen  Wechsels  gleich  ge- 
achtet werden  soll.  Zum  Vermerke  der  Verlängerung, 
wenn  sie  nicht  der  Ausstellung  eines  neuen  Wechsels 
gleich  geachtet  werden  soll,  wird  keine  besondere  Form 
erfordert.  Es  ist  genug,  wenn  daraus  erhellet,  daJCs  die 
Zahlungszeit  verschoben  seyn  solle. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1224  —  1230. 

Ist  die  Dauer  der  Prolongationszeit  nicht  aus- 
gedrückt,  so  wird  sie  auf  so  lange  gerechnet,  als  der 
Wechsel  zuerst  ausgestellt  worden,   oder    wenn  schon 
i  vorher  Prolongationen  erfolgt  sind,  auf  den  Zeitraum 
der  nächst  vorhergehenden  Prolongation.     Wenn  zwar 
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die  Prolongationszeit  bestimmt,  aber  nicht  ausgedrückt 
ist,  von  welchem  Zeitpunkt  sie  anfangen  solle,  so  muüs 
dieselbe  vom  Verfalltage  des  Wechsels  an  gerechnet 
worden.  Es  findet  dies  ohne  Ausnahme  Statt,  die  Pro- 
longation mag  vor  oder  nach  dem  Verfalltage  geschehen 
seyn.  Ebenso  wird  die  Frist  berechnet,  wenn  der  Pro- 
longationsvermerk ohne  Datum  ist. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1231—1234.  cf.  §.  1235. 

Die  Prolongation  eines  Wechsels,  woraus  mehrere 
als  Selbstschuldner  verpflichtet  sind,  kommt,  wenn  sie 
auch  nur  von  Einem  unterzeichnet  ist.  Allen  zu  Statten, 
und  erhält  gegen  Alle  die  Wechselkraft.  Soll  die  Wir- 
kung der  Prolongation  auf  Einen  Wechselsehuldner  be- 
schränkt seyn,  so  mufs  dies  in  dem  Vermerke  ausdrück- 
lich bestimmt  werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1236.  1237. 

Verlängert  der  Wechselinhaber  dem  Schuldner  die 
Zahlungsfrist  ohne  schriftliche  Einwilligung  des  Bür- 
gen, so  entläfst  er  dadurch  diesen  letztern  seiner  Ver- 
pflichtung. 

Auf  gleiche  Art  geht  der  Rezefs  gegen  die  Vor- 
männer verloren. 

Dasselbe  findet  Statt,  wenn  die  Anmeldung  der  Klage 
gegen  den  Wechselschuldner  länger  als  drei  Tage  nach 
der  Verfallzeit  verschoben  wird. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1238—1240. 

7)    Einwendungen  bei  trockenen  Wechseln. 

5.    477. 
Wegen  der  bei  trokcncn  Wechseln  zulässigen  Ein- 
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>vent!ungcn  und  Gegenforderungen  gellen  die  für  tras- 
sirte  Wechsel  gegebenen  Vorschriften  (s.  Wechselpro- 
zcfs).  l)erEin>vand  der  nicht  gezahlten  Valuta  (insofern 
derselbe  überhaupt  Statt  findet)  kann  auch  dem  dritten 
Inhaber  in  allen  Fällen  entgegengesetzt  werden,  wenn 
der  Wechsel  nicht  auf  Ordre  lautet,  und  der  Aussteller 
das  Indossament  nicht  schriftlich  ohne  Vorbehalt  geneh- 
migt hat. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1241  —  1214.  cf.  §.  1245.1216. 

Es  findet  jedoch  zum  Beweise  der  nicht  gezahlten 
Valuta,  wider  den  Willen  des  Cessionars,  eine  Adeita- 
tion  des  Cedenten  nicht  Statt,  vielmehr  mufs  der  Schuld- 
ner, in  Ermangelung  anderer  Beweismittel,  dem  Cessio- 
nar  den  Eid  de  ignorantia  über  die  ihm  von  dessen  Ce- 
denten nicht  gezahlte  Valuta  zuschieben. 

Rescr.   vom  22.  Mai  1806.    Mathis  Bd.  10.  S.  229. 

In  allen  Fällen,  wo  der  Einwand  der  nicht  gezahlten 
Valuta  an  sich  Statt  findet,  wird  er  weder  durch  wieder- 
holtes Anerkenntnifs  des  Wechsels,  noch  durch  gesche- 
hene Prolongation,  noch  durch  geleistete  Abschlagszah- 
lung ausgeschlossen. 

Will  bei  einem  trockenen  Wechsel  der  Schuldner 
sich  durch  Einwendungen  oder  Gegenforderungen,  die 
einer  weitläuftigen  Erörterung  bedürfen,  gegen  die  Zah- 
lung schützen,  so  mufs  er  dieselben  bei  den  Gerichten 
dergestalt  zeitig  anbringen,  dafs  er  vor  Eintritt  der  Ver- 
fallzeit ein  rechtskräftiges  Urtheil  erhalten  kann.  Hat  er 
zur  Verfallzeit  ein  obsiegendes,  aber  noch  nicht  rechts- 
kräftiges Urtheil  erhalten,  so  ist  er  dadurch  berechtigt, 
die  verschriebene  VN'echselsumme  zu  deponiren. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1247  —  1249. 
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//)    Von  andern  mil  der  Wechsel  -  Clausel  ver- 
sehenen Handschriften. 

§.    478. 

Seit  der  Einführung  des  Wechselrechts  Vird  liäufig 
Yerlrägen  aller  Art  die  Clauscl:  „nach  Wechsel  recht" 
hinzugefügt.  Es  ist  anzunehmen,  dafs  die  Strenge  des 
Wechselrechts  hiernach  Statt  finde,  >venn  nicht  die  Ge- 
setze das  Gegenlheil  verordnen  a).  Im  Preufsischen 
Staate  wird  aus  einer  solchen  Clausel  nicht  auf  Wech- 
selrecht erkannt  b). 

Auf  verschiedenen  Handelsplätzen  haben  die  soge- 
nannten Handelsobligationen  oder  Billets  der  Kauf- 
leute c)  die  Kraft  eigener  Wechsel. 

Auch  das  in  Polen  übliche  jüdische  Mamre  rf), 
welches  Schuldbriefe  (^Staar-Chow)  und  Handelsbriefe 
(Staar-lska)  unter  sich  begreift,  hat  einige  Aehnlichkeit 
mit  eigenen  Wechseln. 

a)  J.  T.  Pvivinus  de  clausula  camblali  §.  III.  X.  Besecke 
pag.  276. 

b)  Vangerow  Preufs.  Wechselrecht  §.  55.  S.  77. 

c)  Pütt  mann  Wechselrocht  §.  59. 

d)  Zipfel  von  Wecliselbrlefen  und  deren  Usance.  Frankf. 
lind  Leipzig  1701.  Anhang:  von  jüdischen  Schedarolh,  sonst 
Staars  genannt.  —  J.  Lud.  L'Estocq  de  indole  et  jure  instru- 
nienti  Judaels  usitati,  cul  mamre  nomen  est.    Bescke  pag.  1169. 

/)  Vom  Wechselprozesse. 
1)   Ueberhaupt. 

§.     179. 
Der  Wechselprozefs  ist  als  ein  besonders  privi- 
legirter  Executiv  -  Prozefs    anzuseilen.      Er   unterscheidet 
sich  von  letzterem  hauptsächlich  durch  noch  kürzere  Fri- 
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steil,  durch  die  Ordnung  der  Execution,  da  dieselbe 
beim  Wcchsclprozcfs  sogleich  gegen  die  Person  voll- 
streckt werden  kann,  und  dadurch,  dafs  die  Appellation 
keine  suspensive  Kraft  hat,  d.  h.  dafs  sie  die  Execution 
nicht  hindert.  Die  Particularrechte  weichen  jedoch  hin- 
sichtlich der  nähern  Bestimmungen  mehr  oder  weniger 
von  einander  ab  a). 

a)  Verg].  P.  R.  Scherer,  der  Wechselprozefs  mit  Rück- 
sicht auf  die  meisten  bekannten  Wechselgesetze.  Erlangen 
1S02.  8. 

2)    Nach  Preufsischen  Gesetzen. 

§.  480. 
Der  Wechselprozefs  findet  aus  eigentlichen,  so- 
wohl trockenen  als  gezogenen  Wechseln  Statt;  in  wel- 
chen Fällen  aufserdem  wechselmäfsig  geklagt  werden 
kann,  ist  bereits  erwähnt  (s.  kaufmännische  Assignatio- 
nen  etc.). 

Die  Wechselklage  kann  sowohl  schriftlich,  als 
mündlich  zum  Protokolle  angebracht  werden.  In  beiden 
Fällen  mufs  der  Kläger  den  Originalwechsel  ß),  nebst 
den  dazu  gehörigen  Protesten,  Contraprotesten,  und  übri- 
gen zur  Begründung  der  \S~echselklage  nach  Beschaffen- 
heit des  Falles  erforderlichen  Documenten  sogleich  bei- 
bringen, und  kann,  so  lange  dies  nicht  geschehen  ist, 
keine  wechselmäfsige  Verfügung  erlassen  werden.  Die 
wenigen  Fälle,  wo  die  Klage  auf  Deposilion  oder  Sicher- 
stellung auf  den  Grund  des  Protestes,  und  gegen  vorbe- 
haltene Nachbringung  des  Wechsels  selbst  angenommen 
werden  kann,  sind  in  den  Gesetzen  ausdrücklich  be- 
stimmt. 

A.  G.  O.  TL.  I.  tit.  27.  §.  3.  4.  cf.  A.L.R.  a.a.  O. 
§.  924  —  929. 
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Soll  die  Wcchsclklage  zum  Protokoll  gegeben  wer- 
den, so  niufs  der  Vorgesetzte  des  Gerichts  auf  die  erste 
Anzeige  davon,  ohne  eine  Zusammenkunft  des  Collegii 
zu  erwarten,  einen  Deputirten  ernennen,  welcher  die 
Wechselklage  unverzüglich  aufnehmen  mufs. 

Wird  letztere  unzulässig  befunden,  so  steht  dem 
Kläger  gegen  die  abweisende  Resolution  sowohl  der  ge- 
wöhnliche Weg  der  Beschwerde  bei  der  vorgesetzten 
Behörde  offen,  als  ihm  auch  frei  steht,  in  dem  ihm  nach- 
gelassenen ordentlichen  oder  executivischen  Prozesse  nach- 
zuweisen, dafs  der  Wechselprozel's  Statt  linden  müsse.  Hat 
er  diesen  Nachweis  hinreichend  geführt,  so  mufs,  wenn 
auch  die  Sache  nicht  im  Wechselprozesse  instruirt  wor- 
den ist,  doch  wechselmä  fsig  erkannt  werden. 
A.  G.  O.  a.  a.  O.  §.  7  —  10. 

Ist  gegen  die  Zulässigkeit  des  Wechselprozesses  von 
Anfang  an  kein  Bedenken,  so  mufs  der  Verklagte  in  einem, 
baldigst  (bei  Kaufleuten  oder  solchen,  welche  die  Wech- 
selfähigkeit durch  ein  Certificat  erlangt  haben,  binnen 
24  Stunden  bis  höchstens  3  Tagen)  anzusetzenden,  Ter- 
mine den  Wechsel  recognosciren  oder  diffiliren.  Er  wird 
unter  der  Verwarnung  vorgeladen,  dafs,  im  Falle  seines 
Ausbleibens,  in  contumaciam  gegen  ihn  verfahren,  und 
er  zur  Erlegung  der  eingeklagten  Sunnne  wechselmäfsig 
verurtheilt  werden  müsse. 

Eine  Prorogation  der  Termine  kann  nur  dann  Statt 
finden,  wenn  es  klar  erhellt,  dafs  unabwendbare  Zu- 
fälle es  dem  Beklagten  unmöglich  machen,  persönlich 
oder  auch  nur  durch  einen  Bevollmächtigten  zu  er- 
scheinen. 

A.  G.  O.  a.  a.  O.  §.  11  — IG. 

a)  Vcrgl.  Schiebe  a.  a.  O.  S.  195  —  198. 


—    527    — 

§.    481. 

Erscheiiil  der  Beklagte  nicht,  so  mufs  das  Gericht, 
^veun  es  sonst  nichts  zu  erinnern  findet,  aufs  Schleunig- 
ste ein  Contumacialerkcnntnifs  abfassen,  darin  das 
Instrument  für  recognoscirt  erklären  und  den  Beklagten 
zu  dessen  Bezahhmg  >vechselmäfsig  verurlheilen.  Es  fin- 
det dagegen  keine  Restitution,  sondern  nur  die  Ap- 
pellation unter  den  nachher  erwähnten  Bestimmungen  Statt. 

A.  G.  O.  a.  a.  O.  g.  17  —  19. 

§.  482. 
Erscheint  hingegen  der  Beklagte,  so  mufs  ihm  vor  Al- 
lem das  Originalinstrument  u.  s.  w.  vorgelegt,  und  seine 
Erklärung  über  dessen  Pvecognition  oder  Diffession  er- 
fordert werden.  Erklärt  er  sich  zur  Diffession,  und 
der  Kläger  will  ihn  dazu  lassen,  so  mufs  ihm  der  Dif- 
fessionseid  sofort  abgenommen  und  damit  das  Verfahren 
geschlossen  werden.  Will  ihn  aber  der  Kläger  zu  die- 
sem Eide  nicht  verstalten,  sondern  die  Richtigkeit  der 
Handschriften  durch  Zeugen  oder  Vergleichung  der  Hand- 
schriften darlhun,  so  wird  mit  Aufnehmung  des  Bewei- 
ses wie  gewöhnlich  verfahren,  in  der  Sache  selbst  aber 
demnächst  wechselmäfsig  erkannt. 

Erscheint  der  Beklagte  durch  einen  Bevollmächtig- 
ten, und  er  ist 

1)  wegen  einer  unternommenen  Reise  entschul- 
digt, so  mufs  der  für  ihn  erschienene  Bevollmächtigte 
schwören: 

„dafs  nach  den  vom  Beklagten  ihm  anvertrauten, 
oder  sonst  in  seinen  Händen  befindlichen  Büchern,  Kor- 
respondenz und  andern  Scripturen,  und  nach  den  ihm 
bekannten  Dispositionen  seines  Principals,  ihm  von  der 
Ausstellung,  Acccptation  oder  Indossirung  des  eingeklag- 
ten Wechsels  nichts  vorgekommen  sey;  er  ihn  daher  für 
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iinrichiis;   halle,  und  ge\vifs   |;laube,   dafs   sein  Principal 
denselben  diftitiren  werde." 

Leistet  der  Bevollmächtigte  diesen  Eid  ab,  so  steht 
es  alsdann  in  der  Wahl  des  Klägers,  ob  er  entweder 
den  Termin  bis  zur  Zurückkunft  des  Principals,  deren 
ungefähren  Zeitpunkt  der  Bevollmächtigte  angeben  nuifs, 
prorogiren  lassen  wolle,  oder  verlange,  dafs  der  Wech- 
sel dem  Verklagten  nachgeschickt  werde.  Will  der  Be- 
vollmächtigte den  Eid  nicht  leisten,  oder  weigert  er  sich, 
einen  Ort,  wo  die  Vorlegung  an  seinen  Principal  ge- 
schehen kann,  anzugeben,  so  mufs  der  Wechsel  in  contu^ 
maciam  für  recognoscirt  erachtet  werden. 

2)  Ist  der  Beklagte  wegen  bescheinigter  Krank- 
heit ausgeblieben,  so  mufs  der  Diffessionseid,  insofern 
es  überhaupt  darauf  ankommt,  in  seiner  W^ohnung  abge- 
nommen werden. 

A.  G.  O.  a.  a.  O.  §.  20—24. 

§.    483. 

Pvecognoscirt  der  Verklagte  den  Wechsel,  so  sind 
nur   solche  Einwendungen   zulässig,   welche   sofort   li- 
quide gemacht  werden  können  ö). 
A.  G.  O.  a.  a.  O.  g.  25—29. 

Wenn  im  VN^echselprozesse  dem  dritten  Inhaber  die 
Einrede  der  nicht  erhaltenen  Valuta  entgegengesetzt,  und 
zum  Beweise  derselben  der  Eid  deferirt  wird,  so  braucht 
derselbe  letztern  nur  de  ignorantia  abzuleisten,  und  ist 
nicht  verpflichtet,  den  ursprünglichen  Gläubiger  adcitiren 
zu  lassen,  damit  dieser  den  Eid  de  verüate  schwöre. 
Ebenso  wenig  kann  der  Richter  diesen  von  Amts  wegen 
Behufs  der  Ableistung  des  Eides  de  verüate  adciliren. 
Bescr.  vom  22.  Mai  1806.   Malhis  Bd.  10.  S.  233-235. 

o)  Ludovicl   Wechselprozefs    Cap.  IX.    §.   6.    Cap.   XI. 
§.  1.  —  Beck  Wechselrccht.  Cap.  Xlll.  §.  13. 

§,  484. 
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§.     484. 

Dediictionen  sind  nicht  zulässig,  dasErkenut- 
nifs  ist  schleunigst  abzufassen  und  zu  publiciren.  Die 
Appellation,  welche  jedoch  hinsichtlich  des  Verklagten 
nur  Devolutiv-Effekt  hat,  steht  beiden  Theilen  binnen 
10  Tagen  in  so  fern  offen,  als  die  erhobenen  Beschwerden 
mit  der  Natur  des  W^echselprozesses  bestehen 
können.  Der  Termin  zur  Instruction  des  Appellatorii 
darf  nicht  leicht  über  48  Stunden  hinausgesetzt  werden. 
Der  Appellationsrichter  mufs  das  Erkenntnifs  längstens 
binnen  8  Tagen  nach  Eingang  der  Acten  abfassen. 
Die  Revision,  welche  gegen  das  Appellationserkennt- 
nifs  beiden  Theilen  offen  steht,  hat  hinsichtlich  des  Be- 
klagten selbst  dann  nur  Devolutiv-Effekt,  wenn  er 
in  1.  Instanz  der  A^echselklage  entbunden,  und  nur  in 
der  2.  wechselmäfsig  verurlheilt  ist.  » 

A.  G.  O.  a.  a.  O.  §.  30-44. 

§.     485.     • 

Sobald  gegen  dem  Beklagten  ein  wechselmäfsiges  Er- 
kenntnifs vorhanden  ist,  wird  er,  wenn  er  nicht  innerhalb 
dreier  Tage  zahlt  c),  auf  Verlangen  des  Klägers  zum 
Personal- Arrest  gebracht. 

A.  G.  O.  a.  a.  O.  §,  45.  cf.  47-51. 
a)  Nach  dem  Gerichtsgebrauche  in  manchen  HandelsplatEcn 
finden  kürzere  oder  gar  keine  Fristen  Statt. 
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IV. 

Vom  Seerechte. 


A)    Allgemeine  Vorbegriffe. 

1)    Seerecht. 

§,  486. 
Der  Inbegriff  der  auf  das  Seewesen  und  besonders  den 
Seehandel  sich  beziehenden  Gesetze  und  Gewohnheiten 
heifst:  das  See  recht  (Seehaudelsrecht).  Es  ist  gröfs- 
tentheils  erst  ein  Produkt  der  neueren  Welt,  —  der  ge- 
meinschaftlichen Europäischen  Bildung  und  der  Bemü- 
hungen derjenigen,  welche  das  Meer  zum  Schauplatz  ih- 
rer Thätigkeit  wählten.  Hierher  gehören  also  nicht  nur 
die  Gesetze  und  Gewohnheiten,  welche  den  Handel,  der 
über  Meere  und  schiffbare  Flüsse  geführt  wird,  betref- 
fen, sondern  auch  die  rechtlichen  Normen  für  die,  diesem 
wichtigsten  Theile  des  Handels  unentbehrlichen,  Hülfsge- 
werbe  der  Schifffahrt  und  des  Frachthandels,  nebst 
den,  für  diese  beiden  besonders  wichtigen,  Asse  cur  an  zeu. 

2)  Eintheilungen   des    Seerechts. 
c)   Völker-,  Staats-  und  Privat-Seerecht. 

§.     487. 
Wir  können  den  Handel  zur  See   aus  einem  dreifa- 
chen Gesichtspunkte  betrachten: 
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1)  Insofern  er  mit  dem  politischen  Interesse  verbun- 
den ist,  und  also  ins  Völkerrecht  füllt.  Dies  Völker- 
See  recht  ist  in  seinen  Bestimmungen  ungleich  schwan- 
kender als  die  privatrechllichen  Normen,  welche  den 
Seehandcl  betreffen  (s.  unten).  Die  Streitpunkte  kön- 
nen hier  theils  das  Seerechl  in  Friedenszeiten,  iheils  in 
Kriegszeiten  betreffen,  und  es  giebt  keine  allgemein  aner- 
kannten Seerechte,  sondern  dieselben  beruhen  nur  auf  den 
zwischen  den  einzelnen  Völkern  geschlosseneu  Verträ- 
gen. Namentlich  haben  die  Seerechte  der  neutralen 
Mächte  in  unsern  Zeiten  eine  grofse  praktische  Wich- 
tigkeit erhalten.  Die  Hauptpunkte,  welche  zwischen  den 
Neutralen  und  Kriegführenden  besonders  streitig,  sind 
bereits  beim  Coutinenlalsystem  (s.  allgem.  Theil)  erwähnt 
worden. 

2)  In  so  fern  es  besondere  rechtliche  Verhältnisse  zwi- 
schen dem  Staate  und  den  Unterthanen  begründet  (Staats- 
Seerecht). 

3)  Als  Quelle  mannichfalliger  Rechtsverhältnisse  unter 
Privatpersonen.  Die  Darstellung  der  Hauptgrundsätze 
dieses  Privat-Seer echts  wird  besonders  der  Zweck 
der  folgenden  Abschnitte  sejn. 

6)  Besonderes  und  allgemeineres  Seerecht. 

§.  488. 
Das  besondere  Seerechl  ist  der  Inbegriff  der  hier- 
her gehörigen  Gesetze  und  Gewohnheiten  eines  einzel- 
neu Landes,  das  allgemeinere  bildet  sich  aus  gleich* 
förmigen  Seegesetzen  einzelner  Nationen,  und  aus  der 
allgemeinen  Natur  der  hier  vorkommenden  Geschäfte  c). 

a)  J.  C.  F.  Gilde  meist  er  sitne  aliquod  fueritve  jus  ma- 
ritimum  universale.    P.  prior.    Goltlngae  1803. 
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B)  Geschichte  und  Quellen  des  Seereclils, 
1)    Des   altern  Seerecbts. 

§.     489. 

Die  im  Corpus  Juris  enthaltenen  Grundsätze  setzen 
uns  in  den  Stand  zu  beurtheilen,  wie  weit  man  in  der 
Ausbildung  des  Seerechts  hei  den  Römern  gekommen 
war.  Ihr  Handel  war,  wie  bereits  in  der  Geschichte  des 
Handelsrechts  erwähnt  worden,  auf  das  Mittelländische 
Meer  beschränkt.  Den  Gesetzbüchern  der  Römer  ver- 
danken wir  auch  die  Theile  der  Rhodischen  Seege- 
setze, welche  auf  uns  gekommen  sind,  da  es  aufser  Zwei- 
fel ist,  dafs  die  sogenannte  Sammlung  Rhodischer  Ge- 
setze in  griechischer  Sprache  (Leunclavii  thesaur.  ju- 
ris Graeco-Rom.  T.  IL)  unächt  und  wahrscheinlich  erst 
im  Uten  Jahrhundert  angefertigt  ist  c). 

a)  J.  G.  Gothofredus  de  imperlo  marls  seu  commenta- 
tlo  ad  I.  9.  D.  de  L.     Rhod.  de  jactu. 

van  Bynkershoek  ad  L.  Rhodiam.     Hagae  Com.  1703. 

Codex  Theodosianus  L.  XIII.  Tit.  5 — 9. 

Dig.  L.  IV.  tit.  9.,  L.  XIV.  tit.  1-4.,  L.  XXIL  tit.  2., 
L.  XLI.  tit  7. 

Cod.  L.  IV.  tit.  25.  33.  49.,  L.  XL  tit.  1  — 5.,  L.  XIL 
tit.  35.  45. 

Nov.  106.  110.  165. 

§.  490. 
Um  die  Zeit  des  10.  und  II.  Jahrhunderts  erhielt  der 
Handel  im  Mittelmeer  einen  neuen  Schwung,  theils  durch 
die  Kreuzzüge,  theils  durch  die  Gründung  der  italieni- 
schen Freistaaten,  welche  im  Besitze  wichtiger  Seeplätze 
waren.  So  bildeten  sich  feste  Grundsätze  des  Seerechts. 
Die  Normen  entstanden  gröfstentheils  durch  die  Autono- 
mie der  Intcressirten,  d.  h.  der  Seefahrenden  und  der 
Kauflcutc>  welche,  durch  gemeinschaftliche  Yerhälluisse 
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verbundcu,  ihre  Ansichten  ausglichen.  Die  Gesetzgebung 
yvirkte  fast  nur  durch  die  Erlheilung  von  Handelsprivilc- 
gien.  Die  Richter  wurden  aus  jenen  Personen  genom- 
men und  erkannten  nach  den  Nonnen,  welche  sich  aus 
ihren  Gebräuchen  entwickelt  hatten. 

Eine  Sammlung  dieser  Gebräuche  und  Sprüche  wurde 
unter  dem  Namen  Consolato  del  mare  ä)  veranstaltet 
und  galt  lange  Zeit  hindurch  in  allen  Häfen  des  Mittel- 
ländischen Meeres  als  Hauptgeset^,  wo  es  auch  noch  jetzt 
subsidiarische  Kraft  hat.  Die  Zeit  der  Entstehung  ist 
zweifelhaft,  man  nimmt  indessen  die  Mitte  des  13.  Jahr- 
hunderts i)  als  den  wahrscheinlichen  Zeitpunkt  derselben 
an.  Das  Consolato  del  mare  ist  von  grofsem  Einflüsse 
auf  die  neuere  Gesetzgebung  gewesen,  namentlich  ist  der 
Theil  des  Französischen  Handekeodex,  welcher  das  See- 
recht enthält,  gröfstentheils  darauf  gegründet. 

a)  Es  ist  zuerst  in  Calalonischer  Sprache  im  Jahre 
1502  zu  Barcelona,  und  verbessert  ebendaselbst  im  Jahre  1529 
erschienen,  und  seitdem  fast  in  alle  Sprachen  übersetzt.  Eine 
der  besten  Ausgaben  ist  die  Westerveensche,  italienisch  und 
holländisch,  1704.  4 

b)  Ü.  Antonio  de  Capmany  y  de  Monpalau  in  ei- 
nem Codigo  de  las  costumbres  raaritimas  de  Barcelona.  RIadrid 
1791.  4.  Einl.  S.  XVIU. 

S.  491. 
Ungefähr  um  dieselbe  Zeit  entstand  auf  der  Insel 
Oleron  im  aquitanischen  Meere  eine  ähnliche  Samm- 
lung d.i.  le  roole  des  jugemens  d'Oleronß).  Die- 
selbe galt  in  den  englischen  und  vielen  französischen 
Häfen  als  Gesetz.  Auch  noch  jetzt  hat  das  Olerone n- 
sische  Seerecht  subsidiarische  Kraft. 

a)  Der  ältesten  Abschrift  nach,  um  das  Jahr  1266.  —  Steph. 
Clairac  us  et  coutumes  de  la  mer,  a  Bourdcaux  1661.  S.  1 — 160. 
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Es  Ist  ebenfalls  iast  in  alle  Sprachen  übersetz.!;  deutsch  in:  En- 
ge Ibr  echt  corpus  juris  naulicl. 

§.  492. 
Um  die  Zeit  da  der  nordische  Handel  aufzublühen 
begann,  wurde,  wahrscheinlich  im  13.  Jahrhundert,  in  der 
Stadt  Wisby  a)  auf  der  Insel  Gotbland  ein  Wasser- 
oder Seerechtbuch  gesammelt,  welches  in  den  nordi- 
schen Seestaaten  gesetzliche  Kraft  erhielt. 

o)  Waaterrecht  dat  de  Kooplüde  un  Schipper  gemaket  ha- 
ben tho  Wisby  1505.  Holland Isch  1532.  Es  existiren  davon 
Uebersetzungen  in  die  meisten  Sprachen.  Yergl.  v.  Martens 
Grundrifs  des  Handelsrechts.     S.  155. 

§.  493. 
Das  Wisbyische  Seerecht  ist  die  Grundlage  der 
alten  Seerechte  von  Hamburg  (1276),  Lübeck  (1299) 
u. s.  w.,  namentlich  aber  auch  des  hanseatischen  See- 
rechts. Dies  erschien  unter  dem  Namen;  Schiffsord- 
uung  und  Seerecht  der  ehrbaren  Hansestädte 
im  Jahre  1591  o),  und  wurde  im  Jahre  1614  revidirt 
herausgegeben. 

a)  Der  ehrbaren  Hansestädte  Schiffsordnung 
und  Seerecht  u.  s.  w.  erstlich  1591  In  Lübeck  auf  dem  Han- 
setage In  58  Artikeln  bewilliget,  darauf  übersehen  und  verbes- 
sert zu  Lübeck  1614.  4.  Das  llanseallsche  Seerecht  Ist  eben- 
falls in  vielen  Uebersetzungen  vorhanden.  Vergl.  v.  Martens 
a.  a.  O. 

2)  Des  neuern  Scerechts. 

§•  491. 
Das  Seerecht  entwickeile  sich  im  15.  und  16.  Jahr- 
hundert mit  Theilnahme  von  ganz  Europa.  Es  bildeten 
ßich  indessen  aus  den  oben  ganannlon  wenigen  Quellen 
die  einzelnen  Gesetzgebungen  der  Küstenländer  mit  mehr 
oder  weniger  gleichförmigen  Abänderungen  und  Zusätzen. 
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Es  ist  aber  demuugeacbtet  ein  grofser  Theil  des  Seerechts 
uoch  immer  Gewohnheitsrecht  gebheben.  Einige  Regie- 
rungen haben  besondere  allgemeine  Seegesetze  ent- 
worfen fl),  namentlich  Frankreich  6),  Schweden, 
Rufsland  und  die  ehemalige  Republik  Venedig.  In 
anderen  Staaten  bilden  die  Seegesetze  besondere  Ab- 
schnitte des  allgemeinen  Gesetzbuches,  wie  dies  nament- 
lich in  Preufsenc)  der  Fall  ist,  oder  finden  sich  blofs 
in  einzelnen  Verordnungen^). 

a)    Vergl.  v.  Martens  a.  a.  O.  S.  157-162. 

h)  In  Fraukreich  waren  früher  die  ordonnance  de  la  ma- 
rine de  Louis  XIV.  vom  Jahre  1681,  und  die  ordonnance  tou- 
chant  les  armees  navales  et  arsenaux  de  marine  von  1689  die 
Hauptseegeselze.  Aus  der  ersteren  und  der  ordonnance  de 
Louis  XIV.  servant  \t  regle  pour  le  commerce  des  marchands 
vom  Jahre  1673  bildete  sich  im  Wesentlichen  der  Code  du 
commerce  (welcher  1807  Gesetzkraft  erhielt),  in  dessen  Iltem 
Buche  das  Seerecht  enthalten  ist.  —  Vergl.  Pardessus  cours 
du  dr.  comm.  T.  IL 

c)  Die  das  Seerecht  betreffenden  Verordnungen  für 
Preufsen  finden  sich  im  Allg.  Landrechte  Th.  IL  tit.  8. 
§.  1389  2451.  Ein  altes  Preufsisches  Seerecht  ('ohne 
Jahreszahl)  ist  aufgenommen  In:  L'Estocq  Auszug  der  Historie 
des  Allgemeinen  und  Preufsischen  Seerechts.  Königsberg  1747. 
4.  S.  73.  Umfassender  war  das  Preufs Ische  Seerecht  vom 
Jahre  1727.  s.  R.  F.  v.  Sahme  Einleitung  zum  Seerecht  des 
Königreichs  Preufsen  im  Anhang  zu  L'Estocq  a.  a.  O. 

d)  Z.  B.  die  Dantiger  Willekeuern  von  1597.  — 
Neu  revidirte  Willkühr  der  Stadt  Danzig,  aus  Schlufs  sämmtll<r 
eher  Ordnungen  publlcirt  Anno  1761  und  mit  beigefügten  Zu* 
s'atzen  und  Erläuterungen  nebst  einem  Register  zum  zweiten 
Male  abgedruckt  Anno  1783. 


—    536    — 

CJ  Literatur  des  Seerechts. 
§.  495. 
Kein  einzelner  Theil  des  Handelsrechts  ist  so  er- 
ßchöpfend  und  so  häufig  bearbeitet  worden,  als  das  Völ- 
ker-Seerecht,  und  es  ist  die  Reichhaltigkeit  dieser  Arbei- 
ten um  so  erwünschter,  je  dürftiger  die  Literatur  des 
Privat- Seerechts  ist.  Sammlungen  des  ganzen  Seerechts 
sind  noch  nicht  vorhanden.  Es  können  hier  nur  die 
wichtigsten  Sammlungen  von  Seegesetzen,  der  altern  und 
neuern  systematischen  Schriften,  Schriften  über  einzelne 
Materien  etc.  genannt  werden, 

Üeber  Seerechte  und  Seeverordnungen,  (s.  Schä- 
dels allgem.  Journal  für  die  Handl  Bd.  II,  Heft  5.): 
"William  Welwood  Abridgement  of  all  the  Sea  Laws. 

London  1613.  4,  2.  Ausg.  1636.  8. 
General  Treatise  of  the  dominion  of  the  Sea  and  a  com«, 
plet  body  of  Sea   Laws   also  a  corapleat  body  of  the 
Sea  Laws.  London  1705.  4.   2.  Ausg.  1709.  4. 

(Enthält  das  Khodische,  Oleronische,  Wisbyische 
und  Hanseatische  Seerecht  und  die  Ordonnanzen  Lud- 
wigs XIV.) 
Bibliotheca  di  guis  naulico,  contenenti  le  Leggi  delle  piu 
culte  nazioni'ed  i  migliori  trattati  moderui  sopra  le 
materie  maritime,  illustrati  con  note  interessanli,  il  tutto 
tradotto  in  lingua  itahana.  Fiorenzi  1785.  II  Tom.  4. 
Corpus  juris  nautiis,  oder  Sammlung  aller  Seerechlc  der 
bekanntesten  handelnden  Nationen  alter  und  neuer 
Zeiten,  nebst  den  Assecuranx-,  Haverey-  und  audern 
zu  den  Seerechten  gehörenden  Ordnungen  zusammen- 
getragen und  ins  Deutsche  übersetzt  von  J.  A.  En- 
gelb recht.  Lübeck  1790.  4.  (Es  sind  darin  enthal- 
ten: 1)  das  Khodische  Seerecht;  2)  eine  Sammlung 
der  das  Seerecht   betreffenden  Gesetze  im  Römischen 
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Rechte;  3)  die  Scerechtc  von  Oleron  mit  Clairacs 
Commentar  im  Auszuge;  4)  das  Wisbjische  Scerccht; 
5)  das  alte  Schiff-  und  Seerecht  der  Kaiserl.  freien 
Reichsstadt  Hamburg;  6)  das  alte  Seerecht  der  freien 
Reichsstadt  Lübeck ;  7)  der  Kaiserl.  freien  Reichsstadt 
Lübeck  Seerecht;  8)  Gesetze  der  Kaiserl.  freien 
Reichsstadt  Bremen;  9)  das  alte  Hanseatische  See- 
recht; 10)  das  revidirte  Hanseatische  Seerecht;  11)  Die 
Verordnung  des  Königs  Peter  von  Arragonien  zur  Si- 
cherheit der  Schifffahrt;  12)  Verordnungen  des  Raths 
zu  Barcelona;  13)  Verordnungen  der  Stadt  Florenz; 
14)  das  alte  Rigische  Seerecht;  15)  das  Dänische  See- 
recht;  16)  das  Consulat  der  See  und  Verordnun- 
gen für  die  bewaffneten  Schiffe,  die  auf  dem  Meere 
kreuzen. 
Gesetze  und  Verordnungen  der  einzelnen  Europäischen 
Mächte  über  Handel,  Schifffahrt  und  Assecuranzen, 
seit  der  Mitte  des  siebenzehnten  Jahrhunderts,  mit  ei- 
nigen erläuternden  Anmerkungen,  von  G.  F.  v.  Mar- 
tens.  L  Th.  1802.  H.  Th.  1801.  —  Auch  unter  dem 
Titel: 
Loix  et  ordonnances  des  diverses  puissances  europe'en- 
nes  concernant  le  commerce,  la  navigation  et  les  assu- 
rauces  depuis  le  milieu  du  17me  siecle.  ä  Goltingue 
1802.    8. 

Es  gehören  ferner  hierher: 
Die  bereits   oben    erwähnten  einzelnen  altern   und 
neuern    Gesetze,    nebst    den    Commentaren    über 
dieselben. 

Unter   den    systematischen   Schriften    sind   be- 
sonders wichtig: 

Wedderkop    inlroductio   in  jus  nauticum.     Flensburgi 
1757.  4. 
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Fr.  Stypmani  de  jure  mariliino  et  nautico  partes  qua- 
luor,  supplelae  a  A.  G.  Fritzio.  Gryphisw.  1652.  4. 
und  in  Heineccii  fascicul.  Script,  p.  I. 

J.  1).  H.  Musaeus  Grundsätze  des  Handlungs-  u.  See- 
reclits.     Hamburg  und  Kiel  1785.  8. 

J.  Loccenius  de  jure  uiaritimo  et  navali.  Amstelod. 
1651.     12. 

Der  wohl  instruirte  Schiffer,  neue  durch  J.  A.  En- 
gelbrecht umgearbeitete  Auflage  unter  dem  Titel: 
der  wohl  unterwiesene  Schiffer.  Lübeck  1792.  8. 

Jacobsen  Seerecht  des  Friedens  und  Krieges,  in  Bezug 
auf  Kauffahrtheischiffe.  Allona  1815.  8. 

F.  L.  V.  Cancrin  Abhandlungen  vom  Seerechte.  Halle 
1800.  2  Thle.  4. 

V.  Martens  Grundrifs  des  Handelsrechts,  insbesondere 
des  Wechsel-  und  Seerechts.  Götlingen,  neueste  Aus- 
gabe. 1820. 

HinsichtHch    der  Urt heile    und  Pareres  gehören^ 

hierher: 

Consultatien  der  Regtsgeleerden  in  Holland.  Rotterdam 
1683.  4. 

R.  Kunke  resolutio  quaestionum  illustrium  ad  jus  ma- 
ritimum  pertinentium.  (Anhang  zu  dessen  jus  mari- 
tim um.) 

Von  literarischen  Schriften  sind  zu  erwähnen: 

A.  Langii  brevis  introductio  in  notitiam  legum  nautica- 
rum  et  scriptorum  juris  reique  maritimae.  Lubecae 
1713.  8. 

Ji  A.  Fabricii  hjdrolheologia.    Hamburg  1734. 

C.  G.  Friderici  pr.  de  celebratissimis  juris  maritimi 
ecriploribus.  Lips.  1758.  4. 

Von  den  Schriften  über    einzelne  Seerechte 

können   hier    nur   diejenigen    erwähnt    werden,     welche 
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das  Prcufsische   und   Französische  Seerecht  be- 
treffen : 

Benjamin  Raul  es  deduction  van  een  nieuwe  Admira- 
litejts  en  Commerciencollcgie  in  Colbergen,  Conigs- 
bergen  ende  Müminel.  Haag  1680.  (Deutsche  Ueber- 
setzung.  Königsb.  16S0.  4.) 

Preufsisches  Seerecht  vom  1.  Dcc.  1727.  Königsb.  1727. 
neue  Auü.  1770. 

Der  bereits  erwähnte  Auszug  etc.  von  J.  L.  L'Estocq. 

Königl.  Preufs.'  Scerecht  nebst  Aug.  Hyp.  Bone  hi- 
storischem Bericht  sowohl  von  dem  vormaligen  alten, 
als  auch  1727  publicirten  neuen  Seerecht  des  König- 
reichs Preufsen.  Königsb.  1770.  4. 

(enthält:  das  Preufsische  Seerecht  von  1727,  einen 
Auszug  ausBone's  vierfachem  Beitrag  zur  Erläuterung 
des  Preufsischen  Seerechts  und  Bone's  historische^ 
Bericht  von  dem  Preufsischen  Seerechte.) 

Jean  Toubeau  les  instituts  du  droit  consulaire,  ouju- 
risprudence  des  marchands.  Paris  1682.  2.  ed.  1710.  4. 

Code  des  Prises.  ä  Paris  1780.   II  Vol.  4. 

Goult  Discours  sur  le  droit  maritime  ancien  et  mo- 
derne, francois  et  e'tranger,  civil  et  militaire,  et  surtout 
la  maniere  de  l'e'tudier.  ä  Cherbourg  1786.  8. 

A.  Ch.  Guichard  Code  des  prises  maritimes  et  des  ar- 
memens  en  course.  ä  Paris  1792.  II  Vol.  12.  2.  Ausg. 
1802. 

L.  la  Reynie  le  Brujere  Manuel  des  commissaires 
des  relations  commerciales,  des  ne'gocians  maritimes  et 
des  armateurs  en  course.  ä  Paris  1803.  8. 

A.  G.  Da  üben  ton  Dictionaire  du  Code  du  commerce 
Paris  1808.  4. 

Handelsgesetzbuch  des  Französischen  Reichs,  ins  Deutsche 
übersetzt,    nebst  beigefügtem   Originaltext,   mit  erläu- 
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ternden  Bemerkungen  für  Handelsgesellschaften,  von  Ä. 

Mann.  Mainz  1809.  2  Thle.  gr.  8.      . 

In  Betreff  einzelner  Materien  sind  folgende  Ar- 
beiten zu  nennen: 
Joh.  Strauch  de  imperio  maris.  Jen.  1764.  4. 

(behauptet,   dafs  das  Meer  dem  Eigenthume  unter- 
worfen sej.) 
G.  Jac.  Leickherr  Dominii  maritimi  descriptio.!  Dresd. 

1783.    12.  —    Ejusd.  Commentatio  de  jure  maritimo. 

Dresd.  1685,  12. 
Conr.  van  Bynkershoeck    quando   et  quorum  navi- 

bus   praestanda  sit  reverentia,    in  dessen  Quaest.  )ur. 

publ.  Lib.  II.  cap.  XXI, 
Joach.  Kempfer  de  jure  appulsus,  vom  Strand-,  Ruhr- 
und Grundrechte.  Jen.  1680.  4. 
J.  Scheele  de  jure  naufragii  colligendi.     Argcnt.  1674. 
Commentarius  de  jure  littoris,  vom  Strandrechte,  auclore 

Jac.  Schuback,  J,  U,  L.  Hamb.  1751.  4. 
Marq.  Freher    Com.   in    Constitutionem  Adolphi  Imp. 

a  1293   promulgatam  de  insulis  Rheni.    Heidclb.  1610. 

Norimb.  1757, 
Noe    Meurers    Wasserrecht,    fürnehmlich    des    Rhein* 

strohms.   Cöln  1663.  4. 
Die  Freiheit  der  Rheinschifffahrt,    aus  der  wesentlichen 

Gerechtigkeit,    den  teutschen  Rcichsgrundgesetzen  und 

dem   wahren   Interesse   der  Länder  verllieidigt  von  J. 

A.  Schlattwein.     Offenbach  u.  Hanau  1776.  8. 
De  la  librc  navigation  du  Rhin,  ou  reclamations  des  vil- 

ies  de  la  rive  gauche  conlre  le  droit  d'cilape  de  Colo- 

logne  et  de  Mayence  par   S.  F.  Paravey.     Coblence 

1802.  8. 
Bemerkungen   über   den  Octroivertrag  und  die  Maynzcr 

Schifferorganisaliüu,    nebst    einer    historischen    Einlei- 
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tiing  über  das  Schifffalirlswescn  des  Obcrrhciüs.    Hei- 
delberg 1806.  8. 

Ueber  die  Freiheit  der  Rheinschifffahrt.  Frankfurlh  a.  M. 
1815.  4. 

Beuj.  Leüber  disquisitio  plenaria  stapulae  Saxonicae, 
d.  h.  gründliche  Erwägung  der  Sächsischen  Stapel  und 
Niederlage.  Bautzen  1658. 

NicoL  Everhard  de  libertate  navigandi,  in  s.  Consil. 
Louani.  1516.  Consil.  90. 

Franz  Ludwig  v.  Cancrin  Abhandlung  von  der  Schiff- 
fahrt und  dem  Schiffrechte  (in  seinen  Abhandlungen 
von  dem  Wasserrechte.  Th.  II.  Abhandl.  XIV.) 

Sam.  Strjck  de  jure  uavium.  Francof.  1668. 

J.  Chr.  Wagens  eil  Diss.  de  porluum  et  vectigalium 
jure.  Alt.  1685.  4. 

Fr.  L.  V.  Cancrin  Erläuterungen  zum  Verstände  der 
Schifffahrt  und  des  Seekrieges  unter  dem  Worte  Ha- 
fen und  Rhede  ( in  s.  Abhandlungen  von  dem  Was- 
serrechte. Th.  I.  nr.  1.) 

Einige    andere  Schriften,    welche   für   einzelne  zum 

Seerechte  gehörige  jGegenstände  wichtig  sind,  werden  bei 

Gelegenheit  der  letzteren  angezeigt  werden. 


D)     Oeffentliche   Anstalten  für  die  Schifffahrt. 

l)Ueberhaupt. 

§.     496. 

So  wie  vom  Staate  in  Betreff  des  Handels  überhaupt 
öffentliche  Anstalten  zur  Beförderung  und  Sicherung  des- 
selben getroffen  werden  (s.  oben),  so  findet  dies  auch 
insbesondere  in  Betreff  der  Schifffahrt  und  des  Handels 
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auf  der  See  oder  schiffbareu  Ströhmen  Statt.  Vor  Al- 
lem sind  liier  als  Behörden  die  Consulate  zu  erwäh- 
nen, da  der  (leschäflskreis  derselben  gröfstentheils  das 
Seewesen  betrifft.  Es  gehören  ferner  hierher  die  Häfen, 
das  Lootsenwesen  u.  s.  w. 

2)    Consulate. 

§.  497. 
Seit  der  Zeit  der  Kreuzzüge  findet  man  Consuln  «) 
als  Obrigkeiten  zur  Entscheidung  und  Beschützung  in 
See-  und  Handelssachen.  Vorzüglich  die  Italienischen 
Republiken  verlangten  zu  jener  Zeit  von  den  Asiatischen 
Fürsten  das  Recht,  in  deren  Staaten  solche  Beschützer 
der  dortigen  Handeltreibenden  ihrer  Nation  zu  ernen- 
nen. Diesem  Beispiele  folgten  die  andern  Europäischen 
Staaten. 

Das  Recht  Consuln  abzuschicken ,  ist  ein  Ho- 
heitsrecht; sie  können  jedoch  nur  dahin  gesendet  wer- 
den, wo  Verträge  oder  Herkoramen  dazu  berechtigen. 
Generalconsuln  nennt  man  solche,  die  für  mehrere 
Plätze  oder  über  mehrere  Consuln  ernannt  sind.  Hin 
und  wieder  werden  den  Consuln  auch  Vice  consuln 
beigegeben.  J 

a)     de  Steck  essai  sur  les  Consuls.  a  Berlin  1790.  8. 

Pardessiis  cours  de  droit  comm.  T.  I.  p.  9Q.  T.  IV. 
p.  136—195. 

Benevent.  Stracca  Tr.  de  mercatorum  judicibus  et  con- 
sullbus  (in  tract.  tractatuum.   T.  VI.) 

Fr.  Bore!  de  roriglne  et  des  fonctions  des  Consuls.  St. 
Petersbourg  1808.  8. 

§.     498. 

Vom  Preufsischcn  Staate  a)  sind  zum  Schutz  und 
zur  Beförderung  des  Handels,   und  der  damit  beschäftig-  J 
lenoder  beauftragten  Preufsischcn  Untcrthanen,  an  115 
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Terschiedenen  Orten  Agonien,  die  den  Titel  eines  Gcncral- 
consuls,  Viceconsuls,  Consnls,  oder  auch  blofs  den 
eines  Handelsagenten  fübren,  angestellt.  An  Orten, 
wo  der  Staat  keinen  Gesandten  hat,  haben  die  Consuln 
aufser  dem  Handelsinteresse  auch  das  Interesse  des  Staats 
und  der  Nation  überhaupt  wahrzunehmen,  welche  allge- 
meine Pilicht  auch  wohl  durch  besondere  diplomatische 
Aufträge  näher  bestimmt  wird.  Sämmtliche  Consulate 
stehen  unter  dem  Ministerium  der  auswärtigen  Angele- 
genheiten. 

a)  J.  E.  Küster  Verfassung  der  Preufsischen  Consuln  im 
Auslande  und  Reglements  für  dieselben  vom  18.  Sept.  1796  in 
s.  Beiträgen  zur  Preufsischen  Staatskunde.  Berlin  1806.  Abh.  V. 

§.     499. 

Die  Gesandten  und  Consuln  bei  der  Pforte  und 
in  der  Levante  haben  in  den  Streitigkeiten  der  einzelnen 
Unterthanen,  wie  auch  der  Proteges  ihres  Staates  unter 
sich,  und  auch,  nach  den  Privilegien  und  Capitulationen 
verschiedener  Nationen,  mit  fremden  Klägern,  die  nicht 
zu  ihrer  Nation  gehören,  die  Gerichtsbarkeit,  und 
üben  dieselbe  durch  ihre  sogenannten  Kanzler,  d.  i.  ihre 
Justitiarien  und  Aktuarien,  aus. 

Dieser  Verfassung  gemäfs  ist  z.  B.  der  Charge'  d'af- 
faires  zu  Constantinopel  der  erste  Richter,  von  dem  die 
Appellation  an  den  Ober-Appellationssenat  des  Kammer- 
gerichts,  und  die  Revision  an  das  Tribunal  geht. 

Rescr.  des  Cabinetsministeriums  an  den  Grofskanzler 
vom  29.  Nov.  1784.    Stengels  Beitr.  Bd.  XIÜ.  S.  292. 

§.     500. 

Der  Wirkungskreis  sämmtlicher  Königl.  Preufsischen 
Generalconsuln,  Consuln,  Agenten  und  Viceconsuln  in 
fremden  Handlungsplätzen  und   Seehäfen    ist   durch   das 
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Reglement  vom  18.  Septbr.  1796  bestimmt.     Die  Haupt- 
grundsätzc  desselben  sind  folgende: 

Jeder  in  einem  auswärtigen  See-  oder  Handlungsplatz, 
unter  welcher  Benennung  es  auch  sey,    angestellte  Con- 
sul  hat  die  Bestimmung,  dafs  er  an  seinem   Orte  und  in 
seinem  Consulatdistrikte  alles  ihue  und  wahrnehme,  was 
zur  Sicherheit  und  Beförderung  der  Rechte  und  Vortheile 
des  Staates  überhaupt,  so  wie  der  einzelnen  Preufsischen 
Unterthanen,  in  Hinsicht  des  Handels  und  der  Schifffahrt 
gereichen  kann.       Er   ist   daher  befugt  und  verpflichtet, 
von  allen  Preufsischen  Schiffen,  welche  daselbst  ein-  und 
ausgehen,  Kenntnifs  zu  nehmen,  auf  das  gesammte  dortige 
Verkehr  Preufsischer  Unterthanen  ein  sorgsames  Auge  zu 
haben,    und  für  die   Ausbreitung  desselben,   so  wie  für 
die  Erhaltung   guter   Ordnung  Sorge  zu  tragen.     Er  ist 
ferner  verpflichtet,  allen  dort  hinkommenden  schifffahren- 
den oder  handeltreibenden  Preufsischen  Unterthanen,  so- 
wohl durch  gütliche  Beilegung  etwaiger  Streitigkeiten  un- 
ter  ihnen,    als    auch    in   ihren  übrigen  Angelegenheiten 
durch  Rath  und  That,  durch  Schutz  bei  Beeinträchtigun- 
gen,   durch  Beistand  in  Unglücksfällen,    und  überhaupt 
durch  Vertretung  und  Verlheidigung  ihrer  Personen,  ih- 
rer Schiffe,  Güter,  Rechte  und  Freiheiten,  mit  aller  Ge- 
wissenhaftigkeit, Einsicht  und  Klugheit  nützlich  zu  sejn, 
und  zu  dem  Ende,  nach  Erfordernifs  der  Umstände,  bei 
den  obrigkeitlichen  Behörden  des  Consulatsbezirks  schrift- 
liche und  mündliche  Vorstellungen  zu  thun,  Atteste  aus- 
zustellen,   Protokolle  aufzunehmen,    und  über  dies  alles 
au  das  ihr  vorgesetzte  Ministerium  Bericht  zu  erstatten. 
Reglement  vom  18.  Sept.  1796.  §.  1. 
DerConsul  mufs  zuvörderst  immer  daraufsehen,  dafs 
alle  Preufsische  Schiffer  sogleich  nach  ihrer  Ankunft 
in  den  Hafen  oder  Bezirk,  wo  der  Consul  residirt,    und 

sobald 
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sobald  sie  für  die  Sicherheil  des  angekommenen  Schiffes 
gesorgt,  spätestens  aber  binnen  vier  Tagen  sich  im  Con- 
sulate  melden,  und  daselbst  ihre  FreipUsse  und  Schiffs- 
rollen vorzeigen,  auch  (ohne  jedoch  gehalten  zu  sejn, 
auch  die  Connoissements  zu  produciren)  den  Inhalt  ihrer 
Ladungen  der  Wahrheit  gemäfs  angeben,  und  von  ih- 
rer gemachten  Reise,  dem  Orte,  woher  sie  kommen,  der 
Zeit  ihrer  Abfahrt,  den  Häfen,  in  welche  sie  während  der 
Reise  eingelaufen,  und  demjenigen,  was  ihnen  etwa  auf 
der  Reise  Merkwürdiges  begegnet  ist,  getreuUche  An- 
zeige thun. 

Der  Cousul  ist  verpflichtet,  dies  alles,  so  wie  auch, 
aufser  dem  Namen  der  Schiffer  und  der  Schiffe,  die 
Gröfse  der  letzteren  nach  Commerzlasten,  die  Zahl  der 
Schiffsmannschaft,  den  Tag  der  Ankunft  u.  s.  w.  in  sei- 
nem Journal  genau  aufzuzeichnen,  sich  von  der  Richtig- 
keit der  vorgelegten  Pässe  zu  überzeugen,  und  dies  er- 
forderlichen Falls  darunter  unentgeldlich  zu  attestiren* 
Uebrigens  hat  derselbe  auch  den  angekommenen  Schif- 
fern, wenn  solche  nicht  schon  öfter  daselbst  gewesen 
sind,  und  die  dortige  Verfassung  aus  Erfahrung  kennen 
gelernt  haben,  alles  das  bekannt  zu  machen,  was  ihnen 
von  den  Gesetzen,  Gebräuchen  und  Gewohnheiten  des 
Orts,  besonders  von  Ein-  und  Ausfuhrverboten,  wegen 
Contrebandewaaren  etc.  zu  wissen  nüthig  ist,  um  sich 
hiernach  zu  achten  und  vor  Schaden  zu  hüten. 

Da  die  Schiffer  auch  verpflichtet  sind,  sich  bei  ihrer 
Abreise  wiederum  im  Consulate  zu  stellen,  um  ihren 
neuen  Bestimmungsort  anzuzeigen,  ihre  Rückladung  an- 
zugeben, und  die  Rechnungen  von  ihren  daselbst  an  Ha- 
fen- oder  Schiffsumgeldern,  Mäklergebühren  etc.  gehab- 
ten, die  Rheder  und  Befrachter  angehenden  Ausgaben 
dem  Consul  vorzulegen,    so  mufs  dieser  solche  Abreise 
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des  Schiffes,  dessen  mitgciioiiimcue  Ladung,  Bestimmungs- 
ort u.  s.  w.  gleichfalls  in  seinem  Journal  verzeichnen. 
Zugleich  aber  mufs  der  Consul  dem  Schiffer  nicht  allein 
ein  eigenhändig  unterschriebenes  Certificat  unentgeldlich 
in  der  Art  ertheilen,  dafs  daraus  erhelle,  wann  das  Schiff 
daselbst  angelangt  sey,  wann  der  Schiffer  sich  sowohl 
bei  seiner  Ankunft,  als  Abreise  im  Consulate  gemeldet, 
von  wo  das  Schiff  gekommen  sej,  und  wohin  dieselbe 
demnächst  gerichtet  werde,  für  wessen  Rechnung  die  Reise 
geschehe,  und  was  an  Consulatgebühren  entrichtet  wor- 
den, sondern  der  Consul  ist  auch  verbunden,  vorgedachte 
Schifferrechnungen  besonders  durchzugehen,  und  deren 
Richtigkeit  gleichfalls  unentgeldlich  zu  attestiren. 

§.     502. 

Da,  um  die  Freiheit  des  Handels  unbeschränkt  zu 
lassen,  verordnet  ist,  dafs  der  Consul  die  Einsicht  des 
Original-Connoissements  von  dem  Schiffer  nicht  fordern, 
sondern  dieser  nur  gehalten  seyn  solle,  den  Inhalt  der 
Hin-  und  Rückladungen  genau  und  der  Wahrheit  gemäfs 
anzugeben,  so  wird  der  Consul,  um  in  seinen  jährlich 
einzusendenden  Specificationen  alle  Unrichtigkeiten  zu 
vermeiden,  Falls  er  die  Wahrheit  der  Angaben  des 
Schiffers  zu  bezweifeln  Ursache  hat,  sich  in  den  Zolläm- 
tern, oder  wo  es  sonst  dienlich,  von  der  gelöschten  oder 
wieder  eingenommenen  Ladung  zuverlässige  Kenntnifs 
zu.  verschaffen  suchen. 

§.     503. 

Wenn  ein  Preufsischer  Schiffer  bei  seiner  Ankunft 
oder  Abreise  ganz  unterläfst,  sich  bei  dem  Consul  zu 
melden,  so  hat  dieser  davon  Anzeige  zu  machen,  worauf, 
oder  auch  wenn  der  Schiffer  bei  seiner  Rückkehr  nicht 
durch  die  Cerlilicale  des  Cojisuls  oder  sonst  beweisen 
kann,   dafs  er  sich  bei    <liescm    f^ehorig    gemeldet   habe, 
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von  ihm  sowohl  eine  Gcldbufse  von  5  Thlr.  als  auch  nach- 
träglich die  Cousulalsgcbiihrcn  eingezogen,  und  letztere 
auf  seine  Kosten  dem  Consul,  -welchem  sie  zukommen, 
Übermacht  werden  sollen. 

§.     504. 

Bei  allen  Unfällen,  welche  Schiffen,  die  Preufsischen 
Unterlhanen  gehören,  in  dem  Hafen  oder  dem  ganzen 
Bezirk,  wo  der  Consul  residiret,  begegnen  möchten,  be- 
sonders 

bei  Strandungsfällen,  wenn  ein  Schiff  ganz  oder 
zum  Theil  verunglückt,  hat  der  Consul  sich  desselben, 
der  Ladung  und  der  Mannschaft  nach  besten  Kräften 
anzunehmen,  und  Falls  die  Rheder  und  Befrachter  selbst 
Correspondentcn  oder  Bevollmächtigte  an  dem  Orte  ha- 
ben, diese  mit  Rath  und  That  zu  unterstützen.  Wenn 
aber  solche  Correspondentcn  und  Bevollmächtigte  feh- 
len, mufs  der  Consul  schon  von  Amts  wegen  für  Schiff 
und  Gut  so  sorgen,  als  ob  es  sein Eigenthum  wäre  und 
wie  er  es  zu  verantworten  sich  getrauet. 

Auf  jeden  Fall  mufs  er  die  Rettungsanstalten  für 
Schiff  und  Ladung  auf  das  eifrigste  befördern,  und  da- 
hin sehen,  dafs  von  letzterer  so  viel  als  möglich  gebor- 
gen, und  in  sicherer  Verwahrung  gehalten,  den  Eigen- 
thümern  aber  frei  verabfolgt,  und  dabei  nicht  unmäfsi- 
ger  Bergelohn  u.  s.  w.  erhoben  werde. 

Der  Consul  kann  hierbei  in  Reclamirung  einer  unge- 
säumten und  nachdrücklichen  obrigkeitlichen  Hülfe  und 
billigen  Verfahruugsart  sich  darauf  berufen,  wie  bei  allen 
an  den  Preufsischen  Küsten  geschehenden  Schiffbruchs- 
und sonstigen  Unglücksfällen  immer  die  gröfste  Aufmerk- 
samkeit, Fürsorge  und  die  möglichsten  Reltungsanstalten 
angewendet  und  aufser  einem  mäfsigen  gewöhnlichen 
Bergelohu  durchaus  keine  fernere  Strandrechtsgefälle  von 
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einem  frciiuloii  gestrandeten  oder  angetriebenen  Schiff 
und  Gut  erhoben  werden,  Falls  nicht  in  dem  Lande,  wo 
dergleichen  Schiffe  hingehören,  die  dort  verunglückenden 
Schiffe  und  Güter  der  Preufsischen  Unterlhanen  derglei- 
chen unterworfen  sind,  wo  dann  ausnahmsweise  die  Re- 
torsion eintritt. 

Der  Consul  hat  auch  dafür  zu  sorgen,  dafs  von  der 
dortigen  Obrigkeit,  oder  Falls  sich  dieselbe  etwa  da- 
mit nicht  zu  befassen  pflegt,  von  ihm  selbst,  nicht  al- 
lein dem  Schiffer  und  Schiffsvolk  eine  solenne  Erklä- 
rung oder  Deposition  von  allen  Umständen  des  Un- 
glücksfalles abgenommen ,  und  solche  gebührend  pro- 
locoliirt,  sondern  auch  über  alles,  was  geborgen  ist,  ein 
genaues  Invenlarium  aufgenommen,  und  von  beiden  eine 
vidimirte  Abschrift  an  die  Interessenten  des  Schiffs  und 
Gutes,  durch  deren  Correspondenten  oder  sonst  durch 
ihn  unverzüglich  eingesandt  werde.  Ebenso  mufs  sich 
der  Consul  der  auf  dem  verunglückten  Schiffe  befind- 
lich gewesenen  Mannschaft  mit  Rath  und  That  anneh- 
men, und  dafür  sorgen,  dafs  dieselbe,  der  natürlichen 
Billigkeit,  so  wie  den  Preufsischen  und  allen  darin  über- 
einstimmenden Sccrechten  gcmäfs,  in  keiner  Hinsicht  über- 
vorlheilt,  sondern  überall  unterstützt  werde.  Besonders 
mufs  er  darauf  sehen,  dafs  die  Schiffsleutc  sich  nicht 
selbst  überlassen  bleiben  und  dadurch  zu  Engagements 
auf  fremden  Scliiffen  genöthigt,  sondern  vielmehr  Anstal- 
ten getroffen  werden,  dafs  dieselben,  wenn  sie  nicht  mit 
dem  havcrirlen  Schiffen  nach  deren  Ausbesserung  wieder 
abgehen  können,  auf  andere  Art  zu  einer  sichern  und 
und  unentgeltlichen  Rückreise  in  ihre  licimath,  und 
zwar  so  viel  lliunlich  auf  inländischen  Schiffen,  Gcle- 
Icgcnheit  erhalten.  Von  diesem  allen  sind  die  Schiffsrheder, 
welche   die  Kosten  ersetzen  müssen,   zu  benachrichtigen 
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§.    505. 

13ci  naverien  iiiid  kleinen  Sccscliäden,  wo  leicht  ge- 
winnsüchtige Schiffer  für  FJieder  und  Inlcressenlen  nicht 
mit  Treue  und  Gewissenhaftigkeit  verfahren,  und  insbe- 
sondere bei  kleinen  oder  ordentlichen  und  bei  particu- 
lairen  Flaverien,  in  so  fern  bei  diesen  der  Schaden  nicht 
ins  Grofse  geht,  hat  derConsul  die  ausdrückliche  Pflicht, 
dabei  eine  gewisse  Coutrolle  in  der  Art  auszuüben,  dafs 
er  die  von  einem  in  dem  Consulatsdistrikt  ankommenden 
Preufsischen  Schiffe  erlittenen  Schäden,  und  zum  besten 
der  Reise,  des  Schiffs  und  der  Ladung  aufgewendeten 
Kosten  verificirt,  über  die  Ausbesserung  der  Schäden, 
wenn  der  Schiffer  sie  selbst  oder  durch  dortige  Com- 
missionairs  besorgen  läfst,  die  allgemeine  Aufsicht  führt, 
sonst  aber,  bei  Ermangelung  der  letztern,  sie  unmittel- 
bar dirigirt,  und  alle  Rechnungen  durch  seine  Unter- 
schrift beglaubigt,  damit  keine  Uebcrvortheilungen  von 
Seiten  des  Schiffers  und  Commissionairs  vorfallen  können. 

§.    506. 

Was  grofse  gemeinschaftliche  oder  aufscrordculliche 
Haverien  betrifft,  so  gehet  auf  diese  und  auf  die  oben 
erwähnten  völligen  Unglücksfälle  dasjenige,  was  in  der 
Assecuranz  und  Haverei- Ordnung  vom  18.  Febr.  1766 
dahin  festgesetzt  ist,  dafs  die  von  Schiffen  erlittenen  Schä- 
den am  Ort,  wo  das  Unglück  sich  zugetragen,  von  kuust- 
erfahrenen  Taxatoren,  oder  in  deren  Ermangelung  von 
glaubwürdigen  Männern  besichtigt  und  gewürdigt  wer- 
den; diese  aber  ihre  Taxe  vor  der  Ortsobrigkeit  oder 
vor  Notarien  und  Zeugen,  oder  auch  vor  dem  Consul 
beschwöreu;  dafs  geborgene  Waaren  vor  denselben  Be- 
hörden eidlich  taxirt  werden,  nachdem  sie  auch  in  ihrer 
Gegenwart,  wenn  es  nicht  in  der  der  Interessenten  oder 
ßcvollmächtigten  geschehen  kann,  eröffnet  worden;  und 


dafs  die  Schiffer  nach  einem  unferweges  ia  einem  Nolh- 
fall  zur  Rettung  des  Schiffes  gemachten  Seewurf,  dem 
Consul  den  Schaden  und  Betrag  der  geworfeneu  Güter, 
nebst  der  ganzen  Bewandnifs  des  Nothfalls,  genau  und 
umständlich  angeben  sollen. 

Der  Consul  hat  sich  daher  diesen  Geschäften  zu  un- 
terziehen, darüber  ordentliche  Protokolle  zu  halten,  und 
diese  den  Interessenten,  die  es  verlangen,  in  vidimirter 
Abschrift  mitzutheilen. 

§»     507. 

In  Kriegszeiten,  und  zwar 

1)  Wenn  zwischen  andern  Staaten  Mifshelligkeiten 
ausgebrochen  sind,  und  der  Krieg  auch  zur  See  geführt 
wird,  Preufsen  aber  bei  demselben  ganz  neutral  und  in 
freundschaftlichem  Vernehmen  mit  den  allerseits  krieg- 
führenden Mächten  geblieben  ist,  hat  jeder  Consul  mit 
Eifer  dahin  zu  wirken,  dafs  überall  die  Ehre  und  Sicher- 
heit der  Preufsischen  Flagge  aufrecht  erhalten  werde  und 
den  Preufsischen  Unterthanen  in  ihrer  Seeschifffahrt  und 
bei  ihrem  Handel  die  Vorlheile  der  Neutralität  zu  Gute 
kommen. 

Wenn  daher  bei  einem  Kriege  von  Seiten  derjenigen 
Macht,  bei  welcher  der  Consul  angestellt  ist,  ein  Preu- 
fsisches  Schiff  ungeachtet  der  Neutralität  angehalten,  von 
ihren  Kriegsschiffen  und  Kapern  weggenonmien,  und  als 
Prise  in  einem  zum  Consulatbezirk  gehörigen  Ort  auf- 
gebracht, oder  auch  nur  eine  rechtliche  Verhandlung  über 
einen  solchen  Fall  vor  dortige  Gerichtshöfe  konnneu 
Bollte,  so  hnt  der  Consul,  wenn  die  Sache  bei  klar  vor- 
liegenden faktischen  Umständen  und  nacli  obigen  Grund- 
sätzen sich  oimo  Schwierigkeil  zu  Gunsten  der  Preufsi- 
schen Uutcrlli.inen  ausweiset,  besonders  wenn  mit  dem 
Verzuge  besonderer  Nachlheil   verbunden  ist,   sich  zwar 
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Fogleich  für  Frcigebuug  des  Schiffes  zu  verwenden;  in- 
dessen mufs  er  darüber  sofort  der  Prcufsischen  Gesandt- 
schaft, wenn  eine  solche  im  Lande  ist,  und  dem  Mini- 
sterium der  auswärtigen  Angelegenheiten  Bericht  erstatten. 

§.  508. 
2)  Sollte  Preufsen  selbst  mit  derjenigen  Macht, 
bei  welcher  der  Consul  angestellt  ist,  in  Krieg  verwik- 
kelt  werden,  und  dabei  ein  freier  und  ungestöhrter  Fort- 
gang des  Handels  und  der  See- Schifffahrt  den  Prcufsi- 
schen Untcrlhanen  nicht  zu  erhalten  sejn,  so  hat  der 
Consul  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dafs  wenigstens  nicht 
plötzlich  und  sogleich  bei  einer  dortigen  Kriegserklärung, 
oder  gar  vor  derselben,  die  in  dortigen  Häfen  u.  s.  w. 
angetroffenen  Prcufsischen  Schiffe  und  Güter  weggenom- 
men, sondern  vielmehr  den  Prcufsischen  Unterthanen 
eine  angemessene  Zeit  verstattet  werde,  das  Ihrige  in  Si- 
cherheit zu  bringen. 

§.  509. 
Hinsichtlich  der  Streitigkeiten  der  dort  befindli- 
chen Prcufsischen  Unterthanen  und  der  dabei  eintre- 
tenden Gerichtsbarkeit  hat  der  Consul,  Falls  nicht  etwa 
ein  Mehreres  von  einer  fremden  Macht  demselben  zuge- 
sfanden  oder  durch  Verträge  anderweitig  festgestellt  wird, 
besonders  nachstehendes  Verfahren  zu  beobachten: 

1)  Bei  Streitigkeiten  zwischen  Prcufsischen  Un- 
terthanen selbst  mufs  der  Cousul,  so  viel  von  ihm 
abhängt,  stets  die  gütliche  Beilegung  versuchen,  und  da- 
(hirch  förmlich  Prozesse  verhüten.  Einigen  sich  die  Par- 
teien darüber,  ihm  die  Sache  nach  Art  eines  Compro- 
luisscs  zur  schiedsrichterlichen  Entscheidung  zu 
übertragen,  so  ist  er  verpflichtet,  sich  derselben  mit  Un- 
partheilichkcit  nach  bester  Einsicht  und  unenfgcltlich  zu 
unterziehen.     Er  hat  deshalb  beide  Fhcilc,  zwar  nur  sum- 
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iiiarisch,  aber  genügend,  und  wenn  der  Gegenstand  er- 
heblich oder  venvickelt  ist,  schriftlich  zu  vernehmen,  die 
Documente,  worauf  es  ankommt,  besonders  bei  Streitig- 
keilen zwischen  Schiffer  und  Schiffsvolk,  die  Heuer-Con- 
trakte  und  Schiffsrollen  einzusehen,  und  hiernach,  wie 
auch  nach  den  bei  vorliegendem  Falle  anzuwendenden 
Rechten,  den  Ausspruch  zu  thun,  welcher  bei  Sachen 
von  einigem  Belang  auch  schriftlich  abzufassen  ist, 
und  für  die  nach  den  Preufsischen  Staaten  zurückkeh- 
renden Unterthanen  bis  dahin,  dafs  sie  etwa  bei  den 
doitigen  Gerichtshöfen  ihr  Recht  weiter  verfolgen,  die 
Kraft  einer  provisorischen  Entscheidung  behält.  Aufser 
Bolchen  freiwilligen  Compromisscn,  welche  der  Consul 
sowohl  von  Preufsischen  Unterthanen,  als  auch  von  an- 
dern Personen  in  mercantilischen  Streitfällen  übernehmen 
kann,  ist  aber  demselben  keine  eigentliche  Jurisdiction 
über  die  in  seinem  Consulatsbezirk  eintreffenden  Preufsi- 
schen Unterthanen  beigelegt. 

§.  510. 
2)  Wenn  Preufsische  Unterthanen  mit  dortigen  Lan- 
deseinwohnern oder  andern  Fremden  vor  dortigen  Ge- 
richtshöfen in  Prozesse  verwickelt  werden,  mufs  er  je- 
nen mit  gutem  Rath  durch  Bekanntmachung  der  dortigen 
Procedureu  und  in  der  Auswahl  eines  zuverlässigen 
Rechtsbeistandes  etc.  bchülflich  scjn.  Jedenfalls  mufs 
er  sich  für  die  baldige  Entscheidung  der  Sache  verwen- 
den, damit  die  schifffahrenden  oder  von  dort  weiter  rei- 
senden Preufsischen  Unterthanen  in  ihren  Geschäften 
nicht  aufgehalten  werden.  Hierher  gehört,  dafs  wenn 
dort  aus  rechtlichen  Ursachen  ein  Embargo  ö)  auf  Preu- 
Isische  Schiffe  oder  Ladungen  gelegt  werden  sollte,  er 
dahin  wirkt,  dafs  dasselbe  durch  Bürgschaft  oder  Cau- 
(ion  aufgehoben  werdo. 
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a)  Embargo  (ein  spanisches  Wort)  nennt  man  den  Arrest, 
der  auf  die  in  einem  Hafen  liegenden  Schiffe  gelegt  wird.  Dies  ge- 
schieht auch  oft  um  sie  auf  eine  gewisse  Zeit  am  Auslaufen  zu 
hindern,  wenn  z.  B.  In  dem  Hafen  Rüstungen  Statt  finden,  die 
vor  der  Zelt  nicht  bekannt  werden  sollen. 

§.    511. 

3)  Sollte  zwischen  dem  Consul  selbst  und  ei- 
nem Preufsischen  Unterlhan  ein  Zwist  hinsichtlich 
der  Verwaltung  der  Cousulatgeschäfte  entstehen,  so  ha- 
ben beide  Theile  sich  an  das  Ministerium  der  auswärti- 
gen Angelegenheiten  zuwenden,  und  von  daher  Entschei- 
dung zu  gewärtigen,  oder  bei  der  Gefahr  im  Verzuge 
von  der  nächsten  Preufsischen  Gesandtschaft  provisori- 
sche Verfügung  zu  erbitten. 

§.     512. 

Bei  dem  Todesfall  eines  in  dem  Consulatsbezirk 
befindlichen  Preufsischen  Unterthanen  hat  der  Consul, 
wenn  die  Erben  abwesend  sind,  und  dort  keinen  Bevoll- 
mächtigten haben,  sich  der  Nachlassenschaft  anzunehmen. 

Ist  auf  einem  dort  hinkommenden  Preufsischen  Schiffe 
während  der  Reise  Jemand  von  der  Schiffsbesatzung 
verunglückt  oder  gestorben,  und  über  seinen Nach- 
lafs,  wie  es  das  Seerecht  erfordert,  von  dem  Schif- 
fer, mit  Zuziehung  der  übrigen  Mannschaft  ein  Inventa- 
rium  angefertigt  worden,  so  mufs  der  Consul  sich  das- 
selbe vorzeigen  lassen,  auch  erforderlichen  Falls  diese 
Personen  über  etwa  vorgefallene  besondere  Umstände 
bei  dem  Todesfall  zu  Protokoll  vernehmen,  und  letzte- 
res den  Schiffspapieren  beifügen.  Weitere  Verfügungen 
gehören  vor  die  Preufsischen  Obrigkeiten  nach  Rück- 
kunft des  Schiffes. 

§.    513. 

Sollten  während  der  Anwesenheit  des  Schiffes  Ma- 
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Irosen  von  demselben  desertiren,  so  niufs  der  Consul 
dem  Schiffer,  um  ihrer  wieder  habhaft  zu  werden,  be- 
hülflich  sejn;  auch  wenn  die  Entlaufenen  irgendwo  vor- 
enthalten würden,  sie  gehörigen  Orts  reclamircn,  und 
falls  das  Schiff  unterdessen  schon  abgesegelt  wäre,  für 
ihre  Rückkehr,  wo  möglich  mit  einem  andern  Preufsischen 
Schiffe,  oder  auf  sonstige  sichere  Art  sorgen. 

§.     415. 
Auch  niufs   derselbe  verarmten  und  verlassenen 
Preufsischen  Seeleuten,   damit  sie  in  ihr  Vaterland 
zurückgeschafft  werden   können,    zur  Unterstützung  be- 
förderlich seyn. 

§.  515. 
Aufserdem  ist  der  Consul  auch  autorisirt,  Preufsischen 
Unterthanen,  die  es  verlangen,  über  Handels-  und  Schiff- 
fahrts-Gegenstände,  von  welchen  er  zuverlässige  Wissen- 
schaft und  Kenntnifs  haben  kann,  Certificate  zu  er- 
lheilen, auch  Contrakte,  welche  sie  dort  über  derglei- 
chen Gegenstände  unter  sich  errichten,  durch  seine  Un- 
terschrift und  das  Consulats- Siegel  zu  legalisiren,  in  so 
fern  letzteres  Geschäft  nicht  von  der  dortigen  Obrigkeit 
geschehen  kann.  In  der  Voraussetzung,  dafs  der  Con- 
sul dabei  mit  der  strengsten  Genauigkeit  und  Gewissen- 
haftigkeit verfahren  wird,  sollen  dergleichen  Documentc 
bei  den  Preufsischen  Gerichtshöfen  allen  Glauben  erhal- 
len, welcher  den  Staatsdienern  bei  ihren  Amtsverrich- 
tnngen  beigelegt  wird. 

§.  516. 
Auch  ist  der  Consul  befugt,  Reisenden,  und  zwar 
l'reufsischen  Unterthanen,  welche  von  dort  weiter,  so 
wie  andern  Personen,  weh  he  in  die  Preufsischen  Staa- 
ten reisen  wollen,  jedoch  nur,  wenn  dieselben  ihm  be- 
kannt,   oder  mit  völlig  glaubhaften,   ihm  vorzuzeigenden, 
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Cerlificalcn  versehen  sind,  und  die  Absicht  ihrer  Reise 
ganz  unvcrdächlig  erscheint,  Reisepässe  in  gewöhnli- 
cher Form  zu  erlheilcn.  Auch  über  solche  Pässe,  At- 
testate etc.  niufs  er  ein  Register  halten. 

§•    517. 

Es  darf  zwar  der  Consul  hinsichtlich  desjenigen,  was 
wegen  der  ein-  und  ausgehenden  Schiffe,  wegen  Atlesti- 
rungen  und  andern  eigentlich  amtsmäfsigen  Verrichtungen 
festgesetzt  ist,  von  den  Preufsischen  Unterthauen  nicht 
unigangen  werden,  letztere  sollen  aber  in  allem  Uebri- 
gen,  was  bei  See-  und  Kriegsunfällen  der  Schiffe  durch 
sie  selbst  oder  ihre  Commissionairs  verrichtet  werden 
kann,  so  wie  bei  allen  sonstigen  kaufmännischen  Ange- 
legenheiten, völlige  Freiheit  behalten,  ob  sie  sich  des- 
halb an  den  Consul  wenden,  oder  anderer  Personen  als 
Geschäftsführer  sich  bedienen  wollen.  Auch  im  letztem 
Falle  mufs  der  Consul  immer  bereit  seyn,  ihnen  nach 
den  Grundsätzen  der  erwähnten  Instruction  überall  mit 
Rath  und  That  behülflich  zu  seyn. 

§.    518. 

Ein  jeder  Consul  ist  verpflichtet,  am  Schlüsse  des 
Jahres  einen  Hauptbericht  an  das  Ministerium  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  zu  erstatten,  und 
nicht  allein  damit  eine  General  -  Liste  von  sämmtli- 
chen  in  dem  Laufe  des  Jahres  dort  angekommenen  und 
abgegangenen  Preufsischen  Schiffen  nebst  möglichst  ge- 
nauer Specificatiou  ihrer  eingebrachten  und  mitgenomme- 
nen Ladungen,  so  wie  auch,  falls  öffentliche  gedruckte 
Listen  von  sämmtlichen  dort  ein-  und  ausgegangenen 
vSchiffen  und  deren  Ladungen  zu  haben  wären,  diese 
gleichfalls  einzusenden,  sondern  auch  aufserdcm  Alles, 
was  zur  Uebersicht  des  dortigen  Verkehrs  der  Preufsi- 
schen Staaten  dienen  kann,   anzuzei£:en.     Er  ist  auch  in 
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der  Zwischenzeit  zu  Bericliterstaltungen  verbundcD,  so 
oft  Vorfälle  sich  ereigueü,  deren  Kenutnifs  von  Interesse 
sejn  könnte,  oder  wobei  er  besonderer  Verhaltungsbe- 
fehle  benölhigt  seyn  dürfte.  Ebenso  niufs  er  an  das 
Ministerium  des  Innern  für  Handels-  und  Ge- 
werbe-Angelegenheiten gleichfalls  am  Schlufs  des 
Jahres  eine  General  -  Liste  der  dort  ein-  und  ausge- 
gangenen Preufsischen,  und  wo  möglich  auch  übrigen 
fremden  Schiffe  und  ihrer  Ladungen  einschicken,  und 
sowohl  in  diesen  jährlichen  Anzeigen,  als  auch  in  der 
bei  allen  wichtigen  Handelsveräuderungen  in  der  Zwi- 
schenzeit mit  dem  gedachten  Ministerium  zu  führenden 
Correspondenz  sich  noch  näher  über  alle  den  Handel  der 
Preufsischen  Staaten  angehenden  Umstände  ausbreiten. 

§.  519. 
Für  jene  Amtsverrichtungen  sind  den  Consuln  von 
allen  in  den  Häfen  ihres  Consulatbezirkes  ankommen- 
den oder  abgehenden  Preufsischen  Schiffen  Consulat- 
Gebühren  bewilligt,  welche  sie  entweder  selbst,  oder 
durch  die  etwa  vorhandenen  Vice -Consuln  zu  erheben 
berechtigt  sind. 

Vergl.  Reglement  v.  18.  Sept.  1796.  §.  12.  13.  14. 

3)    Häfen,  (Strandrecht). 

§.     520. 
Die  Häfen    und  Meeresufer,    und  was  auf  diese 
von  der  See  angespült  oder  ausgeworfen  wird,  sind,  dem 
gemeinen  Hechte  nach,  Eigenthum  des  Staats. 
A.  L.  R.  Th.  L  tit.  15.  §.  80. 
Nach  den  Preufsischen  Gesetzen  begiebt  sich  jedoch 
der  Staat  des  sogenannten  Strandrechts  ö)  zum  Besten 
der  zur  See  Verunglückten. 

Jede  Orts -Obrigkeit,  und  die  Rur  Beobachtung  des 
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Slrandes  an^csclzlen  ncamlen,  sind  verpflichtet  dafür  zu 
sorgen,  dafs  gestrandete  Sachen  gerettet,  erhalten  und 
den  Eigenthümern  zurückgegeben  werden  b). 

Es  darf  auch  keine  Privatperson  solche  gestrandete, 
von  ihr  gefundene  Sachen  sich  anmaafsen,  sondern  es 
gelten  dabei  die  Vorschriften,  welche  in  Betreff  gefun- 
dener Sachen  gegeben  sind. 

A.   L.  R.   a.  a.   O.    §.  81  —  84.     cf.    Th.  I.  tit.  9. 
§.  19  u.  f. 

Die  Eigenthümer  der  gestrandeten  Sachen  sind  ver- 
pflichtet,   aufser  den  aufgelaufenen  Kosten,   ein  billiges 
in   den   Strandungsordnungen    jeder   Provinz   näher 
bestimmtes  Bergelohn  zu  entrichten. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  85. 

Gestrandete  Sachen,   zu   welchen   kein   Eigenthümer 
sich  meldet,  gehören  dem  Staate. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  86, 

a)   Strand  recht  (jus  lltoris)  nennt  man: 
«}   alles,    was  an   den  Ufern  anwächst   oder  gefunden  wird, 

z.  B.  im  baltischen  Meere  der  Bernstein  u.  s.  w. ; 
/5)   die   Gerichtsbarkeit  über  die  hierher   gehörigen  Verhält- 
nisse ; 
y)  das  Recht,  sich  der  Güter  und  Sachen,   welche   sich  auf 
gestrandeten  Schiffen  befinden,  zu  bemächtigen,  mid  zwar 
entweder  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der  wahre  Eigenthü- 
mer  sich   meldet,   oder   nur  nach   einer  bestimmten  Zelt, 
innerlialb    welcher    sich    der    Eigenthümer    nicht    gemel- 
det hat. 
Dies  alte  Recht  wurde  nach  und  nach  stillschweigend,  in 
Deutschland  sogar  durch  besondere  Reichsgesetze,  aufgehoben. 

Dagegen  bewilligte  man  den  Landesherren  und  ihren  Un- 
t^rthanen  ein  sogenanntes  Bergerecht,  nach  welchem  nur 
der  dritte  Thell  der  geretteten  Güter  dem  Eigenthümer,  das 
Uebrige  thells  dem  Fiscus,  thells  denen,  welche  die  Sachen  ge- 
rettet, zugesprochen  wurde.     Von  jenem  unbilligen  Bergerecht 
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macht  der  Preufsische  Staat  schon  lange  keinen  Gehrauch 
mehr.  —  Vergl.  ühcr  das  Strandrecht  Busch  Darstelhing  der 
Handh  Th.  IL  S.  108  —  113. 

5)  Es  ist  namentlich  für  Westpreufsen  wegen  des  Verfah- 
rens bei  Strandungsfällen  unterm  31.  Dec.  1801  eine  besondere 
Verordnung  erlassen.     (Ediktens.  von  1802.  S.  1281  —  1286. 

§.    521. 

Der  Staat  behält  sich  indessen   gegen   fremde  Natio- 
nen,   welche   das   Strandrecht   noch   ausüben,   eben  dies 
Recht  zur  Schadloshaltung   seiner  verunglückten  Unter- 
thanen  ausdrücklich  vor, 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  87. 

Wenn  die  Provinzialbehörde  in  Strandungssachen  über 
die  Zulässigkeit  einer  aus  dem  Retorsionsrechle  zu  ent- 
nehmenden Quote  zweifelhaft  ist,  so  hat  dieselbe  des- 
halb an  das  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenhei- 
ten zu  berichten. 

Cabinets- Ordre  v.  26.  Mai  1819.  v.  Kamplz  Ann» 
Bd.  13.  S.  249.  250. 

Gegen  Schweden  wird  Preufsischer  Seits  so  viel  Ber- 
gelohn oder  strandrechtliche  Quote  erhoben,  als  Schwe- 
discher Seils  nach  den  Sätzen  des  jetzt  in  Schweden 
gellenden  Reglements  für  die  Taucherei-  und  Bergungs- 
Compagnie  vom  22.  Dec.  1802  erhoben  wird,  jedoch 
müssen,  wenn  die  Bergungskosten  (auch  in  den  Fällen, 
wo  in  Schweden  10  Procent  erhoben  werden)  mehr  be- 
tragen, diesseits  die  sämmtlichen  zu  berechnenden  ßer- 
gungskoslcn  erhoben  werden. 

Rcscr.  des  Minist,  der  ausw.  Angelegenheiten  und 
des  Innern  vom  30.  April  1819.  v.  Kamplz  Ann.  Bd.  3. 
S.  322. 

§.    522. 

Man  nennt  Hafen  a)  einen  Orf,  wo  Schiffe  am  Mec- 
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res-  odcT  Flufsufcr,  in  Folge  der  Lage  des  Orts,  der 
Däiiimc,  vrelche  ihn  eiiischliefseii  u.  s.  vr.  in  Sicherheit 
liegen  können. 

Für  den  Hafen  von  Danzig  und  die  Biuncngevväs- 
ficr  ist  eine  besondere  Polizey -Ordnung  uulenu  30. 
Januar  1821  erlassen, 

Geselzs.  von  1821.  Nr.  638; 
für  den  Hafen  von  Pill  au  unterm  6.  April  1822, 

Gesetzs.  von  1822.  Nr.  711; 
für    den    Hafen    von    Königsberg    und    das    frische 
Haff  unterm  6.  April  1822, 

Gesetzs.  von  1822.  Nr.  712. 

a)  Den  einzigen  Hafen  an  der  Norrlsce  (Emden)  wel- 
cher eine  Zeitlang  der  Sitz  des  Brandenburgischen  Handels  war, 
gab  Preufsen  auf,  da  die  Besitzungen  an  der  Küste  von  Afrika 
(s.  oben)  nicht  den  \ orthell  gewahrten,  den  man  davon  er- 
wartet hatte.  Es  gewann  dagegen  durch  den  Pariser  Frieden 
drei,  früher  nicht  besessene  Ostseehafen:  Stralsund,  Greifswald 
und  Barth. 

4)   Lootsenwesen,  —  Leuchtthürme. 

§.    523. 

Die  Lootsen  (Lootsmänner,  Piloten)  sind  Steuer- 
leute, welche  der  Gegend  und  Anfuhrt  eines  Hafens,  der 
Rhede  und  Küste  kundig  sind,  und  die  Schiffe  sicher 
ein  und  auszubringen  verstehen.  Sic  bilden  in  den  mei- 
sten Ländern  Gesellschaften,  deren  Artikel  vom  Staate 
genehmigt  w^erden,  und  bei  deren  Vollziehung  er  die 
stete  Aufsicht  behält. 

Die  Lootsen  sind  entweder  See-  oder  Flufsloot- 
s  e  n.  Im  P  r  e  u  f  s  i  s  c  h  e  u  ist  eine  ihrer  Stationen  die  kleine 
Insel  Rüden  (zu  Usedom  gehörig);  der  Vorgesetzte  der- 
selben  ist  einer  der  Assessoren   der  Schifffahrtscommis- 
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sioü  zu  Swincmünde.  Ucbci  die  Lootscn  zu  Neufahr- 
wasserö)  hat  das  Polizey- Präsidium  zu  Dauzig  die  Auf- 
sicht. Sic  signalisiren  die  Ankunft  der  Schiffe,  fahren 
ihnen  entgegen  und  leiten  sie  in  den  Hafen;  von  hier 
aus  bringen  die  Strohmlootsen  die  Fahrzeuge  bis  an  die 
Kaien  von  Danzig  u.  s.  w. 

Es  giebt  im  Preufsischen  der  Küste  entlang  sieben 
Leuchtthürme  (Seeleuchten),  von  welchen  der  zu 
Neufahrwasser  mit  Gas,  die  übrigen  mit  Kohlen  er- 
leuchtet werden. 

a)  d.  s.  2  Commandeurs,  2  Oberlootsen,  16  Seelootsen 
und  10  Weichsellootsen. 

E)    Von  Schiffen  a),     [ 

§.    524. 

Zur  Beförderung  von  Waaren  und  Personen  von  ei- 
nem Orte  zum  andern  über  See  oder  auf  gröfsern  Flüs- 
sen bedient  man  sich  der  Kaufffahrtey  -  Schiffe  A). 
Dieselben  sind  hinsichtlich  ihrer  Gröfse  und  innern  Ein- 
richtung sehr  verschieden.  Es  sind  jedoch  diese  Ver- 
schiedenheiten nur  in  nautischer,  nicht  aber  in  rechtlicher 
Hinsicht  von  Wichtigkeit. 

a)    Code  du  comm.  L,  11.  T.  1. 

5)  Zum  Uebersetzeii  über  Ströhme  und  um  Waaren  und 
Personen  an  ein  Schiff  oder  von  diesem  an's  Land  zu  beför- 
dern, bedient  man  sich  der  Boote,  Lichter,  Prahmen, 
Ever  u.  s.  w. 

§.    525. 
Die  im  Mittelalter  hautigen  Verbote  a),  Fremden  Schiffe 
lu  bauen  und  zu  verkaufen,  sind  in  den  meisten  Län- 
dern aufgehüben  b).     Nur  hin  und  wieder  bestehen  sie 

noch  c). 

a)  Mar- 
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o)    Marquard  de  jure  mcrcalonim  L.  II.  c.  6.  n.  18. 

b)  s.  auch:  Danziger  WiUkühr.  Cap.  4.  Absclio.  1. 
Art.  3. 

r)  z.  B.  Codice  per  la  Venela  marina.  P.  I.  tit.  1.  §.  1. 
—  Pardessus  c.  d.  d.  c.  T.  II.  p.  8. 

§.    526. 

Nach  den  Prcufsiscben  Gesetzen  ist  jeder,  wel- 
cher gültige  Verträge  scliliefseu  kann,  befugt,  Fracht- 
schiffe bauen  und  ausrüsten  zu  lassen.  Er  mufs  jedoch 
zuvor  die  Erlaubnifs  der  Obrigkeit  nachsuchen,  und  da- 
hin sehen,  dafs  bei  dem  Bau  dts  Schiffes  die  wegen  der 
Gröfse  desselben,  der  Beschaffenheit  der  Materialien,  der 
Regelmäfsigkeit  oder  Festigkeit  des  Baues,  oder  sonst 
ergangenen  Vorschriften,  genau  befolgt  werden. 

Ist  das  Eine  oder  das  Andere  versäumt,  so  mufs  die 
Obrigkeit,  bei  erheblichen  Bedenken,  das  Schiff  ausein- 
andernehmen und  für  Rechnung  des  Bauenden  an  den 
Meistbietenden  verkaufen  lassen. 

Kein    Schiff   darf   zum   Transport   der  Frachten   ge- 
braucht werden,    wenn   es  nicht   mit   einem  Atteste   der 
Obrigkeit   über    den   vorschriftsmäfsigen   Bau   desselben 
(Beyl-Brief,  Biel-Brief)  ß)  versehen  ist. 
A.  L.  R.  Th.  II.  tit.  8.  §.  1389  —  1392. 

a)  Banz.  ^Tillk.  Cap.  4.  Abschn.  3.  Art.  1.  —  Mefs- 
brief  nennt  man  ein  von  der  Obrigkeit  bestätigtes  Attestat  der 
Schiffsmesser  über  die  Gröfse  des  Schiffes,  nach  welcher  die 
Abgabe  entrichtet  wird,  der  das  Schiff  unterworfen  ist. 

§•    527. 

Für  den  Eigenthümer  a)  des  Schiffes  ist  derjenige 
zu  halten,  auf  dessen  Veranstaltung  dasselbe  erbaut  wor- 
den ist,  wenn  gleich  die  Materialien  einem  Dritten  ge- 
hört haben.  Er  mufs  aber  im  letztern  Falle  den  Dritten 
entschädigen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1393. 1394.  cf.  tit.  9.  §.  305.  306. 

36 
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Wenn  das  Gcgentheil  nicht  ausdrücklich  bedungen 
worden,  so  wird  angenommen,  dafs  beim  Verkaufe 
eines  Schiffes  die  Uebergabe  durch  Vollziehung  des  Con- 
trakts  geschehen  sey. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1396. 
Als  Zubehör  eines  Schiffes  sind  alle  dabei  befindli- 
che, und  zu  dessen  Gebrauche  bestimmte  Anker,  Masten, 
Taue  und  andere  Schiffsgeräthschaften,  auch  das  Boot, 
ingleichen  Kanonen,  nicht  aber  anderes  Gewehr  und  noch 
weniger  Munition  oder  Kriegsbedürfnisse  anzusehen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1398.     cf.  Th.  I.  tit.  2.  §.  91. 

c)    Code  da  comm.  L.  II.  T.  III. 

§.    528. 

Bei  jedem  Verkaufe  ß)  eines  Schiffes,  oder  wenn 
ein  solches  sonst  von  einem  Eigenthümer  auf  den  an- 
dern gebracht  wird,  soll  ein  ordentliches  Inventarium  b) 
aller  darauf  vorhandenen  Geräthschaften  angefertigt  und 
von  beiden  Theilen  unterschrieben  werden. 

Ist  ein  solches  Inventarium  nicht  vorhanden,  so  wer- 
den nur  diejenigen  Stücke,  welche  im  Coutrakte  aus- 
drücklich benannt  oder  für  Zubehör  zu  achten  sind,  als 
mitverkauft  angeschen. 

Befindet  sich  das  Schiff  zur  Zeit  des  Verkaufs  auf 
der  Reise,  so  werden  die  Frachtgelder  für  diese  Reise, 
bei  dem  Mangel  besonderer  Verabredungen,  als  ein  Vor- 
behalt des  Verkäufers  angesehen. 

Der    Verkäufer    eines    Frachtschiffes    ist    verbunden, 
dasselbe  frei  in  allen  Strohmen  und  Häfen  zu  gewähren. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1399  —  1402. 

Wer  von  einem  Boots-  oder  andern  Schiffsmanne 
Schiffsgeräthe  kauft,  oder  sonst  an  sich  bringt,  soll 
dasselbe  nicht  allein  uneotgeldlich  herausgeben,  sondern 
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auch  (iberdies  gleich   dcinjcnigcn,    der  von  verdächtigen 
Personen  gekauft  hat,  bestraft  werden  c). 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1403.     cf.  tit.  20.   Abschn.  13. 

Wenn  der  Miether  eines  Schiffes,  ohne  seine  Schuld, 
durch  Unglücksfälle  genölhigt  wird,  über  die  bestimmte 
Zeit  in  See  zu  bleiben,  so  ist  er  zu  keiner  Erhöhung 
der  Mielhe  verbunden. 

Hat  Jemand  ein  Schiff  auf  den  ganzen  Sommer  ge- 
miethet,  so  läuft  der  Contrakt  bis  Martini. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1405.  1406. 

a)    Code  du  comm.   L.  II.  T.  II. 

b')    Danziger  Willk.  Cap.  4.  Abschn.  2.  Art.  2. 

c)  Was  der  Schiffer  von  seiner  Ladung  verkauft,  ist 
in  der  Regel  als  gestohlen  zu  betrachten.  Besonders  gilt  dies 
von  dem  Falle,  wenn  der  Schiffer  dem  Getralde  und  ähnlichen 
Ladungen  durch  Anfeuchtung  ein  Uebergewicht  zu  verschaffen 
sucht,  oder  dies  durch  die  natürliche  Feuchtigkeit  bewirkt  wird, 
und  er  sodann  den  das  bestimmte  Gewicht  übersteigenden  Theil 
der  Ladung  unter  dem  Namen  von  Sprolt,  Ueberkahn  u.  s.  w. 
verkauft. 

Verordnung  vom  5.  Mai  1S09.  Nr.  1.  2.  Mathis  Bd.  8. 
S.  362.  363. 

Wer  den  Schiffern  oder  Schiffsknechten  von  der  Ladung 
der  Kähne  oder  Strphmschlffe  wissentlich  etwas  abkauft,   wird, 
wie  ein  DIeheshehler,  dem  Diebe  gleich  bestraft, 
a.  a.  O.  Nr.  3. 

Da  Schiffer  in  der  Regel  nicht  für  Getralde-  oder  Holz- 
händler, Landwirthe,  Kaufleute  oder  Krämer  gehalten  werden 
können,  so  Ist  auch  der  als  ein  Diebeshehler  anzusehen,  wel- 
cher unbekannten  Schiffern  oder  Schiffsknechten  Getralde,  Heu, 
Holz,  Kaufmannswaaren  und  andere  gewöhnliche  Schiffsladun- 
gen abkauft,  wenn  auch  diese  Sachen  sich  aufser  dem  Kahne 
befinden. 

a.  a.  O.  Nr.  4.     cf.  Nr.  5. 

§.     529. 
Kähne  und  andere  dergleichen  Schiffsgefäfse,  die  nicht 

36* 
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zur  FracLl schifffahrt  gebraucht  werden,  köuucn  mir,  gleich 
andern  beweglichen  Sachen,  durch  die  Naluralübergabc 
dem  Gläubiger  verpfändet  werden. 

Bei  Seeschiffen  und  allen  andern  Schiffsgefäfsen, 
welche  zur  Frachtschif ffahrt  bestimmt  sind,  findet 
eine  Verpfandung  auch  durch  symbolische  Uebergabe 
Statt. 

A.  L.  R.  Th.  I.  tit.  20.  §.  299.  300. 

An  Orten,  wo  Seegerichle  sind,  können  dergleichen 
Verpfändungen  nur  von  diesen;  an  andern  Orten  aber 
von  einem  jeden  Gerichte,  oder  auch  von  einem  Justiz- 
comniissar  gültig  vollzogen  werden. 

Der  Verpfänder  mufs  den  ßejlbrief,  ingleichen  den 
Kaufbrief,  oder  das  Certificat,  und  überhaupt  diejenigen 
Urkunden,  worauf  sein  Eigenthumsrecht  sich  gründet, 
im  Originale  vorlegen.  Unter  diese  Urkunden  mufs  die 
geschehene  Verpfändung  von  dem  Gerichte  oder  dem 
Juslizcommissar  verzeichnet  werden.  Der  Pfandnehmer 
erhält  eine  beglaubigte  Abschrift  dieser  Urkunden,  und 
des  unter  den  Originalien  befindlichen  Vermerkes,  in 
welchem  zugleich  ausdrücklich  erwähnt  werden  mufs, 
dafs  eine  solche  Abschrift  crtheilt  worden. 

Durch  die  Uebergabe  dieser  beglaubigten  Abschrift 
wird  die  Verpfändung  selbst  vollzogen. 

Eine  ausdrückliche  Bekanntmachung  an  den  Capitain, 
Schiffer  oder  Steuermann  ist  nicht  nothwendig,  sie  mufs 
aber  auf  Verlangen  des  Pfandgläubigers  erfolgen.] 

So  lange  die  erwähnte  Abschrift  in  den  Händen  des 
Gläubigers  sich  befindet,  und  eine  geschehene  Wieder- 
auflicbung  des  Pfandrechts  unter  den  Originalien  nicht 
vermerkt  ist,  so  lange  konunen  dem  Gläubiger  auf  das 
verpfändete  Schiff  die  P\echtc   eines    wirklichen  Pfandin- 
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babcrs  zu.  Auch  ist  derselbe  bcfugf,  dergleichen  Plaiid- 
recht  auf  dieselbe  Art,  >vie  es  bei  Aclivforderungeu  vor- 
geschricbeu  ist,  weiter  zu  verpfiiiideD.  Das  Pfandrecht 
des  Gläubigers  erstreckt  sich  jedoch  nicht  auf  die  für 
ein  solches  Schiff  gezeichnete  Versicherung.  Wer 
auch  auf  diese  ein  Pfandrecht  sich  verschaffen  will,  mufs 
sich  die  Original-Police  aushändigen  lassen,  und  solche 
Vorkehrungen  treffen,  dafs  die  Vergütung  von  dem  Ver- 
sicherer an  niemand  andern,  als  an  ihn,  oder  seine  Ordre, 
gezahlt  werden  könne.  v 

Auch  auf  die  von  dem  Schiffe  verdienten  Fracht- 
gelder erlangt  der  Gläubiger  durch  die  blofse  Verpfän- 
dung des  Schiffes  selbst  kein  Pfandrecht. 

Ist  ein  Schiff  auf  die  erwähnte  Art  mehreren  (gläu- 
bigem verpfändet,  so  gehen  die  nach  dem  Dato  des  ge- 
richtlichen Vermerks  altern  Pfandrechte  den  neuern  vor. 

Bodmercy,  welche  ein  fremder  Schiffer  in  hiesigen 
Landen,  oder  ein  hiesiger  Schiffer  in  auswärtigen  Häfen 
nimmt,  ist  an  obige  V^orschriften  nicht  gebunden  (s.  un- 
ten). Andere  Bodmerey  hingegen,  besonders  die,  welche 
der  Rheder  in  hiesigen  Landen  nimmt,  mufs,  gleich  den 
Verpfändungen  auf  den  Schiffsurkunden  verzeichnet  wer- 
den. Alsdann  richtet  sich  das  Vorrecht  zwischen  dem 
Pfandinhaber  und  dem  Bodmerej^geber  nach  dem  Datum 
des  Vermerks. 

Hat  der  Bodmereygeber  sein  Darlehn  auf  diese  Art 
unter  den  Original  -  Schiffsurkundeu  nicht  verzeichnen 
lassen,  so  steht  er  allen  Pfandgläubigern,  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Zeit  des  gegebenen  Darlehus,  in  der  Regel 
nach. 

Wer  zum  Baue  oder  zur  Ausbesserung  des  Schif- 
fes Materialien  geliefert,  Arbeilen  gelhan,  oder  Gelder 
vorgeschossen    hat,     ist    befugt,    die   Einräu)nu!ig    eines 
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Pfandrechts   auf  das   Schiff,    durch   Verzeichnung  seines 
Anspruchs  auf  die  Original- Schiffsurkundeu  zu  fordern. 

So  lange  aber  die  wirkliche  Verpfändung  auf  diese 
Art  in  der  gesctzniäfsigen  Form  noch  nicht  vollzogen 
ist,  bleibt  ihm  nur  das  in  der  Concursordnung  bestimmte 
Privilegium  hinter  den  Pfandgläubigern. 

Ist  jedoch  ein  Schiff  während  der  Reise  auf  Cre- 
dit ausgebessert  worden,  so  hat  dergleichen  Vorschufs, 
in  so  fern  er  nicht  durch  Assecuranz  oder  Haverey- 
Rechnung  vergütet  wird,  vor  allen,  auch  den  wirklichen 
Pfandschulden,  den  Vorzug.  Ebenso  geht  Bodmerej, 
welche  der  Schiffer  auf  der  Reise  im  Nothhafcn  genom- 
men hat,  auch  frühern  Verpfändungen  vor.  Aber  auch 
eine  solche  Rodmerej  steht  den  zur  Ausbesserung  des 
Schiffes  während  der  Reise  später  geleisteten  Vorschüs- 
sen nach. 

Es  ist  indefs  das  Vorzugsrecht  der  von  dem  Schiffer 
im  Nothhafen  genommenen  Rodmerej  oder  contrahirten 
Reparaturschulden  auf  ein  Jahr  eingeschränkt,  wel- 
ches bei  der  Bodmerey  von  dem  Tage,  da  der  Bodme- 
reybrief  zahlbar,  und  bei  Reparaturschulden  von  dem 
Tage,  da  das  Schiff  in  den  Hafen,  wohin  es  gehört,  zu- 
rückgekommen ist,  an  gerechnet  wird. 

Die  Rergegelder,  ingleichen  die  Heuer  des  Schif- 
fers und  des  Schiffsvolks,  jedoch  beide  nur  von  der 
letzten  Reise,  gehen  allen  Verpfändungen  und  andern 
Schiffsschulden  vor. 

Auch  die  auf  der  letzten  Reise  vorgefallene  grofse 
Haverej  hat  vor  allen  Verpfändungen  und  Bodmerey- 
schulden  der  lUiedcr,  inglcichen  vor  der  von  dem  Schif- 
fer im  Noililiafci)  frülicr  gcuoinmcncn  Bodmerey,  und 
vor  den  früheren  Reparalurschulden  den  Vorzug. 
A.  L.  R.  Th.  I.  lit,  20.  §.  301  —  326. 
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Die  für  die  Verpfandung  ganzer  Schiffe  und  Schiffs- 
gefäfse  gegebenen  Verordnungen  gelten  auch  von  der 
Verpfandung  einzelner  Schiffsparlen,  in  so  fern  über- 
haupt ein  Rhedereigenosse,  oder  der  gemeinschaftliche 
Disponent  der  Rhcder,  nach  den  Gesetzen  dazu  berech- 
tigt ist.  In  allen  Fallen,  wo  das  Pfandrecht  sich  nur 
auf  einzelne  Schiffsparten  erstreckt,  sind  die  Mitrheder 
befugt,  von  dem  Glaubiger,  gegen  Bezahlung  der  Schuld, 
die  Abtretung  des  Pfandes  zu  verlangen. 

A.  L.  R.   Tb.  I.    tit.  20.    §.  327.    328.     cf.   Th.  If. 
tit.  8.  §.  1408. 

F)    Von  Schiffsarresten. 

§.    530. 

Weder   ein  zum   Auslaufen    fertiges    und  bela- 
den es,  noch  ein  im  Laden  begriffenes  Schiff,  kann 
>vegen  Schulden  mit  Arrest  belegt  werden  ß). 
A.  L.  R.  Th.  II.  tit.  8.  g.  1409. 

Sind  solche  Umstände  vorhanden,  dafs  sonst  nach 
Vorschrift  der  Prozefsordnung  der  Realarrest  zulässig 
seyu  würde,  so  mufs  der  Richter  statt  dessen  dem  Gläu- 
biger nach  den  obigen  Vorschriften  ein  vorläufiges  Pfand- 
recht auf  das  Schiff  bestellen,  und  den  Schiffer  als  Se* 
quester  vereiden. 

Dasselbe  findet  Statt,  wenn  Waaren,  welche  sich 
schon  über  dem  Bord  des  Hauptschiffes  befinden,  we- 
gen Schulden  mit  Arrest  belegt  werden.  (A.  L.  R.  Th.  I. 
lil.  20.   §.  374  u.  f.) 

Alsdann  haftet  demjenigen,  welcher  den  Arrest  aus- 
gebracht hat,  das  Schiff  oder  die  Waare  bis  zum  Betrage 
desjenigen,  was  er  demnächst  an  Capital,  Zinsen  und 
Kosten  rechtskräftig  erstreitet. 


—  sei- 
lst das  Schiff  entweder  gar  nicht  oder  nicht  bis  zum 
vollen  Werthe  versichert,  so  kann  der  Arrestlegcr  die 
Versicherung  ergänzen.  Er  niufs  zwar  alsdann  die  Prä- 
mie vorschiefsen,  kann  aber  diesen  Vorschufs,  nach  rechts- 
kräftig erstrittener  Hauptforderung,  unter  den  übrigen,  ihm 
zukommenden,  Erstattungen,  zurückfordern. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1110  —  1414. 

a)    Dan z ige r  Willk.  Cap.  4.  Abschn.  4.  Art.  8. 

§.  531. 

Wenn  ein  Schiff  segelfertig  liegt,  so  kann  kein 
Schiffs  mann  wegen  Schulden  etc.,  ohne  Genehmigung 
des  Schiffers,  herausgenommen  und  zur  persönli- 
chen Haft  gebracht  werden.  Wird  indessen  dem  Schif- 
fer sofort  ein  tüchtiger  und  annehmlicher  Schiffsmann  für 
dieselbe  Heuer  gestellt,  so  mufs  er  sich  den  Arrest  ge- 
fallen lassen. 

Dagegen  kann  in  jedem  Falle  der  Gläubiger  eines 
Schiffmanns  dessen  bewegliche  Effekten,  in  so  fern  die- 
selben nicht  zur  Fortsetzung  der  Reise  unentbehrlich  sind, 
in  Beschlag  nehmen  lassen. 

Auch  auf  die  rückständige  Heuer  kann  bis  zur  Hälfte 
Arrest  angelegt  werden;  nicht  aber  auf  die  künftige  Heuer. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1415  —  1418. 

C)    Von  der  Pihederei. 

I)    Uebcrhaupt. 

§.     532. 
Wer  unter   dem  Schutze    des   Staats    den  Transport 
der  Frachten    mit    Seeschiffen    als    Hauptgeschäft    treibt, 
wird  Schiffsrhcdcr  genannt  a). 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1420. 


—     569     — 

Nach  den  Gesetzen   und  Verfassungen   eines  jeden 
"Orts  ist  es  zu  beurtheileu,  wer  zur  Rhederei  befugt  sey. 
Wo  diese  keine  deutliche  Entscheidung  enthalten,  findet 
dasselbe  Statt,   >vas   oben  von   der  Befugnifs  Kaufmann- 
schaft zu  treiben  gesagt  ist. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1421.  1422.     cf.  §.  476  u.  f. 
Wer  die  Rechte  eines  Kaufmanns  gehörig  erlangt  hat, 
ist  dadurch  in  der  Regel  zur  Rhederei  befugt. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1423. 
Die  Rheder  sind  verpflichtet,  ihr  Schiff  mit  gehörigen 
Beyl-,  See-  und  Kaufbriefen  und  Pässen  b)  zu  versehen, 
widrigenfalls  sie,  wenn  wegen  Mangels  derselben  dem 
Schiffer  und  Schiffsvolke,  oder  andern  Interessenten, 
Schaden  entsteht,  dafür  haften. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1424. 
Die  Schiffspässe  und  Beylbriefe,  so  wie  die  in  See- 
sachen gewöhnlichen  Protestationen,  Verklärungen  der 
Schiffsleute,  oder  andere  dergleichen  öffentliche  und  ge- 
richtliche Instrumente,  welche  in  hiesigen  Landen  aufge- 
nommen werden,  sollen  von  keiner  Kraft  seyn,  wenn 
sie  nicht  bei  der  Königl.  Admiralität,  oder  wohin  sonst 
an  jedem  Orte  die  Schiffs-  und  Seesachen  gewiesen  sind, 
in  glaubwürdiger  Form  ausgefertigt  worden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1425. 

a)  V.  Martens  Grundrifs  des  Handelsrechts.  S.  168.  — 
Von  der  Schifffahrt  überhaupt  s.  Busch  Darstellung  der  Hand- 
lung. Th.  II.  S.  1—31. 

b)  A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1392.  Russische  Ordn.  Th.  I. 
H.  I.   n.  2.  3.     Cod.  Ven.  P.  IL  T.  IL 

2)   Verhältnifs  der  Rheder  unter  sich. 
§.     533. 
Häufig   treten   mehrere  Personen    als  JMitrheder  mit- 
einander in  Gesellschaft  (Mascopey). 
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Sie  stehea  unter  einander  in  demselben  Verhültnisse, 
als  die  Interessenten  einer  auf  bestimmte  Geschäfte  ge- 
richteten Societät. 

.  Die  Verlheihing  des  Gewinnes  und  Verlustes  geschieht, 
in, Ermangelung  besonderer  Abreden,  nach  Verhältnifs 
der  Schiffsparten  a).  Nach  diesen  werden  auch  die  Stim- 
men berechnet,  wenn  über  gemeinschaftliche  Angelegen- 
heiten ein  Beschlufs  gefafst  werden  soll.  Ist  jedoch  von 
der  Ausbesserung  des  Schiffes  die  P^ede,  welche  der 
Schiffer  und  ein  vereideter  Schiffsbaumeister  nothwendig 
finden,  so  mufs  damit  ohne  Rücksicht  auf  die  Mehrheit 
der  Stimmen  verfahren  werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  1426  —  1429. 

Will  jedoch  der  gröfsere  Theil  der  Rheder  sich  dies 
nicht  gefallen  lassen,    so   steht   denselben   frei,   auf  den 
öffentlichen  Verkauf  des  Schiffes  anzutragen. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1430. 

a)    Consol.  del  mare  c.  236.  art.  3.     Pardessus  cours 
d.  d.  c.     T.  IL  p.  28.  —  Jacobsen  Seerecht.  S.  51  —  66. 

§.    534. 
Wenn  die  Mitrheder  einen   unter  sich   zum  dirigi- 
renden  Rheder  a)   (Besteder,   Schiffsdirector)  ernen- 
nen, so  hängen  die  Gränzen  seiner  Gewalt  zunächst  von 
der   ihm  ertheilten  Vollmacht  (Rhe derbrief)  ab.     Im 
zweifelhaften  Falle  aber  hat  er  alle  Rechte  und  Pflichten 
eines  Handlungsfaktors  und  Disponenten. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1431. 
Ist  die  Bestellung   eines   solchen  Schiffsdirectors  von 
sämmtlichen  lihedern  dem  Schiffer  bekannt  gemacht  wor- 
den,  80   ist   dieser   schuldig,    so   lange,    bis   alle  Rheder 
ihm  andere  bestlmnite  Anweisungen  erthcilen,    den  Ver- 
fügungen desselben  allein  Folge  zu  leisten. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1432. 
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a)  Danz.  Willk.  Cap.  4.  Absclm.3.  Art.  3.  —  L.  1.  §.  25. 
D.  de  exercit.  act. 

§.     535. 

So  lange  ein  Schiff  auf  der  Fahrt  begriffen  ist, 
kann  keiner  der  Interessenten  die  Aufhebung  der  Gesell- 
schaft verlangen.  Wird  jedoch  über  das  Vermögen  ei- 
nes Rheders  Concurs  eröffnet  a),  so  sind  die  übrigen 
Mitrheder  sogleich  befugt,  sich  mit  seiner  Creditmasse 
auseinanderzusetzen.  Dasselbe  findet  Statt,  wenn  der 
Fall  eintritt,  dafs  ein  Mitrheder  von  den  übrigen  ausge- 
schlossen werden  kann. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1433—1435. 

Nach  Endigung  einer  Fahrt  steht  es  einem  jeden 
frej,  auf  den  öffentlichen  Verkauf  des  Schiffes  anzutra- 
gen, wenn  nicht  etwa  der  Contrakt  das  Gegentheil  be- 
stimmt. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1436. 

a)  Cod.  Yen.  P.  I.  T.  XI.  13. 

§.    536. 
In  allen  Fällen,  wo   ein  einzelner  Rheder  nur  seine 
Schiffsparten  verkaufen  will,    steht  den  Mitrhedern  ein 
gesetzliches  Vorkaufsrecht  zu  o). 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1437.  cf.  Th.  I.  tit.  20.  §.  573. 
Nach  den  Preufsi sehen  Gesetzen  müssen  sie  sich 
aber,  bei  Verlust  ihreg  Rechts,  binnen  drei  Tagen, 
nachdem  ihnen  die  gehörige  Bekanntmachung  geschehen 
ist,  erklären,  ob  sie  den  Vorkauf  ausüben  wollen  oder 
nicht. 

A.    L.    R.  a.   a.   O.    §.   1438.       cf.    Th.   I.    tit.   20. 
§.  610  u.  f. 

Haben   die  Rheder   einen  Schiffsdirector  bestellt,    so 
ist  es  hinreichend,    wenn    die  Bekanntmachung  nur  an 
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diesen  geschieht,  und  die  Mitrheder  verlieren  durch  seine 
Versäumnifs  ihr  Vorkaufsreclit. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1439. 
Ist  der  Verkauf  ohne  gehörige  Bekanntmachung,  oder 
vor  Ablauf  der  dreitägigen  Frist  geschehen,  so  steht  den 
Mitrhedern    das   Rückforderungsrecht   binnen    vier 
Wochen  zu. 

A,  L.  R.   a.  a.   O.    §.    1440.      cf.   Th.    I.   tit.  20. 
§.  631  u.  f. 

Machen  mehrere  Mitrheder  auf  die  Ausübung  des 
Vorkaufsrechts  Anspruch,  so  hat  derjenige  den  Vorzug, 
welcher  sich  dazu  bei  dem  competenten  Gerichte  zuerst 
gemeldet  hat. 

Haben  sich  mehrere  zugleich  gemeldet,  so  steht  dem 
bisherigen  Besitzer  die  Wahl  zu,  mit  welchem  unter  ih- 
nen er  sich  einlassen  wolle. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1441.  1442.     cf.  Th.  I.  tit.  17. 
§.  62. 

Ein  Mitrheder,  welcher  zugleich  zum  Schiffer  bestellt 
worden,  erlangt  dadurch  weder  in  Ansehung  des  Vor- 
kaufs, noch  sonst,  ein  besonderes  Vorrecht  vor  den  übri- 
gen Rhedern,  und  wird  in  allem,  was  die  Führung  des 
Schiffes  betrifft,  nur  einem  andern  Schiffer  gleich  ge- 
achtet. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1443.  1444. 

a)    Ueber  die  Art  und  Zeit,  binnen  welcher  dasselbe  aus-  ^ 
geübt  werden  kann,   enthalten   die  Gesetze  sehr  von  einander 
abweichende  Bestimmungen. —  Vergl.  Hans.  S.  U.  T.  3.  art.  14.  '. 
—  Schwer!.  S.  I\.  cl.  3.  c.  5.     Cod.  Yen.  P.  I.    T.  I.  n.  16. 
T.  XI.  n.  8.  u,  s.  w. 
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3)    Von    den  Rechten    und  Verbindlichkeiten 
zwischen  den  Rhedern  und  dem  Schiffer. 

a)    Bestellung  und  Entlassung  des  Schiffers. 
§.     537. 
Schiffer  fl)  nennt  man  denjenigen,  welchem  die  Auf- 
sicht und  Führung  des  ganzen  Schiffes  von  den  Rhedern 
übertragen  ist,  ohne  Rücksicht  auf  den  ihm  etwa  beige- 
legten besondern  Namen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1445. 
a)    Code  du  comm.  L.  II.  T.  IV. 

§.  538. 
Es  darf  Niemand  zum  Schiffer  angenommen  werden, 
der  nicht  zuvor  von  den  Schiffer- Alten  mit  Zuziehung 
eines  geschickten  Mathematikers  geprüft,  und  mit  einem 
Atteste  versehen  worden,  dafs  er  in  der  Steuermanns- 
kunst erfahren  sey,  durch  Reisen  schon  die  nöthigen 
Land-  und  Revierkenntnisse  erlangt  habe,  den  Schiffbau 
verstehe,  auch  in  den  Seerechten  und  Gebräuchen  hin- 
länglich bewandert  sey  a). 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1446. 
Die  Rheder  dürfen,  bei  eigener  Verantwortung,  kei- 
nen zum  Schiffer  bestellen  oder  behalten,  der  zur  W^ahr- 
nehmung  seiner  Pflichten  untüchtig  ist.  Auch  dürfen  sie 
einen  Schiffer,  der  bereits  ein  Schiff  geführt  hat,  nicht 
eher  annehmen,  als  bis  die  Entlassung  aus  seinem  vori- 
gen Dienste  gehörig  nachgewiesen  ist  5). 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1447.  1448. 

a)  Danz.  Willk.  Cap.  4.  Abschn.  5.  Art.  4.  —  Pardes- 
sus  a.  a.  O.  T.  II.  S.  32  u.  f.  —  Jacobsen  a.  a.  O.  S.  110 
—  115. 

&)   Russische  Ordo.  Th.  I.  Hauptst.  13. 
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§.    539. 

Zur  Verbütung  alles  Streites  mufs  mit  dem  Schiffer 
"wegen  der  Heuer  und  anderer  Bedingungen  ein  schrift- 
licher Conlraktö)  geschlossen  werden. 

Unter  Abwesenden  vertritt  die  zwischen  den  Schif- 
fern und  den  Rhedern  oder  deren  Bevollmächtigten  ge- 
führte Correspondenz  die  Stelle  des  Contrakts.  So  weit 
aus  dieser  ein  Anderes  nicht  entnommen  werden  kann, 
wird  vermuthet,  dafs  der  neue  Schiffer  in  den  Contrakt 
des  vorigen  getreten  sey. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1450  —  1452. 

Bei  dem  Mangel  eines  schriftlichen  Contrakts  treten 
die  allgemeinen  Vorschriften  (A.  L.  R.  Th.  I.  tit.  5. 
§.  155  u.  f.)  ein;  und  in  so  weit  es  dabei  auf  eine 
mündliche  Abrede  ankommt,  wird  der  Schiffer  zu  deren 
eidlichen  Bestärkung  gelassen. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1453. 

a)   Russische  Ordn.  Th.  I.  H.  IL  17.  18. 

§.     540. 

Hat  sich  Jemand  zum  Schiffer  annehmen  lassen,  der 
die  zur  Schifffahrt  nöthigen  Kenntnisse  nicht  besitzt,  so 
sind  die  Rheder  an  den  Contrakt  nicht  gebunden. 
Der  Schiffer  ist  vielmehr  zur  Rückgabe  alles  Empfange- 
nen und  zum  Ersatz  alles  Schadens  verpflichtet,  und  hat 
aufserdem  eine  willkührliche  Gefängnifsstrafe  verwirkt  ä). 

Entlassen  aufser  diesem  Falle  die  Rheder  den  Schif- 
fer vor  Ablauf  der  im  Contraklc  bestimmten  Zeit,  ohne 
hinreichend  erhebliche  Ursachen,  so  müssen  sie  ihn  voll- 
kommen schadlos  halten  b),  und  es  soll  ihm  aufserdem 
auf  ihre  Kosten  ein  gerichtliches  Attest  über  seine  Un- 
schuld erlheilt  werden. 
,         A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1454-^1457. 
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o)  Vcrgl.  V.  Martcns  a.  a.  O.  S.  176.  —  Pardessus 
T.  II.  p.  35. 

b)  Code  du  comm.  L.  11.  art.  218.  bestimmt  das  Gegen- 
theil. 

6)     Pflichten    des    Schiffers, 
a)     Gegen   die   Rheder    im    Allgcrocincn. 

§.     541. 

Sobald  dem  Schiffer  das  Schiff  übergeben  ist,  mufs 
er  die  Beschaffenheit  desselben  und  der  Schiffsgeräthe 
genau  untersuchen,  die  darin  entdeckten  Mängel  den 
Khedern  anzeigen,  und  wenn  sie  nicht  am  Orte  gegen- 
wärtig sind,  für  deren  schleunige  Abhülfe  sorgen  ff). 

Wird  von  den  am  Orte  gegenwärtigen  Rhedern  die 
nöthige  Ausbesserung  gar  nicht,  oder  nicht  hinreichend 
vorgenommen ,  so  mufs  er  der  Admiralität  u.  s.  w.  davon 
sofort  Anzeige  machen,  widrigenfalls  er  für  allen  Schaden 
haftet. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1458  —  1460. 

a)  Russ.  Ordn.  Th.  I.  H.  II.  n.  20.  —  Code  du  comm. 
L.  II.  art.  225.  232.  —  Danziger  Willk.  Cap,  4.  Abschn.  5. 
art.  12. 

§.     542. 

Der  Schiffer  hat  die  Veqiflichtung,  in  allen  Schiffsge- 
schäften den  Vortheil  der  Rheder  möglichst  zu  be- 
fördern, und  allen  besorglichen  Nachtheil  nach  seinen 
Kräften  abzuwenden.  Er  haftet  dabei  für  alle  Versehen, 
welche  ein  vorsichtiger  und  erfahrener  Schiffer  sich  nicht 
würde  haben  zu  Schulden  kommen  lassen. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1461.  1462. 

In  wichtigen  Fällen,  wo  Schiff,  Ladung  und  Men- 
schen in  Gefahr  stehen,  mufs  er  mit  seinen  Schiffsleuten 
Schiffsrath  halten;  zu  seiner  Deckung  ist  es  jedoch 
hinreichend,    wenn  er  den  Steuermann,   Hochbootsmann 
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und  Zimmermann  dazu  gezogen  bat.  Fehlt  einer  von 
diesen,  so  mufs  er  an  dessen  Stelle  wenigstens  einen  an- 
dern erfahrenen  Schiffsmann  zuziehen  a). 

Der  Schiffer  ist  zwar  an  den  Schiffsrath  nicht  gebun- 
den, wenn  er  aber  demselben  ohne  erhebliche,  von  ihm 
klar  zu  erweisende,  Gründe  zuwider  handelt,  so  macht 
er  sich  wegen  des  daraus  entstehenden  Schadens  verant- 
wortlich. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1463  —  1466. 
Vor  beendigter  Reise  darf  der  Schiffer,  ohne  Geneh- 
migung der  Rheder,  das  Schiff  nicht  verlassen  b). 

Selbst  in  dem  Falle,  wenn  er  nur  auf  eine  bestimmte 
Zeit  gedungen  worden,  und  die  Reise  binnen  dieser  Frist 
nicht  beendigt  werden  kann,  mufs  er  dennoch  das  Schiff 
an  den  Ort  seiner  Bestimmung  abliefern. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1467.  146S. 
Wird  er  durch  Krankheit  oder  andern  Zufall  an 
der  Fortsetzung  der  Reise  verhindert,  so  mufs  er  den 
Rhedern  davon  Nachricht  geben,  und  deren  Verfügung 
abwarten.  Kann  jedoch  die  Fortsetzung  der  Reise  bis 
zum  Eingange  dieser  Verfügung  nicht  verschoben  wer- 
den, so  ist  er  berechtigt,  einem  Andern  an  seiner  Stelle 
die  Führung  des  Schiffes  aufzutragen,  und  er  haftet  für 
die  Handlungen  eines  solchen  Substituten  nur  in  so  fern, 
als  er  bei  dessen  Auswahl  ein  mäfsiges  Versehen  began- 
gen hat. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1469  —  1471. 

a)  Cod.  Ven.  P.  II.  T.  VIII.  1. 

b)  Danz.  Willk.  Cap.  4.  Abschn.  5.  Art.  6. 

(f)     Bei  der  Ladung  der  ScluTfer. 

§.     543. 
Bevor  ein  Schiffer  Ladung  einnimmt,  mufs  er  gehö- 
rig 
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rig  untersuchen,  ob  das  Schiff  zu  der  beabsichtigten 
Reise  hinreichend  ausgerüstet  sey.  Finden  sich 
dabei  Mängel,  so  mufs  er  nach  den  obigen  Vorschriften 
verfahren. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1472.  1473. 
Wird  ermittelt,  dafs  ein  Schiffer  Ladung  eingenom- 
men habe,  obgleich  das  Schiff  nicht  hinreichend  ausgerü- 
stet gewesen,  so  haftet  er  sowohl  den  Rhedern  und  Be- 
frachtern, als  den  Versicherern  für  allen  Schaden,  und 
wird  aufserdem  nach  Umständen  bestraft. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1474. 
Er  mufs  vorzüglich  Sorgfalt  auf  die  gehörige  Be- 
ladung des  Schiffes  richten,  und  besonders  darauf  se- 
hen, dafs  dasselbe  nicht  zu  leicht  geladen  oder  überladen 
sey.  Versäumt  er  die  in  dieser  Beziehung  erlassenen 
speciellen  Vorschriften,  so  haftet  er  für  allen  Schaden. 

In  allen  Fallen,  wenn  auch  kein  Schaden  geschehen 
ist,  mufs  der  Schiffer  den  doppelten  Betrag  der  bedun- 
genen Fracht  für  jede  zu  viel  eingenommene  Last  zur 
Schiff  er- Armenkasse  als  Strafe  entrichten. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1475  —  1484. 
Ein  Schiffer,  der  von  einem  unbekannten  oder  unsi- 
chern  Befrachter  Güter  an  Bord  nimmt,  deren  Quahtät 
er  nicht  genau  kennt,  haftet  für  den  Schaden,  der  aus  der 
verborgenen  Qualität  entsteht.  Dasselbe  gilt,  wenn 
er  ohne  EinwiHigung  der  Rheder  und  Befrachter  Con- 
trebande  oder  andere  dergleichen  Güter  ladet,  welche 
das  ganze  Schiff  und  die  übrige  Ladung  in  Gefahr 
setzen  a).  Ferner  wenn  er  in  Kriegszeiten  Güter  ein- 
nimmt, deren  äufsere  Beschaffenheit  eine  unrichtige  An- 
gal;>e  des  Befrachters  vermuthen  läfst.  Ohne  Genehmi- 
gung der  Rheder  darf  der  Schiffer  keine  Waaren  für 
eigene  Rechnung,   auch  nicht  in  der  Cajüte  mitneli- 
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luen,  widrigenfalls  er  den  vierten  Theil  des  Werths  der 
mitgenommenen  Waaren  den  Rhedern  als  Strafe  ent- 
richtet. 

An  ihm  etwa  zugestandenen  Kaplaken  5),  Schrei- 
begeld  etc.  darf  er  nicht  mehr  als  den  30sten  Theil 
der  Fracht  nehmen,  widrigenfalls  er  den  doppelten  Betrag 
des  Erhaltenen  zur  Strafe  an  die  Schiffer-Armenkasse 
erlegen  mufs.  Auch  darf  er  um  solcher  Vortheile  willen 
keine  gute  Fracht  ausschlagen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1514—1518.     Cabinets  -  Ordre 
vom  10.  Aug.  1808.     Mathis  Bd.  6.   S.  471. 

a)  V.  Martens  a.  a.  O.   S.  177. 

b)  Cod.  Ven.    P.  I.  T.  XI.  25.  26. 

y)     Auf  der  Reise. 

§.     544. 

Was  die  Führung  des  Schiffes  betrifft,  so  darf 
der  Schiffer  nach  beendigter  Ladung  nicht  ohne  be- 
sondere Nothwendigkeit  vom  Schiffe  gehen. 
Während  seiner  Abwesenheit  mufs  er  die  Aufsicht  über 
das  Schiff  dem  Steuermann  auftragen.  Beide  dürfen  sich 
also  nie  zu  gleicher  Zeit  vom  Schiffe  entfernen, 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1488  —  1490. 

Der  Schiffer  darf  nicht  ohne  Noth,  in  welchem  Falle 
er  den  Rhedern  sogleich  Nachricht  zu  geben  hat,  den 
ihm  vorgeschriebenen  Cour s  ändern,  oder  in  andere,  als 
ihm  bestimmte  Häfen  einlaufen,  widrigenfalls  er  für  allen 
daraus  entstehenden  Schaden  haftet  «).  Ist  ihm  kein 
Cours  vorgeschrieben,  so  mufs  er  den  nächsten  und  si- 
chersten Weg  zum  Orte  seiner  Bestimmung  nehmen. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1491  —  1493. 

a)    Cod.  Ven.  P.  I.  T.  II.  27- 
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§.  545. 
Segelt  er  unter  Coiivoy  oder  errichteter  AdmiraU 
schaff,  so  darf  er  dieselbe  nicht  ohne  Nolh  verlassen,  wi- 
drigenfalls er  den  Rhedern  und  Befrachtern  wegen  eines 
jeden  Verlustes,  der  durch  Haltung  der  Adniiralschaft 
Teriuieden  worden  wäre,  so  wie  den  übrigen  Schiffen 
wegen  seines  etwaigen  Kostenbeitrages  haftet, 
A.  L.  R.  a.  a.  O.   §.  1494.  1495. 

§.  546. 
Jeder  Schiffer  ist,  bei  eigener  Vertretung,  verpflich- 
tet, er  mag  unter  Segel  oder  vor  Anker  seyn,  bei  Nacht 
die  Schiffsleuchte  aufzustecken,  auch,  wenn  er  vor 
Anker  liegt,  über  demselben  den  sogenannten  W^ acht  er 
befestigen  und  schwimmen  zu  lassen. 

'  Aufser  dem  höchsten  Nothfalle  darf  er  nicht  ohne 
die  Einnehmung  der  bestellten  Lootsen  ein-  und  aus- 
segeln ä). 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1496.  148^7. 
a)     Russ.  Ordü.  Th.  I.  H.  2.  nr.  42. 

§.  547. 
Läuft  er,  nach  der  Abfahrt  von  dem  Ladungsplatze, 
in  einen  Hafen  ein,  wo  ein  ihm  bekannt  gemachter  Be- 
vollmächtigter der  Rheder  sich  befindet,  so  mufs  er  sich 
bei  diesem  unverzüglich  melden,  und  ohne  Vorwissen  und 
Einwilligung  desselben  nichts  von  Erheblichkeit  unter- 
nehmen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1498. 

§.  548. 
Ist  der  Schiffer  an  einem  fremden  Orte,  wo  keine 
Bevollmächtigte  der  Rheder  sich  befinden,  zur  Fortsetzung 
der  Reise  Gelder  aufzunehmen  genöthigt,  so  mufs  er 
dieselben  darlehnsweise  auf  die  möglichst  besten  Be- 
dingungen zu  erhalten  suchen.      Gelingt  ihm  dies  nicht, 
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so  mufs  er  sich  die  benölhigton  Gelder  auf  Bodinerey 
(s.  unten)  zu  verschaffen  bemühet  seyn.  Gelingtdies 
ebenfalls  nicht,  so  steht  es  ihm  frei,  von  den  geladenen 
Waaren  oder  von  den  entbehrlichen  Schiffsgeräthschaften 
so  viel  als  zur  Bestreitung  solcher  Ausgaben  unumgäng- 
lich nothwendig  ist,  zu  verpfänden  oder  zu  ver- 
äufsern. 

In  allen  diesen  Fällen  mufs  er  aber  die  Umstände, 
welche  ihn  in  Yerlegenheit  setzen,  dem  Seegerichte  des 
Orts,  wo  er  vor  Anker  liegt,  anzeigen,  dieselben,  nebst 
dem  Steuermanne  und  zweien  Schiffsleuten,  eidhch  er- 
härten, und  ein  Instrument  darüber  errichten  lassen.  Ver- 
nachlässigt er  diese  Vorschrift,  so  mufs  er,  wenn  dem- 
nächst die  Rheder  oder  die  Befrachter  die  Nothwendig- 
keit  des  Darlehns  oder  der  Veräufserung  nicht  anerken- 
nen wollen,  dieselbe  vollständig  erweisen,  und  soll  zum 
ErfüUungseidc  darüber  nie  gelassen  werden. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1499  —  1503. 

^.  549. 
Der  Schiffer  hat  die  Verpflichtung,  die  Rheder,  so 
viel  als  möglich,  von  allen  auf  der  Reise  sich  ereignen- 
den erheblichen  Vorfällen  zu  benachrichtigen.  Be- 
sonders mufs  er  ihnen  die  Ankunft  und  Abreise,  Fracht- 
schliefsung  über  Waaren  und  Personen,  Ablieferung  der 
Fracht  und  Frachtgelder,  das  Einlaufen  in  einen  Noth- 
hafen  u.  dgl.  m.  bei  erster  Gelegenheit  melden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.   §.  1504.  1505.  ^ 

§.  550. 
lieber  die  ganze  Reise  mufs  er  ein  ricluigcs  und  voll- 
ständiges Tagebuch  a)  selbst  führen,  oder  durch  den 
Steuermann  führen  lassen.  Es  müssen  darin  alle  merk- 
würdige, vor,  während  und  nach  der  Reise  geschehenen 
Vorfälle    verzeichnet  werden.     Das   Tagebuch   mufs    so 
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geführt  seyD,  dafs  es  auf  Verlangeu  eidlich  erhärtet  wer- 
den kann.  Innerhalb  24  Stunden  nach  ihrer  Ankunft 
müssen  sie  dasselbe  dem  Seegerichte  des  Loosungs- 
platzes,  wenn  aber  die  Beschaffenheit  der  Gewässer  eine 
frühere  Brechung  der  Ladung  nolhwendig  macht,  dem 
Gerichte  des  Vorhafens,  im  Original  übergeben.  Ist 
das  Tagebuch  nicht  gehalten,  oder  nicht  gehörig  fortge- 
führt, so  haften  Schiffer  und  Steuermann,  wenn  der  Feh- 
ler aus  Nachlässigkeit  entstanden  ist,  für  allen  Schaden, 
und  müssen  den  vierten  Theil  der  verdienten  Heuer  als 
Strafe  entrichten.  Bei  ausgemitteltem  bösen  Vorsätze  aber 
werden  sie  als  Verfälscher  bestraft. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1506  — 1513. 

a)     Code  du  comm.   L.  II.  art.  224. 

<iy     Nach    geendigter  Reise. 

§.  551. 
Nach  geendigter  Reise  ä)  mufs  der  Schiffer  genaue 
Rechnung  legen  5).  Hat  er  etwas  unterschlagen,  so 
leistet  er  doppelten  Ersatz  und  wird  als  Betrüger  be- 
straft. Dasselbe  findet  Statt,  wenn  er  zum  Nachheil  der 
Rheder  oder  Versicherer  mit  Schiffshandwerkern  oder 
Lieferanten  im  Einverständnisse  steht. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1519—1521. 

a)  Auch  während  der  Reise  mufs  er  auf  Verlangen  Aus- 
kunft über  Einnahme  und  Ausgabe  erlheilen. 

b)  V.  Martens  a.  a.  O.  S.  179.  —    Russ.  Ordn.  Th.  L 
H.  Vm.  166. 

c)    Verpflichtung  :der    Rheder    durch    die   Handlungen 

dos  Schiffers. 

§.     552. 
Ohne  ausdrückliche  Einwilligung  der  Rheder  ist  der 
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Schiffer  zum  Verkaufe  des  ganzen  Schiffes  aus 
freier  Hand  nicht  ermächtigt.  Wird  er  durch 
besondere  Umstände  nöthig,  so  mufs  der  Schiffer  diese 
dem  Gerichte  anzeigen,  eine  Taxe  durch  vereidete  Sach- 
verständige aufnehmen  lassen,  und  den  Verkauf  durch 
öffentliche  Licitation  veranstalten,  widrigenfalls  er  den 
"Werth  des  Schiffes  zur  Zeit  der  Abfahrt  bezahlen  mufs, 
wenn  er  nicht  die  Nothwendigkeit  oder  Nützlichkeit  des 
Verkaufs  vollständig  darlhun  kann. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1522  —  1524. 

Hinsichtlich  anderer  von  dem  Schiffer  während  der 
Reise  wegen  des  ihm  untergebenen  Schiffes  eingegange- 
nen Verbindlichkeiten  haften  die  Rheder  wie  die 
Handlungseigenthümer  für  die  Unternehmungen  ihrer 
Faktoren.  Der  Vorwand,  dafs  der  Schiffer  die  Voll- 
macht überschritten,  findet  nicht  Statt  a). 

Für  den  durch  die  Schuld  des  Schiffers  verursachten 
Schaden  haften  sie  tn  subsidwm,  können  sich  aber  da- 
von durch  Abtretung  ihrer  Schiffsparte  befreien,  d.  h. 
ßo  lange  das  Schiff  noch  nicht  aufs  neue  in  See  gegan- 
gen ist. 

Für  die  Vergehungen  des  Schiffers  haften  die  Rhe- 
der nur  so,  wie  ein  Principal  für  die  Vergehungen  des 
Faktors  b).  Es  findet  aber  dann  die  Abtretung  des  Schif- 
fes nicht  Statt. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1525-^1533. 

a)  Weil  der  Credit,  welcher  hesonders  in  fremden  Häfen 
und  Seeplatzen  einem  ScliKTer  gegeben  wird,  der  Regel  nach, 
niclit  auf  seine  Person,  sondern  auf  das  ihm  anvertraute  Schiff 
gerichtet  ist,  und  ein  Auswärtiger  die  Gelegenheit  nicht  hat, 
von  den  besonderen  Verhältnissen,  in  welchen  der  Schiffer  mit 
den  Khcdern  steht,  sich  in  kenntnlfs  zn  sel/-en. 

*)     Pardessus  T.  JI.  p.  7(J  u.  f. 
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//)     Von   dem  Verlial Inisse   zwischen    dem  Sclilf- 
fer  und  dem  ScliifTsA  olke  a). 

1)    Annahme  des    Schiffs  Volkes. 
§.    553. 
Das  Verhältnifs  des   Schillsvolks   gegen  den  SchilTcr 
correspondirt  dem  des  Gesindes  gegen  seine  Dienstherr- 
schaft^). 

Der  Schiffer  ist  verpflichtet,  ehe  er  in  See  geht,  mit 
dem  Scliiffsvolke  einen  schriftlichen  Vertrag,  d.  h.  eine 
sogenannte  Musterrolle  zu  errichten.  Die  Heuer 
kann  entweder  monatweise,  oder  für  die  Reise  über- 
haupt in  Pausch  und  Bogen  bedungen  werden. 

Ein  Schiffsraann,  der  sich  an  zwei  Schiffer  zugleich 
verheuert,  soll  die  Hälfte  der  vom  letztern  versprochenen 
Heuer  als  Strafe,  zum  Besten  der  See-Armen  entrichten. 
Ebenso  ist  der  Schiffer  zu  bestrafen,  der  einen  schon 
von  einem  Andern  gemietheten  Seemann,  ungeachtet  ihm 
dies  bekannt  ist,  in  Dienste  nimmt.  Ein  Schiffsmann, 
der  mit  der  empfangenen  Heuer  entläuft,  oder  sich  ver- 
borgen hält,  um  dem  übernommenen  Dienste  sich  zu 
entziehen,  wird  als  Dieb  bestraft. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1534  —  1542. 
a)  Code  dii  comm.  L.  U.  T.  V.  —  Die  auf  Stromfahr- 
zeugen dienenden  gemeinen  Arbeiter  stehen  weder  in  dem 
Verhältnisse  noch  unter  der  Disciplin  der  eigentlichen  Matro- 
sen auf  Seeschiffen,  sondern  sind  nur  als  Knechte  anzusehen, 
■welche  zum  Betriebe  eines  besondern  Gewerbes  angenommen 
worden,  also  den  Best,  der  Ges.  Ordnung  vom  8.  Nov.  18 10 
unterworfen  und  es  ist  namentlich  beim  Antritt  ihres  Dien- 
stes die  Beibringung  der  vorschriftsmäfsigen  Legitimalionen 
erforderlich.  Ucscr.  des  Dcparh  der  allgcm.  Polizey  vom 
21.  Jan.  1811.  v.  Kamplz  Ann.  Bd.  10.  S.  788.  789. 
h)    Pardessus  T.  H.  p.  85  u.  f. 
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2)    E.ntlassuiig  des  Schiffsvolkcs. 
§.    554. 

Ein  ScIiifFsmann,  der  auf  der  Reise  untüchtig  «) 
befunden  wird,  ist  seiner  rückständigen  Heuer  verlustig? 
und  wird  mit  einer  willkührlichen  Leibesstrafe  belegt. 
Will  der  Schiffer  einen  ausgetretenen  Schiffsmann 
nicht  wieder  annelimen,  so  mufs  der  letztere  alles  an 
Handgeld  und  Heuer  Empfangene  zurückgeben,  auch  mit 
einer  Leibesstrafe  belegt  werden. 

Findet  ein  Schiffsmann  Gelegenheit,  selbst  als  Schif- 
fer versetzt  zu  werden,  voder  sich  vor  der  Abreise  zu 
verheirathen,  so  raufs  er  auch  noch  vor  vollendeter 
Reise  gegen  Herbeischaffung  eines  tüchtigen  Substitu- 
ten entlassen  werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1544—1551. 

Verabschiedet  der  Schiffer  einen  Schiffsmann  ohne 
rechtlichen  Grund,  so  mufs  er  ihm,  sobald  es  vor 
der  Reise  geschieht,  die  halbe  Heuer,  oder  wenn  mo- 
natweise gedungen  ist,  einen  doppelten  Monatssold  ent- 
richten. 

Geschieht  aber  die  Verabschiedung  während  der 
Reise,  so  gebührt  dem  Verabschiedeten,  aufser  den  Ko- 
sten zur  Rückreise,  die  ganze  in  Pausch  und  Bogen  be- 
dungene Heuer,  oder  wenn  monatweise  gedungen  ist, 
ein  viermonatlicher  Sold. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1552.  1553. 

Mufs  ein  Schiilsmann,  nocli  vor  angetretener  Reise, 
wegen  eines  Zufalls  abgedankt  werden,  der  ihn  ohne 
seine  Schuld  zum  Dienste  untüchtig  macht,  so  kann 
er,  nacli  Verscliiedenheit  des  Abkommens,  den  vierten 
Thcil  der  Heuer  oder  den  Sold  eines  Monats  fordern. 
Ereignet  sich  der  Fall  während  der  Reise,  so  mufs  der 
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Schiffer  die  Verpflegungs-,  Heilungs-   und  Rückkehrko- 
stcu  für  den  Schiffsmann  bezahlen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1554.  1555.   cf.  §.  1556. 

Einen  in  Geschäften  seines  Dienstes  verwunde- 
ten oder  beschädigten  Schiffsmann  mufs  der  Schiffer, 
auf  der  Rheder  Kosten ,  heilen  und  verpflegen  lassen  6). 
Auch  für  einen  durch  eigene  Schuld  erkrankten  oder 
sonst  beschädigten  Schiffsmann  mufs  der  Schiffer  so  lange 
sorgen,  bis  er  ihn  an  ein  bewohntes  Land  aussetzen 
kann;  die  Auslagen  kommen  jedoch  dann  von  der  noch 
rückständigen  Heuer  in  Abzug. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1557.  1559.  cf.  §.  1560. 

Stirbt  ein  Schiffsmann,  bevor  mit  der  Ladung  ange- 
fangen ist,  so  können  dessen  Erben,  nach  Verschieden- 
heit des  Abkommens,  den  vierten  Theil  der  Heuer  oder 
den  Sold  für  einen  Monat  fordern.  Stirbt  er  während 
der  Hinreise,  so  gebührt  den  Erben,  nach  Verschieden- 
heit des  Verdungs,  die  halbe  Heuer  oder  ein  doppelter 
Monatssold,  und  wenn  er  auf  der  Rückreise  stirbt,  die 
ganze  Heuer  oder  ein  viermonatlicher  Sold.  Der  Schif- 
fer kann  aber  davon  die  dem  Verstorbenen  gegebenen 
Vorschüsse  und  die  ausgelegten  Begräbnifskosten  in  Ab- 
zug bringen. 

Der  Wittwe  eines  bei  der  Vertheidigung  des  Schiffes 
getödteten  oder  an  seinen  Wunden  gestorbenen  Schiffs- 
maunes  mufs  in  jedem  Falle  doppelte,  andern  Erben  hin- 
gegen die  einfache  Heuer  gezahlt  werden.  Davon  wird 
blofs  in  Abzug  gebracht,  was  der  verstorbene  Schiffs- 
mann auf  die  bedungene  Heuer  schon  bei  seinem  Leben 
erhalten  hat. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1561-1566. 

a)     Knrs.  Ordn.  Th.  I.  H.  IL  nr.  39- 
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b)    Russ.  Ordn.  Th.  I.  H.  II.   nr.  107.  —     Danz.  Willk. 
Cap.  4.  Abschn.  6.  Art.  12. 

3)    Rechte   desselben   wegen   der   Heuer. 

§.     555. 

"Wird  die  Reise  auf  Veranlassung  der  Rheder  oder 
durch  Arrestlegung  ganz  rückgängig,  so  gebührt  dem 
Schiffsvolke  die  halbe  Heuer,  oder  wenn  monatweise 
gedungen  ist,  zweimonatlicher  Sold.  Wird  aber  das 
Schiff,  ohne  Verschulden  der  Rheder,  oder  des  Schiffers, 
durch  höhere  Macht,  oder  unvermuthete  Kriegs-  oder 
Räubergefahr,  in  See  zu  gehen  verhindert,  so  kann  das 
Schisffvolk  aufser  dem  Handgelde  nur  die  Heuer  des  lau- 
fenden Monats,  oder  wenn  dieselbe  für  die  ganze  Reise 
in  Pausch  und  Bogen  bedungen  worden,  eine  verhällnifs- 
mäfsige  Vergütung  für  die  wirldich  geleisteten  Dienste 
fordern  ä). 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1568.  1569.  cf.  §.  1570. 

Wird  die  Reise  ohne  Zuthun  des  Schiffers  oder  Rhe- 
ders  verzögert,  so  gebührt  dem  Schiffsvolke,  wenn  je- 
ner dasselbe  behalten  will,  während  dieses  Aufenthaltes 
nur  der  halbe  Monatssold,  oder  wenn  es  auf  die  ganze 
Reise  gedungen  ist,  eine  billige  Verbesserung.  Eine  ver- 
hältnifsmäfsige  Zulage  oder  unverkürzte  Zahlung  des  Mo- 
natssoldes  gebührt  dagegen  dem  Schiffsvolke,  wenn  die 
Antretung  der  Reise  durch  das  Zulhnn  der  Rheder  oder 
des  Schiffers  verzögert  wird. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1571.  1572. 

Wird  die  Reise  nicht  vollendet,  so  mufs  das 
Schiffsvolk,  auf  Kosten  der  Rheder,  frei  nach  dem  be- 
stimmten Kelourplalze  zurückgeschafft,  und  demselben  die 
Heuer  entrichtet  werden.  Wird  das  Schiff  genommen, 
oder   geht  es  sonst  durch  Zufall  ganz  verloren;   so  kann 
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das  Schiffsvolk  keinen  weitern  Anspruch  machen;  wird 
jedoch  das  Schiff  oder  ein  Theil  der  Ladung  wieder  frei 
gegeben,  oder  von  dem  verunglückten  Schiffe,  dessen 
Geräthschaften  oder  Waaren  etwas  geborgen,  so  mufis 
davon  zuvörderst  das  Bergelohn  abgezogen  werden. 

Wird  die  Reise  durch  einen  anderen  Zufall  abgebro- 
chen, so  mufs  das  Schiffsvolk,  aufser  der  freien  Rück- 
reise, wenn  monatweise  gedungen  worden,  sich  mit  der 
Heuer  des  laufenden  Monats,  und  wenn  in  Pausch  und 
Bogen  gedungen  ist,  mit  so  viel  an  Heuer  begnügen,  als 
im  Verhältnifs  gegen  die  ganze  Reise  für  verdient  zu 
achten  ist. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1573.  1575—155.  cf.  §.1574. 

Wird   die  Reise  durch   eine  Veränderung  des  Cour- 
«es   oder   der   Bestimmung  des  Schiffes   abgekürzt,    so 
mufs    die  in  Pausch  und  Bogen  bedungene  Heuer  den- 
noch vollständig  gezahlt  werden. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1580, 

Wird  die  Reise  ohne  Schuld  und  Zuthun  des  Schif- 
fers verlängert,  so  kann  das  in  Pausch  und  Bogen  ge- 
dungene Volk,  aufser  der  gewöhnlichen  Verpflegung, 
keine  Vermehrung  der  Heuer  verlangen.  Es  gebührt 
ihm  jedoch  in  solchem  Falle  dann  eine  billige  Entschädi- 
gung, wenn  dergleichen  Unglücksfälle  als  grofse  Haverei 
vergütet  werden. 

Wird  dagegen  die  Reise  durch  Zuthun  des  Schiffers 
verlängert,  so  ist  das  Schiffsvolk  eine  verhältnifsmäfsige 
Erhöhung  der  in  Pausch  und  Bogen  bedungenen  Heuer 
zu  fordern  berechtigt. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1581  —  1587. 

ISach  vollendeter  Reise  darf  das  Schiffsvolk  nicht  eher 
abgehen,  als  bis  die  Waaren  ausgeladen,  die  Segel  ab- 
genommen, das  Schiff  an  Ort  und  Stelle  gebracht,  auch 
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wasserfest  gemacht  worden.  Verzögert  aber  der  Schiffer 
die  Losung  zur  Ungebühr,  so  mufs  er  dem  Volke  die 
Kost,  und  das  am  Losungsorte  gewöhnliche  Wartegeld 
entrichten.  Dazu  ist  er  auch  verpflichtet,  wenn  die  Zah- 
lung der  rückständigen  Heuer  von  ihm  verzögert  wird. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1617  —  1619. 

a)  Pardessus  T.  IL  p.  92  ii.  f.  —  Nach  den  Bestim- 
mungen des  Cod.  Yen.  P,  IL  T.  IV.  8.  erhält  das  Schiffsvolk 
iu  dergleichen  Fällen  gar  nichts. 

4)     Pflichten   des  Schiffsvolkesa). 

§.     556. 

Auf  den  ersten  Befehl  des  Schiffers  mufs  das 
Schiffsvolk  sich  auf  das  Schiff  begeben,  zu  welchem  es 
gedungen  worden.  Ist  das  Schiff  segelfertig,  so  darf  kei- 
ner von  den  Schiffsleuten,  auch  bei  Tage,  ohne  des 
Schiffers  ausdrückliche  Erlaubnifs,  ans  Land  gehen. 

Es  mufs  auf  Befehl  des  Schiffers  jederzeit  gehörig' 
Wache  halten,  widrigenfalls  es  für  allen  Schaden 
haftet,  und  mit  einer  nachdrücklichen  Leibesstrafe  belegt 
wird. 

Die  Schiffsleute  dürfen  ohne  Erlaubnifs  des  Schiffers 
nicht  das  Geringste  anWaaren  ein-  oder  ausladen.  Für 
eigene  Rechnung  dürfen  sie  nur  so  viel  unveibotene 
ATS  aaren  mitnehmen,  als  sie  in  ihrer  Schlafstelle  und  Kiste 
bergen  können. 

Mängel  am   Takclwerke   etc.  müssen  sie  sogleich 
anzeigen,   oder  selbst  für  die  Ausbesserung  sorgen,    wi-    | 
drigcnfalls    sie,    besonders    aber  der  Steuer-  und  Hoch- 
boolsmann,  den  dadurch  entstandenen  Scliaden  vorzüglich 
verantworten  müssen. 

Zur  Aufsicht  über  dicWaarcn  ist  besonders  der 
Steuer-    und    Ilochbootsmann     verpflichtet.      Das 
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Schiffsvolk  mufs  beim  Einladen,  Ausladen  u.  s.  w.  alle 
Vorsicht  gebrauchen,  die  Waaren,  so  oft  es  verlangt 
wird,  umlegen  u.  s.  w.,  auch  bei  Unglücksfallen  so  viel 
als  möghch  Schiff,  Gerälhschaft  und  Güter  bergen  und 
in  Sicherheit  bringen. 

Das  Schiffsvolk  mufs  überhaupt  allen  zum  Dienste 
des  Schiffs  und  zur  Erhaltung  guter  Ordnung 
von  dem  Schiffer  getroffenen  Verfügungen  ^vilhg  Folge, 
leisten. 

In  Abwesenheit    des'   Schiffers    mufs  das  Volk 
den  Befehlen  des  Steuermanns  gehorchen. 
A.  L.  1\.  a.  a.  O.  §.  1588-1603. 
a)     Danziger  Willk.    Cap.  4.  Abschn.  6.   Art.  1  — 11. 

5)     Rechte  des  Schiffers    über   das  Schiffs- 
volk. 

§.     557. 

Der  Schiffer  ist  befugt,  das  Schiffsvolk  durch  die  er- 
fordern chen  Zwangsmittel  und  Strafen,  welche  sich 
jedoch  über  mäfsige  Züchtigung,  achttägiges  Gefängnifs, 
oder  fünf  Thaler  Geldbufse  nicht  erstrecken  dürfen,  zu 
seiner  Schuldigkeit  anzuhalten  ß).  Im  Falle  einer  Gewalt- 
thätigkeit,  Meuterei,  oder  eines  andern  schweren  Ver- 
brechens ist  er  verpflichtet,  die  Schuldigen  in  Verhaft 
bringen  zu  lassen,  dasjenige,  was  auf  die  künftige  Bestra- 
fung des  Verbrechens  Einflufs  haben  kann,  mit  Zuzie- 
hung des  Schiffsrathes,  genau  aufzunehmen,  und  mit  die- 
sen Vermerken  die  Verbrecher  den  Gerichten  des  Be- 
stimmungsortes, wenn  die  Reise  nach  einem  inländischen 
Hafen  gerichtet  ist,  in  bedenklichen  Fällen  aber  den  Ge- 
richten des  ersten  Landungsortes  zur  gebührenden  Be- 
strafung zu  überliefern. 

Alles  SchiffsYolk  ist  schuldig,  dem  Schiffer  zur  Bestra- 
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fuDg  eines  UDgehorsainen  Schiffsmannes,  so  wie  zurVer- 
baftnehniuug  eines  jeden  Verbrechers  im  Schiffe  hülfrei- 
che Hand  zu  leisten.  Wer  sich  dessen  weigert,  geht  der 
ganzen  Heuer  verlustig,  und  soll  noch  aufserdem  nach 
den  Grundsätzen  von  der  Theiluahme  an  den  Verbrechen 
Anderer  bestraft  werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1604—1616. 

a)     Cod.  Ven.  P.  I.  T.  U.  19  u.  f. 

IJ    Von    den    Ptechten   und   Verbindlichkeiten 
zwischen   den   Befrachtern  und  Schiffern. 

§.  558. 
W^er  ein  ganzes  Schiff  befrachtet,  mufs  mit  dem 
Schiffer  eine  Charte-Partie  ö)  (Certeparlie,  carta  pur- 
ata)  oder  schriftlichen  Conlrakt  errichten.  Wird  das 
Schiff  nach  Lasten  ö),  Packen  oder  Fässern  stückweise 
beladen,  und  der  Schiffer  hat  die  Fracht  mit  den  Be- 
frachtern unmittelbar  geschlossen,  so  mufs  er  ebenfalls 
einen  schriftlichen  Contrakt  mit  jedem  von  ihnen  dar- 
über errichten.  Ist  die  Fracht  durch  einen  Mäkler  ge- 
schlossen, so  mufs  dieser  die  Bedingungen  in  sein  Jour- 
nal eintragen,  und  daraus  ein  Attest  oder  sogenanntes 
Manifest  ertheilen.  Die  Charte-Partie  oder  das  Mani- 
fest mufs  enthalten:  den  Namen  des  Schiffers  und  des 
Befrachters,  *die  Beschreibung  des  Schiffes  nach  seiner 
Benennung  und  Gröfse,  die  Zeit  und  den  Ort  der  La- 
dung und  Losung,  ein  genaues  Verzeichnifs  der  gelade- 
denen  Güter,  die  bedungenen  Fracht-,  Liege-  und  Un- 
gclder. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1620—1624. 

o)    Langenbeck  Anmerkungen.  P.  IL  T.  XV.  —  Code 
du  conrni.  L.  IL  T.  VI. 
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b)     WisLyisches   Scerecht.     Art.  7.  —     Pardcssut 
T.  II.  p.  127  u.  f. 

§.     559. 

Ist  -^vegen  der  Einladiings-  und  Aiisladungsko- 
ßtcn  üichts  verabredet,  so  mufs  der  Befrachter  die 
Waaren  an  Bord  liefern,  oder  von  da  abholen 
lassen. 

Hat  ein  Schiffer  Ladung  angenommen,  ohne  schrift- 
lich Contrakt  oder  Manifest  zu  errichten,  so  mufs  er  mit 
dem  niedrigsten,  zur  Zeit  der  Ladung  üblichen,  Fracht- 
lohn sich  begnügen. 

Hat  Jemand  ohne  Vorwissen  des  Schiffers  Waaren 
an  Bord  gebracht,  so  kann  der  Schiffer  dieselben,  auf 
des  Eiuladers  Gefahr  und  Kosten,  wieder  ans  Land 
setzen,  oder  wenn  er  sie  zum  Transport  behält,  davon 
die  höchste,  am  Losungsorte  übliche,  Fracht  für  die 
Rheder  einfordern. 

Der  Schiffer  mufs  die  Waaren  nicht  eher  einladen, 
bis  etwaigen  Mängeln  hinsichtlich  der  Verwahrung 
derselben  von  den  Befrachtern  abgeholfen  ist. 

Ist  eine  Zeit,  binnen  welcher  die  Ladung  erfolgen 
soll,  nicht  bestimmt,  so  mufs  der  Befrachter  das  Gut,  auf 
des  Schiffers  Verlangen,  spätestens  am  dritten  Tage  an 
Bord  liefern. 

Die  angefangene  Ladung  mufs,  in  Ermangelung  be- 
sonderer Verabredung,  bei  Schiffen  von  50  Lasten  und 
darunter  binnen  8  Tagen,  bei  Schiffen  von  50  — 100  La- 
sten binnen  14  Tagen  vollendet  seyn.  Ist  das  Schiff 
über  100  Lasten  grofs,  so  werden  auf  jede  50  Lasten  8 
Tage  zum  Laden  gerechnet. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1626  —  1637. 

Wird  binnen  der  contrakt-  oder  gesetzmäfsigen  Zeit 
dem   Schiffer  die  Ladung  nicht  angewiesen,   so  mufs  er 
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Protest  aufnehmen  lassen,    und  der  Befrachter  ist  von 
diesem  Zeitpunkte  an  verpflichtet,  dem  Schiffer  allcVer- 
säumnifskosten  zu  erstatten.     Kann  hiernächst  der  Schif- 
fer andere  Ladung  erhalten,   so  mufs  der  erste  Befrach- 
ter, aufser  den  Versäuninifskosten,  auch  den  etwa  durch 
die   niedere  Fracht    entstandenen  Verlust    dem   Schiffer 
ersetzen.     Hat  der  Befrachter  das  ganze  Schiff  bedun- 
gen, aber  gar  keine  Ladung  angewiesen,  und  der  Schif- 
fer kann  innerhalb  14  Tagen  von  der  Zeit  des  eingeleg- 
ten Protestes    an  keine    andere  Ladung  erhalten  a),   so 
mufs  ihm   der  Befrachter  die   Hälfte   der  versprochenen 
Fracht  entrichten.     Hat   der  Befrachter  nur  einen  Theil 
der  Ladung  angewiesen,   und  der  Schiffer  das  Fehlende 
binnen    14  Tagen  von  Anderen  nicht   erhalten  können, 
so  mufs  die  ganze  versprochene  Fracht  bezahlt  werden. 

Hat  der  Schiffer  auf  Stückgüter  angelegt  ä},  und  et- 
liche der  Befrachter  bleiben  mit  der  versprochenen  La- 
dung zurück,  so  darf  er,  nach  aufgenommenem  Proteste, 
bei  günstigem  Winde  nicht  länger  warten;  vielmehr  mufs 
ihm,  wenn  er  die  ausgebliebene  Ladung  nicht  nach  vor 
dem  wirklichen  Auslaufen  erhallen  kann,  die  ganze  be- 
dungene Fracht  vergütet  werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1639-1647. 
Die  Krankheit   oder  das  Absterben  des  Schif- 
fers, während  der  Ladung,  ändert  in  dem  Verhältnisse 
der  Piheder  und  Befrachter  nichts. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1648. 
Wird  das  Schiff  auf  eine  oder  die  andere  Art,  durch 
Veranlassung    des   Schiffers    oder  der  Pdied(3r,    verhin- 
dert  die  bedungene  Reise  zu  ihun,  so  müssen  letztere 
den  Befrachtern  allen  daraus  entstehenden  Schaden  ver- 
güten. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1619.  cf.  §.  1650  —  1656. 

Hat 


i 
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Hat  der  Schiffer  das  ihm  überlieferte  Gut,  ohne  die 
Einwilligung  des  Befrachters,  am  Ladungsorte  auf  ein 
anderes  Schiff  geladen,  so  mufs  er  allen  Schaden, 
IV elcher  den  \7S'aaren  auf  diesem  zuslöfst,  so  weit  als 
derselbe  den  Befrachter  trifft,  vertreten.  Von  dieser 
Vertretung  wird  er  nur  alsdann  frei,  wenn  sein  Schiff 
auf  der  bestimmten  Reise  ganz  verloren  geht.  Hat  der 
Schiffer  aus  Mangel  an  Raum  oder  sonst  durch  seine 
Schuld  einen  Theil  des  verdungenen  Gutes  zurückgelas- 
sen, so  kann  der  Befrachter  entweder  sein  Gut  zur  ei- 
genen Disposition  zurücknehmen,  oder  dasselbe  auf  Ge- 
fahr und  Kosten  des  Schiffers  nachsenden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1657—1660.  cf.  §.  1661—1664. 
Wird  ein  Schiffer  durch  Sturm,  oder  sonst  ohne  seine 
Schuld,  genölhigt,  vor  eingenommener  voller  Ladung  in 
See  zu  gehen,  so  kann  der  Eigenthümer  der  zurückge- 
lassenen Güter  keine  Schadloshaltung  fordern,  sondern 
die  bedungene  Fracht  wird  alsdann  nur  verhältnifsmäfsig 
vermindert. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1665. 
Auf  das  Verdeck  darf  der  Schiffer,  ohne  des  Be- 
frachters ausdrückliche  Einwilligung,  keine  Waaren  legen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1666. 
Ueber  die  geladenen  W^aaren  mufs  der  Schiffer  eine 
richtige  Rolle,  mit  deutlicher  Bezeichnung  der  Anzahl, 
ingleichen  der  Nummern  und  Merkzeichen  von  allen 
Packen,  Kasten,  Fässern  und  dergleichen  Stücken,  verfer- 
tigen, und  im  Schiffe  aufbewahren. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1667. 

a)  V.  Martens  a.  a.  O.  S.  189. 

b)  Cons.  d.  mare.  c.  81. 

§.    560. 
Nach  vollendeter  Ladung  erhält  jeder  Befrachter  ei- 
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V 

nen  Enipfaugschein,  Connois seinen t  a),  in  3  auch  4 
gleichlaatenden  und  von  dem  Schiffer  unterzeichneten 
Exemplaren.  Es  müssen  darin  die  "Waaren  und  deren 
Qualität,  mit  ihren  Zeichen  und  Nummern,  der  Ort  ih- 
rer Bestimmung,  der  Namen  des  Befrachters  und  Em- 
pfängers, die  bedungene  Fracht,  auch  ob  und  wie  viel 
darauf  schon  bezahlt  worden,  ausgedrückt  sejn  i).  Das 
eine  besonders  zu  bezeichnende  Exemplar  behält  der 
Schiffer,  die  übrigen  sind  dem  Befrachter  zum  Gebrauch 
zuzustellen. 

M'erden  die  Exemplare  nachher  nicht  gleichlautend 
gefunden,  so  beweiset  das  in  den  Händen  des  Schiffers 
befindliche  so  lange  wider  ihn,  bis  die  Richtigkeit  der 
Abweichung  von  einem  der  übrigen  Exemplare  auf  an- 
dere Art  dargethan  worden,  zu  seinem  Yortheile  aber 
nur  in  so  weit,  als  es  mit  den  andern  unstreitig  richti- 
gen Exemplaren  völlig  übereinstimmt. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1668—1674. 

a)  V.  Martens  a.  a.  O.  S.  188.  189.  Code  du  comm. 
L.  VII.  T.  VII.     Pardessus  T.  IL  p.  150  u.  f. 

b)  Die  Anzahl  der  Kolli  s  soll  in  den  Connolssemenls  mit 
Buchslaben  geschrieben,  und  die  leer  gebliebenen  Plätze  sollen 
durchstrichen  werden. 

§.  561. 
Sobald  der  Schiffer  seine  Abfertigung  erhalten  hat, 
60  mufs  er  mit  dem  ersten  günstigen  Winde  in  See 
gehen.  Unterläfst  er  dies,  so  mufs  er  den  Befrachtern 
für  allen  aus  seiner  Nachlässigkeit  entstandenen  Schaden 
haften. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1675.  1676. 

§.     562. 
Wird  vor   dem  Auslaufen   die  Reise  durch  Zu- 
fälle,   ohne  Zuthun   des   Schiffers    oder   der    Befrachter, 
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verhindert,    so  boren  alle  gegenseitige  Verbindlichkei 
ten  unter  ihnen  auf.      Wird  die  Reise  auf  diese  Weise 
nur  verzögert,  so  besteht  der  Contrakt  und  kein  Theil 
bat  EntschSdigungsansprüche  a). 

Entsteht  der  Aufenthalt  dadurch,  weil  ein  Theil  der 
Ladung,  wegen  verbotener  Ausfuhr,  oder  aus  andern 
Ursachen,  wider  Willen  des  Befrachters  herausgenom- 
men werden  niufs,  so  ist  dieser  schuldig,  den  Schiffer 
schadlos  zuhalten  und  den  Mitbefrachtern  für  allen  durch 
die  Versäumnifs,  oder  sonst,  erwachsenden  Nachtheil  zu 
haften,  und  auf  Erfordern  annehmliche  Sicherheit  des- 
halb zu  leisten. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1677  —  1685.     cf.  §.  1646  u.  f. 

Ist  das  Schiff  schon  auf  der  Reise  begriffen,  so  mufs 
der  Schiffer,  wenn  dergleichen  Zufälle  eintreten,  und  die 
Reise  gänzlich  unterbrechen,  in  den  nächsten  sichern 
Hafen  einlaufen,  und  den  Rhedern,  so  wie  auch  den 
Befrachtern  schleunige  Nachricht  davon  geben. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1686.     cf.  §.  1687  —  1691. 

Wird  die  Reise  durch  einen  unterwegs,  aus  Schuld 
des  Schiffers,  auf  das  Schiff  gelegten  obrigkeitlichen  Be- 
schlag verzögert  oder  ganz  verhindert,  so  ist  der  Schiffer 
den  Befrachtern  zum  Ersatz  des  aus  dieser  Versäumnifs 
entstandenen  Schadens  verhaftet.  Auch  steht  den  Befrach- 
tern in  diesem  Falle  frei,  die  Ladung  auf  Gefahr  und 
Kosten  des  Schiffers  zu  losen,  und  durch  ein  anderes 
Schiff  an  den  Bestimmungsort  bringen  zu  lassen«  Ist 
dergleichen  Aufenthalt  durch  die  Schuld  eines  Befrach- 
ters entstanden,  so  haftet  er  dem  Schiffer  und  den  Mit- 
befrachtern für  allen  Schaden. 

Ist  das  Schiff  von  der  Obrigkeit,  ohne  Schuld  des 
Schiffers  und  der  Befrachter,  in  Beschlag  genommen  oder 
aufgehalten  worden,  ßo  müssen  beide  Theile  die  Bcfrei- 
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ung  abwarlen,  ohne  dafs  einer  von  dem  andern  deshalb 
Entschädigung  fordern  kann.  Sollten  jedoch  in  diesem 
Falle  die  \^''aaren  im  Schiffe  leicht  verderben  oder  Scha- 
den leiden  können,  so  steht  den  Befrachtern  frei,  diesel- 
ben auf  ihre  Kosten  losen,  und  durch  ein  anderes  Schiff 
an  den  Bestimmungsort  bringen  zu  lassen*  Sie  sind  als- 
dann nur  verpflichtet,  den  Schiffer  nach  Verhältnifs  der 
zurückgelegten  Reise  zu  befriedigen. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1692  —  1697. 
Ist  das  Schiff  schon  beim  Auslaufen  nicht  in  gehöri- 
gem Stande  gewesen,  und  die  Fortsetzung  der  Reise 
mufs  vregen  erforderlicher  Ausbesserung  eine  geraume 
Zeit  hindurch  unterbrochen  oder  gar  eingestellt  vrerden, 
so  wird  der  Schiffer  seiner  ganzen  Fracht  verlustig;  und 
mufs  überdies  den  Befrachtern  allen  an  der  Waare,  oder 
sonst,  wirklich  erlittenen  Schaden  ersetzen»  Verlangen 
sie,  dafs  er  ihnen  auch  den  Vortheil  ersetzen  solle,  der 
ihnen  dadurch,  weil  die  Waaren  an  dem  Losungsplatze 
nicht  zu  rechter  Zeit  angekommen  sind,  entgangen  ist, 
so  müssen  sie  sich  darauf  die  bedungene  Fracht  abrech- 
nen lassen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1698.  1699.  cf.  §.  1700—1706. 
a)   Cod.  Ven.  P.  III.  T.  II.  19  u.  f. 

§.  563. 
Während  der  Reise  mufs  der  Schiffer  nicht  nur  da- 
hin sehen,  dafs  der  Steuer-  und  Oberbootsmann  die  ih- 
nen obliegende  Aufsicht  über  die  geladenen  Waaren 
gehörig  führen,  sondern  er  mufs  auch  selbst  Sorge  tra- 
gen, die  \^^aaren  in  gutem  Stande  zu  erhalten. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1707.     cf.  1708.  1709. 

§.    564. 
Mufs  der  Schiffer  während  der  Picisc  einen  Theil  der 
geladenen   Waaren    zu   seinen,    oder    des    Schiffsvolkes, 
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oder  des  Schiffes  Bedürfnissen  aus  Nolh  verwcndeu  oder 
ver  auf  Sern,  so  ist  er  den  Befrachtern,  nach  deren 
Wahl,  entweder  das  erhaltene  Kaufgeld,  oder  den  zur 
Zeit  seiner  Ankunft  am  Losungsorte  gangbaren  niilllern 
Preis  zu  ersetzen  schuldig.  Dagegen  kouniit  ihm  aber 
auch  die  volle  Fracht  für  dergleichen  Güter  oder  Waa- 
reu  zu. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  $.  1710.     cf.  1711-1715. 

§.     565, 

Sobald  der  Schiffer  an  dem  Orte  seiner  Bestimmung 
angekommen  ist,  mufs  er  die  Waaren,  nach  der  in  der 
Charte- Partie  und  in  dem  Connoissement  erhaltenen  An- 
weisung abliefern  a),  jedoch  müssen  zuvor  alle  Exem- 
plare der  unterzeichneten  Connoissements  herbeigeschafft 
und  cassirt  seyn. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1716.     cf.  §.  1655. 

Ist  zur  Ablieferung  und  Empfangnehmuug  keine  Frist 
bestimmt,  so  gelten  die  in  dieser  Hinsicht  wegen  des 
Einladens  gegebenen  Vorschriften. 

^Vi^d  die  Empfangnehmuug  der  Waaren  verwei- 
gert oder  verzögert,  oder  werden  nicht  alle  Exem- 
plare der  Connoissements  herbeigeschafft,  und  wird  des- 
halb keine  hinreichende  Sicherheit  bestellt,  so  mufs  der 
Schiffer  Protest  einlegen,  den  Befrachter  davon  sofort 
benachrichtigen,  und  das  Gut  auf  dessen  Gefahr  und 
Kosten  in  sichere  Verwahrung  bringen  lassen. 

Von  solchem  Gute  kann  der  Schiffer  so  viel  gericht- 
lich verkaufen  lassen,  als  zu  seiner  Befriedigung  wegen 
Fracht,  Zoll,  und  anderer  Auslagen  erforderlich  ist  b). 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1717  —  1721. 

n)  Cod.  Yen.  P.  III.  T.  I.  4  u.  f. 
h)  Cod.  Ven.  P.  III.  T.  II.  31. 
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§.    566. 

Sogleich  nach  Ablieferung  säinmtlicher  WaarCD  hat 
der  Schiffer  das  Recht,  die  Zahlung  der  Fracht  ö) 
von  dem  im  Connoissement  bestimmten  Empfänger  der- 
selben zu  verlangen.  Hat  er  gegen  diesen  erheblichen 
Verdacht,  dafs  er  die  Fracht  nicht  werde  bezahlen  kön- 
nen oder  ^vollen,  so  kann  er  von  den  Waaren  so  viel 
zurückbehalten,  als  zu  seiner  Deckung  nöthig  ist  ä). 
Bleibt  der  Empfänger  nach  der  Ablieferung  mit  der  Be- 
zahlung der  Fracht  zurück,  so  kann  der  Schiffer  von 
den  gelieferten  Waaren  so  viel,  als  zu  seiner  Befriedi- 
gung erforderlich  ist,  in  gerichtlichen  Beschlag  neh- 
men lassen.  Von  dieser  Befugnifs  kann  er  auch  gegen 
den  dritten  Besitzer  binnen  6  Tagen  nach  der  dem 
ersten  Empfänger  geschehenen  Ablieferung  Gebrauch 
machen,  Falls  derselbe  nicht  etwa  dem  ersten  Empfän- 
ger die  W^aaren  baar  bezahlt  hat,  ehe  er  von  dem  An- 
sprüche des  Schiffers  Kenntnifs  erhalten. 

Beobachtet  der  Schiffer  diese  Vorschriften   nicht,   so     ^ 
verliert  er  seinen  Regrefs  an  den  Befrachter. 

Rescr.  V.  15.  Aug.  1812.   v.  Kamplz  Bd.  I.  S.  246.247. 

Für  Güter,  welche  auf  der  Reise  oder  vor  der  Ab- 
lieferung verloren  gegangen  sind,  kann  der  Schiffer  nur 
in  so  weit  die  Fracht  fordern,  als  der  Werth  solcher 
Güter  durch  die  grofsc  Havereirechnung  vergütet  wird. 
Hat  sich  jedoch  der  Verlust  durch  einen  Unglücksfall  in 
der  Zeit  ereignet,  da  der  Empfänger  mit  der  Uebernahme 
der  Waaren  säumig  war,  so  mufs  derselbe  die  Fracht 
bezahlen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1722—1728.     cf.  1729  —  1731. 

a)  Dan/..  \V  ilik.  Cap.  4.  Ahschn.  7.  Art.  7.  8. 

b)  Wish^'Isches  Secrerhl  a.  57.     Consol.  d,  in,  c.  81-  a.  2. 
—  Cod.  Ven.  P.  III.  T.  II.  30. 
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§.  567. 
I)cu  ausgemittclten  Schaden  au  der  Laduug  muls 
der  Schiffer  erselzen,  wenn  er  nicht  nachweisen  kann, 
dafs  derselbe  durch  Innern  Verderb  der  Waare,  oder 
durch  einen  unvermeidlichen  äufscru  Zufall  ent- 
standen sey  ß). 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1734.   cf.  §.  1732. 1733. 1735. 1738, 
a)  Lüheker  Statuten  B.  VII.  tit.  1.  Art.  9.     Consol.  d.  m. 
c.  195.  196.     Pardessus  T.  IL  p.  157. 

§.  568. 
Ist  mit  dem  Schiffer  auch  die  Piückfracht  verabre- 
det, so  gelten  die  für  die  erste  Ladung  gegebenen  Vor- 
schriften ;  auch  wenn  er  nach  fruchtloser  Abwartung  der 
gesetzlichen  Frist  leer  zurückkehrt,  gebührt  ihm  die  volle 
Fracht,  nebst  den  Versäumnifskosten ,  d»  i.  selbst  dann 
der  Fall,  wenn  das  Schiff  auf  der  Rückreise  verunglückt. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1739—1741. 

K)    Verhältnisse  zwischen  dem  Schiffer  und 
den  Reisenden. 

§.  569. 
Kein  Schiffer  darf  Reisende  annehmen,  ehe  sie  ihm 
ihre  Pässe  vorgezeigt  haben.  Ist  kein  Contrakt  errich- 
tet, die  Ueberfahrt  aber  wirklich  geschehen,  so  mufs  der 
Schiffer  sich  mit  einer  nach  dem  Gutachten  der  Sach- 
versländigen  und  dem  Ermessen  des  Gerichts  zu  bestim- 
menden Fracht  begnügen.  Die  Reisenden  müssen  sich 
auf  das  erste  Verlangen  des  Schiffers  an  Bord  begeben, 
und  wenn  das  Schiff  schon  segelfertig  ist,  sich  nicht 
ohne  des  Schiffers  Genehmigung,  auch  nur  auf  eine 
Zeitlang  davon  entfernen,  widrigenfalls  der  Schiffer,  ohne 
auf   sie    zu   warten,    in  See  stechen    und   dennoch  die 
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Fracht  fordern  kann.  Um  des  Reisenden  willen  darf 
der  Schiffer  seinen  Lauf  nicht  unterbrechen.  Hat 
ein  Reisender  seine  Effekten  dem  Schiffer  zur  Aufbe- 
wahrung übergeben,  so  hat  er  mit  einem  Befrachter 
gleiche  Rechte,  sonst  haftet  der  Schiffer  nur  für  einen 
durch  seine  oder  seiner  Leute  Schuld  entstandenen  Scha- 
den. Die  Reisenden  müssen  in  dringenden  Fällen  zur 
Rettung  des  Schiffs  nach  Kräften  hülfreiche  Hand  leisten, 
und  überhaupt  allen  Anweisungen  des  Schiffers  hinsicht- 
lich der  guten  Ordnung  im  Schiffe,  oder  der  Erhaltung 
desselben  und  der  Ladung  Folge  leisten  a), 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1742—1763.   cf.  §.  1764.  1765. 

a)    Pardessus  T.  H.   p.  200 — 203,     Liebhaber   exerc, 
ad  Tit.  D.  nautae  caupon, 

i)    Von  Haverei  «)  und  Seeschäden. 

1)   Begriff  und  Arten  der  Haverei. 

§.    570. 

Es  besteht  zwischen  einem  Schiffe  und  seiner  Ladung 
eine  Gemeinschaft  zur  Uebertragung  der  beide  zu- 
gleich treffenden  Kosten.  Diese  Gemeinschaft  nimmt,  in 
Ansehung  eines  jeden  Slücks  der  Waaren  ihren  Anfang, 
sobald  dasselbe  über  den  Bord  des  Hauptschiffes  ge- 
bracht ist. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1766.  1767.   cf.  g.  1768—1773. 

Haverei  h)  im  Allgemeinen  nennt  man  alle  Schäden 
und  Unkosten,  welche  Schiff  und  Ladung  von  der  La- 
dung an  bis  zu  vollendeter  Losung  gehabt  hat.  Die- 
selbe ist  entweder: 

a)  particuläre  Haverei,  d,  h.  welche  nur  das 
Schiff  oder  nur  die  Ladung  trifft.  Dahin  gehören  alle 
Schäden,   die   durch  Schuld  des  Schiffers  das  Schiff  be- 
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treffen,    so   wie    alle  Unkosten,    welche  nur  einer  von 
beiden  Parteien  zu  Gute  koninien,  oder 

b)  gemeine  Haverei,   d.  h.  wenn  die  Schäden  auf 
die    verschiedenen  Interessenten   vertheilt   werden,    also 
die  erwähnte  Gemeinschaft  eintritt.     Sie  ist  entweder: 
cc)   grofse  Haverei,  wenn  die  Kosten  zu  gleichen, 

oder 
ß)  kleine  Haverei,  wenn  sie  zu  ungleichen  Theilen 
übertragen  werden. 

a)  Danziger  Willk.  Cap.  4.  Abschn.  9.  —  Code  du  comm. 
L.  n.  T.  XI.  —  Busch  Darst.  der  Handl.  Th.  II.  S.  32-44. 

b)  Pardessus  a.  a.  O.  §.  731 — 750.  Jacobsen  a.a.O. 
S.  454 — 520.  —  Symon  van  Leewen  Traktat  von  Avereyen, 
Lübek.  8.  J.  C.  F.  Frickii  diss.  de  havariarum  discrimme 
inprimis  ex  legibus  nauticis  Germaniae  septentrionalls.  Kilon, 
1773.  4,  Klefecker  von  der  Haverie,  grofse  und  extraordl- 
naire,  nach  den  Gesetzen  und  Gewohnheiten  der  Stadt  Ham- 
burg.    Göttingen  1798.  8. 

2)    Von  der  kleinen  Haverei. 

§.    571. 
Zur  kleinen  (ordinairen)  Haverei  gehören  die  Un- 
gelder  und  andern  Ausgaben,  welche  zum  gemeinen  Be- 
sten  des   Schiffs   und  seiner  Ladung  verwendet  werden 
müssen,  um  die  Schifffahrt  und  Reise  zu  befördern,  d.  s. 
namentlich:  Anker-,  Pilotage-,  Lootsen-,  Grund-,  Feuer-, 
Bak-,  Prahmen-,  Lichter-,  Pfahl-,  Brücken-  und  ordi- 
naire  Quarantainegelder,    die  Ausgaben  an   die  Admira- 
litäten  der  Ladungs-    oder  Losungsplatze,   und   an   die 
Castelle,  bei  welchen  das  Schiff  vorübersegelt,  so  wie 
auch  Zölle,  welche   nicht  für  Schiff  oder  Ladung  allein 
entrichtet  werden,  desgleichen  die  Kosten  der  Convoyen 
und  Seynbriefe.     Ferner  gehören  hierher  die  Aufeisungs- 
kosten  eines  eingefrorenen  Schiffes,  w^enn  dieselben  zur 
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Bergung   des  Schiffs   und  der  Güter  verwendet  worden, 
und  nur   einen   Tlialer    oder   weniger  auf   die  Last  be- 


"D" 


tragen. 


A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1774—1780. 

Wenn  keine  besondere  Abrede  getroffen  worden,  so 
müssen  die  Rheder  5  und  die  Empfänger  |  der  kleinen 
Haverei  übernehmen  ß).  Es  können  aber  dem  Empfän- 
ger nur  solche  Kosten,  die  sich  erweislich  nach  dem 
Absegeln  oder  am  Losungsorte  ereignet  haben,  in  Rech- 
nung gebracht  werden. 

Der  Beitrag  der  Empfänger  wird  unter  sie  nicht  nach 
dem  Werlhe  der  Waaren,  sondern  nach  den  Schiffs- 
lasten vertheilt.  Reisende  sind  für  ihre  Person  und  Rei- 
segeräthschaften  zur  kleinen  Haverei  beizutragen  nicht 
verpflichtet. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1782  —  1784.    cf.  §.  1777. 

o)  Ordonnance  de  Louis  XIV.  L.  IIL  T.  7.  a.  8.  Ham- 
burger A.  O.  T.  21  a.  3.  Der  Code  du  commerce  rechnet  die 
kleine  Haverei  nicht  mit  zur  Haverei,  sondern  es  tragen  nach 
seiner  Vorschrift  die  Rheder  dergleichen  Ausgaben  allein.  Vergl. 
L.  H.  Art.  210  u.  f. 

3)    Von  der  grofsen  Haverei. 

a)    U  e  b  e  r  h  a  u  p  t. 

§•    512. 

Zur  grofsen  (extraordinairen)  Haverei  gehört  Alles, 
was  bei  vorhandener  Nolh  und  Gefahr  des  Schiffes  und 
der  Ladung,  zur  Abwendung  oder  Verminderung  dersel- 
ben  aufgeopfert  oder  verwendet  wird. 

Schäden,  welche  zwar  bei  (Gelegenheit  einer  gemein- 
schaftlichen (iefahr,  aber  durch  blofseu  Zufall,  oder 
durch  Jemandes  Schuld  entstanden  sind,  können  nicht 
zur  grofsen  Haverei  gerechnet  werden. 
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Bei  der  Verbindlichkeit  zur  gemeinsamen  Uebertra- 
gung  wird  auch  vorausgesetzt,  dafs  durch  die  Verwen- 
dung oder  Beschädigung  der  Zweck  der  Rettung 
%virklich,  ganz  oder  zum  Theil,  erreicht  worden. 

Ein  Schiff  mufs  zur  grofsen  Haverei  beitragen,  wenn 
es  nach  überstandeuer  Gefahr  einen  Hafen  erreicht;  geht 
es  jedoch  nach  überstandeuer  Gefahr  durch  neue  Un- 
glücksfälle verloren,  so  findet  keine  Vertheilung  Statt, 
sondern  ein  Jeder  trägt  seinen  Schaden,  Wird  hingegen 
ein  Thcil  der  Ladung  geborgen  oder  freigegeben,  so 
müssen  dessen  Eigenlhümer  zu  der  bei  dem  vorigen 
Unglücksfalle  entstandenen  grofsen  Haverei  ebenso  bei- 
tragen, als  ob  der  neue  Unglücksfall  sich  nicht  ereignet 
hätte. 

A.  L.  R,  a.  a.  O.  §.  1785.  1789—1793.   cf.  §.  1794. 

6)   Einzelne  Fälle. 

§.    573. 

Die  vorzüglichsten  Fülle,  welche  zur  grofsen  Haverei 
gehören,  sind: 

a)  der  Seewurf  a).  Nur  ein  auf  Veranlassung  oder 
Befehl  des  Schiffers  oder  dessen,  der  seine  Stelle  ver- 
tritt, erfolgter  Seewurf,  kann  zur  grofsen  Haverei  gezo- 
gen werden.  Der  Schiffer  mufs,  ehe  er  dazu  schreitet, 
mit  den  am  Borde  befindlichen  Befrachtern  und  dem 
Schiffsvolke  Seerath  halten.  Ist  bei  dringender  Gefahr 
dies  nicht  ausführbar,  so  mufs  er  wenigstens  den  Steuer-, 
Hochboots-  und  Zimmermann  mit  ihrem  Gutachten  ver- 
nehmen. 

Bei  dem  Werfen  selbst  mufs  mit  den  AVaaren,  wel- 
che auf  dem  Verdecke,  Ueberlaufe,  Back  und  Schanze 
liegen,  oder  an  den  Seiten  des  Schiffes  angehäugt  sind, 
der  Anfang  gemacht  werden.     Sodann  müssen  soviel  als 
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möglich  nur  Stücke,  Fässer  u,  s.  w. ,  welche  die  gering- 
sten am  Werthe  sind,  und  das  Schiff  am  meisten  be- 
schweren, geworfen  werden.  Behältnisse,  in  denen  sich 
Kostbarkeiten  befinden,  sollen  vorzüglich  geschont  wer- 
den; findet  sich,  dafs  eine  Anzeige  in  dieser  Hinsicht 
unrichtig  gewesen  ist,  so  soll  eine  solche  verschonte 
Waare  nach  ihrem  vierfachen  Werthe  in  Havereirech- 
nung  gebracht  werden. 

Auch  Sachen,  die  zwar  nicht  geworfen,  aber  durch 
die  bei  Gelegenheit  des  Wurfs  gelroffeaen  Anstalten  be-^ 
schädigt,  verdorben  oder  in  eine  solche  Lage  gekommen 
sind,  dafs  sie  von  den  Wellen  weggespült  worden,  müs- 
sen vergütet  werden. 

"Wenn  zur  Erleichterung  des  Schiffes  die  Waaren  in 
ein  kleineres  Fahrzeug  geladen,  und  daselbst  verloren 
oder  verdorben  worden,  so  gehört  dieser  Schaden  zur 
grofsen  Haverei.  Ist  der  Schaden  durch  Untauglichkeit 
des  kleinen  Fahrzeuges  geschehen,  so  können  sich  die 
übrigen  Interessenten  wegen  ihres  Havereibeitrages  an 
den  Eigenthümer  desselben  halten.  Dasselbe  gilt,  wenn 
der  Schaden  aus  Verwahrlosung  oder  Untreue  der  Mann- 
schaft des  kleinern  Fahrzeuges  entstanden  ist.  Der  Schif- 
fer des  Hauptschiffes  ist  nur  alsdann  verhaftet,  wenn  er 
er  ein  untaugliches  Fahrzeug  ohne  Noth  gewählt  hat. 

Hat  ein  Schiffer  das  Schiff  überladen,  und  mufs  zu 
dessen  Erleichterung  die  auf  dem  Verdecke  liegenden 
Güter  werfen,  so  können  die  Eigenthümer  derselben 
sich  nur  an  den  Schiffer  halten,  und  es  findet  die  Ver- 
gütung als  grofse  Haverei  nicht  Statt. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1795  — 1817.  1819. 

Mit  dem  Vorwandc,  dafs  bei  dem  Wurfe  selbst,  oder 
bei  der  Auswahl  der  zu  werfenden  Sachen,  übereilt  oder 
sonst  vorschriftswidrig  verfahren  worden,  kann  sich  kein 
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Inlercsscnt  gegen  den  Keilrag  schützen,  sondern  nur  den 
Regrefs  an  den  Schiffer  oder  andern  Urheber  des  Scha- 
dens nehmen  b). 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1818. 

o)  Code  du  comm.  L.  II.  T.  XII.  —  C.  D,  Klügmann 
Diss.  de  lege  Rhodia  de  jactu,  Gott.  1817.  — 

b)  Fr.  1.  D.  XIV.  2.  „Lege  Rhodia  cavetur,  ut,  &i  le- 
vandae  navis  gratia  jactus  mercium  factus  est,  omnium  contri- 
butime  sarciatur,  qiiod  pro  omnibus  datum  est.    fr.  4.  §.  2.  ibid. 

§.    574. 
Ferner: 

ß)  Vorsätzliche  Strandung. 

y)  Reschädigung  des  auf  den  Grund  oder  eine 
Sandbank  gerathenen  Schiffes,  durch  das  Abbringen. 
Hierher  gehören  auch  die  bei  solcher  Gelegenheit  der 
Ladung  zugefügten  Reschädigungen,  die  Aus-  und  Ein- 
ladnngskosten,  iugleichen  die  Kosten,  wodurch  das  Schiff 
befreiet  worden. 

8)  Prangen  des  Schiffs,  um  Strand  und  Klippen 
zu  vermeiden. 

«)  Einlaufen  in  einen  Nothhafen  wegen  erhal- 
tenen Lecks  oder  anderer  Gefahr.  In  diesem  Falle  ge- 
hören alle  Kosten  des  Ein-  und  Ausladens,  der  Unter- 
halt des  Schiffsvolks  während  des  Aufenthalts  im  Noth- 
hafen, so  wie  die  Heuer  desselben,  in  so  fern  ihr  Retrag 
durch  eine  solche  Verlängerung  der  Reise  vermehrt  wird 
u.  s.  w.  zur  grofsen  Haverei. 

^)  Wenn  ein  Schiff,  um  auf  Convoy  zu  warten,  oder 
sonst  wegen  besorglicher  Feindesgefahr  liegen  bleiben 
oiufs. 

1})  Ranzionirung  des  Schiffes,  d.  h.  wenn  der 
Schiffer  feindhchen  Kapern  oder  Seeräubern,  um  Schiff 
und  Gut  zu  retten,  gewisse  Waaren  oder  Schiffsgeräth- 
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schaffen  angewiesen  hat,  oder  ein  Lösegeld  von  ihm  ge- 
zahlt ist  (wenn  auch  das  Schiff  oder  die  Ladung  durch 
nachherige  Unglücksfälle  verloren  gegangen  sejn  sollte). 
"VS^enn  auch  ein  nicht  feindlicher  Kaper  den  Schiffer  ge- 
nöthigt  hat,  ihm  Provision,  Geräthschaften  oder  Waaren 
gegen  versprochene,  aber  nicht  erfolgte  Bezahlung  zu 
überlassen,  so  gehört  dieser  Verlust  zur  grofsen  Ha- 
verei. 

&)  Ersatz  des  Schadens  bei  Vertheidigung  des 
Schiffes  gegen  feindliche  Anfälle,  so  wie  auch  die  Hei- 
lungskosten der  dabei  Verwundeten,  die  Abfindung  der 
untauglich  gewordenen  Seeleute  u.  s.  w. 

Aufser  diesen  besonderen  Fällen  gehören  auch  alle 
aufserordentliche  Kosten,  welche  zur  Fortsetzung  der 
Reise  verwendet  werden  müssen,  und  Einen  Thaler,  auf 
die  Schiffslast  gerechnet,  übersteigen,  ebenfalls  zur  gro- 
fsen Haverey. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1820  —  1839. 

c)  Von  Anlegung  der  Havereirechnung,  Ermittelung 
des  Schadens    und   Festsetzung    des   Beitrages  zur  gro> 

fsenHaverei. 

§.     575. 

Jeden  zur  grofsen  Haverei  gehörigen  Fall  mufs  der 
Schiffer,  sobald  er  sich  ereignet  und  es  die  Umstände 
gestatten,  in  sein  Tagebuch  umständlich  verzeichnen, 
und  den  erlittenen  Schaden  so  genau  als  möglich  bemer^ 
ken.  Erlauben  Zeit  und  Gefahr  dergleichen  pünktliclu 
Aufzeichnung  nicht,  so  soll  so  viel  als  möglich  bcmerkl 
der  Beweis  des  übrigen  aber  durch  die  eidlichen  Aus^ 
sagen  und  Angaben  der  Schiffsleute  geführt  werden. 

In  dem  ersten  Ilafcn,  wo  der  Schiffer  landet,  mufs  cl 
den  Havereifall  und  entstandenen  Schaden  den   dortigci 
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Seegerichteu,  oder  dem  Consnl  der  Nation  umständlich 
anzeigen,  und  sich  darüber  ein  Attest  ausstellen  lassen. 
Auch  mufs  er  den  Rhedcrn  und  Befrachtern,  so  wie  den 
Correspondenten  derselben  am  Bestimmungsorte,  schleu- 
nigst Nachricht  geben.  Am  Bestimmungsorte  angelangt, 
niuis  er  den  erlittenen  Havereifall  noch  vor  der  Losung 
anzeigen,  den  Seegerichten  zugleich  sein  Tagebuch  vor- 
legen, und  nebst  den  Ersten  des  Schiffsvolks  den  Inhalt 
desselben,  so  wie  die  Wahrheit  seiner  Angabe,  eidlich 
erhärten  a). 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1840  —  1846. 
a)     Cod.  Yen.   P.  IL  T.  IX.  1  u.  f.    —     G.  H.  Meyer- 
sieck  de  protestu  marltimo,  von  der  Verklarung.     Gott.  1802. 
—  V.  Martens  a.  a.  O.  S.  202. 

§.      576. 

Bei  der  Untersuchung  des  zu  vergütenden  Schadens 
müssen  zuvörderst  diejenigen  Sachen  abgesondert  wer- 
den, welche,  wenn  sie  auch  bei  einem  Havereifälle  be- 
schädigt worden,  dennoch  keine  Vergütung  erhalten. 
Dahin  gehören  namentlich  die  Güter,  welche  der  Schiffer 
als  Ueberfracht  angenommen  hat,  ferner  die  Waaren, 
welche  auf  dem  Verdeck,  Ueberlauf,  Back  oder  Schanze 
gelegt,  in  das  Schiffsboot  gepackt,  oder  an  die  Seiten  des 
Schiffes  gehängt  worden.  Der  Eigenthüm er  solcher  Waa- 
ren kann  sich  nur  an  den  Schiffer  und  das  Schiff  halten. 

Güter,  über  welche  gar  kein  Connoissement  vorhan- 
den ist,  heimhch  ins  Schiff  gebrachte  Waaren,  so  wie 
Güter,  welche  der  Eigenthümer  bei  entstehender  Seege- 
fahr ohne  des  Schiffers  Einwilhgung  wegnehmen,  und 
anderswo  hinbringen  läfst,  so  wie  der  Schaden  am  Boote, 
wenn  dasselbe  nicht  auf  dem  Verdecke  befestigt  gewesen, 
werden  nicht  vergütet. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1847—1853. 
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§.     577. 

Der  Betrag  des  zu  vergütenden  Schadens  mufs  ent- 
weder durch  die  Vereinigung  sämmtlicher  Interessenten, 
oder  durch  die  in  den  Gesetzen  vorgeschriebenen  Be- 
weismittel festgesetzt  werden. 

Schiffsprovisionen,  Geräthschaftcn  oder  andere  zur 
eigentlichen  Ladung  nicht  gehörige  Sachen,  werden  nach 
dem  gemeinen  Werthe  des  Orts,  wo  sie  wieder  ange- 
schafft werden  müssen,  geschätzt;  bei  Sachen,  welche 
durch  den  Gebrauch  abgenutzt  werden,  kommen  jedoch 
nur  zwei  Drittel  des  Werthes  in  Rechnung. 

Bei  Beschädigungen  des  Schiffskörpers  oder  der 
Schiffsgeräthschaften  sind  die  Ausbesserungskosten  durch 
den  Anschlag  vereideter  Sachverständigen  festzusetzen» 

Sind  Waaren  verloren  gegangen,  so  wird  bei  Be- 
stimmung ihrer  Art  und  Quantität  die  Charte -Partie, 
das  Connoissement,  die  Faktur  u.  s.  w.  zum  Grunde 
gelegt. 

Ihr  V\^erth  wird  nach  dem  am  Losungsorte  zur  Zeit 
der  Losung  geltenden  Marktpreise  angeschlagen.  Davon 
kommen  jedoch  die  kleine  Haverei,  die  Ausladungsko- 
sten u.  s.  w.  in  Abzug,  welche  von  der  Waare,  wenn 
sie  wirklich  angekommen  wäre,  hätte  entrichtet  werden 
müssen.  Die  Fracht  hingegen,  wenn  sie  dem  Schiffer 
bezahlt  werden  mufs,  wird  nicht  abgezogen. 

Sind  Waaren  nur  beschädigt,  so  werden  sie  Öffent- 
lich verkauft,  und  die  daraus  gelöseten  Gelder  dem  Ei- 
genlhümer  zugestellt,  aufserdem  aber  wird  demselben  der 
Unterschied  mit  dem  zuvor,  auf  den  Grund  der  eidlichen 
Angabe  des  Schiffers,  durch  das  Gutachten  der  Sachver- 
ständigen zu  bestimmenden  Werthe  vergütet.  i 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1854  —  1866.                               ^ 

Bei  der  gerichtlichen  Regulirung   von  Havcreisachen 

sind 
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sind  im  Allgemeinen  die  wesenllichcn  Vorschriften  der 
Allgemeinen  Gerichtsordnung  zur  Anwendung  zu  brin- 
gen, und  es  ist  zur  Erklärung  über  die  entworfene  Dis- 
pache a)  oder  Haverei-Kegulirung  ein  Termin  anzu- 
setzen, die  angebrachten  Erinnerungen  sind  bei  Entste- 
hung gütlicher  Vereinigung  zu  inslruircn,  und  es  ist  dar 
über,  mit  Vorbehalt  der  l\echtsmillel,  zu  erkennen. 

Rescr.   vom  25.   April   1816.     v.   Kamptz.     Bd.  7. 
S.  181. 

a)  Dispacheurs  helfsen  die  zur. Taxation  derjenigen  Waa- 
ren,  welche  zur  Vergütung  beitragen  müssen,  vereidigten  Per- 
sonen. Dispache  heilst  die  Urkunde,  welche  über  die  Ver- 
thellung  der  grofsen  Haverel  ausgefertigt  wird.  —  Russ.  Ordn. 
Th.  II.  H.  12.  249  u.  f.—  Pardessus  a.  a.  O.  T.  II.  p.  183. 
—  Cod.  Ven.  P.  II.  T.  X.  2  u.  f. 

§.     578. 

Sobald  der  Betrag  der  zu  vergütenden  grofsen  Ha- 
verei  ermittelt  ist,  so  mufs  derselbe  zwischen  Schiff  und 
Ladung  verhältnifsmäfsig  vertheilt  werden. 

a)  Der  Werlh  des  Schiffes  nebst  Zubehör 
mufs  zur  Bestimmung  dieses  Verhältnisses  nach  demjeni- 
gen Zustande,  in  dem  es  aus  der  See  gekommen  ist, 
durch  vereidete  Sachverständige  geschätzt  werden.  Die 
zur  Fortsetzung  der  Reise  oder  zur  Rückreise  bestimm- 
ten Mund-  und  Kriegsprovisionen  kommen  nicht  in  An- 
schlag, wohl  aber  das  durch  die  zurückgelegte  Reise 
verdiente  Frachtgeld,  nach  Abzug  desjenigen,  was  die 
Rheder  daraus  noch  zu  bezahlen  haben,  besonders  der 
Doch  rückständigen  Heuer  des  Schiffers  und  des  Schiffs- 
volkes, so  wie  des  Beitrages  zur  kleinen  Haverei. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1867  —  1869. 

ß)  In  Absicht  der  Ladung  müssen  zuvörderst  dieje- 
nigen Stücke  abgesondert  werden,  welche  von  dem  Bei- 
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trage  zur  groiscn  Havcrei  frei  sind.  Dahin  gehören 
alle  Waaren,  welche  erst  nach  dem  Havereifälle  über 
den  Bord  des  Hauptschiffes  gebracht  >vorden,  die  Heuer 
und  Equipagen  des  Schiffers  und  des  Schiffsvolkes,  die 
Kleidungsstücke  und  Reisebedürfuisse  der  Passagiere,  die 
Sachen,  \velche  Jemand  bei  einem  Schiffbruche,  als  ihm 
zugehörig,  an  sich  genommen,  und  mit  eigener  Lebens- 
gefahr gereitet  hat.  Ein  Gleiches  gilt  von  den,  durch 
solche  Taucher,  welche  ein  Befrachter  für  eigene  Rech- 
nung gedungen  hat,  herausgebrachten  Waaren. 

Aufser  diesen  müssen  alle  im  Schiffe  befindlich  ge- 
wesenen Waaren  und  Effekten  zur  grofsen  Haverei  bei- 
tragen. 

Der  Wer  th  der  W^aaren  wird  nach  den  obigen  Vor- 
schriften bestinnut. 

Heimlich  eingebrachte;  so  wie  hinsichtlich  der  Art 
und  Qualität  unrichtig  declarirte  Waaren  werden  nach 
den  höchsten  zur  Losungszeit  am  Losungsorte  geltenden 
Preisen  berechnet. 

Der  Empfänger  solcher  Waaren,  von  welchen  ein 
Beitrag  zur  grofsen  Haverei  zu  entrichten  ist,  haftet, 
nach  geschehener  Andeutung,  für  6vu  festzusetzenden  Bei- 
trag als  Selbstschuldner.  Wer  überführt  wird,  vorsatz- 
lich oder  aus  grobem  Versehen,  den  Werth  einer  em- 
pfangenen W^aare  zu  niedrig  angegeben  zu  haben,  soll 
von  dem  wirklichen  W'erthe  vierfachen  Beitrag  entrich- 
ten und  die  Kosten  erstatten.  | 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1871—1893.                                  | 

Wenn  die  Summe,  nach  welcher  ein  jeder  Interessent 
zu  dem  Havcreischaden  beilragen  mufs,  ausgemiltelt 
worden,  so  geschieht  die  Verlhcilung  des  Beitrages  unter 
die  sännntlichcn  [ntercssenten  nach  der  Societätsrc- 
gel.     Wer  den   hiernach  auf  ihn   fallenden  Beitrag  ver- 
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vreigcrl,  den  kann  und  nujfs  der  Schiffer,  bei  eigener 
Verantwortung,  zu  Bestellung  hinreichender  Sicherheit 
anhalten,  oder  die  Waaren  mit  Arrest  belegen. 

Das  Schiff  darf  nicht  eher  aus  dem  Hafen  gelassen 
werden,  bis  die  Rheder  ihren  Beitrag  zur  Haverei  ent- 
richtet, oder  hinreichende  Sicherheit  gestellt  haben.  Wer- 
den geworfene  oder  sonst  verunglückte  Güter  nach 
schon  geschlossener  Havereirechnung  gerettet,  so  mufs 
der  nach  Abzug  der  ßergungs-  und  anderer  Kosten 
übrig  bleibende  Werth  den  Interessenten,  nach  Verhält- 
nifs  ihrer  Beiträge,  wieder  zu  gute  kommen. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.' §.  1894  —  1899. 

4)     Von   der   Particulär-Haverei. 

§.  5-9. 
Alle  übrigen  hiernach  weder  zur  grofsen,  noch  zur 
kleinen  Haverei  gehörigen  Schäden  und  Kosten,  welche 
bei  Gelegenheit  der  Schifffahrt  und  Reise,  das  Schiff 
oder  die  Ladung  treffen,  werden  als  particuläre  oder 
besondere  Haverei  angesehen«),  und  müssen  von 
dem  Eigenthümer  der  Sache,  welche  sie  betroffen  haben, 
getragen  werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1900.  cf.  §.  1901  —  1905    (wel- 
che einzelne  Beispiele  enthalten). 

ö)     Cod.  Venet.    P.  IL   T.  X.     Hier  wird  die  sogenannte 
Particulär-Haverei  gar  nicht  zur  Haverei  gerechnet. 

5)     Von  Schiffscontrebanden   und  dem   Mangel 
der   erforderlichen  Documente. 

§.     580. 
Sind  in  einem  neutralen  Schiffe  verbotene  Waa- 
ren (s.  unten)  gefunden  worden,  so  gehört  der  aus  der 
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Coufiscation  entstehende  Schaden  nicht  zur  grofsen  Ha- 

verei. 

Schiffer  und  Rheder,  welche  wissentlich,  oder  aus 
erobern  Versehen,  verbotene  Waaren  eingenommen  ha- 
ben sind  den  übrigen  Befrachtern  zum  Ersätze  des  da- 
durch verursachten  Schadens  verhaftet.  Haben  indessen 
die  übrigen  Befrachter  von  der  verbotenen  Qualität 
Kenntnifs  gehabt,  so  mufs,  wenn  Schiff  oder  Ladung 
deshalb   aufgebracht  worden,    ein  jeder  seinen  Schaden 

allein  tragen. 

Entsteht  Verlust  oder  Schaden  daher,  weil  ein  Schiff 
nicht  mit  den  gehörigen  Pässen,  Chartepartie, 
Connoissements  u.  s.  w.  versehen  ist,  so  müssen 
die  Schiffer  und  diejenigen,  welchen  die  Besorgung  die- 
ser Erfordernisse  obgelegen  hat,  dafür  haften. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1906—1910. 

6)     Von    Beschädigungen    der    Schiffe    durch 
An-   und  Uebersegeln,   Antreiben    und 

Stofsen. 

§.     5S1. 
Hier  kommt  es  auf  die  Frage  an:  auf  welche  W'eise 
der  Schaden  unter  die  Interessenten  beider  Schiffe  ver- 

theilt  wird. 

VVenn  zwei  unter  Segel  sich  befindende  Schiffe  ohne 
grobes  Verschulden  des  einen  oder  des  anderen 
Schiffers  auf  einander  ansegeln  oder  stofsen,  dergestalt, 
dafs  eins  oder  das  andere,  oder  beide,  Schaden  leiden, 
so  mufs  der  beiderseitige  Verlust  oder  Schaden  berech- 
net und  zusammengeschlagen  werden.  Von  der  ganzen 
Summe  trägt  dann  jedes  Schiff  die  Hälfte  a). 

Ist  das  An-  und  Uebersegeln  von  einem  der  Schiffer 
vorsätzlich   oder  durch   grobe    Schuld    verursacht 
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worden,  so  niufs  derselbe  Eeinen  ScLaden  allem  tragen, 
und  dem  andern  Schiffe  den  ganzen  erlittenen  Schaden 
vergüten. 

A.  L.  K.  a.  a.  O.  §.  19U  — 1915. 

ß)  Code  du  comm.  L.  II.  art.  218.  —  Kuss.  Ordnung. 
Th.  II.  H.  XII.  n.  260  u.  f.  —  Pardessus  a.  a.  O.  T.  II.  p. 
65  u.  f.  —  Jacobs en  a.  a.  O.  §.  486.  Es  pflegt  auch  eine 
kurze  Frist  bestimmt  zu  seyn,  innerhalb  welcher  der  Schaden- 
ersatz gefordert  werden  kann.  Nacli  Preufsi sehen  Gesetzen 
(A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1931. 1932.)  mufs  der  im  Hafen  gesche- 
hene Unglücksfall  binnen  48  Stunden  den  competenten  Gerich- 
ten angezeigt  werden. 

§.  582. 
Liegen  mehrere  Schiffe  vor  Anker,  und  kommen 
einander  gefährlicher  Weise  zu  nahe,  so  mufs  der  voran 
liegende  Schiffer,  auf  des  andern  Zuruf,  den  Anker  lich- 
ten und  ablegen.  Dasselbe  mufs  geschehen,  v^enn  die 
Schiffe  in  Gefahr  stehen,  durch  Ablauf  des  Wassers  auf 
den  Grund  zu  gerathen. 

Hat  der  voran  liegende  Schiffer  diese  Vorschriften 
absichtlich  oder  aus  grober  Schuld  vernachlässigt,  so  mufs 
er  den  ganzen  dadurch  verursachten  Schaden  ersetzen. 

Leidet  der  Schiffer,  welcher  ausweichen  soll,  bei  dem 
Versuche  dazu,  ohne  sein  Verschulden,  selbst  Schadeü, 
so  kann  er  von  dem  Zurufenden  Vergütung  fordern. 

Werden  zwei  festliegende  Schiffe  durch  die  Gewalt 
der  Wellen  oder  des  Windes  zusammengestofsen  und 
beschädigt,  oder  kommen  sie  zu  einer  Zeit  los,  treiben 
an  einander  und  werden  dadurch  beschädigt,  so  trägt  je- 
des Schiff  von  dem  berechneten  und  zusammengeschla- 
genen Verlust  die  Hälfte. 

Ist  aber  ein  vor  Anker  liegendes  Schiff  wegen  Un- 
tauglichkeit  seiner  Taue,  oder  sonst  durch  grobes  Ver- 
schulden des  Schiffers,   los  und  treibend  geworden,    so 
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mufe  der  Schiffer  allen  an  den  festliegenden  Schiffen  ver- 
ursachten Schaden  erstatten  ß). 

Fällt  die  Vergütung  einem  der  Schiffer  zur  Last,  so 
müssen,  bei  seinem  Unvermögen,  dessen  Rheder,  so  weit 
ihre  Schiffsparten  reichen,  den  Ausfall  vertreten. 

Sind  beide  Schiffer  an  dem  einander  zugefügten  Scha- 
den schuld,  60  haftet  jeder  dem  andern  nach  Verhältnifs 
der  ihm  zur  Last  fallenden  Verschuldung. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1916  —  1927.  1930. 

Bei  Strohmschiffen  finden  gleiche  Grundsätze 
Stall 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1933. 

a)  Sind  in  den  erwähnten  Fällen  auch  die  geladenen  Waa- 
ren  zu  Schaden  gekommen,  so  kann  der  daran  erlittene  Verlust 
bei  der  Schadensberechnung  nicht  mit  in  Anschlag  kommcD, 
sondern  wird  als  partlculäre  Ilaverei  hetrachtet. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1928.  cf.  §.  ]914. 


MJ     Von   der  Bodmerei. 

1)     Begriff. 

§.  583. 
Bodmerei«)  ist  ein  D  arlehnscontrakt ,  bei 
welchem  der  Gläubiger  gegen  Verpfändung  eines 
Schiffs  oder  der  Ladung  desselben,  oder  beider  zu- 
sammen die  Seegefahr  übernimmt.  Er  kann  sich  da- 
gegen ein  den  erlaubton  Zinssatz  übersteigendes 
Aufgeld  verschreiben  lassen. 

A.  L.  R.  §.  2359.  236(>.     cf.  §.  2361  —  2363. 

a)  Danz.  Wilik.  cnp.  4.  Ahschn.  8.  —  liiisch  Darst.  der 
Ilandl.  Th.  II.  S.  91-108.—  Pardessns  a.  a.  O.  §.  881  — 
9.32. —  II.  (]occeji  dlss.  do  hodcincria.  1683.  4.  In  exerc.  cu- 
rios.  T.  II.  n.  76—  11.  Uodinl  dlss.  de  hodcmcria.  llal.  1697. 
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—  Aehnlich  der  liodmerei  ijit  der  Coiitial  a  la  j^iü^ic 
A venture,  d.  h.  wenn  Jemand  auf  ein  Schiff  oder  die  La- 
dung ein  Darlehn  glebl,  welches  nur  in  so  fern  das  Schiff  oder 
die  Ladung  glücklich  ankommt,  oder  his  zu  dem  dann  nocl» 
vorhandenen  Werlhe,  nchst  den  höhern  Zinsen,  zurückgegeben 
werden  soll.  Ein  Pfandrecht  ist  damit  nicht  verbunden. —  Eme- 
rigon  Traite  des  assurances  et  des  contrats  a  ia  Grosse.   T.  II. 

—  Code  du  comm.  L.  IE  T.  IX. 


2)      Von    der    Fähigkeit,     Bodmerei    zu 
scbliefsen. 

§.     584. 

Wer  in  der  Fähigkeit,  Darlehnc  aufzunehmeu,  be- 
schränkt ist,  kann  keine  Bodmerei  nehmen.  Diejenigen, 
welchen  (s.  unten)  verboten  ist,  Versicherungen  zu  er- 
lheilen, dürfen,  bei  gleicher  Strafe,  kein  Geld  oder  Gel- 
deswerlh  auf  Bodmerei  ^eben. 

Es  sind  zum  Verbodmen  befugt;  diePiheder  zusam- 
men oder  einzeln;  die  Befrachter,  in  Betreff  ihres 
Theils  der  Ladung;  der  Schiffer,  jedoch  nur  im  Noth- 
hafen.  Letzterer  kann  alsdann  sowohl  das  Schiff  allein, 
als  auch  Schiff  und  Ladung  zusammen,  nicht  aber  die 
Ladung  allein,  verbodmen.  Ein  Bodmereigeber,  welcher 
sich  mit  dem  Schiffer  zum  Schaden  der  Rheder  und  Be- 
frachter verstanden  hat,  mufs  für  allen  aus  der  Bodme- 
rei entstandenen  Nachtheil  als  Selbstschuldner  haften, 
und  soll  als  ein  Betrüger  bestraft  werden. 

Niemand    darf    über  den  gemeinen   Werth  des 
Schiffes  oder  der  Ladung  am  Orte  und  zur  Zeit  des  ge- 
schlossenen Conlraktes  Bodmerei  nehmen  b). 
A.  L.  B.  a.  a.  O.  §.  2364—2389. 

a)  Cod.  Yen.  P.  II.  T.  V.  3.  6. 

b)  Einige  Gesetze  schränken  dcii  Sciuffcr  ruif  einen  Theil 
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des  Werthes  ein,    z.  B.   das  Schwedische  Seerecht.     Cl.  4.    c. 
2.  §.  1. 

3)      Form    des    Contrakts    und   Pflichten   bei 
dessen    Abschliefsung, 

§.      585. 

Bodnierei-Contrakte  müssen,  bei  Strafe  der  Un- 
gültigkeit, schriftlich  errichtet  werden.  Der  Bodme- 
reibrief mufs  enthalten:  die  Namen  des  Gebers  und 
Nehmers,  die  Benennung  des  Schiffes  und  des  Schiffers, 
die  zu  zahlende  Summe,  die  vom  Geber  übernommene 
Seegefahr  a)  und  die  Bestimmung  der  verbodmeten  Sa- 
che. Wegen  der  Münzsorte  und  der  Unterschrift 
des  Namens  gelten  die  bei  AVechseln  gegebenen  Ver- 
ordnungen. Ist  keine  Zahlungszeit  bestimmt,  so  wird 
angenommen,  dafs  die  Berichtigung  binnen  8  Tagen  nach 
der  Ankunft  des  Schiffes  erfolgen  solle. 

Sind  Schiff  und  Waaren  zugleich  ohne  weitere  Be- 
stimmung verbodmet,  so  haften  dem  Bodmereigeber  die 
in  Sicherheit  gebrachten  Waaren,  wenn  gleich  das  Schiff 
auf  der  Rückreise  verloren  geht;  dasselbe  findet  Statt, 
wenn  die  Waaren  verloren  gehen,  und  das  Schiff  geret- 
tet wird. 

Für  die  vom  Schiffer  im  Nolhhafen  genommene 
Bodmerei  haften  Schiff  und  Ladung  zugleich,  wenn  nicht 
das  Gegentheil  im  Bödmereibriefe  festgesetzt  worden ; 
ßonst  haftet  der  Regel  nach  für  die  von  Rhedern  ge- 
schlossene Bodmerei  nur  das  Schiff  oder  die  Schiffspart, 
und  für  die  von  einem  Befrachter  genommene  Bodme- 
rei nur  dessen  Anlhcil  an  der  wirkhclicn  Ladung. 

Die  ]5odinerci  mufs  auf  den  Schiffsurkunden, 
und  wenn  Waaren  verbodmet  sind,  auf  dorn  Conoisse- 
nient  gehörig  verzeichnet  werden.     Der  Schiffer  mufs 
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auch  im  letzteren  Falle  den  Empranger  sogleich  [davon 
benacbrichtigen  6\ 

A,  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2390—2412. 
Wegen  unterlassener  Befolgung  der  Vorschriften  bei 
Schliefsung  des  Bodmereicontraktes  wird  derselbe  in 
allen  Fällen  ungültig,  wo  dies  bei  einer  Seeversicherung 
Statt  findet  (s.  unten).  Hat  alsdann  der  Bodmereineh- 
mer  den  Fehler  begangen,  so  mufs  er  die  völlige  Bod- 
mercischuld,  nebst  allen  erweislichen  Kosten  bezahlen; 
ist  aber  der  Fehler  von  Seiten  des  Bodmereigebers 
vorgefallen,  so  verliert  er  zur  Strafe  das  gegebene 
Darlehn,  und  der  Nehmer  mufs  dasselbe,  nebst  den 
Zinsen  vom  Tage  des  Empfanges,  zur  Armenkasse  be- 
zahlen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2413  —  2416. 

a)  Sind  wegen  der  vom  Geber  übernommenen  Seegefahr 
im  Bodmereybrlefe  keine  besonderen  Verabredungen  enthalten, 
so  treffen  ihn  alle  die  Vorfalle,  Tür  welche  bei  der  Seeversi- 
cherung der  Versicherer  einstehen  mufs. —  Dig.  22.  2. —  Cod. 
4.33.-—  Nov.  106. 110.—  M.  H.  Hudtwalker  de  foenore  nau- 
tico  Romanorum.  Hamb.  1810.  —  Wedderkop  jus  naut.  L. 
III.  tit.  XI.  §.  130. 

b)  Ebenso  sind  bei  einer  Bodmerei  auf  Waaren,  wenn 
sie  In  hiesigen  Landen  von  dem  Elgenthümer  derselben  oder 
dessen  BevollniUchllgten  geschlossen  wird,  die  Vorschriften  des 
A.  L.  R.  Th.  I.  tit.  20.  §•  376  u.  f.  zu  beobachten. 

4)     Vom  Ristorno. 

§.  586. 
In  allen  Fällen,  wo  bei  Seeversicherungen  das  Ri- 
storno zugelassen  ist,  findet  es  auch  bei  der  Bodme- 
rei Statt.  Bedient  sich  der  Nehmer  desselben,  so  giebt 
er  6  pCt.  Zinsen,  und  ersetzt  die  verursachten  Kosten. 
Uebt  es  der  Geber  aus,    so  erhält  er  das  Darlehn  ohne 


—     G18     — 

Ziusch  zurück.      Bis   zur   Zahlung    haftet   dcniungeachtet 
die  verbodmete  Sache. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2417  ->  2421. 

5)      Pflichten    des   Bodmereinehmers    nach    ge- 
schlossenem   Contrakte. 

§.     587. 

Auch  nach  dem  geschlosseneu  Contrakte  liegt  dem 
Nehmer  alles  dasjenige  ob,  was  dem  Versicherten  in  die- 
ser Hinsicht  zur  Pflicht  geniacht  wird.  Hat  er  davon 
etwas  versäumt,  so  wird  der  Geber  von  der  übernom- 
menen Seegefahr  frei,  und  es  mufs  demselben  die  völlige 
ßodmereischuld  bezahlt  werden,  wenn  gleich  die  ver- 
bodmete Sache  ganz  oder  zum  Theil  verunglückte. 

Der  Geber  haftet  für  die  Seegefahr  gleich  einem  Ver- 
sicherer. Ist  die  verbodmete  Sache  durch  dieselbe  ganz 
verloren  gegangen,  so  erlöscht  der  Anspruch  des 
Bodmereigebers.  Ist  sie  aber  nur  zum  Theil  ver- 
unglückt, so  hängt  es  von  der  Wahl  des  Nehmers 
ab,  die  Bodmereischuld  zu  bezahlen,  oder  dem  Geber 
die  verbodmete  Sache  zu  seiner  Befriedigung  zu  über- 
lassen. 

Ist  der  Unfall  durch  Versehen  des  Schiffers  oder  sei- 
nes Volks  veranlafst  worden,  so  kann  sich  der  Bodme- 
reigeber auf  Ladung  an  den  Schiffer,  bei  dessen  Unver- 
mögen aber  an  das  Schiff  selbst  halten. 

Wenn  verbodmete  W^aaren  blofs  durch  inneren Ver-| 
derb    oder   Abschlag    des   Preises    Schaden   und  Verlust 
erleiden,  so  kann  der  Eigenlhümer  sich  durch  Abtretung 
derselben  nicht  befreien,   sondern  er  ist  verpflichtet,  die 
völlige  Bodmereischuld  zu  bezahlen  a). 
A.  L.  B.  a.  a.  O.  §.  2422  —  2435. 

a)  Weil  der  ßüdiuercigcbcr  nur  die  Gefahr,  welche  durch 
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äufsere  Zufalle  enlstehf,  niclit  aber  den  Schaden  übernimmt,  wel- 
chen der  Bcfrachler  nach  der  Natur  und  innern  Beschaffenheit 
derWaare,  oder  wegen  einer  mifi>lungenen  Speculation,  zu  be- 
sorgen hat. 

6)     Erfüllung  des   Conlraktes. 

§.     588. 

Wcun  die  verbodmete  Sache  an  ihrem  Bestimmungs- 
orte unbeschädigt  angekommen  ist,  oder  der  Nehmer  die 
beschädigte  Sache  dem  Geber  nicht  abtreten  will,  so 
mufs  er  zur  Zahluugszeit  (s.  oben)]  die  Bodmereischuld 
baar  entrichten.  Von  dieser  Zeit  an  ist  er  auch  ver- 
pflichtet, die  unter  Kaufleuten  üblichen  Zinsen  zu  zah- 
len. Bei  ausbleibender  Zahlung  kann  der  Bodmereige- 
ber sogleich  den  öffentlichen  gerichtlichen  Verkauf  der 
verbodmeten  Sache  verlangen«). 

Ein  Bodmereigeber,  vrelcher  die  verbodmete  Sache 
vor  Befriedigung  des  Gebers,  ohne  dessen  Einwilligung, 
veräufsert,  oder  denselben  auf  andere  Art  vorsätzlich  in 
Schaden  gebracht  hat,  haftet  für  dessen  vollständige  Be- 
friedigung und  soll  als  Betrüger  bestraft  werden. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  243G  — 2639.  2442. 

a)  Wegen  der  Ansprüche  des  Bodmereigebers  gegen  den 
dritten  Besitzer  der  verbodmeten  Sache  s.  A.  L.  1\.  a.  a.  O. 
§.  2440.  2441,  vergl.  mit  §.  2408.  2409. 

7)     Verjährung. 

§.  589. 
Hat  der  Bodmereigeber  seine  Forderung  innerhalb 
Jahresfrist  nach  eingetretenem  Zahlungstermine  nicht 
gehörig  eingeklagt,  so  ist  sein  dingliches  Recht  auf 
die  verbodmete  Sache  erloschen.  Das  persönliche 
Recht     gegen    den    Bodmereischuldncr     verbleibt     ihm 
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jedocb,     bis    zum    Ablaufe     der    gewöhnlichen   Verjäh- 
sfrist. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2443.  2444. 


ruDgsfrist. 


8)     Priorität    zwischen   mehreren  Bodmerei- 

forderungen. 

§.     590. 

Ist  wTgen  derselben  Sache  mit  Mehreren  Bodmerei 
geschlossen,  so  hat  diejenige  den  Vorzug,  welche  der 
Schiffer  im  Nothhafen  genommen  hat«).  Von  meh- 
reren durch  den  Schiffer  auf  dieselbe  Weise  im  Nolh- 
Lafen  geschlossenen  Bodmereien  geht  die  jüngste'  der 
älteren  vor.  Diesen  folgen,  nach  Ordnung  der  Zeit,  die- 
jenigen Bodmereigläubiger,  welche  die  in  den  §§.  2408. 
2409.  A.  L.  Rts.  (s.  oben)  bemerkten  Vorsichtsmafsregeln 
beobachtet  haben.  Alle  übrigen  Bodmereiforderungcn 
haben,  ohne  Unterschied  der  Zeit,  gleiche  Rechte  6). 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2445—2448. 

a)  Weil  die  von  dem  Schiffer  genommene  Bodmerei  al- 
lemal zur  Fortsetzung  der  Reisen,  folglich  zum  Besten  der  Rhe- 
der,  der  Befrachter,  und  selbst  der  altern  Bodmereigeber  dient, 
überdies  auch  nur  im  INothfalle  und  in  fremden  Häfen  genom- 
men wird,  folglich  die  Beförderung  der  Schifffahrt  es  nothwen- 
dig  macht,  zur  Unterstützung  des  dem  Schiffer  in  solchen  Fäl- 
len unentbehrlichen  Credlts,  die  auswärtigen  Bodmereigeber 
gegen  die  Besorgnifs  eines  wegen  älterer  Bodmereien  etwa  be- 
vorstehenden Ausfalls  gesetzlich  sicher  zu  stellen. 

bj  In  wie  fern  dem  Einen  oder  dem  Andern  wegen  er- 
weislicher Verwendung  zum  Besten  der  verbodmeten  Sache  ein 
besonderer  Vorzug  zukomme,  ist  nach  Vorschrift  des  A.  L,  R. 
'J'h.  I.  llt.  20.  §.  318.  zu  beurtheilcn.  —  Sind  aufser  den  Bod- 
mereiforderungcn noch  andere  Gläubiger  vorhanden,  so  wird 
die  Priorität  nach  Vorschrift  des  A.L.U.  Th.  I.  tit.  20.  §•  321, 
bestimmt.    Wedderkop  L.  III.  Tit.  XI.  §.  135. 
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N)     Von    Assecuranzen. 
1)     Begriff   und   Gegcnstüudc    der  Versiche- 
rungen. 

§.     591. 

Assecuranz  a)  nennt  man  einen  Vertrag,  durch 
welchen  der  Versicherer  gegen  Empfang  einer  gewissen 
Prämie  die  Vergütung  des  Schadens  übernimmt,  der 
aus  einer  bestimmten  Gefahr  die  versicherte  Sache  tref- 
fen kann,  h)  Ist  keine  Prämie  bedungen  worden,  so  wird 
das  Geschäft  nicht  als  eine  Assecuranz,  sondern  als  eine 
Schenkung  betrachtet. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1935. 

a)  Einzelne  Spuren  des  Yersicherns  finden  sich  schon  im 
Römischen  Rechte,  allgemein  aber  schreibt  man  diese  Erfindung 
den  Juden  zu,  welche  bei  ihrer  Vertreibung  aus  Frankreich  im 
Jahre  1182,  sich  zur  Sicherung  des  Transportes  ihrer  Hab- 
seeligkelten  der  Assecuranzen  zuerst  bedienten.  Eine  See  -  Asse- 
curanzkammer  war  schon  im  Jahre  1310  zu  Brügge  errich- 
tet (Chronyk  van  Vlanderen  T.  1.  cap.  40  p.  462).  —  Vergl. 
auch  Bekmann,    Geschichte  der  Erfindung  der  Assecuranzen. 

h)  Code  du  comm.  L.  II.  T.  X.  Sect.  1  —  3.  —  Busch 
Darstellung  der  Handlung  Th.  II.  S.  45  —  91.  —  Pardessus 
a.  a.  O.  §.  756  —  886.  —  Beneke  System  des  Assecuranz- 
und  Bodmerey -Wesens.  Hamburg  1805.  Th.  I.  II.  8.  — 
Beneven tus  Straccha  de  assecuratlonibus,  in  tract.  tracta- 
tuum  T.  VI.  —  Das  Recht  der  Assecuranzen  und  Bodmereyen 
systematisch  abgehandelt;  Königsberg  1771.  4.  Balthazard- 
Marle-Emerlgon  tralte  des  assecurances  et  des  contrats  a  la 
Grosse.  Paris  1784.  T.  I.  II.  4.  —  A.  Baldasseroni  delle  as- 
securazloni  marlttime,  Fierenza  T.  I  —  111,1786.4.  —  Meno 
Pohls,  gem.  Deutsches  und  Hamb.  Handelsrecht,  Bd.  4.  Asse- 
curanzrecht,  Hamburg  1832.  —  Danziger  Willk.  cap.  4. 
Abschn.  10. 

§.    592. 
Versicherungen  können  über  alles  geschlossen  wer-» 
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den,   was    der    Gegenstand    eines    rechtniäfsigen 
Vertrages   seyn  kanno). 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1952.  , 

Jede  künftige  Gefahr,  die  nicht  mit  verbotenen 
Handlungen  verknüpft  ist,  kann  der  Versicherer  überneh- 
men i).  Gegenstände  der  Versicherung  hinsichtlich  des 
Handels  sind  besonders  Schiffe  und  Güter. 

Ist  eine  Versicherung  über  die  Gefahr  bei  verbotenen 
Handlungen  geschlossen,  so  mufs  jeder  Theil  die  gezeich- 
nete Summe  zur  Strafe  erlegen.  Sind  Waaren,  welche  wider 
die  Landesgesetze  aus-,  ein-,  oder  durchgeführt  werden  sol- 
len, versichert,  so  ist  der  Versicherte  aller  Vorlheile  aus  dem 
Vertrage  verlustig,  und  der  Fiscus  tritt  an  seine  Stelle.  Hat 
der  Versicherer  wissentlich  auf  solche  Waaren  gezeichnet, 
so  wird  er  als  Theilnehmer  bestraft,  und  die  Prämie 
verfällt  dem  Fiscus.  Ist  die  Versicherung  nur  zum  Theil 
auf  solche  VS^aaren  gerichtet,  so  besteht  sie  in  Ansehung 
der  unverbotenen.  A^V^erden  jedoch  diese  mit  der  ver- 
botenen zugleich  coniiscirt,  oder  zur  Bezahlung  der  ver- 
wirkten Strafe  verwendet,  so  ist  der  Versicherer  zur 
Vergütung  nicht  verpflichtet. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1954  —  1958. 

InKriegszeiteii  c)  darf,  bei  Ungültigkeit  des  Vertra- 
ges, kein  Unlerthan  auf  Kriegsbedürfnisse,  die  feindlichen 
Unterlhanen  gehören,  oder  ihnen  sonst  zugewendet  wer- 
den sollen,  Versicherung  geben.  Dasselbe  gilt  von  Le- 
bensmitteln, die  in  feindliche  Magazine  etc.  gehören,  so 
wie  von  Waaren,  worüber  der  Handel  mit  feindlichen 
Unterthancn  während  des  Krieges  verholen  ist.  Ist  eine 
solche  Versicherung  wissentlich  gegeben,  so  mufs  die 
gezeichnete  Summe  dem  Fiscus  als  Strafe  gezahlt  wer- 
den; ist  aber  dem  Versicherer  die  verbotene  Qualität 
der  Waaren  nicht  bekannt  gewesen,    so  ist  er  nur  die 


erhaltene  Prämie  an  den  Fisciis  herauszugeben  verbun- 
den. Die  Strafe  des  Vcrsichortcu  wird- nach  Vorschrift 
des  Criminalrechts  bestimmt. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1959  —  1965. 

a)  Es  erscheint  hiernach  auch  die  Zulässigkelt  der  Versiche- 
rung einer  Scluildfordcrung  In  Beziehung  auf  den  Vcrhist,  wel- 
cher für  dleselhe  durch  einen,  das  verpfändete  Grundstück  tref- 
fenden, Feuerschaden  herbeigeführt  werden  könnte,  im  Allge- 
meinen nicht  zweifelhaft  zu  seyn.  In  so  fern  jedoch  eine  Ver- 
sicherung nicht  in  dieser  Art  geschehen,  sondern  direkt  auf  das 
betreffende  Grundstück  erfolgt  seyn  sollte,  so  steht  derselben 
häufig  die  ausdrückliche  Bestimmung  des  Feuersocietätsregle- 
ments  entgegen,  da  nach  vielen  derselben  ein  und  dasselbe  Gebäude 
niemals  doppelt  assecurirt  werden  darf.  Rescr.  des  Min.  d. 
Innern  vom  29.  Juni  1S27.    v.  Kamptz  Ann.  Bd.  IL  S.  465.  466. 

b)  Besonders  in  den  neuern  Zelten  haben  sich  Assecuranz- 
Compagnieen  gebildet;  die  Statuten  derselben  sind  so  ver- 
schieden, als  die  Gegenstände,  auf  welche  sie  Versicherung 
geben. 

c)  Der  Anfang  eines  Krieges  wird  von  der  Zeit  an  ge- 
rechnet, da  die  Land-  oder  Seemacht  sich  zu  Krlegsoperatlonen 
gegen  den  Feind  in  Bewegung  setzt.  Nur  mit  Bekanntmachung; 
der  geschlossenen  Friedenspräliminarien  wird  ein  Krieg  für  be- 
endigt angesehen. 

§.     593.      ' 

Jedermann  kann  sein  eigenes  Leben  versichern  las- 
sen; auf  einen  durch  Verbrechen  verwirkten  Verlust  des 
Lebens  kann  jedoch  eine  solche  Versicherung  weder  ge- 
geben noch  gedeutet  werden.  Hat  aber  Jemand  das  Le- 
ben eines  Dritten  versichern  lassen,  so  haftet  der  Ver- 
sicherer, den  allgemeinen  Gesetzen  nach,  für  jeden  auch 
von  dem  Dritten  selbst  verschuldeten  Verlust  des  Le- 
bens, wenn  nicht  das  Gegentheil  festgesetzt  worden. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1968  —  1970. 

Aeltern,  Kinder,   Ehegatten   oder    Verlobte,    können 
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für  eigene  Rechnung  das  Leben  ihrer  Kinder,  Aeltern, 
des  andern  Ehegalten  oder  Verlobten,  versichern  lassen. 
Unter  Kindern  werden  eheliche  Descendenten  in  abstei- 
gender Linie  überhaupt  verstanden. 

Ausser  diesen  kann  Niemand,  zu  seinem  eigenen  Vor- 
theile,  auf  das  Leben  eines  Dritten,  ohne  dessen  gericht- 
liche Einwilligung«),  Versicherung  geben,  widrigen- 
falls sowohl  der  Versicherte  als  der  Versicherer,  die 
gezeichnete  Summe,  zum  Besten  der  Armen,  als  Strafe 
erlegen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1971  —  1974. 
Zur  Versicherung  der  Freiheit  eines  Menschen  ist 
dessen  Einwilligung  nicht  erforderlich,   sobald  die  Ver- 
sicherung gegen  Seegefahr  oder  Gefangenschaft  gegeben 
wird;  aufserdem  ist  gerichtliche  Einwilligung  erforderlich. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1975  —  1979. 
Ein  Bodmereigeber  kann  auf  den  Betrag  seines 
Capitals,  nebst  kaufmännischen  Zinsen  davon,  und  der 
Assecuranzprämie,  Versicherung  nehmen.  Ebenso  kann 
auf  Frachtgelder,  das  den  Schiffsleuten  gegebene 
Handgeld  und  die  vorausbezahlte  Heuer  Versicherung 
genommen  werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1980  —  1982. 

a)  Versicheruugen  auf  das  Leben  eines  Dritten  ohne  des- 
sen ausdrückliche  Einwilligung  sind  den  Grundsätzen  und  der 
Analogie  der  gemeinen  Hechte  zuwider,  —  sie  können  dem 
Dritten  gefährlich  werden.  Die  Erlaubnils  dergleichen  Versi- 
cherung zu  nehmen,  wird  daher  billig  nur  auf  solche  einge- 
schränkt, denen,  der  Kegel  nach,  an  der  Erhaltung  des  Ver- 
sicherten mehr  gelegen  seyn  mufs,  als  an  dem  Empfange  der  ge- 
zeichneten Summe. 

§.  59i. 
Versicherungen    auf    gchofflcn    oder     sogenannten 
imaginairen  Gewinnsind  nur  insoweit  gülligß),  als 

sie 
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sie  ausdrücklich  darauf  geschlossen,  und  zugleich  der 
Gegenstand,  von  >vclchcni  der  Gewinn  erwartet  wird, 
bestimmt  angegeben  worden. 

Versicherungen  auf  das  Bestehen,  Steigen  und 
Fallen  der  Waarcnpreise  sind  nur  den  Kaufleuten 
erlaubt;  es  niufs  jedoch  dabei  keine  dem  allgemeinen 
Besten  nachlheiligc  Preissteigerung  beabsichtigt  werden. 

Versicherungen  auf  Interesse  oder  Nichtinier- 
csse  sind  auf  keine  höhere  Summe  zulässig,  als  das  in 
der  Police  augezeigte  Interesse  wirklich  beträgt.  Wird 
von  dem  Versicherlen  nachgewiesen,  dafs  das  wirkliche 
Interesse  weniger,  als  die  bezeichnete  Summe  beträgt,  so 
findet  verhällnifsmäfsig  das  Rislorno  Statt.  Dagegen 
darf  auch  bei  dieser  Art  von  Versicherungen  ein  Meh- 
reres,  als  die  bezeichnete  Summe,  niemals  vertreten 
werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1991  —  1997. 

a)  Russ.  Ordn.  Th.  IL  II.  X.  n.  204.  Cod.  Yen.  P.  II. 
T.  YI.  7.  —  Einige  Gesetze,  und  besonders  mehrere  Statuten 
der  Assecuranzcompagnleen,  bestimmen,  dafs  nur  gewisse  Pro- 
cente  als  imaglnairer  Gewinn  versichert  werden  sollen.  Nach 
den  Vorschriften  des  Code  du  commerce  darf  dies  gar  nicht 
geschehen. 

2)     Von  den  Personen,  welche  Versicherungen 
crtheilen  und  nehmen  können. 

§.     595. 
Versicherungen  ertheilen  setzt  nolhwendig  die 
Befugnifs   voraus,    einen  lästigen  Vertrag  zu  schlie- 
fsen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1938.     cf.  Th.  I.  tit.  5.  §.  11. 
Mäkler,    Schiffsklarirer,    Schadentaxatoren  und  rich- 
terliche  Personen   in   Assecurauzstreitigkeiten,  Vorsteher 
und    Beamte    der   Bank    und  der  Assecuranzconipagnie, 

40 
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Officianlcn  bei  öffentlichen  Kassen,  so  wie  Zoll-  und 
AccisebeanUe ,  dürfen  für  eigene  Rechnung  weder 
unmittelbar  noch  mittelbar  Versicherungen 
erth eilen;  "»vidrigenfalls  der  Vertrag  nichtig  ist,  die 
Prämie  dem  Fiscus  auheim  fällt,  und  der  unbefugte  Ver- 
sicherer seines  Amtes  entsetzt  >virda). 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1939  —  1941. 
Wer  den  Auftrag  hat,  für  einen  Dritten  Versiche- 
rung zu  suchen,  darf  dieselbe  ohne  besondere  Genehmi- 
gung des  Auftragenden  nicht  selbst  übernehmen,  widri- 
genfalls er  die  Prämie  herausgeben  mufs ,  und  für 
die  übernommene  Gefahr  nichts  desto  weniger  verhaf- 
tet ist. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1942. 
Einem  Jeden    steht   frei,   Versicherungen    da   zu 
nehmen,  wo  er  es  am  rathsamsten  findet. 

Mäkler  und  Schiffsklarirer  sollen  weder  Schiffe  noch 
Schiffsparten,  noch  Kaufmannsgüter  und  Waareu  auf  ei- 
gene Rechnung  versichern  lassen.  Schiffer  und  Schiffs- 
leute dürfen  über  ihre  Heuer  keine  Versicherung  neh- 
men, bei  Verlust  des  Rechts  und  der  Prämie,  deren  dop- 
pelter Betrag  von  dem  Versicherer  zur  Strafe  an  die 
Kasse  für  arme  Seeleute  erlegt  werden  soll. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1936.  1937. 
Wer  für  fremde  Rechnung  Versicherung  nimmt, 
mufs  dazu  besonders  bevollmächtigt  seyn,  widrigen- 
falls die  Versicherung  ungültig,  und  die  bedungene  Prä- 
mie verfallen  ist;  jedoch  können  Handlungsdispo- 
nenten auch  ohne  besondere  Vollmacht  für  Rechnung 
ihres  Principals  Versicherung  nehmen  f>). 

A.  L.  R.    a.  a.  O.    §.   1945.  1946.    cf.  §.  1947  — 
1951. 

Die  Rechte  einer  zu  Versicherungen  besonders  pri- 
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vilegirtcD  Gcsellscbaft  sind  aus  dem  ihr  ertheilteu 
Privilcgio  zu  beurtheilen. 

A.  L.  R.  a.  0.  O.  §.  1944. 

a)    ^yeddc^kop  a.  a.  O.  L.  III.  tit.  7.  §.  G9. 

h)  Soll  ihnen  diese  Befugnlfs  nicht  zustehen,  so  mufs  eine 
solche  Einschränkung  gehörig  bekannt  gemacht  seyn. 

3)     Gränzen  der  Versicherung. 

§.     596. 

Durch  Versicherung  mufs  der  Versicherte  sich  nur 
gegen  Schaden  decken,  nicht  aber  Bereicherung  su- 
chen. Es  darf  daher  Niemand  eine  Sache  höher  versi- 
chern lassen,  als  bis  zum  gemeinen  Werthe  derselben, 
zur  Zeit  des  geschlossenen  Vertrages. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1983.  1984. 

Bei  Versicherungen  auf  das  Casco  eines  Schiffes 
werden  in  dessen  Würdigung  alle  Unkosten  der  Aus- 
rhedung  und  Ausrüstung,  die  Provision,  die  vorausbe- 
zahlte Heuer  und  die  Assecuranzprämie  mitgerechnet, 
und  der  Werlh  des  Schiffes  wird  so  bestimmt,  wie  er 
zur  Zeit  des  Absegeins  wirklich  gewesen  ist. 

Werden  aber  die  Frachtgelder  besonders  versi- 
chert, so  darf  die  Versicherung  des  Casco  nur  bis  zu 
demjenigen  Werthe,  welchen  das  Schiff,  nebst  Geräth, 
ohne  die  Ausrüstungskosten,  beim  Abgange  gehabt  hat, 
geschlossen  werden.  Eine  solche  Versicherung  darf  den 
Betrag  der  durch  Connoissements  oder  Charte -Partie 
festgesetzten  Fracht  und  der  kleinen  Haverei  nicht  über- 
steigen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  J.  1985.  1986.  1990. 

Versicherungen  aufWaarena)  sollen  den  Einkaufs- 
preis nicht  übersteigen,  jedoch  kann  der  Versicherte  alle 
Zölle,  Abgaben  und  Unkosten  zuschlagen,  die  er  darauf 

40* 
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bis  zu  der  Zeil,  da  sie  wirklicli  an  Uord  gebracliK,  Iial 
vollenden  niüsseu.  Auch  die  Versicbcrungspräinie  selbst 
kann  er  mit  in  Anschlag  bringen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  g.  1987  —  1990. 
In  so  weit  Schiffe  oder  Güter  bereits  verbodmet 
sind,  sollen  sie  von  dem  Bodmereinehmer,  bei  Ver- 
lust der  bedungenen  Prämie  und  Nichtigkeit  des  Ver- 
trages, nicht  versichert  werden.  Diejenige  Summe 
aber,  welche  an  dem  vollen  Werthe  fehlt,  so  wie 
auch  die  Art  der  Gefahr,  welche  der  Bodmereige- 
ber nicht  übernommen  hat,  kann  besonders  versichert 
werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1998.  1999. 

a)     Hinsichtlich   der  polizeilichen  Controlle  bei  Feuerver- 
sicherungen kaufmännischer  Waarenlager  kann  sich  die  PoUzey- 
behörde    in   den   gröfsern  Handelsstädten  mit  einer  allgemeinen 
Anzeige  der  erfolgten  Versicherung  begnügen.     Es  kommt  zur 
Verhütung  von  Mifsbräuchen  darauf  an,  im  Falle  eines  vorkom- 
menden  Brandes  die  von   dem  Versicherer  zu  gewährende  Er- 
satzleistung zu  beaufsichtigen,  um  zu  verhindern,  dafs  nicht  mehr 
als   der  wirklich  erlittene  Schaden  vergütet  win^Je.     Zur  l'Lrrei- 
chung  dieses  Zweckes   hat  daher  die  Polizey  weniger  Veranlas- 
sung Lei  dem  Absclilusse  des  Versicherungsvertrages  selbst  tha- 
tlg  zu  seyn,  als  vielmehr  von  demlNachwelse  Kenntnifs  zu  neh- 
men,  welchen    der  Versichertc    nach   dem  Brande  darüber   zu 
führen  verpflichtet  werden  mufs,    dafs   der  versicherte  Gegen- 
stand  hei   dem  I>rande   vorhanden    gewesen    ist,     und   welchen 
Werih    derselbe   damals    wirklich    gehabt    hat.      Indessen    darf 
doch    die  Anzeige   von  der  geschlossenen  Versicherung  deshalb 
nicht  ganz   unterbleiben,    daniit   ihells  die  Pollzeybehörde  ihre 
Aufmerksamkeit    auf    etwaige    damit    in    Verbindung    stehende 
Handlungen  richten  könne,  theils  von  den  Fällen  zeitig  Benach- 
richtigung  erhalte,  wo  mehrere  gleichzeitige  Versicherungsver- 
träge intendirt  werden  möchten.     JJiesc  IVlaalsregel  ist  vorläufig 
nur  in  den  gröfseren  Handelsstädten,  namentlich  in  Berlin,  Stet- 
tin, Breslau,  Danzig,  Elbing,  Königsberg,  Memel,  Magdeburg, 
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köiii  uml  Aachen  zur  /Vii.sriihrcjn^  ^ehiuili«,  und  isl  aLo  da- 
selbst nur  eine  allgenjcine  Anzeige  von  der  crfulglen  Assecu- 
ranz  der  kaufmännisclien  ^^  aarenlager,  oline  nähere  Ant5;al>e  de.v 
versicherten  Werthcs  zu  erford.'rn,  übrigens  aber  allgemein  die 
Aufmerksamkeit  der  Pollzeybebördc  darauf  zu  rlciilen,  dals  von 
dem  Nacinvelsc  genaue  Kennhiifs  genommen  werde,  welchen 
der  \  ersicherte  nach  dem  Brantle  über  den  ^^  irklich  erlittenen 
Schaden  zu  fuhren  hat. 

Rescr.  des  Minisf.  des  Inn.   v.   1.  Juni  1824.     v.   Kamplz 
Ann.'ßd.  8.   S.  566.  568. 

4)     Verbot   mehrerer  VersicheruDgeD   über  dcu 
vollen   Werth   desselben   Gegen  Standes. 

§.    597. 

Niemand  darf  über  einen  und  denselben  Gegenstand 
auf  dessen  vollen  Werth  mehrere  Versicherungen  neh- 
men a).  Wtv  bei  einer  Anzeige  darüber  vorsätzlich  Un- 
ricbligkeilcn  begeht,  >vird,  aufser  dem  Verluste  seines 
Rechts   aus   den    Versicherungen,    als  ßetrüger  gestraft. 

Ist  die  Anzeige  aus  grobem  oder  mäfsigem  Versehen 
unterlassen  worden,  so  bleibt  nur  die  ältere  Versiche- 
rung bei  Kräften;  es  mufs  aber  demungeachlet  die  bei 
der  jüngeren  bedungene  Prämie  bezahlt  werden. 

A.  L.  R.  a.    a.   O.    §.  2000  —  2003.     cf.   §.  2004  — 
2010. 

Es  ist  jedoch  erlaubt,  über  die  Zahlungsfähig- 
keit seines  Versicherers  Versiclierung  zu  nehmen.  Wird 
über  das  Vermögen  des  Versicherers  vor  beendigter  Ge- 
fahr Concurs  eröffnet,  so  steht  dem  Versicherten  frei, 
anderweitige  Versicherungen  zu  nehmen,  wobei  er  die 
Prämie  von  dem  ersten  Versicherer  ohne  Abzug  zurück- 
fordern kann. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2011  —  2015. 

a)     V.  Martens  a.  a.  O.     P ar des  sus   a.  ;».  O.    T.  II.  p. 
318  u.  f.     Cod.  Yen.  P.   II.    r.  VI.   .32. 
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5)     Von   der  Rückversicherung. 

§.     598. 

Uuter  denselben  Bedingungen  kann  sich  auch  der 
Versicherer  die  gezeichnete  Summe  ganz  oder  zum  Theil 
von  einem  Andern  wieder  versichern  lassen.  Er 
mufs  indessen,  bei  Verlust  seines  Rechts,  ausdrücklich 
anzeigen,  dafs  er  eine  Rückversicherung  verlange. 

Wenn  dem  ersten  Versicherer  von  der  liquiden  Ver- 
gütungssumme etwas  erlassen  wird,  so  kommt  dies  auch 
dem  Rückversicherer  zu  Statten. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2016  —  2023. 

6)     Pflichten   der  Contrahenten  vor  und  bei 
Schliefsung   des   Vertrages. 

§.    599. 

Bei  Schliefsung  des  Versicherungsvertrages  sind  beide 
Theile  zu  besonderer  Treue,  Redlichkeit  und 
Aufrichtigkeit  verpflichtet. 

Hat  der  Versicherer  vor  dem  Contrakte  Nachricht, 
dafs  die  Sache  bereits  in  Sicherheit,  erhalten  und  dem 
Versicherlen  verschwiegen,  so  mufs  er  die  ganze  Prämie 
zurückgeben,  und  den  doppelten  Betrag  derselben  zur 
Strafe  erlegen. 

Verschweigt  der  Versicherte  Umstände,  welche,  nach 
dem  Ermessen  der  Sachkundigen,  auf  den  Entschlufs  des 
Versicherers,  sich  einzulassen,  hätten  Einflufs  haben  kön- 
nen, so  ist  die  Assecuranz  unverbindlich,  und  die  Prämie 
verfallen  a). 

Kann  der  Versicherte  überführt  werden,  vor  Schlie- 
fsung des  (lontrakles  von  einem  die  Sache  betreffenden 
Unglücksfalle  sichere  Nachricht  gehabt  zu  haben,  so  wird 
er  aufserdcm  als  Betrüger  bestraft. 
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Bei  Versicherungen  eines  Schiffes  mufs  die 
Bauart,  Gröfse,  Beschaffenheit  u.  s.  w.  vom  Versicherten 
nach  seiner  Ueberzeugung  angegeben  werden,  auch  mufs 
er  dafür  sorgen,  dafs  das  Schiff  zu  der  bevorstehenden 
Reise  gehörig  in  Stand  gesetzt  werde.  Soll  eine  Casco- 
versicherung  oder  Waarenversicherung  zu  Kriegs- 
zeiten geschlossen  werden,  so  mufs  der  Versicherte 
genau  angeben,  ob  auf  dem  Schiffe  oder  unter  dem  ver- 
sicherten Gute  verbotene  Waaren  d)  befindlich  sind. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2024  —  2042. 

Der  Versicherle  mufs  ferner  anzeigen,  ob  das  Schiff 
mit  Convoj  gehe,  auch  wo  es  dazu  stofsen  solle. 

Soll  ein  bereits  abgesegeltes  Schiff  oder  dessen  La- 
dung versichert  werden,  so  mufs  der  Versicherte  den 
Ort  und  die  Zeit  des  Absegeins,  so  wie  den  Ort  der 
Bestimmung,  so  weit  ihm  diese  Umstände  bekannt  sind, 
treulich  anzeigen,  auch  alle  ihm  davon  zugekommenen 
Nachrichten  und  Zeitungen  vollständig  mittheilen. 

Sollen  Waaren  gegen  Seegefahr  versichert  werden, 
und  es  befinden  sich  solche  darunter,  die  leicht  dem 
Verderben  b)  ausgesetzt  sind,  so  müssen  dieselben 
nach  ihrer  Beschaffenheit  und  Quantität  genau  angegeben 
werden. 

Sind  dergleichen  Waaren  nur  unter  dem  allgemeinen 
Namen  Kaufmannsgüter,  Schiffsladung  u.  s.  w.  mit  begrif- 
fen worden,  so  ist  der  Versicherer  einen  aus  der  ver- 
derblichen Qualität  entstehenden  Schaden  zu  vergüten 
nicht  verbunden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2043—2046.  2048. 

Bei  Versicherungen  über  das  Leben  eines  Menschen 
mufs    vorzüglich   dessen  Alter,  Gesundheitszustand  und 
Gewerbe  angezeigt  werden. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2050. 


Soll  Jemandes   Freiheit   versichert  werden,   so  ist 
besonders  die  genaue  Anzeige  darüber  erforderlich,    ob 
er  in  einer  für  seine  Person  gefährlichen  Unternehmung 
begriffen  sey,  oder  eine  solclie  beabsichtige. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2051. 

Wer  die  Fracht  von  Salz  oder  anderen  dem  Schmel- 
zen unterworfenen,  lose  ins  Schiff  geladenen,  Waarea 
versichern  läfst,  mufs  ausdrücklich  anzeigen,  ob  die 
Fracht  für  das  eingenonnnene  oder  für  das  auszulie- 
fernde Maafs  festgesetzt  sej,  widrigenfalls  das  letztere 
angenommen,  und  die  Vergütung  nur  demgemäfs  gelei- 
stet wird. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2052. 

Werden  Waaren  u.  s.  w.  gegen  Feuersgefahr  ver- 
sichert, so  mufs  der  Versicherte  die  Qualität  dieser 
Sachen  genau  anzeigen.  Ausdrücklich  zu  benennen  sind, 
bei  Verlust  des  Rechts  und  der  Prämie:  Schi efs pul ver, 
Schwefel,  Salpeter,  Heu,  Stroh,  ungedroschenes  Getraide, 
Hanf,  Flachs,  getheertes  Tauwerk,  Pech,  Theer,  Talg, 
Terpentin  oh  l  und  Thran. 

Gold,  Silber,  Gold- und  Silbergeschirr,  Juwelen,  Por- 
zellain,  Emaille,  Spiegel,  Gläser,  Gemälde,  Kupferstiche, 
Antiquitäten -Cabinete,  Naturalien  oder  Kunslsachcn, 
Zeichnungen,  Ranknoten,  Pfandbriefe,  Wechsel  oder  an- 
dere Schuldverschreibungen,  Contrakte  oder  Schriften, 
Handlungsbücher  und  Rechnungen,  ingleichen  Moventien 
sind  nicht  für  versichert  zu  achten,  wenn  sie  nicht  aus- 
drücklich genannt,  und  die  Versicherung  darauf  mit  ge- 
richtet worden. 

Ferner  nnifs  derjenige,  welcher  Versicherung  gegen 
Feuersgefahr  sucht,  gewissenhaft  angeben,  ob  die  Sachen 
in  feuerfesten  Gebäuden  aufbenahrl  werden,  und  ob  sie 
gefährliche   Nachbarschaft   haben,    d.  h.    ob   in   dem   Ge- 
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bäude  selbst,  oder  in  eiücni  der  drei  Düclisten  Häuser 
welche  es  umgeben,  gefährliche  Gewerbe,  z,  B.  Brannt- 
weinbrennerei, Bäckerei  u.  s.  w.  gelrieben  werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2053  —  2062. 

o)  Rufs.  Ordn.  Th.  IL  H.  X.  n.  183.  198. 

li)  Verbotene  Waaren  sind:  grobes  Geschüts  und 
die  dazu  gehörende  Munition,  Bajonette,  Flinten,  Karabi- 
ner, Pistolen,  Kugeln,  Flintensteine,  Lunten,  Pulver,  Salpe- 
ter, Schwefel,  Piken,  Säbel,  Degen,  Sättel,  Zelte  u.  s.  w. 
Von  Sachen  dieser  Art  darf  in  der  Regel  in  Kriegszeiten  kein 
Kauffartheischiff  mehr  einnehmen,  als  zum  eigenen  Bedürfnifs 
gehört. 

c)  Für  Waaren,  welche  leicht  dem  Verderben  ausge- 
setzt sind,  werden  angesehen:  Getraide  und  alle  Sämereien, 
Salze,  Zucker,  Syrup,  Vitriol,  Alaun,  Pot-  und  Weidasche 
frische,  getrocknete  und  eingemachte  Früchte  und  Kräuter,  alle 
Arten  von  Gummi,  getrocknete  Gallerte,  Rosinen,  Wein,  Oehl 
Flachs,  Hanf,  Käse,  Wolle,  getrocknete  Fische,  Heringe,  Pelz- 
werk, ungetheertes  Thauwerk  und  Kabelgarn,  künstliche  In- 
strumente, Papier  und  Bücher. 

7)    Form  des  Contraktes  und  Erfordernisse 

der  Police. 

§.     600. 

Jeder  Versicherungsvertrag,  welcher  zwischen  König- 
lichen Unterthanen,  oder  in  hiesigen  Landen  zwischen 
Königlichen  Unterthanen  und  Fremden,  geschlossen  wird, 
mufs  bei  Strafe  der  Ungültigkeit,  schriftlich  abgefafst 
werden.  Wird  eine  Versicherung  durch  Mäkler  geschlos- 
sen, so  vertritt  der  Auszug  aus  ihrem  Journale  die  Stelle 
des  schriftlichen  Contrakts. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2064.  2065. 

Nach  dem  Abschlüsse  des  Coutrakles  mufs  der  Ver- 
sicherer, gegen  Bezahlung  der  bedungenen  Prämie,  die 
Police  a)    (Versicherungsbrief)    nach   den   festgesetzten 


-     634    -- 

BedlnguDgen  ausfertigen  und  unterschreibeu.  Verzögert 
der  Versicherle,  nach  Empfang  der  Police,  die  Aushän- 
digung der  Prämie  über  24  Stunden,  so  kann  er  dazu 
im  Wege  des  Executiv- Prozesses  angehalten  werden. 
Ist  keine  besondere  schriftliche  Verabredung  vorausge- 
gangen, so  wird  der  Contrakt  in  Ansehung  des  Ver- 
sicherers für  geschlossen  geachtet,  sobald  derselbe  die 
Police  unterzeichnet  hat. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2066  —  2068. 

Die  Police  mufs  enthalten: 

c)  den  Namen  des  Versicherten.  Nur  Kaufleute 
dürfen  mit  Verschweigung  ihres  [Namens,  unter  dem  Aus- 
drucke: „An  Zeiger  dieses,  oder  für  Rechnung  dessen, 
den  es  angeht,"  Versicherung  nehmen;  soll  aber  dem- 
nächst der  Versicherer  Vergütung  leisten,  so  kann  er 
verlangen,  dafs  ihm  der  Versicherte  genannt  und  voll- 
ständige Legitimation  beigebracht  werde. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2069.  2071.  2072. 

b)  Die  genaue  Bezeichnung  des  Gegenstandes. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2073.     cf.  2074  —  2087.  , 

c)  Die  genaue  Bestimmung  der  Versicherungs- 
summe. Zeichnen  mehrere  Versicherer  eine  und  die- 
selbe Police,  so  mufs  jeder  von  ihnen  bei  seiner  Unter- 
schrift bemerken,  auf  welches  Quantum  er  die  Versiche- 
rung übernehme,  widrigenfalls  sie  alle  als  Selbstschuld- 
ner haften. 

A.  L.  R.  a.  a,  O.  §.2088.2090.2091.  cf.  2092. 2093» 

d)  Die  Art  und  Dauer  der  Gefahr. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2094  —  2096. 

c)  Zuletzt  mufs  in  der  Police  auch  der  Ort,  wo  sie 
gezeichnet,  so  wie  die  Unterschrift  des  Versiche- 
rers hinzugefügt  werden. 

A.  L.  R.  a.  a,  O.  §.  2097.    cf.  §.  2098. 
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Von  der  Unterschrift  des  Versicherten  gilt  alles,  was 
in  dieser  Hinsicht  bei  Wechseln  vorgeschrieben  ist. 

o)  V.  Martens  a.  a.  0.  S.  218.  —  Vcrgl.  auch  J.  H. 
Böhmer  de  dlscrlmine  tempestatls  marioae.  c.  3. 

8)  Pflichten  aus  dem  Vereicherungscontrakte. 

a)    Pflichten  des  Versicherten. 

§.     601. 

Bei  Aushändigung  der  Police  mufs  der  Versicherte 
die  versprochene  Prämie  entrichten  a),  Falls  nicht 
etwa  eine  spätere  Frist  festgesetzt  worden.  Wird  die 
Zahlung  verzögert,  so  kann  der  Säumige  dazu  binnen 
30  Tagen  nach  der  Zeichnung  im  Executiv-Processe  an- 
gehalten werden,  und  mufs  zugleich  von  der  Prämie 
1  Proc.  monatlich  an  Zinsen  bezahlen.  War  die  Prämie 
nicht  in  Gelde,  sondern  in  andern  erlaubten  Vortheilen 
bedungen,  so  wird  statt  der  Zinsen  das  volle  Interesse 
vergütet. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2104. 

Ereignen  sich  Vorfälle  während  der  Versicherungs- 
zeit, durch  welche  die  Umstände,  unter  welchen  die 
Versicherung  geschlossen  worden,  zu  des  Versiche- 
rers Nachtheil  geändert  werden,  so  mufs  der  Ver- 
sicherte die  erhaltenen  Nachrichten,  bei  Verlust  seines 
Rechts  in  Rücksicht  auf  alle  sich  nachher  ereignenden 
Unglücksfälle,  dem  Versicherer  binnen  der  gewöhnlichen 
Frist  (A.  L.  R.  Th.  I.  tit.  5.  §.  94  u.  f.)  mittheilen, 
auch  zur  Abwendung  des  daraus  entstehenden  Nach- 
theils schleunig  zweckmäfsige  Vorkehrungen  treffen. 

In  60  weit  der  Versicherte  oder  dessen  Commissio- 
nair,  durch  eigene  Schuld  oder  Nachlässigkeit  irgend 
einen  Schadeu  veranlafst  haben,  ist  der  Versicherer  zu 
dessen  Vergütung  nicht  verbunden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §2117-2119.  cf.  §.2120—2163. 
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Bringt  der  VersicheHe  in  Erfahrung,  dafs  der  Ge- 
genstand der  Versicherung  verunglückt  oder  be- 
schädigt sev,  so  niufs  er,  bei  Verlust  seines  Rechts, 
den  Versicherer  b)  binnen  der  erwähnten  Frist  davon 
benachrichtigen,  und  sich  über  die  ferner  zu  tref- 
fenden Maafsregeln  mit  demselben  berathschlagen,  auch 
nach  dessen  Anweisung  verfahren. 

Id  der  Zwischenzeit  mufs  er  alle  Vorkehrungen  tref- 
fen, welche  zur  Abwendung  oder  Verminderung  des 
Schadens  dienen  können.  Er  ist  jedoch  befugt,  von 
dem  Versicherer  dazu  einen  verhältnifsmäfsigen  Vorschufs 
zu  verlangen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2164-2166.  cf.  §.  2167— 2170. 

a)  Ein  Commisslonar,  welcher  nicht  auf  den  Namen  des 
Commlttenten,  sondern  auf  seinen  eigenen  Versicherung  nimmt, 
haftet  für  die  Prämie  als  Selbstschuldner. 

b)  Russ.  Ordn.  Th.  II.  H.  X.  n.  186.  Cod.  Yen.  P.  IL 
T.  VI.  J9.     Wedderkop  a.  a.  O.  L.  III.  T.  Xlf.  §.  112. 

6)     Pflichten   des   Versichereis. 
§.      602. 

Die  Haupfpflicht  des  Versicherers  besteht  in  der  Ver- 
gütung des  Schaden;^,  welchen  die  versicherte  Sache 
bei  der  übernommenen  (aefahr  erlitten  hat. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2171. 

Ist  die  Dauer  der  Gefahr  in  der  Police  nach  Ta- 
gen, Monaten,  oder  Jahren  bestimmt,  so  ist  sie  nach 
dem  Kalender  zu  berechnen.  Die  Dauer  einer  solchen 
bestinmiten  Veisicherungszcit  kaiui  durch  keine  Zwischen- 
fälle, von  welcher  Art  sie  auch  seyn  mögen,  unterbrochen 
werden. 

\A'ar  die  Versicherung  blolV  auf  die  Hinreise  geschlos- 
sen, so  dauert  die  (icfahr  des  Versicherers  bis  zur  An- 
kunft am  Bestimmuniisorle  und  daselbst  geendig- 
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ter  Losung;  er  Iiaflct  daher,  wenn  die  Waaren  in  Qua- 
rantainehäiiser  gebracht  werden  müssen  inid  daselbst  Scha- 
den leiden;  d.  i.  jedoch  nicht  der  Fall,  wenn  er  nur  auf 
Seegefahr  gezeichnet  hat,  und  nachher  aus  solchen  Häu- 
sern kein  weilerer  Transport  zur  See  erforderlich  ist. 

Die  Losung  niufs  beschleunigt,  und  ohne  erhebliche 
Hindernisse  nicht  über  15  Tage  nach  der  Ankunft  ver- 
zögert werden,  aber  selbst  in  solchem  Falle  haftet  der 
Versicherer  nicht  länger  als  21  Tage  nach  der  Ankunft. 

Ist  auf  Casco  allein  gezeichnet,  ohne  ausdrücklich  zu 
bestimmen,  dafs  die  Gefahr  nur  auf  die  Hinreise  einge- 
schränkt sev,  so  geht  die  Versicherung  auf  die  doppelte 
Reise.  Ist  in  dieser  Art  auf  Casco  und  Waaren  zugleich 
gezeichnet,  so  geht  die  Versicherung  nur  auf  Eine  P\eise. 
Dasselbe  gilt  auch,  wenn  auf  Waaren  allein  ohne  solche 
Bestinnnung  gezeichnet  ist.  Eben  so  auch  bei  Versiche- 
rungen auf  Frachtgelder. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2172—2208. 

Ist  bei  See-  und  Strohmversicherungen  keine  beson- 
dere Art  der  Gefahr  bestimmt,  für  welche  der  Ver- 
sicherer nur  haften  soll,  so  trifft  ihn  jeder  Schaden,  den 
die  Sache  durch  äufsere  Vorfälle  leidet. 

Der  Versicherer  eines  Casco  ist  indessen  nicht  zum 
Ersätze  verbunden,  wenn  die  Schiffsgeräthschaften  wäh- 
rend der  Reise  durch  den  ordentlichen  Gebrauch  brechen, 
oder  abgenutzt  und  zernichtet  werden.  Der  Versicherer 
von  Waaren  haftet  für  keinen  Schaden,  der  aus  der  na- 
türlichen Beschaffenheit  selbst,  aus  ihren  innern  Fehlern, 
aus  der  schlechten  Emballage,  durch  das  Benagen  von 
Ungeziefer  u.  s.  w.  entstanden  ist.  Wenn  aber  die  Reise 
durch  Zufall  ungevTöhulich  verzögert  ist,  so  mufs  der 
Versicherer  auch  dergleichen  bei  verderblichen  Waaren 
aus    solchem  Aufenthalte    entstandenen   Schaden   tragen. 
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Er  darf  solchen  Schaden,  der  durch  die  grofse  Have- 
reirechnung  wirklich  vergütet  wird,  nicht  übernehmen. 
Auch  ist  er  ohne  besondere  Abrede  nicht  verbunden, 
den  aus  dem  Fallen  der  Preise  entstehenden  Scha- 
den zu  übernehmen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2209—2230. 
Aufser    dem   Schaden   haftet   er  für   alle  besondern 
Kosten,  welche  der  versicherten  Sache  wegen  vorgefal- 
len sind,  und  durch  die  grofse  Haverei  nicht  vergütet 
werden  c). 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2231—2234. 

o)    Von  dem  Umfange  der  Verpflichtung  des  Versicherers 
bei  Feuerversicherungen  s.  A.  L.  R.  a.  a.  0.  §.  2235  —  2241. 

9)   Von  der  Ausmittelung  und  Berechnung  des 
Schadens  und  der  Zahlung  der  Vergütungs- 
summe. 

§.  603. 

Ist  an  einem  versicherten  Schiffe  u.  s.w.  ein  Total- 
schaden entstanden,  den  der  Versicherer  zu  vertreten 
hat,  so  bestimmt  sich  das  von  ihm  zu  entrichtende  Quan- 
tum aus  der  Police  von  selbst. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2242.   cf.  §.  2243  —  2245. 

Ist  indessen  die  Sache  nur  beschädigt,  oder  nur 
zum  Theil  verloren  gegangen,  so  mufs  der  eigent- 
liche Betrag  des  Schadens  durch  vereidigte  Sachverstän- 
dige ausgemittelt  werden. 

Die  Würdigung  geschieht  bei  Schiffen  an  dem  Orte, 
wo  sie  zuerst  einlaufen,  und  bei  Waarcn  an  dem  Orte, 
wo  sie  ausgeladen  werden,  und  zwar  unter  gerichtli- 
cher Aufsicht,  doch  reicht  im  Auslande  auch  die  Zu- 
ziehung des    ConBuls    der  Nation,    von   welcher   der 
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Versicherer    ist,    oder    eines   Notars    und    zweier    Zeu- 
gen hin. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2246—2261. 

Sind  beide  Theile  über  die  Schadensberechuung 
selbst  uneinig,  so  niufs  dieselbe  von  vereideten  Sachkun- 
digen oder  Dispacheurs,  nach  den  ihnen  vorzulegenden 
richtig  befundenen  Briefschaften  und  Beweismitteln,  an- 
gefertigt werden. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2262.    cf.  §.  2263  —  2278. 

Die  Zahlung  der  Vergütungssumme  mufs  an 
denjenigen  geschehen,  auf  dessen  Namen  die  Police  lau- 
tet, oder  dem  sie  von  diesem  cedirt  worden,  und  zwar 
binnen  zwei  Monaten  vom  Tage  der  Bekanntmachung. 
Werden  die  erforderlichen  Beweise  später  beigebracht, 
so  ist  die  Zahlung  binnen  acht  Tagen  vom  Tage  der 
angelegten  Dispache  zu  leisten.  Hiernach  bestimmen  sich 
auch  die  Zögerungszinsen» 

Von  der  zu  zahlenden  Vergütungssumme  kann  der 
Versicherer  zwei  Proc.  in  Abzug  bringen  a),  wenn  er 
dieser  Befugnifs  nicht  ausdrücklich  entsagt  hat.  Dieser 
Abzug  findet  jedoch  nicht  Statt  bei  Versicherungen  der 
Freiheit,  in  welchem  Falle  der  Versicherer  auch  die 
Zahlung  binnen  acht  Tagen  nach  der  ihm  bekannt  ge- 
machten glaubhaften  Nachricht  von  der  Gefangeunehmung 
des  Versicherten  leisten  mufs.  Stirbt  der  Versicherte 
vor  der  Auslösung,  so  mufs  der  Wittwe  und  den  Kin- 
dern \  der  gezeichneten  Summe  gelassen  werden. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2279—2299. 

o)   Wedderkop  jus  naiit.  L.  III.  Tit.  YII.  §.  101. 

10)    Vom  Abandonniren. 

§.    604. 
Der  Versicherer  kann  sich  von  den  zur  Rettung 
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oder  Freimachung  der  versicherten  Sache  erforderlichen 
Kosten  befreien,  wenn  er  sich,  nach  entstandenem  Un-^ 
glücksfalle,  zur  Zahlung  der  ganzen  gezeichneten  Summe, 
binnen  der  vorschriftsmäfsigen  Frist  erklärt.  Der  Ver- 
sicherte kann  sich  seiner  Verbindlichkeit,  zur  Rettung 
der  versicherten  Sache  ferner  alle  Mühe  anzuwenden,  nur 
dann  entziehen,  wenn  bei  Seeversicherungen  ein  Total- 
schaden höchst  wahrscheinlich  ist;  er  kann  sodann  dem 
Versicherer  andeuten,  dafs  er  ihm  die  versicherte  Sache 
überlasse,  und  dagegen  von  ihm  die  Zahlung  der  gezeich- 
neten Summe  verlange. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2301.  2304.  2308.  cf.  §.  2305 
^2307.  2309  —  2321. 

Die  Andeutung  des  Abandonnements  raufs  gericht- 
lich, oder  durch  einen  Notarius  oder  vereideten 
Mäkler  geschehen,  und  zwar  unbedingt  unwider- 
ruflich und  hinsichtlich  der  ganzen  versicherten  Sache, 
wenn  sie  gleich  nicht  zum  vollen  Werlhe  versichert  ge- 
wesen sejn  sollte. 

A.  L.  R.   a.  a.   O.  §.  2322  —  2321.      cf.  §.  2325^ 
2332. 

11)  Vom  Ri Storno. 

§.    605. 

Wenn  der  Contrakt  ohne  Schuld  des  Versicherten 
rückgängig  wird,  und  also  der  Versicherer  gar  keine 
Gefahr  gelaufen  ist,  so  mufs  letzterer  die  Prämie,  gegen 
Abzug  von  §  Proc.  des  versicherten  Capitals  a),  zurück- 
zahlen. Beträgt  die  Prämie  selbst  nicht  über  2  Proc, 
so  kann  nur  J  derselben  abgezogen  werden. 

Bei  Versicherungen  über  imaginären  Gewinn  ist  das 
Eistorno  nur  alsdann  zulässig,  wenn  die  Unternehmung, 

worauf 
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worauf  selbige    geschlossen   worden,    ohne  Schuld    des 
Versicherers  nicht  Statt  findet. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2333  —  2345. 

a)    Pardessus  a.  a.  O.  T.  II.  p.  335.  —  DanzJg.  Willk 
cap.  4.  Abschn.  10.  Art.  8. 

12)   Verfahren  in  Assecuranz-Streitigkeiten. 

§.     606. 

Wenn  aus  einem  Assecuranz-Contrakte  «wischen 
den  Interessenten  Streit  entsteht,  so  soll  die  Sache,  der 
Regel  nach,  in  erster  Instanz  Tor  Schiedsrichtern 
verhandelt  und  entschieden  werden. 

Diese  Schiedsrichter  müssen  von  den  Parteien,  und 
zwar  von  jedem  Theile  einer  oder  mehrere,  erwählt 
iverden;  es  mufs  jedoch  in  jedem  Falle  ein  Rechtsgelehr- 
ter darunter  seyn,  welcher  das  Protokoll  führen,  und 
für  die  Beobachtung  der  erforderlichen  Legalitäten  bei 
der  Instruction  sorgen  mufs. 

Bei  diesen  erwählten  Schiedsrichtern  wird  der  Klä- 
ger mit  seiner  Klage  zum  Protokolle  vernommen.  Es  mufs 
dabei  die  Assecuranzpolice,  nebst  allen  übrigen  zur  Sache 
gehörigen  Schriften  u.  s.  w.,  auch,  nach  Bewandnifs  der 
Umstände,  die  von  dem  vereideten  Dispacheur  gefertigte 
Rechnung,  den  Schiedsrichtern  eingehändigt  werden.  Hier- 
auf müssen  Letztere  den  Beklagten  vernehmen,  und  dem- 
nächst einen  Vergleich  zu  reguliren  suchen.  Gelingt  dies 
nicht,  so  ist  über  die  streitigen  Thatsachen  die  Aufneh- 
mung der  Beweismittel  zu  bewerkstelligen  und  demnächst 
von  den  Schiedsrichtern  ein  Spruch  zu  fällen. 

Wenn  dieselben  sich  dabei  nicht  einigen  können,  so 
müssen  sie  einen  Obmann  wählen,  dessen  Stimme  den 
Ausschlag  geben  soll. 

Beruhigen    sich   die   Parteien    dabei,    so    hat    dieser 
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Spruch  alle  Kraft  und  Wirkung  eines  Judicats,  und  es 
mufs  daraus  von  dem  ordentlichen  Richter,  auf  Anrufen 
des  obsiegenden  Theils,  die  Execution  verfügt  werden» 

Will  sich  jedoch  der  eine  oder  der  andere  Theil  bei 
dem  schiedsrichterlichen  Urtheil  nicht  beruhigen,  so  mufs 
er,  innerhalb  10  Tagen  nach  dessen  Publication,  die  Ap- 
pellation dagegen  bei  den  dazu  etwa  besonders  ver- 
ordneten, oder,  wenn  solche  nicht  vorhanden,  bei  den 
ordentlichen  Appellationsgerichten  anmelden;  welche  die 
verhandelten  Akten  von  den  Schiedsrichtern  einfordern, 
und  wegen  fernerer  Instruction  des  Appellatorii  das  Nö- 
thige,  nach  Beschaffenheit  der  Sache,  je  nachdem  sich 
dieselbe  zum  ordentlichen,  oder  zu  einem  der  summari- 
schen Processe  qualificirt,  gehörig  verfügen  müssen. 

Bei  demjenigen,  was  hierauf  erkannt  wird,  hat  es 
sein  Bewenden,  und  die  Revision  ist  dagegen  nicht 
zulässig.  Auch  in  dem  Falle  ist  die  Revision  unzuläs- 
sig, wenn  die  Sache  in  erster  Instanz  nicht  von  Schieds- 
richtern, sondern  von  den  gewöhnlichen  Gerichten  ent- 
schieden worden  ist. 

A.  G.  O.  Th.  I.  tit.  30.  §.  48—56.     Anh.  §.  213. 
Cabinets- Ordre  vom  10.  April  1832,  betreffend  die 
Anwendbarkeit    der    vorstehenden    Grundsätze   auf   alle 
Assecuranzen. 

13)    Verjährung  der  Assecurauzklage. 

§,  607. 
Die  Verjährungszeit  der  Assecurauzklage  ist 
nicht  überall  gleich  bestimmte).  Nach  Preufsischen 
Gesetzen  mufs  die  Klage  binnen  sechs  Monaten  an- 
gestellt werden,  wenn  der  Schaden  in  der  Nord-  und 
Ostsee  oder  in  einem  Hafen  an  diesen  Küsten  geschehen 
ist;  binnen  Jahresfrist,   wenn   sich  der  Schaden  im 
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Mitlelläiulischcn  IMeere,  in  der  Levante,  dem  Areliipela- 
gus  oder  an  den  Küsten  der  Barbarei  zugetragen  hat; 
und  binnen  zwei  Jahren  bei  einem  in  andern  ent- 
fernten Welttheilen  vorgefallenen  Schaden.  Die  Fristen 
laufen  bei  Totalschäden  von  dem  Augenblicke,  da  der 
Versicherte  vollständige  Nachricht  hat;  bei  gehörigem 
Abandonnement  vom  Tage  der  Andeutung  desselben^  in 
allen  übrigen  Fällen  von  der  Zeit  an,  da  der  Schaden 
so  weit  liquide  geworden  ist,  dafs  die  Klage  angestellt 
werden  konnte. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2346  —  2352. 

Sind  diese  Fristen  verflossen,  und  der  Versicherte 
kann  keine  solche  Umstände  nachweisen,  welche  nach 
Vorschrift  des  Th.  I.  tit.  9.  §.  512—534.  A.  L.  Rts. 
den  Anfang  der  Verjährung  hindern,  oder  die  Wieder- 
einsetzung in  den  vorigen  Stand  begründen,  so  ist  sein 
Anspruch  ganz  erloschen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §,  2353. 

Die  Verjährung  kann  nur  durch  Anstellung  einer 
gerichtlichen  Klage,  oder  dadurch  unterbrochen  wer- 
den, dafs  der  Versicherer  sich  schriftlich  zur  Vergü- 
tung erboten  hat 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2354. 

Sind  über  die  Vergütung  Unterhandlungen  geflogen 
worden,  so  wird  die  darauf  verwandte  Zeit,  bis  zu  dem 
Zeitpunkte,  da  selbige  wegen  der  Weigerung  des  Ver- 
sicherers abgebrochen  worden,  in  die  Verjährungszeit 
niclit  mit  eingerechnet. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2355. 

Bei    einmal  unterbrochener  Verjährung    dauert   der 
Ausspruch  dreifsig  Jahre. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  {.  2356. 

41* 
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Wegen  rückständiger  Prämio  erlöscht  die  Klage 
nur  innerhalb  der  gewöhnlichen  Verjährungs- 
fristen. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2357. 
Mit  der  «Einforderung  des  Rist orno  hat  es  dieselbe 
Bewandnifs- 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  2358. 

a)  Amst.  A.  O.  Art.  30.  Hamburger  A.  0.  T.  17.  Art.  3. 
Ordonnance  de  Aouis  XIV.  art.  48. 

O)     Von   der  Kaperei. 

1)    Begriff. 

§.608. 

Man  nennt  Kaper  (armateiirs)  diejenigen  Privat- 
personen, welche,  mit  besonderer  Erlaubnifs  des  Staats, 
Schiffe  in  der  Absicht  ausrüsten,  um  im  Kriege  dem 
Feinde  zu  schaden,  und  solchen  Handel  desselben  selbst 
mit  neutralen  Mächten  zu  verhindern,  der  während  des 
Krieges  als  unerlaubt  angesehen  wird  ä). 

Am  häufigsten  treten  mehrere  Privatpersonen  zur 
Bestreitung  der  Kosten  in  eine  Mascopey,  und  überge- 
ben einem  unter  sicli,  oder  einem  Dritten  die  Führung 
des  Schiffes  {Kaper-Kapitaiii), 

Die  Kaper  unterscheiden  sicIi  wesentlich  von  den 
Seeräubern  dadurch,  dafs  sie  die  Autorisation  des 
Souveräns  {leLtres  de  viarque,  Markbrief)  haben,  nur 
im  Kriege,  oder  höchstens  zur  Ausübung  von  Repressa- 
lien ausgeübt  werden,  und  sich  verpflicliten,  die  ihnen 
gegebenen  Anweisungen  genau  zu  befolgen,  während 
sich  Seeräuber  an  keine  Zeit  und   kein  Gesetz  binden. 

a)  de  Marien s  cssai  coiiccrnanl  les  armalcurs,  Ics  pri- 
8C8  et  les  rcpriscs.  §.  1.  —  liüsch  Darslcilung  der  Handlung. 
Th.  H.  8.  305. 
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2)     Geschichte   der  Kapcici. 

§.     609. 

Nach  der  Zerstühruug  des  Abendländischeu  Kaisci- 
thums  arteten  die  Seekriege  iu  Secrüubercien  aus.  Der 
Grundsatz,  dafs  der  höchsten  Gewalt  allein  das  Recht 
des  Krieges  zustehe,  trat  in  den  Hintergrund,  und  die 
Geschichte  des  Mittelalters  zeigt  uns,  wie  besonders  der 
Mifsbrauch  des  Lehnsystems  die  Fehden  der  Untertha- 
nen  unter  einander  begünstigte.  Um  so  weniger  konnte 
es  unerlaubt  erscheinen,  gegen  fremde  Unterthanen,  be- 
sonders im  Kriege,  ohne  besondere  Autorisation,  Thät- 
lichkeiten  zu  unternehmen. 

Die  Unsicherheit  des  Meeres,  welches  von  Seeräubern 
wimmelte,  verhinderte  einzelne  Kauffarthei-Schiffe  eine 
weite  Seereise  anzutreten.  Es  vereinigten  sich  mehrere 
unter  Commandeurschaft  oder  Admiralschaft  und 
über  die  Grundsätze  bei  Vertheilung  der  Beute,  welche 
bei  der  Vertheidigung  gegen  Seeräuber  oder  Feinde  ge- 
macht würde.  Oefter  verband  man  sich  auch  in  der 
Hauptabsicht,  Unternehmungen  gegen  Seeräuber  und 
Feinde  auszuführen,  ohne  dabei  an  eine  besondere  Au- 
torisation zu  denken.  Auch  das  Consolato  de!  mare 
verlangt  eine  solche  nicht. 

Die  vielfachen  hieraus  erwachsenden  Mifsbräuche 
führten  endlich  im  14.  Jahrhundert  dahin,  dafs  auch  der 
Gebrauch  der  Selbsthülfe  gegen  Fremde  einer  Autorisa- 
tion des  Souveräns  untergeordnet  wurde.  Man  fing  um 
diese  Zeil  an,  die  Unterthanen  zu  nüthigcn,  Behufs  der 
Privatuntemehmungen  gegen  Feinde  besondere  Erlaub- 
nifs  (Mark-  oder  Rcpressalienbricfe)  zu  erbitten. 
Die  Repressalienbricfe  in  Friedenszeiten  wurden  indes- 
sen  zur  Erhaltung   der   Ruhe  bald   mehr   und  mehr  be- 


—     64G     — 

schräDkt.  Eben  so  wichtige  Gründe  führten  aber  auch 
dahin,  die  Privatunlernehiiiungen  zur  See  in  Kriegszeiten 
zu  verbieten,  wenn  nicht  eine  ausdrückliche  Autorisation 
der  höchsten  Gewalt  solche  erlaubte.  Die  Befugnifs, 
Mark-  oder  Repressalienbriefe  dieser  Art  zu  erthei- 
len,  wurde  in  der  Folge  den  Admirälen  anver- 
traut, und  die  Gerichtsbarkeit  über  die  Kaper  und  die 
von  ihnen  gemachten  Prisen  den  Admiralitätsgerichtea 
aufgetragen. 

Erst  seit  dem  Ende  des  16ten  Jahrhunderts  wurde 
indessen  der  Gebrauch  der  Kaper  allgemeiner,  und  die 
Gränze  ihrer  Befugnisse  und  Verpflichtungen  bestimm- 
ter. Noch  mehr  war  dies  im  17teu  Jahrhundert  der 
Fall.  Dis  späteren  Markbriefe,  welche  für  den  Krieg 
erheilt  werden,  berechtigen,  wenn  sie  auch  immer  nur 
gegen  den  Feind  lauten,  den  Kaper,  neutrale  Schiffe  in 
allen  solchen  Fällen  zu  durchsuchen  und  aufzubringen, 
die  in  den  Kaper -Instructionen,  welche  man  beim  Be- 
ginn des  Krieges  gewöhnlich  bekannt  macht,  angeführt 
sind. 

Der  Gebrauch  der  Kaper  wurde  seit  der  zweiten 
Hälfte  des  17ten  Jahrhunderts  am  allgemeinsten,  und 
jeder  Krieg  veranlafste  seitdem  neue  Kaper- Verord- 
nungen ö). 

o)  Dergleichen  Gesetze  für  die  Kaperei  sind  gröfstenlheils 
für  die  Dauer  eines  Krieges  erlassen,  und  Lei  nachfolgen- 
den Kriegen  erneuert.  Es  sind  indessen  auch  einige  Gesetze 
für  beständig  gegeben.  Vergl.  darüber  v.  Martc ns  a.  a. 
O.  §.  9.  Note  9. 

3)     Schriften   über   die   Kaperei. 
§.     ()I0. 
Unter    den    vielen    diesen    (iegensland    behandelnden 
Werken  verdienen  eine  besondere  j'rwähnung: 
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M.  Grass i  de  eo  quod  juslum  est  circa  rccuperartoneiii 
bellicani.  Tubiugao  1689.  4. 

J.  Nelandri  de  jure  recuperatiouis.  LoDd.  Golh. 
1742.     4. 

Betrachtungen  über  das  gericbtliche  Verfahren  bei  Pri- 
sen (in  Lambert  anuales  maritimes  et  coloniales.  S. 
247—266  und  S.  290-415.) 

Essais  sur  divers  sujets  relalifs  ä  la  navigalion  et  aii 
commerce  peudaut  la  guerre  par  Mr.  de  Steck.  Ber- 
lin 1794.     8. 

G.  F.  de  Martens  essai  concernant  les  armateurs,  les 
prises  et  surtout  les  reprises,  d'apres  les  loix,  les  Irai- 
tes  et  les  usages  de  puissances  maritimes  de  l'Europe. 
Goltingue  1795.    8. 

(auch  übersetzt  ins  Deutsche  und  Englische.) 

J.  G.  Busch  le  droit  des  gens  maritime,  considere 
comme   l'objet   d'un  Traile   de  commerce  ä  annexer  ä 

'  celui  de  pacificalion  entre  l'AIlemagne  et  la  France. 
Hambourg  1796.     8. 

Joann.  Mumssen  diss.  de  navibus  populorum  belli 
tempore  mediorum  uon  capiendis.     Lips.  1799.    4. 

Holländische  Aclcnstücke  die  Kaperei  beireffend  ( in  v. 
Martens  Erzählungen.  Th.  II.  nr.   18.) 

Christoph  er  Robinson  a  Translation  of  the  Chap- 
ters  273  and  287  of  the  consolato  del  mare  relating 
to  prizc  law.     London  1800.     8. 

Mathias  Hastrup  Bornemann  om  de  brugelige  Vi- 
sitation af  neutraler  Skibe  oy  Convoicr.  Kiobenhaven 
1800.  8. 

J.  G.  Busch  über  das  Bestreben  der  Völker  neuerer 
Zeiten,  einander  in  ihrem  Scehandel  recht  wehe  za 
Ihun.     Hamburg  1800.     8. 

Franz  Xaver  v.  Mosham   Prograni  über  die  neuesten 
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AnsicIiteD,  nach  welchen  die  auf  den  Schiften  der  Neu- 
tralen geladenen  Güter  von  den  Seemächten  in  einem 
Seekriege  behandelt  werden.     Landshut  1808. 

4)     Von    den  Kaperei  -  Gesetzen    der    Europäi- 
schen   Seemächte   im   Allgemeinen. 

u)    Vou   den  Rechten  der  Kaper. 

§     611. 

Die  Europäischen  Seemächte  sind  jetzt  dahin  über- 
eingekommen a): 

a)  dafs  jeder,  der  Kaperei  treiben  will,  Commis- 
sious-  (Mark-)  Briefe  von  einem  der  kriegführen- 
den Staaten  haben  mufs,  widrigenfalls  er  als  Seeräuber 
angesehen  wird. 

ß)  dafs  aber  ein  Kaper,  welcher  damit  versehen  ist, 
der  Regel  nach  verlangen  kann,  dafs  ihm  seine  recht- 
mäfsige  Prise  zuerkannt  werde;  er  sie  aber  in  keinem 
Falle  eher  als  sein  Eigeuthum  betrachten  darf,  bis  diese 
Zuerkennung  durch  das  competente  Gericht  erfolgt  ist, 

a)  Yergl.  v.  Märten s  a.  a.  O.  §.  10 — 13. 

§      612. 

Die  Kaper,  welche  von  einer  kriegführenden  Macht 
Markbriefc  erhallen,  verpflichten  sich  dadurch,  deren  Par- 
tei zu  ergreifen,  mithin  kann  ihnen  nicht  gestaltet  scyn, 
von  beiden  der  kriegführenden  Mächte  zugleich  Mark- 
briefc anzunehmen  o). 

n)  Vergl.  V.  Martens  a.  a.  O.  §.  14. 

§.    613. 

Spälcr  oIs  der  Gebrauch  der  Kaper  überhaupt,  ent- 
stand die  Anordnung  einer  Bürgschaft  wegen  der  den 
Kapern  gegebenen  Instructionen.  Man  begnügte  sich 
Anfangs  mit  eiiicin  ridlidioi»  Vt'rspjccjicii,     4c{7X  ist  die 
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Summe  der  zu  leistenden  Bürgecliaft  nicht  überall  gleich 

festgesetzt  ä), 

a)  Vergl.  über  die  in  dieser  Hinsicht  bei  den  verschiede- 
nen Seemächten  bestehenden  Gesetze  v.  Märten s  a.  a.  O. 
§15. 

§.  614. 
Die  Markbriefe  berechtigen  die  Kaper,  mit  ihren 
Schiffen  alle  Schiffe,  Güter  etc.,  welche  unter  feindli- 
cher Flagge  gehen,  überall  anzuhalten  und  fortzuneh- 
men ß).  Sie  haben  ferner  das  Recht,  Schiffe,  welche 
neutrale  Flagge  führen,  zu  durchsuchen,  und  in  ge- 
wissen Fällen  aufzubringend). 

o)  Falls  das  feindliche  Schiff  nicht  mit  einem  sichern  Ge- 
leitsbrief des  Souveräns  der  Kaper  versehen  ist. 

b)  Vergl.  v.  Martens  a.  a.  0.  §.  20—22.  —  J.  F.  W. 
Schlegel  sur  la  visIte  des  vai«seaux  neutres  sous  convoi.  Co- 
penhague  1800.    8. 

§.    615. 

Die  Ranzionirung  feindlicher  Güter  ist  jetzt 
gröfstentheils  verboten  ö).  Man  hatte  nämlich  gegen  das 
Ende  des  17.  Jahrhunderts  den  Gebrauch  eingeführt, 
dafs  die  genommenen  feindlichen  Schiffe  sich  durch  das 
Versprechen  eines  Lösegeldes  befreien  konnten.  Der 
Schiffer  gab  dem  Kaper  darüber  eine  Anweisung  zu  Last 
seiner  Rheder  {billet  de  ran^on)^  und  einen  oder  mehrere 
Schiffsofficianten  als  Geifsel. 

aj    Vergl.  v.  Martens  a.  a.  O.  §.  23. 

§.     616. 

Der  Kaper  mufs  die  Prise,  wo  möglich,  in  den  Ha- 
fen seines  Souveräns  führen,  vor  dem  zur  Untersuchung 
der  Prisen  bestimmten  Gerichte  erscheinen,  diesem  die 
Gefangenen  und  vorgefundenen  Papiere  übergeben,  die 
Umstände  ^cr  erfolgten  Neigung  anzeigen,  und  den  An- 
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gfnth,   den  er  auf  das  Schill  oder  die  Ladcmg  macht, 
[OL,    Nach  einer  sommariscfaeQ  Unters achan^  wird 
ein  Urthetl  gefällt. 
Ist  indesaen  der  Fall  zweifelhaft,  and  es  melden  sich 
Reclamanten,    so  erfo^t  das  Endartheil  erst  nach  ei- 
nem fönoüchen  VcrCahrea  «). 

Ton  die«efli  Definitiv -£rkcnntoif3  erster  lostanz 
iteht  jeder  Partei  die  Appellation  b)  frei,  jedoch  so, 
^bfs  gef  en  Caation  das  erste  Urtheil  vollzogen  wird. 

a)  VergL  y.  Martens  a.  a.  O.  §.  27. 

b)  Vergl  T.  Martens  a.  a.  O.  §.  2S. 

§.  617. 
Der  früher  unter  verschiedenen  Modificationen  von 
den  Seemächten  gemachte  Abza^  von  der  Beat«£  ist  theiU 
ganz  an%ebiilien,  theils  sehr  vermindert  ö;.  Die  Ver- 
theilang  der  Prise  regulirt  sich  nach  besonderen  Ver- 
trägen oder  gesetzlichen  Bestimmungen  ft).  Häufig  vrer- 
den  auch  Prämien  für  jeden  auf  einem  feindlichen 
Kriegs-  oder  Kaperschiffe  Getödteten  oder  Gefangenen, 
tmd  asdere  Belohnungen  für  Kaper  gegeben  c), 

aj     T.  Martern  a.  a,  O.  §.  31. 

bj     T.  Märten»  a.  a,  O.  §.  31.  32. 

c)  V.  Martens  a.  a.  0.  §.  33. 

§.  61S. 
MiiCi  der  K^per  im  Falle  der  Noth  sein  Schiff  und 
seine  Prise  in  einen  fremden  Hafen  flüchten,  oder  ist 
ihm  dies  Überhaupt  bei  entfernteren  Seekriegen  erlaubt, 
so  ist  nach  dem  Völkerrecht  jeder  neutralen  und  über- 
kHipt  jeder  dritten  Macht  gf^r^tattet,  ihm  Eingang  und 
Auknlhalt  zu  gewähren,  oder,  den  Nolhfall  au«j:enom- 
nen,  za  verbieten,  liie  meiÄlen  neutralen  Mächte  haben 
sich  in  solchen  t allen  das  Piecht  vorbehalten,  über  die 
Recht mäbigkeit  der  Pri^c  zu  erkennen,  wenn  der  Kaper 
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fie  inocrUb  ikres  See^ebieta  gondt  hoAj  oder  wcbb 
das  gekaperte  Sckiff  gan»  oder  zmi  TWfl  Aren  Unter- 
ufesBes  fxBto/t%m  fjiDSC  cr&ei^^BeK  stBtc^  wssaBBC  sb  sucb 
•olcfcen  FaDea  fiber  die  ReitfMaCiiigteit  der  PriKV 
gfiliftra  des  Kaper,  sidi  aa  des  CoDiul  oder 
tcB  seiner  NaIioB  m  wcaden  m\. 

a)    V.  Härtens  a.  a.  O.  §.  36.  37- 

§.     619. 

Der  Staat,  welcker  dk  MadÜbriefe  crtkcäl, 
Kaper  za  jeder  Zeit,    aock  hm  Kriege,  zarückrafen. 

ly  fobttid  er  den  Fyiiji  bdua« 

deren  Recht  a). 
«)    T.  Märten i  a.  a.  O.  §.  38l 

§.  619. 
Wiedernehmang«)  (JE^rm)  BOHt  i 
welche  deM  Feiade  wieder  ahf/tmammtm  wird,  äe  g^ 
fcliehe  darck  Kriegs-  oder  PiivalBcftifi'e.  Nack  des  mei- 
sten Gesdics  wird  ein  den  ei^eaen  Unterthaaen 
gcUrigcs  Sckiff  im  FaBe  CMcr  \Miiiisil— f,  gcgcm 
Berseioka  wicdcrgcgckcB,  wm  es  Mck  akkl  ^ 
m  den  Btadca  des  Fesdcs  gewesen,  oder 
I,  wena  es  nock  nicki  ii  eiacB  ackeicB  Iliirn  oder 
«Her  eine  Ffatte  fdUirt  worden.  >'ack  dkKr  Zeit  akcr 
wird  es  nicht  m  aUca  Liadcn  wiedersegekcB.  Ob  dK 
Reprise  Fremden  wiedena^ekcB  scy,  hU  nur  in  wenigen 
GcMtMB  entidiieden ;  es  ni«£i  daher  diese  Frage  aack 
dem  VcrkilMwe  der  Staaten  za  einander  und  den  be- 
rcn  Vertragen  eutfchiedcn  werdcB^ 
■>    VcfgL  T.  Marteas  ^  a.  O.  ^  41— TX 
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5)    Lestinimuugeu  der  PreufsiscLen  Gesetz- 
gebung. 

§.  620. 

Privafpersonen,  welche  Kaperschiffe  auszurüsteu  be- 
absichtigen, müssen  sich  zu  diesem Behufe Kaperbriefe 
erlheileu  lassen.  AVer  ohne  diese  Quf  Kaperei  ausgeht, 
wird  als  Seeräuber  angesehen. 

A.  L.  R.  Th.  I.  tit.  9.  $.  205.  206. 

Hinsichtlich  der  Kapereien  findet  der  Regel  nach  al- 
les Statt,  was  wegen  der  Beute  verordnet  ist. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  207.    cf.  §.  193—204. 

Güter  und  Schiffe,  welche  von  Kapern  weggenom- 
men worden,  sind  erst  für  verloren  anzusehen,  wenn 
dieselben  in  einem  feindlichen  oder  neutralen  Hafen 
aufgebracht  sind.  Sind  sie  noch  vorher  durch  Kaper, 
die  unter  dem  Schutze  derjenigen  Macht,  welcher  der 
Eigenthümer  unterworfen  ist,  oder  einer  mit  derselben 
im  Bündnifs  stehenden  Macht,  Kaperei  treiben,  dem 
Feinde  wieder  abgenommen,  so  müssen  sie  dem  Ei- 
genthümer für  den  dritten  Theil  ,dcs  Wcrths  verabfolgt 
werden. 

Ist  dergleichen  Beute  dem  Feinde  von  Kriegs- 
schiffen des  Staates  wieder  abgenommen,  so  wird 
zum  Besten  der  Eroberer  eine  nach  den  Umständen 
billig  gefundene  Belohnung  festgesetzt,  welche  die  Ei- 
genthümer bei  der  Zurücknahme  entrichten  müssen. 

A.  L.  R.  §.  208—210.    cf.  §.  203. 

§.     621. 

Es  sollen  übrigens  die  Rechte  und  Befugnisse  der 
Vieufsisrhon   Knj)cr6cliiffc  nach  den  jedesmal  con- 
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Diirrirciulcn    Vcrliiiltnisscn    zu     seiner    Zeit     Lestimmt 
werden. 

Welclie  Sachen  und  Waaren  durch  Kaperei  erwor^ 
ben  werden  können,  ist  nach  dem  Inhalte  der  Kap er- 
briefe  und  nach  den  zwischen  den  kriegführenden  und 
neutralen  Mächten  bestehenden  Traktaten  zu  beur- 
Llieilen.  Wo  diese  nichts  bestimmen,  sind  alle  Waaren 
nid  Güter  feindlicher  Unterthanen,  welche  auf  feindli- 
chen Schiffen  gefunden  werden,  für  gute  Beute  anzusehen. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  211.  212. 

Es  soll  dagegen  den  Unterthanen  befreundeter 
r>der  neutraler  Mächte  ihr  auf  fremden  Schiffen  ge- 
fundenes Eigenthuni  nicht  vorenthalten  werden. 

Auch  das  Eigenthum  feindlicher  Unterthanen  ist 
frei,  sobald  es  sich  auf  neutralen  Schiffen  befindet. 

Dasselbe  gilt  von  dem  Eigenthume  feindlicher  Un- 
terthanen, welches  dieselben  den  Postschiffen  und  Packet- 
booten  des  gegen  ihren  Landesherrn  Krieg  führenden 
Staats  anvertraut  haben. 

Dies  Alles  findet  jedoch  nur  in  so  fern  Statt,  als 
dergleichen  Güter  und  Sachen  nicht  zu  den  verbote- 
nen Waaren  gehören. 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  213  —  217. 

Alles,  was  nach   einem  kundbar  belagerten  oder 
eingeschlossenen  Hafen  geführt  wird,   ist  als  ver- 
botene Waare  zu  betrachten. 
A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  118. 

Für  eingeschlossen  ist  ein  Hafen  zu  achten,  wenn 
derselbe  durch  eine  feindliche  Landbattcrie,  oder  dui'ch 
Kriegsschiffe,  welche  vor  dem  Hafen  stationirt  siud,  ge- 
sperrt ist, 

A.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  119. 

42 
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§.    622. 
Es   ist   in   dem   Abschnitt   von  den  Ver.sicherun- 
gen  angegeben,  was  zu  den  verbotenen  Waaren  gerech- 
net wird.     Die  dort  in  BetrelF  der  Contrebande  liinzu- 
gefügte  Claiisel: 

„und  was  sonst  durcli   besondere  Verträge  zwi- 
„sehen  den  verschiedenen  Nationen  einzunehmen 
verboten  ist" 
hat  jedoch  blofs  auf  Vcrsichcrungsgcschäfte   Beziehung, 
und  findet  hier  keine  Anwendung. 


1 
i 


V. 

Verordnungen  über  die  den  Handel 

betreffenden    Verhältnisse    in    den 

Vereinsstaaten  Deutschlands. 


A)  Einleitung  und  Entstehung  des  Gesammtvereins. 

§.   623. 

JJie  geschichtliche  Entvvickelung  der  Handels -Verhält- 
nisse im  Preufsischen  Staate  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  wo 
der  grofse  Deutsche  Handels-  und  Zoll-Verein 
in  seiner  jetzigen  Ausdehnung  ins  Leben  trat,  ist  be- 
reits oben  in  den  §.  §.  40  —  52.  übersichtlich  vorgetra- 
gen worden.  Der  Zweck  dieser  Blätter  erfordert  daher 
jetzt,  nachdem  jenes  Institut  in  voller  Wirksamkeit  ist, 
einer  Erwähnung  der  hauptsächlichsten  organischen 
Verordnungen  desselben,  so  weit  diese  hierher  gehören. 

§.  624. 
Die  Gesetze  vom  27.  October  1810  und  vom  7.  Sep- 
tember 1811,  so  wie  die  Verordnung  vom  16.  Juni  1816, 
durcli  welclie  die  Binnen-,  Provinzial-  und  Was- 
serzülle,  welchen  früher  noch  in  den  alten  Provinzen 
der  Verkehr  innerhalb  Landes  unterlegen  hatte,  aufge- 
hoben wurden,  begründeten  die  jetzigen  Gewerbe-  Han- 
dels- und  Abgaben -Verhältnisse.  Es  folgte  das  Gesetz 
vom  26.  Mai  1818,  welches,  mit  Ausnahme  der  Spiel- 
karten und  des  Salzes,  allen  ausländischen  Waaren  den 

'  42' 
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Ein-  lind  Durcligang,  so  wie  sämmlliclien  inländischen 
Erzeugnissen  die  Ausfuhr  erlaubte.  Die  spätem  zeitge- 
mäfsen  Modificationen  jener  Gesetzgebung  hatten  die 
heilsamsten  Folgen  fl).  Dem  Zwecke,  die  Industrie 
durch  eine  übereinstimmende  Verfassung  in  allen  Pro- 
vinzen zu  heben,  die  Gewerb ethätigkeit  des  In- 
landes zu  schützen  und  zugleich  dem  Staate  die  Ein- 
nahme zu  sichern,  welche  der  Handel,  ohne  Er- 
schwerung des  Verkehrs  bieten  kann,  war  namentlich 
auch  die  Vermehrung  der  Communications-Anstal- 
ten,  so  wie  das  Gesetz  vom  30.  September  1821,  wel- 
ches die  Münzverfassung  regulirte,  förderlich.  Auch 
die  früher  in  einigen  Städten  der  östlichen  Provinzen 
bestandenen  öffentlichen  Schau-Anstalten  für 
W olle nw aar en  wurden  durch  das  Gesetz  vom  5.  Ja- 
nuar 1823  für  freie  Privat-Ve reine  erklärt. 

a)  Um  die  reclitliche  Betriebsamkeit  vor  dem  nacbthci- 
ligcn  Einflufs  des  Schmuggclgewerbcs  und  der  heimli- 
chen Niederlagen  unversteuerter  Waaren  zu  schü- 
tzen, wurde  durch  das  Gesetz  vom  19.  November  1824  eine 
Beaufsicliiigung  des  gröfscrn  Waarenvcrkchrs  aufscrhalb  des 
Gränzbezirks  angeordnet. 

§.  625. 
Aufser  den  oben  bereits  erwähnten  Verträgen,  sind 
von  den  zur  Erleichterung  des  Handels  -  Verkehrs  mit 
fremden  Staaten  abgeschlossenen  Handels-  und 
Schifffahrts- Verträgen  noch  folgende  besonders  zu 
nennen,  mit: 

Dänemark vom  17.  Juni  ISIS 

Grofsbrittanien  und  Irland  .  .  .  2.ApririS24 
Rufsland  und  JN)len  (erneuert)  .  .  ll.lVlärzlS25 
Meklcnburg-Schwcrin 19.  Dec.  1826 


I 
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Sclivvcdcn  und  Norwegen    ....  14.Müi'z  1827 

Brasilien        9.  Juli  1827 

und  18.  April  1828 

Nordamerika I.Mai  1828 

Hamburg,    Bremen  und  Lübek     .     .     4.  Oct.  1828 

Oldenburg       26,  Juli  1830 

Oestreich        1.  Mail831 

Mexico        18.Febr.l831 

§.    626. 

Bereits  das  Gesetz  vom  26.  Mai  1818  spraeli  sieh 
daliin  aus,  dafs  auf  den  Grund  der  nach  demselben  ein- 
tretenden Freiheit  des  Handels  und  Verkehrs  auch  mit 
andern  Staaten  Vereinbarungen  zu  gleichem 
Zwecke  Statt  finden  könnten.  Sehr  bald  sclilossen  sich 
dem  PreuTsischen  Systeme  einige  Deutsche  Staaten  ganz, 
andere  mit  den  innerhalb  der  PreuiJsischen  Gränzen  lie- 
genden Theilen  ihres  Gebietes  an.  Es  war  dies  na- 
mentlich der  Fall  mit  den  Schwarzburgischen  Un- 
terherrschaften, den  VTeimarischen  Aemtern 
Allstädt  und  Oldisleben,  den  Herzogthümern  An- 
halt-Bernburg, Anhalt-Köthen  und  Anhalt- 
Dessau,  so  wie  einigen  Lippeschen  und  Bleklen- 
burgischen  Ortschaften. 

§.    627. 

Baiern,  Baden,  Würtemberg,  Hessen -Darmstadt,  Kur- 
hessen, Waldek,  Nassau,  Hohenzollcrn  und  die  Tliürin- 
gischen  Staaten  kamen  zur  eigenen  unter  sich  zu  be- 
bewerkstelligenden Abschliefsung  von  ZolU  und  Handels- 
verträgen im  Jahre  1820  zu  einem  Congresse  zusammen, 
der  sich  indessen  1823  wieder  auflöfste.  Die  Unter- 
handlungen wurden  indessen,  bei  der  zunehmenden  Er- 
Weiterung  des  Preufsischen  Verbandes  von  einigen  Rc- 
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gierungen  wieder  aufgenommen,  von  andern  unter  sich 
fortgesetzt  o). 

a)  Es  traten  einerseits  Hessen- Darmstadt  und  Baden, 
andrerseits  Wurtemberg  und  Baicm,  und  später  ebenfalls  auf 
einem  besondern  Congresse,  Sachsen,  Hannover,  Kurhcsscn, 
Nassau,  Braunschweig,  Oldenburg,  die  Thüringischen  Län- 
der, Bremen  und  Frankfurt  zusammen. 

§.  628. 
Im  Jahre  1824  schlössen  Baden  und  Hessen-Darm- 
fitadt  einen  Vertrag  über  den  gegenseitigen  freien  Ver- 
kehr ab,  welcher  indessen  schon  nach  zwei  Jahren  wie- 
der aufgelüset  wurde.  Mit  dem  Anfange  des  Jahres 
1828  schlössen  Wurtemberg  und  Baiern  einen  Zoll- 
und  Handels  -  Vertrag  ö),  der  am  1.  Juli  desselben  Jah- 
res in  Wirksamkeit  trat.  Ebenso  vereinigten  sich  auch 
die  Mitteldeutschen  Länder  im  Jahre  1828  zu  einem 
Vertrage  in  Betreff  der  Gewerbe  und  Handels -Interes- 
sen und  des  Transitverkehrs.  Endlich  vereinigten  sich 
im  Jahre  1830  Kurhessen,  Braunschweig,  Hannover  und 
Oldenburg  besonders  über  ein  übereinstimmendes  Sy- 
stem in  Betreff  der  Abgaben  vom  Handel  mit  fremden 
Staaten.  ^ 

a)  In  Gemäfsheit  des  Vertrages  vom  28.  Juli  1824  wa- 
rcn  die  Fürslcnthümer  nohenzollcrn-Sicgmaringcn  und  llo- 
licnzollcrn  •  Hechingen  in  jenen  Handelsvertrag  mit  oiugc- 
schlosscn. 

§.  629. 
Hessen- Darmstadt  trat  demnächst  dem  Freufsi- 
schen  Systeme  bei  und  schlofs  am  14.  Februar  1828 
einen  Zollvercinigungs-Vertrag  mit  Preufscn, 
in  Gemäfsheit  welches  zwischen  beiden  Staaten  ein  un- 
beschränkter freier  Handelsverkehr  eintrat. 
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Wilrtemlicrg  und  Baier ii  sclilosseii  sich  zwar 
iiocli  nicht  dem  Preufsisclicn  ZoUvcrbandc  an,  indessen 
vereinigte  man  sich  durch  den  Handelsvertrag  vom 
tJ7.  Mai  1829  dahin,  daCs  alle  inländischen  Naturpro- 
dukte und  Erzeugnisse  der  Kunst  und  des  Gcwerbfleirses 
hei  dem  Uebcrgange  aus  einem  Staate  iii  deu  audera 
keiner  Abgabe  unterliegen  sollten. 

Saclisen- Coburg- Gotha  schlofs  sich  mit  dem  Amte 
Volke  n  rode  und  Hessen -Homburg  mit  dem  Ober- 
amte Meisen  heim  ebenfalls  im  Jahre  1829,  und  im 
folgenden  Jahre  Sachsen -Coburg -Gotha  mit  demFür- 
stenthume  Lichtenberg,  und  Oldenburg  mit  dem 
Fürstenthume  Birkenfeld  dem  Preufsischen ,  sich 
immer  mehr  befestigenden.,  Zollverbande  an.  Diesem 
Beispiele  folgte  Kurhe&seii  durch  den  uuterm  25.  Au- 
gust 1831  abgeschlossenen  Vertrag  o). 

a)     Mit    einigen    Regierungen     der    Thüringischen 
Lande  wurden  vorläufig  Handelsverträge  geschlossen,  welche 
die  Erleichterung   des  Eingangs  mehrerer    Erzeugnisse    ihres. 
Landes  in  das  Vercinsgebiet  zum  Gegenstand  hatten. 

§.  630. 
Die  Regierungen,  welche  dem  Verbände  bis  jelzjt 
entweder  gar  nicht  oder  nur  durch  besondere  Handels- 
verträge zugetreten  waren ,  erkannten  naoh  und  nach 
die  Nützlichkeit  des  Anschlusses  an  den  Preursisch- 
Hessischen  Verein.  Es  erfolgte  hiernach  am  22.  März 
1833  der  Beitritt  Baierns  und  Würtembergs,  am 
30. März  1833  der  Anschlufs  Sachsens,  dem  am  IL  Mai 
desselben  Jahres  der  sämmtlicher  Thüringischen  Staa- 
ten folgte  o).  Baden  trat  durch  den  Vertrag  vom 
12.  Mai  1835    Lei,    Nassau  durch  deu  VerU-ag  vom 
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10.  DecemLer   1835    und   Frankfurt  durch  den  Ver- 
trag vom  2.  Januar  1836. 

a)  Die  thüringischen  Länder  halten  sich  Behufs  dieses 
Anschlusses  hercits  durch  einen  hesondern  Vertrag  vom 
10.  Mai  1833  constituirt,  und  nach  den  dahei  festgesetzten 
Principicn  erfolgte  der  gemeinsame  Beilritt, 

§.    631. 

So  entstand  der  Gesammt-Verein,  der  alle  bis 
dahin  zwischen  den  einzelnen  Staaten  abgeschlossenen 
Zoll- Vereine  umfafst,  und  alle  beigetretenen  Staaten 
durch  ein  gemeinsames  Handels-  und  Zoll-Sy- 
stem verbindet. 

Derselbe  besteht  unter  folgenden  Staaten: 

Preufsen,  Baiern,  Würtemberg,  dem  Kö- 
nigreich Sachsen,  dem  Grofsherzogthum  und  dem 
Kurfürstenthum  Hessen,  Baden,  Sachsen-Wei- 
mar. Eisenach,  Sachsen-Coburg-Gotha,  Sach- 
sen^Altenburg  und  Sachsen-Meiningen,  Nas- 
san,  Schwarzburg- Sondershausen,  Schwarz- 
burg-Rudolstadt,  Reufs-Schleitz,  Reuls-Greitz, 
Keufs-Lobenstein,  Frankfurth  a.  iV|. 

Ferner  gehören  zu  demselben  die  Staaten,  welche 
schon  früher  in  Betreff  ihres  ganzen  Gebietes  oder  ein- 
zelner Landestheile  mit  Preufsen,  Würtemberg  und 
Baiern  Verträge  geschlossen,  und  mit  Berücksichtigung 
der  darauf  beruhenden  besondern  Verhältnisse  dem  Ge- 
sammt  -  Vereine  beigetreten  sind.  Es  sind  dies  folgende 
von  Preufsen ,  Baiern  und  Würtemberg  umschlossenen 
Länder  und  Landestheile. 

Anhalt-Dessau  «),  Anhalt -Köthen  ^),  An- 
halt-Bernburg c),  Hohenzollern-Hechingen  </), 
Hühenzollern-Siogmaringen  c),  Wuldck/),  Bir^ 
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kcnfcldij),  das  Hessen -Homburgischo  Oberamt  Mei- 
sen he  im  //),  die  Lippe- Detmoldsclien  Ortschaften  Lip, 
perode,  Kappel  und  Grevenhagen  /),  die  Meklen- 
burg-Schwerinschen  Ortschaften  Rossow,  Netze- 
band und  SchünbergÄ),  die  Badenschen  Ortschaften 
Schluchtern  und  Ruchsen  und  die  Condominat-Orte 
Widdern  und  Edelfingen  /).  Ferner  nachstehende 
Landestheile  Thüringischer  Staaten,  hinsichtlich  welcher 
wegen  ihrer  vom  Hauptlande  abgesonderten  Lago 
besondere  Verträge  bestehen:  die  Unter herrschaft 
Sondershausen  m),  die  Unterherrschaft  Rudol- 
stadt  w),  die  Weimarschen  Aemter  Allstädt,  Ol- 
disleben  o)  und  Ost  heim  /;),  das  S.  Coburg- Gothai- 
sche Fürstenthum  Lichtenberg^)  und  die  S.  Coburg- 
Gothaischen  Aemter  Volkenrode  r)  und  Königs- 
berg s). 

a)  Die  Verträge  wegen  des  Beitritts  sind  geschlossen 
den  30.  März,  den  17.  Juli  1828,  und  den  26.  Januar  1836 
(von  Preufsen  umscblossene  Enclave). 

b)  Verträge  vom  17.  Juli  1828  und  vom  26.  Jan.  1836, 
(von  Preufsen  umsclil.  Encl). 

c)  Vertrag  vom  17.  Mai  1831,  (von  Preufsen  umschl. 
Encl.). 

d)  Vertrag  vom  28.  Juli  1824,  (von  Würtcmbcrg 
umsclil.  Encl.) 

c)  Vertrag  vom  28.  Juli  1824,  (von  Würtcmbcrg 
umscbl.  Encl.)  h 

f)  Vertrag  vom  16.  April  1831,  (von  Preufsen  um- 
scbl. Encl.). 

g)  Vertrag  vom  24.  Juli  1830,  (von  Preufsen  um- 
scbl. Encl.). 

//)  Vertrag  vom  31.  Dcccmbcr  1829,  (von  Preufsen 
umscbl.  Fncl.). 

/)  Vertrag  vom  9.  Juni  1826,  (von  Preufsen  um- 
scbl. Encl.). 
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7»)    Vcrlrag   vom  2.   Dcccmber   1826,   (von  Prcufscn 
umseht.  Encl). 

/)    Vertrag  vom   12.   April   1S31,   (von  Würtcmberg 
unisebl.  Encl. 

m)  Vertrag  vom  8.  Juni  1833,  (von  Prcufsen  umscbl 
Encl). 

n)    Vertrag  vom  25.   Mai   1833,   (von  Preufsen  um 
scbl.  Enel.). 

o)    Vertrag  vom   30.    Mai  1833,   (von  Prcufscn  um 
scbl.  Encl. 

p)    Vertrag  vom  25.   Januar  1831,   (von  Bai  cm   um 
8cbl.  Encl. 

q)    Vertrag  vom   6.  März    1830,  (von  Prcufscn  um 
scbl.  Encl.). 

/•)    Vertrag  vom   26.   Juni  1833,  (von  Prcufscn  um 
scbl.  Encl.). 

s)    Vertrag  vom   14.  Juni  1831,    (von  Baiern  umscbl 
Encl). 

§.  632. 
Solche  einzelne  Landestheile  der  zu  dem  Gc- 
sam  rat -Vereine  gehörenden  Staaten,  welche  sich  ih- 
rer Lage  wegen  zur  Aufnahme  nicht  eignen,  sind  vor- 
läufig von  demselben  ausgeschlossen.  Nach  dem  Art.  3. 
des  Vertrages  vom  11.  Mai  1833  soll  aber  der  früher 
erleichterte  Verkehr  derselben  mit  dem  Haupllandc 
aufrecht  erhalten,  fernere  dergleichen  Begünstigungen 
aber  sollen  nur  im  gemeinschaftlichen  Einverständnisse 
der  Vereinsglieder  gestattet  werden. 

§.     633. 
Mit  dem  1.  Januar  1834  sind  die  wegen  des  Ge- 
sammt-Vereins    abgeschlossenen    Verträge    in  Kraft 
getreten. 
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B)     Wescnllichc    Beslimiiiiingcn    der    wegen  iles 
Gesainmt- Vereines  abgeschlossenen  Verlrügc. 

1)    Im    allgemeinen. 

ä)    Freiheit   des  Handels. 

§.    634. 
Die  wesentlichen  Bestimmungen,  welche  von 
dieser  Zeit  ab  unter  den  contrahirenden  Staaten  einge- 
treten sind,  beruhen  auf  dem  angenommenen  Grundsatze 
der  Freiheit  des  Handels  und  Verkehrs. 

h)    Uebereinstimmende   Gesetzgebung. 

§.  635. 

Uebereinstimmung  der  betreffendenGesetz- 
gebung  ist  deshalb  die  Grundlage  der  Verträge  über 
den  gemeinschaftlichen  Zollverband. 

Jeder  Vereinsstaat  publicirt  in  seinem  Gebiete 
die  hierher  gehörigen,  und  nach  den  gemeinsamen  Ver- 
abredungen entworfenen  Gesetze,  und  bringt  dieselben 
zur  Ausführung. 

Jede  Veränderung  der  Grundbestimmungen  und  jede 
Modification  aus  localen  Rücksichten  bedarf  der  Ein- 
willigung der  sämmtlichen  contrahirenden  Staaten. 

2)    Handel   mit    dem  Auslande. 
a)    Zollcartel. 

§.  636. 
Alle  am  1.  Januar  1834  noch  im  Vereinsgebietc 
vorhandenen  fremden  Waaren  unterliegen  der  Nach- 
steuerung, insofern  von  ihnen  noch  nicht  so  viel  Ab- 
gabe entrichtet  worden,  als  der  Vereinstarif  vor- 
schreibt. 
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637. 

Sämmtliclie  Waaren,  welche  vom  Auslande  in  das 
Vereinsgebiet  eingehen,  durchgehen  oder  ausge- 
führt werden,  sind  nach  einem  gemeinschaftiiclicn 
Tarife  zu  verzollen  und  unterliegen  denselben  Con- 
troUformen. 

Sämmtliche  früher  bewilligt  gewesene  Befreiun- 
gen finden  nicht  ferner  Statt. 

Dem  Schleichhandel  soll  durch  nachdrückliche 
Maalsregeln  entgegengewirkt  werden- 

§,    638. 

Zur  Aufrechthaltung  dieses  Systems  ist  zwischen 
Preufsen,  Kurhessen,  dem  Grofsherzogthum 
Hessen,  Baiern  und  Würtemberg  einerseits,  und 
den  zu  dem  T  h  ü  r i  n  g  i  s  c  h  e  n  Zoll-  und  Handels-Verein 
verbundenen  Staaten  andrerseits  ein  Zollcartel  ge- 
schlossen worden  ä), 

ä)   Unterm  11.  Mai  1833, 

§.    639. 
Es  haben  sich  die  contrahirenden  Staaten  darin  na- 
mentlich   zur    Unterdrücknng  und  Verhinderung 
des    Sc lileicli handeis  verpflichtet,  ohne  Unterschied, 
ob  derselbe    zum    Nachtheile    der   contrahirenden  Staa- 
ten in  ihrer  Gesammtheit   oder  einzelner   luUer    ihnen 
unternommen  wird. 
Art.  I.  a.  a.  O. 
Es  sollen  ferner    auf  ihrem   Gebiete  Rottirungeu 
und  solche  Waaren- Niederlagen  oder  sonstige  An- 
stalten   nicht    geduldet    werden,    welche    tlen  Verdaclit 
tegriindcn,  dafs  sie  den  Zweck  haben,  Waaren,  welche 
\i\  den    andern    contrahirenden    Staaten   verboten    oder 

/ 
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l)cim  Ein«:aiigo  in   «dieselben    mit  einer    Abgabe  belegt 
sind,  dorthin  einzusch würzen. 
Art.  2.  a.  a.  O. 

§.    640. 

Die  Beliördcu  aller  eontraliircndcn  Staaten  sollen 
sich  gegenseitig  thätig  und  ohne  Verzug  den  verlangten 
Beistand  in  allen  gesetzlichen  Blaafsregeln  leisten,  welche 
zur  Verhütung,  Entdeckung  oder  Bestrafung  der  Zoll- 
contraventionen  dienlich  sind,  die  gegen  irgend  ei- 
nen der  contrahirenden  Staaten  unternommen  werden 
oder  begangen  sind. 
Art.  3.  a.  a.  O. 

Es  werden  in  diesem  Vertrage  unter  Zollcontra- 
ventionen  auch  die  Verletzungen  der,  von  den  ein- 
zelnen Regierungen  erlassenen  Einfuhr-  oder  Ausfuhr- 
verbote, insbesondere  auch  der  Verbote  solcher  Gegen- 
stände, deren  ausschlielslichen  Debit  diese  Regierungen 
sich  vorbehalten  haben,  so  wie  ferner  auch  diejenigen 
Contraventionen  begriffen,  durch  welche  die  Abgaben 
beeinträchtigt  werden,  welche  nach  der  besondern  Ver- 
fassung einzelner  Staaten  für  den  üebergang  von  Waa 
ren  aus  einem  Staate  in  einen  andern  vertragsmälsig 
angeordnet  sind. 

Die  gedachten  Behörden  sind,  auch  ohne  beson. 
dere  Aufforderung  verbunden,  alle  gesetzlichen  Mit- 
lei anzuwenden,  welche  zur  Verhütung,  Entdeckung 
und  Bestrafung  der,  gegen  irgend  einen  der  gedachten 
Staaten  beabsichtigten  oder  ausgeführten  Zollcontraven- 
lionen  dienen  können,  und  jedenfalls  die  betreuenden 
Beliörden  dieses  Staats  von  demjenigen  in  Kenntnifs  zu 
setzen,  was  sie  in  dieser  Beziehung  in  Erfahrung  bringen. 
Art.  4.  a.  a.  O. 
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§.  641. 
Den  Zoll -Beamten  und  andern  zur  Wahrnehmung 
des  Zoll- Interesse  verpflichteten  Beamten  sämmtlicher 
contrahirenden  Staaten  ist  gestattet,  die  Spuren  be- 
gangener Zollcontraventionen  auch  in  das 
Gebiet  der  angränzenden  Vereinsstaaten  ohne 
Bescliränkung  auf  eine  gewisse  Strecke  zu  verfolgen  ör). 
Art.  5.  a.  a.  O. 

a)  Die  in  solchen  Fällen  zulässigen  Maafsregeln,  na- 
mentlich Haussuchungen  und  ßcschlaguahmcn,  so 
wie  das  Verfahren  bei  letzteren  s.   a.  a.  O. 

§.    642. 

In  den  Fällen,  wo  wegen  Zollcontraventionen  die 
Verhaftung  gesetzlich  zulässig  ist,  wird  die  Befugnifs 
die  Contra venienten  anzuhalten,  den  verfolgenden 
Beamten  auch  auf  dem  Gebiete  der  andern  mit- 
contrahirenden  Staaten,  jedoch  unter  der  Bedin- 
gung eingeräumt,  dafs  der  Angehaltene  an  die  nächste 
Ortsbehürde  desjenigen  Staates  überliefert  werde,  auf 
dessen  Gebiete  die  Anhaltung  Statt  gefunden  hat.  Wenn 
die  Person  des  Contravenienten  dem  verfolgenden  Be- 
amten bekannt  und  die  Beweisführung  hinlänglich  ge- 
sichert ist,  so  findet  eine  Anhaltung  auf  fremdem  Ge- 
biete nicht  Statt. 

Eine  Auslieferung  tritt  in  dem  Falle  nichi  ein,  wenn 
die  Zollcontra venienten  Untcrthanen  desjenigen  Staates 
sind,  in  dessen  Gebiete  sie  angehalten  worden.  Im  an- 
dern Falle  sind  die  Contravenienten  demjenigen  Staate, 
auf  dessen  Gebiet  die  Contravention  verübt  worden  ist, 
auf  dessen  Requisition  auszuliefern.  Nur  dann,  wenn 
dergleichen  flüchtige  Individuen  Untcrthanen  eines  drit- 
ten  der  contrahirenden   Staaten    sind,    ist   der  letztere 
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vorzugsweise  Lcrechtigt,  die  Auslieferung  zu  verlangen, 
und  daher  zunäclist  von  dem  requlrirten  Staiite  zur 
Erklärung  über  die  Ausübung  dieses  Rechtes  zu  ver- 
anlassen. 

Säinmlliclie  contrahirende  Staaten  haben  sich  ver- 
pflichtet, ihre  üntertlianen  und  die  in  ihrem  Gebiete 
sich  aufhaltenden  Fremden,  wenn  deren  Auslieferung 
nicht  in  Gemäfsheit  der  obigen  Bestimmungen  verlangt 
wird,  wegen  der  auf  dem  Gebiete  eines  andern  der 
contrahirenden  Staaten  abgegangenen  Zollcontraventio- 
ncn  oder  ihrer  Theilnahme  an  selbigen  auf  die  von 
diesem  Staate  ergeliende  Requisition  ebenso  zur  Unter- 
suchung und  Strafe  zu  ziehen,  als  ob  die  Contra- 
vention  auf  eigenem  Gebiete  und  gegen  die  ei- 
gene Gesetzgebung  begangen  wäre. 

Diese  Verpflichtung  erstreckt  sicli  in  gleicher  Art 
aucli  auf  die  mit  den  Contraventionen  concurrirenden  ge- 
meinen Verbrechen  oder  Vergehen  z.  B.  Fälschung,  der 
Widersetzlichkeit  gegen  die  Beamten  u.  s.  w. ) 

Was  solche  Contraventionen  betrifl*t,  welche  gegen 
die  besondern  Gesetze  eines  oder  mehrerer  Staaten  be- 
gangen worden,  wonach  die  Einfuhr  gewisser  Gegen- 
stände auch  aus  andern  der  contrahirenden  Staaten  ent- 
weder gar  nicht,  oder  doch  nur  gegen  Erlegung  einer 
vertragsmäfsigen  bestimmten  Abgabe  Statt  finden  darf, 
oder  die  Ausfuhr  gewisser  Gegenstände  verboten  ist,  so 
werden  diejenigen  Staaten,  in  welchen  für  die  ent- 
sprechende Bestrafung  solclier  Contraventionen  durch 
die  schon  vorhandenen  Gesetze  etwa  noch  nicht  vorge- 
sehen seyn  sollte,  auf  legislativem  Wege  veranlassen,  dafs: 
1)  die  Contravenienten  gegen  die  in  andern  contra- 
hirenden Staaten  bestehenden  Ein-   oder  Ausfuhr- 
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verböte  wenigstens  mit  einer ,  rlem  zweifachen 
Werthe  des  verbotswidrig  ein-  oder  ausgeführten 
Gegenstandes  gleichkommenden  Geldbufse, 
2)  Die  Defraudation  der  vertragsmäfsig  bestimmten 
Abgaben  wenigstens  mit  einer,  dem  vierfachen 
Betrage  der  verkürzten  Steuer  gleichkommenden 
Geldbufse 
bestraft  werden. 

Art.  6.  7.  8.  a.  a.  O. 
In  den  nach  obigen  Bestimmungen  einzuleitenden 
Untersuchungen  soll  in  Bezug  auf  die  Feststellung  des 
Thatbestandes  den  amtlichen  Angaben  der  Behör- 
den oder  Beamten  desjenigen  Staates,  auf  dessen  Ge- 
biet die  Zollcontravention  begangen  worden,  dieselbe 
Beweiskraft  beigemessen  werden,  welche  den  amt- 
lichen Angaben  der  inländischen  Behörden  oder 
Beamten  für  Fälle  gleicher  Art  beigelegt  ist. 

Art.  9.  a.  a.  O. 
'  §.    644. 

Die  festgesetzten  Geldbufsen  und  der  Erlös  aus 
den  in  Folge  der  Untersuchung  und  Verurtheilung  in 
Beschlag  genommenen  und  confiscirten  Gegenständen 
verbleiben  demjenigen  Staate,  in  welchem  die 
Verurtheilung  erfolgt  ist,  jedoch  nach  Abzug  des 
dem  Denuncianten  gesetzlich  zustehenden  Antheils,  der 
auch  in  dem  Falle  an  letzteren  verabfolgt  werden  soll, 
wenn  dieser  ein  Beamter  eines  andern  der  contra- 
liirenden  Staaten  ist. 

Die  von  dem  Ueber treter  verkürzten  Gefälle  sind  da- 
gegen, so  weit  sie  von  ihm  beigetrie])en  werden  kön- 
nen,  jedesmal   an    die    LetrcITendc   Behörde    desjenigen 

Staates 
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Staates  zu  senden,  auf  dessen  Gebiet  die  Conlravention 
begangen  ist. 

Art.  10.  a.  a.  O. 

§.    645. 

Sämmtliche  contraliirende  Staaten  haben  die  Be- 
fugnifs,  wegen  der  in  ihrem  Gebiete  verübten  Zollcon- 
traventionen ,  auch  wenn  die  Uebertreter  Unterthanen 
eines  andern  derselben  sind,  selbst  Untersuchung 
einzuleiten,  Strafen  festzusetzen  und  solche  beizutrei- 
ben, wenn  der  Angeschuldigte  in  ihrem  Gebiete  ver- 
[laftet  ist. 

ledenfalls  sollen  dem  beeinträchtigten  Staate,  wenn 
jr  von  dieser  Befugnifs  keinen  Gebrauch  macht,  die 
5twa  in  Beschlag  genommenen  Effekten  des  Angeschul- 
iigten  so  lange  verbleiben,  bis  von  dem  andern  Staate, 
an  welchen  der  Uebertreter  ausgeliefert  worden,  rechts- 
kräftige Entscheidung  erfolgt  seyn  wird. 

Die  Auslieferung  solcher  Effekten  kann  selbst  dann 
lur  in  soweit  gefordert  werden,  als  nicht  auf  deren 
Confiscation  erkannt,  oder  der  Erlös  aus  denselben  nicht 
5ur  Berichtigung  der  verkürzten  Abgaben  und  daneben 
entstandenen  Kosten  erforderlich  ist.  Ganz  dasselbe 
Iritt  auch  dann  ein,  wenn  ohne  Verhaftung  des  Ange- 
schuldigten, Effekten  desselben  von  dem  Staate,  in  wel- 
chem er  die  Uebertretung  begangen  hat,  in  Beschlag 
genommen  worden  sind. 
Art.  11.  a.  a.  O. 

§.    646. 

Die  Dauer  des  jene  Bestimmungen  enthaltenden 
V^ertrages  ist  vorläufig  bis  zum  1.  Januar  1842  fest- 
gesetzt. 

Wird  der  Vertrag  während  dieser  Zeit  und  spät- 
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slens  zwei  Jahre  vor  deren  Ablauf  nicht  geküiifligt,  so 
soll  derselbe  auf  zwölf  Jahre  und  so  fort  von  zwölf 
zu  zwölf  Jahren  als  verlängert  angesehen  werden  ö). 

Art.  13.  a.  a.  O. 

a)  Die  Ralificalionsurkunden  dieses  Zollcarlols  sind  am 
2.  Deccmber  1833  zu  Berlin  ausgewechselt  worden. 

If)   Zollgesetz. 

§.    647. 
Durch  ein  besonderes  Zollgesetz  sind   die  Grund- 
sätze festgestellt,  nach  denen  der  Zoll  von  fremden  ein- 
und  durchgehenden,  so  wie  von   inländischen  ausgehen- 
den Gegenständen  erhoben  werden  soll  ö). 

a)  cf.  Sächsisches  Zollgesetz  vom  4.  December  1833. 

§.    C)48. 
Alle    fremde   Erzeugnissen    der   Natur   und  Kunst 
können  im  ganzen  Umfange   des   Staatsgebiets   einge- 
bracht, verbraucht  und  durchgeführt  werden. 

Ebenso  ist  allen  inländischen  Erzeugnissen  der 
Natur  und  Kunst  die  Ausfuhr  gestattet. 

Sachs.  Zollgesetz  §.  1.  2.  Preufs.  Zollgesetz  §.  1.2. 
Baier.  und  Würtemb.  Zollordnung  §.  1.  2.  a). 

d)  Würtcmbcrg  und  Baiern  haben  eine  vollkommen 
übereinstimmende ,  die  zolJgesetzlichen  Bestimmun- 
gen zugleich  enthaltende  Zollordnung.  Nur  einzelne 
Paragraphen  weichen  in  der  Fassung  von  einander  ab. 

§.    649. 

Ausnahmen  hiervon  treten  beim  Verkehr  mit 
Salz  ein,  und  können  auch  für  andere  Gegenstände, 
aus  polizc}  Hellen  Rücksichten,  auf  bestimmte  Zeit  ange- 
ordnet werden.  ' 

1)  Salz  ist  nacii  der  Preufsischen  Zollordnung 
und  dem   Vereins -Zolltarife   einzuführen  verboten, 
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und    CS    darf    die    Durchfuhr    gleichfalls    nur    erfolgen, 
wenn  dieselbe  ausdrücklich  verslattet  ist. 

Preufs.    Zollgesetz   §.   3.   4.     Vereins -Zolltarif   II. 
Art.  25.  u. 

In  Würtemberg  und  Baiern  ist  die  Ein-  und 
Durchfuhr  des  Salzes  und  aller  Stoffe,  aus  de- 
nen Salz  gezogen  werden  kann,  verboten.  Der 
Regierung  ist  vorbehalten,  in  Folge  besonderer  Staats- 
verlräge  sowohl  die  Ein-  und  Durchfuhr  ausländischen 
Salzes  zu  gestatten,  als  auch  die  Ausfuhr  inlandischen 
Salzes  zu  verbieten.  Auch  kann  sie  die  Ausfuhr  des 
Salpeters  und  Schiefspulvers  untersagen. 
Baier.  und    Würtemb.  Zollordn.  §.  3.  4.  5. 

2)  Spielkarten  aller  Art  sind  zum  Gebrauche  im 
Lande  einzuführen  verboten.  Werden  dergleichen  zum 
Durchgänge  angemeldet,  so  wird  die  Durchgangsabgabe 
mit  einem  halben  Thaler  vom  Preufsischen  oder  50  Kreu- 
zern vom  Zollzentner  erhoben. 

Vereins. Zolltarif  IL  Art.  32. 

Bei  der  Einfuhr  von  Spielkarten  nach  Baiern, 
Würtemberg  und  dem  Grofsherzogthum  Hessen 
werden,  nach  dem  Tarif,  neben  Berücksichtigung  der 
Stempelverordnung  vom  Zollzentner  a)  16  Fl.  58f  Kr. 
erhoben. 

In  Sachsen  werden  die  eingehenden,  für  das  In- 
land bestimmten  Spielkarten  nach  der,  in  Betreff  der 
Stempelabgabe  gegebenen  besondern  Vorschrift  behandelt. 

3)  Die  allgemeinen  Vertragsbestimmungen 
in  Betreff  des  Salzes,  der  Spielkarten  und  des  nicht 
gestatteten  Eingangs  privilegirter  Gegenstände 
verordnen: 

dafsSalz  sowohl  vom  Auslände^  als  auch  aus  dem 
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Vereinsgebictc  nur  eingeführt  werden  darf,  wenn 
dies  für  eigene  Rechnung  einer  der  Vereinsregierungen 
geschieht  Auch  sollen  Gegenstände,  welche  ohne  Ein- 
griff in  die  von  einem  der  contrahirenden  Staaten  er- 
ertheilten  Erfindungspatente  oder  Privilegien 
nicht  nachgemacht  oder  eingeführt  werden  können,  für 
die  Dauer  der  letztern  von  der  Einfuhr  in  das  Gebiet 
des  gedachten  Staats  ausgeschlossen  bleiben. 

Der  Freiheit  des  Verkehrs  unbeschadet,  sol- 
len Handelsgegenstände,  die  in  gröfsern  Men- 
gen aus  Baiern  und  Würtemberg  in  die  übrigen 
Lande  des  Vereins,  oder  aus  diesen  in  jenen  überge- 
hen, auf  den  gewöhnlichen  Land-  und  Heerstra- 
fsen  und  schiffbaren  Strömen  transportirt,  und 
bei  den  gemeinschaftlichen  Anmeldestellen  an  den  Bin- 
nengränzen  unter  Vorzeigung  der  Frachtbriefe  und 
Transportzettel  angemeldet  werden. 

4)  Kupfer-  und  andere  S  cheidemünzcn  dürfen 
nur  auf  besondere  Elaubnifsscheine  eingelassen  werden. 
Vereins -Zolltarif  IL  Art.  19.  a. 

n)  Als  ein  gemcinschaf tlichcs  Zollgcwichl,  soll  vor- 
läufig der  in  dem  Grofshcrzogiliumc  Hessen  gesetzlich  ein- 
geführte Zentner  gelten.  (Vertrag  vom  11.  Mai  1833. 
Art.  14.). 

§.  650. 
Erleichterungen,  welche  die  Bewohner  des  Lan- 
des in  andern  Ländern  bei  ihrem  Verkehre  geniefsen, 
können,  so  weit  es  die  Verschiedenheit  der  Verliältnisse 
gestattet,  er  wieder  t  werden.  Dagegen  bleibt  es  vor- 
behalten B(?schränkungen,  wodurch  der  Verkelir  der 
Bewolmer  des  Staates  in  fremden  l^ändern  wesentlich 
leidet,  durch  angemessene  Maafsregeln  zu  vergelten. 
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Prcufs.    Zollgeselz    ^.    5.      Baier.     und    Würtcmb. 
Zollordimng  §.  6. 

§.  651. 
Bei  dem  Eingänge   wird   von  fremden  Waaren  eine 
Eingangs- Abgabe  erhoben,   deren  Höhe,  so  wie  die 
von  ersterer  ganz  befreiten  Gegenstände  der  Zolltarif 
nachweiset. 

Preufs.   Zollges.    §.    6.    8.     Baier.    und    Würtemb. 
Zollordn.  §.  8.  10. 

§.  652. 
Alle  aus  dem  Auslande  eingehende  Waaren 
werden  hinsichtlich  der  Zollpflichtigkeit,  in 
der  Regel,  und  nur  unter  der  in  der  Zollordnung  ausr 
dr Ucklich  bestimmten  Ausnahmen  als  fremde  angesehen. 
Preufs.  Zollordn.  §.  61.  Baier.  und  Würtemb, 
Zollordn.  §.  60. 

§.    653. 
Bei  dem  Ausgange  findet  in  der  Regel  Zollfrci- 
heit  Statt.     Die  Ausnahmen  nennt  der  Tarif. 

Preufs.    Zollgesetz    §.    7.      Baier.    und   Würtemb. 
Zollordn.  §.  9.  10. 

§.    654. 
Einer    Durch gangsabgabe,    deren    Höhe  durch 
den  Tarif  bestimmt  wird,   sind  diejenigen  Waaren  un- 
terworfen, welche  nicht  im   Lande  verbleiben,  sondern 
nur  durchgeführt  werden.  \^ 

Preufs.    Zollgesetz    §.    6.       Baier.    und    Würtemb. 
Zollordn.  §.  8.   ef,  Vereins -Zolltarif  III. 

§.    655. 
Gegenstände  des  Durchgangs  können,  gegen  Ent- 
richtung der  Durchgangsabgabe,  innerhalb  des  Vereins- 
gebietes   unter  der    geordneten  Aufsicht   umgeladen. 
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auch   der  Spedition    und    des  Zwisclienliandels  wegen, 
gelagert  werden. 

Preufs.  ZoUordn.    §.  36  —  41.     Baier.  u.  Würlemb. 
Zollordn.  §.  39. 

§.    656. 

Die  Erhebung  des  Zolles  geschieht  nach  Gewicht, 
Maafs  oder  Stückzahl. 

Preufs.  Zollgesetz  §.  9.    Baier.  und  Würtemb.  Zoll- 
ordn. §.  10. 

•  §.    657. 

Aufser  dem  Zolle  ist,  wenn  Waaren  nach  den  Vor- 
schriften des  Zollgesetzes  unter  besondern  Cont roll- 
formen  abgefertigt  oder  mit  Verschlufs  belegt 
werden,  das  im  Tarif  bestimmte  Bezettelungs-  oder 
Verschlufsgeld  zu  entrichten. 

Preufs.    Zollgesetz    §.    10.      Baier.    und  Würtemb. 
Zollordn.  §.  10. 

§.    658. 

Der  Zolltarif  soll  alle  drei  Jahre  berichtigt? 
und  jedesmal  für  die  näclisten  drei  Jahre  acht  Wochen 
vorher  vollständig  von  Neuem  lierausgegeben  werden. 

Abänderungen  einzelner  Zollsätze  oder  nähere 
Erläuterungen  über  letztere,  können,  der  Regel  nach, 
nur  jährlich  auf  einmal  ausgesprochen,  müssen 
wenigstens  acht  Wochen  vor  dem  1.  Januar  zur  ülfent- 
liclien  Kunde  gebracht,  und  dürfen  erst  von  diesem  Tage 
ab  angewendet  werden. 

Wo  über  die  richtige  Anwendung  der  Er  he* 
bungsrolle  auf  die  einzelnen  zahlpüiclitigen  Gegen- 
stände ein  Zweifel  eintritt,  wird  letzterer  im  Verwal. 
tungswcgc  und  in  letzter  Instanz  von  dem  Finanz- Mi- 
nisterium entschieden. 
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Preiifij.  ZoUgeselz  §.  25.  26.     Baier.  und  Würteiiib. 
Züllürdn.  §.  11.  12.  179. 

§.    659. 

Zur  Entrichuiig  des  Zolles  ist  dem  Staate  der- 
jenige verpÜichtct,  welcher  zur  Zeit,  wo  der  Zoll  zu 
entrichten,  Inhaber  des  zollpflichtigen  Gegenstandes  ist. 

Dem  Inhaber  steht  derjenige  gleich,  welcher  die 
zollpflichtigen  Gegenstände  aus  einer  zollfreien  Nieder- 
lage entnimmt. 

Inwiefern  der  Inhaber ,  der  nicht  zugleich  Eigen- 
ihümer  ist,  von  letzterem,  oder  dem  Absender,  oder  dem 
Empfänger  des  zollbaren  Gegenstandes  die  Erstattung 
der  Abgabe  verlangen  könne,  ist  nach  den,  miter  ihnen 
bestehenden  rechtlichen  Verhältnissen,  den  Grundsätzen 
des  Civilrechts  gemäfs^  zu  beurtheilen  und  in  streitigen 
Fällen  ausschliefsend  von  den  Civilbehörden  zu  ent- 
scheiden. 

Preuls.  ZoUordn.  §.  28.  29.  55.  70.  74.    cf.  A'erordn. 
vom  19.  Nov.  1824. 

Baier.  und  Würtemb-   ZoUordn.  §.  52.  53.  61.  66. 
113.  126. 

§.    650. 

Die  zollpflichtigen  Waaren  haften,  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Rechte  eines  Dritten  an  denselben, 
für  pünktliche  und  vollständige  Entrichtung  dos 
Zolles,  und  können,  so  lange  diese  nicht  erfolgt  ist, 
von  der  Zollbehörde  zurückbehalten  oder  mit  Beschlag 
belegt  werden. 

Das  an  den  Inhaber  des  zollbaren  Gegenstandes  von 
einem  Zollbeamten  ergangene  Verbot,  über  den  fragli- 
chen Gegenstand  weiter  zu  verfügen,  hat  die  volle  Wir- 
kung der  Beschlagnahme.     Die  Vcrabfolgung  der  Waa- 
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ren  aus  zollamtlicliem  Gewahrsam  kann  in  keinem 
Falle,  auch  nicht  von  den  Gerichtshöfen,  Gläubigern 
oder  Gütervertretern  bei  Concursen,  eher  verlangt  wer- 
den, als  bis  die  Abgaben  bezahlt  sind. 

Preufs.  Zollordn.  §•  12.  44.  70.  137.  152.  153. 
Baier.  und  Würtemb.    Zollordn.    §.  61.   113.   126. 
170.  175. 

§.    661. 

Für  die  Erhebung  der  Zollgefälle  findet  sowohl  ge- 
.gen  den  Staat,  als  gegen  den  Zollpflichtigen  eine  ein- 
jährige Verjährung  in  der  Art  Statt,  dafs  nur  bin- 
nen Jahresfrist,  vom  Tage  der  geleisteten  Verzollung 
an,  ein  Anspruch  auf  Ersatz  wegen  zu  viel  entrichteter 
Gefälle  angebracht,  und  binnen  gleicher  Frist  von  glei- 
chem Zeitpunkte  an  gerechnet,  eine  Nachforderung  an 
den  Zollpflichtigen  wegen  zu  wenig  erhobener  Zollbe- 
träge gestellt  werden  darf. 

Auf  das  Regrefsverhältnifs  des  Staats  gegen  die 
Zollbeamten,  und  auf  Nachzahlung  hinterzogener  Ge- 
fälle findet  diese  abgekürzte  Verjährungsfrist  keine  An- 
wendung. 

Preu£s.  Verordn.  vom  30.  Oct.  1827.  §.  4. 
Baier.  und  Würtemb.  Zollordn.  §.  178. 

§.    662. 

Das  Zollgesetz  spricht  sich  zugleich  über  den  Ver- 
kehr im  Innern  (s.  unten)  aus,  und  bestimmt  hin- 
sichtlich desselben: 

Von  Gegenständen,  für  welche  die  tarifmäfsige  Ein- 
gangs-Abgabe  entrichtet  worden,  kann  weiter  keine 
Verbrauchs-  noch  sonstige  Abgabe  für  Rech- 
nung des  Staats  erhoben  werden,  jedoch  mit  Aus- 
schlufs  derjenigen  inncrn  Steuern,  welche   auf  die  wei- 
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lere  VcrarLeitung  oder  auf  aiulcrwcitigc  Bereituno;en 
aus  solchen,  sowolil  fremrlcii,  als  inläiidisclicn  gleichar- 
tigen Gegenständen  allgemein  gelegt  sind. 

Der  Verkehr  mit  zolljiflichtigen  oder  ausländischen 
Waaren  im  Innern  des  Staats  ist  frei,  und  unterliegt 
nur  den  zum  Schutze  der  Zolleinrichtung  nöthigen  Auf- 
sichtsmaaJCsre^eln. 

Preufs.  Zollgesetz   §.  16.  22.     Baier.  u.    Würtemb. 
Zollordn.  ^.  7.  134. 

§.    663. 

Alle  Staats-,  Communal-  und  Binnenzölle 
sind  aufgehoben  und  zwar,  insofern  die  Berechtigung 
der  hierbei  betheiligten  Privatpersonen  und  Communen 
genügend  nachgewiesen  werden  kann  und  nicht  auf 
Widerruf  gestellt,  oder  auf  bestimmte  Zeit  ertheilt  wor- 
den ist,  gegen  verhältnifsmäfsige  Entschädigung. 

Preufs.   Zollgesetz  §.   17.  19.     Baier.   u.  Würtemb. 
Zollordn.  §.  7. 

§.   664. 

Abgaben  an  Communen  vom  Handel  und  Vei- 
brauche  ausländischer  Waaren  dürfen  nicht  Statt  lin- 
den, wenn  nicht  ähnliche  Umstände,  wie  rücksichtlich 
der  Staatsabgaben  §.  662.  erwähnt  worden,  auch  hier 
eine  Ausnahme  begründen. 

Preufs.  Zollgesetz  §.   18.  19. 

§.    665. 

Die  Conventionellen  Wasserzölle  auf  der  Elbe,  gleich 
wie  alle  andere  wohlbegründete  Erhebungen  und  Lei- 
stungen, welche  zur  ünterlialtung  der  StromschiilTahrt 
und  Flösserei,  der  Canäle,  Schleusen,  Brücken,  Fähren, 
Kunststrafsen ,  Wege,  Krahnen,  Waagen,  Niederlage - 
und  anderer  Anstalten  für  die  Erleichterung   des  Ver- 
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kelirs   bestimmt    sind,    gehören   dagegen    nicht    zu    den 
nach  obigen  Verordnungen  aufgehobenen  Abgaben. 

Preufs.  Zollgesetz  §.  20.  a).    S.  IL  F.  8.  (§.  330  u.  f.) 
ö)    Es   sind    in   demselben    zugleich    die    Uli  ein-   und 
Weser  zolle  ausdrücklich  vorbehalten. 

§.    666. 

Exemtionen  von  Entrichtung  der  angeordneten 
Abgaben,  können  hinsichtlich  abgesondert  gelegener, 
auch  vorspringender  Landestheile,  für  welche  besondere 
Verhältnisse  dergleichen  erfordern,  eintreten.  Derglei- 
chen Landestheile  können  demgemäfs  eigene,  der  Oert- 
lichkeit  angemessene  Verfassungen  erhalten. 

Der  Verkehr  dieser  Landestheile  mit  dem  übrigen 
Vereinsgebiete  unterliegt  den  Beschränkungen,  \yelche 
dieses  Verhältnifs  erfordert.  , 

Preufs.  Zollgesetz  §.  24. 

§.    667. 

Eine  Befreiung  von  den,  durch  dieses  Gesetz  be- 
stimmten Abgaben  findet  nicht  Statt. 

Preufs.   Zollgesetz   §.    27.      Baier.    und  Würtemb. 
Zollordn.  §.  133. 

§.    668. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Erhebung  der  Ab- 
gaben sind  besondere  Einrichtungen  getroffen. 

Wer  VV^aaren  zollbar  oder  zollfrei  mit  sich  führt, 
darf  über  die  Zollinie  zu  Wasser  und  zu  Lande  nur 
auf  solchen  Strafsen  und  Wegen  nach  Sonnenaufgang 
und  vor  Sonnenuntergang  (Postwagen  und  Eilwagen 
der  Postanstalt  ausgenommen)  ein-  inid  austreten,  welcho 
durch  Aufrichtung  bestimmter  Zeichen  als  erlaubte 
Z  0 11  s  t  r  a Is  c  u  a)  erkennbar  gemacht  sind,  und  an  wcl- 
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dien  sich  conipclenle,  ijffciulicli  bekannt  gemaclilc  Zoll^ 
Acniter  oder  Conlrollstcllen  befinden. 

Auch  niufs  der  Weg  ununterbrochen  von  der  Grunze 
bis  zur  Zollstätte,  oder  von  dieser  bis  zur  Grunze  fort- 
gesetzt werden.  Alle  übrigen  Wege  sind  in  IlinsicJit 
der  Einfuhr,  Ausfuhr  und  Durchfuhr  als  verboten  er- 
klärt? so  wie  der  Eintritt  und  Austritt  zu  einer  an- 
dern als  der  vorbestimniten  Zeit  verboten  ist. 

Preufs.  Zollordn.  §.  3.  4.  5.  8.  Baier.  u.  Würtcnib. 
Züllordn.  ^.  21   u.  f. 

.  a)  lu  der  Prcufsischen  Zollordnung  wird  zugleich  bc- 
siinimt,  dafs  die  Häfen  am  Meere,  mit  den  polizcylich 
dazu  angewiesenen  Einfahrten  als  die  ZoUstrafseu  an  der 
Secscile  anzusehen  sind. 

§.    669. 

Längs  der  Gränze  des  Vereinsgebietes  gegen  das 
Ausland  und  innerhalb  eines,  nach  der  Oertlichkeit  be- 
stimmten Raumes  (Gränzbezirk  s.  oben),  dessen 
Breite  in  der  Regel  drei  Meilen  nicht  übersteigen  soll 
und  dessen  innere  Begränzung  —  Binnenlinie  —  eben- 
falls örtlich  zu  bezeichnen  oder  bekannt  zu  machen  ist, 
wird  die  Aufsicht  auf  den  Waaren- Eingang  und  Aus- 
gang durch  eine  militairisch  organisirte  und  be, 
waffnete  Gränzbewachung  geübt. 

Preufs.  Zollordn.  ^.  1.  2.  9.  Cabinetsordrc  vom 
28.  März  1820  und  1822,  betreffend  die  Bewaffnung 
und  Uniformirung  der  Gränzaufseher.  —  Baier.  und 
Würtemb.  Zollordn.  ^.  17  —  20.  36. 

Zur  Unterstützung  der  Gränzbewachung  sind 
auch  andere  Staats-  und  Communalbeamte,  insbesondere 
die  Polizey-  und  Forstbeamten  verpüiclitet.  Sie  haben 
namentlich  Verletzungen  der  Steuergesetze,   welche   bei 
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Ausübung  ihres  Dienstes  zu  ihrer  Kcnntnifs  kommen, 
möff liehst  zu  hindern  und  iedenfalls  zur  nähern  Unter- 
suchung  unvorzüglich  anzuzeigen. 

Preufs.    Zollordn.    §.  13,       Baier.    und    Würtemb. 
ZoUordn.  §.  37.  38.  117. 

Die  Gränzaufsichts  -  Beamten  sind,  bei  Ausübung  ih- 
res Dienstes  im  Gränzbezirke  von  den  ihnen  anver- 
trauten Waffen  Gebrauch  zu  machen  befugt: 

1)  wenn  ein  Angriff  auf  ihre  Person  erfolgt  oder 
sie  mit  einem  solchen  bedrohet  werden,  ferner  bei  that- 
licher  oder  durch  gefährliche  Drohungen  versuchten 
Widersetzlichkeiten  bei  der  Anhaltung,  Visitation,  Be- 
schlagnahme u.  s.  w. 

2)  wenn  im  Gränzbezirke  aufserhalb  eines  bewohn- 
ten Ortes  und  der  Landstrafsen,  Fufsgänger  und  Reiter 
in  gröfserer  Zahl  als  2  Personen  oder  Lastfuhrwerke 
und  Lastthiero  begleitet  von  einer  grossem  Anzahl  Per- 
sonen, als  zur  Führung  und  Aufsicht  erforderlich  zur 
Nachtzeit  ci)  oder  mit  Gepäck  oder  Ladung  auch  zur 
Tageszeit  getroffen  werden,  und  auf  einen  zweimaligen 
Anruf  nicht  anhalten,  sondern  sich  einzeln  oder  sämmt- 
lich  nach  einer  Richtung  hin  entfernen,  ' 

3)  wenn  im  Gränzbezirke  Schiffer,  welche  zur  Nacht- 
zeit, oder  mit  verdekten  oder  beladenen  Schiffsgefässen 
zur  Tageszeit  in  der  Fahrt  angetroffen  werden,  auf  ei- 
nen solchen  Anruf  nicht  anhalten,  oder  nicht  wenig- 
stens ihre  Bereitwilligkeit  zum  Anhalten  durch  Äie 
That  unzweideutig  zu  erkennen  geben,  sondern  sich 
nach  irgend  einer  Richtung  hin  entfernen. 

In  den  Fällen  ad  2  und  3.  ist  jcdocii  der  Gebrauch 
der   Schufswaii'c    nur    darin  erlaubt,    wenn  wenigstens 
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zwei  von  ihnen  den  Dienst  auf  diesen  Posten   mit  ein- 
ander versehen. 

Ueberhaupt  darf  der  Gebrauch  der  Waffen  nichl 
weiter  als  es  zur  Abwehrung  des  Angriffs  oder  zur 
Ueberwindung  des  Widerstandes  nothwendig  ist,  ausge- 
dehnt werden,  und  die  SchuTswaffe  in  der  Regel  nur 
angewendet  werden,  wenn  der  Angriff  oder  die  Wider- 
setzlichkeit (s.  oben)  von  einer  Anzahl  Personen,  welche 
stärker,  als  jene  der  zur  Stelle  anwesenden  Gränzauf- 
sichts- Beamten  ist,  oder  mit  Waffen  und  andern  ge- 
fährlichen Werkzeugen  unternommen  oder  angedro- 
het  wird. 

Cabinets  -  Ordre  v.  28.  März  1820.  Circularverordnun«» 
vom  29.  Jan.  1821.  cf.  Instruction  für  die  Gensd'armen 
vom  30.  December  1820.  §.  28. 

Baier.  und  Würtemb.  Zollordn.  §.   176. 

«)    d.  h.   eine   Stunde  nach   Sonuciiuutcrgang,   bis  eine 
Slundc  vor  Sonnenaufgang. 

§.  670. 
Aller  Waa r en verkehr  und  Transport  unterliegt 
innerhalb  des  Gränzbezirks  einer  genauen  und  speciellen 
Aufsicht,  und  ist  denjenigen  Beschränkungen  unter- 
worfen, welche  zur  Sicherheit  gegen  die  verheimlichte 
Waaren- Einfuhr  erforderlich  und  in  der  Zoll- Ordnung 
näher  angegeben  sind. 

Preufs.   Zollordn.  §.   5  —  8.   16.  77   u.  f.     cf.   Ver- 
ordn.  vom  30.  October  1827.  §.  3. 

Baier.    und   Würtemb.   Zollordn.    §.17   u.   f.,  und 
§.  62  u.  f. 

§.  671. 
Innerhalb   des   Gränzbezirkes    können    früher  bestan- 
dene  Gewerbe    mit    zollpflichtigen    fremden,   mit 


einer  Iiöhern,  als  rlcr  allgemeinen  Eingangs- Abgabe  be- 
steuerten, oder  mit  gleichnamigen  inländischen  Gegen- 
ständen nur  fortgesetzt,  und  neue  nur  angefangen  und 
betrieben  werden,  unter  Beobachtung  derjenigen  Vor- 
schriften, welche  von  den  Ministerien,  mit  Berücksich- 
tigung der  örtlichen  Verhältnisse  anzuordnen,  so  wie 
durch  die  gewerbspolizey liehen  Gesetze  vorgeschrieben 
sind,  um  das  Gewerbs-  und  Abgaben  -  Interesse  zu 
sichern. 

Preufs.  Zollordn.  §.  17.     cf.   Verordn.   v.    19.   Nov. 
1824.     Baier.  und  Würtemb.  Zollordn.  §.  147. 

§.    672. 
üeber   den  Gränzbezirk  hinaus    findet  im  In- 
lande  eine  weitere  Beaufsichtigung  des  VTaarenverkehrs 
nur  insoweit  Statt,  dafs 

1)  Handelstreibende  undWaarenführer  bei  dem  Trans- 
porte abgabepflichtiger,  fremder  oder  gleichnamiger  in- 
ländischer Waaren,  auch  aufserhalb  des  Gränzbezirks, 
den  Zoll-  oder  Steuer-  oder  Polizey- Beamten  darüber 
aufrichtige  Auskunft  zu  geben  haben,  von  wem  und 
vorher  die  Waaren  bezogen  worden  sind,  und  wohin, 
auch  an  wen  sie  abgeliefert  werden  sollen;  dafs 

2)  von  den  Handeltreibenden  über  den  Handel  mit 
solchon  Waaren  ordnungsmäfsig  Buch  zu  führen  und 
in  diesem  Buche  von  Allen,  unmittelbar  aus  dem  Aus- 
lanrle  bezogenen  steuerpflichtigen  Waaren,  der  Tag  und 
der  Ort,  an  welchen  die  Versteuerung  geleistet  worden 
beim  Empfange  der  Waaren  anzumerken  ist;  dafs 

3)  die  aus  dem  Auslande  oder  aus  dem  Gränzhezirko 
in  das  innere  des  Landes  übergehenden  Waaren,  mit 
den  im  Gränzbezirke  empfangenen  Abfertigungsscheinen 
bis  zum  Bestimmungsorte  begleitet  seyn  müssen,  auch 
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4)  bei  gewissen  Iioclibesteiierlcn  \V«iaren  die  Ver- 
sendungen im  Inlande  zu  grössern  Quantiläten  nur  auf 
Fraclitbriefo  oder  Transportzetlel  gesehelicn  dürfen. 

Preufs.  Yerordn.  v.  19.  November  1829.  —  Baier. 
u.  Würlcmb.  Zollordn.  §.  150. 

§.    673. 

Die  Ermittelung  der  Menge  und  Art  der  ein- 
j2;eliendon  Gegenstände  und  die  Erhebung  der  davon  zu 
entrichtenden  ZolJgefälle  erfolgt  entweder  bei  den  Gränz- 
Zoll-Aemtern,  oder  es  findet,  je  nach  der  Verschieden- 
heit der  Fälle: 

1)  am  Gränz-Zollarate  blofs  eine  Ermittelung  nach 
Zalil,  Gewicht  und  Menge,  ohne  Eröffnung  der  Kolli 
(allgemeine  Revision)  Statt,  und  die  Waare  wird 
mittelst  einer  amtlichen  Ausfertigung  (Begleitschein) 
und  unter  Veischlufs  durch  Plombirung,  Versiegelung 
u.  s.  w.  zur  weitern  Abfertigung  an  ein  anderes  Zoll- 
oder Steueramt  gewiesen,  oder  es  kann 

2)  auch  bei  erfolgter  specieller  Revision  die 
Entrichtung  des  festgestellten  Zollbetrages  gegen  einen 
von  dem  Steuerpflichtigen  ausgestellten  Schuldschein, 
mittelst  einer  amtlichen  Ausfertigung  auf  ein  anderes 
Zoll-  oder  Steueramt  übertragen  werden. 

Preufs.  Zollordn.  §.  26  u.  f.  §.  70  u.  f.  —  Baier. 
und  Würtemb.  Zollordn.  §.  39  u.  f.  §.  79  u.  f.  —  Ver- 
einszolltarif V.  §.  6.  7. 

§.  674. 
Zur  Beförderung  des  mittelbaren  Durchfuhr- 
handels und  des  innern  Verkehrs  (s.  unten  3.) 
dienen  die  in  den  wichtigern  Handelsplätzen  des  Inlaiv. 
des  unter  amtlicher  Aufsicht  stellenden  steuerfreien 
Nieder lags- Anstalten,   nach  denen   die   zollpflichtig 
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gen  Waaren  von  der  Grunze  aus  mittelst  Begleitschei- 
nes abgefertigt  werden. 

Nicht  minder  werden  auch  bei  den  Haupt-Zoll- 
ämtern, wo  sich  ein  desfalsiges  Bedürfnifs  zeigt,  Nie- 
derlagen eingerichtet,  in  welchen  die  eingehenden 
Waaren  bis  zu  ihrer  weitern  Bestimmung  unversteuert 
belagert  werden  können. 

Ausnahmsv^eise  endlich  kann  für  solche  Waaren, 
welche  sich  zur  Aufbewahrung  in  den  öffentlichen  Nie- 
derlagen nicht  eignen,  bei  genügend  gewährter  Sicher- 
heit gegen  Veruntreuungen  und  Verluste,  auch  die  Be- 
fugnifs  zum  Privatlager  jederzeit,  jedoch  widerruflich 
und  nur  auf  besondere  Genehmigung  der  obersten  Zoll- 
behörde gestattet  werden. 

lieber  die  Verpflichtungen  bei  hiernächstiger  Ver- 
steuerung der  niedergelegten  Waaren^  imgleichen  über 
die  Fristen,  binnen  welchen  die  eingegangenen  Waaren 
auf  den  Packhöfen  und  Zollniederlagen  lagern  dürfen, 
so  wie  endlich  über  das  Verfahren  mit  den,  nach  Ab- 
lauf jener  Fristen  nicht  abgeholten  Waaren,  finden  sich 
in  der  Zollordnung  die  erforderlichen  Vorschriften,  de- 
nen sich  der  Inhaber,  Eigenthümer  oder  Absender  der 
Waaren,  indem  er  dieselben  zum  Packhofe  declarirt 
oder  declariren  läfst,  unterwerfen  mufs,  ohne  dafs  es 
darüber  noch  einer  besondern  Erklärung  bedarf. 

Preufs.  Zollges.  §.  13.  cf.  Zollordn.  §.  34  —  35, 
§.  57  —  72.  —  Baier.  und  Würtemb.  Zollordn.  §.  39. 
lOÜ  — 130. 

§.    675. 

Um  den  Besuch  der  auswärtigen  Messen  und 
Märkte  mit  inländischen  Fabricaten  zu  erleich- 
tern, kann  für  gewisse,  sich  hierzu    eignende  Gegen- 
stände 
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Stände,  unter  Beobachtung  der  erforderlichen  ControII* 
vorscliriften ,  ^den  inliindisclicn  Fabrikanten  und  Händ- 
lern die  zollfreie  RUckbringung  ihrer  unverkauft  geblie- 
benen Waaren  verstattet  werden.  Nicht  minder  wird 
den  fremden  Handel-  und  Gewerb  treibenden,  welche  in- 
ländische Blessen  und  Märkte  besuchen,  von  ihren  un- . 
verkauften  Waaren  Erlafs  des  Eingangszolles  bei  der  \ 
Wiederausfuhr,  auf  vorschriftsmässigen  Nachweis  über 
die  Identität  der  ein-  und  zurückgeführten  Waaren, 
gewährt. 

PreuTs.  Zollordn.  §.  62.  65.  78.  (cf.  Meisordnung) 
•—  Baier.  und  Würtemb.   Zollordn.    §.  135  —  138.  141. 

§.    676. 

Gegenstände,  welche  zur  Verarbeitung  oder  zur 
Vervollkommnung  der  Arbeit,  mit  der  Bestim- 
mung, die  daraus  gefertigten  Waaren  auszuführen,  ein- 
gehen, können  im  Zolle  erleichtert  werden.  * 

In  besondern  Fällen  kann  dies  auch  geschehen, 
wenn  Gegenstände  zur  Verarbeitung  oder  zur  Vervoll- 
kommnung nach  den^  Auslande  gehen,  und  im  vervoll- 
kommneten Zustande  zurückkommen. 

Ausnahmen  der  einen,  wie  der  andern  Art,  bedür- 
fen aber  jedesmal  der  Genehmigung  des  Finanz -Mi- 
nisters, 

Preufs.  Zollordn.  §.  63.  64.  cf.  Bekanntmachung 
vom  29.  Oct.  1820.  — -  Baier.  und.  Würtemb.  Zollordn. 
§.439  —  141. 

-^r.:vi>-        §•    677. 

Güter  auf  Schiffen,  welche    in  einen  Nothhafen 

einlaufen,  sind  beim  Ein-  und  Ausgange  zollfrei,  wenn 

die  Ladung  des  Schiffes,    welches    den  Nothhafen  er^ 

weislich  zu  suchen  gezwungen  ist,  nach  einem  andern 

44 
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Ilafcn  bestimmt  war,  und  wieder  ans2;elit,  ohne  dafs 
etwas  davon  im  Orte  abgesetzt,  oder  Verkolir  damit 
getrieben  worden. 

Preufs.  Zollordn.  §.  66.     cf.  ^,  67.  68. 

§.    678. 
Was  die  Ucb  er  tretung  der  Zoll  vor  scliriften 
betrifft,   so   ist  eine  Zollcontravention   für  vollbracht 
anzusehen : 

1)  wenn  bei  der  Anmeldung  an  der  Zollstätte 

a)  Ge  werbt  reibende  und  Frachtführer  verbotene 
oder  abgabenpflichtige  Gegenstände  gar  nicht, 
oder  in  zu  geringer  Menge,  oder  in  einer 
Beschaffenheit,  die  eine  geringere  Abgabe 
würde  begründet  haben,  declariren,  cder 

h)  andere  Personen,  dergleichen  Gegenstände  wis- 
sentlich unrichtig  anmelden,  oder  sonst  bei 
der  Revision  verheimlichen; 

2)  wenn  beim  Transporte  verbotener   oder   abgaben 
Pflichtiger  Gegenstände  im  Gränz])ezlrkc 

a)  an  den  bestimmten  Zollstätten  nicht  ange- 
halten; 

/>)  die  vorgeschriebene  Zollstrasse,  oder  der  im 
Zollausweis  bezeichnete  \\^e^  nicht  i n n c  ge- 
halten; 

c)  der  Transport,  ohne  Erlaidmifs  der  Behörde, 
aufser  der  gesetzlichen  Tageszeit  bewirkt 
wird;  oder 

d)  Gegenstände  ohne  den  vorschriftsmässigen 
Zollausweis  betroffen  werden,  oder  mit  die- 
sem nicht  übereinstimmen; 

3)   wenn   über    verbotene   oder    abgabenpflich- 
tige Geg<'n<;fäiid*>,  wi^bdio  ;nis  dem  Ausland*»    eingehen, 
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vor  der  Anmeldung  und  Revision  Lei  der  Zollslätte, 
oder,  wenn  über  derartige,  zur  Durchfuhr  oder  zur  Ver- 
sendung nach  einer  steuerfreien  Niederlage -Anstalt  de- 
clarirte  Gegenstände  auf  dem  Transporte  eigenmäch- 
tig verfügt  wird; 

4)  wenn  Gewerb  treib  ende  im  Gränzbezirk  sich 
nicht,  in  Gemäfsheit  der  nach  §.  29.  des  Zollgesetzes 
getroffenen  Anordnungen  über  die  erfolgte  Versteuerung 
oder  die  steuerfreie  Abstammung  der  vorgefundenen  Ge- 
genstände ausweisen  können; 

5)  wenn  aus  steuerfreien  Niederlage-Anstalten  Waa- 
ren  ohne  vorschriftsmässige  Declaration  ent- 
fernt werden,  und 

6)  w^enn  in  den,  §.  30.  des  Zollgesetzes  bezeichneten 
Fällen  die  vorgeschriebene  Auskunft  nicht  zur 
Stelle  ertheilt  wird,  die  erforderliche  Bemerkung  in 
den  Handelsbüchern  fehlt,  die  verordnete  Anmeldung 
unterblieben  ist,  oder  die  Waare  auf  dem  Transporte 
ohne  die  vorschriftsmässige  Bezettelung  angetroffen  wird. 

Das  Vorhandenseyn  der  in  Rede  stehenden  Verge- 
hen und  die  Anwendung  der  Strafen  derselben,  wird 
in  den  vorstehend  unter  1  —  6  angeführten  Fällen  le- 
diglich durch  die  daselbst  bezeichneten  Thatsachen  be- 
gründet. Kann  jedoch  in  den,  unter  2,  4  und  6  ange- 
führten Fällen  der  Angeschuldigte  vollständig  nachwei- 
sen, dafs  er  eine  Uebcrtretung  eines  Ein  -  oder  Ausgangs- 
Verbotes,  oder  eine  Abgaben -Hinterziehung  nicht  habe 
verüben  können,  noch  wollen,  so  findet  nur  eine  Ord- 
nungsstrafe Statt. 

Bei  unrichtiger  Declaration  abgabepflichtiger,  zur 
Durchfuhr  angemeldeter  Gegenstände,  wird  die  Strafe 
nach  dem  Betrage  der  Eingangsabgaben  bestimmt. 

44* 
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Preiifs.  Zollordn.  §.  121—124.  141,  Verovdn.  vom 
19.  November  1824.  —  Baier.  und  Würtemb.  Zollordn. 
§.   187. 

§.  679. 
Werden  Gegenstände,  deren  Ein-  oder  Ausfuhr  ver- 
boten ist,  bei  dem  Gränz- Zollamte  von  Gewerbtreiben- 
den  oder  andern  Personen  ausdrücklich  und  vorschrifts- 
mässig  zur  Revision  gestellt,  so  sind  solche  auf  Kos- 
ten des  Inhabers  zurückzuschaffen,  und  es  findet 
alsdann  eine  Strafe  nicht  Statt. 
Preuls.  Zollordn.  ^.  125  —  127. 

§.    680. 
Zu  den  Contraventionen  unter  erschweren- 
den Umständen  gehören  namentlich  folgende  Fälle: 
a)  wenn  die  Gegenstände   beim  Transporte  in   gehei- 
men Behältnissen,   oder  sonst  auf  eine  künstliche 
und  mit   Schwierigkeiten  zu  entdeckende  Art  ver- 
borgen, und 
Z»)  wenn   zum  Durchgange   oder  Wiederausgange   an- 
gemeldete  Gegenstände    auf    dem    Transporte   ver- 
tauscht oder  verfälscht  worden  sind,   so    wie 
endlich 
c)  wenn  Handel-  und  Ge werbtreibende   die  ihnen  zur 
Beförderung    ihres    Gescliäftes    bewilligten   Zollbe- 
günstigungen zu  betrüglicher  Verkürzung  der 
Abgabe  mifsbrauchen,  oder  wenn   andere  Personen 
mit  den  ihnen  unverzollt  anvertrauten  Waaren  Un- 
ter schleife  treiben  oder  zu  treiben  verstatten. 
Preufs.  Zollordn.  §.  122.  140.  143.  144. 

§.    681. 
Die  nähern   Bestimmungen  über  die   Ausführung 
und  Anwendung  das   Zoilgesetzcs,   über   die  zur 
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Aufreclitlialtuiig  der  gelroncneii  Vorschriften  erforderli- 
chen Cont rollen  und  Formen,  über  die  Einrichtung 
und  Befugnisse  der,  zur  Verwaltung  der  Zölle  nieder- 
gesetzten, oder  für  diesen  Zweck  mitwirkenden  Behör- 
den, und  über  die  hierbei  eintretenden  Verpflichtungen 
der  Staatseingesessenen,  sind  in  der  ausführlichen  Zoll - 
Ordnung  enthalten,  welche  gleichzeitig  mit  dem  Zoll- 
gesetze zur  allgemeinen  Kunde  gelangt,  und,  ohne  dem 
letztern  in  irgend  einem  Punkte  zu  derogiren,  als  zu 
dessen  Auslegung,  Ergänzung  und  Vervollständigung 
dienend,  anzuseilen  und  anzuwenden  ist. 
Preufs.  Zollges.  §.11. 

§.    682. 

Bei  Auslegung   dieses   Gesetzes  und  der  dazu  ge. 
hörenden   Verordnungen   kann  auf  ältere   Abgabensätze 
nicht  zurükgegangen  werden. 
Preufs.  Zollgesetz.  §.  28. 

§.    683. 

Auferdera  ist  hier  der  besondern,  die  Privat -Binnen- 
zölle betreffende  Sächsische  Verordnung  vom  9.  De- 
cember  1833  zu  erwähnen. 

c)    Zollordnung. 

§.    684. 

Die  Zollordnung  dient,  wie  bereits  erwähnt  wor- 
den zur  Ausführung   und  Handhabung  des  Zollgesetzes. 

Was  den  Waarenoingang  betrifft,  so  ist  vom 
Verhalten  beim  Eingange  über  die  Gränzlinie 
schon  oben  die  Rede  gewesen.  Der  Waarenführer 
übergiebt  demnächst  beim  Gränz-Zollamte  seine 
sämmtlichen,  die  Ladung  betreffenden  Papiere  a).  Vi^o 
das  Gränz- Zollamt  entfernter  von  der  Gränze  gelegen. 
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und  deshalb  näher  an  der  Gränze  ein  Annieldungs- 
p Osten  errichtet  ist,  giebt  der  Waarenführer  seine  Pa- 
piere über  die  Ladung  bei  letzterem  ab,  und  meldet 
überdies  die  Zahl  der  Wagen  und  Pferde,  und,  wo  mög- 
lich, auch  die  der  geladenen  Stücke  an. 

Die  von  dem  Waarenführer  übergebenen  Papiere 
werden  in  seiner  Gegenwart  cingesiegelt,  an  das  Gränz- 
Zollamt  addressirt,  und  einem  Gränzaufseher  überliefert, 
welcher  das  Fuhrwerk  oder  Schiffsgefäfs  zum  Gränz- 
ZoUamte  begleitet. 

Diese  Begleitung  soll  regelmäfsij^,  und  so  oft  ge- 
schehen, als  es  die  Beschaffenheit  des  Verkehrs  erfor- 
dert, und  die  Stärke  des  Personals,  so  wie  die  Entfer- 
nung des  Gränz- Zollamts  zulassen. 

Preufs.  Zollordnung  §.  78.  79.  ~  Baier.  und  Wür- 
temb.  Zollordn.  §.  64.  66. 

a)  Reisende,  welche  Gepäck  bei  sich  führen,  und  we- 
der mit  der  gewöhnlichen  Post,  nocli  mit  Extrapost  reisen, 
sind  zur  Anmeldung  nach  obigen  Vorschriften  ebenfalls  ver- 
pflichtet, mit  dem  Unterschiede,  dafs  sie  dem  Anmeldiuigs- 
postcn  nur  ihren  Namen,  Stand  und  Wohnort,  so  wie  den 
Namen  und  Wohnort  des  Fuhrmanns  anzeigen,  und  einen 
Schein  darüber  erhallen,  mit  dem  sie  sich  bis  zum  ©ränz- 
Zollamte  ausweisen,  bei  welchem  derselbe  abgeliefert  wird. 
In  besondern  Fällen  kann  der  Anmeldungsposten  Reisende 
begleiten  lassen,  jedoch  ohne  Aufenthalt.  —  Preufs.  Zollordn. 
§.  95.    ßaier.  und  Würtcmb.  Zollordn.  §.  65. 

§.  685. 
Nach  erfolgter  Ablieferung  der  über  die  Ladung 
sprechenden  Papiere  an  das  Zollamt,  wird  der  Waaren- 
führer von  diesem  zur  Deelaration  ö)  der  Ladung 
aufgefordert,  welclie,  mit  Einschlufs  des  Heise-  und 
{Jchiüsgeräthes  und    etwaiger    iVluudvorräthe ,    so  lange 
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völlig  uiiberülirt  bleiben  iimfs,  bis  das  Zollamt   die  An- 
weisung zum  Ab-  oder  Ausladen  gegeben  liat. 

Eine  mündliche  Declaration  reicht  hin,  wenn 
die  Eingangsabgaben  nicht  über  zehn  Tlialer  betragen 
oder  die  Ladungen  nur  aus  zollfreien  (Gegenständen 
bestehen. 

Preufs.  ZoUordn.  §.  79.  Verordn.  des  Finanz-Min. 
vom  30.  April  1S26.  Baier.  und  Würtemb.  Zollordn. 
S\  66.  73. 

In  der    Regel    mufs    die    Declaration    schriftlich 
abgegeben  werden  und  soll  enthalten: 
ö)  die  Zahl  der  Wagen  und  Pferde,  aus  welchen  der 
Transport  bestehet; 

b)  den  Namen  des  Fuhrmanns,   bei   Schiffen   den  Na- 
.men  oder  die  Nummer  des  Schiffsgefässes  und   den 

Namen  des  SchiÜ'sführers ; 

c)  Namen  und  Wohnort  des  Waarenempfängers  (nach 

^e\\  Frachtbriefen) ; 
li)  die  Zahl  der  Kolli  und   deren   Zeichen   und  Num- 
mern im  Einzelnen. 

e)  die  Menge  und  Gattung  der  in  jedem  Kollo  ent- 
haltenen Waaren,  nach  dem  Älaafsstabe  des  Tarifs; 

f)  die  Abfertigungsweise,  welche  der  Waarenführer 
für  die  ganze  Ladung  oder  für  einzelne  Theile 
derselben  begehrt; 

g)  die  Versicherung  des  Waarenführers,  dafs  die  De- 
claration richtig  sey,  und  seine  Unterschrift. 

Die  Declaration  mufs  sich  auf  alle  Theile  der  La- 
dung erstrecken,  mithin,  wenn  zollpflichtige  Waaren 
mit  zollfreien  Gegenständen  zusammen  geladen  sind, 
auch  letztern  enthalten. 
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Preufs.    Zollordn.    §.    80.      Baier.    und   Würtemb. 
Zollordn.  §.  68. 

Es  steht  dem  Waareiifülirer  frei,  ob  er  über  seine 
ganze  Ladung  nur  eine  Deelaration  oder  mehrere 
Theil-Declarationen  übergeben  will.  Im  letztern  Falle  1 
mufs  er  solche  aber  selbst  besorgen,  wenn  auch  sonst 
die  Anfertigung  der  Declarisation  durch  das  Zollamt  l| 
(s.  unten)  zulässig  wäre;  auch  mufs  er  den  einzelnen 
Declarationen  noch  eine  besondere  General -Deelaration 
beifügen,  und  in  derselben  die  Versicherung  abgeben, 
dafs  der  ganze  Inlialt  der  Ladung   richtig  declarirt  sey. 

Die  Declarationen  müssen  in  Deutscher  Sprache  ab-     j 
gefasst,    leserlich  und,  besonders     was    die  Zahlen  be-    i 
trifft,  deutlich  geschrieben  seyn,  und  dürfen  weder  Ab- 
änderungen   noch   Rasuren    enthalten.      Declaratiopen, 
welche  diesen  Erfordernissen  nicht  entsprechen,  können     . 
zurückgewiesen  werden.  " 

Jede  Deelaration  mufs  zweifach  angefertigt  und  über- 
geben werden. 

Preufs.  Zollordn.  §.  81.     Geschäfts-Listr.  §.22.  50 
-—  Baier.  und  Würtemb.  Zollordn.  §.  71.  73. 

Die  Anfertigung  der  Deelaration  mufs  der  Waaren- 
führer  besorgen,  oder  durch  eine  sich  hiermit  beschäf- 
tigende Privatperson  (Commissionär,  Zollberechner)  be- 
sorgen lassen,  welcher  letztere  dann  auch,  sofern  der 
Waarenführer  des  Schreibens  unkundig  ist,  die  Deela- 
ration unterzeichnet.  Ist  im  letztern  Falle  ein  solcher 
Commissionär  am  Orte  nicht  vorhanden,  so  erfolgt  die 
Anfertigung  der  Deelaration  durch  das  Zollamt,  wel- 
ches dieselbe  unentgeldlich  auf  Grund  der  übcrgebeneii 
Papiere,  oder  der  miindlichen  Anzeige  bewirkt.  Der 
Tom  Zollamte  angefertigten  Deelaration  mufs,  nach  vor- 
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heriger  Vorlesung,  der  Dcclarant  sein  gewohnliches 
Handzeichen  heifügen,  dessen  Richtigkeit  von  zwei  Be- 
amten zu  bescheinigen  ist.  ' 

Der  Declarant  iiaftet  für  die  Richtigkeit  der  De- 
claration,  ohne  Unterschied,  ob  diese  von  ihm  selbst, 
oder  für  ihn  von  einem  dritten  oder  dem  Zollamte  an- 
gefertigt worden  ist. 

Preufs.  Zollordnung  §.  81.  82.  Verordn.  vom 
13.  Juli  1829.—  Baier.  und  Würtemb.  Zoilordn.  §.74. 
76.  cf.  §.  82.  der  Preufs.  Zoilordn.  und  §.  75.  der  Baier 
und  Würtemb.  Zollordnung. 

a)  Reisenden,  mit  AusscLlufs  derjenigen,  welche 
zur  gewerbtreibenden  Klasse  gehören,  steht  es  frei,  bei  ihrer 
Ankunft  an  dem  Zollamte  auf  die  Frage  der  Zollbeamten: 
ob  sie  verbotene  oder  zollpflichtige  Gegenstände  bei  sich  füh- 
ren, statt  eine  bestimmte  Anwort  zu  geben,  sich  sogleich 
der  Revision  zu  unterwerfen.  In  diesem  Falle  sind  sie  nur 
für  die  Waaren  verantwortlich,  w^elche  sie  durch  die  g(?lrof- 
fenen  Anstalten  zu  verheimlichen  bemüht  gewesen  sind. 

Preufs.  Zoilordn.  §.  122.  Baier.  und  Würtemb.  Zoil- 
ordn. §.  77. 

§.  686. 
Nach  Berichtigung  des  Declarationspunktes  wird 
zur  Revision  der  Waaren  geschritten.  Vermöge 
derselben  sollen  die  Beamten,  entweder  durch  den  Au- 
genschein, oder  durch  Werkzeuge  sich  die  üeberzeugung 
verschaffen,  dafs  die  zum  Eingange  angemeldeten  Gegen- 
stände nach  Menge  und  Gattung  mit  der  Declaration 
übereinstimmen,  und  dafs  kein  mit  einer  höhern  Ab^ 
gäbe  belegter  Gegenstand,  als  der  angemeldete,  vor- 
handen ist. 

Preufs.  Zollordnung  §.  23.  84.  —  Baicr,  u.  Wür- 
temb. Zoilordn.  ^.  46.  80. 


Die  Revisiüii  ist  entweder  eine  allgemeine,  wenn 
sie  blüfs  nach  Zahl,  Zeichen  und  Gewicht  der  Kolli, 
ohne  Eröirnung  der  Ballen  u.  s.  w.  geschieht,  oder 
eine  speciellc,  wo  aufserdem  noch  diese  Eröü'nung 
Statt  findet. 

Preufs.    Zoliordn.    §.    23.      Baier.    und    Wüvtcmb. 
Zollordn.  §.  46. 

üs  wird  bei  der  Revision  entweder  blofs  das  Brut- 
togewicht oder  auch  das  Nettogewicht  ermittelt. 

Preufs.    Zollordn.    ^.    56.      Baier.    und   Würtcmb. 
Zollordn.  §.  10. 

§,    6S7. 

Sollen  die  eingeführten  Waaren  gleich  an  der 
Gränze  in  den  freien  Verkehr  übergehen,  so 
mufs  die  Revision,  da  es  in  diesem  Falle  auf  die  Fest- 
stellung des  Zollbetrages  von  den  angemeldeten  Waa- 
rcn  ankommt,  eine  specielle  seyn. 

Wünscht  der  Waarenführer,  dafs  die  Ladung,  oder 
ein  Theil  derselben  von  der  spediellen  Revision  befreit 
bliebe,  so  kann  hierin,  gegen  Entrichtung  des  höchsten 
Zollsatzes  im  Tarif,  gewillfahrt  werden.  Ist  indessen 
Verdacht  vorhanden,  dafs  dadurch  die  Uebertretung  an- 
derer Landesgesetze  beabsichtigt  werde,  z.  B.  die  Ein- 
bringung falscher  Münzen  u.  s.  w-,  so  haben  die  Zoll, 
ümter  die  Verpflichtung,  der  betrelfendon  Behörde  da- 
von Anzeige  zu  machen,  und  vorläufig  dafür  zu  sorgen, 
dafs  der  verdächtige  Gegenstand  der  Untersuchung  nicht 
entzogen  werden  kann. 

Preufs.  Zollordn.  §.  84.  85.     Baier.  und  Würtemb 
Zollordn.  §.  80.  —  Vereins- Zolltarif  II.  Art.  26. 

^.    088. 

Es  bleibt   der    Wahl   des   Zollpflichtigen    überlassen, 
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ob  er  Lei  Gegenständen,  deren  Verzollunor  nach  cleiii 
Nettogewichte  gcscliicht,  die  tarifniässige  Tara  gel- 
ten,  oder  das  Nettogewicht,  entweder  durch  Verwiegung 
der  Waare  ohne  die  Tara,  oder  der  letzteren  allein, 
ermitteln  lassen  will. 

Preufs.  Züllordn.  «J.  5S.  59.  69.     Baier.  und  Wür- 
temb.  ZoUordn.  §.  15. 

§.    689. 

Nach  vollendeter  Revision  erfolgt  die  Entrichtung 
der  Eingangsabgabe.  Der  Waarenführcr  erhält 
darüber  eine  Quittung,  und  zwar,  wenn  schriftlich  de- 
clarirt  worden,  auf  dem  einen  Exemplare  der  Declaration. 
Preufs.  Zollordn.  §.  86.  Baier.  und  Würtemb. 
ZoUordn.  §.81. 

§.    690. 

In  dem  quittirten  Exemplare  der  Declaration  oder 
in  der  besonders  ausgefertigten  Quittung  wird  dem 
Waarenführer  vorgeschrieben,  innerhalb  welclier  Frist 
und  auf  welcher  Strasse  er  seine  Ladung  durch  den 
Gränzbezirk  zu  führen,  und  ob  und  bei  welchem  Con- 
trolamte  er  solche  anzumelden  hat.  Bleiben  die  Waa- 
ren  im  Gränzbezirke ,  so  wird  demgemäfs  das  Erforder- 
liche bemerkt.  Hiermit  ist  die  Abfertigung  geschlossen, 
nnd  der  Waarenführer  erhält  sämmtliche  Fraclitbriefe 
und  sonstige  in  Bezug  auf  seine  Ladung  von  ihm  über- 
gebenen  Papiere,  nachdem  jedes  einzelne  Stück  dersel- 
ben mit  dem  Zollstempel  versehen  worden,  zurück,  um 
sich  damit  gegen  die  Waarenenipfänger  über  die  ord- 
nungsmä£sige  Declaration  der  Waarcn  ausweisen  zu 
können. 

Preu£s.  Zollordn.  §.  86.  87,     Baier.  und  Würtemb. 
ZoUordn.  §.  81.  82. 
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5.   691. 

Ist  die  fernere  Anmeldung  Lei  einem  Amte  an 
der  Binnenlinie  vorgeschrieben,  so  werden  demsel- 
Len  die  Quittungen  und  Duplicate  der  Declarationen 
übergeben.  Die  Ladung  wird  mit  den  sie  begleitenden 
Papieren  äufserlich  verglichen,  welche,  wenn  sich  da- 
bei nichts  zu  erinnern  findet,  der  Waarenführer ,  mit 
der  Bescheinigung  über  die  geschehene  Anmeldung  ver- 
sehen, zurückerhält.  Das  Amt  ist  indessen  auch  zur  nä- 
hern und,  bei  erheblichen  Gründen,  selbst  zur  speciel- 
len  Revision  befugt. 

Waarentransporte  auf  grofsen  Strömen  in  Gefässen, 
die  eine  Tragfähigkeit  von  5  Lasten  (zu  4000  Pfd.) 
und  darüber  haben,  sind  nur  zur  einmaligen  Anmeldung 
im  Gränzzollamte  und  nicht  zu  einer  zweiten  bei  einem 
Amte  an  der  Binnenlinie  verpflichtet.  Dagegen  unter- 
liegen Transporte  in  kleinern  Gefässen,  wie  bei  dem 
Verkehre  zu  Lande  in  den  vorgeschriebenen  Fällen,  der 
nochmaligen  Anmeldung  bei  einem  solchen. 

Preufs.  Zoilordn.  §.  88.  89.     Baier.  und  Würtemb. 
ZoUordn.  §.  83. 

§.    692. 

Ueber  zollfreie  Gegenstände  erhält  der  Waarenfüh- 
rer einen  Legitimationsschein,  um  sich  damit  bei  dem 
weitern  Transporte  durch  den  Gränzbezirk  ausweisen 
zu  können. 

Preufs.  Zoll- Gesch.  Instr.  §.  57. 

§.    693. 

Wenn  eingegangene  Waaren   bei  dem  Ein- 
gangs am  tc   niedergelegt    werden  sollen,  so  ist: 
wenn  der   Ort  das   vollständige  Niedcrlagerecht  hat, 
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das  Abfertigimfijsverfali'reii  durch  das  für  denselLen 
erlassene  Pack hofs regulativ  beslimmt; 
ist  hingegen  bei  dem  Hauptzüllamte  nur  ein  gewöhn- 
liches Zollager  vorhanden,  .so  erfolgt  die  Annahme 
der  Waaren  zum  Lager,  nach  vorausgegangener  spe- 
cieller  Revision,  auf  den  Grund  der  Eingangs- 
declaration. 

Rescr.  des  Finanz -Min.  vom  22.  August  1826.  cf. 
Preufs.  Zollordn.  ?.  74.  98.  75.  Preufs.  Zoll.  Gesch. 
Instr.  §.  118.  —  Baier.  und  Würtemb.  Zollordn.  §.  96. 
97  —  100. 

§.  694. 
Bei  den  Abfertigungen  zur  unmittelbaren  Durch- 
fuhr werden  die  Waaren  so  weit  revidirt,  als  solches 
zur  Ermittelung  der  Durch gangsabgabe  erforderlich  ist. 
Nach  Beendigung  der  Revision  wird  die  Durcligangs- 
abgabe  erhoben,  wobei  für  die  Ertheilung  der  Quittung 
die  eben  erwähnten  Bestimmungen  gelten. 

Rescr.  des  Finanz -Min.  vom  25.  Nov.  1824  und 
31.  Mai  1825.  —  Baier.  und  Würtemb.  Zollordn. 
§.  85  —  89. 

Werden  Waaren  zur  unmittelbaren  Durchfuhr  de- 
clarirt,  von  welchen  die  Ausgangsabgabe  höher  ist,  als 
die  Durchgangsabgabe,  so  unterbleibt  die  Begleitschein- 
abfertigung. Statt  derselben  wird  in  dem  Duplicate 
der  Declaration,  ausser  der  gewöhnlichen  Abgabenquit- 
tung angegeben,  dafs  und  wie  die  Waaren  unter  Blei- 
verschlufs  gesetzt  worden  sind,  und  innerhalb  welcher 
Frist  und  über  welches  Zollamt  der  Wiederausgang 
derselben  ohne  weitere  Abgabenentrichtung  erfolgen  dürfe. 
Verordn.  des  Finanz -^Minister,  vom   12.  Jan.  1819. 
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§.  29.     cf.  Vcreins-Zolltarif  V.  §.  0.  h.    —    Baier.   und 
Würtemb.  ZoUordn.  §.  90.  93. 

Beim  direkten  Transit  auf  Flüssen,  wo,  in  Folge 
bestehender  Staats  vertrage,  besondere  Siclierlieitsinaafs- 
regeln  zum  Schutze  der  Zolleinrichtungcn;  durch  Mani- 
festirung,  Verschlufs  der  dazu  gehörig  vorgerichteten 
SclüfTe,  oder  durch  Schifisbegleitung  u.  s.  w.  verein- 
baret sind,  treten  diese  an  die  Stelle  ^'^s  gewöhnlichen 
Abfertigungs  Verfahrens. 

Baier.  und  Würtemb.  Zollord.  §.  103. 

§.    695. 

Werden  Waaren  ausgeführt,  welche  mit  einer 
Ausgangs  ab  gäbe  belegt  sind,  so  mufs  die  Abgabe 
entweder  bei  dem  Gränz- Zollamte,  über  weiches  der 
Ausgang  Statt  findet,  oder  vorher  bei  einem  Haupt- 
amte im  Innern  entrichtet  werden. 

Preufs.    Zollordn.    §.    92.      Baier.    und  Würtemb 
Zollordn.  §.  104.  132. 

Bei  der  Declaration  und  Revision  sind  die  obigen 
Vorschriften  zu  beobachten,  bei  der  Revision  jedoch 
mit  der  Maafsgabe,  dafs  die  Prüfung  darauf  gerichtet 
werden  mufs,  dafs  nicht  mehr,  und  keine  mit  einer 
hohem  Abgabe  belegten  Waaren,  als  declarirt  worden, 
ausgehen. 

Preufs.   Zollordn.    'J.    92.       Baier.    und    Würtemb. 
Zollordn.  §.  104—106. 

Führt  der  Transport  nach  dem  Bestiinjnungsortc 
noch  einmal,  nach  vorheriger  Berührung  des  Auslan- 
des, durch  das  Inland,  so  mufs  die  Strasse,  auf  wel- 
cher zur  letzten  Ausgangsstellc  gefahren  werden  soll, 
und  die  Zeit,  binnen  welcher  die  endliche  Ausfuhr  be- 
wirkt werden  nud^s,   In  der  (Quittung  bemerkt  werden. 
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Bei  der  letzten  Ausgangsstation  wiivl  nach  vorlieriger 
Jlevision  der  Waare,  der  Ausgang  auf  der  Quittung 
fjescheinigt. 

Roscr.  des  Finanz -Minist,  vom  12.  Januar  1819.  — 
Baici\  und  Würtemb.  Zollordn.  §.  107. 

Kommt  es  auf  den  Bev/eis  der  wirklich  erfolg- 
ten Ausfuhr  an,  so  mufs  der  Waarenführer  den  Be- 
gleitscliein,  welcher  ihm  auf  seinen  Antrag  ausgefertigt 
wird,  von  dem  an  der  Binnenlinie  belegenen  Amte 
(wenn  die  Zollstrasse  mit  einer  solchen  besetzt  ist)  Le- 
.schcinigcn  lassen ,  und  die  Waaren  daselbst  zur  Besich- 
tigung stellen.  Hierauf  mufs,  ohne  Unterschied,  ob 
eine  Voranmeldung  Statt  gefunden  hat,  oder  nicht,  die 
Waare  bei  demjenigen  Gränzzollamte  angemeldet  und 
gestellt  werden,  über  welclies  die  Ausfuhr,  nach  In- 
lialt  des  Begleitschei?ies  geschehen  soll,  und  dieses  be- 
wirkt die  Abfertigung,  naclidem  es  sich  durch  genaue 
Revision  der  Waare  die  Ueberzeugung  verscliafTt  hat, 
dafs  diejenigen  Gegenstände  vorlianden  sind,  auf  welche 
der  Begleitschein  lautet. 

Ist  eine  dieser  Förmlichkeiten  verabsäumt,  so  bleibt 
es  dem  Ermessen  des  Finanzministers  überhissen,  ob 
der  Ausgang,  in  Bezug  auf  die  Ansprüche  der  Zollver- 
waltung, als  erwiesen  anzunelimen  sey. 

Preufs.  Zollordn.  ?.  93.  94.     Baier.   imd  Würtemb- 
Zollordn.  §.  1)1. 

Gehen  Waaren  aus,  die  einer  Ausgangsabgabe 
nicht  unterworfen  sind,  und  deren  Ausgang  auch 
nicht  erwiesen  zu  werden  braucht,  so  bedarf  es  einer  An- 
meldung bei  dem  Au^^gangs- Zollamte  nicht,  die  Waaren 
unterliegen  aber  der  gewöhnlichen  Transportcontrolle 
im  Gränzbozirke. 
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Das  gewölmliche  Reisegepäck  fler  Reisenden  ist  bei 
dem  Ausgange  keiner  Revision  unterworfen. 

Preufs.   Zollordn.    §.   97.       Baier.    und    Würlemb. 
Zollordn.  §.  108. 

§.     696. 

Die  mit  den  gewöhnlichen  Fahrposten  eingehen- 
den Waaren  müssen  mit  einer  Inhaltserklärung  in 
deutscher  oder  französischer  Sprache  versehen 
seyn,  und  werden  im  ersten  Ümspannungsorte  entweder 
revidirt  oder  unter  Verschlufs  gelegt. 

Für  alle  vom  Auslande  eingehenden  Strassen,  welche 
von  Extraposten  befahren  werden,  soll  der  Ort  öffent- 
lich bekannt  gemacht  werden,  wo  die  Extrapost- 
Reisenden  verpflichtet  sind,  anzuhalten,  ihr  Reisegepäck 
zur  Revision  zu  stellen,  und  von  zollpflichtigen  Gegen- 
ständen die  Eingangsabgabe  zu  entrichten.  Gegen  Lei- 
stung vollständiger  Sicherheit  für  den  höchstmöglichen 
Abgabenbetrag  kann  die  Revision  beim  Eingange  un- 
terbleiben; der  Waarenverschlufs  mufs  aber  angelegt, 
und  die  weitere  Behandlung  einem  corapetenten  Amte 
im  Innern  oder  dem  Ausgangsamte  vorbehalten  bleiben. 

Extraposten  mit  Kaufmannswaaren  sind  den 
allgemeinen  Vorschriften  unterworfen.  Sie  werden 
ohne  Rücksicht  auf  den  Ort,  wo  sich  die  Poststat-ion 
befindet,  bei  dem  Gränz- Zollamte  revidirt,  gehen  aber 
in  der  Abfertigung  andern  Waaren  vor. 

Preufs.  Zollordn.  §.   96.   —  Baier.   und  Würtemb. 
Zollordn.  §.  101.  102.  131. 

§.    697. 

Zu  den  Anstalten  zur  Erhebung  und  Siche- 
rung der  Zölle  gehört: 

1)  die  Begleitschcin-Controlo  (s.  oben). 

Preufs. 
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PrcTifs.  Zollordn.  §.  26.  27.  7J.     Baicr.  und  Wür- 
tciiib.  Zollordn.  §.  49.  50.  Ü4. 

Jeder  Empfänger  eines  Begleilsclieins  übernimmt 
aus  demselben  die  Verpflichlung ,  für  den  Betrag  der 
Eingangsabgaben  von  den  darin  verzeichneten  Waaren 
\nul,  wenn  die  Art  derselben  durch  specielle  Revision 
nicht  festgestellt  worden,  für  den  Betrag  dieser  Abga- 
ben nach  dem  darauf  anzuwendenden  höchsten  Erhe- 
bungssatze des  Tarifs  zu  haften,  imgleiehen  die  Ver- 
bindliclikeit,  dieselben  Waaren  in  unveränderter  Gestalt 
und  Bienge  in  dem  bestimmten  Zeiträume  und  an  dem 
angegebenen  Orte  zur  Revision  und  weitern  Abferti- 
gung zu  stellen.  Kommen  demnächst  bei  der  Revision 
andere,  als  die  declarirten  Waaren  zum  Vorschein,  so 
konuncn  die  Strafbestinnnungen  wegen  unrichtiger  Waa- 
rendeclaration  zur  Anwendung  ä). 

Preufs.  Zollordn.  §.  28.  29.  cf.  Verordn.  vom  19. 
Nov.    1824.    —   Baier.   und  Würtemb.  Zollordn.   §.  52. 

53.     cf.  Preufs.  Zollordn.  §.   30.   —    Baier.   und   Wür- 

* 

temb.  Zollordn.  §.51.  54. 

a)  Ucbcr  (las  besondere  Vcrfabrcu,  je  nachdem  die  La- 
dung für  verscliicdenc  Empfänger  und  Orte  besiimmt  ist, 
oder  die  Jßesiimmung  der  ganzen  Ladung  unterwegs  geiheilt 
werden  mufs,  sprechen :  die  Preufs.  Zollordn.  §.  31.  32.  33, 
die  Baicr.  und  Würlcnib.  Zollordn.  §.  55.  56.  57. 

2)  Der  Waaren- Vers  chlufs.  Derselbe  soll  das 
Mittel  seyn,  sich  zu  versichern,  dafs  die  Waare,  bis 
zur  Lösung  des  Verschlusses  durch  eine  dazu  befugte 
Dienststelle,  nach  Menge,  Gattung  und  Beschaffenheit 
unverändert  erhalten  bleibe.  Er  besteht  in  der  Regel 
in  ausgeprägten  Bleien  (Plomben),   begreift  aber  auch 

45 
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die  Anwendung  jedes   andern   passenden  Verschlufsmit- 
lels  z.  B.  die  Versiegelung  u.  s.  w.  in  sich. 

rreufs.  Zollordn.  §.  18  —  20.  22.  —  Baier.  und 
Würtemb.   Zollordn.  §.  40  —  43.  45. 

3)  Niederlagen  unverzollter  Waaren,  d.  s. 
Packhöfe  (Hallen,  Lagerh  user,  Freihäfen),  Zollager 
bei  Hauptzollämtern  oder  auch  nach  Umständen 
bewilligte  Privatlager  s.  oben. 

Preufs.  Zollordn.  §.  34.  35.  47.  42.  43.  44.  48.  60- 
50.  51.  49.  53.  54.  55.  —  Verordn.  des  Finanz-Min. 
vom  22.  August  1826  und  vom  24.  Dec.  1824.  —  Baier. 
und  Würtemb.  Zollordn.  §.  39.  109  —  112.  119.  121. 
113.  114.  115.  116.  118.  120.  122—124.  125.  126. 
127  —  129. 

§.    698. 

Was  die  besondern  Verkehrserle ichterungen, 
Befreiungen  und  Ausnahmen  betrifft,  so  ist  ver- 
ordnet: 

1)  Hinsichtlich  der  Versendungen  aus  dem  In- 
lande  durch  das  Ausland  nach  dem  tnlande. 
Von  dem  oben  ausgesprochenen  Grundsatze,  dafs  alle 
vom  Auslande  eiiigelienden  Gegenstände,  in  Hinsicht 
auf  Zollpflichtigkeit,  als  fremde  zu  betrachten  sind,  fin- 
det eine  Ausnalime  daliin  Statt,  dafs  Gegenstände  des 
freien  Verkelirs,  es  mögen  fremde  verzollte  Waaren 
oder  inländische  Erzeugnisse  seyn,  welche  vom  Inlande, 
durch  das  Ausland  nach  dem  Inlande  versendet  werden, 
beim  Wiedercingange  in  das  letztere  dann  Von  allen 
Zollentrichtungen  befreit  bleiben,  wenn  die  vollständige 
Ueberzeugung  vorlianden  ist,  dafs  dieselben  Gegenstände 
wieder  eingehen,  welclie  aus  dem  Inlande  ausgegan- 
gen sind. 
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Preufs.  Zollordn.   §.   62.    101.    102.   —   Baier.  und 
Würteiub.  Zollordn.  §.  134.  152. 

2)  Hinsichtlich  des  Verkehrs  inländischer  Fa- 
brikanten und  Producenten  nach  ausländischen 
Messen  und  Märkten:  Wegen  der  Bedingungen  und 
Controlinaafsregeln ,  unter  welchen  inländische  Fabri- 
kanten, die  mit  eigenen  Fabrikaten  fremde  Messen  be- 
zielien,  den  unverkauften  Theil  dieser  erweislich  eige- 
nen Fabrikate  ohne  Entrichtung  der  Eingangsabgabe 
zurückbringen  können,  bestimmen  besondere  Regulative 
das  Nähere.  Inländisclie  Handwerker,  welche  die 
Märkte  in  benachbarten  Orten  des  Auslandes  mit  ih- 
rer selbst  verfertigten  Waare,  die  jedoch  kein  Gegen- 
stand der  Verzehrung  seyn  darf,  besuchen,  können  den 
unverkauften  Theil  derselben  unter  folgenden  Bedingun- 
gen abgabenfrei  wieder  einführen: 

die  Aus  -  und  Wiedereinfuhr  mufs  über  eine  und  die- 
selbe Zollstelle,  und  zwar  über  ein  Hauptamt  oder 
über  ein  Neben -Zollamt  erster  Klasse  (s.  oben)  Statt 
finden ; 

über  die  Gegenstände  der  Ausfuhr  mufs  dem  Aus- 
gangsamte eine  vollständige  Anmeldung  übergeben 
werden ; 

sie  müssen  demselben  zur  Besichtigung  vorgezeigt  und 
auf  Kosten  des  Inhabers,  so  weit  sie  bezeichnungs- 
fähig sind,  bezeichnet  werden; 

die  Wiedereinfuhr  des  unverkauften  Theils  mufs  in 
einer,  von  dem  Amte  zu  bestimmenden,  kurzen  Zeit- 
frist erfolgen  und  die  zurückgeführten  Gegenstände 
müssen  demselben  Amte  wieder  zur  Besichtigung  vor- 
gelegt werden. 

Preufs.  Zollordn.  §.  62.  a.  96.  b      cf.  V^erordn.  des 

45* 
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Finanz  -  Minist,   vom    19.   März   1S19.    —     Baier.    und 
Wünenib.  Zollordn.  §.  135.  136.  137. 

8)  Wenn  ausländische  Handel-  und  Gewerb- 
t  reib  ende,  Messen  und  Märkte  im  Vereinsgebiete 
beziehen  und  für  den  unverkauften  Theil  ihrer  Waaren 
den  Erlafs  der  Eingangsabgabe  bei  der  Wiederausfuhr 
in  Anspruch  nehmen,  so  kommen  mit  den  sich  von 
selbst  ergebenden  Abvreichungen,  dieselben  Bestimmun- 
gen zur  Anwendung,  welche  oben  für  den  umgekehrten 
Fall  gegeben  sind. 

Preufs.  Zollordn.   §.   65.  76.  —    Baier.  und  Wür- 
lemb.  Zollordn.  §.  138.  142. 

§.    699. 
Zu  den  zum  Schutze  der  Zollabgaben  dienen- 
den Einrichtungen  gehört  namentlich  auch: 

1)  Die  Controle  im  Gränzbezirke,  welche  durch 
besondere  Vorschriften  über  die  Transport  controle, 
so  wie  über  die  Controlirung  der  Handel-  und 
Gewerbtreibenden  bestimmt  wird,  so  wie  die  Con- 
Irole  im  Binnenlande  (s.  oben). 

Preufs.  Zollordn.  §.  6.  97.  8.  Verordn.  des  Finanz- 
Minist,  vom  8.  Oct.  1829.  —  Baier.  und  Würtemb. 
Zollordn.  §.  143  —  145,  23  —  25,  58  —  59,  146.  Preufs. 
Verordn.  vom  19.  und  25.  Nov.  1824.  —  Verordn.  des 
Finanz- Min.  vom  25.  Nov.  1824.  §.  2.  7.  —  Baier.  u. 
Würtemb.  Zollordn.  §.  180.  181. 

Sind  Gründe  vorlianden  zu  vermuthen,  dafs  ein  Ge- 
werb treiben  der  sich  einer  Uebertretung  «Icr  Zollge- 
setze schuldig  gemacht  liabe,  so  sind  zu  deren  Ausmit- 
lehmg,  Revisionen  der  Waarenlager,  Untersu- 
chungen über  die  gescheiiene  Verzollung  der 
vorgefundenen    ^V\^aren    und   selbst   Hawsvisita- 
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lionen  zulässig;.  Es  miifs  aljcr  die  Leitung  solcher 
Waarenlager-Kevisioiien  von  einem  Obcrcontroleur  oder 
einem  Beamten  höliern  Ranges  geschehen,  und  hei  Haus- 
visitationen eine  Local- Gerichts- Person  zugezogen  wer- 
den. Dasselbe  kann  Statt  finden,  wenn  der  Verdacht 
vorhanden  ist,  dals  andere  Personen  ein  Gewerbe 
mit  zollpflichtigen  Waaren  keimlich  treiben-  Der 
lieobachtuns  der  erwähnten  Förmlichkeiten  bedarf  es 
jedoch  nicht,  wenn  auf  der  That  betrolTene,  von  den 
Aufsichtsbeamten  verfolgte  Schleichliändler  in  fremden. 
Geholten  oder  Häusern  einen  Zufluchtsort  suchen. 

Preufs.  Zollordn.  §.  15.  147.  Verordu.  v.  19.  Nov. 
1824  cf.  die  Steuerordn.  v.  8.  Febr.  1S19.  §.  55.  -r- 
Baier.  und  >yürtemb.  Zollordn.  ^.  169. 

§.    700.. 

Was    die   Dienststellen    und    Beamten.,    derenv 
amtliche  Befugnisse  und    ihre  Pflichten    gegen 
das  Publikum  betrilTt,  so  genügt  hier  die  Anführung 
nachstellender  Hauptvorschriften ; 

Im  Gränzbezirken  soll  jede  nach  den  Vorschrif- 
ten des  Zollgesetzes  einzurichtende  Erhehungs-  oder  Ab- 
fertigungsstelle durch  ein  Schild  mit  dem  Landesw.ap- 
pen  und  einer  Inschrift  bezeichnet  werden,  aus  welcher 
hervorgeht,  welche  Behörde  daselbst  ihren  Silz  hat, 
Ueberdies  soll  bei  jedem  Anmcldungsposten,  oder  wenn 
ein  solcher  nicht  vorJianden  ist,  bei  dem  Gränz-ZoU- 
amte  ein  Schlagbaum  errichtet  werden. 

Eine  öffentliche  Bekanntmachung  bezeichnet 
die  angeordneten  Zollstrassen,  und  giebt  an,  auf  welchen 
derselben  und  wo  die  Anuieldungsposten,  Ilaupt- 
zollämter  und  Nebenzollämtor  1.  und  2.  Klasse, 
so  wie  die  Aufsichtsstellen   an  der  Binnenlinie  er- 
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richtet  worden  sind,  und  \yo  sicli  die  Revisionsstellen 
zur  Abfertigung  der  eingelienden  Extraposten  befinden. 
Preufs.  Zollordn.  §.  9.  10.  11.  12.  16.  152,  14. 
Vcrordn.  des  Fin.  IMin.  vom  8.  Oct.  1829.  Preufs. 
Steuerordn.  v.  8.  Febr.  1819.  §.  97.  Bekanntmachung 
des  Fin.  Minist,  vom  27.  Sept.  1825.  —  Verordn.  des 
Fin.  Min.  vom  2.  Aug.  1832  und  Bekanntmachung  des- 
selben vom  25.  Nov.  1824.  §.  5.  —  Baier.  und  Wür- 
temb.  Zollordn.  §.  34  —  51.  §.  21.  26.  34.  26  —  29.  35. 
170  —  175. 

Im  Innern  des  Landes  bestehen  zur  Erhebung 
der  Ein-,  Aus-  und  Durchgangsabgaben,  Hauptsteu- 
erämter, Untersteuerämter,  Steuerreceptu- 
ren  u.  s.  w. 

Preufs.    Zollordn.    §.   14.       Baier.    und  Würtemb^ 
Zollordn.  §.  31  —  33, 

Die  Geschäftsstundeu  sind  im  Gränzbezirke 
(mit  Ausnahme  der  Abfertigung  der  Reisenden,  welche 
stets  ohne  Aufenthalt  geschehen  mufs) 

in  den  Winlcrmonaten  October  bis  Februar  incl.  Vor- 
mittags von  1^  bis  12  Uhr,  und  Nachmittags  von  1 
bis  5 2  Uhr; 

in  den  übrigen  Monaten  Vormittags  von  7  bis  12  und 
Nachmittags  von  2  bis  8  Ulir, 

Bei  den  Hauptstcuerämtern  im  Innern: 
vom  October   bis   Februar   incl.  Vormittags  von  8  bis 
12   Uhr   und    Nachmittags   von    1    bis  5  Ulir,  in  den 
übrigen   Monaten   von    7    bis    12   Uhr   und   von  2  bis 
5  Uhr. 

Preufs.    Zollordn.   §•   106.  —    Baier.  und  Würtcmb. 
Zollordn.  §.   166. 

Die  Beamten  mU:!kSen   bei  der  Zollerhebung  sich  ge- 
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nau  nach  den  vorgescliriebcncn  Sätzen  ricliten.  Zu 
viel  erhobene  Beträge  werden  zurückgezahlt,  wenn 
binnen  Jaliresfrist,  vom  Tage  der  Verzollung  an  gerech- 
net, der  Anspruch  auf  Ersatz  angemeldet  und  beschei- 
niget wird.  Zu  wenig  oder  gav  nicht  erhobene  Be- 
träge können  gleichfalls  innerhalb  Jahresfrist  von  den 
Zollpflichtigen  nachträglich  eingezogen  werden. 

Preufs.  Verordn.  v.  30.  Oct.  1827.  §.  4,     Baicr.  u. 
Würtemb.  ZoUordn.  §.  178. 

3)    Verkehr    innerhalb    des    Vereinsgebietes 

(Steuer  von  inländischem  Branntwein,  Bier, 

Wein    und   Tabak). 

§.    701. 

Hinsichtlich  des  Verkehrs  im  Innern  des  Vereinsge- 
bietes sind  alle  Waaren,  welche  aus  einem  dazu  gehö- 
rigen Lande  in  ein  anderes  übergehen,  ebenso  anzuse- 
hen, als  ob  dieser  Uebergang  nur  im  Inlande 
Statt  gefunden  habe.  Auch  sind  die  Abfertigungen  der 
Zoll-  und  Steuer- Aemter  in  den  Vereinsslaaten  so.  zti 
betracliten,  als  ob  sie  von  einheimischen  Behörden  selbst 
ausgegangen  wären. 

Baier.  und  Würtemb.  ZoUordn.  §.  180. 

Unter  den  aufgehobenen  Binnenzöllen  o),  sind  in  den 
Staaten  des  Thüringischen  Vereins  auch  diejenigen  be- 
griffen,  welche   unter   dem   Namen   Geleit   oder  unter 
irgend  einer  andern  Benennung  bestanden  haben  b). 
a)   Es  geboren  hierzu  jedoch  uiclit  die  Wasserzölle. 

h)    Li   Gemäfshcit   des   Vertrages    vom     10.    Mai    1833. 
Art.      . 

§.    702. 
Es  hören  ausserdem  alle  Stapel-  und  Umschlags- 
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rechte  auf,  und  die  Anhaltuiig,  Verladung  und  Lage- 
rung der  AVaaren  soll  nur  gcschelien,  in  so  weit  sie 
durch  die  ZoUordnung  und  die  SchillTahrts  -  lieglcmenls 
zulassig  oder  vorgeschrieben  ist. 

§.    703. 

Die    Steuer    von    inländischem    Branntwein 
Bier,   Wein  und  Tabak,  soll  in  sämnitlichen  Ver- 
einsslaalen möglichst  nach  gleichen  Grundsätzen  erhoben, 
und  alsdann  beim  üebergang  aus  einem  Staate  in  den 
andern  keine  Nacherhebung  Statt  finden. 

Es  ist  jedoch  zugleich  bestimmt,  dafs  bis  zur  Be- 
werkstelligung dieser  Gleichmässigkeit,  zur  Vermeidung 
der  Naclitheile,  die  eine  ungleiche  Besteuerung  für  ei- 
nen Theil  der  Producenten  haben  würde,  in  dem  Falle, 
wenn  die  Steuer  im  Lande  des  Ursprungs  noch  nicht 
so  hodfi  ist,  als  im  Laude  des  Verbrauchs,  beim  Ueber- 
gange  eine  Ausgleich ^mgsabgabe  o)  erlegt  werden 
soll,  welche  dem  Staate  zukommt,  nach  welchem  die 
Versendung  geschieht.  Veränderungen,  welche  in  den 
Steuern  von  inländischen  Erzeugnissen  der  betheiligteu 
Staaten  eintreten,  haben  auch  Veränderungen  in  den 
Ausgleichungsabgaben  zur  Folge. 

Die  gegenwärtig  im  Preu^sischen  Staate  bestehenden 
Sätze  der  Steuern  von  inländischem  Traubenmost  und 
Wein,  von  Tabaksbau  und  Branntwein,  so  wie  die  ge- 
genwärtig in  Baiern  bestehende  Steuer  von  inländischem 
geschrotencm  Älalz  und  Bier  (Mal^aufschlag) ,  sollen  je- 
denfalls den  höchsten  Satz  desjenigen  bilden^  was  in 
einem  Vereinsstaale,  welcher  jene  Steuern  eingeführt 
hat,  oder  künliig  etwa  einführen  sollte;,  an  Ausgleichung  s 
abgaben  von  diesen  Artikeln  bei  deren  Eingang  aus 
einem  Lande,   in   wclcheni  keine   Steuer  auf    dieselben 
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Erzeugnisse  gelogt  ist,  crliobcn  werden  darf,  wenn  ancli 
die  betrcfl'ende  Steuer  des  Staates,  welcher  die  Ausglei- 
chungsabgabe beziehet,  diesen  höchsten  Satz  überztei- 
gen  sollte. 

Rückvergütungen  der  inländischen  Staatssteuer 
bei  der  Ueberfulir  der  besteuerten  Gegenstände  in  ein 
anderes  Vereinsland  finden  nicht  Statt. 

Auf  andere  Erzeugnisse,  als  Bier  und  Malz,  Brannt- 
wein Tabaksblätter,  Traubenmo^it  und  Wein,  soll  unter 
keiüer    Bedingung    eine    Ausgleichungs- Abgabe    gelegt 
,  werden  h). 

a)  In  denjenigen  Vereinsstaaten,  wo  ßclion  jetzt  eine 
UcbcreiDstimmung  der  Branntweinsteuern  bestehet ,  ist  die 
Einnahme  derselben  unter  den  betrefTenden  Yereinsstaaten 
eine  gemeinschaftliche.  Verträge  vom  30.  März  und  11.  Mai 
1833. 

h)  Der  Ausgleichungsabgabe  sind  solche  Gegenstände 
nicht  unterworfen,  von  welchen  durch  die  in  der  Zollord- 
nung vorgeschriebene  Weise  dargethan  ist,  dafs  sie  als  aus- 
ländisches Ein-  oder  Durchgangsgut  die  zollamtliche  Behand- 
lung bei  einer  Erhebungsbehörde  des  Vereins  bereits  bestau- 
den  haben,  oder  derselben  noch  unterliegen,  und  ebenso  we- 
nig diejenigen  im  Umfange  des  Vereins  erzeugten  Gegen- 
stände, welche  nur  durch  einen  Vereinsstaal  transitiren,  um 
entweder  in  einen  andern  Vereiusstaat,  oder  nach  dem  Ausr 
lande  geführt  zu  werden. 

4)    Benutzung  der  Communicatious-Anstalten. 

§.  704, 
Hinsichtlich  der  Abgaben  für  Benutzung  der 
Communications-Anstalten  sollen  zwar:  die  con- 
ventionellen  Wasserzölle,  so  wie  alle  andern  wohlbe- 
gründeten Erhebungen  und  Leistungen,  welche  zur  Un- 
terhaltung der  Stromschiü'fahrt   und  riösserei,  der  Ka- 
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näle,  Schleusen,  Brücken,  Fähren,  Kunststrassen,  Wege, 
Krahnen,  Waagen,  Niederh^gen  und  andern  Anstalten 
zur  Erleichterung  des  Verkelus  bestimmt  sind,  auch 
künftig  noch  erlegt  werden.     Es  sollen  jedocli: 

1)  die  Wasserzölle  auf  der  Elbe,  der  Weser 
und  dem  Rhein  nur  nach  den  deshalb  geschlossenen 
Verträgen  erhoben  und  auf  dem  Rhein  und  dessen 
Nebenflüssen  (Mosel,  Main,  Nekar)  künftig  für  Er- 
zeugnisse der  Vereinslaude  möglichst  ermässigt,  auch 
sobald  Vereinigungen  deshalb  zu  Stande  kommen,  bis 
auf  die  Recognitionsgebühren  ganz  erlassen  werden. 

2)  dem  Elbzolle  sind: 

d)  Waaren,  welche  vermittelst  der  Elbe  durch  das 
Preufsische  und  Sächsische  Gebiet  unmittelbar 
durchgeführt  werden;,  mit  den  vollen  Sätzen, 
wie  solche  conventionsmässig  festgesetzt  sind,  un- 
terworfen. Findet  bei  der  Durchfuhr  eine  Umla- 
dung oder  Lagerung  zur  Spedition  oder  zum  Zwi- 
schenhandel Statt,  so  kann  von  der  Regierung  des 
Staats,  in  dessen  Gebieto  der  Umschlag  erfolgt,  ein 
Erlafs  an  dem  Elbzolle,  jedoch  niclit  höher,  als  zu 
\  der  conventionsmässigen  Sätze,  welche  sie  zu  er^ 
heben  hat,  bewilligt  werden  (i)\ 

V)  der  Waarentransport  auf  der  Elbe  aus  dem  Ge- 
biete eines  der  beiden  gedachten  Staaten  nach 
dem  Gebiete  des  andern,  oder  aus  einem  die- 
ser Staaten  nach  dem  Auslande,  oder  umgekehrt 
aus  dem  Auslände  nach  dem  Gebiete  eines  dersel- 
ben, ist  in  der  Regel  von  aller  Zollentrich- 
tung frei,  unterliegt  jedoch  der  Entrichtung  der 
convcntionsmässigenRecognitionsgeldcs^); 

r)    Waaren,  welche  auf  der  Elbe  in  das  Gebiet  eines 
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der  beiden  Slaaten  eingehen,  um  zu  Lande 
wieder  ausgeführt  zu  werden,  oder  welche  um- 
gekehrt zu  Lande  ein-  und  auf  der  Elbe  wie- 
der ausgehen,  unterliegen  neben  den  Conventions- 
massigen  Recognitionsgelde  der  Durcligangsabgabe 
nach  dem  Zolltarife. 

3)  Die  Wasserzölle  auf  andern,  als  den  ge- 
nannten Strömen  sollen  nach  den  besondern  Anord- 
nungen der  betreffenden  Regierungen  erhoben,  dabei 
jedoch  die  Unterthanen  der  Vereinsstaaten  und 
ihre  Schiffsgefässe  und  Waaren  überall  gleich  behan- 
delt werden. 

4)  In  den  Ländern  des  Thüringischen  Vereins  sol- 
len weder  neue  Wasserzölle  eingeführt,  noch  die 
bestehenden  ohne  allseitige  Zustimmung  erhöhet 
werden. 

5)  Das  Chauseegeld  im  Preufsischen  soll  als  der 
höchste  Satz  angesehen  und  nirgends  im  Vereinsgebiete 
überschritten  werden. 

6)  Die  Abgaben  für  Benutzung  anderer  Commu- 
liicationsanstalten  sollen  nur  in  dem  Betrage  bei- 
behalten oder  neu  eingeführt  werden,  als  sie  den  ge- 
wöhnlichen Herstellungs-  und  Unterhaltungs- 
kosten angemessen  sind. 

7)  Die  sämmtlichen  Communicationsabgaben  bleiben 
dem  Privatgenusse  der  betreffenden  Staaten  vorbehalten. 

o)   Vertrag  vom  30.  März  1833.  Art.  15.    1. 

b)  Eine  Ausnahme  hiervon  findet  in  dem  Falle  Statt, 
wo  bei  der  Einfuhr  aus  dem  Auslande  das  Gebiet  eines 
der  beiden  Staaten  ohne  Löschung  und  Lagerung  durch- 
fahren wird,  in  welchem  Falle  neben  dem  Kecognilionsgelde 
ein  Vieriheil  des  Eibzoll -Aulhcils  des  IctÄlercu  Staates  zu 
CDtrichtcu  ist. 
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5)    Gleichstellung    der    ünterthanen    im    Ver- 

einsgebicte. 

705. 

Alle  ünterthanen  des  Vereinsgebietes  sol- 
len beim  Genüsse  von  Begünstigungen  und  Vorthei- 
len,  welche  die  eigenen  Uaiterthanen  gemessen,  gleich 
gestellt  seyn  o). 

a)  Es  sind  z.  B.  Handlungsrciscnde,  welche  Dicht  Waa- 
ren  selbst,  sondern  nur  Muster  derselben  bei  sich  führen, 
um  Bestclluiigcn  zu  suchen,  wenn  sie  die  Berechtigung  zu 
diesem  Gewerbebetriebe  in  dem  Vereinstaate,  in  welchem 
sie  wohnen,  durch  Entrichtung  der  gesetzlichen  Abgaben  er- 
worben haben,  oder  im  Dienste  solclicr  inländischen  Ge- 
werbtreiben oder  Kaufleute  stehen ,  in  den  andern  Staaten 
keine  weitere  Abgaben  dafür  zu  entrichten  verpflichtet. 

§.  706. 
Begünstigungen  für  Gewerbtreibende  hin* 
sichtlich  der  Steuerentrichtung,  welche  nicht  in  der 
Zollgesetzgebung  selbst  begründet  sind,  fallen  der  Staats- 
kasse derjenigen  Regierung  zur  Last,  welche  sie  bewil- 
ligt hat.  Einer  nähern  Verabredung  bleiben  die  Maafs- 
gaben  vorbehalten,  unter  denen  dergleichen  Vergünsti- 
gungen zu  bewilligen  sind  o). 

a)  Der  Regel  nach  sollen  persönliche  oder  örtliche  Be- 
giinslIgungcQ  und  Befreiungen  nicht  Statt  linden. 

G)    Gemeinschtliche  Einnahme  dcv  contrahi- 
r  enden  Staaten» 

,§.    707. 

Dieselbe  bezielit  sich  auf  den  Ertrag  der  Eingangs-, 

Ausgangs-  und  Durcbgangsabgaben  in   dem  Vereinsge- 

bicte,   mit  Einschlufs  der,   dem  Zollsystem  der  contra- 

hirendcn    Staaten    bisher    schon    beigctrcteuen  Länder. 


—     713    — 

•Von  dieser  Gerne inscliaft  sind  ausgeschlossen, 
und  es  verbleiben  jeder  Regierung  in  ihrem  Gebiete: 
Zollstrafen  und  confiscirte  Gegenstände^ 
die  Steuern,  welclie  im  Innern  eines  jeden  Lan- 
des von  inländisclien  Erzeugnissen  erhoben  werden 
einschliefslich  der,  davon  vorbehaltenen  Ausglei- 
chungsabgaben;  « 

die  ^yasserzölle; 

Chaussee  -  Abgaben,  Pflaster-,  Damm-,  Brücken-, 
Fulir-,  Canal-,  Schleusen-,  Hafengelder,  so  wie 
Waage-  und  Niederlagegebiihren,  oder  gleichartige 
Erhebungen. 

§.  708. 
Behufs  des  Nachweises  und  der  Theilung  der 
gemeinschaftlichen  Einnahme,  sind  von  den 
ZoUerhebungs- Behörden  über  dergleichen  Einnahmen, 
Quartal-Extrakte  aus  den  besonders  vorgeschriebe- 
nen Registern  und  Final-Abschlüsse  nach  dem  Jah- 
res- und  Bücherschlusse,  an  die  Zolldirectionen  zu  sen- 
den, welche  dieselben,  nacli  vorheriger  Prüfung,  in  eine 
Hauptübersicht  zusammenstellen.  Diese  Hauptüber- 
sichten werden  an  das  Centralbureau  gesendet,  zu 
welchem  ein  jeder  der  Vereinsstaaten  einen  Beamten 
zu  senden  die  Befugnifs  hat.  Dies  Bureau  fertigt  alle 
drei  Monate  provisorische  Abrechnungen  an, 
welche  es  den  Central -Finanzstellen  der  Vereinsstaten 
zusendet,  und  bereitet  die  definitive  Jahresberech- 
nung vor. 

Nach  Abzug  der  Pauschquanta  für  Erhebung,  Auf- 
sicht und  Controle,  der  Rückerstattungen  für  unrich- 
tige Erhebungen  und  der  auf  den  Grund  besonderer  ge- 
meinschaftlicher  Verabredungen    erfolgten    Steuervergü- 
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langen  und  Ermässigungen,  werden  die  gemeinschaft- 
lichen Abgaben  nach  dem  Verliältnisse  der  Bevöl- 
kerung, deren  Stand  alle  3  Jahre  ermittelt  und  ge- 
genseitig mitgetheilt  wird,  unter  den  vereinten  Staaten 
vertheilt. 

C)     Jährliche  Versammlung   von  Bevollmächtigten 
der   Vereinsreirieruno;en. 
§.    709. 
Eine  solche  findet   Statt   zum  Zwecke   einer  ge- 
meinsamen  Berathung   über  alle   hierher  gehören- 
den Mängel,  Beschwerden  und  Vorschläge.     Ausserdem 
wird    von    dieser   Versammlung    did*  im   vorigen   §.    er- 
wähnte definitive  Abrechnung  geprüft.     Die  for- 
melle Leitung  der  Verhandlung  hat  ein  Vorsitzender, 
dem  indessen  kein  Vorzug  vor  den  übrigen  Bevollmäch- 
tigten zusteht. 

D)    Dauer  des  Zollvereines. 

§.  710. 
Die  Dauer  dieses  Zollvereins  ist  vorläufig  bis  zum 
1.  Januar  1842  bestimmt.  Wird  derselbe  während  die- 
ser Zeit  und  spätestens  2  Jahre  vor  deren  Ablauf  nicht 
gekündigt,  so  soll  er  auf  12  Jahre,  und  so  fort  von  12 
zu  12  Jahren  als  verlängei't  angesehen  werden. 

Anhang: 

1)  Verpflichtung  der  Consuln  hinsiclitlich  der 
Unterthanen   der   Vereinsstaaten. 
^.     711. 
Die  in  fremden    See-   und   Handelsplätzen   angestell- 
ten   Consuln  n)   eines   oder   des  andern  der  con- 


/    I .)  

Iraliireiulen  Staaten  sind  vcrpfliclitet.  sich  clor  Un- 
lerllianen  der  übrigen  Staaten  in  vorkommenden  Fäl- 
len anzunehmen. 

§.  19.  der  Zollvertr.  cf.  Reglement  v.  18.  Sept.  1796 
und  Verf.  des  Finanz- IMinist.  vom  20.  Juli   1829. 

flr)  Für  die  Prcufsisclieii  Consulnic  ist  unterm  10.  Mai 
1832  ein  besonderer  Gcbühreutarif  vollzogen  wordeu. 

2)  Sehriften  über  den  Deutschen  Zollverein 
und  Sammlungen  der  von  demselben  erlassenen 

Verordnungen. 
§.  712. 

In  dcfn  vielen  Schriften  über  den  Deutschen  Zoll- 
verband waltet  grossentlieils  eine  Parteilichkeit  vor, 
welche  sich  mit  dem  grossen  Zwecke  dieses  Instituts 
nicht  vereinigen  läfst.  Es  verdienen  aber  u.  a.  nach- 
stehende einer  empfehlenden  Erwähnung  a)\  Ueber 
den  Deutschen  Zollverein.  (Mit  dem  Anhange:  Ueber- 
sicht  der  Bevölkerung  und  des  Fläclieninlialts  der  zunl 
Deutschen  Zollvereine  gehörigen  Länder).   Berlin  1836. 

Der  Ursprung  und  das  Fortschreiten  des  commer- 
ciellen  Systems  von  Preufsen,  und  die  daraus  hervorge- 
gangene Vereinigung  der  Mehrzahl  der  Deutschen  Staa- 
ten zu  einer  Gleichstellung  der  Zölle  und  Douanen; 
die  Ausdehnung  dieses  Verbandes,  und  sein  Einflu£s  auf 
den  Verkehr  mit  den  angränzenden  Ländern  und  auf 
die  Handels -Interessen  Grofsbrittaniens.  In  vier  Ab- 
Abtheilungen,  nebst  einem  Anhang  über  die  Basis  und 
die  Grundprincipien  d#s  Preufsischen  Zolltarifs.  Aus 
dem  Englischen.  I\Iit  Berichtigungen,  Zusätzen  und  ei- 
ner Vergleiclnmg  der  Brittischen  und  Preufsisch -Deut- 
schen Zolltarife  von   C.    C.  Becker.     Auch   unter  dem 
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Titel:  über  den  Deulschen  ZoUverbaiid  von  Becker. 
Mit  1  Kärtchen,  gr.  8.  2  Bde.  Cöln  und  Aachen,  Kolmen. 
Eine  vollständige  Belehrung  über  die  Grundgesetz- 
gebung des  Deutschen  Zollverbandes,  so  wie  über  die 
Ersänzunsen  und  weitern  Anordnungen  über  die  Ver- 
hältnisse  desselben  giebt  in  einer  liöchst  anschaulichen 
Darstellung: 

Schönbrodts  Sammlimg  der  Verordnungen  über  die 
Gewerbe-,    Handels-    und    Abgaben  -  Verhältnisse  in 
den  Vereinsstaaten  Deutschlands.  Potsdam,  seit  1834. 
bis  jetzt  5  Bde.  u.  die  erste,    den   Vereinszolltarif  für 
die  Jahre  1837,  1838  und  1839  enthaltende  Lieferung 
des  sechsten  Bandes. 
a)  S.  auch  Stengers  Abhandhing:   Dealschlands  Zoll- 
verein in  finanzieller  Hinsicht,  in  Schöubrodl's  Sammlung 
Bd.  III.  Liefer.  IL  pag.  320—336. 


Giiihuckt  bei  Trowilzßcli  nnd  Solin. 


Druckfehler, 


Seite  23  Zeile  5  v.  unl.  ist  hinzuzufügen:   Quedlinburg  u.  Leipzig 

1837 

—  63     —     3  V.  unt.  1.  Carlhaginenscr  statt:  Carlhagiuienscr 

—  69    —     6  V.  ob.  I.  Ströhme  statt:  Ströme 

—  76    —     8  V.  unt.  1.  Zcschwitz  statt:  Zscbakwitz 

—  108     —     7  V.  ob.  1.  Verordnung  für  Barcellona  statt :  Für  Bar- 

cellona  Verordnung 

—  137     —     6  V.  ob.  I.  Martens  statt:  Marten's 

—  145     —   16  V.  ob.  1.  Mackeldey  statt:  Macheldey 

—  394     —     1  V.  ob.  1.  Regierang  statt:  egierung 

—  526    —   12  V.  unt.  1.  diffitiren  statt:  diffiliren 

—  660    —     4  V.  unt.  1.  :  statt  . 

—  663    —     3  V.  ob.  1.  Allgemeinen  statt:  allgemeinen 

—  663    —     3.  4  V.  unt.  1.  Nach  Versteuerung  statt:  Nachsteuerung 

—  666    —     8  V.  unt.  I.  nicht  statt:  nichi 

—  667     —   10  V.  ob.  1.  begangenen  statt:  abgegangenen 

—  668  zwischen  Zeile  9  u.  10  1.  §.  643. 

—  672  Zeile  14  v.  ont.  1.  Erlaubnifsscheine  statt:  Elaubnifsscheine 

—  677     —     4  V.  unt.  1.  Strohmschifffahrt  statt:  StromschillTahrt 

—  680    ' —     1  V.  unt.  1.  dann  statt:  darin 

—  692     —     7  V.  ob.  1.  Declaration  statt:  Declarisation 

—  696    —   12  V.  ob.  1.  Ströhmen  statt:  Strömen 

—  702    —     6  V.  ob.  1.  Lagerhäuser  statt:  Lagerh  user 

—  702    —     8  V.  ob.  I.  Privallager,  —  s.  oben  statt:  Privallager 

s.  oben 

—  706    —   14  V.  unt.  1.  mufs):  statt:  mufs) 

—  709    —     1  V.  unt.  1.  Strohmschifffahrt  statt:  Slroraschifffahrt 

—  711     —     8  V.  ob.  1.  Ströhmen  statt:  Strömen 

—  713     —   10  V.  ob.  1.  Fähr-  statt:  Fuhr- 
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